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M. BEER: 


Gegenrevolution H ^ 
und Entfaltung der Revolution. 

Sozialistische Einigkeit. 




I N den Iden des März wurde die Koalition erdolcht, im Rücken 
erdolcht, von der Heimatfront. Glühende Patrioten, deren Augen 
rm Hinterkopfe sitzen, erhoben sich,. teils im Glauben an 
Preußens Stern, teils aus Verzweiflung über die gegenwärtige 
Lage und wühlten mit gepanzerter Faust im wunden Organismus 
des deutschen Volkes. Ihr Glaube an die Heilkraft der Gewalt 
ist ebenso unerschüttert, wie ihre Unkenntnis der geistigen Zu¬ 
stände und Vorgänge ihrer eigenen Volksgenossen. Es sind Männer 
desselben Geschlechts, es sind die Nachkommen des blinden Hödurs, 
die im Juli 1914 in die fiebernde und wirre Psyche Europas 
eingriffen und die Vernunft zum Schweigen brachten. Wie wenig 
wußten jene, wie es in der Seele der deutschen Arbeiterklasse 
aissah, und wie unwissend waren die alten Herrscher im Juli 
1914 über die Vorgänge in den Ententeländern! 

Es ist für Anbeter nationaler Gewalt sicherlich schmerzhaft, 
sich von einer macht- und glanzvollen Vergangenheit zu trennen. 
Oer militärische und autoritäre Geist erscheint mir wie ein 
Schatten, der — um mit Fichte jeden — „über seinem Leichname, 
aus dem soeben ein Heer von Krankheiten ihn herausgetrieben, 
steht und jamtnert, und seinen Blick nicht loszureißen vermag von 
der ehedem so geliebten Hülle, und verzweifelnd alle Mittel ver¬ 
sucht, um wieder hineinzukommen in die Behausung der Seuchen“. 
Er sieht das Werden der neuen Zeit nicht, so stürmisch es sich 
nach allen Richtungen hin regt und dehnt; er geht ganz in 
Schmerz und Verzweiflung über seinen Verlust auf, und in Hoff¬ 
nungen auf das Wunder der Auferstehung. Aber „die Morgenröte 
der neuen Welt ist bereits angebrochen und vergoldet“, wie Fichte 
weiter sagt, „die Spitzen der Berge, und bildet vor den Tag, der 
da kommen soll“. Es sind zwei Welten, zwischen denen eine 
Kluft gähnt, über die keine Koalitionsbrücke sich spannen läßt. 

Der Versuch der Gegenrevolution einigte mit elementarer Kohä¬ 
sionskraft die zerklüfteten Reihen des Proletariats und zum ersten 
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Gegenrevolution und Entfaltung der Revolution- 


Male sah die Welt einen Generalstreik, wie ihn unsere Denker 
sieh vorgestellt hatten. Die lebendige Kraft entwich den Produk¬ 
tionsmitteln, die wie eine nutzlose, seelenlose Masse von Stoff 
dalagen. Die Gewalt zerschellte an der Idee der Freiheit und 
Gleichheit. Die Gegenrevolution atmete vom 13. bis zum 18. März, 
dann verschied sie in der bedingungslosen Kapitulation, die aber 
auch die Koalitionsregierung geistig gesprengt und praktisch tief 
erschüttert hat. 

Die Koalitionsregierung, die aus den Wahlen des 19. Januar 
1919 hervorging, trägt alle Kennzeichen eines nicht ausgefochtenen 
Klassenkampfes, einer steckengebliebenen sozialen Revolution, — 
steckengeblieben, da die äußeren Umstände ihr außerordentlich 
ungünstig waren. Von kapitalistischen und nationalistischen Feinden 
umringt, die auf die Vernichtung der Nation ausgingen; in ihren 
elementaren Lebensbedingungen bedroht als Folge der materiellen 
Erschöpfung des Landes durch den Krieg und die Blockade; ohne 
Aussicht auf sofortige und wirksame Solidarität der Internationale, 
konnten die Volksmassen den Klassenkampf nicht bis zu seiner 
logischen 1 Folge auskämpfen. Die Mehrheitssozialisten zogen den 
demokratischen Gedanken dem Klassenkampf vor und schlossen 
sich mit den bürgerlichen Anhängern der Republik und der Sozial¬ 
reform zu einer Regierung zusammen. Unter dem Drucke der 
Unabhängigen und der Kommunisten führte die Koalition zwar 
manche Reformen durch, die auf die Stärkung des Proletariats 
berechnet sind, aber in dem allgemeinen Wirrwarr der Parolen 
und Schlagworte, die aus dem Osten kamen, und inmitten der 
Schwierigkeiten, die der Waffenstillstand und der Versailler Friede 
mit sich brachten, vergaß man, daß eine der wichtigsten Be¬ 
dingungen zur Sicherung und Fortführung der Revolution die 
Gewinnung der Sympathien der Parzellen- und Kleinbauern war. 
Eine in diesem Sinne in die Wege geleitete Bodenreform würde 
für die revolutionäre Zukunft des deutschen Volkes von kaum 
zu überschätzendem Werte gewesen sein. Diese Unterlassungsi- 
sünde der Koalition ist die schwerste. Bei der gegenwärtigen 
Weltlage scheint mir die wirkliche Einleitung zur sozialen Revo¬ 
lution eine Bodenreform zu sein. Das kämpfende Proletariat muß. 
sich die Sympathien des größten Teiles der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung erringen. Das Mittel hierzu kann nur eine Boden¬ 
reform sein — auf Kosten der Latifundien und der Staatsdomänen- 

Indes, der Generalstreik hat durch die Niederwerfung der Gegen¬ 
revolution und noch mehr durch sein am 19. März 1920 errungenes 
Programm das Ende der Koalition in die Nähe gerückt. Das 
Programm, das, abgesehen vom erzwungenen Rücktritt Noskes, 
aus acht Punkten besteht, ist durchaus das eines siegreichen 
Proletariats. Es ist ein wichtiges Dokument, wenn nicht gar 
das wichtigste seit dem 9. November 1918. Es entspricht am 
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meisten dem Geiste des „Kommunistischen Manifeste“. Es hat 
folgenden Wortlaut: 

1. Die anwesenden Vertreter der Regierungspartei werden bei ihren 
Fraktionen dafür eintreten, daß bei der bevorstehenden Neubildung der 
Regierungen im Reich und in Preußen die Personenfrage von den Parteien 
nach Verständigung mit den am Generalstreik beteiligten gewerkschaft¬ 
lichen Organisationen der Arbeiter, Angestellten und Beamten gelöst 
und daß diesen Organisationen ein entscheidender Einfluß auf die Neu¬ 
regelung der Wirtschafts- und sozialpolitischen Gesetze eingeräumt wird, 
unter Wahrung der Rechte der, Volksvertretung. 

2. Sofortige Entwaffnung und Bestrafung aller am Putsch oder am 
Sturz der verfassungsmäßigen Regierungen Schuldigen sowie der Beamten, 
die sich ungesetzlichen Regierungen zur Verfügung gestellt haben. 

3. Gründliche Reinigung der gesamten öffentlichen Verwaltungen und 
Betriebsverwaltungen von gegenrevolutionären Persönlichkeiten, besonders 
solchen in leitenden Stellen, und ihren Ersatz durch zuverlässige Kräfte. 
Wiedereinstellung aller in öffentlichen Diensten aus politischen und 
gewerkschaftlichen Gründen gemaßregelten Organisationsvertreter: 

4. Schnellste Durchführung der Verwaltungsreform auf demokratischer 
Grundlage unter Mitbestimmung auch der wirtschaftlichen Organisationen 
der Arbeiter, Angestellten und Beamten. 

5. Sofortiger Ausbau der bestehenden und Schaffung neuer Sozialgesetze, 
die den Arbeitern, Angestellten und Beamten volle soziale und wirtschaft¬ 
liche Gleichberechtigung gewährleisten. Schleunige Einführung eines frei¬ 
heitlichen Beamtenrechts. 

6. Sofortige Inangriffnahme der Sozialisierung der dazu reifen Wirt¬ 
schaftszweige unter Zugrundelegung der Beschlüsse der Sozialisierungs¬ 
kommission, zu der Vertreter der Berufsverbände hinzuzuziehen sind. 
Die Einberufung der Sozialisierungskommission erfolgt sofort. Ueber- 
nahme des Kohlen- und Kalisyndikats durch das Reich. 

7. Auflösung aller der Verfassung nicht treugebliebenen konterrevo¬ 
lutionären militärischen Formationen und ihre Ersetzung durch Forma¬ 
tionen aus den _ Kreisen der zuverlässigen republikanischen Bevölkerung, 
insbesondere der organisierten Arbeiter, Angestellten und Beamten, ohne 
Zurücksetzung irgendeines Standes. Bei dieser Reorganisation bleiben 
erworbene Rechtsansprüche treugebliebener Truppen und Sicherheitswehren 
unangetastet. 

8. Wirksame Erfassung, gegebenenfalls Enteignung der verfügbaren 
Lebensmittel und verstärkte Bekämpfung des Wuchers und Schiebertums 
in Land und Stadt. Sicherung der Erfüllung der Ablieferungsverpflichtung 
durch Gründung von Lieferungsverbänden und Verhängung fühlbarer 
Strafen bei böswilliger Verletzung der Verpflichtung. 

Dieses Programm, in der Gluthitze des Kampfes von den stärksten 
wirtschaftlichen Organisationen des deutschen Proletariats ge¬ 
schmiedet, errungen und gutgeheißen, könnte zum Einigungs- 
programm der Sozialdemokratischen Partei (S. P. D.), der 
Unabhängigen (U. S. P. D.) und eines Teiles der Kommunisten 
(K. P. D.) werden. Es sanktioniert die politische Oberherrschaft des 
organisierten Proletariats und gibt ihr wichtige Mittel in die 
Hand, an die eigentlichen Aufgaben der sozialen Revolution heran- 
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Fortentwicklung der Clartebewegung. 


zugehen. Die an die Vorgänge im Ruhrrevier an geknüpfte gemein¬ 
same Aktion der S. P. D., U. S. P. D. und K. P. D. in Rheinland- 
Westfalen zeigt, daß, soweit das kämpfende Proletariat in Betracht 
kommt, die Einigkeit zur Tatsache geworden ist. Der Klassen¬ 
kampfgedanke siegte über den Koalitionsplan. Jetzt handelt es 
sich datum, diesen Sieg auszugestalten, ihn ins Bewußtsein der 
Massen einzuführen, ihn weder durch die Rätediktatur von links 
noch durch diplomatisieiende Schläue von rechts zu schwächen. 
Es gilt, das Programm zur Wirklichkeit zu machen, seine Konse¬ 
quenzen zu ziehen, und die Oberherrschaft des organisierten 
Proletariats zu sichern. 

Die sozialistische Zukunft Europas hängt zum großen Teil vom 
deutschen Sozialismus ab. In Osten und Westen blickt das Prole¬ 
tariat, blickt die sozialistische Internationale auf die Haltung der 
deutschen Arbeiterklasse und wartet Gewehr bei Fuß. „Es gibt“, ruft 
Fichte den Deutschen zu, „un ter allen Völkern Gemüter, die noch immer 
nicht glauben können, daß die großen Verheißungen eines Reichs 
de$ Rechts, der Vernunft und der Wahrheit an das Menschen¬ 
geschlecht eitel und ein leeres Trugbild seien, und die daher an¬ 
nehmen, daß die gegenwärtige Zeit nur ein Durchgang sei zu 
einem besseren Zustande. Diese, und in ihnen die gesamte Mensch¬ 
heit, rechnen auf euch!“ 


Dr. FRIEDRICH MARKUS HUEBNER (im Haag): 

Fortentwicklung der Clartebewegung. 

Meine Veröffentlichung in der „Glocke“ Nr. 41 über die 
Entstehung der Clartebewegung hat mir eine große Anzahl 
Zuschriften eingetragen; ich sehe daraus, wie sehr die Sache 
in Deutschland interessiert und glaube, den Lesern einen 
Dienst zu tun, wenn ich sie über die Entwicklung der Dinge 
auf dem laufenden halte. 

D IE erste internationale Kopfarbeitertagung, die von den Leitern 
der Clartebewegung auf Mitte Januar d. J. anberaumt 
war, ist verschoben worden. Die Gründe sind technisch¬ 
finanzieller Natur: beim Hochstande des Schweizer Geldes und 
dem Tiefstände des französischen Franken und der deutschen Mark 
würden sich für die Teilnehmer der Tagung die Reise- und die 
Aufenthaltskosten in die Tausende belaufen. Wer wollte, wer 
vermöchte unter solchen Umständen nach der Schweiz zu kommen ? 
So wird denn, im Interesse einer möglichst regen Beteiligung, 
in Paris nach wohlfeileren Zusammenkunftsorten Umschau ge¬ 
halten; man denkt an Italien, vielleicht auch an eine Stadt 
Oesterreichs. 

Auf alle Fälle wird der Kongreß kommen. Die linksstehenden 
Franzosen, denen von der Regierung das Leben recht sauer ge- 
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macht wird — ließ, diese doch den Clartisten Raymond Lefebvre 
kurzer Hand ms Gefängnis werfen, weil er auf dem Straßburger 
Sozialistenkongreß erklärt hatte, auch Poincare müsse als Kriegs¬ 
schuldiger unter Anklage gestellt werden wie die deutschen Heer¬ 
führer — verlangen dringend, mit der internationalen und fort¬ 
schrittlich gesinnten Intelligenz aller Länder die Verbindung auf- 
znnehmen, schon um bei ihrer Opposition im eigenen Lande einen 
größeren, stärkeren Verband hinter sich zu wissen. Im Januar 
erließen Barbusse, Romain Rolland, Georges .Duhamel in'der Pariser 
„humanite“ einen Aufruf, der insofern bereits den Auftakt des 
bevorstehenden Clartekongresses darstellt, als er die erste große, 
nicht mehr nur an den engeren Kreis der Eingeweihten, sondern 
an die Oeffentlichkeit der ganzen Welt gerichtete Einladungs¬ 
gebärde der Clartebegründer ist. Der Aufruf, den man auch in der 
Brüsseler „Art libre“ von Anfang Februar nachgedruckt finden 
kann, hat folgenden Wortlaut: 

Au] ruf, 

zum ersten Kongreß der geistigen Internationale. 

Bei der Eröffnung des 20. Jahrhunderts schien der Fortschritt 
des menschlichen Denkens eine Ursachenfolge der Zusammen¬ 
arbeit aller Menschen, aller Nationen, aller Rassen, zu sein'. Die 
Gelehrten, dip Schriftsteller, die Künstler aller Länder hatten 
vor dem Weltkriege eine Arbeitsweise zu der ihrigen gemacht, die 
sich auf eine stillschweigende Uebereinkunft gründete und auf 
einen gemeinsamen geistigen Güteraustausch hinauslief. Die „Inter¬ 
nationale des Geistes“ war dem Grundgedanken nach vorhanden 
und betätigte sich aus reiner Notwendigkeit, ohne den Gegenstand 
einer förmlichen Abmachung gebildet' zu haben. 

Von diesem zarten Gefüge hat der Krieg nichts fortbestehen 
lassen. Sie, diese in der Anlage vorhandene Geistesinternationale, 
hatte Weltzusammenstöße nicht vorhergesehen. Sie war ungefestigt 
im Frieden gewesen, sie hörte auf zu wirken, sowie der erste 
Kanonenschuß fiel. 

Während fünf Jahren sind die geistigen Wechselbeziehungen, 
welche das tiefe Atemholen der Wielt bedeuten, unterbrochen ge¬ 
wesen. Von der Leidenschaft, von Groll, von übler Ungeziefer¬ 
begehrlichkeit hingerissen, hat sich mehr als ein Kopf sogar 
bemüht, diesem Riß das Gepräge der Unwiederherstellbarkeit zu 
geben. In allen Ländern hat man Maßnahmen getroffen, auf 
daß der geistige Meinungshader über den bewaffneten Zwist hinaus 
fortdaure. 

Immerhin hat eine ganze Anzahl von Geistesarbeitern, die 
ihrer Sendung treu geblieben und — nämlich: Ueber allen Ver¬ 
uneinigungen und politischen oder sozialen Kämpfen die zu¬ 
sammenhängende Entwicklung der Wissenschaften, des Schrift¬ 
tums und der Künste sicherzustellen — im jüngsten Zeitabschnitte 
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Fortentwicklung der Clartebewegung. 


die Größe der Gefahr erkannt, die dem Menschengeiste droht. 
Diese Männer, Zeugen der Verknechtung, hernach der Entrechtung 
des Denkens, haben offen oder feindlich, ihre Zustimmung zu 
der, vom Kriege und von der krankhaften, häufig sogar irren 
Ueberhitzung des Nationalgefühls geschaffenen Lage der Dinge 
zurückgezogen. Diese Männer haben begriffen, daß die Denk¬ 
kraft, wie immer auch der Krieg ausfallen mochte, deswegen, weil 
sie unterdrückt, beschimpft, zum Schweigen oder zur Sklaverei 
verurteilt war, allenthalben die Besiegte bildete. Und diese Nieder¬ 
lage war die allerschlimmste. 

Mit ihrer Sehnsucht rufen eben diese Männer nach einer neuen 
und stetigeren Herrschaftsform des Menschengeistes, nach einer 
Herrschaftsform, die fähig ist, dem Geiste die so wesentliche 
Unabhängigkeit und die Mittel zu deren Verteidigung zu gewähr¬ 
leisten, nach einer Herrschaftsform, die dem Geiste die Kraft 
verleiht, allen Versuchen der Vergewaltigung Widerstand zu leisten. 
Sie ersehnen die Gründung einer „Internationale des Geistes“, 
die nicht unvereinbar zu sein braucht mit einer gesunden Liebe 
zur Heimaterde, die aber jene reine sittliche Lebensluft erschafft 
und erhält, welche zum Finden der Wahrheit notwendig ist — 
dieses höchsten Guts für geistige Menschen, dieser unentbehr¬ 
lichen Grundlage jedes persönlichen und gesellschaftlichen Fort¬ 
schritts, dieses Unterpfands des erträumten Zusammenschlusses 
der Völker. 

Der faule gegenwärtige Friede ist der Wiederaufnahme der 
zwischenstaatlichen, geistigen Beziehungen wenig günstig. Die 
Müdigkeit und die Entmutigung sind in allen Ländern groß; die 
Herrschaftsdauer des Mißtrauens hat derartige Spuren zurück¬ 
gelassen, daß die hochherzigsten Wallungen schnell ihre Ein¬ 
wirkung einbüßen; obendrein hat die Störung des finanziellen 
Gleichgewichts der Welt unvorhergesehene und oft unübersteig- 
liche Schranken zwischen den Nationen aufgerichtet. Trotz aller 
dieser Hindernisse sind Männer von gutem Willen, die noch 
einige Hoffnung in die Errichtung einer geistigen Internationale 
setzen, entschlossen, mit der Gebärde der Beistimmung zu jeder 
wirksamen Zusammenarbeit vorauszugehen. 

Der internationale Kongreß der Geistesarbeiter soll in Bern (?) 
im Laufe der ersten Hälfte des Jahres 1920 tagen. Die Anordner 
des Kongresses wenden sich an alle Denkmenschen, Gelehrte, 
Künstler, Philosophen, Schriftsteller, welche, durchdrungen von 
dem in erster Linie menschlichen, nämlich internationalen Charakter 
ihrer Aufgabe, sich verbinden wollen und die Rolle, die soeben 
der Krieg dem Geiste zu spielen auferlegt hat, zurückzuweisen, 
und welche nach der Errichtung eines internationalen Intellek¬ 
tuellenverbands verlangen. 

Um diese grundsätzlichen Tatbestände wird sich das übrige 
Programm herumgruppieren. Der Kongreß wird sich den Aufbau- 
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arbeiten dieser neuen Internationale widmen, deren erste, ein¬ 
leitende Handlung er darstellt. Ausschließlich der Zukunft zu¬ 
gewandt, ohne sich müßigem Beschuldigen über das, was sich 
abgespielt hat, hinzugeben, wird der Kongreß die Mittel aus¬ 
findig zu machen suchen, die in Bewegung gesetzt werden müssen, 
um dieser Internationale eine dauerhafte, tätige, fruchtbare 
Wirklichkeit zu verleihen, und um ihr die Gesetze und Vollzugs¬ 
organe zu schaffen. 

Ueberzeugt von der Riesenhaftigkeit seiner Aufgabe, ist der 
Kongreß entschlossen, diese Aufgabe aufzuhellen und zu klären. 
Wohin auch unsere politischen Neigungen gehören, unser erstes 
Wort ist: Hauptsache die Völkerverbindung! Wir zielen auf die 
Zusammenarbeit aller freien Intelligenzen des Erdballs. 

An alle Männer, die das Gefühl ihrer Verantwortlichkeit, die 
Ehrfurcht vor dem Geist, die Sehnsucht nach einer wahrhaften 
Ordmfng und die Leidenschaft der Freiheit besitzen, wendet sich 
unser Ruf. Lasset uns, Brüder, im Chaos der Welt uns zu¬ 
sammenschließen l 1 

Romain Rolland. Henri Barbusse. 

Georges Duhamel. 


Dr. LUDWIG BENDIX: 

Abfindung der Krone oder Schadenersatz? 

A M 2. März 1920 ist über die vermögensrechtliche Auseinander¬ 
setzung Preußens mit der Krone in der preußischen Landes¬ 
versammlung zum Teil erregt verhandelt worden. Auch in 
der Presse ist bereits, je nach der Parteistellung für oder wider 
eine Abfindung, leidenschaftlich Stellung genommen worden. 

Wenn eine Abfindung zu rück gewiesen werden soll, so ist das 
nur — scheint es —, durch Aenderung der Reichsverfassung auf 
dem Wege der Enteignung zulässig; andernfalls muß das Privat¬ 
eigentum des früheren Königs wie jedes andern Staatsbürgers 
geachtet und darf nur auf der Grundlage des bürgerlichen Rechts 
in Anspruch genommen werden. Hier taucht nun die Frage auf, 
ob denn das geltende bürgerliche Recht keinerlei Handhaben 
bietet, gegen dieses Privateigentum • des früheren Königs auch 
wie gegen das jeden anderen Staatsbürgers vorzugehen, ob der 
Staat nicht Gegenforderungen geltend machen kann, durch die das 
noch hn Lande befindliche Privateigentum des früheren Königs 
ganz oder zum Teil gegenstandslos werden würde. Es muß 
wundernehmen, daß die juristischen Berater der Regierung, soweit 


1 Es ist befremdend, daß dieser Aufruf sich nur an die Männer richtet 
und der Frauen vergißt. Ist der Intellektualismus etwa ein männliches 
Vorrecht? Redaktion der „Glocke “. 
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ersichtlich, auf diesen rein rechtlichen ohne* Verfassungsänderung 
durchführbaren Gesichtspunkt nicht gekommen sind; freilich ist 
das bei der Geistesverfassung unserer weiter amtierenden ge- 
heimrätlichen Berater aus der alten Zeit unmöglich. 

Es gibt aber nun einen solchen rein rechtlichen Gesichtspunkt, 
dessen gründliche Nachprüfung und entschiedene Vertretung ge- 
I fordert werden muß: Die Unverletzlichkeit des Staatsoberhauptes 
hat nach dem früheren, hier maßgebenden, recht charakteristischen 
Recht immer nur auf politischem Gebiete bestanden, niemals 
auf dem Gebiete des Privatrechts. Auf diesem ist der frühere 
König und Kaiser Person gewesen, wie jede andere des Rechts¬ 
verkehrs, nur, daß für Zivilprozesse gegen ihn ein besonderer 
Gerichtshof, in zwei Instanzen gegliedert, beim Kammergericht 
bestand. Und nun drängt sich für jeden unvoreingenommenen 
Juristen unausweislich die Frage auf, ob denn nicht der König 
für seine politisch unverantwortlichen Handlungen zivilrechtlich 
in Anspruch genommen werden kann, insoweit durch sie Ver¬ 
mögensschaden verursacht worden ist, und ob nicht zur Prüfung 
dieser umfangreichen Frage in Analogie zu dem alten Geheimen 
Justizrat beim Kammergericht eine besondere Zivilkammer, kein 
Ausnahmegericht gebildet werden sollte. Richtiger wäre es, diese 
Fragen auf den Staatsgerichtshof zu bringen. .Darauf habe ich 
schon früher 1 mit den Worten hingewiesen: 

„Es ist doch schlechterdings unausdenkbar, daß ein neu zu 
bildender Senat des Reichsgerichts etwa Schadenersatzansprüche 
gegen die früheren Machthaber wegen unrichtiger Angaben bei 
Herausbringung zum mindesten der letzten beiden Kriegsanleihen 
abzuurteilen haben soll, wenn derartige Ansprüche, was doch 
kaum ausbleiben kann, und jeder Annullierung der Kriegsanleihen 
voranzugehen hat, auf Grund eines neuen, dringend zu fordernden 
Gesetzes dem Staatsgerichtshof zugewiesen werden, von einer 
gerichtlichen Beurteilung strafrechtlicher Beschuldigungen in 
dieser und anderer Richtung durch den Senat gar nicht zu reden.“ 

Nach dem bis heute bekannt gewordenen Material läßt sich 
mit großer Aussicht auf Beweisbarkeit die Behauptung aufstellen, 
daß in der Tat bei den letzten Kriegsanleihen unrichtige Angaben 
gemacht worden sind, und daß die Unrichtigkeit ganz wesentlich 
in der Unterdrückung wahrer Tatsachen und der Unterhaltung 
eines Irrtums bei denjenigen Personen bestanden hat, die für 
die Kriegsanleihen doch zumeist gutgläubig — Propaganda ge¬ 
macht haben. Hier wäre es ein entscheidendes Indiz , wenn der 
König keine oder verhältnisrriäßig geringe Kriegsanleihen gezeichnet 
hätte! Wenn nun selbst angenommen wird, daß der tiefe Kurs- 


1 „Grundsatzlosigkeiten in den beiden amtlichen Reichsverfassungs- 
entwürfen.“ Berlin, 1919. S. 10. 
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stand keinen unmittelbaren Verlust für den Fiskus, sondern nur 
für die seiner derzeitigen Ainleihezeichner bedeutet, so hat doch 
der Staat die verdammte Pflicht und Schuldigkeit, wenigstens und 
ganz besonders bei den Zeichnern kleiner Kriegsanleihebeträge, 
ihre Verluste auszugleichen. Dazu bietet die Auseinandersetzung 
mit der Krone die beste Gelegenheit: Der Staat erwirbt die 
Schadenersatzansprüche der Anleihezeichner und -erwerber zur 
Einziehung und stellt sie gegen die Forderungen der Krone zur 
Aufrechnung oder übt, soweit zulässig, ein Zurückbehaltungsr 
recht aus. 

Doch derartige Gegenansprüche kommen erst in zweiter Linie 
in Betracht. In erster Linie stehen die Milliarden unnützer Aus¬ 
gaben für unmittelbare Kriegszwecke, die eine Inanspruchnahme 
des in- und ausländischen Privateigentums, nicht bloß des Königs 
und seiner Familie, sondern auch seiner verantwortlichen Ratgeber 
ohne weiteres rechtfertigt, wenn und weil nun einmal im Leben, 
wie in der Politik der Erfolg oder Mißerfolg der Tat über 
Schuld und Unschuld des Täters, die Schwere oder Gering¬ 
fügigkeit seines Tuns entscheidet. 

Der naheliegende Einwand greift nicht durch, daß der gute 
Glaube vor Schadenersatzansprüchen schütze. Es mag und kann 
nihig unterstellt werden, daß die verantwortlichen Leiter der 
deutschen Kriegspolitik vom besten Willen beseelt waren und 
den höchsten Zielen von ihrem Standpunkt aus zustrebten. Ihr 
zivilrechtliches, zum Schadenersatz verpflichtetes Verschulden (Vor¬ 
satz [dolus eventualis] oder Fahrlässigkeit) besteht darin, daß 
sie auch den Mißerfolg in ihren Willen und ihre Verfügungen 
mitaufgenommen haben, und daß sie unter alleiniger Uebernahme 
einer hasardierenden Verantwortung Volk und Parlament im 
Dunkeln und ungeheure Vermögenswerte aufs Spiel setzen ließen, 
obgleich sie genau gewußt haben oder wissen mußten, daß der¬ 
artige Werte nicht hergegeben worden wären, wenn die künstlich 
und absichtlich aufrecht erhaltene und genährte Unklarheit über 
den wirklichen Stand der Dinge einer vorsätzlich hintangehaltenen 
richtigen Beurteilung Platz gemacht hätte. 

Hier kündigt sich eine neue Rechtsanschauung an, die ein inter¬ 
essantes Gegenstück zu der verpönten Verquickung von Politik 
und Geschäft darbietet: der Politiker soll seine persönlichen ge¬ 
schäftlichen Interessen nicht mit seiner politischen Tätigkeit ver¬ 
mengen. Aber er soll bei dieser die allgemeinen Vermögensinter¬ 
essen des Volkes, seiner Vertreter und Angehörigen im Auge 
haben und handelt auf seine eigene Gefahr, wenn er auf dem 
Rücken eines in Blindheit gehaltenen Volkes mit seinen Gütern 
und Menschen eine spekulative Politik treibt. Diese Gefahr und 
Schadensersatzpflicht folgt aus dem Grundsatz der Selbstbestim¬ 
mung und Selbstverantwortung des Volkes; diesem Grundsatz 
entspricht es, daß es für unverantwortlich und verwerflich ge- 
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halten wird, wenn einer oder mehrere Einzelne in unbegreiflicher 
Selbstüberhebung und Selbstvergötterung glauben, sie könnten, 
ja müßten an Stelle des Volkes und seiner berufenen Vertreter 
die Verantwortung allein trage?!. 

Die viel zu wenig beachtete, häufiger auch in andern Fällen 
vorkommende Tragik der Rechtslage besteht darin, daß der Han¬ 
delnde, optimistisch, wie er ist und sein muß, zur Zeit der Tat 
von Erfolg ausgeht, es sich aber bei Eintritt des Mißerfolges von 
seinen nachträglich den Sachverhalt durchforschenden Richtern 
sagen lassen muß, daß er auch den Mißerfolg hätte beachten 
und deshalb hätte anders handeln müssen. Während der Handlung 
wird eben alles in der Bewegung nach vorwärts hin betrachtet 
und erlebt, nach Abschluß der Handlung wird aber alles nach 
rückwärts hin durchdacht und vom Ergebnis aus beurteilt. Wehe 
den auch zivilrechtlich verantwortlichen Führern der Besiegten! 
Unsere Geheimräte werden bei richtiger Anweisung von oben 
schon ein Gesetz entwerfen können, nach dem ohne, schlimmsten¬ 
falls mit Aenderung der Reichsverfassung die Geltendmachung 
von Schadenersatzforderungien gegen die Krone in einem ge¬ 
ordneten Verfahren durchgeführt werden und zu einem alle 
Schichten des Volkes befriedigenden Ergebnis gelangen kann und 
wird, wenn die Krone der dargelegten Rechtslage gegenüber nicht 
vorzieht, Ausgleichsquittung zu nehmen und zu geben. 


ADOLF QUOSIG: 

Zur Frage der Zwangswirtschaft 
oder freien Wirtschaft in der Ernährung. 

N ACH den Erfahrungen, die wir bei der versuchsweisen Auf¬ 
hebung der Zwangswirtschaft einiger Artikel gemacht haben, 
zweifelt wohl niemand mehr daran, daß die völlige Auf¬ 
hebung der Zwangswirtschaft für die Volksemährung katastro¬ 
phale Folgen zeitigen muß. 

Anfang Februar d. J. lief eine Notiz durch die Presse, in der 
angedeutet war, daß für Leder wieder die Zwangswirtschaft ein¬ 
geführt werden solle. Sofort machte sich eine gewaltige Baisse 
auf dem Fell- und Ledermarkt bemerkbar. Ein in Aussicht ge¬ 
nommenes Ausfuhrverbot wird ebenfalls an diesem Preissturz, 
der sich jedoch im Kleinhandel noch nicht bemerkbar macht, 
sondern nur in „Schieberkreisen“ festgestellt wird, mitgewirkt 
haben. Man kann an diesen Schwankungen am Ledermarkt aber 
erkennen, welch günstigen Einfluß die Zwangswirtschaft auf die 
Preise haben kann. Es wird für jeden einzelnen klar sein, daß 
die Bewirtschafter des Leders auch unter der Zwangswirtschaft 
ihr Auskommen gefunden haben, und daß die Ueberpreise während 
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Zur Frage der Zwangswirtschaft oder freien Wirtschaft usw. 

der freien Wirtschaftsperiode nichts als Raub an der Allgemein¬ 
heit zum Vorteil der Händler und Schieber darstellen. 

Was die Landwirtschaft für ihren eigenen Bedarf benötigt, wird 
ihr jedermann gut und gerne zusprechen. Der Grund dafür, daß 
die Landwirtschaft so ungenügende Mengen an lebenswichtigen 
Produkten zur Ablieferung bringt, ist meines Erachtens nicht 
darin zu suchen, daß den Landwirten als Selbstversorger nicht 
gestattet war, genügend einzubehalten, und daher ohne Erlaubnis 
Mengen zurückgehahen werden, sondern der Grund liegt in dem 
Umstande, daß cfie Landwirte mit Vorliebe solche Produkte an¬ 
gebaut haben, die nicht der Zwangswirtschaft unterliegen und 
die sie, der Konjunktur des Marktes nachgehend, freihändig, meist¬ 
bietend mit größerem Gewinn verkaufen konnten. 

So, wie die Dinge heute liegen, bringt die deutsche Land¬ 
wirtschaft nicht das auf, was das deutsche Volk zum Leben nötig 
hat. Anders wäre es, wenn die Regierung den Landwirten vor¬ 
schreibt, wieviel auf Grund des Bodenbesitzes von den lebens¬ 
wichtigsten Produkten anzubauen sind, und dafür sorgt, daß diese 
Vorschriften strikte durchgefühjt werden. Die nötigen Feststel¬ 
lungen hätten in Provinzialkommissionen, in denen auch die Land¬ 
wirte vertreten wären, unter Berücksichtigung der Güte des zu 
bebauenden Bodens und aller sonst in Betracht kommender Mo¬ 
mente, die bei einer rationellen Bewirtschaftung beachtet werden 
müssen, zu geschehen. 

Ein solches Verfahren würde uns sicher unabhängiger vom 
Ausland machen und unsere Ernährung wenigstens in den 
wichtigsten Artikeln sicherer stellen. Natürlich soll die Land¬ 
wirtschaft so bezahlt werden, daß sie ihr Auskommen findet und 
auch noch Rücklagen machen kann. Ein solches Verfahren würde 
der extensiven Bewirtschaftung und dem Anbau solcher Produkte, 
die infolge ihrer Kosten nur für die kaufkräftigsten Konsumenten 
in Frage kommen, Einhalt gebieten. 

Mir fällt da ein Satz von Laurids Bruun ein: „Wenn sie nur 
damit gewartet hätten, Edelsteine mühsam zu schleifen, bis alle 
Erde so weich und so fügsam bereitet dalag, wie die Erde eines 
einzigen großen Gartens . . 

Es trifft dies auch in allen anderen: Produktionszweigen zu. 
Anstatt alle Kräfte anzuspannen und alle Mittel zu benutzen, um 
das Notwendigste in ausreichender Menge herbeizuschaffen, wird 
für nichtige Dinge, die nur wenigen Vorteil, häufig nur „Spielerei“, 
bedeuten, Kraft und Zeit unnötig vergeudet zum Schaden der 
Mittellosen, und das ist die Allgemeinheit. 

Daß die Erfassung der an und für sich geringen Menge sehr 
im argen liegt, ist eine bedauerliche Tatsache. Woran dies liegt, 
werden alle diejenigen wissen, die mit der Erfassung der land¬ 
wirtschaftlichen Produkte beauftragt- sind. Im Mai v. J. lag mir 
eine behördliche Statistik über die Kartoffelablieferung im Bezirk 
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Magdeburg vor. Danach sollten ahgeliefert werden zirka neun 
Millionen Zentner im Jahre. Im April 1918 war die 1917 er 
Ernte mit rund sieben Millionen Zentner zur Ablieferung ge¬ 
langt, also zwei Millionen Zentner weniger als die Einschätzung 
der Behörde bedingte. Von der Ernte des Jahres 1918 waren bis 
April 1919 nicht einmal fünf Millionen Zentner Kartoffeln ab¬ 
geliefert; nach dem November 1918 erfolgten die Ablieferungen 
äußerst spärlich. Man ersieht daraus, daß die Erfassung der 
Kartoffeln völlig versagt hat. Man muß dabei noch berücksichtigen, 
daß die Einschätzung der einzelnen Gemeinden seitens der Be¬ 
hörden sehr „bescheiden“ gehandhabt worden ist. Qegenden, die 
in Friedenszeiten durchschnittlich 110 Zentner auf den Morgen 
(z. B. Wanzleben) ernteten, sind nur mit 75 Zentner pro Morgen 
eingeschätzt. Hiervon ist dann noch ein ziemlicher Prozentsatz 
für Schwund in Abzug gebracht. 

Hier kann nur ein energisches Zugreifen der Regierung Aende* 
rung schaffen. Denjenigen Landwirten, die sich durch zu geringe 
und saumselige Ablieferung ihrer Erzeugnisse am Volkswohl ver¬ 
sündigen, sollte der Boden genommen und vom Staate durch freie 
Pächter weiter bewirtschaftet werden. Wenn in diesem Sinne erst 
mal einige Exempel statuiert sind, werden sich die Landwirte bald 
auf ihre Pflichten dem Volke und der Menschheit gegenüber besinnen. 

Dem, was Heydar über den Grundbesitz und das Recht oder 
das Nichtrecht des Menschen an die Erde sagt, pflichte ich bei. 
Die Uebernahme des Grundbesitzes durch den Staat wäre das 
radikalste Mittel und der einfachste Weg zur rationellen Wirt¬ 
schaft, wie sie im Interesse der Allgemeinheit notwendig ist. 
Denn dem Pächter gegenüber kann der Staat, da er Eigentümer 
des Bodens ist, ganz anders auftreten, als gegen den Grund¬ 
besitzer, für den der Staat nur eine Institution ist, die er an¬ 
erkennt, solange sie für ihn von Vorteil ist. Der Pächter aber 
wird dem Staate gegenüber bestrebt sein, den ihm auferlegten 
Verpflichtungen nachzukommen. 


Professor Dr. LEHMANN-HOHENBERG: 

Sozialistischer und deutschrechtlicher 
Zukunftsstaat. 

F ÜR den sozialistischen Zukunftsstaat in Deutschland stellt in 
Nr. 40 der „Glocke“ Eduard Wenzel Richtlinien zur Er¬ 
örterung. Die folgenden Zeilen sollen einen Beitrag hierzu 
liefern, um „die heißersehnte deutsche Gemeinwirtschaft“ der Ver¬ 
wirklichung näherzubringen. Man muß geschichtlich weit zurück¬ 
greifen, wenn man die Verwirrung der heutigen Zustände verstehen 
und einen Ausweg finden will. 
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Wir haben früher in Deutschland eine Gemeinwirtschaft gehabt. 
Das war im Mittelalter und in der altgermanischen Zeit, als 
die Landbebauung noch die hauptsächlichste Art der Versorgung 
war. Wären wir ihr nur treu geblieben, anstatt, ohne zu säen, 
ernten zu wollen! Wir kamen in die Geldwirtschaft hinein, die 
den Erwerb und die Bereicherung gegenüber der Pflicht der täg¬ 
lichen Versorgung, für die der einfache Austausch genügt hätte, 
in den Vordergrund rückte. Der gewinnabwerfende Handel mit 
Arbeiteerzeugnissen, nicht der gerechte Lohn für die Arbeit, 
war die Hauptsache, das Ansichraffen von ewigen Zins tragendem 
Geldbesitz. Ein anderes Recht kam auf! Das Geld wurde all¬ 
mächtiger Herrscher, weil alles zur verkäuflichen Ware wurde, 
selbst der Grnnd und Boden. Unser Denken und Handeln gerät 
aber auf Irrwege, wenn unsere Kultur nicht in engster Verbindung 
mit der uns eigenartigen Natur bleibt. Mit dem vermehrten Ent¬ 
stehen von Städten in Deutschland zu Beginn des Mittelalters 
steigerte sich die Teilung der Arbeit und der Berufe bis zur 
Loslösung zahlreicher Existenzen von den Quellen der Natur. 
Händlertum und Beamtentum erlangten eine vorher nicht ge¬ 
kannte Ausdehnung. Die Naturalwissenschaft wich mehr und mehr 
der Geldwirtschaft, dem Kapitalismus. Entdeckungen neuer Länder, 
wie Amerika, und Erfindungen beschleunigten diesen Prozeß und 
ermöglichten ein ungeheures Anwachsen der Bevölkerung. 

Aus der Einfachheit des Altertums sind wir in die sehr kom¬ 
plizierten Lebensverhältnisse der Neuzeit gekommen, die gewaltige 
Anforderungen an die körperliche und geistige Arbeitskraft stellen, 
und denen wir kaum noch gewachsen sind. Und jetzt fordern 
die Friedensbedingungen vermehrte Anstrengungen, Umstellungen 
sind da erforderlich. Die Zahl der Selbstversorger würde sich 
ganz außerordentlich steigern lassen, wenn in großen Betrieben 
die Schichtarbeit — was im gegenwärtigen Augenblick allerdings 
ausgeschlossen ist — auf sechs Stunden herabgesetzt und den 
Arbeitern die Möglichkeit geboten würde, neben solcher Zwangs¬ 
arbeit auch freie Arbeit auf eigener Siedlung zu verrichten. Ein 
gemischtes System von freier Einzelarbeit mit Selbstversorgung und 
zwangsweiser Schichtarbeit mit Stunden- oder Akkordlohn ist den 
heutigen Verhältnissen nach jeder Richtung hin vorzuziehen. Ueber 
einen Teil seiner Arbeitskraft muß der Mensch wirklich frei ver¬ 
fugen können, und das läßt sich auch erreichen. Kehren wir 
zu einfacheren Verhältnissen zurück, bei denen jeder weiß, daß 
es auch auf seine Arbeit ankommt, um das Ganze zu fördern. 

Nach Wenzel heißt die Lösung der sozialen Frage: „ Verbrauchs- 
Sammlung durch den Staat!" Er will, daß vom Reichswirtschafts¬ 
ministerium die Bedürfnisse unserer 60-Millionenbevölkerung nach 
Geschlecht, Alter und Ständen festgestellt, und die Lieferungen 
vom Staate an Großunternehmer vergeben werden, die dann ihrer- 
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seits kleinere Lieferanten betrauen mögen. Die gesamte Wirtschaft 
bleibt dabei völlig frei. So würde sich nach und nach ein Wirt¬ 
schaftsprogramm der Regierung entwickeln, das den gesamten 
Volks- und Wirtschaftsbedarf fortlaufend zusammenfaßt: „Der 
Staat tritt einfach in Wettbewerb mit der privaten Wirtschaft.“ 
Der Staat beschränkt sich auf die allgemeine Weisung und ziel¬ 
bewußte Leitung der Oesamtwirtschaft und bestellt, was die All¬ 
gemeinheit am dringendsten braucht. „Das Ergebnis muß eine 
beispiellose Verbilligung der für den Staat erzeugtem Waren sein. 
Hier stehen wir vor der eigentlichen Geburt der Gemeinwirtschaft.“ 
Zum Verkauf muß der Staat eine das ganze Reich umspannende 
Verkaufsorganisationen schaffen, wie er in jedem kleinen Ort ein 
eigenes Postamt hat: „Ke Seele des staatlichen Warenhaussystems 
ist eine einheitliche systematische Vorrats- und Verkaufsstatistik“, 
verwertet im Reichswirtschaftsministerium. Für das dazu nötige 
Geld sorgt die Banknoten presse. Die Deckung bestehe in der 
auf die staatliche Bestellung hin erzeugten Ware: „Damit stehen 
wir am Grabe des Kapitalismus.“ Geld spielt überhaupt keine 
Rolle mehr: „Wahre Werte sind nur Rohstoffe, Arbeitskraft und 
Arbeitsweise. Die Höhe der Löhne ist völlig gleichgültig.“ 
Wenzels Anregung löst in der Tat die soziale Frage, wenn 
auch noch nicht vollständig. Der Staat als Monopolinhaber des 
Kapitals könnte sehr wohl die bisher anarchistische Volkswirt¬ 
schaft in geordnete Bahnen lenken. Wir kämen endlich zu einer 
wirklichen Freiwirtschaft, wie sie der „Freiland- und Freigeld¬ 
bund“ nach den Ideen von Silvio Gesell verlangt (vgl. die Flug¬ 
schrift „Deutsche Freiwirtschaft“ von Dr. E. Hunkel, Sontra in 
Hessen), während die Frei Wirtschaft des Liberalismus durchaus 
nicht frei war, sondern zur heutigen Zinsversklavung geführt 
hat und die Allmacht des Geldes begründete. Man kann aber 
noch einen Schritt weitergehen als Wenzel und in seinen Vor¬ 
schlag die bereits vorhandenen Verkaufsstellen mit hineinbeziehen, 
um die Einführung sofort zu bewirken. Zwischenhändler sollen 
ausgeschlossen werden, dann schließe man doch auch das Geld 
bisheriger Art als Zwischenmittel für den hauptsächlichsten Teil 
des Warenbezugs aus, indem man als Lohn für geleistete Arbeit 
Naturalien liefert auf Bezugsmarken, so daß „Brotmarken“ zu 
„Brotgeld“ würden! Solche Marken ohne den Charakter des 
jetzigen Geldes müßten von jedermann fast restlos im Jahr ver¬ 
ausgabt werden, weil sie eben nur die jährlichen Bedürfnisse 
decken. Sie dürften keine Zinsen abwerfen; mit ihnen könnte 
nicht spekuliert werden. Ohne Rationierung würde eine gerechte 
Güterverteilung nicht möglich sein. Das bisherige Geld hat eine 
solche Verteilung nicht bewirkt, somit muß es da, wo es sich um die 
notwendige Lebensführung handelt, ausgeschlossen werden. Es 
mag jedoch weiterhin für Sonderzwecke dienen, die das Allge¬ 
meinwohl nicht berühren. 
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Da es nicht wohl möglich ist, ein noch so zweckmäßig aus¬ 
geklügeltes Wirtschaftssystem unter völligem Bruch mit der Ver- 
gangen heit mit einem Schlage einzuführen, so muß ein schritt¬ 
weises Vorgehen gewählt werden. Es hat zugleich den Vorzug, 
daß Erfahrungen gesammelt und. verwertet werden können. So 
würde die staatliche Direktive auch einen sehr wohltätigen Einfluß 
ausüben können, indem sie manches unnötige oder schädliche 
Gewerbe lahmlegte. 

Von den Sozialisten werden mit großer Einseitigkeit die öko¬ 
nomischen Interessen hervorgekehrt und den rechtlich-sittlichen 
Förderungen weniger Beachtung geschenkt, obwohl gerade diese 
von allen Volksklassen annähernd gleich beurteilt werden und 
leichter zur Einigung führen könnten. Wie die Kämpfe der Gegen¬ 
wart beweisen, steht jetzt die Frage des gerechten Lohnes obenan. 
Was unter einem .gerechten Lohn“ zu verstehen ist, darüber 
herrscht noch völlige Unklarheit. Was die Arbeiter unter dem 
ihnen vorenthaltenen „Mehrwert“ ihrer Arbeit verstehen, ist nicht 
dk^Hauptsache dessen, was ihnen entgeht, so große Profite auch 
einzelne Unternehmer in die Tasche stecken. Ein Unternehmer¬ 
gewinn ist bis zu gewissen Grenzen zweifellos berechtigt, denn 
ein Haufe Arbeiter kann keine Fabrik gründen und hochbringen; 
es gehört dazu die Intelligenz und Energie einzelner besonders 
Begabter. Was da beiseite geht, spielt kaum eine Rolle gegenüber 
den Verlusten der Gesamtproduktion durch unnütze Arbeit, eine 
Vergeudung, die einen ungeheuren Ausfall von Bedarfsgütern für 
die Gesamtheit erzeugt. Dazu kommt die enorme Energievergeu¬ 
dung durch die Planlosigkeit der wirtschaftlichen Arbeit. Würde 
nur die Hälfte davon vermieden werden, so w'äre das schon ein 
großer Gewinn. Hier muß der Hebel angesetzt werden. Die 
Gesamtheit ist sittlich verpflichtet, soviel an notwendigen Ver¬ 
brauchsgütern zu produzieren, daß jedem einschließlich seiner Fa¬ 
milie eine genügende Versorgung zuteil wird. Das allein ist der 
gerechte Lohn für gewöhnliche Arbeit. Wehr und Arbeit schuldet 
der einzelne dem Ganzen, somit schuldet die Gesamtheit ihm 
seinen Anteil an der Errungenschaft. Der Staat bedarf zu seinem 
Bestehen der Familien. Der Mann ist ohne Weib nur eine Halb¬ 
heit. Will der Staat Nachwuchs haben, und er braucht ihn in 
längeren Kriegen zur Landesverteidigung, so muß er es dem Manne 
ermöglichen, eine Siedlung mit einem Haushalt zu gründen und 
Weib und Kind zu haben; er muß ihm also mehr zukommen lassen, 
als einem unbeweibten Manne, der dem Staat keinen Nachwuchs 
liefert. Der Mann mit Familie muß versorgt werden je nach deren 
Größe, und zwar ohne, daß die Familie auseinandergerissen und die 
Frau durch Arbeitsfron außer dem Hause ihrer Haushaltung 
und ihren erzieherischen Mutterpflichten entzogen wird. Das ist 
die große Schuld, die wir auf uns geladen haben, daß wir diesen 
Teil des Lohnes durch so viele Jahrhunderte dem Arbeiter vor- 
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enthielten. Wer die Familienbaaide löst, zerstört den Staat. Aus 
der natürlichen Zusammengehörigkeit der Familie stammt alles 
deutsche Recht, das stets zugleich Pflicht ist im Gegensatz zu 
dem zu unserem Unheil bei uns eingeführten und herrschend 
gewordenen römischen Fremdrecht. Die Rechte und Pflichten 
in der Familie wurden von den Germanen sinngemäß auf die 
Gemeinde und den Staat übertragen und überall die Gemein¬ 
wirtschaft festgehalten. (Schluß folgt.) 


Dr. ALFRED UNGER: 

Die Staatsbürgerkunde als Lehrfach. 

I M Artikel 148 der neuen Reichsverfassung ist nun programmatisch 
bestimmt, daß in allen Schulen staatsbürgerliche Gesinnung zu 
erstreben sei. Ferner wird die Staatsbürgerkunde dadurch, daß 
sie in Absatz 3 des genannten Artikels als Lehrfach der Schule 
anerkannt ist, im Gegensatz zu der bisherigen Praxis, die sie % als 
unbedeutende^, meistens völlig unterdrücktes Anhängsel dem 
deutschen, geschichtlichen oder erdkundlichen Unterricht zuwies, 
zum gesonderten Unterrichtsgegenstand erklärt. Weiterhin enthält 
der Artikel 148 die Bestimmung, daß an jeden Schüler bei Be¬ 
endigung der Schulpflicht ein Abdruck der Verfassung auszu¬ 
händigen ist. 

Allein mit der Ausgabe der Verfassungsexemplare an die Schüler 
ist nichts getan, ebensowenig damit, daß die Staatsbürgerkunde 
formell im Lehrplan als Unterrichtsgegenstand Aufnahme findet* 
oder daß reaktionär gesinnte Lehrer vielleicht einmal, wie es heute 
nur allzu oft geschieht, in der gutgelaunten Stimmung ihres 
nationalistischen Ueberschwanges über die führenden politischen 
Persönlichkeiten unreife Glossen machen. Dem Geiste der Ver¬ 
fassung wird man erst gerecht, wenn man solche Lehrer mit 
der Abhaltung des staatsbürgerlichen Unterrichts betraut, die selbst 
die Rechtsgrundlage des neuen Staatswesens in historisch-juristischer 
Betrachtung erforscht haben, denen die einschlägigen Bestimmungen 
gut bekannt sind, und die es verstehen, in den jungen Menschen eine 
lebendige Vorstellung von den staatsrechtlichen und sozialen Ver¬ 
hältnissen der Gegenwart zu erwecken, die sich fernerhin be¬ 
herrschen können und die Fähigkeit besitzen, ungeachtet ihrer den 
derzeitigen Zuständen entgegengesetzten politischen Anschauung 
die positiven Bestimmungen zu erläutern und die gegenwärtige 
Staatsform rein sachlich zu erklären. 

Es fragt sich nun, Welche Materie im einzelnen in das Lehrfach 
der Staatsbürgerkunde aufzunehmen sind. Vorausbemerkt sei zu¬ 
nächst, daß der besondere staatsbürgerliche Unterricht in alle 
bestehenden Arten von Schulen, wenn auch nicht in gleicher Weise, 
so doch als gleich bedeutsames Lehrfach einzuführen ist, sowohl 
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in die Hochschulen (Universitäten, technische und Volkshoch¬ 
schulen), wie in die höheren Schulen (Gymnasien, Realgymnasien 
und -schulen, höhere Mädchen- und Knabenschulen) als auch in 
die sogenannten Gemeinde- oder Volksschulen. 

Auf den Hochschulen, bei denen sich die Reform am einfachsten 
durchführen läßt, würde es sich empfehlen, in allen Fakultäten 

— außer in der juristischen — eine Pflichtvorlesung über die 
allgemeinen staatlichen Grundlagen des Reichs und der Länder, wie 
die neue Reichsverfassung die Einzelstaaten nennt, einzuführen. 
Im Laufe dieser Vorlesung müßten dann wiederum in jeder Fakultät 
die besonderen Verhältnisse der einzelnen aus dem betreffenden 
Studium sich abzweigenden Berufe in bezug auf Staat und Gesell¬ 
schaft erörtert werden, so z. B. bei den Philologen, die Rechts¬ 
stellung der staatlichen und städtischen Lehrer, auch wäre bei der 
Ausbildung der künftigen Pädagogen ein besonderer Kurs über die 
Erteilung des staatsbürgerlichen Unterrichts erforderlich. Bei den 
Medizinern wäre z. B. neben dem sozialen Pflichtenkreis des Arztes 
in gemeinverständlicher Weise die Stellung des beamteten Arztes 
(des Kreisarztes) und die Organisation der Krankenkassen darzu¬ 
stellen. Bei den Juristen dagegen würde sich diese Pflichtvor¬ 
lesung über Staatsbürgerkunde aus dem Grunde erübrigen, weil das 
Rechtsstudium die einzelnen Gegenstände des staatsbürgerlichen 
Unterrichts (Staats- und Verwaltungsrecht, Nationalökonomie) 
bereits als zu einem ordnungsmäßigen Studiengang gehörige Spezial¬ 
vorlesungen umfaßt. Die Hauptprinzipien der Volkswirtschafts¬ 
lehre, deren Kenntnis von jedem erwachsenen Menschen unbedingt 
zu erfordern ist, wären selbstverständlich in diesen Vorlesungen 
gleichfalls zu behandeln. 

Während sich so bei den reiferen Studenten der Staatsbürger* 
liehe Unterricht in der angedeuteten Weise wohl verhältnismäßig 
leicht durchführen ließe, dürfte in den höheren und in den Volks¬ 
schulen in Anbetracht des jugendlichen Alters der Schüler und 
ihrer geringen praktischen Kenntnisse und Lebenserfahrung dieses 
Lehrfach zu einem der schwierigsten Unterrichtsgegenstände zu 
rechnen sein. Es muß davon ausgegangen werden, daß der staats¬ 
bürgerliche Unterricht mit Erfolg nicht vor dem 12. Lebensjahre 
beginnen kann. In diesem Alter, in dem die höheren Schüler 
bereits drei Jahre lang fremdsprachlichen Unterricht haben, und 
wo ihnen wie auch den Volksschülern bereits Verschiedenes über 
historische Staatsformen erzählt worden ist, sollte es immerhin 
möglich sein, in guter Systematik ihnen die zum Verständnis der 
gegenwärtigen Staats- und Gesellschaftsform erforderlichen Kennt¬ 
nisse zu vermitteln. Nach einer kurzen historischen Einleitung 
wären zunächst im allgemeinen die möglichen Verfassungsprin¬ 
zipien (Monarchie und Republik) mit ihren verschiedenen Systemen 

— wie Absolutismus und Parlamentarismus — zu erörtern; sodann 
müßte in großen Zügen auf die Organisation des kaiserlichen 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



20 


Die Staatsbürgerkunde als Lehrfach. 


Digitized by 


Deutschlands, besonders hinsichtlich der Kompetenzverteilung 
zwischen Reich und Einzelstaaten und im Hinblick auf den Aufbau 
des Verwaltungsapparates, eingegangen werden, so daß schließlich, 
nach Darlegung der bisherigen vorrevolutionären Verhältnisse, der 
gegenwärtige Zustand besprochen werden könnte. 

Während in den unteren Klassen das Interesse der Schüler sich 
insbesondere durch häufigen Hinweis auf aktuelle Vorgänge er¬ 
wecken ließe, und es angebracht erscheint, im Anfang mehr eine 
allgemeine Uebersicht zu bieten, wären mit den älteren Schülern 
einzelne, besonders wichtige Kapitel der neuen Verfassungen des 
Reichs und der Länder eingehender durchzunehmen. Hierbei sind 
vor allem die Abschnitte über das Parlament und die Staats- und 
Reichsleitung, sowie über die Gesetzgebung und Rechtspflege zu 
berücksichtigen. Weiterhin wären in diesem Zusammenhänge auch 
die sogenannten Grundrechte zu erörtern, d. h. diejenigen staats¬ 
rechtlichen Normen, die den verfassungsmäßig als grundsätzlich 
unantastbar anerkannten Rechten des Individuums Schutz gewähren 
gegenüber Eingriffen der Obrigkeit. Ferner ist ein kurzer Abriß 
über die Einrichtung der bedeutenderen Behörden und über die 
soziale Stellung der hauptsächlichsten Beamtenkategorien zu geben. 

Auch die Elemente der Volkswirtschaftslehre dürfen wegen ihrer 
großen Bedeutung für alle Berufe ebensowenig wie die Grundlagen 
der Sozialpolitik außer acht gelassen werden. Die jungen Leute 
können so z. B. zu Betrachtungen über Wesen und Wert der Börse, 
über Fragen der Preis- und Steuerpolitik, sowie über die Prinzipien 
der Finanzverwaltung und Lohnregulierung angeregt werden; man 
wird ihnen auch, ohne daß sie Schaden an der Seele nehmen 
dürften, aber sicherlich mit erheblichem Gewinn für das Leben, im 
Alter der Geschlechtsreife die sozialen Probleme des Prostituierten- 
und Verbrecherwesens erklären können. 

Und so gibt es Hunderte und Tausende von Dingen,- welche hier 
im einzelnen nicht aufzuzählen sind, die man den heranreifenden 
Staatsbürgern als anregende geistige Kost vorsetzen kann. Wenn 
die zur Verfügung stehende Schulzeit für dieses neue Unterrichts¬ 
fach, das immerhin drei bis fünf Wochenstunden ausfüllen sollte, 
zur Erledigung des gesamten in Frage kommenden Gebietes, wie 
es wahrscheinlich ist, nicht ausreichen wird, so ist für die einzelnen 
Materien, soweit nicht schon geeignete Bücher vorhanden sind, eine 
leicht verständliche Schullektüre zu schaffen und zur häuslichen 
Benutzung zu empfehlen. 

Bei den Prüfungen wird von dem Schüler in der Staatsbürger¬ 
kunde ein gleiches Maß von Kenntnissen wie in den übrigen 
Fächern zu verlangen sein. 

Wenn das gegenwärtige, zu einem erheblichen Teile veraltete 
Unterrichtsprogramm durch das, die großen Ereignisse der Gegen¬ 
wart berücksichtigende, Lehrfach der Staatsbürgerkunde erweitert; 
/um Ausgleich hierfür aber durch Verringerung des altgeschicht- 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Biologie und Soziologie. 


21 


liehen und altsprachlichen Unterrichts in seinem Umfange ver¬ 
mindert wird, so werden wir ein Geschlecht heranziehen, das bei 
seinem Eintritt ins praktische Leben, bei der ersten Berührung 
mit sozialpolitischen Problemen nicht mehr eine bedauernswerte 
Weltfremdheit bekunden, sondern die Verhältnisse mit gutgeschulter 
Kenntnis der grundlegenden Fragen beherrschen wird. 

An die durch Uebertragung dieses Unterrichtsfaches ausgezeich¬ 
neten Lehrer sei nun an dieser Stelle eine dringende Mahnung und 
Warnung gerichtet: Soll der staatsbürgerliche Unterricht den von 
der Verfassung erstrebten Erfolg der Ertüchtigung zu staatsbürger¬ 
licher Gesinnung erreichen, so muß — und hierauf peinlichst zu 
achten, ist die Aufgabe der höheren Dienststellen — jede partei¬ 
politische Propaganda völlig ausgeschaltet und es darf das wertvolle 
Lehrfach der Staatsbürgerkunde nicht dazu mißbraucht werden, 
wozu der Gegenstand an sich nur allzu leicht verführt, in die 
jungen Seelen den Giftkeim der politischen Verhetzung im Sinne 
irgendeiner Partei zu legen. 

Zweckentsprechend wäre es, worauf wir zum Schluß noch hin- 
weisen möchten, wenn die Aushändigung der Verfassungsexemplare 
an die Schüler nicht erst, wie es die Verfassung vorsieht, bei Be¬ 
endigung der Schulpflicht, d. h. nach achtjährigem Schulbesuch, 
erfolgte, sondern, da ja der Inhalt der Verfassung — als Teil der 
Staatsbürgerkunde — zum Gegenstand des Unterrichts erklärt ist, 
dürfte es sich empfehlen, den Schülern bereits zu Beginn des staats¬ 
bürgerlichen Unterrichts einen Abdruck der Verfassung auszu¬ 
händigen. Dies Verfahren der Ausgabe der Verfassungsexemplare 
vor dem in der Verfassung festgesetzten Zeitpunkte entspricht 
durchaus dem Grundgedanken des Artikels 148, daß nämlich jeder 
Schüler überhaupt einen Abdruck der Verfassung von Staats wegen 
erhalten soll, und ist auch mit dem Wortlaut der Verfassung ver¬ 
einbart; denn der in der genannten Bestimmung festgelegte Zeit¬ 
punkt ist lediglich als Mindesterfordemis zu betrachten, so daß die 
Aushändigung der Abdrucke wohl schon vor Beendigung der 
Schulpflicht stattfinden darf, während sie jedoch spätestens in 
diesem Zeitpunkt erfolgen muß. Somit wäre zur Legalisierung 
dieses in Vorschlag gebrachten Verfahrens eine besondere Ver¬ 
fassungsänderung nicht notwendig. 


Professor Dr. F. KÜHNER: 

Biologie und Soziologie. 

B IOLOGISCHE Beweismittel mancherlei Art finden in dem 
sozialistischen Schrifttum Verwendung. Sie werden hervor¬ 
geholt, als seien sie wohlgeordnete und registrierte „Wahr¬ 
heiten“. Das sind sie nun leider durchaus nicht; sie sind vielmehr 
schon lange zu Orthodoxien erstarrt, verflacht und zu Tode 
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popularisiert. Der Achtzehnjährige, welcher sich als Häckelianer 
bezeichnet, ist ein niedlicher Einzelfall für die mörderische Wirkung 
solcher Popularisierung. 

Zunächst ist Biologie nichts weiter als die Ueberschrift über 
dem Eingang zu einem der Tempel der Wissenschaft. Drinnen 
herrscht, wie üblich, Gezänk und Gekeife, eifrige Angebote von 
neuen „Beweisen“ links und rechts, und kein philosophischer Jesus 
ist mächtig genug, eine gründliche Tempelreinigung vorzunehmen 
und den Leuten zu sagen, wie faul ihre Begriffsbildung ist, von 
der doch letzten Endes alles abhängt. 

Also nicht „die“ Biologie, sondern „Biologien“ sind es, die auf 
dem Markte der Wissenschaft mannigfaltig zutage treten. Und 
wenn heute jemand schlechthin mit „Darwinismus“ operiert, so 
ahnt er nicht, wie bieder und altfränkisch das anmutet, wie sehr 
dieser Sammelbegriff nach dem Familienblatt schmeckt. Dem 
schadet’s auch nicht; aber dem theoretisohen Sozialismus, der so 
unbedingt auf der Erkenntnis organischer Gesetzmäßigkeiten fußt, 
schadet es ungemein, wenn platte Ueberlieferung feststehende Tat¬ 
sachen annimmt, wo doch alles fließt. 

Unter Darwinismus versteht man so gemeinhin die Entwick¬ 
lungstheorie. Durchaus zu Unrecht. Diese Lehre wurde erstmalig 
erschöpfend und systematisch dargestellt von Lamarck (1744—1829). 
Er, und er allein ist es, der als erster den für seine Zeit unfaßlichen 
Gedankenkomplex zu entwickeln den Mut hatte, ganz aus sich 
allein, während Darwin seine leitenden Gedanken teils von Malthus, 
teils von seinem Großvater Erasmus Darwin entnahm. Da nun 
jeder schöpferische Gedanke seinen Wert, seine Heuristik, in sich 
hat, ist es dringend empfehlenswert, ihn überhaupt von persönlichen 
Namen zu trennen. Sprechen wir also von der Entwicklungslehre 
schlechthin; ganz gewiß aber nicht von „Darwinismus“. 

Allerdings, einen solchen gibt es auch; doch bezeichnet er etwas 
sehr anderes als Entwicklungslehre. Darwinismus kann logischer¬ 
weise nur der Name für jene Erklärungsart sein, mit der ihr 
Begründer alles organische Geschehen als durch außerorganische, 
als mechanische Wirkungen erfolgend darstellt: die Selektions¬ 
theorie, the survival of the fittest, der sogenannte Kampf ums Dasein. 
Gerade hier aber hat 20 Jahre und länger der heftigste Kampf der 
Geister eingesetzt, gerade hier, in seiner eigensten, allerpersön¬ 
lichsten Lehre, hat Darwin die Gefolgschaft des modernen Geistes 
so gänzlich verloren, daß nur eine kleine aber zähe Orthodoxie den 
letzten verlorenen Posten noch zu verteidigen den Mut hat: die 
konsequenten Anhänger von Weismann, besonders Professor zur 
Straßen, dazu die angelsächsischen Vorkämpfer des wissenschaft¬ 
lichen Nationalheros Darwin. 

Neben diesen geschichtlichen Etappen steht nun der unüber¬ 
brückbare Gegensatz des Inhalts, der den Soziologen dringend 
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gemahnen muß, doch ja nachzuprüfen, woher er denn eigentlich 
sein sogenanntes geistiges Rüstzeug nehmen will. Ich stelle die 
Inhalte einander gegenüber. Der extreme Selektionist sagt: orga¬ 
nisches Leben im gewöhnlichen Sinne gibt es gar nicht; es gibt 
nur mechanisches Geschehen, d. h. ein Geschehen von außen her , 
das eine an sich zwar komplizierte aber tote Maschine in Be¬ 
wegung setzt. Diese Maschine schreibt dem Geschehen gar nichts 
vor, denn als totes Gebilde verläuft in ihr alles ohne jede denkbare 
Ausnahme zwangläufig; auch was man menschliche Intelligenz 
nennt, ist nichts als hochkomplizierte Maschinenleistung. Der 
Lamarckianer sagt: jeder Organismus ist ein eigengesetzliches 
autonomes Gebilde; auch da, wo er anscheinend reagieren muß, 
geschieht dies immer nur so, wie gerade er die Reaktion gestaltet. 
Jeder Organismus „verarbeitet“ den Reiz, nach Gesetzen und Mo¬ 
dalitäten, die ganz und gar'nur in ihm liegen (Lamarcksagt: „in der 
Anordnung seiner Teile“). Diese autonome Reizverwertung hat 
natürlich mit „Seele“ nichts zu tun; und sollte dieses Wort je in 
symbolischer* Anwendung auftauchen, so drückt es nur die Eigen¬ 
gesetzlichkeit des Organischen aus. Stoße ich eine Billardkugel 
an, so läßt sich das Geschehen in eine mathematische Fonnel 
fassen, in einer Gleichung ausdrücken, wo die aufgewandte Energie 
identisch ist mit bewegter Masse in ihrer Beschleunigung. Niemals 
gilt dies, nach Lamarck, für einen Organismus. Ob er antwortet, 
wie stark er antwortet und in welcher Art, das alles liegt ausschließ¬ 
lich in ihm selbst. 1 

Kein Soziologe, dem bei seinem Denken auch der Nährboden 
einer Weltanschauung unentbehrlich erscheint, kann derartig unüber¬ 
brückbare Gegensätze übersehen. Die Folgerungen, auch für die 
Gesellschaftslehre, führen entweder nach links oder nach rechts. 
Keine Versöhnung, kein Kompromiß befreit den Denkenden aus 
diesem Zwang! Die Frage ist unerbittlich nur die eine: soll ein 
tot-mechanisches System ausgebaut werden, ein System reiner Kräfte^ 
ein System ohne Leben und Lebensgesetze, also auch ohne' Lebe¬ 
wesen? — oder eine soziale Architektonik, die gerade von der 
Eigengesetzlichkeit des Objektes „Mensch“ ausgeht, und seine 
millionenfache Bedingtheit, Variabilität, Plastik, Entwicklungs¬ 
fähigkeit voraussetzt? Heißt die Forderung „Ausrottung der Un¬ 
tauglichen“, oder heißt sie „Aufwärtsentwicklung aller durch 
Förderung der günstigen Anlagebestandteile?“ Ist unsere Position 
„Vernichtung der Schwachen“ oder „Stärkung der Schwachen“? 
Ist sie Lamarck, oder ist sie Darwin? 


1 Die tiefste, philosophischste und schwerwiegendste Ausgestaltung 
fand diese Anschauung in dem Buch des großen Münchener Gelehrten 
August Pauly, Lamarckismus und Darwinismus, Reinhardt, 1905, München. 
Nie ist die philosophische Seite der Biologie mit ähnlicher Kraft und 
Durchdringung dargestellt worden. 
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Lange genug war sie Darwin! Denkt an den Kapitalismus» 
denkt an den Weltkrieg! Es ist hohe Zeit, darüber nachzudenken* 
welche Biologie uns die Wege der Zukunft weisen soll. Daneben 
aber ist es nicht minder zeitgemäß, die organische Bedingtheit 
des Objektes „Mensch“ genauer kennen zu lernen, denn sie ist 
es, die uns unsere Wege vorschreibt. 

HANS CHRISTIAN ilEURER: 

Das neue Werden. 

I NDEM das „metaphysische Bedürfnis“ Schopenhauers sich in 
Nietzsche zum mythischen Bedürfnis wandelte, deckte es seinen 
eigenen Ursprung auf. Ist das einmal erkannt, so muß es uns 
gelingen, aus dem Mythischen durch das Metaphysische hindurch 
einen Einblick in das neue Werden zu erlangen, das sich so 
kräftig schon regt. 

„Ohne Mythus aber geht jede Kultur ihrer gesunden schöpfe¬ 
rischen Naturkraft verlustig: erst ein mit Mythen umstellter 
Horizont schließt eine ganze Kulturbewegung zur Einheit ab.“ 
Es ist die „Geburt der Tragödie“, in der Nietzsche solche Worte 
spricht. Diese Bezeichnung seiner Schrift ist aber selber nur 
metaphorisch, denn die Expression „Geburt“ der Tragödie be¬ 
deutet nicht einen Mythus, sondern ist eine Metapher. 

Ein echter Mythus offenbart sich uns in der Geburt der 
Aphrodite. Die Darstellung, wie die Göttin in der gelassenen 
Geste ihrer nackten Schönheit dem. Schaume des Meeres ent¬ 
steigt, war ein Lieblingssujet der Präraffaeliten. In dieser 
präraffaelitischen Kunst zeigte sich eines der Endsymptome eines 
langen Kulturverlaufes. Gleichzeitig wurde der Ansatz einer neuen 
Kulturbewegung ebenfalls in der Malerei sichtbar: van Gogh 
schuf seine Landschaften, in denen alles, die breiten Wiesen 
und die durchfurchten Aecker, die Bäume und die Berge, wie 
in rasendem Nerven schmerze zucken: die Geburt der Minerva 
kündigte sich an, die Geburt der Göttin, die dem wehevollen 
Haupte des Zeus entsprang. Auch das ist ein echter Mythus 
und zugleich ein Sujet für die modernen Expressionisten. Warum 
hat es noch keiner mit den Ausdrucksmitteln der werdenden 
neuen Kunst zu gestalten versucht? Max Dauthendey hat ein¬ 
mal einen Roman geschrieben, der sich in der Zirbeldrüse eines 
Dichtergehirnes abspielt. Aus rasendem Schmerze des Zeushirnes 
entwirkte sich der Gedanke, der dann in selbständigem Leben 
als Minerva in die Erscheinung trat. Es ist das Problem des 
erfinderischen Gestaltens, das also gelöst in die Welt sprang. 

„Es darf nicht befremden,“ sagt Ernst Mach in seinem Buche 
„Erkenntnis und Irrtum“ bei Besprechung des Problembegriffes, 
„daß wir hier die Erfindung mit der wissenschaftlichen Problem- 
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JSsuiig auf eine Stufe stellen, ln der Tat ist das praktisch- 
technische oder das theoretische Ziel der einzige Unterschied 
zwischen den beiden, und oft ist auch dieser Unterschied schwer 
festzuhalten.“ Allerdings gibt es eine Differenz zwischen diesen 
beiden Denkweisen, die wesentlich ist. Das ist die Differenz 
zwischen Schauen und Handeln. Die „Schönheit“ der Welt wird 
angeschaut: sie wird „theoretisch“ gewußt. Alles ist da kon¬ 
zentriert in einem ruhenden Sein. Ihr steht gegenüber die Denk¬ 
weise des Werdens, der großen Veränderung und Wandlung aller 
Dinge. Sie erschöpft sich immerzu in wehen 'Zuckungen und 
wird „praktische“ Leistung. 

Diese Erörterung muß ich noch weitertreiben. An einer anderen 
Stelle bei.Mach heißt es: „Die besprochenen wissenschaftlichen 
Entwicklungen beginnen meist in weit entlegener Vorzeit mit 
sehr primitiven Vorstellungen, sind aber in der Gegenwart durch¬ 
aus nicht abgeschlossen. Statt der gelösten oder als nichtig er¬ 
kannten Probleme sind neue zahlreichere und meist schwierigere 
aufgetreten.“ Von der „praktischen“ oder technischen Verlaufs¬ 
bewegung muß ganz das gleiche gesagt werden. Der Beginn 
der technischen Großtat im Menschheitsgeschichtsverlaufe ist noch 
im Mythus versteckt: darum ist auch das Denken des technologi¬ 
schen Sozialisten Karl Marx in seiner tiefsten Wurzel ein mythi¬ 
sches. Diesen Zusammenhang durch alle seine einzelnen Glieder 
hindurch bis aut unseren eigenen Moment zu ergründen und 
darzulegen, ist ein Problem, das endlich gelöst sein will. Das 
praktische Problem scheint uns damit auch zu einem rein theo¬ 
retischen geworden zu sein. Doch ist dem durchaus nicht so. 
Es ist gerade unser eigener Moment, der uns zeigt, daß die 
„Geschichte“ noch nicht „abgeschlossen“ ist: daß vielmehr wieder 
einmal im großen Zuge der Zeiten ein neues Werden alles durch¬ 
dringen und umschaffen will. 

* 

Es war um die Mittelwende des 19. Jahrhunderts, als Pierre 
Joseph Proudhon zu der Diagnose kam: „Europa ist schwanger 
an einer sozialen Revolution aber wird es nicht sterben, bevor 
es geboren hat?“ Der Weltkrieg war die Krisis in diesem 
„Krankheitsverlaufe“, der sich innerhalb des Zivilisationskomplexes 
„Europa“ abgespielt hat. 

Georg Simmel nahm 1917 in seiner Essaysammlung „Der Krieg 
und die geistigen Entscheidungen“ an, daß die zivilisatorische 
Einheit Europas durch diesen Krieg und seine Auswirkungen 
vernichtet sei. Wesentlich weiter ging noch Oswald Spengler 
in seinem 1918 erschienenen Buche „Der Untergang des Abend¬ 
landes“. Ich widerspreche allen diesen Hypothesen. 

Die Einheit eines Zivilisationskomplexes innerhalb des geographi¬ 
schen Begriffes Europa hatte erstmals Leopold Ranke in seinem 
Erstlingswerke „Geschichten der romanischen und germanischen 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



26 


Das neue Werden. 


Digitized by 


Völker von 1494—1535“ dargelegt, von dem der Spätrankeaner 
Max Lenz kennzeichnend gesagt hat: „In dem Titel ist schon 
der Grundbegriff, in dem alle Werke Rankes gedacht sind: die 
Einheit der romanischen und germanischen Nationen, im Gegen¬ 
satz zu den bisher vorherrschenden Anschauungen einer all¬ 
gemeinen Christenheit, der Einheit Europas. . . In dem Kreise 
dieser Völker wuchs fort, was sich von den Kulturelementen 
der alten Welt durch jene Jahrhunderte der Stürme hindurch 
gerettet hatte. . . Träger der welthistorischen Entwicklung blei¬ 
ben die sechs Nationalitäten, in welchen die romanischen und 
germanischen Elemente unter dem Vorwalten des einen oder des 
anderen gemischt sind, eine in Kampf und Verkehr unablässig 
bewegte, hin- und herflutende, schließlich doch fortschreitende 
Gemeinschaft. Indem Ranke in der Einleitung jenes Buches diese 
Einheit durch die Geschichte des Mittelalters hin verfolgte, faßte 
er als besondere Aufgabe nur die Epoche ihrer Zertrennung 
ins Auge, welche das neue Weltalter bedingte. . 

Danach hat also eine, nach Ranke um die Wende zum 
16. Jahrhundert einsetzende, Zertrennung innerhalb unseres Zivi¬ 
lisationskomplexes ein neues Weltalter heraufgeführt, das dann 
selber wiedeium als eine Einheit, allerdings als eine neugewordene 
Einheit, verspürt wurde und wir-kte. Es sei einmal dahingestellt, 
ob es die so gewonnene Einheit war, die Simmel nun aus¬ 
einanderfallen sah: unantastbar erscheint mir das, daß die große 
zivilisatorische Zertrennung, die wir selber durchlebt und durch¬ 
leben, nur die weltgeschichtsnotwendige Bedingung des neuen 
Werdens ist. Dieses neue Werden hat ebenfalls schon eingesetzt, 
und zwar längst schon wie die Zertrejnnung. Klar erkannt werden 
muß endlich, daß Analyse und Synthese in der Geschichte gleich¬ 
zeitig verlaufen, in Wechselseitigkeit nicht nur von End- und 
Beginnzustand, sondern durch den Gesamtzug ihrer Verläufe hin¬ 
durch. Simmel aber sah nur die Analyse, nicht auch die Synthese. 
Dasselbe gilt von Spengler. Gewiß ist das alte „Europa“ unter¬ 
gegangen, aber ein neues ist auch erstanden. Nicht so aller¬ 
dings, wie in dem — in der Form der hellenischen Ueberlieferung 
gemodelten — Mythus Aphrodite sofort als üppiges Weib aus 
dem Schaume des Meeres stieg oder Minerva vollendet und ge¬ 
rüstet dem Haupte des Zeus entsprang. Wir müssen den geschicht¬ 
lichen Prozeß als einen Lebensprozeß erfassen, als einen Vorgang 
wachsenden Werdens. 

Ich denke da an ein Bild, das Max Klinger einmal gezeichnet 
hat. Auf einem Bette hingestreckt liegt ein Weib, tot, aber auf 
ihrem starren Leibe sitzt voll strotzenden Lebens das Kind, das 
sie noch geboren hat. Damit ist Proudhons bange Frage be¬ 
antwortet. Das alte Europa ist gestorben, das neue aber lebt schon 
und wächst heran: der Zivilisationskomplex der sozialen Epoche 
wird. Wie ich es erkenne, war es die große Wende innerhalb des 
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„Reförmationszeitalters“, die einen Ranke zum historiographisChen 
Schaffen gedrängt hat. Die Geschichte der gegenwärtigen großen 
Wende innerhalb des „Revolutionszeitalters“ kann nur schreiben, 
wer mit einem an Ranke geschulten und, dapn aber aus eigenem 
Denken neu eingestellten Blicke zu schauen vermag. Die Strö>- 
mutigen der menschheitlichen Organisationsbewegung muß er in 
ihren Verläufen zu sehen, zu deuten und zu verknüpfen wissen. 

„Ein Organismus“, sagt August Julius Langbehn in seiner ein¬ 
mal so viel gelesenen Schrift „Rembrandt als Erzieher“, „lebt 
nur dadurch, daß er wächst; und er wächst nur dadurch, daß 
er stetig innere Achsenverschiebungen erfährt; daß er von einer 
Mathematik erfüllt ist, die sich selbst untreu wird. . . Wenn 
eine Achse sich verschiebt, so kreuzt sie sich selbst, so streitet 
sie mit sich selbst; daher ist kein Wachstum ohne feindliche 
Auseinandersetzung des betreffenden Organismus mit sich selbst 
zu denken. Um eine solche handelt es sich im heutigen deutschen 
Leben; um eine solche handelt es sich in allem Völkerleben. . . 
Jede große Achsenverschiebung im Dasein eines Volkes bedeutet 
demnach einen Akt der Wiedergeburt; seine ganze Existenz wird 
so gewissermaßen unter einem neuen Einfallswinkel beleuchtet; 
es ist dasselbe und nicht mehr dasselbe wie früher. Esi ist neu 
geworden.“ Zum Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts schrieb 
der „Rembrandtdeutsche“ diese Sentenz nieder und das heißt, 
im zeitepochalen Sinne gesprochen, im Ausgangsverlaufe einer 
Zivilisationsepoche, die der Großgeschichtsschreiber Ranke einst 
(1825) historiographisch eingeleitet hatte. So sind denn seine 
angezogenen Worte im Grunde nur Variationen eines Rankeschen 
Themas, das bei diesem Meister lautet: „Vorzüglich, wenn ich 
nicht irre, tritt in den Staaten die Kontinuität des Lebens hervor, 
welche wir dem menschlichen Geschlecht zuschreiben.“ 

Doch hat Langbehn auch eine eigene Note eingefügt: den 
Begriff und die Wirkung der „inneren Achsenverschiebung“ im 
Staatsleben. Die Anwendung muß aber nun dergestalt erweitert 
werden, daß sie aus dem Bereiche des engeren Volkslebens heraus- 
und in den Gesamtlebensbereich des Zivilisationskomplexes 
„Europa“ hineintritt und uns von da aus aufzeigt, daß das neue 

— und das ist: das wirkliche — Europa nun erst wird. 

* 

Ans dem Meere ist, einer Aphrodite gleich, einst aufgestiegen, 
was wir „westliche Zivilisation“ zu nennen gewohnt sind. Schon 
aber hat der zuckende Schmerz im Haupte des Zeus gerast, und 
Hephaistos, der Hammergott, hat zugeschlagen zur Erlösung und 
zur Befreiung des neuen Werdens. 

Die Zeitungen (die man die Sekundenzeiger der Weltgeschichte 
nennt) brachten zu Beginn 1916 eine Studie über „Die deutsche 
Lebensauffassung“ von Oskar Bie, dessen Forschungsgebiet der 
gesellschaftliche Rhythmus in der europäischen Zivilisation ist. 
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Schon äußerlich, wird in dieser Studie ausgeführt, unterscheide 
sich das Leben der Deutschen von dem der ihm gegnerischen 
westlichen Nationen als Arbeitstätigkeit, was sich schon in der 
so außerordentlich verschiedenen Verteilung des Tages auf Arbeit 
und Genuß zeige: „Es ist ein äußerliches Moment, aber es ist 
die Folge eines tiefgehenden Unterschiedes in der Lebensauffassung, 
der die Völker der Erde teilt Der deutsche Tag wird von der 
Arbeit geformt, der außerdeutsche von der Genußmöglichkeit. 
Die Genußmöglichkeit äußert sich in der Kultur des Abends. . . 
Der Deutsche ... ist ein Mensch des Tages. . . Die Völker des 
Abends sind erbittert über diese aufsteigende Kraft des Tages. . . 
Süße Gewohnheiten alter Kulturen sehen sich geschlagen von 
einer Rasse, deren Organisationsfähigkeit staunenerregend ist. 
Organisation ist nichts als Sachlichkeit der Arbeit. . . Arbeit 
war das deutsche Leben und wird es bald noch mehr sein; dann 
aber wird es sich belohnen. . 

Das ist allerdings der Stand der Dinge, und zwar heute noch 
mehr als während der ungeheuerlichen Ringenskrisis des Welt¬ 
krieges selber. Und heute noch mehr als damals, uhd jemals ist es 
erkannt, daß ohne das deutsche Wirtschafts- und Geistesleben 
das Gesamtleben Europas und überhaupt der menschheitlichen 
Gesellschaft ins Stocken und Verelenden geraten würde. Der 

deutsche Bezirk steht zugleich unter dem fürchterlichsten Drucke, 
der eine neue Wirtschafts- und Lebensweise — und das ist: eine 
neue Zivilisation — entbinden müßte, wenn sie nicht gerade 
eben entbunden wäre. Wer Ohren hat, die des tiefen Erlauschens 
fähig sind, hat den Schrei des Kindes gehört. Es will wachsen 
und so braucht es Nahrung. Die Essen müssen fauchen und 

sprühen. . . Der ungeheure Druck aber, der auf dem deutschen 
Bereiche lastet, muß weltgeschichtsnotwendig eine ungeheuerliche 
Erstarkung und Expansion der neuen Zivilisation von da aus 

herbeiführen. 

Wir wissen, wie Schopenhauer einst gegen die „Professoren¬ 
philosophie der Philosophieprofessoren“ angegangen ist. Eduard 
Bernstein zog neulich gegen die allerneueste Professorengeschichte 
neuerer Geschichtsprofessoren los. Das ist Kritik. Was aber 
muß positiv geleistet werden? Thomas Garrigue Masaryk sagt 
in einem feinen Aphorismus: „Grillparzer spottet in einem seiner 
Epigramme über die neueren Historiker, daß sie die künftige 

Geschichte schreiben — in der Tat ist dieses Schreiben der künf¬ 
tigen Geschichte der eigentliche Maßsfab des richtigen geschicht¬ 
lichen Erkennens. In dem Maße, als wir die Vergangenheit und 
die Gegenwart wirklich erkennen, werden wir die Zukunft Vor¬ 
aussagen können. . .“ 

Die Geschichte des 20. Jahrhunderts muß geschrieben werden. 
Der deutsche Arbeiter muß das neue Werden erkennen lernen, 
um schöpferisch an ihm oder vielmehr in ihm wirken zu können. 
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Bücherschau. 

Franz Karl Enders: Der Geist der Zeit. Verlag Richard Pflaum. 
München 1920. 

Alles, was aus der Feder dieses tüchtigen deutschen Mannes kommt, 
ist lesenswert. Enders hat vieles von der edlen Deutschenliebe, von den 
republikanischen Tugenden J. G. Fichtes. Hierzu ist er ein gemäßigter 
sozialer Demokrat. Sein „Geist der Zeit“ ist eine kleine Sammlung von 
Reden an die deutsche Nation, an die einzelnen Schichten und Klassen, 
deren Fehler er beseitigen, deren gute Eigenschaften er entfalten und 
zur Blüte bringen möchte. Möge 'das Büchlein viele Leser finden. Wenn 
auch der entschiedene Sozialist nicht mit allem einverstanden sein kann, 
was es über den revolutionären Sozialismus enthält, so wird er doch nicht 
umhin können, den idealen Schwung und das mannhafte Streben des 
Verfassers achtungsvoll anzuerkennen. M. Beer. 

* 

Heinz Fenner: Die Propagandaschulen der Bolschewisten. Ein Beitrag 
zur Vorgeschichte der Proletbewegung. Verlag der Kulturliga. Berlin 
W 35. Preis Iy50 Mark. rrr 

, I i 

Die Schrift beruht auf Berichten aci zaristischen ’öchrana in Peters¬ 
burg und Moskau, sowie der Verräter' der bolschewistischen Bewegung 
(Malinowski, Romanow, Brjahdinski). Manche dieser Berichte wurden 
unter dem Titel ,J)ie Bolschewisten. Dokumente der ehemaligen Moskauer 
Sicherheitsabteilung zur Geschichte des Bolschewismus von 1909 bis 79/6“ 
(russisch) von Melgunow und Zialowski veröffentlicht. (Zweite Auflage, 
Moskau 1918.) Fenners Schrift ist ein Auszug aus diesen Materialien. 
Sie ist deshalb mit Vorsicht zu lesen. Sie zeigt jedoch Kenntnisse von 
Vorgängen und Personen, die ihr einen gewissen, wenn auch beschränkten 
Wert verleihen. Seit 1909 besaßen die im Auslande lebenden Führer 
der bolschewistischen Bewegung drei Propagandaschulen für begabte 
russische Proletarier. Diese Schulen befanden sich in Capri, Bologna 
und Longjumeau (bei Paris). Für die Schule in Capri lieferte Gorki 
erhebliche Mittel. Vorgetragen wurden Nationalökonomie, Agrarfrage, 
russische Geschichte, Arbeiterbewegung und Sozialismus, Genossenschafts¬ 
wesen, äußere Politik, Propaganda und Agitation. Die Lehrer waren 
nicht ausschließlich Bolschewisten. Neben den hervorragenden bolsche¬ 
wistischen Führern: Lenin, Sinowjew, Lunatscharski, Pokrowski und 
Krassin finden wir unter den Vortragenden auch Menschewiki, wie 
Martow, Rjäsonow, Maslow und Trotzki. Die Lehrer dieser Schüler, 
soweit sie Bolschewisten waren oder später zu ihnen übertraten, stehen 
jetzt an der Spitze der Sowjetrepublik. Die Schrift Fenners, die, wie 
bereits erwähnt, aus den unsauberen Polizei- und Spitzelquellen geschöpft 
ist, enthält viel Klatsch und Tratsch über die bolschewistischen Lehrer, 
Schüler und Institute, wie es Polizeiseelen gerne hören und verbreiten, 
wenn es sich um Sozialisten und Revolutionäre handelt. Immerhin zeigt 
Fenners Schrift, daß die russischen Sozialisten auch unter den ungünstig¬ 
sten Bedingungen bemüht waren, sich für die Lösung ihrer unerhört 
schwierigen Aufgaben vorzubereiten. M. Beer. 
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Eingelaufene Schriften. 

Emil Engelhardt: Tat und Freiheit. Ein Fichtebuch. (Methodisch geordnete 
Auszüge aus J. Q. Fichtes Schriften, insbesondere über deutsch¬ 
politische, sittliche und soziale Fragen nach Jena und nach dem 
Weltkriege.) Zwei Bände. Deutschnationale Verlagsanstalt Hamburg. 

Dr. August Müller, Staatssekretär a. D.: Gewaltfrieden und Wiederaufbau. 
(Sachliche Besprechung des Versailler Friedens und der Möglichkeit 
der Wiederaufrichtung der deutschen Nation.) Verlag der Kultur¬ 
liga, Berlin W 35. Preis 1,— Mark. 

Dr. Otto Conrad: Wolkswirtschaftspolitik oder Erwerbspolitik? Verlag 
Friedrich Schalk. Wien 1919. 

F. Seitz: Der Abgrund des Staatsbankerotts. Sammlung von Aufsätzen 
verschiedener Autoren.) Frankhsche Verlagshandlung, Stuttgart 1920. 
Preis 2,40 Mark. 

Dr. Conrad Marcus: Die wahren 'Motive der Auslieferungskomödie. (Eine 
Kampfschrift gegen die Führer und Presse der Entente.) Verlag 
Schwetschke & Sohn. Berlin 1920. 

Dr. Ludwig Bendix: Klassenkampf und Geistesverfassung. Ein kritischer 
Beitrag zur Frage der Diktatur des Proletariats, nebst dem neuen 
Parteiprogramm der Bolschewisten vom 22. März 1919. Verlag der 
Kulturliga. Berlin 1920. Preis 1,50 Mark. 

Friedrich Thiele: Volkswirtschaftliche Gespräche. Arbeit und Wirtschaft; 
Bedürfnisse und Güter; Kapital und Vermögen; Wert und Preis. 
(Vier Teile zum Preise von je 30 bis 40 Pf.) Verlag der Kulturliga. 
Berlin W 35. 

Rosa Luxemburg: Militarismus, Krieg und Arbeiterklasse. Verlag Kom¬ 
munistische Partei Deutschlands. 1920. Preis 80 Pfennig. Berlin- 
Neukölln, Warthestr. 69. 

N. Lenin: Towards Soviets. Verlag British Socialist Party. London 1920. 

— Der Weg der Revolution. Verlag Kommunistische Partei 
Deutschlands (Spartakusbund). Preis 60 Pfennig. Berlin-Neukölln, 
Warthestraße 69. 

Karl Radek: Deutschland und Rußland. (Abdruck des Artikels in der 
„Zukunft“ vom 7. Februar 1920.) Berlin-Neukölln, Warthestr. 69. 

Bela Kun: Revolutionary Essays. Verlag British Socialist Party. London 
1920. 
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Sowjetrußland 
und wir 

von 

Dr. von Ungern-Sternberg ' 

PREIS MK. 3— 

und 20% Teuerungszuschlag 


* 

In der Schrift wird nachgewiesen, 
daß die Wiederaufnahme der wirtschaftlichen Be¬ 
ziehungen zwischen Deutschland und Rußland ein dringendes Erfor¬ 
dernis sowohl der deutschen wie der russischen Wirtschaftspolitik ist. 
Alle dagegen erhobenen Einwände werden einer 
eingehenden Prüfung unterworfen. 
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DIE GLOCKE 

2. Heft 14. April 1920 6. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


M. BEER: 

Koalition/ Demokratie und Klassenkampf. 

Berlin, den 7. April 1920. 

D ER 19. Januar 1919 war einer der folgenschwersten Tage 
der jungen deutschen Revolution. An jenem Tage fanden die 
allgemeinen Wahlen zur Nationalversammlung statt, die den 
beiden sozialistischen Parteien rund 14 Millionen Stimmen 
(S. P. D. 11,5, U. S. P. D. 2,3 Millionen) und 185 Mandate brachten, 
den bürgerlichen Parteien rund 16 Millionen Stimmen und 236 
Mandate. Hätte die deutsche Arbeiterklasse den früheren Zu¬ 
sammenhalt gehabt und nebst einer gründlichen marxistischen 
Schulung eine parlamentarisch-demokratische Bildung besessen, dann 
würde sie erklärt haben: 

„Die kapitalistische Gesellschaft besteht in letzter Instanz ausi 
zwei gegensätzlichen Klassen und nicht aus verschiedenen, gegen 
einander redenden Parteien. Die bürgerliche Klasse, obwohl in 
verschiedene Parteien geteilt, steht uns sozialwirtschaftlich als 
eine Einheit gegenüber, und sie erhielt die Stimmen- und die 
Mandatsmehrheit: Ihr gehört parlamentarisch die Regierung. Die 
Sozialisten sind in der Minderheit geblieben und bilden die Oppo¬ 
sition, bis sie — durch die Entfaltung ihrer Propaganda — zur 
Mehrheit geworden sind.“ ** 

Das wäre vom Standpunkte des Klassenkampfs wie von dem 
des Parlamentarismus und der Demokratie folgerichtig gehandelt. 
Aber die marxistische Schulung war bei den meisten Sozialisten 
nur eine oberflächliche. Schuld daran sind zum Teil wir Revi¬ 
sionisten, die wir in superkluger Weise an den marxistischen 
Lehren herummäkelten, das theoretische Gewissen der deutschen 
Arbeiterklasse brachen und die großen Grundlinien des proletari¬ 
schen Aufstiegs zur Macht verwischten, verdunkelten und in Irr¬ 
gänge verwandelten. Alle Schuld rächt sich auf Erden, — auch 
die theoretische Schuld des Revisionismus, und wir sollen sie be¬ 
kennen, unumwunden und rückhaltlos. 

Der Kraft der Klassenkampflehre beraubt, verwandelte sich der 
neue deutsche Parlamentarismus, wie aller bürgerlicher Parla¬ 
mentarismus, in ein parteipolitisches Schachspiel. Nicht die sozial- 
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wirtschaftliche Klasse, sondern die politische Partei trat in den 
Vordergrund; nicht der Sozialismus, sondern die demokratische 
Republik wurde entweder zum Ziel oder zur Zielscheibe, entweder 
zum Einigungspunkte oder zur Grenzlinie der Parteien. Die Nation 
löste sich in Parteien auf und nicht in Klassen. Alte, bewährte 
Genossen, die seit Jahrzehnten ihren politischen und gewerkschaft¬ 
lichen Pflichten treu blieben, erwiesen sich vornehmlich als Demo¬ 
kraten, die in allem Emst und mit allem Eifer dahin wirkten, 
daß Sozialisten sich mit den Freisinnigen, den Nachkommen Eugen 
Richters, und den Zentrumsleuten, den Freunden des Ble^jhschmieds 
Bachem, zusammenschlossen, um Sozialisten (ynabhängige und 
Kommunisten) niederzuhalten. Und zwar zu einer Zeit, wo die 
Zukunftsstaatsfrage eine praktische Lösung heischte. 

Wie die übertriebene Furcht vor dem Zarismus die deutschen 
Massen im Juli 1914 in den Krieg gejagt hatte, so trieb jetzt die 
mit allen Mitteln journalistischer Reklame entfachte Angst vor 
dem Bolschewismus die Mehrheitspartei in die Arme der Anti¬ 
sozialisten, Antisemiten und Promilitärs: in die Arme der Koalition, 
der Bureaukratie und der Reichswehr. .Die Koalition orientierte 
sich gegen links. 

Und alles im Namen der Demokratie! Im Namen der Demo¬ 
kratie überredete Woodrow Wilson die deutsche Nation, sich nach 
Versailles zu begeben. Im Namen der Demokratie begab sich die 
Deutsche Sozialdemokratische Partei vertrauensselig in das Lager 
von Lüttwitz und der Hakenkieuzritter. 

Wir sind keine Gegner der Demokratie als eines Mittels zu parla¬ 
mentarischen Zwecken. Sie ist eine Arbeitsmethode, die in freiheit¬ 
lich regierten Staaten sich noch am besten bewährt. Wogegen wir 
aber Einspruch erheben, ist die Setzung der Demokratie zum 
Ziel der Sozialisten. Unserer Ansicht nach kann die Demokratie 
für den Sozialismus nur dort ersprießlich wirken, wo sie sich 
dem Klassenkampfe ttnterordnet. Wenn wir hier gegen die Demo¬ 
kratie polemisieren, so geschieht es nur, weil sie in Parteiaufrufen 
als etwas Erhabenes und Unantastbares hingestellt wird. Das 
ist sie nicht. 

Die Demokratie ist ein taktisches Mittel. Sie ist an sich weder 
sittlich noch unsittlich, weder wahr noch falsch. Wir haben die 
abgöttische Verehrung der Demokratie unbesehen von den liberalen 
Doktrinären übernommen. Was besagt in letzter Analyse die Demo¬ 
kratie? Sie besagt: die Mehrheit ist materiell stärker als die 
Minderheit: Hier steht 1 Million gegen 1/2 Million, — 2 gegen 1: 
„Wenn ihr nicht pariert, werdet ihr von der Uebermacht erdrückt. 
Ihr müßt also nachgeben!“ Das Machtprinziep liegt der Demo¬ 
kratie ebenso zugrunde, wie dem Militarismus. 

Aber, nein! Demokratie kann doch auch so definiert werden: 
„Demokratie ist Regierung durch Diskussion.“ Jawohl! Wenn 
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man aimimmt, daß in letzter Instanz die Vernunft, die Idee, der 
Geist alles entscheidet, daß die Welt rationalistisch verläuft, — 
wenn man also zur Ideologie zurückkehrt, so steht Demokratie 
höher als Macht. Aber aus demselben Grunde könnte man — und 
wahrscheinlich mit größerem Rechte — zur aufgeklärten Despotie 
zurückkehren. Die Herrschaft eines einzelnen aufgeklärten Kopfes 
bietet doch eine größere Gewähr für die Durchsetzung der Idee, 
als die Herrschaft der Massen, deren sich oft Demagogen be¬ 
mächtigen. Die deutsche Sozialdemokratie hat jedoch stets die 
ideologische Weltanschauung verworfen und die ökonomische an¬ 
erkannt, indem sie — mit Marx — für den bisherigen Gescjtichts- 
verlauf nicht die Idee, sondern die Produktionskräfte und -interessen 
als in letzter Instanz ausschlaggebend betrachtete. Von dieser 
Erkenntnis ausgehend, lassen sich die Klassengegensätze, ins¬ 
besondere in ihrer äußersten Zuspitzung, durch irgendwelche 
rednerische Aussprachen, und wären es platonische Dialoge, nicht 
überbrücken oder versöhnen. Ihre politischen Vertreter können 
sich also nicht koalieren. Eine Regierungskoalition ist nur möglich 
zwischen Parteien, die grundsätzlich auf demselben sozialwirtschaft¬ 
lichen Boden stehen und nur über dessen politische und legislative 
Ausdrucksformen auseinandergehen, aber durch die Gefahr, die 
diesem sozialwirtschaftlichen Boden droht, gezwungen werden, ihre 
parlamentarischen Meinungsverschiedenheiten aufzugeben, um ihre 
gemeinsame Grundlage zu schützen. 

Daß die Demokraten und die Zentrumsleute in die Koalition 
eintraten, um ihren gemeinsamen sozialwirtschaftlichen Boden zu 
retten, ist klar. Ebenso verständlich ist es, daß die Bureaukratie 
und die Militärs sich ihr zur Verfügung stellten, um sich vor der 
roten Flut in die Koalitionsarche zu flüchten und dort abzuwarten, 
bis die schwarzweißrote Fahne wieder auf den Türmen sichtbar 
wird. Aber was hatte die S. P. D. in dieser Galeere zu tun ? Was 
konnte ihr die vielgerühmte Erhabenheit der Demokratie nützen ? 
Demokratie als Machtprinzip vermochte ihr nicht zu helfen, da 
sie in der Minderheit war. Demokratie als freie Diskussionstribüne 
erwies sich völlig außerstande, über zwei verschiedene und gegen¬ 
sätzliche Weltanschauungen zu entscheiden. Die Erfahrungen der 
fünfzehn Monate demokratischer Koalitionsregierung haben die 
Theorie vollauf bestätigt. 

Was haben wir denn durch die Koalition erreicht? Deutschland 
haben wir nicht gerettet; schwarze Franzosen töten in der Stadt 
Goethes deutsche Kinder, Männer und Frauen. Die Wirtschaft 
haben wir nicht in Gang gesetzt; Löhne und Preise jagen ein¬ 
ander in unendlichem Wettrennen. Die deutsche Arbeiterklasse 
haben wir nicht geeinigt. Den Sozialismus haben wir nicht ge¬ 
fördert. Die Internationale haben wir nicht auf bauen helfen. Viel 
edles Sozialistenblut wurde unter dem Schutze der Koalition ver- 
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gossen; eine Anzahl der besten Sozialistenköpfe wurden von einer 
fanatisierten Soldateska zertrampelt. Im Innern haben wir an 
Ansehen nicht gewonnen. Erinnert ihr euch an das Bild von 
„Ebert und Noske in 4er Badehose“? So leben die beiden sozia¬ 
listischen Pfeiler der Koalition im Gedächtnis der Herren und 
Damen von Besitz und Bildung. „Die entsetzliche Regierung!“ 
Ist dieser Ausruf einer adligen Dame an Kapp nicht aus dem 
gepreßten Herzen der ganzen bürgerlichen Klasse gekommen? 
Brennt nicht in der Brust jedes deutschen Beamten, jedes deutschen 
Offiziers, jedes richtigen preußischen Mannes die Schwach, daß 
ein Sattler Reichspräsident, daß irgendein Gewerkschaftsführer im 
Sessel Bismarcks sich breit zu machen sucht, daß ein Klavier- 
macher über das Wirtschaftsleben des Deutschen Reichs ge¬ 
setzt ist? 

Und wie steht’s im Ausland? Im Ausland werden wir überhaupt 
nicht für Sozialisten gehalten. Keinen Finger rührt die Inter¬ 
nationale, wenn Foch durch Marokkaner die Stätten deutscher 
Geistesarbeit, deutschen technischen Denkens und Könnens zer¬ 
trampeln läßt. Der Internationale erscheint Noske als die Ver¬ 
körperung der S. P. D. Wähnend fast die ganze Internationale 
sich in einer Krise der Demokratie befand und noch befindet und 
den Klassenkampf anerkennt, befand sich die S. P. D. in einer 
Krise des Klassenkampfes und erkannte die Demokratie als höchstes 
normatives Prinzip an. 

Die Aktion der deutschen Gewerkschaftsverbände während des 
Kapp-Lüttwitz-Putsches, sowie die Aktion dieser Verbände und 
der beiden sozialistischen Parteien in den tragischen Tagen der 
französischen Besetzung des Maingaus, war eine instinktive Ab- 
schüttelung der Koalition, eine revolutionäre Tat, die uns zu 
den wahren Prinzipien zurückführt. Los von der Koalition! 

Was die bürgerliche Klasse über die Koalition denkt, zeigt 
Bayern. Der Kapp-Lüttwitz-Putsch sprengte dort die Koalition, 
worauf die gesamten bürgerlichen Parteien als die Vertreter der 
nichtsozialistischen Stimmen- und Mandatsmehrheit folgerichtig die 
Regierung übernahmen. Die folgerichtige Antwort der bayrischen 
Sozialisten müßte sein: Einigung und Oppositionsbildung. Ebenso, 
wie die Kahr-Regiening alle bürgerlichen Parteien: von den 
Deutschnationalen bis zu den Demokraten umfaßt, so müßte die 
sozialistische Partei alle Sozialisten: die S. P. D., U. S. P. D. und 
K. P. D. in sich schließen auf Grundlage des Klassenkampfes. 

Dasselbe gilt vom Reiche. 
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PETER KNUTE: 

Die liebe Monarchie. 

Gedanken an einer neuen Grenze. 

An der Drau, im März 1920. 

ALS wir, lacht keuchend, den sanft aufsteigenden Hügel er* 
/\ stiegen, blieb die Exzellenz mitten im Gespräch stehen und 
sagte: „Ich kann Ihnen meine Gefühle gar nicht schildern. 
Sie als Däitscher werden das nicht begreifen. Können es nicht 
begreifen. Oestefteich-Ungam, — es war eine so schöne und so 
liebe Monarchie.“ Und als wir oben waren auf dem Hügel, an 
dessen Fuß die paar Häuser des elenden Grenzorts lagen, an 
dem die breite, flache Drau ihre gelben Wasser vorübertreibt, 
wo man über Gestrüpp und Gebäum nach Süden ins Kroatische 
sieht, wo die dunklen Kamme eine Abwechslung der madjarischen 
Fläche verraten, wo über grünem Wiesenflaum schon der Früh* 
Iing zum bellen Sonnenlicht wuchs, da packte es die Exzellenz 
und sie stöhnte gequält: „Kroatien!“ 

Hinter uns aber lag Magyarorszag, Ungarn. Die Birken und 
Fichten wuchsen bis zum Himmel und versperrten den Blick 
rückwärts. Wenn die Exzellenz auch noch rückwärts hätte blicken 
können, hätte si,e sicher auch noch „Mein Ungarn!“ qualvoll 
gestöhnt. 

Hier wuchs, frisch und elementar, die Sentimentalität. Aus dem 
Boden quollen bezwingend die Gefühle. Hier dampften die Rosse 
des Schicksallenkers. Wir standen auf historischem Boden. Ein 
weites Rund Stück Erde, so lieber Erde. Und als Fährmann die 
Drau. Gestern noch verbunden. Und heute getrennt Das Stück 
Vieh, voll und saftig und stark, das gestern noch ahnungslos über 
die weite Brücke wechselte, die sich dort über die Drau spannt, 
traf heute auf fremde, wilde Kerle. Es scheute zurück, nicht 
allein vor der Wildheit dieser Kerle. Es erschrak vor Neuem, 
Ungewissem. Ahnte, daß hier etwas Schreckliches vorgegangen. 
Eine Welt war getrennt worden. Am einen Ende standen die 
kleinen, leicht gebräunten, bis in die tiefsten Schächte ihrer 
flammenden Seele getroffenen ungarischen Soldaten. Am anderen, 
in gelbgrünen Uniformen, kräftige und selbstbewußte, unzugäng¬ 
liche und dunkelbraune Mazedonier, die Repräsentanten eines neuen 
Staates, den das Kriegschaos aus seinem brodelnden Leibe geboren. 

Und mitten drin stand die Exzellenz. Ein Erzeugnis dieses 
Bodens. Der lebende, verkörperte österreichisch-ungarisch-slawische 
Trialismus. Ein Staatsmann, der in Wien, in Budapest und in 
Agram diente. Der von deutschen Eltern geboren, in Kroatien 
groß geworden und in Ungarn gebildet worden war. Ein Gebilde, 
das so rein und ideal uns von der „so schönen und so lieben Mon¬ 
archie“ hervorgebracht werden konnte. Drei Seelen in der Brust, 
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und hätte er drei Beine gehabt, hätte er gleichzeitig auch- in 
drei Ländern gestanden. Ihn, die geborene Völkerversöhnung, trafs 
vernichtend, daß die Drau nicht mehr verband, daß sie trennte. 
Die Drau riß, wie die Länder, auch sein Herz entzwei. 

Dann, im flachen Lande, wo der Horizont nicht mehr den 
Menschen an seiner Seele packt, kam die kleinliche Politik. Zuerst 
noch in großen Ziügen: Wie Zupanis über kroatische Stämme 
regierten, wie die Avanen verdrängt würden, und wie erst später, 
als die Kroaten, die Arpadleute in die nördlicheren Landesteile von 
Osten her, stürmend, kämpfend, plündernd, einrückten. Und wie 
diese Urväter der heutigen unduldsamen Madjaren so lange in 
Pietät die Ueberliefemngen der Arpaddynastie, die heilige (Toleranz, 
gegenüber den südlicheren Nachbarn ehrten. Wie man in Kroa¬ 
tien zuerst seinen eigenen Herzog Tomislaw hatte, und wie man 
sich später dann mit den Ungarn einen gemeinsamen hielt, einen 
Anjouprinzen, einen Neapeler, einen Luxemburger. Wie die Türken 
vordrangen, Ungarn zerschlugen, und wiie die Habsburger halfen, 
und wie man dann zu einem Habsburger überging. Wie man eine 
Militärgrenze gegen die Türken errichtete, und wie jeder Jani- 
tschar vom achtzehnten Lebensjahr an militärpflichtig wurde. Wie 
dann Ungarns Nationalgefühl und sein Größenwahn wogten und 
wuchsen, und wie es sich anmaßte, den Nachbar mit seiner Madjari- 
sierungskrankheit zu quälen. 

Und wie das andauerte bis in die letzten Tage. Ueber Napoleons 
illyrische Gründungen hinweg und seine kulturell'en. Schöpfungen 
hier hinten im Südosten. Ueber die Polizeiwirtschaft eines Metter¬ 
nichs hinaus, über eines Ludwig Kossuth trauriges Rassenideal, 
das nur Madjaren, aber keine Kroaten kannte. Und durch den 
ganzen politischen und moralischen Sumpf hindurch, in dem die 
einzelnen Stationen Alexander Bach, Beust, Rauch, Khuen Heder- 
vary, Tomaschitsch und Cuvaj heißen. Und aus dem es stank, 
daß sich die ganze Welt die Nase zuhielt. Vor dem Schwurgericht 
in Agram kämpften sie um ihr Kroatentum, und Aehrenthal, der 
energische, aber schamlose Oesterreicher, grub sich mit den ge¬ 
fälschten Dokumenten im Wiener Prozeß sein moralisches Grab. 
Dr. Friedjungs, des Historikers Ruhm, ging in die Brüche. Aus 
der „so lieben und so schönen Monarchie“ war ein Zuchthaus¬ 
staat geworden, in dem die österreichische Inertie und die unga¬ 
rische Oligarchie in trauriger und so törichter Gemeinschaft Kerker¬ 
meister waren. 

Wo Menschenleiber in Ketten liegen, ist der Geisit Aristokrat. Aus 
Sklaven wurden Dichter und Propheten. Sie wandten sich gegen 
ihre Satrapen. Gaj, der kroatische Freiheitssänger, sang sein 
„Josch Hrvatska nij’ propala, dok mi zivimo!“ Noch ist Kroatien 
nicht verloren, solange wir leben! Und er wand einen lyrischen 
Kranz in der Rhapsodie, die so lautet: „Europa ist eine Jungfrau, 
die eine dreieckige Lyra in der Hand hält. In alten Zeiten tönte 
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diese Leier natürlich und süß. Da wurden ihre Saiten noch von 
sanftem Hauch berührt. Doch plötzlich war aus Süd und West 
und aus Ost und Norden ein furchtbarer Sturm gekommen und hatte 
die Saiten zerrissen. Süße Töne hörte man nimmermehr. Wann 
werden die mißtönenden Saiten wieder zusammenstimmen, um mit 
ihrer süßen Musik die ewige Jugend der thronenden Jungfrau zu 
verherrlichen?“ Oaj, der Dichter, aber meinte mit dieser drei¬ 
eckigen Lyra sein gequältes Illyrien zwischen Skutari, Varna und 
Laibach. Und sein Haß richtete sich vor allem gegen die Madjaren: 
„Seht“, so schreibt er, „wie der wilde schwarze Tartar auf unserer 
Nation und Sprache herumtrampelt. Die Geister der Hölle sind 
gegen uns. Laßt uns unseren Ruhm im Blute des Feindes baden. 
Jeder von uns soll einen Kopf abhauen, und wir sind am Ende 
unserer Leiden angelangt. Vorwärts!“ 

Der ungarische Baron Kallay sagte zu Anfang dieses Jahr¬ 
hunderts: „Meine Landsleute haben Kroatien schlecht behandelt, 
seine Entwicklung verhindert und es finanziell ausgebeutet, dafür 
werden sie einmal zahlen müssen.“ Die Rechnung ist präsentiert, 
die Ungarn haben schwer bezahlt. Drüben fließt die Drau, und 
sie scheidet für immer, was Jahrhunderte zusammengehörte und 
was, oft, so gern und willig beieinander war. Denn es lebte nicht 
nur in der trialistischen Exzellenz, dem Minister, der, um sein 
Lebensideal betrogen, unendlich betrübt neben mir schritt, die 
tiefe Freude an der „so schönen und so lieben Monarchie“. 
Aus all dem Völkergemenge, das sich an der Donau, der Drau 
und der Sau seit Jahrhunderten zusammengeschart hat, gehalten 
in der Furcht vor Osten und Westen, das sich tausendfältig ge¬ 
kreuzt hat, das sich liebt, sich versteht, die. gemeinsamen Sprachen 
spricht, dem es wohl und dem es ein Bedürfnis war, in der 
bunten Abwechslung zu leben, — aus all diesem Völkergemenge 
steigt eine große Sehnsucht nach einer großen Gemeinschaft auf. 
Eine Gemeinschaft, weit hinwegschreitend über die kleinliche, 
nationale Gemeinschaft, die die großen und die kleinen politischen 
Dummköpfe wollen. Eine Gemeinschaft, die die Herzen von Mensch 
zu Mensch aneinanderknüpfen. Eine Gemeinschaft, die aus dem 
Urelement der gesunden Menschennatur dürstend erstrebt wird 
und deren Abglanz im lokalen Wünschen die „so liebe und so 
schöne Monarchie“ manchmal war und immer hätte sein können. . . 

Hätte. . . Wenn Menschen oben säßen. Wenn Politiker auch 
immer reine und natürliche, und deshalb auch gute Menschen 
sein könnten. In der „so lieben und so schönen Monarchie“ 
waren sie es nicht immer. Fahl, flach ist es geworden hier an der 
Drau. Nicht nur die Ungarn sind betrübt. Ueber den blühenden 
Wiesen und den duftenden Wäldern weit auch nach Süden liegt 
graue Enttäuschung. Die Sonne scheint nicht mehr so hell wie 
unter der „Monarchie“. Der große bunte Farbenfleck an der 
Donau, der Drau und der Save ist nicht nur aus der Landkarte 
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ausgewischt. Auch aus dem wannen Fühlen. Die Menschen haben 
sich zurückgezogen hinter irgend etwas, hinter die Drau oder sonst 
was, und der heitere Verkehr in der Buntheit von Mensch und 
Volk, zwischen dem deutschen Wien und dem ungarischen Pest 
und dem slawischen Zagreb, ist dahin. Das Leben ist ins Grau 
der völkischen Einheit gewandelt. 

Die Nationalstaaten, von denen die Volksversammlungsredner 
sagen, daß sie erlösen, haben sich aufgetan. Drüben stehen die 
Slawen, und hüben die Madjaren. Drüben haben sie die Qewehre, 
und hüben drohen sie mit der Faust in der Tasche. Die Drau 
trennt Menschenherzen, die, wir empfinden es, indem wir mit 
ihnen sprechen, gut sind. Die Mazedonier drüben, die Madjaren 
hüben. Wann, Europa, wird Dein politischer Christus erstehen, der 
die Hände, die die Gewehre tragen, und die Hände, die zu Fäusten 
sich ballen, ineinanderlegt? Der die schäumenden Wogen einer 
Drau, die jetzt scheiden, in heiteren Kaskaden verbindend, durch die 
Herzen der Menschen leitet? 

Dann, Europa, wird sanfter Hauch Deine Leier berühren und sie 
wird wieder süße Töne singen. 


Oberlehrer Dr. KARL HEDICKE: 

Der Untergang des Französischen? 

E S ist ein alter Kampf, der Kampf um die Sprachen, die auf 
den deutschen Schulen gelehrt werden sollen. Wenn auch 
wohl die Feinde abgewiesen sind, die sie ganz vertrieben 
wissen wollten, so geht doch unter ihnen selbst der Streit weiter, 
und da man endlich erkannt hat, daß eine Mehlbelastung der 
Schüler unmöglich ist, ja daß eine Entlastung von dem Vielerlei, 
so wertvoll es auch an sich sein mag, nicht aber eine Erleichte¬ 
rung der Anforderungen notwendig eintreten muß, so handelt 
es sich bei dieser oder jener um Sein oder Nichtsein. Die hohen 
ethischen Werte der Kultur, welche die einzelne Sprache ver¬ 
mittelt, der Einfluß, den sie auf die Geisteswelt der Deutschen ge¬ 
habt hat, und die Eignung, mit ihr das eigene Wesen zu er¬ 
kennen, die formale Bildung, zu der sie verhilft, der praktische 
Nutzen, den sie bringt, sind die Waffen, mit denen man kämpft. 
Wirtschaftliche und politische Zäele fordern ihr Recht: Welthandel, 
Völkerverständnis und Völkerversöhnung, und suchen ihre Aus¬ 
wahl zu beeinflussen. 

In der preußischen Landesversammlung hat Ministerialdirektor 
Jahnke erklärt, es werde in der Zukunft nötig sein, „das Eng¬ 
lische in allen Schulen in verstärktem Maße zu treiben“. Dieser 
Gedanke ist nicht neu: er hatte bereits vor dem Kriege viele An¬ 
hänger; die Erfahrungen der jüngsten Zeit haben ihre Zahl nur 
noch vergrößert. Und doch will idi ihn bekämpfen, denn mit 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Oer Untergang des Französischen. 


3» 


seiner Verwirklichung ist das Schicksal des Französischen auf den 
höheren Schulen besiegelt und die Beschäftigung und Berührung 
mit französischer Sprache und Kultur auch für das gesamte Volk 
in weitem Maße gefährdet. Kommt man aus bitterer Erfahrung 
heraus und zum Nutzen des deutschen Unterrichts zu dem Schluß, 
daß nur zwei fremde Sprachen nebeneinander pflichtmäßig ge¬ 
trieben werden dürfen, so verschwindet das Französische von den 
Gymnasien, an den Realgymnasien tritt es aus der Reihe der 
pflichtmäßigen Fächer und auf den Oberrealschulen erleidet es 
starke Einbuße; auch die Gliederungen einer Einheitsschule können 
daran nichts ändern. Damit geht das Studium an den Universitäten 
zwangsmäßig zurück, gerade in dem Augenblick, wo es beginnt, 
von der trockenen Arbeit der Philologie her sich zu einer lebendigen 
Erfassung der vielgestalteten Wirklichkeit durchzuringen, und die 
Nachwirkung auf die Allgemeinheit kann nicht ausbleiben. Die 
befruchtende Auseinandersetzung mit einer wesensverschiedenen, 
doch wertvollen und trotz aller Zweifel zukunftsreichen Volksart, 
die sich seit Jahrhunderten in jubelnder Annahme und trotziger 
Ablehnung vollzog, geht so allmählich, aber sicher zu Ende. 

Mir selbst wird es schwer ums Herz, wenn ich daran denke. 
Ich kenne aus glücklicher Friedenszeit her das weinfrohe Burgund; 
in sorgenlosen Frühlingstagen wanderte ich durch die blühende 
Provence; von Thymian und Lavendel duftete es auf den Höhen 
um Daudets Mühle; mit seinen Olivenhainen und seinen Zypressen 
war das Land einem prangenden Garten gleich und in seinen 
Städten erhob sich wie ein Wunder aus großer Zeit der wuchtige 
Palast der Päpste, das Theater und die Arena der Römer. Und 
über all dem leuchtete bis weit hinaus auf das ewig blaue Meer 
die ,große Sonne der Provence, die heitere Freundin des Mistral“. 
Und Paris? Ich habe sie geliebt, diese Stadt voll pulsenden, 
sprudelnden Lebens, die das reife, feine Werk einer künstlerischen 
und geselligen Nation ist, und die den Fremdling wie eine Zauberin 
in ihren Bann zieht. Das Leben dort scheint einem so leicht und so 
stark, dazu getragen von all dem Großen, das in Gedanken und 
Taten einst geschah und ausstrahlte über die Völker der Erde. 
Ja, aber es ist doch die Heimat der Franzosen, unserer erbittertsten 
Feinde, von der du sprichst! Mir ist von keinem von ihnen 
ein Leid getan, nur liebenswürdiges Entgegenkommen habe ich 
erfahren, von den Schülern des Lycee zu Dijon, an dem ich 
lehrte, von den leichtblütigen Männern des Südens, von den eitlen 
und schnell erregbaren Parisern, qäi marchent ä la tite de 
l'humanlti, bis hin zum Bürgermeister von Briey, der trotz schwerer 
Kriegsnöte uns zum friedlichen Mittagsmahle lud. Auch den kann 
kh nicht hassen, der in dunkler Nacht mir die beiden Hände 
böse entzweischoß. Er war ein Soldat und tat seine Pflicht. Und 
haben nicht alle, die es wissen mußften, zugestanden, er, der 
Franzose, sei in dem Weltkriege der einzige, wirkliche Soldat 
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gewesen? Der Krieg selbst aber war ein Schicksal, und es ist 
töricht, diesem oder jenem Volke allein die Schuld dafür zuzu- 
messen, daß dies Verhängnis über Europa hereinbrach. Das un¬ 
verantwortliche Verhalten der französischen Bevölkerung gegen 
unsere Kriegsgefangenen ist eine traurige Tatsache; aber warnen 
nicht gerade Ereignisse der letzten deutschen Vergangenheit vor 
einem schnellen einseitigen Verdammungsurteil über die furcht¬ 
baren Ausschreitungen kollektiv erregter Massen? Wenn jetzt 
die herrschende Plutokratie die nachwirkende Erbitterung, die wirt¬ 
schaftliche Not, die Angst des Bourgeois vor der Vergeltung und 
vor deutschem Sozialismus dazu benutzt, den Haß und seine 
Forderungen nicht aussterben zu lassen, so wird die Zeit ihre 
läuternde Wirkung ausüben oder ein letzter offener Waffengang; 
nötig werden. Aber sollen wir deshalb den Weg verengen, wenn 
nicht verbauen, der zu dem wahren und allgemeinen Verständnis 
für die fremdle Art führt? Ich stelle fest, daß, die deutsche 
Jugend trotz aller Auflehnung gegen die ungeheuerlichen Be¬ 
dingungen des Friedens instinktmäßig keinen Widerwillen gegen 
die Beschäftigung mit der französischen Sprache und Literatur ver¬ 
spürt. Mit Max Scheler (Krieg und Wiederaufbau, Seite 95 ff.) 
bin und bleibe ich der Ansicht, daß eine Annäherung der beiden 
Nationen nicht dauernd unmöglich ist, wenn wir nicht durch die 
Schuld der Allfranzosen um der eigenen Selbstbehauptung willen 
in die Idee der Vergeltung hineingetrieben werden. Das junge 
geistige Frankreich, das in dem Kriege zur Ueberraschung vieler 
seine militärische Kraft und seinen Wiedergeburtswillen erwiesen 
hat, ist es, mit dem eine Verständigung gesucht werden kann, 
die Männer um Barbusse und Romain Rolland, aber auch die 
Offiziere seines Heeres. Natürlich muß man sich dann in Deutsch¬ 
land daran gewöhnen, nicht mehr wie gebannt auf die Korruption 
der plutokratischen Demokratie, auf das Behaben einer käuflichen 
Presse zu starren und aus Pariser Sittenromanen und Komödien 
sein Urteil über das ganze Volk abzuleiten. Dieser Irrtum ist zwat 
kaum auszurotten und führte im Kriege zu dem mitleidigen Kopf¬ 
schütteln des Philisters über den Selbstmord der französischen 
Nation, des Philisters, der immer noch denkt, wie der gebildete 
Hausknecht: So’n bißchen Französisch, das ist doch ganz wunder¬ 
schön. Gerade hier kann die Schule wirksam einsetzen, indem sie 
das wirkliche Frankreich zeigt, das da stolz auf seine alte Kultur 
arbeitet und um eine bessere Zukunft ringt; schwere innere Er¬ 
schütterungen werden ihm bei dem Anarchischen seiner Bewohner 
nicht erspart bleiben, seine Jugend wird im Kampfe um die , 
Neugestaltung seines politischen Lebens nicht versagen. Zu einer 
einfühlenden Erkenntnis der französischen Volksseele hinzuleiten, 
ist auch die Schule schon befähigt, wenn sie die Auswahl der 
Lektüre unter den Gesichtspunkt dieser Aufgabe stellt und das 
Werden derjenigen Ideen auf zeigt, die das moderne Frankreich 
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bewegen. Zugänglich jedenfalls für diesen doppelten Zweck sind 
ihr Schriften von Männern wie Descartes, Lafontaine, Rousseau, 
Bdranger, Victor Hugo, Taine, Anatole France, Jaures, Barbusse 
u. a. m. Schon ihr menschlicher Eigenwert genügt, um sie deut¬ 
scher Jugend nahe zu bringen, der Eigenwert, der eine Bekannt¬ 
schaft mit Dichtern wie Moliere, Daudet, Heredia, Maupassant 
für den Gebildeten geradezu fordert; selbstverständlich in ihrer 
Auswahl beschränkt durch <fie Bedürfnisse der Schule. In den 
Werken jener großen Menschen hat eine wahrhafte Kultur Aus¬ 
druck gewonnen, und den allgemeinen Zusammenhang mit ihr ver¬ 
lieren heißt viel aufgeben, gerade, wenn sie die letzte im Abend¬ 
lande sein sollte, wie Oswald Spengler will. Was außerdem ihre 
Bedeutung für uns Deutsche noch erhöht, ist die Form, in der 
sie sich verkörpert. Vor allem zeichnet ihr wichtigstes Werkzeug, 
die Sprache, sich durch Präzision, Klarheit, Durchsichtigkeit und 
Anmut aus und kann dazu den Germanen, dem diese Vorzüge 
oft fehlen, in glücklicher Weise erziehen. Ueber den originalen 
Reichtum der wahren französischen Kunst, über das menschlich 
Interessante aller kulturellen Erscheinungen in Sitte, Staat und 
Gesellschaft brauche ich wohl nichts zu sagen. 

Der französische Geist ist ohne Zweifiel dem deutschen un¬ 
gleichartiger als der englische; trotzdem gelingt es dem ernsten 
Bemühen, ihn zu erfassen, soweit es überhaupt möglich ist, das 
Ethos einer fremden Nation gedanklich zu begreifen. Damit ist 
dann eine der größten Hilfen gegeben, an einer lebenden Volks¬ 
individualität durch Aufzeigen der Verschiedenart und durch Ab¬ 
grenzung sich des eigenen, deutschen Wesens bewußt zu werden; 
das Englische kann dafür keinen Ersatz bieten. Der Krieg hat 
uns wieder einmal zur Selbstbesinnung geführt, und der Unter¬ 
richt, der über die Vertrautheit mit deutscher Literatur zur Deutsch¬ 
kunde sich erweitern soll, findet in der Erkenntnis des genie 
fran^ais eine notwendige Ergänzung. Daß die Kultur der Fran¬ 
zosen einen größeren Einfluß auf die der deutschen ausgeübt hat, 
als die englische, wird niemand bestreiten; das Wissen von ihr ist 
also zugleich ein Wissen von Grundlagen deutscher Bildung. Die 
gegenseitige Bedingtheit unseres geschichtlichen Daseins läßt es 
überdies als wünschenswert erscheinen, daß der Schüler Dar¬ 
stellungen der Revolution, Napoleons I., der Deutsch-Französischen 
Kriege in französischer Sprache und Anschauung liest. Wenn 
nun noch das Französische geeigneter ist, die formale Bildung 
des Anfängers zu übernehmen, wenn es auch heute noch eine 
sprachliche Vermittlerrolle hat, im Orient vorherrscht und den 
Zugang zu den romanischen Sprachen, die immerhin in der Welt 
eine ansehnliche Verbreitung haben, erleichtert, so ist wohl zu 
erwägen, ob das Englische andere, schwerwiegende Vorzüge auf¬ 
weist, die seine beabsichtigte Vormachtstellung auf den deutschen 
Schulen rechtfertigen. Seine überragende praktische Bedeutung 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



42 


Der Untergang des Französischen. 


und das drohende Verhängnis einer wirtschaftlichen, politischen 
und geistigen Weltherrschaft der Angelsachsen sind nach dem 
Ausgange des Krieges kaum zu bezweifeln. Darauf und dagegen 
müssen wir uns rüsten; aber muß denn schon die Schule sich 
auf diesen harten Männerkampf einseitig einstellen oder soll der 
praktische Nutzen allein über die Auslese der zu treibenden 
Sprachen entscheiden? Daß das Englische sich anschickt, die Welt¬ 
sprache zu werden, und daß Vertrautheit mit ihr ein Erfordernis 
für weite Kreise des Volkes bedeutet, soll ja nicht bestritten 
werden. Dennoch ist darauf hinzuweisen, daß die selbständige 
Erwerbung der nötigen , Fähigkeit in Verstehen und Sprechen 
dem'Deutschen, besonders dem Niederdeutschen, nicht schwer wird, 
zumal wenn er bereits in Grammatik, Wortschatz und Sprech¬ 
fertigkeit am Französischen eine gute Stütze besitzt. Außerdem 
kann und muß dem Schüler, der freiwillig Zeit und Kraft übrig 
hat, Gelegenheit dazu gegeben werden: jede Schule und Volks¬ 
hochschule müssen sie bieten. 

Räumt man aber ein, daß auf der Schule die Sprache den 
Weg zu einer übernational bedeutsamen und durch die Auseinander¬ 
setzung mit ihr fördernden und fruchtbaren Kultur eröffnen soll, 
so erheben sich starke Bedenken gegen die Vormacht des Eng¬ 
lischen. Wie beschränkt, ja dürftig ist schon der Kreis der 
Lektüre, die nach allgemeiner Anschauung im Mittelpunkt des 
Unterrichts steht. Außer Shakespeare, der nach der sprachlichen 
Seite eigentlich zu schwierig ist, Byron, Scott, Dickens, ja Cooper 
und Marryat. Daneben Macaulay, Carlyle, Spencer und neuere 
Geschichtsschreibung und Philosophie. Ein Großer vielleicht unter 
den Dichtern: Byron, den seine sittenstrenge Heimat in die Fremde 
hetzte, und der letzte Vertreter des alten englischen Humors, der 
von dem merry old England erzählt, das auch zu seiner Zeit 
schon nicht mehr war. Das ist alles! Und wie ermüdend und 
flach und im letzten Grunde nüchtern ist die neuzeitliche Literatur 
oder abstoßend in ihrem cant, ihrer Prüderie und ihrem natio¬ 
nalen Hochmut (Kipling)! Soll in Zukunft, wie man erstrebt, 
der Unterricht zur Volkskunde werden, so trifft er auf die platten 
Ausstattungsstücke der englischen Bühne, auf den zweifelhaften 
Wert der englischen Kunst und auf ein Versagen (Musik), auf 
eine kennzeichnende Gleichförmigkeit und eine gewisse Leere der 
englischen Seele und ihrer Aeußerungen in dem Leben der Gesell¬ 
schaft. Nicht Kultur, sondern Zivilisation mit ihren Haupterrungen¬ 
schaften: Komfort und Sport (Sombart). Das schließt natürlich 
die Erkenntnis der bedeutenden Eigenschaften des Engländers und 
ihrer Erfolge nicht aus, und hindert uns nicht, die Erziehung 
unserer Jugend zu „nüchternstem Tatsachensinn“ und zu körper¬ 
licher Ertüchtigung in Anlehnung an das englische Vorbild zu 
erstreben. Dazu ist doch das jahrelange Schulstudium der eng¬ 
lischen Sprache und Literatur nicht nötig! Es kommt hinzu, daß 
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eine Versöhnung mit England auf dem Wege des allgemeinen, 
gegenseitigen Verständnisses unwahrscheinlich ist, weil der Eng¬ 
länder stets eine große Unfähigkeit, die Psychologie eines anderen 
Volkes zu verstehen, bewiesen hat — an diesem Urteil ändert 
auch seine koloniale Tätigkeit nichts. — und aus nationaler Ueber- 
hebung gar nicht daran denkt, durch Erlernung einer fremden 
Sprache sich die Möglichkeit dazu zu schaffen. 

Allein es liegt auch eine schwere Gefahr in der schulmäßigen 
Behandlung englischer Dichter und Denker. Bemüht sich der 
Lehrer, Anteilnahme und eine gewisse Begeisterung für sie zu 
erwecken, (ohne dies gibt es keinen ersprießlichen Unterricht), 
so überträgt der Schüler leicht diese Zustimmung auf alle An¬ 
schauungen des englischen Volkes, vor allem da er selbst in dem 
Weltkriege ihren äußeren Erfolg gesehen hat. Uebt der Lehrer 
stetig Kritik, so unterbindet er entweder jede Wirkung auf die 
Jugend, oder er fordert ihren leichtfertigen Widerspruch heraus. 
Der Erfolg ist entweder gleich Null oder verderblich. Denn die 
englische Philosophie mit ihrem egoistischen Utilitarismus und 
ihrer Verherrlichung des Erfolges kann deutsche Menschen nur 
auf den Abweg führen, die Auffassung vom Staate, die schon 
Ferdinand Lassalle eine „Nachtwächteridee“ genannt hat, wider¬ 
strebt dem deutschen Denken. Am gefährlichsten ' aber ist der 
Instinkt, der das gesamte Empfinden, auch das politische, der 
englischen Nation beherrscht, und der wie ein Gift bereits in 
die Seele unseres Volkes sich eingefressen hat: der Räuber- und 
Händlergeist, die Anbetung des Reichtums, der Begriff des freien 
Privatmanns und des kapitalistischen Parlamentarismus. Nur ein 
Engländer (Shaw) konnte das furchtbare Wort sprechen: „Armut 
ist das größte der Uebel und das schlimmste der Verbrechen “, 1 
und schon Friedrich Engels urteilte mit Recht: „Nichts ist dem 
englischen Empfinden fremder als Solidarität“. Das Gefühl der 
Solidarität aber ist'eine der Grundbedingungen des Sozialismus 
und die Erziehung dazu eine der wichtigsten Aufgaben der 
deutschen «Schule . 2 


1 Shaw wird vom Verfasser mißverstanden. Der angezogene Satz 
ist eine Kritik der englischen Zustände. Redaktion der „Glocke“. 

2 Dem Urteile unseres geschätzten Mitarbeiters über England kann 
die Redaktion sich nicht anschließen. Sie kann nicht vergessen, daß 
das moderne England u. a. einen Kingsley, Ruskin, William Morris, 
Thomas Hardy, John Morley hervorgebracht hat, daß gerade während 
des Krieges und noch jetzt die Männer der „Union of Democratic 
Control“, sowie hervorragende Oekonomen wie Keynes, Hirst, Paish 
für einen gerechten, deutschfreundlichen Frieden, für wahre Inter¬ 
nationalität wirken. Wir möchten in dieser Frage einen Anglisten hören. 

Redaktion der „Glocke“. 
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THEODOR AUGUST SCHMIDT: 

Ist eine Verlängerung der Arbeitszeit oder 
eine planmäßigere Wirtschaft notwendig? 

D IE Verhandlung der Regierungsvertreter mit den maßgebenden 
Faktoren des Bergbaus in Essen, führten bekanntlich zu 
dem Ergebnis, daß sich die Vertreter der Bergarbeiter bereit 
erklärten, monatlich vier Ueberschichten zu verfahren. Jedoch 
konnten sich die Vertreter der Bergarbeiterschaft mit einer all¬ 
gemeinen Heraufsetzung der Schichtzeit auf 81/3 Stunden nicht 
einverstanden erklären. Die Arbeitgeber im Bergbau, größtenteils 
auch weit darüber hinaus, können sich mit dem Ergebnis der 
Verhandlungen aber nicht abfinden. Sie glauben heute immer 
noch nachweisen zu müssen, daß es ohne eine allgemeine Her¬ 
aufsetzung der Schichtzeit auf die frühere 8 i / 2 sfündige Dauer 
nicht möglich sei, die deutsche Wirtschaft wieder in geordnete 
Verhältnisse zu lenken. 

Die Produktionsleistung der deutschen gesamten Industrie bedarf 
ohne Zweifel einer intensiven Besserung. Zweifellos müssen Produkte 
geschaffen werden, damit es dem deutschen Volke möglich wird, 
den Lieferungen des Auslandes gleichwertige Produkte entgegen¬ 
zustellen. Ob aber die Verlängerung der Arbeitszeit zu dem ge¬ 
wünschten Ergebnis führen wird? Ich glaube nicht! Der Arbeiter¬ 
schaft allein wird es, mich durch die höchste Arbeitsleistung, nicht 
möglich sein, die Produktion auf diejenige Höhe zu bringen, wie 
sie unter den heutigen Verhältnissen notwendig* ist. Dazu gehört 
ein Zusammenwirken sämtlicher Produktivkräfte, Aiheitsleistung, 
Technik, maschinelle Einrichtungen und vor allem ein geordnetes 
Transportwesen. Ehe Mehrleistung, die durch das Verfahren von 
erst wenigen Ueberschichten im Bergbau erzielt worden ist, hat 
schon auf Schwierigkeiten gestoßen: Das Transportsystem im Berg¬ 
baubetrieb selbst, sowie der Zustand der deutschen Eisenbahnen 
scheinen hier nicht ganz ausreichend zu sein. Aber auch alle anderen 
Voraussetzungen für eine geregelte Produktionsleistung, wie ge¬ 
ordnete Verhältnisse der Aibeitsmöglichkeit, der Technik und 
maschinellen Einrichtungen lassen heute noch viel zu wünschen 
übrig. 

Die Kriegsbedarfswirtschaft hat nicht allein in der Eisen¬ 
industrie usw. große Aenderungen im Produktionsprozeß hervor¬ 
gerufen, auch im Bergbau wurde eine andere Produktionsweise 
eingeschlagen. Der Krieg mit seinen hohen Anforderungen an 
Produkten und Menschetnmaterial machte hier besonders eine andere 
Arbeitsweise notwendig. Während in früheren Zeiten die für die 
geregelte Produktion unumgänglich notwendigen Vorrichtungs¬ 
arbeiten mit dem Abbau der Flöze parallel ging, machte der Mangel 
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an geeigneten Arbeitskräften, die für den Dienst im Heere ge* 
braucht wurden, sowie die Befriedigung der Ansprüche eine tief 
einschneidende Aenderung in der bisherigen Arbeitsweise not¬ 
wendig. Die Vorrichtungsarbeiten wurden teilweise sehr ein¬ 
geschränkt, sie wurden auf das minimalste Maß henuntergeschraubt. 
Wohl gingen die Bemühungen der Betriebsleitungen und der 
Zechenverwaltungen darauf aus, auch die Vorrichtungsarbeiten mit 
betreiben zu lassen, aber der Mangel an geeigneten Arbeits¬ 
kräften, sowie die Anforderungen der Kriegswirtschaft ließen es 
nicht zu, daß diese Arbeiten in dem notwendigen Maße mit den 
Abbauarbeiten gleichen Schritt halten konnten. Sie wurden daher 
auch teilweise in den letzter Kriegsjahren fast gänzlich eingestellt. 
Auf verschiedenen Zechen, bei denen die Kriegswirtschaft schon 
sehr tief eingegriffen hatte, wurden die Vorrichtungsarbeiten, aus 
Mangel an geeigneten Arbeitskräften, teils aber auch durch die 
immer schwieriger werdenden Abbaumöglichkeiten, gänzlich ein¬ 
gestellt. Man ließ ganze, bisher in der Vorrichtung befindliche, 
Sohlen einfach stehen und unter Wasser setzen. Ehe Kriegsbedarfs¬ 
wirtschaft erforderte aber Produkte, dieselben mußten geliefert 
werden, ganz gleich, wie und wo sie herkamen. Die Kohle wurde 
eben da geholt, wo sie am besten und leichtesten gewonnen werden 
konnte. Die besten, ertragreichsten Flöze, in denen mit wenig 
Leuten und geringerer Arbeitsleistung die meisten Kohlen ge¬ 
liefert werden konnten, wurden mit erhöhter Inanspruchnahme 
abgebaut. Mit der Zeit war man aber auch gezwungen, nicht so 
ertragreiche Flöze in Anspruch zu nehmen. Es mußten auch dort 
Kohlen geholt werden, wo sie schlechter zu bekommen waren, 
wo mehr Leute verwandt werden mußten und doch dieselben 
Ergebnisse nicht erzielt wurden. Es trat daher schon in dem 
letzten Kriegsjahie trotz, angestrengtester Arbeit eine Minder¬ 
leistung der betreffenden Werke ein. Diese Minderleistung in 
der Produktion wurde und wird auch heute immer noch größten¬ 
teils der Leistungsfähigkeit der Arbeiterschaft zugeschrieben. Es 
ist gewiß richtig, daß die Arbeiterschaft durch die Entbehrungen, 
die der Krieg ihnen auferlegt hat, in ihrer Leistungsfähigkeit nach¬ 
gelassen hat. Aber im letzten ;Kriegsjahre trat dies noch keineswegs 
auf die Produktion selbst in die Erscheinung. Hier waren es ganz 
allein die durch den langen Krieg geschaffenen Verhältnisse, 
die die Verminderung der Produktion hervorriefen. Es ist ja 
nicht neu, sondern längst bewiesene Tatsache, daß der Mensch, , 
auch wenn er wenig Zeit, Ruhe und schlechte Nahrung bekommt, 
für eine zeitlang bei sich immer gleich bleibender angestrengter 
Arbeit, ohne Verminderung der Leistung arbeitet, bis zu einem 
Augenblick, wo die Leistungsfähigkeit mit einem Schlage zusammen¬ 
bricht. Eine allmähliche Verringerung der Arbeitsleistung tritt in 
den seltensten Fällen ein, einer Zeit der angestrengtesten Arbeit 
folgt größtenteils eine Zeit, die einem völligen Zusammenbruch 
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der Leistungsfähigkeit gleichkommt. Zum großen Teile glaubte 
die Arbeiterschaft schon viel früher, daß sie körperlich zusammen¬ 
brechen würde, aber die immer gleiche Anspannung der Kräfte 
und die immer gleichbleibende Arbeit hielten den Zusammen¬ 
bruch noch immer weiter zurück. Die Minderleistung lag nicht 
an dem Nachlassen der Leistungsfähigkeit der Arbeiter, sondern 
an den immer schlechter werdenden Produktionsmitteln und Produk¬ 
tionsmöglichkeiten. Der Zusammenbruch der Leistungsfähigkeit der 
menschlichen Arbeitskräfte erfolgte aber naturgemäß mit dem 
plötzlichen Abbruch des Krieges. Die Stockung, die nunmehr 
in der Produktion selbst eintrat, wirkte auf die Widerstands¬ 
fähigkeit der menschlichen Arbeitskraft verheerend. Die Arbeiter¬ 
schaft fühlte erst in diesen Tagen so recht, welche ungeheure 
Arbeitsleistung sie nunmehr hinter sich hatte. Ihr Erstaunen über 
die bisher bewiesene Widerstandskraft, und die enormen Leistungen, 
ohne dabei zusammengebrochen zu sein, waren so groß, daß es 
ihr größtenteils noch heute selbst an den notwendigen Ausdrücken 
hierfür fehlt. Hand in Hand mit dem körperlichen kam auch 
der physische Zlusammenbruch. Alle Vorkommnisse und Wirrnisse 
in den ersten Monaten der Revolution waren ein Ausfluß des 
vollständigen Zusammenbruchs der Arbeiterschaft. 

Diese Verhältnisse haben sich größtenteils überlebt. Die Arbeiter¬ 
schaft, soweit sie jahrelang durch ihre gewerkschaftliche und 
politische Schulung einen kleinen Ueberblick über die Gesamtlage 
gewinnen konnte, hat es größtenteils fertiggebracht, ihre Mit¬ 
arbeiterschaft über die Notwendigkeit der Arbeitsleistung zu über¬ 
zeugen. Gewiß kommen hier und da noch kleinere Ausschreitungen 
vor, aber auch die werden mit der Zeit aufhören. Die Arbeiter»- 
schäft, auch die, die sich politisch zur U. S. P. zählt, kommt 
heute immermehr zu der Einsicht, daß- es keineswegs Hals über 
Kopf in eine andere Gesellschaftsordnung hineingehen kann. 
Sie sehen ein, daß es noch schwerer Kämpfe bedarf, bis auch der 
Kapitalismus besiegt am Boden liegt, und seine Existenzberech¬ 
tigung verloren hat. 

Doch der moralische Zusammenbruch des Menschen ist bei der 
Arbeiterschaft nicht so groß gewesen, wie in allen anderen Schichten 
der Bevölkerung. Und dieser Zusammenbruch ist auch derjenige, 
der unser ganzes Wirtschaftsleben aufhält. Die materialistische 
Krankheit hat ihre Wurzel nicht in der Arbeiterschaft, sondern 
gerade in den Kreisen des Bürgertums und des Kapitalismus im 
besonderen. Während die Arbeiterschaft heute bei allen ihren 
Lohnforderungen um ihr Leben kämpft, ist es das Unternehmertum, 
das sich immer nur von Interessenwirtschaft und Geldgier leiten 
läßt, alle Preise bis ins Ungemessene zu steigern. Obwohl das 
Unternehmertum im Interesse der Volkswirtschaft in der Lage wäre, 
auf persönlichen Gewinn zu verzichten, können sie nicht genügend 
Dividende einstecken. Wären sie gewillt, ein Teil ihrer Schuld 
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an diesem Elend wieder gut zu machen, wären sie in Wirklich* 
keit gewillt, die deutsche Volkswirtschaft zu heben, dann würden 
sie fürs erste auf persönlichen Gewinn verzichten. Sie würden dann 
die Ueberschüsse, die die Werke momentan abwerfen, dazu ver¬ 
wenden, die Produktionsmittel, Maschinen, Transportmittel usw. 
zu erneuern und so einrichten lassen, daß es der Arbeiterschaft 
wirklich möglich wäre, produzieren zu können. Aber, anstatt 
die eigene deutsche Industrie in die Lage zu versetzen, die Pro¬ 
duktions- und Transportmittel nach allen Richtungen wieder in 
Ordnung zu bringen und zu erneuern, verkaufen sie ihre Waren 
lieber ins Ausland, nur, um dafür höhere Preise zu erzielen. Noch 
in den letzten Tagen ging eine Notiz durch die Tageszeitungen, 
wonach verschiedene Walzwerke, die für die Herstellung der 
unterirdischen Kohlenmengen so notwendigen Bleche, anstatt der 
eigenen Industrie für die Anfertigung von Förderwagen zur Ver¬ 
fügung zu stellen, dieselben wegen der höheren Preise ins 
Ausland sandten. Dieses kann zu keinen erträglichen Zuständen 
führen. Eine andere Regelung der Wirtschaft muß Platz greifen. 
Die Arbeiterschaft wird es keineswegs lange mehr mitansehen, daß 
sie sich im Interesse der Gesamtheit auf alle notwendige Art be¬ 
tätigt und bewegt, das Unternehmertum dagegen aber die Volks¬ 
wirtschaft hemmt und nur ihre Privatinteressen in den Vordergrund 
schiebt. 

Werden hn Bergbau alle verfügbaren Kräfte und Mittel ange¬ 
wandt, die während des Krieges begangenen Fehler endgültig zu 
beseitigen, alle Produktionsmittel und Produktionsmöglichkeiten 
so zu gestalten, wie es für eine geordnete Produktionsweise not¬ 
wendig ist, so ist es nicht notwendig, daß die Bergarbeiterschaft 
länger arbeiten muß. Es wird dann auch bei der heutigen Schicht¬ 
zeit ganz gewiß eine ganz andere Leistung herauskommen, wie 
bisher. Die Mittel für die Instandsetzung der Produktionsmittel, 
Neuausbau und Neuanlage der Werke sind ohne weiteres vor¬ 
handen, es braucht nicht erst eine Erhöhung der Kohlenpreise 
abgewartet werden. Werden nur erst die im letzten Jahre ge¬ 
machten Ueberschüsse, die den Herren Unternehmern als Divir 
dende gezahlt werden sollen, dazu verwandt, so wird sich eine 
Aenderung schon herbeifuhren lassen. Die Kapitalisten sind in der 
Lage, sehr gut für ein Jahr auf persönliche Einnahmen zu ver¬ 
zichten, ihre Privatkapitalien erlauben es ihnen, dann doch noch ein 
ganz anderes Leben zu führen, wie ihre übrigen Mitmenschen, dem 
deutschen Volke aber ist dadurch vieles geholfen. 

Die langen und schwierigen Kämpfe, die die Regierung mit den 
Kapitalisten um Kohlenpreiserhöhung zur Möglichkeit der Instand¬ 
setzung und Neuanlage der Werke führt, sind nicht erst notwendig. 
Ueber alle diese Kämpfe hilft eine diktatorische Anordnung hin¬ 
weg Sie hat dahin zu gehen, daß die zur Auszahlung gelangende 
Dividende ohne weiteres für die Instandsetzung der Betriebe zu 
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verwenden sind. Diese diktatorische Anordnung wird der Regie¬ 
rung keine Feinde bringen, das deutsche Volk wjrd zum mindesten 
vier Fünfteln der Regierung den Dank dafür zu zollen wissen. 
Die Feindschaft der Kapitalisten ist und wird dadurch nicht 
schlimmer als sie ohnehin schon ist und*auch bleiben wird. 

Die Verhältnisse in der großen Industrie, besonders in der Eisen¬ 
industrie, liegen nicht viel anders und keineswegs besser. Die 
Instandsetzung und der Ausbau der Werke läßt hier immer noch 
viel zu wünschen übrig. Die Maschinen; und sonstigen Produk¬ 
tionsmittel befinden sich durch den jahrelangen ununterbrochenen 
Gebrauch während des Krieges in einem Zustande, der trotz aller 
Anstrengungen der Arbeiterschaft eine geregelte Produktionsweise 
nicht zuläßt. Wenn man sich den Zustand derselben, auch teil¬ 
weise ganzer Betriebe, ansieht, sollte man überhaupt glauben, 
daß hier kaum noch etwas produziert werden könnte. Der Ausbau 
und Umbau dieser Betriebe aber geht, wenn er überhaupt in 
Angriff genommen wird, so schneckenartig vorwärts, daß es Jahre 
dauern wird, bis hier alles in Ordnung kommt. Die Umstellung und 
der Umbau der Werke für die Kriegsbedarfswirtschaft ging be¬ 
deutend schneller von statten. Aber die Verhältnisse für den 
Unternehmer waren ja auch andere wie heute. 

Der Schutz der alten Regierung für das Unternehmertum war 
ein ganz anderer wie der der heutigen Regierung. Das Unter¬ 
nehmertum hatte bei Ausbruch des Krieges die Gewißheit, daß 
es große Verdienste in ihrem persönlichen Interesse auf Kosten 
der Allgemeinheit einheimsen konnte. Es wurde getreulich dar¬ 
über gewacht, daß es nicht der Träger irgendwelcher Lasten 
wurde, das Volk war ja dafür da, alle Lasten allein zu tragen 
und zum Volke gehörten ja keineswegs unsere Kapitalisten, sie 
standen über dem Volk. Die Politik der heutigen Regierung 
paßt ihnen keineswegs, denn der Begriff, daß auch sie zum Volke 
gezählt werden, ist ihnen zu hoch. Ihre Interessenpolitik darf 
nicht angetastet werden, ihnen muß freie Hand in der Wirtschaft 
gelassen werden, wer dann regiert, das ist ihnen völlig gleich¬ 
gültig. 

Das wichtigste für die deutsche Produktion ist die Instand¬ 
setzung der Produktionsmittel, Maschinen, technische Produktions¬ 
möglichkeiten, sowie Transportmittel. Geschaffen werden kann 
dieses, wenn ein Zusammenwirken aller Produktionskräfte herbei¬ 
geführt wird. Dieses Zusammenwirken wird aber mit unseren 
heutigen Kapitalisten schwer sein. Sie verstehen es wohl, sich nach 
außen hin, auch in Verhandlungen mit der Regierung, als die Un¬ 
schuldigen hinzustellen. Alle Schuld wird auf den Arbeiter ab¬ 
gewälzt, denn der kann es am besten vertragen. Die Uneinigkeit 
und die gewissenlose Hetzerei einiger radikaler Führer sorgen dann 
ja auch dafür, daß diese Vorwürfe immer den Anschein der Be¬ 
rechtigung an sich tragen. Wie unendlich viel aber die Arbeiter- 
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schafi und mit ihr das deutsche Volk hierdurch geschädigt wird, 
wollen sie nicht einsehen. Es ist an der Zeit, daß die ruhige 
besonnene Arbeiterschaft, die geraden Wegs auf ihr Ziel losgeht, 
dazu übergeht, diesen gewissenlosen Führern den Weg zu zeigen, 
den sie zu gehen haben. 

Das Betriebsrätegesetz, daß auch diesen ganz Radikalen nicht 
weit genug ging, wird hoffentlich dasjenige für die Arbeiter¬ 
schaft, aber auch für das gesamte Volk, bringen, was sie not¬ 
wendigerweise davon erwarten dürfen. Die Betriebräte aber werden 
diejenigen sein, die dem Volke zu zeigen haben werden, an wem 
die Schuld liegt, daß das deutsche Wirtschaftsleben nicht vor¬ 
wärts gehen will. Sie werden, wenn sie die notwendige Urteils¬ 
fähigkeit besitzen, wenn sie in der Lage sind, fachmännisch in 
der Produktionsweise mitzuberaten, den Beweis erbringen, daß, 
wenn auch das Unternehmertum seine volle Pflicht dem Volke 
gegenüber erfüllt, die Produktivität gar nicht so niedrig stehen 
braucht, auch ohne längere Arbeitszeit. Aber auch die Regierung 
muß helfend eingreifen, sie muß dem Unternehmertum zeigen, daß 
sie gewillt ist, die deutsche Wirtschaft auf die richtige Bahn 
zu leiten, auch wenn es nicht anders sein kann, ohne die Aktionäre 
und Großkapitalisten. Vor allem aber muß sie sich vorerst ein¬ 
mal aufraffen, eine planmäßige Wirtschaft durchzufuhren. Plan¬ 
mäßige Produktion, aber auch planmäßige Verteilung der Pro¬ 
dukte. Der Reichsarbeitsminister wird durch die Mitwirkung wei¬ 
terer tüchtiger Kräfte der Volkswirtschaft diese planmäßige Wirt¬ 
schaft durchsetzen können, wenn ihm dazu die notwendige Freiheit 
gewährt wird. Die Zeit' dazu drängt, und sie ist dazu reif, 
darum ruhig und fest heran an die Tat. 


Professor Dr. LEHMANN-HOHENBERG: 

/ 

Sozialistischer und deutschrechtlicher 
Zukunftsstaat. 


(Schluß.) 


S ONDEREIQENTUM an Grund und Boden kannten die Ger¬ 
manen nicht, und das Sachenrecht war beschränkt. Besitz 
wurde als Lehen von Gott angesehen. Nur der Fähige und 
Tüchtige hatte Anrecht auf Besitz und durfte ihn nicht ver¬ 
nachlässigen oder mißbrauchen. Im römischen Recht gelten ganz 
andere Grundsätze. Das hängt mit der Entstehung des Römer- 
reichs zusammen. Bei den Germanen war alles aus natürlichen, 
verwandtschaftlichen Verhältnissen heraus gewachsen. Rom dagegen 
war bei seiner Gründung ein Asyl für zusammengelaufenes Raub¬ 
gesindel, dem die benachbarte Bevölkerung die Ehe verweigerte. 
Sein Recht war nicht aus Blutsbanden hervorgegangen, war ledig- 
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lieh konstitutionelle Gesetzlichkeit zum Nutzen des Staates und 
zugleich zur Wahrung der Freiheit des einzelnen, um sich durch* 
zusetzen. Das aus der Verfallzeit des römischen Reiches über* 
nommene römische Recht hat in unserem Volke seit seiner Re¬ 
zeption vom 12. Jahrhundert ab wie ein schleichendes Gift ge¬ 
wirkt, unser früher gesundes Denken in Verwirrung gebracht, und 
die Familienverhältnisse durch ein falsches Eigentumsrecht zerstört. 
Um wieder zur Gesundung zu kommen, gibt es gar keinen andern 
Weg, als zu unserem angeborenen deutschen Recht zurückzukehren. 
Es ist noch nicht vollständig verdrängt. Im deutschen Genossen¬ 
schaftswesen sind noch heute lebensfähige Sprossen vorhanden, 
noch rauschen die Brunnen deutschen Rechtsempfindens in der 
Tiefe und brachen bei der revolutionären Erschütterung hervor. 
„Deutsches Recht ist Volkswirtschaftsrecht /" (Arnold Wagemann 
in seiner 1913 in Jena erschienenen Schrift „Der Geist des 
deutschen Rechts). Wir haben reiche sittliche Schätze nahezu 
verdorren lassen und müssen sie wieder beleben. Das deutsche 
Recht muß wieder in den Mittelpunkt unseres Staatswesens ge¬ 
stellt werden. 

In seiner Schrift „Wir kommen doch wieder hochf“ 1 sagt Rud. 
Wissell: „Wer die Formulierung des Programms dafür findet, daß 
neben dem bei keinem Menschen auszuschaltenden Egoismus auch 
sittliche und geistige Kräfte im einzelnen und im ganzen Volk 
wirksam sein müssen, der, glaube ich, hat die Zukunft an seine 
Fahnen gefesselt.“ Werden wir uns unserer geschichtlichen Ab¬ 
irrung von den durch die Natur gegebenen wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnissen klar bewußt, so liegt das Programm vor uns! Wir 
müssen zu den Grundlinien unseres alten , einfachen deutschen 
Rechtsdenkens zurückkehren. Wir alle müssen unsere Arbeit als 
verantwortlichen Beruf für den Staat ansehen. Der Staat hat 
dann an alle den gerechten Lohn zu verteilen, wie er es schon 
Jetzt für seine Beamten tut Er gibt Zuschüsse für die Familien, 
sorgt durch Pensionen für ihr Alter, gibt ihnen also eine Art 
Altenteil, wie im deutschen Familienrecht. Werden wir also 
alle ohne Ausnahme Arbeiter und Diener, Beamte des Staats, 
dann kommen wir zu einem gerechten Lohn! Durch dasi jetzige 
große, abgesonderte und bevorzugte Beamtenheer ist eine wenig 
erfreuliche Spaltung im Volke eingetreten, die wieder verschwinden 
muß. Wenn dann dem Staate die Verfügung über die Gesamt¬ 
produktion überlassen wird, dann kann er jedem Beihilfen geben. 
Das wäre Gemeinwirtschaft ohne unnötigen Zwang, das wäre 
der sozialistische Zukunftsstaat, wie wir ihn uns alle wünschen. 
Ueber Einzelheiten können wegen des hier zur Verfügung stehenden 
Raumes nur ganz kurze Andeutungen gemacht werden. 


1 Sozialistische Monatshefte 1919. I. Heft 1.5 und 16. 
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Die Brotmarke und das Bezugskartensystem war für die Kriegs¬ 
zeit notwendig und sollte dazu dienen, niemanden ohne das Not¬ 
wendige zu lassen. Gewiß, ein gesunder Gedanke, aber er wurde 
mit zu vielen Umständlichkeiten und Verkehrtheiten belastet, so 
daß über Kriegsgesellschaften und Zwangswirtschaft harte Worte 
fielen und berechtigt waren. Alles ruft nach Abschaffung, und 
doch werden wir den gesunden Grundgedanken beibehalten müssen, 
auf die Brotmarke werden wir jedenfalls nicht sobald verzichten 
können. Da ist es denn geboten, eine Vereinfachung eintreten 
zu lassen. Lege man doch alle Arten von Bezugskarten in eine 
einzige zusammen, die für sämtliche Bedarfsgegenstände gilt, und 
zwar nicht bloß für die bisher rationierten, sondern auch für 
weitere, einschließlich Wohnraum nach Kubikmetern Luftinhalt be¬ 
messen, die für eine schlichte ausreichende Lebenserhaltung er¬ 
forderlich sind. Rechnet man für die fleißige achtstündige Schicht¬ 
arbeit eines erwachsenen Mannes im Jahr 2400 Bezugsmarken 
im gleichen Wert des Geldes vor Ausbruch des Krieges, zu denen 
noch etwa ein Viertel in bisherigem Handelsgeld für Bedürfnisse 
weniger dringlicher Art, sowie die schon erwähnten staatlichen 
Familienzulagen hinzukämen, so wäre damit jedem die ängsti¬ 
gende Sorge für weiteres Durchkommen genommen. Die Marken 
würden vorweg als Grundtaxe bei jeder Lohnzahlung sämtlichen 
arbeitenden, aber keinesfalls die die Arbeit verweigernden Staats¬ 
angehörigen zu zahlen sein, dem höchsten Beamten jedoch nicht 
mehr als dem niedrigsten Arbeiter, so daß der erstere nicht mehl 
Brot erhielte als der letztere. Ein Mehr an Verbrauchsgütem, 
z. B. an Kleidung, Wohnung, soll durchaus nicht abgeschnitten 
werden, doch muß dies der freien Wirtschaft überlassen werden. 
Alle diejenigen, die höher bewertete Arbeit leisten, wie Beamte, 
Gelehrte, Künstler, werden nach wie vor ein höheres Einkommen 
haben als der ungelernte Arbeiter. Mancher gewöhnliche Ar¬ 
beiter wird weniger als acht Stunden in einer Fabrik oder Grube 
arbeiten, dafür aber als Selbstversorger auf eigener Siedlung sich 
betätigen wollen. Dieser hat dann nur auf einen Teil der Marken 
Anspruch. Die Arbeitgeber hätten für den Staat Listen über ge¬ 
leistete Arbeit zu führen. Alle Selbsterzeuger hätten nach Abzug 
reichlich bemessenen persönlichen Bedarfs ihre Erzeugnisse, soweit 
sie gebraucht werden, zur Verfügung des Staats zu halten und 
nach Aufforderung an die nächste Abnahmestelle zu liefern, und 
treten in Verrechnung mit dem Staate, von dem sie Anweisungen 
auf die Bedarfsgüter für ihre ländlichen oder industriellen Be¬ 
triebe erhalten. Was /über das zur Verteilung Bestellte hinaus¬ 
geht, könnte zur freien Verfügung für den Handel stehen und 
zur Mehrung von Besitz dienen. 

Bei den großen Ziffern, die für eine staatlich geregelte Ver¬ 
sorgung in Frage kommen, würden Schwankungen in der Nach¬ 
frage nach einzelnen Waren sich wohl ausgleichen, ohne das 
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Ganze zu stören. Von den Verteilungsstellen dürften jedesmal 
nur solche Mengen abgegeben werden, daß stets genügender Vor¬ 
rat vorhanden ist. Auf welche Warengattungen die Fürsorge 
des Staats sich erstrecken soll, das würden die Erfahrungen 
lehren, und würde dies Gebiet sich wohl im Laufe der Zeit 
erweitern. 

Geld und Zins brauchen also nicht gleich ganz abgeschafft ziu 
werden. Ewiger Zins und arbeitsloses Einkommen Arbeitsfähiger 
sollten dagegen sogleich beseitigt werden. Die Hauptsache ist, daß 
die Uebermacht des Geldes zunächst auf dem Gebiete der Ver¬ 
sorgung gebrochen wird. Daraus würden schon ganz außerordent¬ 
liche Erleichterungen hervorgehen. Erst müssen wir wieder auf 
festen Füßen stehen, dann können wir die weitere Geldreform 
überlegen. Die überwiegende Mehrzahl der auf feste Bezüge 
Angewiesenen würde es wohl als eine große Wohltat empfunden 
haben, wenn nach Ausbruch des Krieges ein Teil ihres Einkommens 
ihnen in Naturalien zugegangen wäre. Alle Aufbesserungen hielten 
nicht Schritt mit der Entwertung des Geldes. Eine Schraube ohne 
Ende! Selbst die Arbeiter sind der durch Streiks gewalttätig 
erpreßten enormen Lohnerhöhungen nicht froh geworden, man 
komipt aus dem Irrkreise nicht heraus. Schließlich hat man hier 
und dort doch bereits zur Naturalentlohnung greifen müssen. 
Man wird allgemein dazu gezwungen werden, wenn das Geld über¬ 
haupt wertlos wird, wovon wir nicht mehr w£it entfernt sind. 
Dann haben die Schrecken der sinkenden Geldwährung und Valuta 
ihr Ende. Wir Deutschen sollten aus dem heutigen Notstände 
Tugenden machen. Bilden wir für uns einen möglichst geschlosse¬ 
nen Wirtschaftsstaat mit wirklicher sozialer Gerechtigkeit. Der 
Staat sei uns nicht bloß eine lästige Zwangsordnung des gesell¬ 
schaftlichen Lebens, sondern ein höchstes Volksgebilde, dasi uns 
eine Edelkultur erreichen läßt, die ohne ihn nicht möglich ist. 

Maß und Zahl sind bestimmend in allen materiellen Dingen, 
doch darf das für ein Volk nicht das letzte sein. Höher stehen die 
Menschen selbst in ihrer Eigenart. Mann, Weib und Kind dürfen 
im Zukunftsstaate nicht bloß als Arbeitskräfte für irgendwelche 
Sonderuntemehmungen gezählt werden, sondern sind zu werten 
nach dem, was sie für die Gemeinsamkeit, den Staat, bereits sind 
oder werden können. Geldwert und Geldgewinn dürfen also nicht 
allein ausschlaggebend sein. In allererster Linie handelt es sich 
darum, wie ein Volk körperlich und geistig kräftig heranzubilden 
ist, das sich höher entwickelt. Die materielle Grundlage ist dazu 
notwendig, doch nur bis zu einer bestimmten Grenze. Höher zu 
erachten als bisher materieller Besitz sind gute Sitte, Edelsinn, 
Wissen und Kirnst. Fort also mit dem Geldwahn , der uns wie 
ein Irrlicht in den Sumpf ' lockt, und möglichst geldlose Lebens¬ 
mittelversorgung! 
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HANS FEHLINGER: 

Die nationalen Verhältnisse 
in der böhmisch-slowakischen Republik. 

F ÜR die Abgrenzung des Gebietes der neuen böhmisch-slowa¬ 
kischen Republik waren nicht die Sprachenverhältnisse ent¬ 
scheidend. Die verbündeten Mächte haben vielmehr für diesen 
Staat „die historischen Grenzen der Krone von Böhmen fest¬ 
gesetzt und sie sind von diesen Grenzen nur in zwei Fällen von 
minderer Bedeutung abgewichen“. (Begleitnote zum Staatsvertrag 
von St. Germain, Ziffer 4.) Das ist nur insoweit richtig, als man 
sich Oesterreich gegenüber in der Hauptsache an die geschichtlichen 
Grenzen hielt. Ungarn gegenüber beachtete man diese nicht, man 
hat vielmehr der böhmisch-slowakischen Republik weite Gebiete 
des früheren Ungarn einverleibt, die niemals zu den Ländern 
der böhmischen Krone gehörten. Die Verbündeten ließen sich 
hier, wie so oft, nicht von einem festen Grundsatz leiten, am 
wenigsten achteten sie auf das Selbstbestimmungsrecht der Völker. 
Hätten sie dieses geachtet, so wären wahrscheinlich weder das 
an Bodenschätzen und Industrie reiche Nordböhmen, noch die 
Slowakei, Glieder der böhmisch-slowakischen Republik geworden. 

In den böhmischen Ländern ohne die Slowakei, die zusammen 
ein Ausmaß von 79 316 Quadratkilometer haben, entfallen auf das 
zusammenhängende deutsche Sprachgebiet rund 28 000 Quadrat¬ 
kilometer. Auf die deutschen Sprachinseln ist dabei nicht Bedacht 
genommen. Von der Bevölkerung dieser Länder waren im Jahre 
1910 neben 6 291 000 Tschechen 3 513 000 Deutsche österreichischer 
Staatsangehörigkeit und einige Zehntausend Reichsdeutsche, ferner 
eine Viertelmillion Polen, vorzüglich in dem noch strittigen öst¬ 
lichen Teile des früheren Oesterreichisch-Schlesien. 

Vom ehemaligen Ungarn erhielt die böhmisch-slowakische Repu¬ 
blik außer der Slowakei ein weites Gebiet zwischen der galizischen 
(polnischen) Grenze und dem Oberlaufe der Theiß, wo Madjaren 
und Ruthenen (Kleinrussen) in wechselndem Mischungsverhältnis 
wohnen. Durch diese Ausdehnung der Grenzen nach Osten, über 
die Wohnräume des tschecho-slowakischen Volkes hinaus, wird 
die Verbindung Böhmen-Slowakiens mit Rumänien hergestellt. 

Oestlich von Pneßburg folgt die neue Grenze zwischen der 
böhmisch-slowakischen Republik und Ungarn dem Laufe der Donau 
bis zur Mündung der Eipel bei Gran, obzwar die große Schüttinsel 
und die zwischen ihr und dem Unterlaufe der Eipel gelegenen 
Landschaften stockmadjarisch sind. Auch weiter im Norden und 
Osten, im ungarischen Erzgebirge, ist die madjarische Bevölkerung 
noch stärker vertreten als die slowakische und gegen die gali- 
zische Grenze kommt ein starker ruthenischer Einschlag hinzu. 
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Ueberdies gibt es im ungarischen Erzgebirge, in der Landschaft 
Zips und in der Gegend von Preßburg noch viele Deutsche. Neben 
rund zwei Millionen Slowaken leben in den von Ungarn an die 
böhmisch-slowakische Republik übergegangenen Gebieten minde¬ 
stens eine Viertelmillion Ruthenen, 400000 Madjaren und 200 000 
(Deutsche. 

Nirgends folgen die Grenzen des neuen Staates 1 auf längeren 
Strecken den Sprachscheiden, selbst dort nicht, wo dies leicht 
möglich gewesen wäre, nämlich in West- und Nordböhmen, in 
Südmähren usw. Im Osten sind fast nirgends scharf ausgeprägte 
Sprachscheiden vorhanden, sondern die benachbarten Völker leben 
dort in weitausgedehnten Mischgebieten untereinander. Ueberdies 
gehen dort die einzelnen slawischen Mundarten (Tschecho-slowa- 
kisch, Ruthenisch, Polnisch) kaum merklich ineinander über; es 
verhält sich in den Sprachgnenzgebieten ganz ähnlich wie auf 
dem Balkan, wo es z. B. auch nicht ganz sicher ist, ob die slawi¬ 
schen Mazedonier als Bulgaren oder Serben zu gelten haben. 2 

Von den Minderheitsvölkem der böhmisch-slowakischen Repu¬ 
blik sind die Deutschen das weitaus stärkste. Mit wenigen Aust- 
nahmen greift das Gebiet des neuen Staates überall an den Grenzen 
gegen das Deutsche Reich und Oesterreich mehr oder weniger 
tief in das geschlossene deutsche Sprachgebiet ein. Am weitesten 
erstreckt sich dieses von der bayrisch-sächsischen Grenze »aus 
nach Innerböhmen, und zwar im Süden über Mies hinaus bis 
in die Nähe von Pilsen, im Zentrum über Saaz und weiter im 
Norden über Leitmeritz hinaus. Oestlich von Reichenberg erreicht 
das geschlossene tschechische Sprachgebiet an der Iserquelle seinen 
nördlichsten Punkt, es berührt dort die deutsche Reichsgrenze. 
Wesentlich kleiner ist das deutsch-böhmische Gebiet um Trautenau. 
Im nördlichen Teil Böhmisch-Schlesiens, in Nordmähren und dem 
angrenzenden Streifen Böhmens liegt das zweitgrößte deutsche 
Sprachgebiet, das an das Deutsche Reich (Schlesien) anschließt. 
Von bedeutender Ausdehnung ist ferner des böhmisch-slowakischen 
Staates Anteii am geschlossenen deutschen Sprachgebiet im Thaya¬ 
tal in Südmähren, sowie in Süd- und Südostböhmen, von Gratzen 
bis Taus. 

Als große deutsche Sprachinseln sind hervorzuheben das Schön- 
hengsterland an der böhmisch-mährischen Grenze (1130 Quadrat¬ 
kilometer), die Iglauer Sprachinsel (362 Quadratkilometer) und 
jene von Brünn, der mährischen Hauptstadt, die allerdings in¬ 
folge des raschen Aufschwungs ihrer Industrie und des damit 


1 Die beste Karte der böhmisch-slowakischen Republik ist die vom 
Militärgeographischen Institut in Wien veröffentlichte im Maßstab 
1:750 000; sie ist durch jede Buchhandlung zu beziehen. 

* Vgl. Wendel, „Mazedonien und der Friede“. München 1918. 
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verbundenen Zuzugs tschechischer Arbeiter rasch der Slawisierung 
verfällt 

Im deutschen Sprachgebiet des böhmischen Staates liegen pur 
wenig bedeutende tschechische Sprachinseln; die meisten davon 
sind unter dem Einfluß der Freizügigkeit erst in neuester Zeit 
entstanden. Im geschlossenen deutschen Sprachgebiet Böhmens 
fand in jüngster Zeit ein bedeutender Zuwachs der Tschechen 
statt im nordböhmischen Kohlenrevier zwischen Komotau und 
Außig, sowie im Industriegebiet von Gablonz, Reichenberg und 
Warnsdorf. Auch in den Bezirken des Riesengebirges war ein An¬ 
wachsen der Tschechen festzustellen. In den tschechischen Bezirken 
Innerböhmens verschwinden die deutschen Minderheiten nach und 
nach ganz. 

Trotz der Ausbreitung der tschechischen Sprache, die schon in 
den letzten drei bis vier Jahrzehnten unter österreichischer Herr¬ 
schaft stattfand, ist nicht daran zu denken, daß die deutsche 
Sprache in absehbarer Zeit vom böhmischen Boden verschwinden 
würde; ja, wenn man deutscherseits ernstlich darauf bedacht ist, 
die eigene Sprache und die kulturellen Besonderheiten zu wahren, 
werden sie nie verdrängt werden können. Mit nationaler Ueber- 
bebung und mit dem Ableiem längst abgedroschener Redensarten 
— woran man in der Vergangenheit hing — wird man freilich 
nicht viel erreichen. Den in das deutsche Sprachgebiet zuwan¬ 
dernden Tschechen gegenüber sind die Deutschen insofern im 
Vorteil, als hier, wie überall, höhere Kultur den Anschluß an die 
Sprachgemeinschaft der neuen Heimat erleichtert. Bisher war die 
deutsche Kultur die höhere und reichere, womit aber nicht ge¬ 
sagt sein soll, daß die Tschechen weit zurückstanden, denn jeder, 
der Böhmen kennt, muß zugeben, daß dieses Volk unter den 
schwierigen Verhältnissen der Habsburger Herrschaft erstaunliche 
Fortschritte machte. Im habsburgischen Oesterreich kannten die 
Deutschen allerdings vom tschechischen Geistesleben wenig. Rob. 
Scheu hat recht: Die deutschen Zeitschriften und Bühnen des alten 
Oesterreich durften nicht einmal, wenn sie auch wollten, das 
tschechische Geistesleben verfolgen und würdigen. Die hervor¬ 
ragende tschechische Malerei und Musik lassen aber den Schluß 
zu, daß infolge davon Bedeutendes verborgen blieb. Die geistige 
Isolierung der Tschechen in Oesterreich war der Hauptanlaß der 
Sehnsucht nach einem Anschluß jenseits der Grenzen (Scheu, 
Wanderung durch Böhmen am Vorabend der Revolution. Seite 68. 
Wien 1919). 

Die neue Verfassung der böhmisch-slowakischen Republik setzt 
die Gleichberechtigung aller Staatsbürger in nationaler und reli¬ 
giöser Beziehung fest und bestimmt, daß die nationalen Minder¬ 
heiten ein Recht auf eigene Schulen haben, in denen jedoch die 
tschechische Sprache obligatorisch unterrichtet werden muß. Wie¬ 
viel Prozent einer Bevölkerung als unterste Grenze einer Minder- 
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heit zu gelten haben, soll durch ein späteres Gesetz bestimmt 
werden. Vor Gericht ist die deutsche Sprache in den von den 
deutschen Minderheiten bewohnten Gebieten der tschechischen 
Sprache gleichberechtigt. Den Minderheiten ist das Beschwerde«- 
recht an den internationalen Gerichtshof eingeräumt, dem zugleich 
die Ausführung seiner Beschlüsse zusteht. Immerhin aber isit das 
Tschechische Staatssprache; es ist nicht jene Rechtsgleichheit der 
Sprachen durchgeführt, die z. B. in der Schweiz, in der südafri¬ 
kanischen Union und in Kanada besteht. 

Die Landtage der Provinzen Böhmen, Mähren und Schlesien 
wurden aufgehoben. Neben dem Prager Zentralparlament aber 
wird ein Landtag für das ruthenische Karpathengebiet eingesetzt, 
der in bezug auf die innere Verwaltung möglichst weitgehende 
Selbständigkeit erhält. Auf diese Weise will man sich die Freund¬ 
schaft jener Slawen sichern. Ein ähnliches Zugeständnis an die 
weit zahlreicheren Deutschen — mindestens der geschlossenen 
Sprachgebiete — zu machen, fällt den tschechischen Machthabern 
gegenwärtig nicht ein. Sie haben doch jetzt das Staatsruder 
gar fest in Händen! Immerhin ist anzunehmen, daß sich dieser 
Staat nur dann auf die Dauer zu erhalten vermag, wenn seine 
Volksminderheiten von der Mehrheit nicht vergewaltigt werden, 
wenn ihnen allen Selbstverwaltung gewährt wird. Recht bald 
wird vermutlich eine dahingehende Forderung von slowakischer 
Seite kommen, denn dieser Volksstamm, dessen Sprache nur ganz 
wenig von dem Tschechischen des benachbarten Mähren und 
Schlesien abweicht, will nun einmal nicht tschechisch sein. Von der 
nahen Sprachverwandtschaft abgesehen, scheint es sich hier in 
der Tat um eine von den Tschechen wesentlich verschiedene Be¬ 
völkerung zu handeln; und zwar sind beide Völker nicht erst 
durch eine jahrhundertelange getrennte politische und kulturelle 
Entwicklung voneinander abgewichen, sondern es bestehen auch 
tiefergreifende anthropologische Unterschiede. Der slowakische 
Typus ähnelt weit mehr jenem gewisser Völker im äußersten Ost¬ 
europa als den mitteleuropäischen Tschechen. Der Slowake ist 
nun, unter tschechischer Herrschaft, weit davon entfernt, sich dem 
Fremden gegenüber als Tscheche zu geben. In Preßburg und in 
den oberungarischen Städten ist jetzt auch bei der slowakischen 
Bevölkerung die madjarische Sprache mehr geschätzt als vordem, 
die Slowaken sind den Madjaren günstiger gesinnt als früher. 
Doch ginge man fehl, wollte man das als reine Neigung zu dem 
Volk auffassen, das bis zum Ausgang des Weltkrieges in Ungarn 
herrschte. Wir haben es vielmehr lediglich mit einem Ausdruck 
der Abneigung gegen den Prager Zentralismus zu tun. 
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Bücherschau. 

Dr. Heinz Marr: Das Problem der Masse. Stuttgart 1920. Preis 1,20 Mark 
und Zuschlag. 

Dr. Marr, Leiter des Sozialen Museums in Frankfurt a. M., ist ein 
feinsinniger und geistreicher Essayist. Seine Schrift besteht aus zwei 
Aufsätzen, wovon einer — um kurz zu sagen — die Spaltung des deut¬ 
schen Volkes in Geistesadel und Masse behandelt, der andere das Wesen 
der Masse zu ergründen sucht. Die wirkliche Spaltung der Nation geschah 
— nach Marr — zur Zeit der Renaissance, als die denkenden Köpfe der 
Nation sich dem Rationalismus zuwandten, während die Masse irrational, 
triebhaft und unterbewußt blieb. Der Rationalismus wirkt auflösend und 
atomisierend, das Irrationale, Unterbewußte, Triebhafte hält das Gemein¬ 
schaftliche zusammen, schafft organische Massenbewegungen, weckt die 
Sehnsucht nach organischer Gestaltung. All das ist im Aufsatz fein 
durchdacht auseinandergesetzt, im Sinne der jüngsten psychologischen 
Erkenntnisse. Im zweiten Aufsatz zeigt der Verfasser den Unterschied 
zwischen dem alleinstehenden, denkenden Einzelmenschen und der Psy¬ 
chologie der Masse. Bei jenem kann der höchste Gedanke, die abstrakteste 
Idee entstehen und maßgebend sein, bei der Masse kaum ein Durchschnitts¬ 
verstand, dafür aber ein hoher Grad von Intuition und unterbewußter 
Sicherheit. „Das denkende Ich kann rassenlos, heimatlos, kosmopolitisch 
und abstrakt sein wie jene „Menschheit“, die nur mit dem Verstand 
geliebt wird; eine psychologische Masse jedoch vermag sich nicht solcher¬ 
weise vom Boden ihres Volkstums loszulöseri. Selbst wenn sie, verbildet 
durch die rationalistische Epoche, Begriffe für Wirklichkeit hält.“ Im 
Zusammenwirken der Masse potenzieren sich die Kräfte, die Tugenden 
und Untugenden des einzelnen; ein starkes Machtbewußtsein bricht her¬ 
vor; die Frist zwischen Gedanke und Ausführung wird immer kürzer. 
„Entschlossen stürzt sie sich ins Verderben, sobald nur ein Glaube sie 
ergreift. Ueberhaupt ist die Spannweite ihrer Gefühle viel größer als 
beim durchschnittlichen einzelnen: Der Tierheit näher, kann sie von 
rohesten Instinkten gepackt werden. — Der Gottheit näher, vermag sie 
übermenschlich-edel und zum Höchsten bereit zu sein, je nach dem Geist, 
der sie leitet.“ (Seite 17—18.) Die Masse ist jedoch ihrer ganzen 
Psychologie nach nicht revolutionär, da sie tiefer im Volkstum und 
Tradition verwurzelt ist als der einzelne Denker. Wer macht aber die 
Revolution, „die nun schon über ein Jahr im Namen des Proletariats 
über Deutschland hingeht? Wird sie nicht mehr als irgendeine frühere 
von organisierten Massen getragen? Gewiß, getragen wird sie von ihnen 
auf blutenden Schultern; allein der Wille zur Revolution — das ist ein 
soziologisches Gesetz — lebt und glüht immer nur in einer verschwinden¬ 
den Minderheit. Und wenn wir uns diese Minderheit näher ansehen, 
werden wir mit peinlichem Staunen erkennen, daß sie vornehmlich aus 
Geistigen: aus Intellektuellen besteht und außerdem aus — Kriminellen.“ 
Von der revolutionären Masse unserer Zeit hat Marr eine hohe Meinung, 
weil sie neben ihrem eigenen Gefühlsleben stark von Ideen in Ansprudi 
genommen ist. 

Marr würde seinem psychologischen und literarischen Wissen einen 
konkreten Inhalt geben, wenn er Zeit fände, auch unsere sozialökonomische 
Literatur zu lesen. Er würde dann die Lücke zwischen Renaissance und 
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französischer Revolution besser ausföllen können und auch nicht in den 
Irrtum verfallen, das kommunistische Endziel „chiliastisch“ zu nennen. 

M. Beer. 

• 

Die Ausgestaltung des freien Volksbildungswesens. Herausgegeben von 

' Theodor Bäuerle. (Band 2 der Schriften des Vereins zur Förderung 
der Volksbildung, Stuttgart, 1919. Preis 3,75 Mark zuzüglich 20 Proz. 

ln der vorliegenden Sammelschrift hat der Verein zur Förderung der 
Volksbildung die Richtlinien festgelegt, auf denen sich seine Arbeit aufbaut 
und deren praktische Durchführung vielfach als vorbildlich anerkannt 
worden ist. Die darin behandelten Fragen haben jedoch allgemeine 
Bedeutung, und jeder, der sich in den Dienst der Volksbildungsbewegung 
stellt, muß sich mit ihnen einmal grundsätzlich auseinandersetzen. Direktor 
Theodor Bäuerle schreibt über die „Grundlagen, Ziele und Wege der 
freien Volksbildungsarbeit“, Professor Otto Wilhelm über „Die Volks¬ 
hochschule in Württemberg“, der schwäbische Volksdichter Hans Reyhing 
über „Heimat und Volksbildung“, Dr. Otto Engel über „Die Ausgestaltung 
des volkstümlichen Bücherwesens“, Karl Adler, der Leiter der Musik¬ 
abteilung des Vereins, und Ernst Martin, der Direktor der Schwäbischen 
Volksbühne über „Theater, Musik und Volksbildung“. Der Geist, der 
dieses Unternehmen belebt, wird am besten mit den Worten Bäuerles 
charakterisiert: „In die schwere äußere Not und in die Nacht der Gegen¬ 
wart werfen wir hinein die Fackel des Glaubens an unser Volk und an 
seine Zukunft. Wir haben fast alles verloren, was wir besaßen; wohlan, 
wir wollen von neuem bauen. Wir Wollen aber lernen aus der Not und 
Schuld und wollen den Geist nicht wieder vernachlässigen. Wir müssen 
und werden von innen heraus gesunden — nicht von heut auf morgen; 
vielleicht werden wir noch lange in der Tiefe schmachten müssen. 
Was wir brauchen, ist Kraft, Einsicht, Wille. Sie haben uns wie jenem 
alttestamentlichen Helden Simson unsere Kraft genommen und sind nun 
daran, uns anzuschmieden an die Säulen ihres Götzentempels, in dem 
sie den häßlichsten aller Götzen, ihre Selbstsucht, aufgestellt haben. 
Aber unsere Kräfte werden wieder wachsen, dann wollen wir die 
Säulen zerbrechen, nicht durch rohe Gewalt, sondern durch die Macht 
des Geistes und der Gesinnung.“ 


Eingelaufene Schriften. 

Ernst Scheiding: Das erste Jahr der deutschen Revolution. Verlag Felix 
Meiner, Leipzig 1920. Preis 3,— Mark. Eine chronologische Schilde¬ 
rung der Entstehung und des Verlaufs der Revolution bis zur Rati¬ 
fizierung des Versailler Friedens am 9. Januar 1920. 

K. Horner: Sozialdemokratie und Kommunismus. (Eine sachliche und 
wohl durchdachte Einführung in das Grenzgebiet zwischen Staats¬ 
sozialismus und Arbeiterkommunismus.) Verlagsbuchhandlung Carl 
Hoym Nachf. Louis Cambley. Hamburg 11, Admiralitätsstraße 19. 
Preis 1,50 Mark. 
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SCHRIFTEN VON PAR VUS 


Im Kampf um die Wahrheit 

Preis 1,20 Mark 

ln dieser Schritt legt Parvus seinen sozialistischen Werde¬ 
gang vom russischen Revolutionär zum deutschen Sozial¬ 
demokraten dar und setzt sich mit seinen politischen und per¬ 
sönlichen Widersachern auseinander. Außer dem Interesse, das 
die wechselvollen Schicksale des Verfassers erwecken, enthält 
das Werk, das zuerst in russischer Sprache im April 1918 erschien, 
wichtige politische und sozialistische Rückblicke und Ausblicke. 


Der Arbeitersozialismus und die 
Weltrevolution 

Briefe an die deutschen Arbeiter 

1./2. Die wirtschaftliche Überwindung des Kapitalismus. 
Sozialismus und Bolschewismus. 

Zwei Briefe in einem Hefte. Preis 50 Pfennig. 

3. Die Entfaltung des sozialistischen Wirtschaftssystems. 

Preis 40 Pfennig. 

4. Der Friede und der Sozialismus. Preis 70 Pfennig. 

Diese Briefe müssen von jedem gelesen werden, der an der Zukunft 
des Sozialismus mitarbeiten will, einerlei ob er die Ansichten des 
Verfassers teilt oder nicht Der geschichtlich und sozialistisch 
geschulte Blick des Autors, der in den deutschen, wie in den 
russischen Verhältnissen gleich gut beschlagen ist, hat schon im 
Anfang der Revolution manches vorausgesehen, was anderen ver¬ 
borgen blieb. Die Briefe enthalten eine Schilderung kommender 
sozialistischer Entwicklung, welche der größten Beachtung wert ist 
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SCHRIFTEN VON PARVUS 


Die soziale Bilanz des Krieges 

Erweiterte Auflage. 21. bis 40. Tausend 

Preis 50 Pfennig 

Per Wahnsinn des imperialistischen Weltkrieges wird in dieser 
Schrift, deren erste Auflage zu einer Zeit erschienen war, da 
man noch an den Sieg der Zentralmächte glaubte, mit kaum zu 
übertreffender Logik aufgedeckt. 

Der Staat, die Industrie und der Sozialismus 

Preis kartoniert 3 Mark, gebunden 4,50 Mark 

Eine wissenschaftliche Darstellung und Begründung des Sozialismus 
aus dem Getriebe des modernen Kapitalismus heraus, Aufstellung 
eines Programms der proletarischen Demokratie. 

Die Verstaatlichung der Banken und der Sozialismus 

Preis kartoniert 3 Mark 

Auf volkswirtschaftlicher Grundlage aufbauend, schildert Parvus 
in diesem Band mit reichem Wissen und hervorragender Sach¬ 
kenntnis das Problem der Verstaatlichung von Industrie und Banken. 

In der russischen Bastille wlhrend dar Revolution 

Eindrücke und Stimmungen 

Preis 3 Mark 

Heine Antwort an Kerenski & Co. 

Preis 20 Pfennig 

. Auf alle Preise wird ein Teuerungszuschlag von 20°/ 0 erhoben 
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gg Elternbeirat 

der Feder namhafter Pädagogen, Schulpolitiker und Aerzte 
und will damit den Elternbeiräten, deren tätige Mitarbeit an 
dem Blatte vorgesehen und erstrebt wird, das wissenschaft¬ 
liche Rüstzeug zur Ausübung ihrer Tätigkeit und Gelegenheit 
zur Aussprache über alle einschlägigen Fragen geben. — 
Einen parteipolitischen Standpunkt wird die Zeitschrift nicht 
vertreten. 

Wir hoffen so tatkräftig daran mitzuwirken, daß die junge 
Generation unter zeitgemäßer Führung ins tätige Leben 
eintritt. 


Der Elternbeirat erscheint zweimal im Monat, um¬ 
faßt 32 Seiten und kostet vierteljährlich Mk. 5,50 
ausschließlich Bestellgeld, vom Verlag direkt 
unter Streifband Mk.6,—, das Einzelheft Mk. 1,— 


Bestellungen auf den ,Elternbeirat“ nehmen alle Postämter 
und der Verlag entgegen. 
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DIE GLOCKE 

3. Heft 17. April 1920 6. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


JOHN MAYNARD KEYNES: 

Wie ist der Versailler Friedensvertrag 
zu verbessern? 

J. M. Keynes, geboren in Cambridge 1883, studierte in 
Eton und Cambridge; zeichnete sich sowohl in Mathematik 
wie in Literatur aus. Dozent der Nationalökonomie in Cam¬ 
bridge; Redakteur des „Economic Journal“; Mitglied der kgl. 
Kommission über indische Finanz; Berater des englischen 
Finanzministeriums; Mitglied der Finanzkommission auf der 
Pariser Friedenskonferenz. Er rebellierte gegen die Unge¬ 
rechtigkeiten des Versailler Vertrags und schrieb sein be¬ 
rühmtes Werk „The Economic Consequences of the Peace“, 
dessen Schlußkapitel wir etwas gekürzt in deutscher Ueber- 
setzung geben. Redaktion der „Glocke“. 

I CH habe die Leistungen der Pariser Friedenskonferenz einer 
eingehenden Kritik unterzogen, und die Verhältnisse und die 
Aussichten Europas in düsteren Farben geschildert. . . Was 
muß nun geschehen? Die folgenden, versuchsweise gegebenen 
Anregungen mögen dem Leser als ungenügend erscheinen. Aber 
während der schicksalsschweren sechs Monate, die auf den Waffen¬ 
stillstand folgten, wurde in Paris die Gelegenheit verpaßt, und 
was wir jetzt auch unternehmen mögen, so werden wir doch nicht 
imstande sein, das Uebel zu beseitigen, das in jenen Tagen hervor- 
gernfen wurde. Zeiten großer Not stehen uns bevor; große Ge¬ 
fahren für die Gesellschaft sind unvermeidlich geworden. Uns 
steht nur noch die Möglichkeit offen, die fundamentalen wirt¬ 
schaftlichen Tendenzen, die den Ereignissen unserer Zeit zugrunde 
liegen, so zu leiten, daß sie die Wiederherstellung des Wirtschafts¬ 
lebens und der Ordnung fördern, anstatt uns tiefer und tiefer 
ins Unglück zu ziehen. 

In erster Linie müssen wir uns von den Pariser Stimmungen 
und Methoden befreien. Diejenigen Personen, die die Friedens¬ 
konferenz beherrschten, mögen sich vor den Windstößen der 
Volksbewegungen beugen, aber nie und nimmer werden sie uns 
aus unseren Nöten retten. Die Annahme ist kaum gestattet, daß 
der Rat der Vier den einmal gegangenen Weg wieder zurückgehen 
werde, auch wenn er den Wunsch dazu hätte. Die Beseitigung der 
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gegenwärtigen Regierungen in den alliierten Ländern ist deshalb 
eine kaum zu umgehende Vorbedingung zur Besserung der Lage. 

Für diejenigen, die an die Dauer des Versailler Friedensvertrags 
nicht glauben, möchte ich mir vornehmen, das folgende, aus vier 
Punkten bestehende Programm zu diskutieren: 

I. Die Revision des Vertrags. 

II. Die Regelung der interalliierten Verschuldung. 

III. Eine internationale Anleihe und Währungsreform. 

IV. Die Beziehungen Mitteleuropas zu Rußland. 

I. 

Die Revision des Vertrags. 

»Welche verfassungsmäßigen Wege stehen uns offen, die zu 
einer Aendemng des Vertrags fuhren könnten? Präsident Wilson 
und General Smuts, die der Ansicht sind, daß die Begründung 
des Völkerbundes ein Vorteil sei, der die vielen Nachteile des 
Vertrags aufwiege, beantworten unsere Frage dahin, wir müßten 
unsere Hoffnung auf den Völkerbund setzen, daß er nach und 
nach leidlichere Verhältnisse in Europa anbahnen werde. In seiner 
Erklärung anläßlich der Unterzeichnung des Friedensvertrags sagte 
General Smuts: „Manche Gebietsregelungen bedürfen zweifellos 
der Revision. Manche der festgelegten Garantien werden hoffent¬ 
lich bald nicht mehr im Einklang sein mit der neuen friedlichen 
Gesinnung und dem waffenlosen Zustande unserer früheren Feinde. 
Manche der vorgesehenen Strafbestimmungen sind so sinnlos, daß 
wir bei ruhigerer Geistesverfassung wünschen werden, sie mit 
dem Schwamm der Vergessenheit auszulöschen. Manche der fest¬ 
gesetzten Kriegsentschädigungen können nicht erzwungen werden, 
ohne die wirtschaftliche Wiederbelebung Europas aufs ernsteste 
zu gefährden, sp daß es im Interesse aller sein wird, sie erträglicher 
zu gestalten. Ich habe das Vertrauen, daß der Völkerbund sich 
doch schließlich als der Rettungsweg erweisen wird, der Europa 
aus dem vom Kriege verursachten Ruin herausführen wird.“ — 
„Ohne den Völkerbund“, erklärte Präsident Wilson vor dem Senat, 
als er kn Juli 1919 den Vertrag unterbreitete, „wird die auf 
viele Jahre (berechnete Aufsicht über die Wiedergutmachungen, 
die Deutschland während der nächsten Generation zu leisten hat, 
vollständig zusammenbrechen j 1 die nochmalige Erwägung und die 

• 

1 Präsident Wilson befindet sich im Irrtum, wenn er annimmt, daß die 
Aufsicht über die Wiedergutmachungsleistungen dem Völkerbunde anver¬ 
traut worden sei. Ich habe bereits in einem anderen Kapitel darauf hin¬ 
gewiesen, daß der Völkerbund wohl angerufen werden könne in bezug 
auf die meisten wirtschaftlichen und territorialen Bestimmungen des 
Vertrages, aber was die Wiedergutmachung anbelangt, so ist dem Wieder¬ 
gutmachungsausschuß in allen diesen Fragen und Aenderungen die end¬ 
gültige Entscheidung Vorbehalten, ohne jede Berufung an den Völkerbund. 
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Revision der (administrativen Einrichtungen und Beschränkungen, 
die der Vertrag vorschreibt, aber welche anerkanntermaßen keine 
dauernden Vorteile jbieten oder nicht ohne Unrecht für die Folge 
funktionieren könnten, würden unausführbar sein.“ 

Sind wir berechtigt, vom Wirken des Völkerbundes diejenigen 
Vorteile zu (erwarten, auf deren Erlangung die zwei seiner haupt¬ 
sächlichen Begründer luns hoffen lassen? Die hierauf bezügliche 
Stelle findet sich im Artikel XIX der Satzung, 2 der folgendermaßen 
lautet: 

„Die Bundesversammlung kann von .Zeit zu Zeit den Bundes- 
raitgliedem des Völkerbundes anraten, 3 die Verträge, die un¬ 
anwendbar geworden sind, sowie die internationalen Verhält¬ 
nisse, deren Fortbestand den Weltfrieden gefährden könnten, 
nochmals in Erwägung 'zu ziehen.“ 

Allein zum Unglück bestimmt Artikel V: „Beschlüsse der 
Bundesversammlung oder des Rates erfordern Einstimmigkeit der 
in der Tagung vertretenen Bundesmitglieder, es sei denn, daß 
in den Vorschriften dieser Satzung oder den Bestimmungen des 
Friedensvertrags ausdrücklich ein anderes vorgesehen ist.“ . 

Betrachtet man diese Bestimmung genau, so muß man sich 
fragen: Verwandelt sie nicht den Völkerbund, insoweit eine früh¬ 
zeitige Revision irgendeiner Bestimmung des Friedensvertrags in 
Frage kommt, in eine Körperschaift, die nur zur Aufgabe hat, 
Zeit zu vergeuden? Wenn alle vertragschließenden Parteien ein¬ 
stimmig der Ansicht sind, daß irgendeine Bestimmung geändert 
werden muß, 90 braucht man doch keindn Bund und keine Satzung, 
um die Sache zu erledigen. Hinzu kommt noch, daß die Ver¬ 
sammlung des Völkerbundes, auch wenn sie einstimmig ist, nur 
eine nochmalige Erwägung „anraten“ kann. 

Aber der Völkerbund — so behaupten seine Anhänger — wird 
durch seinen Einfluß auf die öffentliche Meinung der Welt wirken, 
so daß die Ansicht der Mehrheit in der Praxis von entscheidendem 
Gewicht sein wird, obgleich sie verfassungsmäßig unwirksam ist. 
Hoffen wir, daß dem so sein wird. Es ist jedoch zu bedenken, 
daß der Völkerbund in den Händen der trainierten europäischen 
Diplomaten zu einem unvergleichlichen Werkzeug der Obstruktion 
und der Verzögerung werden kann. Die Revision der Verträge ist 
in erster Linie nicht dem Rate anvertraut, der öfters zusammen- 


3 Der Friedensvertrag enthält in seinem Teil I die Bestimmungen über 
die Gründung und die Funktionen des Völkerbundes. Diese Bestimmungen 
werden Satzung (engl. Covenant, franz. Pacte) genannt. 

Redaktion der „Glocke 11 . 

* Die deutsche offizielle Uebersetzung sagt „auffordern“. Im englischen 
Text steht nur ,/idvise", was sich aber mit „auffordern“ nicht über¬ 
setzen läßt. Redaktion der „Glocke“. 
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tritt, sondern der Versammlung, die selten zusammentreten wird, 
und muß, wie die Erfahrung der interalliierten Konferenzen zeigt,, 
zu einem schwerfälligen vielsprachigen Diskutierklub werden, in 
welchem auch die größte Entschlußkraft und die beste Geschäfts^ 
fühnung nicht imstande sein werden, die entsprechenden Fragen 
zur Lösung zu bringen gegen eine Opposition, die sich jeder 
Aenderung widersetzt. Der Völkerbundsvertrag wird außerordent¬ 
lich geschwächt durch zwei unheilvolle Bestimmungen: Artikel V, 
der Einstimmigkeit vorschreibt, und durch den vielfach kritisierten 
Artikel X, auf Grund dessen „die Mitglieder des Bundes sich ver¬ 
pflichten, die Unversehrtheit des Gebiets und die bestehende poli¬ 
tische Unabhängigkeit aller Mitglieder des Bundes gegen jeden 
äußeren Angriff zu schützen und aufrecht zu erhalten“. Diese 
beiden Artikel zusammengenommen, sind nur allzusehr geeignet, die 
Auffassung des Völkerbundes als eines Werkzeuges des Fortschritts, 
zu zerstören und ihm von vornherein das verhängnisvolle Be¬ 
streben zur Aufrechterhaltung des vom Friedensvertrag be¬ 
schlossenen Status quo einzupflanzen. Diese beiden Artikel waren 
es, die die ursprünglichen Gegner des Völkerbundes beschwich¬ 
tigten und ihnen die Hoffnung gab, aus ihm eine neue Heilige- 
Allianz zu machen zum Zwecke der Verewigung des wirtschaft¬ 
lichen Elends ihrer Feinde, sowie des europäischen Machtverhält¬ 
nisses, wie es in Versailles festgelegt wurde. 

Wie man sieht, wäre es ungerecht und töricht, die wirklichen 
Schwierigkeiten zu verschleiern, die der Revision der Verträge 
entgegenstehen, aber es liegt doch kein Grund für uns vor,, 
den Völkerbund in Verruf zu bringen. Der Weisheit der Welt 
kann es doch letzten Endes gelingen, den Bund in ein machtvolles. 
Werkzeug des Friedens zu verwandeln. Die Artikel XI bis XVII 
sind eine große, wohltätige Leistung. Diese Artikel sehen Siche¬ 
rungen vor gegen den Ausbruch eines Krieges zwischen Mitgliedern 
des Bundes, sowie zwischen Mitgliedern und Nichtmitgliedem ; diese 
Bestimmungen machen einen Krieg, wie er zwischen den großen. 
Mächten im Jahre 1914 ausgebrochen ist, weniger wahrscheinlich, 
— schon dies allein ist eine große Empfehlung für den Bund. 
Ich bin deshalb der Ansicht, daß unsere ersten Bemühungen für 
eine Revision des Friedensvertrages eher vermittelst des Völker¬ 
bundes gemacht werden müssen, als auf irgendeinem anderen 
Wege, wobei ich die Hoffnung hege, daß die Kraft der öffentlichen 
Meinung und — wenn nötig — der finanzielle Druck und die 
finanziellen Anreize hinreichend sein werden, eine widerwillige 
Minderheit zu verhindern, ihr Einspruchsrecht (Veto) auszuüben. 
Wir müssen Vertrauen haben zu den neuen Regierungen, deren 
Vorhandensein ich in den hauptsächlichen alliierten Ländern als 
Grundbedingung einer Besserung voraussetze, und von denen 
ich annehme, daß sie tiefere Weisheit und mehr Edelmut als ihre 
Vorgänger zeigen werden. 
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* 

Der Friedensvertrag enthält, wie wir gezeigt haben, zahlreiche 
verwerfliche Einzelheiten. Es ist nicht meine Absicht, auf Einzel- 
Beiten einzugehen oder den Versuch zu machen, Bestimmung für 
Bestimmung zu untersuchen und deren Revisionsbedürftigkeit nach¬ 
zuweisen. Ich beschränke mich auf drei große Aenderungen, die 
im Interesse des europäischen Wirtschaftslebens! nötig sind. Diese 
drei Aenderungen beziehen sich auf die Wiedergutmachung, auf 
Kohle und Eisen, und auf Handelsbeziehungen. * 

Wiedergutmachung. 

1. Der Betrag, den Deutschland für Wiedergutmachung und 
für Unterhaltskosten der Besatzungsheere zu zahlen hat, wird 
auf 40 Milliarden Mark festgesetzt. 

2. Die Auslieferung der Handelsschiffe und Unterseekabel auf 
Grand des Vertrags, des Kriegsmaterials auf Grund des Waffen¬ 
stillstands, des Staatseigentums in den abgetretenen Gebieten, der 
Forderungen an diese Gebiete hinsichtlich der Staatsschulden, und 
der Forderungen Deutschlands an 6eine früheren Verbündeten, 
sollen insgesamt als ein Generalwert von 10 Milliarden betrachtet 
und als Abschlagszahlung genommen werden, ohne daß der Ver¬ 
such gemacht wird, die einzelnen Werte besonders abzuschätzen. 

3. Der Rest von 30 Milliarden bleibt unverzinst und ist in 30 
Jahresraten von je einer Milliarde, angefangen vom Jahre 1923, 
ab zu zahlen. 

4. Der Wiedergutmachungsausschuß wird aufgelöst, und wenn 
er noch irgendwelche Aufgaben zu erfüllen hat, soll er ein An¬ 
hängsel des Völkerbundes und durch deutsche und neutrale Ver¬ 
treter erweitert werden. 

5. Deutschland erhält freie Hand in der Auszahlung der Jahres¬ 
raten; Beschwerden wegen Nichterfüllung seiner Pflichten, werden 
beim Völkerbund angebracht. Das heißt: die Enteignung deutschen 
Privatbesitzes im Auslande hört auf, ausgenommen, soweit es 
nötig ist, private deutsche Verpflichtungen zu befriedigen aus 
den Einnahmen von solchem Eigentum, das bereits liquidiert ist 
oder sich in den Händen öffentlicher Treuhänder oder in den 
Händen anderer Behörden befindet, die feindliches Eigentum ver¬ 
walten in den alliierten Ländern oder in den Vereinigten Staaten. 
Artikel 260, der die Enteignung deutscher Interessen in staatlichen 
oder munizipalen Unternehmungen und Konzessionen bestimmt, 
wird außer Kraft gesetzt. 

6. Es soll kein Versuch gemacht werden, Deutsch-Oesterreich 
zu Wiedergutmachungszahlungen zu zwingen. 

Kokte und Eisen. 

1. Die auf Grund der Anlage V den Alliierten zugesagten Liefe¬ 
rungen von Kohle werden rückgängig gemacht, aber die Ver¬ 
pflichtung Deutschlands, die Kohlenverluste wieder gutzumachen, 


Digitized by 


Go», igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



64 


Wie ist der Versailler Friedens vertrag zu verbessern? 

die durch die Zerstörung der französischen Bergwerke entstanden 
sind, bleibt in Kraft. Das heißt: Deutschland ist verpflichtet, 
„für eine Zeit von zehn Jahren an Frankreich jährlich eine Kohlen¬ 
menge zu liefern gleich dem Unterschied zwischen der Jahres¬ 
förderung der durch den Krieg zerstörten Bergwerke des Nordens 
und Pas-de-Calais vor dem Kriege und der Förderung der Berg- 
m werke dieses Beckens vor dem in Betracht kommenden Jahre. 
Letztere Lieferung darf während der ersten fünf Jahre nicht 
über 20 Millionen Tonnen jährlich betragen und nicht über acht 
Millionen Tonnen jährlich während der fünf folgenden Jahre“. 
Diese Verpflichtung hört jedoch* auf, wenn das Kohlenbecken 
in Oberschlesien infolge der Volksabstimmung dem Deutschen 
Reiche verlorengeht. 

2. Die Abmachungen, betreffend das Saargebiet bleiben in Kraft, 
ausgenommen die Bestimmung, daß dem Deutschen Reiche der 
Wert des dem französischen Staate dergestalt abgetretenen Besitzes 
nicht gutgeschrieben wird, und daß Deutschland das Gebiet nach 
zehn Jahren ohne jede Zahlung und bedingungslos zurückerhält. 
Diese Aenderung wird nur unter der Bedingung vorgenommen, 
daß Frankreich sich verpflichtet, für diese Periode an Deutschland 
aus den lothringischen Bergwerken mindestens 50 v. H. der Eisen¬ 
erze, die vor dem Kriege aus Lothringen nach dem eigentlichen 
Deutschland geliefert wurden, auszuführen. Als Gegenleistung ver¬ 
pflichtet sich .'Deutschland, Lothringen mit einer Kohlenmenge zu be¬ 
liefern, die gleich ist der Menge, die Lothringen früher vom eigent¬ 
lichen Deutschland erhalten hat, abzüglich der Kohlenausbeute 
im Saargebiet. 

3. Die Abmachungen, betreffend Oberschlesien bleiben in Kraft. 
Das heißt: eine Volksabstimmung wird vorgenommen und bei der 
endgültigen Entscheidung „wird von den alliierten und assoziierten 
Mächten Rücksicht genommen auf die Wünsche der Einwohner, 
wie sie aus der Abstimmung hervorgingen, und auf die geographi¬ 
schen und wirtschaftlichen Verhältnisse der Ortschaft“. Aber die 
Alliierten sollten erklären, daß nach ihrer Ansicht, „die ökono¬ 
mischen Verhältnisse“ die Zugehörigkeit der Kohlendistrikte zu 
Deutschland verlangen, es sei denn, daß die Wünsche der Ein¬ 
wohner entschieden dagegen sind. 

Die von den Alliierten bereits eingesetzte Kohlenkommission 
wird ein Anhängsel des Völkerbundes und soll so erweitert werden, 
daß sie auch Vertreter Deutschlands, sowie anderer mittel- und 
osteuropäischer Staaten, sowie der Neutralen des Nordens und 
der Schweiz einschließt. Ihre Befugnisse sind nur beratende, aber 
sie sollen auch umfassen die Verteilung der Kohlenzufuhr Deutsch¬ 
lands, Polens und der Bestandteile der früheren österreichisch¬ 
ungarischen Monarchie und des ausfuhrfähigen Ueberschusses 
Großbritanniens. Sämtliche in der Kommission vertretene Staaten 
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sind verpflichtet, ihr alle Auskünfte zu erteilen und sich von ihren 
Empfehlungen leiten zu lassen, soweit die Oberherrlichkeit und 
die Lebensinteressen dieser Staaten dies gestatten. 

Handelsbeziehungen. 

Unter Leitung des Völkerbundes wird eine Freihandelsunion 
gegründet, der sich diejenigen Länder anschließen, die sich ver¬ 
pflichten, auf Schutzzolltarife gegen die Waren der übrigen Mit¬ 
glieder der Union zu verzichten. Deutschland, Polen und die neuen 
Staaten, die früher die österreichisch-ungarische Monarchie und 
das Türkische Reich bildeten, sind gezwungen, dieser Union für 
die Zeit von zehn Jahren anzugehören, später aber soll die Zu¬ 
gehörigkeit freiwillig sein. Den übrigen Staaten steht es von 
Anfang an frei, der Union beizutreten. Es muß erwartet werden, 
daß Großbritannien auf jeden Fall der Union angehören wird. 

Indem wir die Wiedergutmachung so festlegen, daß Deutschland 
fähig wird, sie zu leisten, erleichtern wir das Wiederaufleben der 
Hoffnung und des Unternehmungsgeistes innerhalb seines Gebietst; 
ebenso beseitigen wir hierdurch die ewigen Reibungen, sowie die 
Gelegenheiten, einen ungerechten Druck auf Deutschland auszu¬ 
üben durch jene Vertragsbestimmungen, deren Erfüllung unmöglich 
ist; schließlich schalten wir hierdurch die unerträglichen Befug¬ 
nisse des Wiedergutmachungsausschusses aus. 

CAirch die Einschränkung des Umfangs der Bestimmungen, die 
sich unmittelbar oder mittelbar auf die Kohle beziehen, sowie 
dirch deren Austausch gegen Eisenerze, ermöglichen wir es 
Deutschland, sein Wirtschaftsleben fortzusetzen und wir verhindern 
bis zu einem gewissen Grade die Abnahme seiner Produktivität, 
die unvermeidlich eintreten würde, angesichts der Tatsache, daß 
die politischen Grenzen das Eisen- und Stahlindustriegebiet durch- 
schneiden. 

Durch die vorgeschlagene Freihandelsunion ist wenigstens ein 
Teil des Schadens wieder gutzumachen, den die Organisation und 
die wirtschaftliche Arbeit erleiden müssen als Folge der vielen 
neuen Grenzen, die zwischen den jetzt geschaffenen habgierigen, 
selbstsüchtigen, unreifen und wirtschaftlich unvollständigen Natio¬ 
nalstaaten aufgerichtet worden sind. Wirtschaftliche Grenzen waren 
nur erträglich, solange weite Gebiete in wenige große Reiche 
aisammengefaßt waren; aber sie werden nicht mehr erträglich 
*in, wenn Deutschland, Oesterreich-Ungarn, Rußland und die 
Türkei in über 20 unabhängige Staaten zerstückelt sind. Eine 
Freihandelsunion, die ganz Mittel-, Ost- und Südosteuropa, Sibirien, 
die Türkei und — wie ich hoffe — Großbritannien, Aegypten und 
Indien einschließt, kann für den Frieden und für die Wirtschafts¬ 
blüte der Welt soviel tun, wie der ganze Völkerbund. Man darf 
erwarten, daß Belgien, Holland, Skandinavien und die Schweiz sich 
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einer derartigen Union anschließen werden. Und es wäre auch 
sehr wünschenswert, daß Frankreich und Italien früher oder später 
diesem Beispiel folgen würden. 

Ich mache mich darauf gefaßt, daß manche Kritiker den Ein¬ 
wurf erheben werden, ein derartiger Plan könnte nur dazu bei¬ 
tragen, den früheren deutschen Traum von einem Mitteleuropa zu 
verwirklichen. Ja, wenn andere Länder so töricht sein sollten, 
außerhalb der Union zu bleiben und den Deutschen alle Vorteile 
dieser Union zu überlassen, dann würde der Einwurf einige Be¬ 
rechtigung haben. Aber ein Wirtschaftssystem, zu dem jedes Land 
freien Zutritt hat und wo jeder auf gleichem Fuße behandelt wird, 
sollte doch wirklich keinen Anlaß geben, es mit imperialistischen 
Plänen der Ausschließung und Bevorzugung zu verwechseln. Unsere 
Haltung gegenüber dieser Kritik muß bestimmt werden durch das 
als Reaktion gegen den Krieg entstandene neue moralische Ge¬ 
fühlsleben, das die künftigen internationalen Beziehungen und 
den Frieden der Welt anders bewertet, als dies früher der Fall 
war. Wenn wir die Ansicht viertreten, daß Deutschland mindestens 
für die nächsten 30 Jahre kein Vertrauen verdient, und daß es 
auch am Mindestmaß von Wirtschaftsblüte nicht teilnehmen darf, 
oder mit anderen Worten: daß unsere Alliierten lauter Engel 
sind, während unsere früheren Feinde (Deutsche, Oesterreicher, 
Ungarn usw.) Kinder des Teufels sind, daß Deutschland fort¬ 
gesetzt in Armut gehalten werden muß, daß seine Kinder dem 
Hunger und den Krankheiten ausgesetzt werden müssen, schließ¬ 
lich, daß diese ganze Nation umringt seip muß von einem Kranz Krön 
waffenstarrenden Feinden — dann allerdings wird man meine Vor¬ 
schläge verwerfen, insbesondere die Vorschläge, die Deutschland 
helfen könnten, einen Teil seiner früheren Wirtschaftsblüte zu 
erlangen und die Industriebevölkerung seiner Städte mit Lebens¬ 
mitteln zu Iversehen. Machen sich die westeuropäischen Demokratien 
diese Auffassung von Nationen und deren gegenseitigen Beziehun¬ 
gen zu eigen, und wird sie von den Vereinigten Staaten von Ame¬ 
rika finanziert, dann möge uns Gott helfen! Ist es unser wohl¬ 
überlegtes Ziel, Mitteleuropa der Verhungerung preiszugeben, so 
wird die flammende Rache nicht lange ausbleiben. Dann wird der 
endgültige Bürgerkrieg zwischen den Mächten der Reaktion und 
den verzweifelten Erhebungen der Revolution im Sturmschritt 
kommen und alle Zivilisation, allen Fortschritt auf eine Generation 
hinaus vernichten. Wenn manche Leute über meine Vorschläge 
enttäuscht sind, so frage ich sie: Sollen wir nicht unsere Tätig¬ 
keit auf bessere Erwartungen stützen, sollen wir nicht annehmen, 
daß die Wirtschaftsblüte und das Glück eines Landes das Wohl¬ 
ergehen des anderen Landes fördert, und daß die Solidarität 
der Menschen keine Einbildung ist, und daß die Nationen letzten 
Endes doch imstande sind, einander als Mitmenschen zu be¬ 
handeln ? 
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Die Aenderungen, die ich oben vorgeschlagen habe, können 
viel dazu beitragen, die arbeitenden Massen Europas zu befähigen, 
ihren Lebensunterhalt zu gewinnen. Aber sie sind an sich nicht 
genug. Insbesondere Frankreich würde hierdurch nur auf dem 
Papier etwas verlieren (nur auf dem Papier, denn in Wirklichkeit 
wird es seine gegenwärtigen Forderungen niemals erzwingen 
können). Aber Frankreich ist in Verlegenheit und es muß ihm 
ein anderer Ausweg gezeigt werden. Ich fahre daher mit meinen 
Vorschlägen fort, die erstens eine Regelung der Forderungen 
Amerikas un^ der Alliierten untereinander herbeiführen könn¬ 
ten; und zweitens, die einen hinreichenden Kredit verschaffen 
könnten, um Europa zu befähigen, seinen Vorrat an zirkulierendem 
Kapital zu erneuercu (Fortsetzung folgt.) 


Dr. RODERICH VON UNGERN-STERNBERG: 

Die russische Vereinigung „Friede und Arbeit“ 

B ISHER war den meisten nichtkommunistischen russischen Par¬ 
teien das gemeinsam, daß sie nicht nur die bolschewistischen 
Wirtschaftsmethoden und politischen Grundsätze ablehnten, 
sondern jegliches Paktieren und Zusammenarbeiten mit den Kommu¬ 
nisten rundweg zurückwiesen. Diese Stellungnahme veranlaßte 
u. a. auch weite Kreise der sozialistischen Intelligenz in einer 
fruchtlosen Passivität zu verharren, die in krassem Mißverhältnis 
stand zu der Ueberfülle von Arbeit, die sich in Rußland für jeder¬ 
mann bietet, der willens ist, am Wiederaufbau des Landes tätig 
mitzuwirken. Es lag nun bereits seit längerer Zeit auf der Hand, 
daß sowohl bei den Kommunisten, wie bei den Vertretern sonstiger 
sozialistischer Parteien der Gedanke sich durchsetzen mußte, daß 
politische Differenzen kein Grund sind, jede Mitarbeit anders Ge¬ 
sinnter ohne weiteres abzuweisen. In Rußland haben sich denn 
auch, in immer steigender Anzahl, Personen ganz verschiedener 
politischer Orientierung bereitgefunden, bewußt an der Lösung 
wirtschaftlicher und allgemein staatlicher Aufgaben mitzuarbeiten. 
Anders in den Kreisen der russischen Emigranten. Fast sämtliche 
Stimmen dieser Kreise ließen sich bisher dahin vernehmen, daß ein 
Kompromiß mit den Kommunisten unbedingt abzulehnen sei, und 
in diesem Sinne versuchte man auch die öffentliche Meinung 
Westeuropas zu beeinflussen. Aber die militärischen Erfolge und 
die Wandlungen der kommunistischen Wirtschaftspolitik legten 
selbstverständlich jedem die Frage nahe, ob denn ein weiteres 
Verharren auf einem unversöhnlichen, abweisenden Standpunkt 
grundsätzlicher Feindseligkeit gegen die Räteregierung überhaupt 
noch Sinn hat; ob nicht gerade dadurch dem Lande ein großer 
Schaden zugefügt wird, daß ihm zahlreiche intellektuelle Kräfte 
dauernd entzogen werden? Die Logik der Tatsachen mußte dazu 
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führen, daß sich innerhalb der russischen Emigranten eine Sinnes¬ 
änderung vollzog, die einem Ausgleich mit den Kommunisten zu¬ 
neigt, und es fehlte bisher nur der Kristallisationspunkt, um sie 
greifbar in die Erscheinung treten zu lassen. 

. Wir können nunmehr die erfreuliche Tatsache feststellen, daß 
sich in Berlin unter dem Namen „Friede und Artjeit“ 1 eine Ver¬ 
einigung gebildet hat, die sich als erste Aufgabe stellt, die im 
Auslande lebenden Russen in der Einsicht zu einen, daß die Vor¬ 
bedingung der russischen politischen Gesundung der äußere und 
innere Friede ist, und alle politische Betätigung zurzeit in Ruß¬ 
land damit beginnen muß, daß die Gegensätze ausgeglichen werden. 

Zweifellos liegen die Bestrebungen dieser Vereinigung auf der 
Linie, die zu einem vernünftigen Ausgleich zwischen der kommu¬ 
nistischen Regierung und den anderen sozialistischen Parteien füh¬ 
ren kann, und es ist daher auch für uns Deutsche, die wir das 
Ringen des russischen Volkes um höhere gesellschaftliche Lebens¬ 
formen stets mit größtem Interesse verfolgen sollen, von Wichtig¬ 
keit, zu erfahren, wie von den Begründern dieser Organisation die 
gegenwärtige Lage in Rußland beurteilt wird. Hierzu bot u. a. 
der Vortrag von W. Stankewitsch, eines Mitbegründers der ge¬ 
nannten Vereinigung, der am 9. d. M. stattfand, Gelegenheit. 

Nach Stankewitschs Ausführungen sind alle Versuche monarchisti¬ 
scher Militaristen, die Räteregierung mit Waffengewalt zu stürzen, 
völlig aussichtslos, weil die reaktionären agrarischen Kreise, die 
als ausschlaggebender Faktor hinter den Generälen stehen, für 
die großen sozialen und politischen Umwälzungen, die sich im 
Verlauf des Krieges und der Revolution vollzogen haben, nicht 
das geringste Verständnis zeigen, und die Verwaltungsmethoden 
in den seinerzeit „befreiten“ Gebieten, dem Gebaren der bol¬ 
schewistischen Kommissare in nichts an Verwerflichkeit nachstand. 
Ein Sieg der Monarchisten würde nicht Friede, ja nicht einmal 
Reaktion, sondern einfach Chaos bedeuten. — Desgleichen würde 
ein militärisches Eingreifen der Verbündeten, selbst wenn ein 
solches überhaupt noch möglich wäre, nur zu einer weiteren Zer¬ 
splitterung der russischen Volkskräfte führen, und Rußland in ein 
Protektorat der Entente verwandeln. Ferner sind die Hoffnungen, 
die gewisse Kreise auf die Rote Armee setzen, die angeblich 
nur auf den geeigneten Zeitpunkt wartet, um die Räteregierung 
zu stürzen, nach Ansicht Stankewitschs, deshalb trügerisch, weil 
diese Armee aus Elementen besteht, die politisch ganz indifferent 
sind, und lediglich der materiellen Not gehorchend, sich in die 
Armee haben einreihen lassen. Ganz unbegründet sind auch die 
Erwartungen, die man auf die Mißstimmung der mittleren und 


1 Die Organisation gibt, unter Leitung von W. Golubzow und W. 
Stankewitsch, eine zweimal monatlich erscheinende Zeitschrift „Schisnj“ 
(Das Leben) heraus. 
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«eicheren Bauern setzt, und die, angeblich, über kurz oder lang 
ia .einem, allgemeinen Aufstand gegen die Räteregierung zum Aus¬ 
druck kommen muß. So ein Aufstand ist schon deshalb nicht durch- 
zuführen, weil die Verständigungsmöglichkeiten bei den russischen 
Verkehrsverhältnissen gänzlich fehlen. Daher können Bauern¬ 
revolten niemals größeren Umfang annehmen und der Sowjet¬ 
regierung gefährlich werden. Außerdem wäre es im höchsten 
Grade unerwünscht, daß die, infolge des bald sechsjährigen Kriegs¬ 
zustandes, vielfach stark verwilderten Bauern, etwa unter der Füh¬ 
rung eines Abenteurers, auch nur zeitweilig in vereinzelten Ge¬ 
bieten die Herrschaft an sich reißen, denn die Folge hiervon 
wären nur blutige Metzeleien, Plünderungen, Brandschatzungen 
usw. usw. 

Auf Grund dieser hier nur angedeuteten Erwägungen ist für die 
Begründer der Vereinigung „Friede und Arbeit“ die Räteregierung, 
bei allen ihren Mängeln, doch das Zentrum, welches eine gewisse 
staatliche Ordnung gewährleistet, und das in demokratischem Sinn 
zu beeinflussen und umzubauen sich die Organisation zur Aufgabe 
macht Sie geht dabei von der Feststellung aus, daß sich der Kom¬ 
munismus zurzeit gewandelt hat, bzw. daß seine ursprüngliche 
Politik zugestandenermaßen Fiasko erlitten hat. Daher ist jetzt 
der Zeitpunkt gekommen, wo ein Kompromiß möglich und wün¬ 
schenswert erscheint. Die Vernunft und die Liebe zur gemeinsamen 
Heimat gebieten die Leidenschaften verstummen zu lassen, die 
antibolschewistischen Haßgesänge einzustellen und den Versuch zu 
machen, durch Teilnahme an der gemeinsamen Kulturarbeit die 
Evolution des Kommunismus weiter zu fördern. 

Wir haben bei der Beurteilung der russischen Verhältnisse, auch 
an dieser Stelle, ganz ähnliche Ansichten vertreten, 2 und glauben 
uns in weitester Uebereinstimmung mit den Ausführungen W. 
Stankewitschs. Unseres Erachtens ist ein Ausgleich mit den Kom¬ 
munisten der einzig richtige Weg, auf dem eine Gesundung der 
politischen Verhältnisse in Rußland zu erreichen ist, und wir 
wollen daher hoffen und wünschen, daß es der Vereinigung 
„Friede und Arbeit“ gelingen wird, einerseits reiche Kreise des 
russischen Emigrantentums in diesem Sinne zu einigen, und anderer¬ 
seits auf die Räteregierung Einfluß zu gewinnen. 

Da sich diese Vereinigung auf deutschem Boden gebildet hat, 
so dürfen wir die Hoffnung aussprechen, daß bei ihren Mitgliedern 
die Neigung besteht, eine deutsch-russische Annäherung nach Kräf¬ 
ten zu fördern. Wir unsererseits würden, sowohl aus Sympathie für 
russisches Wesen überhaupt, wie aus Erwägungen, die das Zu¬ 
sammenarbeiten zwischen Rußland und Deutschland dringend ge¬ 
boten erscheinen lassen, ganz besonders jede Annäherung mit 


* Siehe u. a. auch meine Broschüre „Sowjetrußland und wir“. Verlag für 
Sozialwissenschaft. 
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Personen begrüßen, die nicht, wie so viele andere russische Emi¬ 
granten, uns zur Bekämpfung des Bolschewismus mit militärisches 
Machtmitteln auffordem, sondern vor allem selbst bestrebt sind, 
tätigen Anteil am Wiederaufbau ihrer Heimat zu nehmen. Die 
Berührungspunkte zwischen Deutschland und Rußland sind auf 
politischem, wirtschaftlichem und kulturellem Gebiet so zahlreich, 
daß eine verstärkte Fühlungnahme und allseitige Aussprache sicher¬ 
lich beiden Teilen erwünscht sein muß. Wir sollten immer mehr 
Verständnis dafür gewinnen, daß Deutsche und Russen ihrem ganzen 
Wesen und ihrer Charakterveranlagung nach sich auf das vorteil¬ 
hafteste zu ergänzen veimögen. Jedes der beiden Völker hat 
die Fehler seiner Vorzüge. Das herbe, grobe Wesen des Deutschen, 
das ihn vielfach so unsympathisch erscheinen läßt, ist schließlich 
die Folge und zugleich mit die Ursache seiner Zielstrebigkeit und 
wirtschaftlichen Tüchtigkeit, die allerdings im Deutschland des 
wilhelminischen Zeitalters, sehr im Gegensatz zu früheren Epochen, 
so überhand genommen hatte, daß uns auch heute ein Versihken 
im materiellen Strebertum und engherziger Kleinlichkeit droht. 
Dagegen hat der Russe ein reiches, feines Naturell und ein sehr 
stark ausgeprägtes Gemütsleben. Für das Erwerbsleben und für 
wirtschaftlichen Fortschritt besitzt er im allgemeinen sehr wenig 
Sinn, so wenig, daß Rußland auch vor dem Kriege weit davon 
entfernt war, auch nur die untere Stufe des Wohlstandes erreicht 
zu haben, die schließlich Vorbedingung für jede höhere geistige 
Kultur eines Volkes ist. Ferner hat der Russe eine Eigenschaft, die 
bis zu einem gewissen Grade wohl allen jungen Völkern anhaftet, 
— nämlich: Maßlosigkeit — sowohl in der Selbstkritik, wie in 
der Selbstüberhebung, in der Liebe, im Haß, im Genuß und im 
Entsagen. In einem aber ist er vorbildlich: — in seiner schlichten 
Menschlichkeit und seinem teilnahmsvollen Mitempfinden für Leiden 
seines Mitmenschen. 

Eine verstärkte gegenseitige Beeinflussung würde sowohl für 
die deutsche, wie für die russische Wesenheit nur von Segen sein. 


Or. HERMANN OESTREICHER: 

Sozialisierung und Führerproblem. 

i. 

D IE kapitalistischen und agrarischen Gegner der Sozialisierung, 
die ihrer aehr interessierten Opposition die Maske der Freiheit 
und Ehrlichkeit aufstecken, glauben auf dem Gebiete wirt¬ 
schaftlicher Führung einen derartigen Vorsprung zu haben, daß 
«ie hierin nicht so bald überholt werden könnten. Die Unternehmer 
«sind sich wohl bewußt, in ihrer Praxis eine solche Sicherheit er¬ 
langt zu haben, eine Gewandtheit, eine Organisationskraft und 
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Verwaltungsroutine, einen wirtschaftlichen Weitblick und eine fast 
unnachahmliche, rasche Entschlußkraft in den Dingen der täglichen 
Wirtschaft, daß sie mit einem Gefühl unendlicher Ueberlegenheit 
herabblicken auf die drohenden, wenn auch organisierten Arbeiter¬ 
massen, die, wie jene meinen, nur schreien und toben, ohne 
etwas praktisch leisten zu können; und es ist ein offenes Geheim¬ 
nis, daß in den reaktionären Unternehmerkreisen, die sich zwar 
den Arbeitsgemeinschaften gebeugt, aber sie innerlich als einen 
Zustand unerträglicher Einschnürung ihrer egoistischen Bewegungs¬ 
und Ausbeutungsfreiheit empfinden, mit einer kaum mehr auch 
nur leidlich verborgen gehaltenen Spannung jener Augenblick her- 
beigesehnt wird, der ihnen Befreiung und Entspannung von den 
unfreien, gebundenen Lasten bringen soll, die ein Sozialismus 
zartester Färbung und eine ökonomische Demokratie allerersten 
Anfangs, Dezemberverordnung 1918 und Betriebsrätegesetz, ihnen 
auferlegt hat. Man darf sich nicht scheuen, diese Dinge von Zeit 
zu Zeit aufs gründlichste zu beleuchten und die Tatsachen rückhalt¬ 
los auszusprechen. Das ist ein Suchen nach Wahrheit, wie wir 
sie brauchen. Die sozialdemokratische Arbeiterschaft ist nicht über 
Nacht zu einem schlachtreifen Lamm geworden, sie ist und bleibt 
im tiefsten Grund revolutionär, das heißt, sie kämpft den Kampf 
gegen das Kapital ungebrochen. 

Und gerade, weil wir volles Verständnis dafür haben, daß in 
der gegenwärtigen Zeit, wo wir gleichsam am Abgrund dahin¬ 
taumeln, wo wir ökonomische Nervenstärkungs- und Beruhigungs¬ 
mittel nötiger haben als zu irgendeiner anderen Zeit, wo alles darauf 
ankommt, das Wirtschaftsrad im Laufen zu erhalten — weil wir 
wissen, daß in dieser Zeit Konzentration aller erhaltenden Kräfte 
erste Pflicht ist, gerade deshalb läßt es uns keine Ruhe, wir müssen 
warnend unseren Ruf erheben: Laßt uns ja acht haben, daß nicht 
wir, die sozialistische Bewegung, die Zeche für das Ruhehalten, 
für die Anerkennung der notwendigen Kräftekonzentrationen zahlen 
müssen! Du meinst, das könnte nicht geschehen? Wir sind, auf 
dem Wege zu starken Konzessionen, bereits in Gefahr gekommen. 
Das ist eine Tatsache, an der man nicht rütteln kann. 

Seit dem Frühjahr 1919 hat die deutsche Industrie sich organi¬ 
satorisch auf das lebhafteste betätigt. Weshalb? Sie kalkuliert, 
einmal wird eine die gegenwärtige Regierungskoalition sprengende 
Bewegung auftreten. Ist das dann Tatsache geworden, so heißt es, 
die Konjunktur rückhaltlos ausnützen! Dazu müssen die Branchen 
und Industriezweige wohl gerüstet sein. 

Die neue Industrieorganisation, die sich aus den Arbeitsgemein¬ 
schaften entwickelt hat, könnte wohl ein Segen sein, wenn die 
Gesinnung der leitenden Kneise der äußeren Bereitschaft zur Mit¬ 
arbeit einigermaßen entspräche — andernfalls ist sie Industrie¬ 
militarismus, reine Kampforganisation: „auf den Tag", wie der See- 
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Offizier vor 1914 mit zu großem Selbstbewußtsein bei klingendem 
Becher zu rufen pflegte und dann den Entscheidungskampf mit 
den Briten meinte. Dieser Industriemilitarismus ist die Gewehr- 
bei-Fuß-Organisation der Unternehmerschaft zum Schutze des man- 
chesterlichen Individualismus, des krassesiten wirtschaftlichen Egois¬ 
mus in Abwehr gegen die mehrwerthungrigen Mäuler der organi¬ 
sierten und unorganisierten Arbeitnehmerschaft. 

Man fragt sich freilich dann voll Sorge: Wenn die Dinge so 
stehen, wie sollen wir dann unserem Ziele, der nach Marx zu 
vergesellschaftenden, das heißt, in gutes Deutsch übertragen, der 
nach gemeinwirtschaftlichen Grundsätzen neu aufzubauenden Wirt¬ 
schaft und Gesellschaft , näherkommen, unter Berücksichtigung einer 
staatlichen Neuorganisation, auf demokratischer Grundlage. 

Wir halten doch fest an dem Programmpunkt, daß die sozia¬ 
listische Organisation unter allen Umständen, praktisch wie ideell, 
nach Inhalt und Geist, der bourgeoisen Wirtschafts- und Gesell¬ 
schaftsorganisation himmelweit überlegen ist. Nun gut. Da sollte 
sie nicht auch imstande sein, die Fehler der bürgerlichen Wirtschaft 
zu berichtigen? Trotz des Einwurfs der weltwirtschaftlichen Ver¬ 
flechtung? 

Die Reaktionäre wittern an unserer Zaghaftigkeit, auf diese 
Fragen einzugehen, und an der halben, schwächlichen Methode, 
zu der uns die gegenwärtige Koalitionsregierung, die Zwitterehe 
mit bürgerlicher Demokratie und Zentrum, leider Gottes, zwingt, 
Morgenluft, eine Morgenluft, die ihnen den Sieg bescheren soll; 
nur rechnen sie mit einer halben Sache. 

Denn der Alpdruck der Koalition ist als Alpdruck erkannt und 
wird, vielleicht, bald überwunden werden. Wenn aber noch ein¬ 
mal eine solche festgefügte Koalition Zustandekommen sollte, so 
darf das sozialistische Grundprinzip nicht mehr so sehr in den 
Hintergrund gedrängt werden, wie bisher. Augen klar und auf¬ 
gepaßt ! 

Und damit man uns nicht den bittersten Vorwurf machen kann, 
unvorbereitet zu sein zur Neugestaltung der Wirtschaft, müssen 
wir in erster Linie Wirtschaf tsführ er, Praktiker der Unternehmungs¬ 
führung, Kenner der privat- und volkswirtschaftlichen Organisation 
heranbilden. Das ist, was uns, bis heute uneingestanden, fehlt! 

Führer vor! Wo sind diejenigen, die den ökonomischen Weit¬ 
blick haben, die kaufmännische und technische Mechanik beherr¬ 
schen, über Energie und Gewandtheit verfügen, so daß man ihnen 
die Leitung der Betriebe mit gutem Gewissen in die Hand geben 
kann, indem man zugleich weiß, daß die Interessen der Arbeiter¬ 
schaft nun nicht mehr von reaktionären Geistern sabotiert, sondern 
sorgfältig abgewogen werden, und daß, was recht und billig 
ist, zuerkannt wird. 
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Das Problem der Sozialisierung ist zugleich ein Führerproblem. 

Was heißt das? 

II. 

Darüber ist sich alle Welt einig, daß Untüchtigkeit und Un¬ 
fähigkeit, Mangel an selbstbewußtem Können nicht zupacken kann; 
man läßt lieber die Zügel schleifen, vergißt, was man wollte 
und sich erarbeitet hat an Erkenntnis; und schließlich wird man 
müde, immer müder, sucht Konzessionen an die anderen — im 
Grunde ist es aber Unfähigkeit! Ganz glattes Versagen! Und die 
Phrase, dem bürgerlichen Lager entlehnt, soll darüber weghelfen. 

Die Größe der Aufgabe, die etwa Genosse Rudolf Wissell und 
Schmidt gesehen haben, könnte ängstigen, wenn wir an die Lösung 
ernstlich gehen. Das ist ein anderes, das gepflügt werden muß! 
Ist unter keinen Umständen etwas, was bei Lichte besehen, eine 
Stärkung des Kapitalismus bedeutet. Das reißt auch den Willen der 
Arbeiterschaft mit, weil diese endlich erkennt: hier wird ein 
Neues, das uns freier macht, das unsere Bedrücker niederhält und 
dem produktiven Geist und der produktiven Hand, ohne Rücksicht 
auf traditionelle Geltung und Besitztümer, Raum, freien, weiten 
Raum schafft, sich zu regen und siegreich zu sein. Je größer die 
Aufgabe, je höher gesteckt das Ziel, um so müder die Unfähigkeit, 
um so stärker der Wille des Könnens, des Führers. Man versteht 
mich wohl, ich meine antikapitalistische Neuorganisation, weil ich 
der festen Ueberzeugung bin, daß die sozialistische Organisation 
nicht nur gesünder und stärker als die kapitalistische ist in guten 
Tagen, bei steigender Konjunktur, bei wachsenden Bruttogewinnen, 
steigenden Umsätzen, zunehmender Welthandelsverflechtung, son¬ 
dern auch in schlimmen Zeiten, bei sinkender Konjunktur und 
wirtschaftlichem Elend. Denn wäre das kapitalistische Prinzip 
in diesen Jammerzeiten aus Angst vor dem Unternehmen oder in der 
stillen Hoffnung, jene würden eher vollbringen können, was die 
sozialistische Erkenntnis und die wirtschaftliche Entwicklung heute 
fordern, — dann könnten wir Sozialisten den Bankerott offen zu¬ 
geben, dann hätten unsere Gegner im Wirtschafts- und Gesell¬ 
schaftskampf gesiegt. Dieses Entweder — Oder ist nicht durch 
Seiltänzerei zu überspringen. Entweder wir sind, die wir sind, 
oder wir sind Utopisten und unfähige Köpfe, die verschwinden 
müßten. Hart ist das Entweder — Oder, aber sehr gesund. Weil 
es uns wie ein Sturmesbrausen überfällt, unser Gewissen wach¬ 
rüttelt, und den üblen Dunst politischer Taktik, in der wir unter¬ 
zugehen in Gefahr sind, wegfegt. Die Größe der Aufgabe der 
Neuorganisation unserer Wirtschaft muß ungebrochen uns erhalten 
bleiben. Die letzte Willenskraft muß an das Negative, das Brechen 
kapitalistischer Willkür, gesetzt werden, aber das Positive ist 
das erste. Das Negativum ist zum großen Teil auf dem Weg 
der Agitation und der Massenwirkung zu erreichen, hier hat die 
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gewerkschaftliche und parteipolitische Schulung große Verdienste, 
aber das Ziel ist, wirtschaftlich gesehen, höher, und so kann 
nur Wirtschaftsführer sein, der selbst auf die Höhe hinaufgeführt ist 

Die Voraussetzungen jeder Führerschaft, ob es sich um poli¬ 
tische, wirtschaftliche, kulturelle handelt, sind sittliche Qualität, 
Charakterfestigkeit, Zuverlässigkeit, unbedingteste Aufrichtigkeit 
Und gerade auf dem wirtschaftlichen Gebiete ist die Versuchung 
zum Unrecht, zur Laxheit doppelt groß. Weil Genußsucht, Ge¬ 
winnstreben, Taschenfiüllen in uns kreist, fast möchte ich sagen, 
wie das rote Blut. Sittliche Festigkeit, Charakter, das ist ziel¬ 
strebiges Verfolgen des einmal als richtig erkannten Zieles, sind 
unerläßliche Voraussetzungen jeder erfolgreichen Führerschaft 
Weiter braucht man hierüber nichts zu sagen; gute Taten sind 
besser als große Worte. Doch das genügt natürlich nicht. Ein 
Kerl kann ein Charakter und Esel zugleich sein, weil ihm die 
Ratio fehlt, das verstandesmäßige Erkennen und die Sehergabe 
der Vernunft, die, über Erfahrung erhaben, das Kommende ahnt. 
Man besitzt das oder man hat es nicht, es ist ein Wiegengeschenk 
des Schicksals. Nur läßt sich ein geweckter Verstand üben, und 
wissenschaftliche Einsicht ist kein Geheimnis, dasi nur dem mit 
Latein und Griechisch gedrillten Gymnasiasten Vorbehalten bleibt. 
Doch führt auf die Höhe des Erkennens nicht rein geistiges Er¬ 
fassen, ein alter Irrtum, aus der Aufklärungszeit auf uns über¬ 
kommen; mehr als gehirnlicher Drill wird auf Universitäten 
z. B. die volkswirtschaftliche Disziplin abgehaspelt; erst wenn 
die Erfahrung sich gesellt, so kann die Blüte sich öffnen und, 
von der Sonne durchglüht, zur Frucht reifen. Halten wir fest: 
wissenschaftliche Tätigkeit, ununterbrochen geübt, reift den Geist, 
Anschauung und Erfahrung spendet Kraft, Gewandtheit, Sicher¬ 
heit im Handeln. 

Damit sind wir mitten im Sachlichen allen Führertums. Was 
hilft die Theorie, die du dir umhängst? Was nützt das Glaubens¬ 
bekenntnis, das du als wissenschaftliche Ueberzeugung ausgibst, 
wenn du doch nur in der Ueberzeugung, in dem Fürwahrhalten, 
im Glauben, auch im glühendsten, stecken bleibst? Alles ist 
Glaube, ist Hoffnung, was du ersehnst, es sei denn, du setzest den 
Glauben in eine schaffende Tat um. 

Ja, das ist der große Sprung von aller Dogmatik, auch von 
politischer Dogmatik, hinein in die Tatsachenwelt. Wo die Ueber¬ 
zeugung, die Hoffnung Tat wird, ist der Glaube überwunden. 
Was brauchen wir Ueberzeugungen, daß etwas wahr und richtig 
sei, wenn es lebendig vor uns steht. Der Ehemann glaubt nicht 
an seine Frau, er hält sie im Arm, weil sie Leben ist. So mag 
auch das Führerproblem noch so sehr ein Ueberzeugungsproblem 
sein, es ist eben doch mehr als das, es ist die Ueberwindung 
des Problemhaften. Es ist die Frage nach solchen Männern, die 
aus dem Problem, aus der Ueberzeugung heraus die ungeheure 
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Kraft entfalten, die Widerstände zu brechen, die Massen des 
Volkes emporzuführen und aus der Ueberzeugung endlich die Tat 
zu gestalten. Männer, deren Kraft dem Volk entstammt, und deren 
Kraft auf die Massen zurückströmt. Wir könnten auch sagen: 
Volksindividualitäten, weil sie als Sozialisten ihr Leben für die 
Biüder leben. Die Geburt der Tat — die wird der Sozialist mit 
Begeisterung einst feiern. Die deutsche Revolution war aber erst 
der Tat Anfang, erster Anfang, matter Ton, rosafarben Bild der 
Zukunft, dessen Rot nicht kräftiger geworden, leider verblaßt ist. 

Bleiben wir bei der sachlichen Führerschaft. Solche Täter der 
sozialistischen Ueberzeugung im Wirtschaftsaufbau sind nicht allein 
theoretische Köpfe. Praktiker im einzelnen, im kleinen, im Zu¬ 
sammenspiel der Energien müssen es sein, die ihren Betrieb kennen, 
nicht nur ihre Maschine, ihren Maschinensaal, ihre Arbeitergruppe. 
Es müssen in erster Linie sein Organisatoren der Arbeit selbst, 
nicht mir der Arbeiter. Das sind zwei gänzlich verschiedene Dinge. 
Verständige Kenner und Organisatoren der Arbeiter in den ein¬ 
zelnen Betrieben, wie in den Branchenzweigen haben wir durch 
die gewerkschaftliche Schulung seit Jahrzehnten in Hülle und 
Fülle. Diese Arbeiterorganisatoren sind zehnmal heller und tüch¬ 
tiger iu Fragen der Arbeiterbehandlung und Arbeiterführung wie 
die Unternehmer und Arbeitgebersyndizi. Freilich ist das nur eine 
Seite der Wirtschaftsführung. Gewiß geht der Mensch der toten 
Ware vor; aber die Warenproduktion nährt, sie ist die materielle 
Bedingung aller Existenz. 

Organisation der Arbeit selbst. So wird das zur Hauptsache. 
Rohstoffkenntnis, Einkauf, Preiskalkulation beim Kauf, Frachtraten, 
Lagerhaltung, Lagerbetrieb, Lagerkontrolle, das ist die Einleitung. 
Und nun beginnt das Produktionsgetriebe, das Rohstoff frißt 
und menschliche Arbeit dazu, und im Gange durch die Säle, durch 
die Produktionsstadien wächst das Fabrikat heran. Zuvor aber 
Kostenrechnung, dann Nachkalkulation, ob zuvor richtig gerechnet 
war, ob man die Unkosten Zuschläge nicht zu knapp bemessen, ob 
die Arbeitergruppen, der einzelne Mann, nicht gebummelt, also 
zuviel Lohn fürs Teilstück konsumiert. Ueber allem die tech¬ 
nische Einsicht! Daß der Produktionsprozeß auch richtig ein¬ 
gestellt ist! Und wieder: über allem die sorgfältige kaufmännische 
Verwaltung, die rechnet, peinlich genau, doch nicht kleinlich, spar¬ 
sam und doch großzügig. Folgt die Kenntnis der Absatzbedin¬ 
gungen, der Kundschaft, der letzten Preiskalkulation, damit Brutto¬ 
gewinn, Unkosten und Nettoüberschuß im richtigen Maße zu- 
einanderstehen. Das ist zunächst kapitalistisch, privatwirtschaft¬ 
lich gesehen. Denn nur der wird am sozialistischen Neubau wirk¬ 
lich Tüchtiges leisten, der die kapitalistischen Betriebsformen selbst 
l* herrscht. 

So ist das wirtschaftliche Vergleichen der Betriebsresultate durch 
den Praktiker eine unbedingte Voraussetzung für dessen Un- 
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abhängigkeit von den Sachverständigen. Hier muß unsere gegen¬ 
wärtige Regierung noch Fehler über Fehler eingestehen; begreif¬ 
lich, die Sachverständigen sind ja „einig“, und unsere Genossen, 
nun — es kann zurzeit unseres Anfanges eben noch nicht anders 
sein; das mag uns ein magerer Trost sein. Originale sozialistische 
Wirtschaftsführer werden stets den kapitalistischen Sachverständi¬ 
gen hören, wenn es nötig ist, aber sie urteilen dennoch un¬ 
abhängig und original selbständig aus praktischer Kenntnis. 

Man sieht nun ohne weiteres: der praktische Wirtschaftsführer 
wird seine Kenntnis nicht etwa auf den Einzelbetrieb beschränken; 
die kapitalistische Monopoltendenz treibt ihn, über die Konkurrenz 
zu wachen und sie zu schlucken, wenn Kapital und Marktlage dies 
gestatten. So wird auch der sozialistische Praktiker die Gelegen¬ 
heiten des Marktes nützen und für den sozialistischen, gemein- 
wirtschaftlichen Neubau die Konzentrationstendenz nützen. Da 
haben wir seit dem November 1918 viel versäumt! Weil die Führer 
noch nicht vorhanden waren. Politische Taktiker, ja, das hatten 
wir; nur zuviel; aber wirtschaftliche Praktiker, von der sozia¬ 
listischen Idee entzündet — wo waren sie? Wo sind sie heute? 

111 . 

Immer ernster, immer dringender wird die Frage nach der 
Heranbildung der Wirtschajtsführer. Wir müssen wirklich einen 
Weg suchen und finden, es werden gewiß viele Vorschläge ge¬ 
macht werden können, aber die Führerschaft selbst ist etwas, was 
nur durch Handeln erworben werden kann. Vorschläge? 

Ist der Nationalökonom etwa ein Wirtschaftsführer von vorn¬ 
herein, der Gewerkschaftsführer, der Handlungsgehilfe, der Tech¬ 
niker? Nein, jeder ist zunächst Dilettant — wegen eines ihm 
eigentümlichen Bildungsfehlers. Der gelehrte Volkswirt lebt in 
der Theorie, glaubt leider vielfach, alles zu verstehen und kann 
kaum die Zinsenrechnung seines halbjährigen Bankauszuges kon¬ 
trollieren, aber theoretisch glänzend, auch nicht immer; praktisch 
also unmöglich. Dem Gewerkschaftsführer hängt noch die bis 
auf den heutigen Tag unendlich schwere Last der sozialen Inter¬ 
essenvertretung der ihm kollegial anvertrauten Arbeitergruppen, 
und, früher mehr noch als heute, die Last der Agitation und Organi¬ 
sation am Arm, der sich — ach, so gern! — rühren möchte. 
Die Arbeiterorganisatoren reiße man nicht aus ihren Vertrauens¬ 
stellungen, denn ohne gewerkschaftliche Grundlagen ist der sozia¬ 
listische Neubau eines Gewerbezweiges ein Ding der Unmöglichkeit. 
Der Führer der Arbeiter muß sich mit dem Führer der sozia¬ 
listischen Wirtschaft, der Arbeit also, verbinden; nicht aber einer 
den andern ersetzen. Daraus entstehen Reibungen. Das besagt 
natürlich nicht, daß aus dem Gewerkschaftler nicht ein Wirt¬ 
schaftsführer werden soll und kann. Die technische Intelligenz 
leitet die Produktionsorganisation, aber ist nicht auf die Produk- 
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tionsverwaltung eingestellt. Dagegen ist der kaufmännisch ge¬ 
schulte Kopf an das Spiel der Zahlen gewöhnt, aus dem man die 
statistischen und buchhalterischen Betriebsergebnisse ablesen kann, 
dem technischen Gedanken aber steht er fern. Gegensätze, Halb¬ 
heiten, Unvollkommenheiten, aus dem Bildungsgang erwachsen; 
freilich verhängnisvoll, wenn man sie übersieht. 

Eines sogenannten Wirtschaftsführers, aus dem alten Regime 
übernommen, müssen wir hier noch gedenken; das ist der alte 
Geheimrat, im rudimentären Zustand der Herr Regierungsassessor. 
Du denkst, er sei längst seit dem November 1918 abgetan; heilige 
Einfalt, er schießt noch immer ins Kraut, er steht in Blüte. Gehe 
in die Aemter, der reaktionäre Geheimrat dreht dir eine lange 
Nase, lacht hinter dir her und nennt sich stolz „national“; ohne 
ihn geht’s nicht, und den verwaltungsunsicheren Sozialisten läßt 
er in den Akten, mit den Einlagezetteln zum Unterzeichnen, ver¬ 
saufen. 

Mit dem Geheimrat alten Stils ist nicht zu sozialisieren, denn 
ihm fehlt alles, Technik, sozialistischer Geist und guter Wille. 
Wissen das unsere Genossen noch immer nicht? Die sozialdemo¬ 
kratischen Arbeitermassen fühlen es, durch die dickste Haut! 

Die einfachste Lösung, die verführerisch winkt, wäre die, den 
Unternehmer , den erprobten bürgerlichen Wirtschaftsführer, so 
ohne weiteres zu übernehmen. Der versteht doch den Kram. Und 
ist man nicht im bolschewistischen Rußland schließlich bei dem 
kapitalistischen Direktor mit Diktaturgewalt gelandet? Also machen 
wir es auch so. Ein Fehlschluß ist das. Diese Logik beweist 
gar nichts, weil sie im Kreise sich bewegt; sie beweist die iVor* 
aussetzung mit derselben Voraussetzung: die bürgerliche Wirt¬ 
schaft soll sozialistisch organisiert werden; deshalb muß ich für 
die Wirtschaft bürgerliche Führer wählen; denn diese verstehen 
noch am besten den Betrieb. Unsinn. Einfach deshalb, weil der 
bourgeoise homo oeconomicus ein Mehrwerthamsterer auf eigene 
Rechnung ist. Der Unternehmer will nicht für die Allgemeinheit 
und deren Belange tätig sein. Er ist professioneller Saboteur jedes 
sozialistischen Keimes. Auch zwangsweise eingespannt in den so¬ 
zialistischen Wirtschaftsgedanken, wird er, trotz aller Tantieme¬ 
beteiligungen und anderer schönen Dinge, eine Gefahr sein, kein 
Vorteil. Die Mentalität eines solchen Kopfes braucht man kaum 
zu untersuchen, denn wer’s nicht fühlt, der wird es nie begreifen; 
hier klafft eine Kluft; zwei Weltein, das Ich und Du im Kampf. 

Nur eines bleibt: Aus unseren sozialdemokratischen Reihen 
ntüsseti die WirtSchaftsfährer für die neu zu bauende Wirtschaft 
kommen. 

Wir müssen uns zuerst und allein auf uns verlassen. 

Wir müssen vom Reden und Schreiben zum Handeln kommen. 

Wir müssen die Technik und die Oiganisation der Arbeit, der 
Warenerzeugung und des Vertriebes studieren. 
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Wir müssen Umschau halten nach Kräften aus unseren Reihen, 
die sich zu Wirtschaftsführern eignen, und diesen jede sich bietende 
Gelegenheit zur Erprobung der Energien und neuen Gedanken 
geben. 

Wir dürfen uns nicht von der Angst vor dem Experiment be¬ 
herrschen lassen; denn diese „Angst“ ist die Hoffnung der Unter¬ 
nehmerschaft. Aus „Angst“ werden wir aus Sozialisten — bürger¬ 
liche Sozialreformer. Aus Pessimismus werden wir hohle Köpfe, 
leere Säcke, gedroschenes Stroh. Weg mit der Angst, weg mit 
dem Pessimismus! 

Die werdende Organisation der Betriebsräte, in enger Fühlung 
mit den Gewerkschaften, wird die Kräfte freimachen, die wir 
brauchen: die Techniker, die Kaufleute, die Arbeiterorganisatoren, 
kurz die Wirtschaftsführer mit sozialistischem Geiste, sind im Kampfe 
dem kapitalistischen Geiste dann gewachsen. Das Zusammen¬ 
wirken der Partei mit diesen Organisationen, die darauf brennen, 
etwas leisten zu dürfen, hat aber frei zu sein von jeder Engherzig¬ 
keit, Kleinlichkeit, von eitlen Selbstsüchteleien schwatzhafter Gerne¬ 
große. Denn wie sollte eine solche Auslese möglich sein, wenn der 
Widerstand, der aus Untemehmerkreisen kommt, verdoppelt wird 
durch die kurzsichtige Aengstlichkeit und pessimistische Jämmer¬ 
lichkeit der eigenen Person. 

Sollte es nicht gelingen, aus diesen ersten Anfängen wirtschaft¬ 
lichen Umbaues, aus den Betriebsräten, im Anschluß an die Partei 
einen Sozialismus der wirtschaftlichen Tat, der beginnenden So¬ 
zialisierung zu entwickeln; sollten wir die Kernfrage des Sozia¬ 
lismus mit einem hell und weithin leuchtenden Flammenzeichen, 
zum Jubel der Bedrückten und zur Hoffnung der Armseligen, nicht 
in Angriff nehmen; sollte vielmehr der Kapitalismus seit dem 
November 1918, neu gestärkt durch die Arbeit der Regierungs¬ 
koalition, der klassenbewußten Arbeiterschaft Hohn und Trotz 
bieten, mehr als vor 1914 — die Zeichen deuten dies an! —; so 
wäre der Bankerott des Sozialismus angebrochen! 

Noch ist es nicht soweit. Am Führerproblem wird der wirt¬ 
schaftliche Umbau nicht scheitern. Die Konzentration des Groß¬ 
kapitals, die in den letzten Monaten rapide Fortschritte gemacht 
hat, erleichtert die Uebernahme der Produktionsgewalt durch Ge¬ 
sellschaft und Staat. Nur ist Vergesellschaftung keine Verstaat¬ 
lichung — im Sinne der bürgerlichen Demokratie. Staatskapitalis¬ 
mus ist unter Umständen drückender und versklavt mehr als 
Prrvatkapitalismus; die Eisenbahnen sind da sehr lehrreich. 

Die durch Kapitalkonzentration zur Sozialisierung reifen Indu¬ 
strien — Kohlen, Eisen, Stahl, Elektrizität, sowohl Stromerzeu¬ 
gung wie elektrische Maschinenindustrije, Baugewerbe, Leder, Pa¬ 
pier und andere Industrien — sind einheitliche Interessengebilde, 
entweder Monopole, Syndikate oder mindestens straff organisierte 
Verbände, durch die Ein- und Verkauf, Preisbildung und Arbeite- 
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bedingungen gegenseitig vereinbart und abgestimmt werden. 
Zentralgenossenschaften haben die Monopole und organisierten 
Interessengebilde abzulösen. Genossen sind in erster Linie die 
arbeitenden Industrieleute selbst, die Arbeiter und die Angestellten; 
die Erträgnisse gehören der Zentralgenossenschaft. In dem Wirt¬ 
schaftsrat, der die zentralen Genossenschaftsinteressen vertritt, 
werden die Konsumenten stark vertreten sein müssen, um einen 
preisregulierenden Druck auszuiüben. Die wertschaffenden Genossen 
sind durch hohe Anteile an dem Ertrag der Zentralgenossen¬ 
schaft zu beteiligen. Die Entschädigungen bei Uebernahme sind auf 
das geringste Maß zu beschränken; dagegen ist jedem Aktien¬ 
besitzer oder Privatunternehmer ein bestimmter Arbeitsplatz inner¬ 
halb der Genossenschaft, nach Maßgabe seiner Fähigkeiten, zu 
sichern. Eigentumsablösungen sind also als Belastung einer be¬ 
ginnenden Zentralgenossenschaft aufs bestimmteste zu vermeiden. 

Wir müssen einen bestimmten und kleinen Organisationsplan 
für die reifen Industrien auf stellen und dann mit der Sozialisierung 
beginnen. 

Dann ist auch der Streik im Westen endlich zu Ende; mit Tarifen 
ist das dort nicht zu Ende zu bringen. Und mit einem autoritären 
Gummiknüppelprogramm auch nicht. 

Die bürgerlichen Koalitionsparteien sind vor die Alternative zu 
stellen. Lehnen sie ab, weil der Geldbeutel ihnen zu heilig ist, 
so ist eine sozialdemokratische Opposition besser als eine schwäch¬ 
liche Opportunität. 

Um den Sozialismus geht es, um die Kernfrage; unsere Kriegs¬ 
erschlaffung soll unsere sozialistische Idee in den Abgrund reißen. 

Wir werden Wirtschaftsführer haben, wenn wir beginnen. 

Wir werden eine hinreißende Bewegung zum Sozialismus haben, 
wenn wir die Mutlosigkeit überwinden. 

Wir werden sieghaft sein, wenn wir an den Sieg glauben und 
unverzagt handeln. 


Dr. BRUNO RAUECKER: 

Arbeitsnachweis und Berufsberatung 
für geistige Arbeiter . 1 

S O viel wie nichts ist von seiten des Staates oder der Gemeinden 
auf dem sehr wichtigen Gebiete des Arbeitsnachweises und 
der Berufsberatung für geistige Arbeiter geschehen. Nur in 
Bayern ist am 17. Februar 1919 eine von der Oeffentlichkeit wenig 
beachtete, weder vom Reiche noch von den Ländern nachgeahmte 


1 Der Aufsatz ist einer demnächst erscheinenden Schrift des Verfassers: 
„Proletarisierung der geistigen Arbeiter“ entnommen. 
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Verordnung des Ministeriums für Soziale Fürsorge über Erwerbs-, 
losenfürsorge für geistige Arbeiter erschienen, die die Errichtung 
von Fachabteilungen für geistige Arbeiter bei allen Hauptarbeits¬ 
ämtern verfügt und die Inanspruchnahme der Erwerbslosenfürsorge 
durch Geistesarbeiter regelt. 

Es ist nicht gelungen, die freien geistigen Arbeiter zur In¬ 
anspruchnahme dieser Arbeitsnachweise und der damit verbundenen 
Unterstützungsmöglichkeiten in nennenswertem Umfange aufzumun¬ 
tern. Die Statistiken, welche mir vom Münchener Arbeitsnachweis 
für Geistesarbeiter mitgeteilt wurden, beweisen dies. Vom 20. Fe¬ 
bruar bis einschließlich 30. November waren gemeldet 1396 „gei¬ 
stige Arbeiter“ mit Ausnahme der Kaufleute und der technischen 
Berufe, überwiegend Studierende, Altakademiker, Künstler, Schrift¬ 
steller, Gelehrte, Volksschullehrer. Von diesen 1396 Personen 
waren 888 auf die Erwerbslosenunterstützung angewiesen, 508 
waren ohne eine Unterstützung zu beanspruchen dem Arbeits¬ 
nachweis gemeldet. 455 der 888 Erwerbslosen wurden bis zum 
1. Dezember in feste Stellungen gebracht, 433 fielen der Erwerbs¬ 
losenunterstützung weiterhin anheim. 

Bedenkt man das ungeheure Elend, das unter den Geistes¬ 
arbeitern herrscht, so wird man diese Zahlen niedrig finden. Dies 
hängt zusammen mit der Tatsache, daß die Arbeitsnachweistätigkeit 
für geistige Arbeiter auf Grund der vorgenannten Ministerial- 
verordnung von Funktionären des Reichsbundes geistiger Arbeiter 
geübt wurde, eines Bundes, der im November 1918 unter der 
Aegide des Geheimrats Brentano gegründet wurde, indessen schon 
im Frühjahr 1919 infolge einer Verkettung mannigfacher Umstände 
das Vertrauen der wahrhaft .geistigen“ Arbeiter verlor; zum andern 
Teile ist die Ursache dieser [auffallenden Erscheinung in der falschen 
Scham, der Indolenz, aber auch der Eitelkeit der Geistigen zu 
suchen, die eine Inanspruchnahme sozialer Einrichtungen vermeiden, 
wo immer sie dies können, und die lieber Not leiden als sich der 
Gemeinschaft, heiße sie Staat, Stadt oder Berufsverband irgendwie 
verpflichtet wissen wollen. 

Indessen würde eine örtliche Organisation des Arbeitsnachweises 
für geistige Arbeiter selbst bei der besten Schulung der hiermit 
betrauten immer untunlich sein. Der geistige Arbeiter ist frei¬ 
zügiger als der Handarbeiter, somit vermittlungsfähiger. Es geht 
nicht an, daß in München z. B. 200 erwerbslose Maler nur deshalb 
Erwerbslosenunterstützung empfangen, weil jeder Ueberblick über 
die Lage des Arbeitsmarktes für Maler in anderen Teilen de3 
Reiches fehlt und damit die Möglichkeit, sie dorthin abzuschieben. 
Erst dann, wenn auch die geistigen Arbeiter jede sich ihnen bietende 
Gelegenheit zur Arbeitsaufnahme ergreifen müssen, wenn ihnen 
die Erwerbslosenunterstützung genau wie bei den Handarbeitern 
nur unter der Voraussetzung der Unmöglichkeit, in andern Städten 
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oder auf dem Lande geeignete Arbeit zu finden, gewährt wird, ist 
der sozialen Gerechtigkeit Genüge getan. Hierzu aber bedarf 
es einer zwischenörtlichen und neutralen Stellenvermittlung. 

Der Sitz eines Solchen Zentralarbeitsnachweises , welcher Filialen 
bei den gemeindlichen Arbeitsnachweisen aller größeren Städte 
unterhalten und einen ständigen -Ausgleichsdienst an Hand von 
Arbeitsmarktlisten errichten müßte — nach dem Vorbilde der 
Arbeitsnachweise für Handarbeiter —, brauchte durchaus nicht 
etwa Berlin zu sein. Eine mitteldeutsche Stadt in zentraler Lage 
würde die gleichen Dienste tun. Das Wesentliche bleibt, daß ein 
Hauptarbeitsamt (in Preußen: Zentralausgleichsstelle) an Ort und 
Stelle vorhanden ist, dessen technischer Apparat für die Zwecke 
dieses Arbeitsnachweises in Anspruch genommen werden kann. 
Unkosten, die mit einer solchen Erweiterung der Arbeitsvermitt¬ 
lung verbunden wären, dürften in Anbetracht der volkswirtschaft¬ 
lichen Wichtigkeit nicht gescheut werden. Die Kosten für die 
Vermittlung der Handarbeiter verursachen dem Reich, den Ländern, 
den Gemeinden seit Jahren erhebliche Aufwendungen. Sie werden 
als notwendig und nützlich getragen. Es ist nur ein Akt der 
Gerechtigkeit, wenn auch für diejenigen Arbeiterkategorien, die 
sozial sehr bald am schwersten leiden werden, Entsprechendes 
geschieht. 

Inwieweit die Gliederung in Fachabteilungen bei der Zentral¬ 
stelle von den örtlichen Arbeitsnachweisen nachzuahmen ist, wird 
eine Frage der Zweckmäßigkeit sein. An der Zentrale jedenfalls 
wird die weitestgehende Spezialisierung durchgeführt werden müs¬ 
sen. Die Differenzierung der geistigen Berufe ist größer als 
man gemeinhin ahnt. Man vergleiche die Zunahme beispielsweise 
der ,künstlerischen Gewerbe“ in den Jahren 1895 bis 1907 in der 
Berufs- und Gewerbestatistik des Deutschen Reiches. Wir erfahren 
hier von den neu hinzugetretenen Berufen der Figurenmaler, der 
Sezessionsmaler,. der Bossierer, der Modelleure, Estamporierer, 
Formenschneider, Releveure, Plakatmaler, Levierer, Marketeure, 
Patineure, Brandmaler, Pantographisten usw. usw. Wer kennt 
(und verdeutscht) auch nur die Namen? Es bedarf genauer Kennt¬ 
nisse dieser einzelnen Berufe bei der Annäherung von Angebot 
und Nachfrage. Nur ein Beamter mit Spezialkenntnissen wird 
hierzu in der Lage sein. 

Die fortschreitende Proletarisierung der „freien“ geistigen Berufe 
der Künstler, Schriftsteller und Gelehrten, auch der Beamten, 
wird den Nachwuchs in diesen Berufen überdies zu den Erwerbs¬ 
möglichkeiten der Industrie, der Gewerbe und des Handels ab¬ 
drängen. Dort werden sie ein Ueberangebot bedeuten, das um so 
schädigender wirkt, je nachhaltiger es ist. Aufgabe der Arbeits¬ 
nachweisbeamten muß es sein, auch auf diese Schwierigkeiten von 
Fall zu Fall aufmerksam zu machen. Ohne genaue Kenntnisse 
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der einzelnen Berufe und ihrer Voraussetzungen kann dies nicht 
geschehen. 

Inwieweit die Erweiterung des Arbeitsnachweises zu einem 
Berujsamt, mit einem Berufsarchiv, einem .Stabe von Berufs¬ 
beratern und Berufspsychologen nötig ist, wird von der Größe 
und der Inanspruchnahme der Arbeitsnachweise jeweils abhängig 
sein. Bei der Zentralstelle ist eine derartige Erweiterung jeden¬ 
falls von vornherein geboten. Wer die Hilflosigkeit der Berufs¬ 
wahl der geistigen Arbeiter, vor allem der Akademiker, kennt, 
wird dne eingehende Beratung bei der Berufswahl nicht missen 
wollen. Als an der Münchener Universität der Professor der 
Pädagogik und Leiter des dortigen Berufsberatungsamtes, Aloys 
Fischer, im Jahre 1917, bei 507 Studierenden den Anlaß zur 
Berufswahl feststellte, wurde ihm immer wieder geantwortet, man 
wähle einen Beruf, entweder weil man durch ihn von den herr¬ 
schenden Regierungen, Parteien und sonstigen politischen Macht¬ 
habern unabhängig werde, oder weil man durch ihn umgekehrt 
selbst an eine politisch führende Stelle gelangen könne. „Erst an 
vorletzter Stelle erscheint diejenige Motivgruppe, die die Psycho¬ 
logie als erste und ausschlaggebende zu erwarten geneigt ist: 
ein Beruf wird gewählt, weil der Wählende seiner psychologischen 
Eignung für ihn sicher zu sein glaubt/* 

(Schluß folgt.) 


X.X.X.: 

Gewinnbeteiligung und Verlustbeteiligung. 

I N meiner Betrachtung über „Das arbeitslose Einkommen“ (vgl. 
„Glocke“ Nr. 42, 5. Jahrgang) habe ich schon nachgewiesen, daß 
eine Gewinnbeteiligung der Arbeiterschaft und der Angestellten 
bei großen Werken sehr förderlich sein kann, und daß die ent¬ 
sprechende Schmälerung des Gewinnes der „arbeitslosen“ Zins¬ 
verdiener demgegenüber für das Allgemeininteresse von geringerem 
Belang ist. 

Mir wird nun von einem Freunde die Frage vorgelegt: 1. wie 
denn eine Verlustbeteiligung der Arbeitnehmer denkbar sei, und 
ferner 2. wie der Arbeitgeber für die von ihm allein geleistete 
Kapitalserhöhung vorweg zu entschädigen sei aus dem Gewinne, 
der aus dieser von ihm allein und dazu aus von seinen früheren 
Gewinnanteilen gemachten Ersparnissen, geleisteten Kapitals¬ 
vermehrung herrühre. 

Scheiden wir (zu 1) zunächst den Einwand aus, daß das Fehlen 
einer besonderen Auszahlung an die Arbeitnehmer zum Schlüsse 
eines Verlustjahres an sich schon eine Verlustbeteiligung bedeute. 
Denn wir wollen versuchen, zwischen den beiden einander diametral 
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gegenüberstehenden Anschauungen, nämlich der des — sagen wir 
meinetwegen „Kapitalisten“ (er ist ja, oder sollte sein, eigentlich 
nur der Kapitalsverwalter) — und der des Arbeitnehmers, zum 
Wohl des Ganzen eine Brücke zu schlagen. Weiter kommen wir 
weder mit schroff radikalen Forderungen, noch mit' überlebten 
großväterlichen Vorurteilen. Zugegeben, rein theoretisch ist dem¬ 
nach jede Verlustbeteiligung des Arbeitnehmers von vornherein aus¬ 
geschlossen. Im Gegensatz hierzu stünde allerdings der konkrete 
Falle, wenn die Arbeitnehmer nicht nur am Gewinn prozentual, 
sondern durch wirkliche Anteile am Werk überhaupt, also z. B. 
auch an der Liquidationsmasse beteiligt wären. Dann also lägen 
die Dinge ziemlich einfach, beispielsweise könnte eine Zu- und 
Abschreibung auf die Anteile erfolgen. Dies soll aber bei unserer 
Untersuchung nicht der Fall sein. Gehen wir aus von unserer 
Aktiengesellschaft (vgl. oben). 

Es folge auf drei Gewinnjahre ein Verlustjahr. Den Arbeit-, 
nehmern nach dreimaliger Auszahlung eines Gewinnanteils nun 
ewta ratenweise einen entsprechenden Verlustanteil vom Lohne 
abzuziehen, geht nicht an. Dem widerspricht es ja auch, daß ein 
Verlust in normalen Fällen aus den Rücklagen gedeckt werden 
muß und kann. An dieser Rücklage ist aber der Arbeitnehmer 
durch den um ebensoviel kleiner erhaltenen Gewinnanteil ebenfalls 
beteiligt. Also mit anderen Worten, die Arbeitnehmer haben bereits 
vorgesorgt, daß sie kein Verlust treffe. Ist jedoch der Verlust 
aus mehreren Jahren ein derartig großer, daß er ohne künstliche 
Gesundmachung (Sanierung) nicht behoben werden kann, dann 
ist das Unternehmen nicht existenzfähig und also auch nicht 
existenzberechtigt, sondern schädlich \*bm sozialen Gesichtspunkte 
betrachtet. In diesem Falle ist aber der Arbeitnehmer, jedenfalls 
wenn er Familie hat, in höherem Maße an dem Verlust beteiligt, 
als der Unternehmer, denn er muß wandern und sich andere 
Arbeit suchen. 

Es bleibt, die Möglichkeit, von einem nun folgenden Gewinn¬ 
jahre den früheren Verlust zu kürzen, und dies muß bilanztechnisch 
»wieso geschehen. In der Praxis ist also der Arbeitnehmer tat¬ 
sächlich am Verlust beteiligt: in einem Falle, durch entsprechende 
Verminderung der späteren Gewinnanteile, im andern Falle aber 
sehr erheblich durch gänzliches Aufhören der Arbeitsmöglichkeit 
an der gewohnten Stelle. 

Ich hoffe, daß ich mit Vorhergesagtem die Bedenken der Lauen 
sowohl, als auch die Einwände der krassen Gegner gegen die 
allgemeine (begrenzte) Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer an 
den Erträgnissen großer Unternehmungen, wie sie in meinem 
Aufsatz in Nr. 42 der „Glocke“ angeregt ist, widerlegt habe. Der 
Uneingeweihte läßt sich von nicht ganz stichhaltigen und Schein¬ 
gründen des Uebelwollenden zu leicht und gern überzeugen. 
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Nun zu Punkt 2. Auch dieser Aufgabe werden wir nach recht¬ 
winkligen Grundsätzen gerecht werden können. Also, der Unter¬ 
nehmer, in unserem Falle die Aktionäre, schießen 50 Prozent 
vom alten neues Kapital ein. Am Gewinn würde aber nicht, wie 
Adam Riese meint, dies neue Kapital zu ein Drittel beteiligt sein, 
so daß also die Arbeitnehmer nur von zwei Dritteln den rechnungs¬ 
mäßigen Anteil hätten. Aus einfachen Gründen: Die Kapitals¬ 
verrechnung um die Hälfte kann zu vielem verwendet werden; 
sei es Neubauten, Grundstückskäufe, vermehrte Beschaffung von 
Rohstoffen, Anschaffung verbesserter Maschinen, und schließlich 
für Propagandazwecke in Inland und Ausland. In den beiden 
zuletzt genannten Fällen möchte sie (die Vermehrung des Kapi¬ 
tals) obenhin betrachtet, fast ausschließlich das Erträgnis be¬ 
einflußt haben. Aber auch in diesen Fällen sind andere Impondera¬ 
bilien, als Ruf des Namens, Tüchtigkeit der Arbeitnehmer, Be¬ 
schaffenheit der Rohstoffe usw. beteiligt. 

Die zuerst genannten Verteilungsformen der Kapitalsvermehrung 
aber können das Erträgnis, wenn schon im einträglichen Ver¬ 
hältnis, normalerweise erst nach Jahren beeinflussen. Im ab¬ 
träglichen Verhältnisse wirkt sie freilich augenblicklich. Es kann 
(oder soll) aber auch kein zurechnungsfähiger Mensch vom jung 
gepflanzten Bäumchen schon Früchte erwarten. Wer sie dennoch 
durch Treibhauskultur erntet, darf sich nicht wundern, wenn sie, 
gelinde ausgedrückt, Unzuträglichkeiten im Gefolge haben. 

Ich darf wohl resümieren: Im Falle der Aktiengesellschaft soll 
der Kapitaleinschuß nicht bei der Gewinnverteilung über den 
vorgezeichneten Rahmen hinaus bevorrechtet sein. Im Falle des 
Einzeluntemehmers liegt die Sache wesentlich anders, was vielleicht 
später mal untersucht werden mag. 

Ein dritter, nicht auf meinem Programm stehender, und nicht 
so ganz in diesen Rahmen passender Punkt, sei kurz erwähnt. 
Mein Freund fragte mich etwa: Wie soll die geistige Arbeits¬ 
leistung des Leitenden der körperlichen des Werte Schaffenden 
gegenüber verhältnismäßig bezahlt werden. Ich antworte ihm: 
Der denkende Teil (projektierende usw.) hat oft nachts keine 
Ruh', er feiert sozusagen überhaupt nicht, er sorgt sich buch¬ 
stäblich um das Wohl aller Mitschaffenden. Aber wozu die Frage 
und die Antwort. Unser moderner, demokratischer Staat besoldet 
seine Minister wie zuvor der autokratische. Kein Mensch be¬ 
anstandet es. Also herrscht über diesen Punkt bei Einsichtigen 
gleiche Meinung. 
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Bücherschau. 

Alexander Niedner: Sozialisierung der Rechtspflege. (Sammlung zeitge¬ 
mäßer Schriften „Deutscher Revolution“, Band 6. 56 Seiten.) Leipzig 
1919. Verlag von Dr. Werner Klinkhardt. Preis 1,35 Mark. 

Ein bemerkenswertes, sehr lesenswertes Büchlein, bemerkens- und lesens¬ 
wert gerade deshalb, weil der Verfasser ein leibhaftiger Reichsgerichtsrat 
ist und Ansichten entwickelt, die man bei Angehörigen des Richter¬ 
standes bisher leider nicht zu hören gewöhnt gewesen ist. Der m. E. 
nicht glücklich gewählte Titel: '„Sozialisierung“ der Rechtspflege darf 
nicht abschrecken, das kleine Werk aufmerksam zu lesen. Seine berechtigte 
Kritik richtet sich gegen den überlebten individualistischen und macht¬ 
politischen Geist unserer Gesetze und seine Aufrechterhaltung durch 
die juristisch-technische Auslegung unserer Gerichte und unserer Wissen¬ 
schaft. Er scheut auch nicht davor zurück, davon zu sprechen, daß man 
von der Entfaltung des obrigkeitsstaatlichen Machtprinzips zu viel erhoffte. 
(S. 26.) Worauf es ankommt, hat er richtig gesehen und erlebt: auf die 
Umstellung unseres Geistes, aus braven mehr oder weniger folgsamen 
und obrigkeitsgetreuen Untertanen des Staates, müssen in allen Schichten, 
nicht zum wenigsten auch in denen der Beamten und ganz besonders auch 
der Richter, selbständige und für das Schicksal der Gemeinschaft sich 
verantwortlich fühlende, lebendig empfindende Genossen werden. 

Ohne auf Einzelheiten kritisch einzugehen, darf doch gesagt werden, 
daß Niedner vielleicht doch in höherem Maße folgendes hätte berück¬ 
sichtigen müssen: 

Recht, mag es auch aus ethischen Quellen gespeist werden, bedeutet 
Machtverteilung. Gesetze und ihre Rechtssätze sind Ausdruck gesell¬ 
schaftlicher Ueberzeugung und Machtverhältnisse. Der ernste grund¬ 
sätzliche Streit um das Recht führt letzten Endes auf jene Ueberzeugungen 
und Machtverhältnisse zurück und dient ihrer Klärung und Ordnung in 
einzigartiger unersetzbarer Weise. Wenn also jetzt eine „soziale“ Rechts¬ 
pflege propagiert wird,, so will das nichts anderes besagen, als daß 
Interessen einer Gesellschaftsklasse an Macht und innerer Ueberzeugungs- 
kraft gewonnen haben und eine gerade ihnen entsprechende rechtliche 
Ordnung fordern. Setzt sich diese neue Rechtsordnung in Gesetzgebung 
und Rechtsanwendung durch, so muß sie ebenso machtpolitisch sein, 
'wie die alte „sozialwidrige“. Die im Recht verkörperte und sich durch¬ 
setzende Macht hat eben anderen Inhalt erhalten, dieser sich eine andere 
Form geschaffen, das ist alles. Die soziale Rechtspflege wird von den 
Vertretern der alten Machtverteilung ebenso als machtpolitische Be¬ 
drückung empfunden und hingestellt werden, wie umgekehrt die Ver¬ 
treter der neuen Machtverteilung die alte Rechtspflege als machtpolitische 
und individualistische Sozialwidrigkeit empfinden und verwerfen. Durch¬ 
gesetzt hat sich die von Niedner vertretene soziale Rechtspflege erst 
dann, wenn ihr Geist von den Gemütern Besitz ergriffen hat, wenn sie 
als innere rechtliche Notwendigkeit erlebt wird und eigene mehr oder 
weniger starre Rechtssätze hervorgebracht hat, die eine neue Machtpolitik 
darstellen. 1 Dr. Ludwig Bendix. 

1 Der Rezensent berührt hier scharfsinnig das Verhältnis zwischen Recht 
und Kiassenkampf. Hierzu ist kurz zu bemerken, daß der oolitische Kämpf 
schließlich zur Abschaffung der Klassen und zur Herstellung einer wahren 
Volksgemeinschaft führen muß. Redaktion der „Glocke". 
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Büch erschau 
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Erdbächlein. Kleines Jahrbuch der Erdkunde für 1920. Herausgegeben 
unter Mitarbeit von Dr. Richard Bitterling, Prof. Heinrich Fischer, 
T. Kellen, Ernst Wächter und Prof. Dr. K. Weule. Mit 42 Ab¬ 
bildungen und Kärtchen. Stuttgart, Franckh’sche Verlagshandlung, 
1920. 80 S. 8». 3,60 Mark. 

Der Versailler Friede hat eine neue Verteilung der alten Welt vorgenom - 
men; alle bisherigen geographischen Lehr* und Handbücher sind deshalb, 
veraltet. Es ist aber jetzt noch nicht möglich, heue Auflagen dieser Werke 
herauszugeben, weil die Veränderungen sich sicher noch auf eine Reihe 
von Jahren verteilen werden. Da nun aber jedermann das Bedürfnis, 
empfindet, auf dem laufenden zu sein, gibt die Franckh’sche Verlagshand¬ 
lung ein kleines geographisches Jahrbuch heraus, das jedes Jahr alle 
inzwischen eingetretenen Aenäerungen verzeichnet. Der vorliegende erste 
Jahrgang enthält alle durch die bisherigen Friedensverträge eingetretenen 
Aenderungen, die meist durch deutliche Kärtchen erläutert sind. Außerdem 
enthält das Jahrbuch Aufsätze über Heimat und Fremde von Prof. 
Heinrich Fischer; Was wir an unsern Kolonien verloren haben, von 
Prof. Dr. K. Weule; Die Lage des britischen Weltreichs und die geogra¬ 
phischen Veränderungen innerhalb seiner Grenzen von Dr. R. Bitter¬ 
ling; Die Polarforschung während des Weltkrieges von E. Wächter 
und eine Reihe interessanter kleiner Mitteilungen. Das gut illustrierte 
Werk ist für jeden Zeitungsleser unentbehrlich. Besonders gute Dienste 
wird es aber auch den Lehrern und den Schülern beim erdkundlichen 
Unterricht leisten. Jeder, der ein Lehrbuch der Erdkunde oder einen 
Atlas besitzt, wird das Erdbüchlein als Ergänzung dazu willkommen 
heißen. 


Eingelaufene Schriften. 

Prof. Dr. Hans Kelsen: Sozialismus und Staat. Eine Untersuchung der 
politischen Theorie des Marxismus. Verlag C. L. Hirschfeld, Leipzig 
1920. Preis 8,— Mark. 

* 

Die von dem bekannten englischen Politiker und Verfechter einer 
Revision der Friedensverträge, E. D. Morel, dem Präsidenten der „Union 
of Democratic Control“ herausgegebene Monatsschrift „Foreign Affairs“- 
ist jetzt in Deutschland zu einem wesentlich herabgesetzten Preise erhält¬ 
lich. Nach Einzahlung eines Betrages von 8,— Mark auf das Postscheck¬ 
konto Berlin 36 918 der Verlagsbuchhandlung H. R. Engelmann, Berlin 
W 15, wird die Monatsschrift portofrei von London aus übersandt. Das. 
Abonnement kann jederzeit beginnen. 

* 

Wie mir ein englischer Freund aus London berichtet, hat die britische 
Arbeiterpartei das Uebereinkommen mit Professor J. M. Keynes getroffen, 
sein Buch „The Economic Consequences of the Peace“ als billige 
Volksausgabe (zum Preise von 2 Shilling und 6 Pence) zu verbreiten. 
Diese aufsehenerregende Schrift ist bekanntlich die treffendste und ver¬ 
nichtendste Kritik des Versailler Friedens. Die billige Ausgabe wird jedoch, 
nur an Mitglieder der englischen Gewerkschaften, Genossenschaften und 
die 'sozialistischen Organisationen abgegeben. M. Beer. 
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• In der Schrift wird nachgewiesen, 

daS die Wiederaufnahme der wirtschaftlichen Be¬ 
ziehungen zwischen Deutschland und Rußland ein dringendes Erfor¬ 
dernis sowohl der deutschen wie der russischen Wirtschaftspolitik ist. 
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Verlag von J. H.W.Dietz Nach!. 6. m. b. H. in Stuttgart 


Wir empfehlen nachstehend verzeidinete Werke von 


Karl Kautsky 


Der Ursprung des Christentums. Eine historische Unter¬ 
suchung von Karl Kautsky. 8. Tausend. Preis gebunden M. 15 — 

VorlBufer des neueren Sozialismus. Von Karl Kautsky. 

Dritte unveränderte Auflage. 

Erster Band: Kommunistische Btwagungen im Mittelalter. 

Preis gebunden M. 10.50 

Zweiter Band: Oer Kommunismus in der deutschen Reformation. 

Preis gebunden M. 10.50 

Karl Marx* Ökonomische Lehren. Von Karl Kautsky. 

Sechzehnte Auflage. Preis gebunden M. 10.50 

Das Erfurter Programm. Von Karl Kautsky. Vierzehnte 
Auflage. Preis gebunden M. 10.50 

Thomas More und seine Utopie. Von Karl Kautsky. 

Dritte Auflage. Preis gebunden M. 10.50 

Ethik und materialistische Geschichtsauffassung. 

Von Karl Kautsky. 9. Tausend. Preis gebunden M. 10.50 

Vermehrung und Entwicklung in Natur uncf 
Gesellschaft. Von Karl Kautsky. Preis gebunden M. 10.50 

Die Klassengegensätze im Zeitalter der fransS- 
sischen Revolution. Von Kart Kautsky. Dritte Auflage. 
Preis kartoniert M. 3.— 

Parlamentarismus und Demokratie. Von Karl Kautsky. 

Zweite, durchgesehene und vermehrte Auflage. Preis kartoniert 
M. 3.— 

Die Vereinigten Staaten Mitteleuropas. Eine volks¬ 
wirtschaftliche Studie von Karl Kautsky. Preis M. 2.— 

Die Befreiung der Nationen. Von Karl Kautsky. Vierte 
Auflage. Preis M. 2.— 

Serbien und Belgien in der Geschichte. Historische 
Studien zur Frage der Nationalitäten und der Kriegsziele von 
Karl Kautsky. Preis M. 3.— 

ElsaO-Lothringen. Eine historische Studie von Karl Kautsky. 

Preis M. 3.— 
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Nachdruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


JOHN MAYNARD KEYNES: 

Wie ist der Versailler Friedensvertrag 
zu verbessern ? 

ii. 

Regelung der interalliierten Verschuldung. 

B ISHER habe ich nur eine Aenderung der Wiedergutmachungs¬ 
bestimmungen erwogen, soweit sie Deutschland angehen. Die 
Gerechtigkeit verlangt jedoch, daß eine so erhebliche Herab¬ 
setzung des Wiedergutmachungsbetrags begleitet sein soll von einer 
entsprechenden Neuverteilung ihres Betrags unter den Alliierten. 
Die während des Krieges von unsem Staatsmännern überall ab¬ 
gegebenen Erklärungen, sowie andere Erwägungen, lassen es not¬ 
wendig erscheinen, den durch die feindliche Invasion geschädigten 
Gebieten das Vorrecht auf Wiedergutmachung zuzusprechen. Diese 
Wiedergutmachung war doch einer der Endzwecke, für die wir 
in den Krieg zogen, während wir in unsern Kriegszielen von 
einer Wiedererlangung unserer Kriegsausgaben Abstand nahmen. 
Ich lege es unserer Regierung ans Herz, durch Taten zu beweisen, 
daß wir aufrichtig und vertrauenswürdig sind, daß wir also auf 
alle Entschädigungsansprüche Verzicht leisten zugunsten Belgiens, 
Serbiens und Frankreichs. Die von Deutschland zu zahlende Ge¬ 
samtsumme würde auf diese Weise in erster Linie für die Wieder¬ 
gutmachung der diesen Ländern durch die feindliche Invasion zu¬ 
gefügten Schäden Verwendung finden; und ich glaube, daß die 
Summe von 40 Milliarden Mark genügen würde, die Kosten des 
Wiederaufbaus vollständig zu decken. Nur durch die uneinge¬ 
schränkte Unterordnung seiner eigenen Forderungen auf Geld¬ 
entschädigung, kann Großbritannien mit reinen Händen eine Re¬ 
vision des Vertrags verlangen und seine Ehre von dem Schandfleck 
des Vertrauensbruchs reinigen, für welchen es die Verantwortung 
trägt als Folge der Politik, zu der die Parlamentswahlen vom 
Dezember 1918 die Vertreter der Nation verpflichtet hat 
Ist das Wiedergutmachungsproblem auf diese Weise gelöst, so 
wird es möglich sein, mit besserem Anstand und mit größerer 
Hoffnung auf Erfolg, zwei Finanzvorschläge vorzubringen, von 
denen jeder einen Appell an die Hochherzigkeit der Vereinigten 
Staaten einschließt. 
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Wie ist der Versailler Friedensvertrag zu verbessern? 


Der erste Appell ist zugunsten einer vollständigen Annullierung 
der internationalen Verschuldung (das heißt der zwischen den 
alliierten und assoziierten Regierungen gemachten Anleihen und 
Schulden), die zum Zwecke des Krieges gemacht wurde. Dieser 
Vorschlag, der bereits von anderer Seite angeregt wurde, icst 
meines Erachtens unbedingt wichtig für das zukünftige Gedeihen 
der Welt. Großbritannien und die Vereinigten Staaten, die beiden 
Mächte, die der Vorschlag am meisten angeht, würden einen Akt 
weitblickender staatsmännischer Kunst vollziehen, wenn sie 6ich 
diesen Vorschlag zu eigen machten. Die Geldzahlungen, um die 
es sich handelt, finden eine ungefähre Zusammenstellung in der 
folgenden Tabelle: 


Anleihen an 

durdi 

Vereinigte 

Staaten 

(in 100000 Doll.) 

durch 

England 

(in 100 000 Doll.) 

diircfa 

Frankreich 

(in 100000 Doll.) 

insgesamt 

(ln 100000 Doll.) 

Groß-Britannien .... 

4 210 

___ 


4 210 

Frankreich. 

2750 

2 540 

— 

5 290 

Italien. 

1625 

2335 

175 

4135 

Rußland. 

190 

2 840 

800 

3830 

Belgien. 

400 

490 

450 

1340 

Serbien u. Jugoslawien 

100 

100 

100 

300 

andere Alliierte .... 

175 

395 

250 

820 

insgesamt 

9450* 

8700 

1775 

19925 


Angenommen, daß die gegenseitigen Guthaben und Schulden 
noch nicht gegeneinander ausgeglichen sind, beläuft sich die inter¬ 
alliierte Verschuldung auf rund 20 Milliarden Dollar. Die Ver¬ 
einigten Staaten sind die einzige Macht, die nur Gläubiger ist. 
England hat fast zweimal soviel ausgeliehen wie geborgt. Frank¬ 
reich hat fast dreimal soviel geborgt wie ausgeliehen. Die übrigen 
Alliierten sind nur Schuldner. 

Wird diese ganze interalliierte Verschuldung annulliert, so wird 
das Reinergebnis sein: ein Verlust für die Vereinigten Staaten 
von ungefähr zehn Milliarden Dollar, ferner ein Verlust für Eng¬ 
land von rund 4,5 Milliarden Dollar; ein Gewinn für Frank¬ 
reich von etwa 3,5 Milliarden Dollar, für Italien von etwa vier Mil¬ 
liarden Dollar. Aber diese Aufstellung übertreibt in Wirklichkeit 
den eventuellen Verlust Englands und unterschätzt den Gewinn 
- Frankreichs; denn ein großer Teil der Anleihen, die diese beiden 
Länder an Rußland gemacht haben, kann beim besten Willen nicht 


* Bis Ende vorigen Jahres belief sich das Guthaben der Vereinigten Staaten 
auf rund 10 Milliarden Dollar. 
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als vollwertig betrachtet werden. Rechnet man, daß die Anleihen, 
die England den Alliierten gewährt hat, nur 50 v. H. ihrer ur¬ 
sprünglichen Höhe wert sind (eine zwar willkürliche, aber doch 
zweckdienliche Annahme, die der Schatzkanzler oft bei seinen 
Berechnungen benützte), so wird diese ganze Operation weder 
Gewinn noch Verlust für England bedeuten. Aber auf welche 
Weise man das Reinergebnis auf dem Papier berechnet, so wird 
eine derartige Liquidierung der Lage die Spannung in Europa und 
die Sorgen um die Zukunft der Welt sehr erleichtern. Wirkliche 
Hochherzigkeit wird deshalb nur von den Vereinigten Staaten zu 
verlangen sein. 

Ich spreche aus intimer Kenntnis der finanziellen Beziehungen 
zwischen England, Amerika und den übrigen Alliierten, und ich 
wage zu behaupten, daß dies eine Hochherzigkeit ist, die Europa 
nur dann von den Vereinigten Staaten verlangen und erwarten 
darf, wenn es einen ehrlichen Versuch macht, den Krieg, sowohl 
den militärischen wie den wirtschaftlichen, wirklich einzustellen, 
und den wirtschaftlichen Wiederaufbau des ganzen Kontinents 
ehrlich in Angriff zu nehmen. Es ist wohl wahr, daß die Opfer, 
die Amerika gebracht hat, im Verhältnis zu seinem ungeheuren 
Reichtum viel geringer waren, als die der europäischen Staaten. 
Dies konnte schließlich nicht anders sein. Der Krieg war eine euro¬ 
päische Sache; die Washingtoner Regierung konnte deshalb von 
ihnen Bürgern gar nicht verlangen, die ganze nationale Kraft 
im Kriege zu erschöpfen. Nachdem die Vereinigten Staaten in 
den Krieg eintraten, war ihr finanzieller Beistand geradezu un¬ 
begrenzt. Ohne diesen Beistand hätten die Alliierten den Krieg 
gar nicht gewinnen können, schon ganz abgesehen von dem ent¬ 
scheidenden Einfluß des Eintreffens der amerikanischen Truppen¬ 
transporte. Die Finanzgeschichte der Monate vom Herbst 1916 
bis zum Eintritt der Vereinigten Staaten in den Krieg im April 
1917 muß noch geschrieben werden. Mit Ausnahme des halben 
Dutzends Beamte des englischen Finanzministeriums, die mit den 
ungeheuren Sorgen und unmöglichen finanziellen Anforderungen 
jener Monate in steter Berührung lebten, können sich nur wenige 
Personen vorstellen, welche Standhaftigkeit und Zähigkeit damals 
nötig waren und wie vollständig hoffnungslos unsere Aufgabe 
gewesen wäre, wenn wir den Beistand des amerikanischen Finanz¬ 
ministeriums nicht erhalten hätten.* Die Fmanzprobleme seit April 
1917 gestalteten sich ganz anders als die der vorhergegangenen 
Monate. Ebenso sollte Europa nie den außerordentlichen Bei¬ 
stand vergessen, den es während der ersten sechs Monate 1919 
durch Vermittlung von Mr. Hoover und der amerikanischen Hilfs- 


1 Auf diese äußerst wichtigen Sätze von Keynes bezog sidi Graf Bemstorff 
in seiner Aussage Vom 14. April d. Js. vor dem Parlamentarischen Unter¬ 
suchungsausschuß- Redaktion der „Glocke“. 
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kommission erhalten hat. . . Dank ihrer Bemühungen, ihrer Tat¬ 
kraft und der amerikanischen Hilfsmittel, die der Präsident zu ihrer 
Verfügung gestellt hat, wurde nicht nur eine ungeheure Summe 
menschlicher Leiden erspart, sondern auch ein umfassender Nieder¬ 
bruch des europäischen Systems verhindert. (Schluß folgt.) 


PETER KNUTE: 

Auf dem Marktplatz zu Agram ... 

Agram (Zagreb), 4. April 1920. 

A UF dem Marktplatz zu Agram lag eine Leiche. . . 

L Es grollt in der Tiefe. Dieses Volk, das sich, übergossen 
von der warmen, goldenen Frühjahrssonne, um das Denkmal 
des kroatischen Banus aus den achtundvierziger Jahren lagert 
und seine Zwiebeln verkauft, und das förmlich sich badet in dem 
unendlich beruhigenden roten Apfelsinenmeer, das den Marktplatz 
von Agram überschwemmt, — dieses Bauernvolk in seinem Tausend¬ 
bunt war nicht immer so ruhig wie hier, wo es den Städtern 
mit Bauernruhe und Bauemschläue die Kronenscheine aus den 
Taschen zieht. Dieses Volk war revolutionär wie seine Geschichte 
und revolutionär wie sein Banus Jelatschitsch, 1 der dort oben auf 
dem Denkmal reitet und drohend die Front gegen das Land der 
Madjaren genommen hat. „Sto Bog dade i sreca junatschka“, 
„Was Gott bringt und eines Helden Geschick“ stand auf des 
Banus’ Fahnen, als er im September des Revolutionsjahres vierzig¬ 
tausend kroatische Männer über die Drau gegen die verhaßten 
Ungarn führte. 

Die Drau ist genommen, siebzig Jahre später, und scheidet die 
Geister. Die Rechnung nach außen ist beglichen. Die Abrechnung 
nach innen beginnt. Der Kmet, der Kolone, der Tschiftschija 
rüttelt an den Ketten, die ihm die Madjaren 1 der Innenfront angelegt 
haben. Zweimalhundertfünfzigtausend proletarische Bauern erheben 
drohend die Fäuste gegen viertausend Großköpfige, die mehr als 
ein Viertel ihres Kroatiens besitzen. Und Stefan Raditsch heißt 
der Führer. 

Gleich links, um die Ecke herum, am Markte, wohnt Raditsch. 
leh suche nach dem Politiker, den die Madjaren und ihre kroatischen 
Kreaturen durch alle Gefängnisse geschleift haben, und den, so 
sagt die verleumderische Zunge der Balkanhure Politika, alle 
Staaten des Erdrunds bestochen haben. Ich erwarte ein Herrenhaus, 

_ i • i 

1 Das Adjektiv „revolutionär“ wird hier im Sinne von „nationaler 
Empörung“, aber nicht in dem einer „sozialen Umwälzung“ gebraucht. 
Bislang haben die Kroaten eine durchaus reaktionäre Rolle gespielt. 
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und finde ein kleines rotes Schild, auf dem das Schreibwaren¬ 
geschäft von Stefan Raditsch angezeigt wird. Trete ungläubig 
ein. Kinder kaufen Schreibhefte, Frauen Bindfaden aus Papier. 
Kinder verkaufen. Eine Frau, ganz Frau nur, so ruhig und aus¬ 
geglichen, sammelte die Hellerstücke und die abgegriffenen kleinen 
Kronenscheine. Es geht ein und aus. Ich warte. Und sehe, wie 
ab und zu sich ein, zwei, drei Bauern durch die Tür drängen, der 
Frau die Hand reichen, durch eine große Portiere, zerschlissen 
schon und ausgebleicht, nach hinten verschwinden. Stimmen irgend¬ 
woher. Einer spricht, — dann etwas, wie ein Volksgemurmel. 
Die Frau horcht auf, wendet wie lauschend den Kopf zu den 
Stimmen, und Sonne gleitet über das milde, schöne Gesicht. Ich 
frage, gebe meine Karte. Er ist es. Sie freut sich. Gleich wäre er 
da, seine Anhänger. . . Bauern gehen und kommen. Die Zeit 
vergeht. Da schiebt sie mich freundlich durch die Portieren: 
„Sie kommen sonst nicht zu ihm. So geht es den ganzen Tag. 
Sie sind jetzt vor den Wahlen. . .“ Hinter der Portiere Düsterheit. 
Stimmen von oben, wie von einem himmlischen Chor. Zu einer 
Holztreppe werde ich geleitet, krieche auf den schaukelnden Stiegen, 
vor deren Tücke man mich warnt, hinauf und bin auf einem 
Hängeboden, mit Brettern eingebaut in den Geschäftsraum, in 
einem wimmelnden Haufen von Bauern, die um einen Holztisch 
bei, glaube ich, Kerzenlicht, sitzen und stehen. Keine Aufregung, 
daß einer aus Berlin gekommen. Sie reichen mir alle die Hand, 
freuen sich. Und dann Stefan Raditsch. Graubärtig, ein ge¬ 
mütlicher deutscher Gastwirt, breitschultrig, einfach, — ein Bauern¬ 
sohn unter seiner Gemeinde. Nichts an ihm, das ein in Paris 
gezüchtetes Weltmannstum verriete. Das die Zeit erkennen ließe, 
wo Raditsch bei Deschanel in Paris auf der „Ecole politique“ 
französischen Esprit lernte. Hin und her, und er spricht. Und 
wie Flammen umzuckt es ihn. Die Stimme überstürzt sich. Die 
Ideen treiben einander. Ein Fanatiker offensichtlich. Ein guter 
Mensch. Die Bauern lauschen* die Hände über dem Schafpelz 
gefaltet, wie in der Kirche. Seine Frau ist von unten gekommen 
und umstrahlt ihn mit ihrer guten, milden Seele. Er greift nach 
Papieren, zieht sie bis vors Auge. Fast völlig erblindet sind Ra- 
ditschs Augen, die, man hört es aus jedem Satze, in düsteren 
Zellen die Weisheiten aus allen Büchern der Welt gesaugt haben. 
Er zitiert Französisch, Englisch, Italienisch, Deutsch, Slawisch 
ohne Nachdenken, fließend, jedes Zitatenwort sofort sicher packend. 

Von seinen kroatischen Bauern spricht er. Der Bauer wäre im 
Weltkrieg erwacht. Die Kmetenseele habe ihr Menschentum ent¬ 
deckt. Sic fordere. Fordere politische Freiheit und freie Ent¬ 
wicklung zu neuer Zukunft. Im Serben lebe eine andere Welt, eine 
balkanisch-türkische. Vor dieser Welt müsse man sich hüten. 
Sie gelte es abzuwehren, und deshalb sei ein Verbleiben im ge¬ 
meinsamen Staate unmöglich. Kroatien müsse für sich sein, müsse 
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aus seinen eigenen reichen Kulturquellen die schöne Zukunft er- 
richten. Und müsse frei sein von jeder Dynastie. Der Beste im 
Lande müsse geboten und führen. Und es müßte noch etwas 
geschehen: Eine Flutwelle von Schmutz ergösse sich aus den 
Städten über das ganze Land. Diese Flutwelle müßte abgedämmt 
werden durch den gesunden Boden des platten Landes. Auf den 
moralischen Schlammgründen des politischen Lebens der Städte 
wüchsen die Unruhe und die Faulheit. Den Aufbau der neuen 
Zeit könnte aber nur Ruhe und Arbeit vollziehen. In den weiten 
Gefilden dieses segensreichen Bauernlandes führten die Ordnung 
und die Arbeit ein paradiesisches Dasein, befruchtend, erquickend, 
erlösend. Und der Bauer sei ihr Repräsentant. Nur aus dem Bauern 
heraus könnte die Welt wieder erstehen, der allein im Chaos 
von Zeit und Krieg nicht untergegangen. Der Landmann müßte 
der Diktator werden, nicht der Städter. Und deshalb brauche man 
tn Kroatien so etwas wie eine Sowjetrepublik der Bauernschaft 
Lenin wandele neuerdings auch diesen Weg, und aus Frankreich, 
England und Amerika höre man ähnliche Stimmen. . . 

Aus Kerzenlitht und Hängeboden heraus betrat ich wieder das 
grelle Sonnenlicht, das um das Denkmal des revolutionären Banus 
Irrlichtete und das aus dem roten Apfelsinenmeer tausend Farben¬ 
wunder holte. Ich schritt leicht dahin, gehoben von den Flügeln 
eines seltsam magischen Geistes. Die Welt war schöner ge¬ 
worden, es war mir, als hätte sie an Schmutz verloren. Ich schritt 
zu den Kostbarkeiten des Südens, zu den Feigen und Pfirsichen 
und Aprikosen, und kaufte eine Mütze voll davon. Neben mir 
ein serbischer Soldat, der auch kaufte. Dinare bot er, serbisches 
Geld, das Pflicht ist, auch hier in Kroatien zu nehmen. Der Bauer, 
der kroatische Bauer, hartköpfig, versessen, den Serben hassend, 
wies das Geld zurück. Und der Soldat, der serbische Soldat, 
mit seinem großen serbischen Selbstbewußtsein, mit seinem serbi¬ 
schen Mißtrauen gegen die Unterschätzung durch den Kroaten, 
zog den Revolver und erschoß den Bauern. . . 

Es grollt in der Tiefe. Vor hundert Jahren standen die Bauern 
der Schumadija auf gegen ihre türkischen Unterdrücker. Ihr Schlag¬ 
wort war: „Svaki svoga ubite subachu!“ „Ein jeder schlage den 
Zinsholer seines Grundherrn tot!“ Vor einem Jahre war es ähnlich, 
als die kroatischen Bauern ihren tnadjarischen und kroatischen 
Grundherren den roten Hahn aufs Dach setzten. Und viel Geräusch 
gab es auch, als sie später gegen Agram zogen, auf dem Marktplatz 
Tumult machten und sich gegen den Militärdienst wehrten, den 
das neue Südslawien ausgeschrieben hatte. Militär zog damals auf, 
und es floß Blut. Raditsch, der den Bauern gesagt hatte, daß es in 
einem besseren Staate keine Steuern, keinen Militärdienst, keine 
Polizeigesetze, sondern nur Land, Land und wieder Land gäbe, 
wurde festgenommen und blieb ein Jahr in Haft. Nun war er 
wieder freigelassen und wieder unter seinen Bauern . . . 
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ich sah ihn einige Zeit später unter seinen Bauern, als er ihnen 
in einer Versammlung predigte. Da wuchs er über sich hinaus, 
und die Flammen verzehrten sein bestes Selbst. Ke Leidenschaft 
gebar den Demagogen. Die Bauern reckten die Hände nach ihm 
und schrien begeistert: „Es lebe die Republik Kroatien! Nieder mit 
König Peter! Schiweo Raditsch!“ Da nahmen sie ihn wieder fest. 
Ich schlich an dem kleinen Papiergeschäft vorüber, wo der Hänge¬ 
boden ist und wo er seine Bauern empfing und wo er für sein 
Bauernorgan, den „Dom“, revolutionierende Artikel schrieb. Und 
ich sah, wie einst die milde Frau, mit einem zuversichtlichen, 
gläubigen Schein auf dem schönblassen Gesicht, den Kindern 
Schreibhefte verkaufen ... 

Es grollt in der Tiefe. Audi die Arbeiter Kroatiens ballen dije 
Fäuste und geben die radikalsten Stimmen ab, die man zu ver¬ 
geben hat. Die Unzufriedenheit schreitet durchs Land, und die 
Herrscher wissen augenscheinlich kein anderes Mittel dagegen, 
als das, das immer schon versagte. Die Bajonette stehen aufgerichtet 
in den Straßen, und über die Reformgesetze für den Arbeiter und 
den Bauern hinweg tobt der Machthunger der Politiker der Städte. 
Ist’s richtig, wenn Raditsch von Städtebarbarismus spricht? . . . 

Ich stehe wieder auf dem Marktplatz zu Agram. Sonne, goldene 
Himmelssonne, gießt Wunder über das bunte Menschen- und Farben¬ 
wunder dieses Marktplatzes. Droben reitet der revolutionäre Banus, 
und hier unten schachern die Bauern. Die rote Flut der Aprikosen 
überschwemmt den Platz und die Menschen. Visionär, und Sonnen¬ 
licht und Farbenspiel verlöschend, erhebt sich die Leiche des 
kroatischen Bauern, die auf dem Pflaster zwischen Südfrüchten 
lag. Und ihr Blut, durch alle kroatischen Bauernherzen strömend, 
fließt röter, als die reifsten Blutorangen auf dem Marktplatz zu 
Agram. 


Dr. WERNER PE1SER: 

Der Sozialismus als Kulturideal. 

„Aber dringt bis in der Schönheit Sphäre, 

Und im Staube bleibt die Schwere 
Mit dem Stofr, den sie beherrscht, zurück, 

Nicht der Masse qualvoll abgerungen, 

Schlang und leicht, wie aus dem Nichts gesprungen, 
Steht das Bild vor dem entzückten Blick.* 

U NSER Zeitalter wird durch ein gewaltiges geistiges Ringen 
charakterisiert. Zwei Kräfte stehen im Kampf miteinander, 
Gegner, die beide gleich stark, gleich sieggewohnt, gleich 
traditionsgestützt sind: Kultur und Zivilisation. Man hat es so 
darzustellen gesucht, als sei die Zivilisation ein Teil der Kultur, ihr 
Ausfluß, Inhalt der besten kulturlichen Wesenheit und deren äußere 
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Verkörperung. Nichts trügerischer als diese Auffassung. Wasi ist 
Kultur, was Zivilisation? Schwer lassen sich beide Begriffe mit 
einer Definition klären, die naturnotwendig beschränkt sein muß. 
Von der Zivilisation kann man etwa — mit Spengler (Unter¬ 
gang des Abendlandes) — sagen: Es sind die höchsten und 
künstlichsten Zustände, deren ein vorgeschrittenes Volk fähig ist. 
In dieser Bestimmung liegt gleichzeitig die Kritik des Begriffs. 
Denn das Künstliche ist ein Gegensatz zum Natürlichen, die Ent¬ 
wicklung aber ist nicht künstlich, sondern natürlich, und also 
enthält die Zivilisation Keime tadelnswerter Zustände. 

Fassen wir die Frage von einem anderen Standpunkte als von 
dem der Definition aus an, so ergibt sich etwa folgendes: Kultur 
ist Geist, Zivilisation Stoff. Und endlich: Kultur ist Sozialismus, 
Zivilisation Kapitalismus. 

Nach mathematischer Lehre ist eine Gleichung nur dann zu¬ 
treffend, wenn man ihre beiden Seiten miteinander vertauschen 
kann. 5 -f- 7 muß das gleiche Resultat 12 ergeben, wie die 
Addition 7 -f- 5. Kultur sei Sozialismus, so hatten wir behauptet. 
Daß Sozialismus Kultur ist, ist zu beweisen. 

Die Entwicklung des sozialistischen Gedanken* hat bisher drei 
Phasen durchlaufen: Von der Utopie zur Wissenschaft, von dieser 
zur Weltanschauung, zum Kulturideal. Doch schon stockt uns 
das Wort wie Faust bei der Bestimmung des Anfänglichen. Die 
dritte Stufe ist noch nicht vollendet, sie befindet sich in ihren ersten 
Ansätzen. Unsere Aufgabe ist es, sie zur Reife, die kommenden 
Generationen, sie zur Vollendung zu bringen. Der utopische So¬ 
zialismus hat mit dem Weltanschauungssozialismus unserer Tage 
mehr gemeinsam, als man bei der ersten Betrachtung glauben 
möchte. Beide stimmen darin überein, ein neues Bild einer neuen 
Welt in verlockenden Farben zu schildern, beide suchen die 
Menschheit über die gegenwärtige Zeit hinaus hinzuleiten in eine 
künftige bessere Welt, die aber nichts mit dem christlichen Jenseits¬ 
glauben gemeinsam hat, sondern auf dem Heine-Wort von dem 
Himmelreich auf Erden fußt. Und doch ist das Streben unserer 
Tage weit über die Wünsche und Hoffnungen jener edlen Männer, 
als deren lebendigste Namen uns heute noch die Namen eines 
Saint-Simon, eines Cabet, eines Owen, eines Fourier ein Programm 
bedeuten, hinausgelangt. Das Proletariat, das heute dem Glauben 
an ein neues, ein besseres Reich huldigt, ist gerüstet mit dem 
Werkzeug der Wissenschaft, das ihm durch seine großen Führer 
der letzten Hälfte des 19. Jahrhunderts, ihnen voran Marx und 
Engels, verliehen wurde. 

Nach einem Worte von Marx tritt der Widerspruch zwischen 
gesellschaftlicher Produktion und kapitalistischer Aneignung an 
den Tag als Gegensatz von Proletariat und Bourgeoisie. Die 
Entwicklung des Kapitalismus, die nach Ueberwindung des mittel¬ 
alterlichen Feudalismus und Zunftwesens einsetzte, brachte neue 
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Klassen hervor, die aus sich heraus neue Führer erzeugten. Wie 
jede Epoche, so wird auch die gegenwärtige von dem Doppel¬ 
problem des Individuums und der Gesellschaft beherrscht. Es ist 
zu untersuchen, inwieweit der heutige geistige und soziale Zu¬ 
stand kulturlichen Ansprüchen genügt, inwieweit in ihm sozia¬ 
listische Kulturforderungen bereits verwirklicht sind, bzw. für 
den Fall des Versagens dieser Erfüllung, auf welcher Bahn sich 
eine sozialistische Kultur zu bewegen haben wird. 

Der Gegensatz von Proletariat und Bourgeoisie als Ausdrucks- 
form der gegenwärtigen Produktions- und Aneignungsweise hat 
sich bemerkenswerterweise nicht zu einem Gegensatz von Masse 
und Führern zugespitzt, sondern es stehen zwei Klassen einander 
feindlich gegenüoer, Klassen, die qualitativ, wie quantitativ Massen¬ 
charakter tragen. „Bei dem großen Kampf, der die Gegenwart 
beherrscht, handelt es sich nicht in erster Linie um den Kampf 
zwischen der Masse und der großen Persönlichkeit, sondern um 
den Kampf zwischen Masse und Masse, zwischen der Masse des 
Volkes nämlich und der Masse der Herrschenden.“ (Mückle, „Das 
Kulturideal des Sozialismus“). Ist nun die Masse, welche die bis 
zur Revolution uneingeschränkt herrschende Klasse darstellte, als 
die zur Führung berechtigte, als die Aristokratie anzusehen ? 

Die Epoche des Kapitalismus wird von dem Gegensatz von 
Aristokratie und Demokratie beherrscht. Man glaubt unter der 
Aristokratie die Führung des Staatswesens seitens einer bevor¬ 
zugten Kaste annehmen zu sollen, während man unter Demokratie 
die Staatslenkung durch die politisch unreife, von barbarischen 
Instinkten nicht immer befreite Volksmasse bezeichnet. Beide 
Definitionen enthalten irreführende Werturteile. Die kapitalistische 
Entwicklung brachte es mit sich, daß sich innerhalb des Staats¬ 
wesens eine Kaste bildete, die durch ständige Aneignung von 
„Mehrwert“ und hierdurch erhöhte Gewinnung von Uebergewicht 
allmählich die Ueberzeugung gewann, zur Herrschaft, zur Führung 
geboren zu sein. Auf Grund des in ihren Händen befindlichen 
Besitzes, bzw. — soweit sie der nicht oder wenig besitzenden 
Offizierskaste angehörte — auf Grund der in ihren Händen befind¬ 
lichen militärischen Macht, löste sich diese Kl&sse aus dem Volks- 
ganzen los, wollte einerseits nichts mit ihm gemein haben, anderer¬ 
seits glaubte sie dieses von ihr ungekannte Volksetwas lenken zu 
können. Auf der andern Seite stand die große Masse derer, die 
sich mit Recht als die Enterbten, die Ausgebeuteten fühlten. Sie 
schufen die Werte, von denen ihnen nur ein geringer Teil zukam, 
sie bildeten das Fundament eines Staatswesens, in dem sie nichts 
zu sagen hatten. Aus der wachsenden Erbitterung und dem Haß 
über eine jahraus, jahrein fortdauernde Knechtung rang sich als 
Ideal der Gedanke einer Demokratie hervor, die nichts mit „Pöbel¬ 
herrschaft“ gemein hatte, wie jene herrschende Klasse es gern 
hinzustellen suchte, sondern die sich als Ziel die harmonische Ver- 
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waltu ng der dem gesamten Volke gemeinsamen Lebensinteressen 
setzte. Diese Demokratie ist eines der Kulturideale des Sozia¬ 
lismus. 

Man hat — in diese« Tagen besonders — wiederholt von einer 
bürgerlichen Demokratie gesprochen, zu der man die proletarische 
Demokratie in Gegensatz brachte. Das Wort hat seine bedingte 
Richtigkeit. Versteht man unter bürgerlicher Demokratie die Zu¬ 
friedenheit des Bürgertums, an der Staatslenkung lediglich dadurch 
beteiligt zu sein, daß man alle vier oder fünf oder sieben Jahre 
seinen Stimmzettel in die Wahlurne wirft, so ist diesem Ideal, 
das echt bürgerlich ist, allerdings die proletarische Demokratie 
entgegenzustellen. Der politischen Demokratie, das heißt dem 
zahlenmäßig festgestellten Willen des Volkes, ist die Wirtschafts»- 
demokratie gegenüberzustellen, das heißt das Recht der werte¬ 
schaffenden Masse, über die Art der Erzeugung und Verteilung der 
Produktionsmittel ein entscheidendes Wort mitzusprechen. Die 
sozialistische Gesellschaft, die frei von jeglicher Ausbeutung isit, 
kennt nicht das Ideal der Profitanhäufung, weil es dieser nicht 
bedarf. Sie erblickt in der gerechten Verteilung der Güter eine 
ebenso wichtige Aufgabe, wie in der planmäßigen Erzeugung. 
Im Gegensatz zu ihr steht der Kapitalismus. Dieser befindet sich 
„nicht im Dienste eines klar umschriebenen kulturellen Ideales, 
etwa der Wohlfahrt der Menschen, er hat, von einer höheren Warte 
aus gesehen, überhaupt keinen Sinn, es sei denn den Sinn, das 
Kapital zu vermehren, um es zu vermehren“ (Mückle). Dieses 
Streben des Kapitalismus übt einen entscheidenden Einfluß auf 
den Charakter der in seiner Knechtschaft schmachtenden Mensch¬ 
heit aus. Nicht nur die „Staatsverdrossenheit“ ist in ihm an der 
Tagesordnurig, sondern in ebenso hohem Maße eine Wirtschafts¬ 
verdrossenheit derer, die Basis und Stütze der Wirtschaft sind, 
ohne auf ihren Gang einen Einfluß zu besitzen. 

Das Betriebsrätegesetz, das leider von einem Teil der Partei¬ 
genossen, die sich an seine neuen Gedanken nicht zu gewöhnen 
veimochten, ziemlich kühl, mitunter sogar mit scheelen Augen 
angesehen wurde, ist berufen, eine hohe, nicht nur wirtschaftliche, 
sondern kn 1 tu rliche Aufgabe auf dem Wege zum Sozialismus zu 
lösen. Wie alles in unserer Zeit Geschaffene trägt auch das Be¬ 
triebsrätegesetz den deutlichen Stempel der Uebergangsschöpfung 
und des Vergänglichen auf der Stirn, aber es ist doch auch in 
seiner bisherigen Form schon klar Umrissen genug, um die Richt¬ 
linien erkennen zu lassen. Das viel umkämpfte Wort von der 
Diktatur des Proletariats wird sich erübrigen, wenn die Entwick¬ 
lung weiter den einmal eingeschlagenen Gang nimmt. Die Dik¬ 
tatur der besitzenden Klasse, die wir bisher hatten, wird abgelöst 
werden durch eine Herrschaft des gesamten Volkes. Mehr und 
mehr wird der demokratische Gedanke in seiner strahlenden Rein¬ 
heit zutage treten. Die neue Demokratie wird eine neue Aristo- 
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Icratie fördern, die aus ihr hervorgeht, sich aber nicht abseits 
stellt, sondern aus dem Volkskörper ihre besten Kräfte zieht. Eine 
Aristokratie, die keine Herrschaft der Reichen und der Krämer ist, 
von denen Nietzsche sich voller Abscheu abwendet. „Bei allem 
was licht und stark und gut in dir ist, o Zarathustra! Speie 
auf diese Stadt der Krämer und kehre um! Speie auf die Stadt 
der eingedrückten Seelen und schmalen Brüste, der spitzen Augen 
und klebrigen Finger.“ Und weiter: „Was; trieb mich doch zu 
den Aermsten, o Zarathustra? War es nicht der Ekel vor unseren 
Reichsten, von den Sträflingen des Reichtums, welche sich ihren 
Vorteil aus jedem Kehricht auflesen, mit kalten Augen, geilen 
Oedanken, vor diesem Gesindel, das gen Himmel stinkt?“ 

In der Ueberwrndung des Gegensatzes von Demokratie und 
Aristokratie erblicken wir jedoch mehr, als die Ablösung des 
kapitalistischen durch das sozialistische Wirtschaftssystem, eiblicken 
wir vielmehr die siegreiche Durchringung eines großen philo¬ 
sophischen Prinzips, des monistischen Gedankens nämlich. Der 
Sozialismus wird geistig von einem Monismus getragen sein, wie 
wir ihn — trotz Haeckel — uns heute kaum vorzustellen vermögen. 
Gegensätze lösen sich auf, Widersprüche verschwinden, Unverein¬ 
bares wird geeint, und der wirtschaftlichen Umstellung folgt jene 
Krönung der Revolution, die Schiller mit den herrlichen Worten 
zeichnet' „Ich nenne Revolution die Umkehr aller Herzen und die 
Erhebung aller Hände für die Ehre des freien Menschen, für 
den freien Staat, der keinem Herrn gehört, sondern das öffent¬ 
liche Wesen ist, das nur sich gehört“. 

Ala schärfste Waffe, mit der uns die Gegner des sozialistischen 
Kiilturideals zu bekämpfen suchten, diente ihnen der scheinbare 
Widerspruch von Individualismus und Sozialismus. In der kapita¬ 
listischen Gesellschaft, so behaupten sie, ringe sich die tüchtige 
Persönlichkeit durch, während die sozialistische Wirtschaftsord¬ 
nung schematisierend wirke, und Herrn Eugen Richters Bilder aus 
dem sozialdemokratischen Zukunftsstaate spuken auch heute noch 
in vielen Gehirnen umher. Nichts ist verkehrter als diese Auf¬ 
fassung. Daß es im kapitalistischen Zeitalter dem einen oder 
anderen gelang, sich trotz aller Widerstände durchzusetzen, spricht 
nicht für die überragende Größe der sich durchringenden Persön¬ 
lichkeit oder für das Zeitalter, in dem ein solches geschah, sondern 
es spricht für das Walten des Zufalls im Verlauf der Geschichte. 
Nicht wegen, sondern trotz dem Kapitalismus' vermochten und 
vermögen einzelne Personen sich durchzuringen, auch wenn es 
ihnen an dem allein bewerteten Besitz fehlt Wie viele aber, 
zu wahren Führern Berufene, von dem sausenden Rad der Ma¬ 
schinen geistig und auch körperlich zerstampft und zermürbt 
wurden, das festzustellen wird keine Statistik imstande sein, und 
gäbe es eine solche Statistik, so wäre sie unsäglich viel grauen¬ 
hafter als die Statistik des Weltkrieges. Nicht der Sozialismus 
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nivelliert, sondern der Kapitalismus. Kunst, Wissenschaft und Re¬ 
ligion, die frei sein sollten von jeder obrigkeitlichen Beeinflussung, 
' stellen sich willig in seinen Dienst, und selbst ein Hegel glaubte 
sein System, nach dem die gesellschaftliche Entwicklung von der 
Idee der Freiheit wäre, in den Dienst des Staatsgedankens, und 
zwar seines, des preußischen Staatsgedankens stellen zu müssen. 
Der Staat als Verkörperung der Freiheit und der Sittlichkeit, wie 
er Hegel vorschwebt, ist aber nicht der Staat einer Gesellschafts¬ 
ordnung, in der die Freiheit als etwas Widernatürliches, als feind¬ 
liches und zu bekämpfendes Element angesehen wird. Der Staat 
der Freiheit ist vielmehr nichts anderes, als die harmonische Ver¬ 
einigung der nur sich selbst bestimmenden Individuen, die in 
ihrer Gesamtheit das souveräne Volk bilden. In diesem Staat 
wird der künstlerisch empfindende Mensch eine andere Stellung 
einnehmen, als im Gegenwartsstaat. Während die Kunst heute 
zur Lustbarkeit und zur Entspannung für abgehetzte und er¬ 
müdete Nerven herabgewürdigt wird, wird sie in einer vom wirt¬ 
schaftlichen Zwange befreiten Gesellschaft zur Entfaltung kommen 
und im Dienste des Schönen stehen, entsprechend jener Definition, 
die trotz ihrer heißen Umstnttenheit immer noch als die richtigste 
anzusehen ist, des Schönen nämlich als der Uebereinstimmung 
der Idee mit der Erscheinung. 

Inwieweit bei dem immer größeren Bekanntwerden von dem 
Vorwalten der Naturgesetze in den kommenden Zeiten Platz für 
eine Religion, die mehr sein will, als reine Sittenlehre und Ethik, 
in den Herzten der Menschen sein wird, sei dahingestellt. Das 
metaphysische Bedürfnis, das von Schleiermacher gedeutet wird 
als das Gefühl von der „schlechthinnigen Abhängigkeit“, dürfte 
mehr und mehr verschwinden, je weniger die Menschen gezwungen 
sein werden, den unbefriedigten Blick von dem unschönen Diesseits 
in eine bessere Welt jenseits der Grenzen der Erkenntnis zu 
lenken. Sollte aber auch in der sozialistischen Gesellschaft noch das 
religiöse Gefühl im Sinne jenes metaphysischen Bedürfnisses vor¬ 
handen sein, so ist doch unzweifelhaft, daß die Religion als 
Trägerin dieses Gefühls nicht in den engen Rahmen der Kirche, 
nicht in den Dienst des Staates eingezwängt werden wird. Der 
überkonfessionelle Gedanke wird auf den konfessionellen folgen, 
wie der Tag auf die Nacht, wie die Aufklärung dem Zeitalter der 
Hexenverbrennung, und so wird das Kulturzeitalter des Sozialismus 
den Charakter eines Wiederauflebens der Romantik, die Blüte 
eines neuen Aufklärungszeitalters im Sinne der Schillerschen 
Prophezeiung tragen: „Rousseau und Voltaire, diese Unsterblichen, 
werden wieder jung. In den begabtesten Köpfen der deutschen 
Nation feiern sie ihre Wiederauferstehung; eine große Begeisterung 
für den Humanismus und den Staat, dessen Prinzip nun endlich 
wirklich der Mensch ist, ein glühender Haß gegen die Priester 
und ihre freche Beschmutzung alles menschlich Großen und Wahren 
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durchdringt wieder die Welt. Die Philosophie wird noch einmal die 
Rolle spielen, die sie in Frankreich so glorreich durchgeführt; 
und es beweist nichts gegen sie, daß ihre Macht und Furchtbarkeit 
den Gegnern früher klar geworden ist, als ihr selbst! Sie ist 
naiy und erwartet zuerst keinen Kampf und keine Verfolgung, 
denn sie nimmt alle Menschen als vernünftige Wesen und wendet 
sich an ihre Vernunft, als wäre diese ihr unumschränkter Ge¬ 
bieter. . . Wir leben für Deutschland in dem Zeitalter Rousseaus 
und Voltaires und „diejenigen unter uns, welche jung genug sind, 
um die Früchte unserer Arbeit qu erleben, werden eine große 
Revolution und eine Zeit sehen, in der es der Mühe lohnt, geboren 
zu sein“ (Voltaire). Wie die Betonung des durchgeistigten Massen¬ 
prinzips mit seiner Herbeiführung der Wirtschaftsdemokratie den 
Unterschied zwischen der Herrschaft der Masse und der Führung 
durch einzelne aufbebt, so wird in der Kulturepoche des Sozia¬ 
lismus der im gegenwärtigen Zeitalter unüberbrückbare Gegensatz 
von dem Recht der Persönlichkeit und dem Zwang des Staates 
sich auflösen in eine Uebe rein Stimmung der Interessen beider, 
und der Identität von Demokratie und Aristokratie wird als wei¬ 
teres monistisches Prinzip die Uebereinstimmung von Individualis¬ 
mus und Sozialismus folgen. 

Das System des Kapitalismus ist es, das Knechtung gebracht hat, 
das System des Sozialismus ist es, das Befreiung schaffen soll. 
Der wirtschaftliche Rationalismus unserer Tage ist die ungesunde 
Erscheinung, die durch gesunden Wirtschaftsrationalismus kom¬ 
mender Zeiten abgelöst werden soll. Der Mensch von heute wird 
entpersönlicht; seine Leistung a-individuell. Sombart bezeichnet 
die heutige Art des Geschehens einmal vortrefflich. „Das System 
sitzt im Gehäuse der kapitalistischen Unternehmung: „Es“ rechnet, 
„es“ führt Buch, „es“ kalkuliert, „es“ bestimmt die Lohnbeträge, 
„es“ spart, „es“ registriert. „Es“ tritt dem Wirtschaftssubjekt mit 
selbstherrlicher Gewalt entgegen, „es“ fordert von ihm, „es“ 
zwingt und „es“ rastet nicht, „es“ wächst, „es“ vervollkommnet 
sich, „es“ lebt sein eigenes Leben.“ Dem System, das die Persön¬ 
lichkeit in seine Bande schlägt, setzt der Sozialismus ein System 
entgegen, das nur die Sache umspannt. Goethes Wort, das man 
in geistloser Anwendung gegen den Sozialismus anwenden zu 
können glaubte, wird in einer Weise Bestätigung finden, wie 
unsere Gegner es nicht geahnt haben. 

„Daß sich das größte Werk vollende, 

Genügt ein Geist für tausend Hände.“ 

Der eine Geist ist der schöpferisch aus der Masse bervorgegangene, 
der aber nicht außerhalb ihrer wirkt, sondern in ihr und für sie. 

(Schluß folgt.) 
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O. KNOERZER: 

Der Generalstreik 
•jenseits von Gas und Wasser.* 

D ER Generalstreik bildet bis auf weiteres, und heute mehr 
denn je, den Mittelpunkt des politischen Interesses. Der 
Gedanke an ihn enthält etwas Unheimliches. Von Gas und 
Wasser, Elektrizität und Eisenbahn, Teuerung und Wirtschaftselend 
erhebt sich die Debatte bis zum Ausblick auf eine neue große 
Revolution, doch selten, wie es nötig wäre, weiter. Ein Versuch, 
den Dingen auf den Grund zu spüren, ohne vor Parteimeinungen 
halt zu machen, kann jedoch Aufschlüsse über die Lage geben 
und Anregungen für ihre Behandlung bringen. Nur darf dabei 
der Rahmen der Betrachtung nicht zu eng gezogen werden. 

Der reaktionäre Putsch, bei dem der General Lüttwitz die Rolle 
des Generals Kornilow kurz vor dem Siege Lenins zu über¬ 
nehmen bereit war, hat in Deutschland fertig gebracht, wasi 
bisher allen kommunistischen Organisdtionsversuchen nicht ge¬ 
lungen war: den einheitlichen Generalstreik. Dieser war not¬ 
wendig und von schnellem Erfolg. Aber sein Abbruch, nach 
radikaler Auffassung seine Unterbrechung, wurde in solcher Weise 
ein ge leitet, daß zur Klärung der tatsächlichen Machtverhältnisse 
seine Wiederholung und Durchführung bis zum Ende — Sieg 
oder Zusammenbruch — notwendig geworden ist. Es soll nicht 
ein Präventivgeneralstreik befürwortet, sondern nur den nackten 
Tatsachen in die Augen gesehen werden. Ein mittlerer Ausweg 
bedeutet nur eine Vertagung der Entscheidung, wie sie im jetzigen 
Augenblick von allen Seiten, weil alle geschwächt sind, gewünscht 
wird. Aber der Entscheidungskampf zwischen Demokratie und 
Kommunismus, akut geworden durch die reaktionäre Explosion, 
ist unvermeidlich; mag man auch auf der demokratischen Seite 
den Kopf vor ihm in den Sand stecken, die kommunistische Seite 
will ihn; folglich kommt er. Die Reaktion, heute zum Siege viel 
zu schwach und trotzdem zur Resignation viel zu stark, hat es 
in der Hand, durch weitere Putschversuche die Aussichten des 
Kommunismus zu verstärken. Alle politischen Pläne stehen im 
Schatten des Generalstreiks. So etwa zeigt sich in großen Zügen 
die augenblickliche Lage in Deutschland. • 

Es hat sich allmählich eine klare Spaltung zwischen Sozialismus 
und Kommunismus herausgebildet. Entstehungsgeschichtlich sind 

1 Der folgende Aufsatz, dem wir in vielen Punkten nicht beistimmen können, 
gelangt hier zur Veröffentlichung im Interesse der Erörterung einer Frage, die 
gegenwärtig viele denkende Deutsche beschäftigt. „Die Glocke“ ist eine freie 
Tribüne iür die Erörterung sozialistischer Theorie und Praxis. Sie steht jedem 
sozialistischen, sozialreformerisdien und kommunistischen Denker offen. 

Redaktion der „Glocke“. 
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beide ziemlich gleich, dem Inhaltswert nach dagegen vielfach 
verschieden. In der politischen Wirklichkeit vertritt jetzt der So¬ 
zialismus das demokratische und evolutionäre, der Kommunismus 
das diktatorische und revolutionäre Prinzip. Beide stützen sich 
auf das Proletariat, die kleinere Hälfte des deutschen Volkes, die 
unter günstigen Umständen der bourgeoisen größeren Hälfte durch 
innere Geschlossenheit sich als machtpolitisch überlegen erweisen 
könnte. Daß die Masse des Proletariats, vor allem die den Aus¬ 
schlag gebende industrielle Arbeiterschaft ultra-radikal gesinnt 
ist, wissen auch die Leiter der sozialen Demokratie. Vor dem 
Kriege gab es nur eine einzige große sozialistische Partei in 
Deutschland, die sozialdemokratische radikaler Richtung, in der 
eine gemäßigte Unterströmung aufkam und anwuchs. Der Krieg 
machte offenbar, daß diese bis dahin wenig einflußreiche Unter¬ 
strömung für einige Zeit die Herrschaft gewinnen konnte. Aber 
Militarismus, Annexionismus, Kriegsverlängerung, Niederlage, Re¬ 
volution und Wirtschaftskrisis mußten wieder eine starke Radikali¬ 
sierung der sozialistischen Massen zur Folge haben, deren Trag¬ 
weite unterdessen erkennbar geworden ist. Daher das Streben 
nach links in der S. P.D., dem ihre Vertreter in der sozialen und 
demokratischen Regierung lange widerstanden und erst seit dem 
Militärputsch nachgaben. Die Losung, zu deren Vorkämpfern 
neuerdings die Gewerkschaften sich gemacht haben, heißt jetzt: 
nach links. 

Eingeengt in den Talkessel-Ideenkreis des Augenblicks wird 
übersehen, daß die tiefere Forderung der Zeit eine ganz andere 
ist, als noch so begreifliche Wünsche wahr haben wollen. Eine 
Neubildung des deutschen Sozialismus ist im Begriff, sich auf 
großproletarisch-kommunistischer Grundlage zu vollziehen. Die 
bisherigen Parteiformen sind geschichtlich überholt und überflüssig 
geworden. Die Reste der S. P. D. aus der Koalitionszeit mögen sich 
als kleinbürgerlich-sozialdemokratische Partei wiederfinden. Die 
U.S. P. D. muß wohl im kommunistischen Heereszug aufgehen, 
zu dem fast ihre gesamte Gefolgschaft sich bereits mit Leidenschaft 
bekennt und dem sie, wie die radikalisierten Gewerkschaften, 
Vorarbeit leistet. Was aber fehlt und bei dieser Gelegenheit sich 
zusammenfinden müßte, ist eine Partei der sozialistischen Intelli¬ 
genz. Das von' unmaßgeblichem Munde gesprochene Wort „Intelli¬ 
genz ist Mumpitz“ hat sich sogar in Sowjetrußland bereits geändert 
in ein „Intelligenz ist Notbehelf“; in Deutschland, das im leicht 
vergessenen Unterschied von Rußland in Europa liegt, ist die 
Intelligenz weit mehr, nämlich Nationalgut, Ergebnis einer tausend¬ 
jährigen Kulturgeschichte und Ziel einer ebensolchen für die Zu¬ 
kunft, „Führung“ — im Gegensatz zum mechanistischen Räte¬ 
system. Die große soziale Bewegung ist in Gefahr, im rohen 
Materialismus, der mit dem wissenschaftlichen Materialismus von 
Marx nicht mehr viel gemein hat, zu verschlammen. Einer so 
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ungesunden und auf die Dauer unmöglichen, weil dem inneren 
Rhythmus der Menschheitsgeschichte zuwiderlaufenden Entwicklung 
sich mutig zu widersetzen, ist ebensosehr Aufgabe der sozialistischen 
Intelligenz, wie die Niederhaltung der noch auf lange hinaus ge¬ 
fährlichen Reaktion und wie das Vorwärtstreiben des sozialen Fort¬ 
schritts. Regierung, Gewerkschaften und S. P. D. schwanken mit 
den Tagesereignissen von links nach rechts, von rechts nach links, 
bis sie eines Tages dahin sein werden. Die Intelligenz, als politische 
Partei klein an Zahl und deshalb von Wählermassen nicht ab¬ 
hängig, aber groß an Einfluß durch Vernunft, geistige Unbestechp 
lichkeit, Zielbewußtsein, Fernblick und Mäßigung, sollte in der 
möglicherweise bevorstehenden Reihe von Putschen und Gegen¬ 
putschen in einem scheinbaren politischen Chaos die Erkenntnis 
finden, daß ihr Sammlung not tut, wenn sie der ihrer wartenden 
Aufgabe der politischen Führerschaft gerecht werden will. Noch 
einige Jahre oder Jahrzehnte, und etwas von diesen Dingen kann 
sich verwirklicht haben. Wer heute daran vorbeischaut, handelt 
wie jener Unglücksmensch, der den Wald vor Bäumen nicht sehen 
kann: wie sollte er imstande sein, weiter gespannte Horizont¬ 
linien wahrzunehmen? 

Von der höheren Warte des geschichtlichen Ueberblicks gesehen 
verliert die furchtbare Waffe des organisierten Proletariats, der 
Generalstreik, manches von ihrer Schrecklichkeit. Selbst eine bol¬ 
schewistische Periode, # die wohl in Deutschland nicht von kurzer, 
söndern in deutscher Gründlichkeit von recht ausgiebiger Dauer 
sein würde, ließe sich für die überlegene Intelligenz in Kauf 
nehmen. Geistige Ueberlegenheit beruht ja immer auch auf Selbst¬ 
losigkeit, auf persönlicher Aufopferungsfähigkeit im Dienst einer 
großen Sache, auf jener inneren Freiheit, die für bolschewistische 
Freiheitsapostel und ihre gläubigen Herden ein Buch mit sieben 
Siegeln ist. Aber die in dieser Stunde hoch aktuelle Bedeutung des 
Generalstreiks verlangt ein näheres Eingehen auf seine Aussichten. 
Einheitlichkeit: dies ist das A und das O aller Voraussetzungen für 
sein Gelingen. Die kommunistische Partei ist daher gewillt, nicht 
wieder, wie so oft, in Verzettelung losschlagen zu lassen, sondern 
mit aufeinandergebissenen Zähnen zu warten, bis alles auf eine und 
dieselbe Stunde bereit ist. Dazu hält sie nur eine kurze Frist für 
nötig. Die Wahl des Zeitpunktes ist von größter Wichtigkeit, doch 
spielen verschiedene innen-und außenpolitische Rücksichten mit. Aber 
noch im Laufe des Frühjahrs 1920 soll ein großer Versuch gemacht 
werden, dem nötigenfalls weitere folgen müssen. Ist es aber 
einmal so weit, daß zwischen Demokratie und Kommunismus alles 
auf des Messers Schneide steht, dann werden die heutigen Führer 
der S. P. D. und der Gewerkschaften erkennen, daß ihnen die 
Politik der Versöhnung fast um jeden Preis nichts genutzt hat 
Sie werden kommunistisch sein, oder sie werden nicht sein. Wenn 
aber anarchische Zustände chronisch werden, könnte die Reaktion, 
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falls sie bis dahin weise Zurückhaltung zu üben gelernt haben 
sollte, aus der babylonischen Verwirrung dis der schließliche Sieger 
wenigstens für die nächsten Jahrzehnte hervorgehen. Es gibt 
Erschöpfungszustände, in denen Ruhe Erlösung bedeutet; die Re¬ 
aktion als Erlöserin von endlosem betäubendem Bruderkampf ist 
auch eine Aussicht, die kaltblütig in Rechnung gestellt werden 
muß im Augenblick, in dem sie aus der Rechnung zu verschwinden 
scheint. Es gibt noch viele Kirchtürme in Deutschland. 

Die Moskauer Leitung der internationalen kommunistischen Be¬ 
wegung, deren Hände in Deutschland und anderwärts recht fühlbar 
^ind, würde selbstverständlich am liebsten einen Weltgeneralstreik 
oder wenigstens einen kontinentalen Generalstreik in Szene setzen. 
Gleichzeitige, schlagartig losbrechende Generalstreiks in allen 
Staaten der zivilisierten Welt müßten tatsächlich eine fanatisierende 
Wechselwirkung zwischen den einzelnen Völkern hervorrufen. Man 
braucht nicht nur an verschiedene neuere Anzeichen und Ereignisse 
im Ausland zu erinnern, um auf die Möglichkeit der Verwirklichung 
solcher Pläne hinzuweisen. Zum Generalstreik der Arbeiterschaften 
sind alle Staaten Europas und noch einige andere so ziemlich reif. 
Wenn in einem solchen Zeitpunkt die russische Rote Armee, in 
der Ziffempropaganda zehnmal stärker als in ihrer durchaus 
nicht übermächtigen Wirklichkeit, an der Ostgrenze Europas auf- 
treten könnte, würde die Stoßkraft der kommunistischen Idee, 
so gering sie ihrem eigentlichen geistigen Gehalt nach ist, eine 
erhebliche Verstärkung erfahren. Der ganze slawische Südosten 
Europas würde durch einen europäischen Generalstreik ohne 
weiteres zu primitiv-kommunistischer Lebensweise gezwungen sein, 
in Italien steht dem Industrieproletariat ein anspruchsloses Land¬ 
proletariat gegenüber, das sich bescheiden würde, wenn man es 
nur leben läßt. Spanien ist reif zur demokratischen Revolution, 
aber im Augenblick des Umsturzes pflegen die Ereignisse in der 
einmal eingeschagenen Richtung sich zu vergaloppieren. Frankreich 
als typisches Kleinrentnerland ist so unkommunistisch als möglich, 
aber seine Bürgerschaft ist kleinlich und selbstsüchtig, die Aufrecht¬ 
erhaltung der inneren Ordnung beruht ausschließlich auf der Armee, 
und die französische Armee ist noch stets ein Vulkan gewesen. 
Die Schweiz, Belgien und Holland, die nordischen Staaten — von 
Polen und Tschechen darf geschwiegen werden, — würden sich der 
Entwicklung der größeren Staaten von selbst anschließen. Die 
letzte Entscheidung würde, wenn etwa einmal in Deutschland eine 
bolschewistische Diktatur sich durchgesetzt haben sollte, bei England 
liegen. Dieses fast unangreifbare, das Weltmeer beherrschende, 
auf mächtige Kolonien gestützte Inselreich, dem jederzeit gegen 
ein aufsässiges Europa die Drossel der Kontinentalsperre zur Ver¬ 
fügung steht, ist wesentlich anders einzuschätzen, als alle übrigen 
Staaten Europas. England besitzt, was diesen fehlt, eine in der 
politischen Ueberlieferung seit Jahrhunderten geschulte, politisch 
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charakterfeste Bürgerschaft. Der Generalstreik der Eisenbahner 
wurde dort durch die „technische Nothilfe“ wie im Spiel über¬ 
wunden. Mit solchen Tatsachen muß man rechnen. Ein Kampf 
zwischen Proletariat und Bourgeoisie eröffnet in England infolge 
der inneren Stärke und Unerschrockenheit der letzteren der radikalen 
Arbeiterschaft trotz aller Disziplin, Tradition und Energie weniger 
Aussichten, als irgend sonstwo auf der Welt; auf parlamentarischem 
Wege ist allerdings viel auszurichten. Wo etwa der deutsche und 
französische Spießbürger im offenen Kampf aus politischer .Borniert¬ 
heit hilflos und deshalb ängstlich klein beizugeben geneigt wäre, 
wird der englische Kapitalist durch einen mutigen, zähen, uner¬ 
schütterlichen Kampf bis aufs Messer die Entschlossenheit seines 
Gegners lähmen und sich noch die letzte Aussicht auf Sieg zu 
wahren wissen. Aber auch in Deutschland sind Bürgertum und 
Intelligenz nicht im Handumdrehen vom Boden wegzufegen, wie 
in Rußland — im Gegenteil. 

Es ist noch eia weiter und zweifelhafter Weg bis zur kommu¬ 
nistischen Weltherrlichkeit. Die geistige Weltrevolution ist da, sie 
ist unaufhaltsam, wir stehen mitten in ihr; die soziale muß ihr 
folgen, doch wird ihr Wein sich noch mit vielem Wasser mischen. 
Was einst aus der ganzen sozialen Bewegung mit ihrem jugendlichen 
kommunistischen Ueberschwang werden, was von ihr sich als 
dauernd und notwendig, d. h. als berechtigt erweisen wird, wird 
erst nach dem Abschluß der Geschichtsperiode zu erfassen sein, 
deren Anfang man später vielleicht mit 1789, vielleicht mit 1914 
bezeichnen wird. Daß Großes im Werden ist und bleiben muß, ist 
in Anbetracht der Größe der Ereignisse nicht zu verkennen. Daß 
aber die schließliche Gestaltung des Werdenden im Fortgang der 
Zeiten eine andere sein wird, als heute radikale Unentwegtheit 
wünscht und glaubt, ist nach allen Erfahrungen der Geschichte als 
so gut wie gewiß anzusehen. 

Diese Zeit, die doch ebenso fruchtbar wie furchtbar ist, zeigt 
einem festgelegten Parteigehirn den Horizont nur wie eine kreis¬ 
förmige Gefängnismauer. Einem Politiker mit der Fähigkeit zu 
geschichtlichem Denken und Ejjnfühlen müßte sie ihm erweitern 
wie das Aufsteigen des Flugzeugs den Gesichtskreis des Piloten 
erweitert Für ihn steht auch der Generalstreik „jenseits von Gas 
und Wasser“, die respublica jenseits von Militärputsch und Roter 
Armee, die geistige Richtung der Entwicklung des Menschenge¬ 
schlechts jenseits von Gestern — Heute — Morgen. Sind doch 
alle Revolutionen insgesamt nur Steinchen auf dem Wege der 
Evolution der Geschichte. 

Es gibt Steine, über die man stolpert, Steine, die man überspringt, 
und Steine, die man aus dem Wege räumt. Die heutige General¬ 
streikpsychose wird nicht dadurch aufgehoben, daß man sie unter 
Kompromissen zu verdecken sucht, die einen unabwendbaren Kampf 
doch nur hinauszögern und seine späteren Folgen um so schlimmer 
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machen. Sondern man muß das verwirrte Volk wie einen von der 
Platzangst Befallenen zwingen, durch Selbstüberwindung zur Ein¬ 
sicht und Heilung zu gelangen. Dies ist aber nur möglich, nachdem 
erst einmal die Probe aufs Exempel gemacht wurde. Je eher, 
desto besser, denn vorher gibt es keine Ruhe, weil keine Klarheit. 
Wo ist der Mut zur Verantwortung? Verantwortungsscheu be¬ 
schwört ein großes Unheil für später herauf, indem sie ein kleineres 
für den Augenblick beschwichtigt. Sapere aude! 


MAX KLACZKO: 

Die soziale Bedeutung der Konsumenten. 

,Das Publikum spielt im Arbeitskrieg eine 
große Rolle, ist aber nicht organisiert. Ein 
Zusammenschluß aer Verbraucher würde Be¬ 
deutendes leisten können.* Milhaud. 

A BGESEHEN von den Verschiedenheiten der Rasse, der Reli- 
L gjon, der politischen und sozialen Stellung bilden alle Völker 
der Welt eine Gesamtheit, in der das Wohl eines jeden ein¬ 
zelnen Menschen durch viele Fäden mit dem Wohle der anderen 
verknüpft und von ihm im hohen Grade abhängig ist. In diesen 
Zeilen reden wir nur von den wirtschaftlichen Gütern, und von 
diesem Gesichtspunkte aus haben alle Menschen, alle Klassen, alle 
Stände das miteinander gemein, daß jedermann, sei es im größeren, 
lei es im kleineren Maßstabe, als Käufer dieser oder jener Waren 
auftritt, deren er zum Gebrauch, zur Verarbeitung oder zum 
Wiederverkauf bedarf. Indessen begreifen die Käufer nicht, welche 
Macht sie zusammengeschlossen darstellen, daß von ihnen letzten 
Endes sowohl die Herstellung, als auch die Verteilung der wirt¬ 
schaftlichen Güter abhängt. Es fehlt den Käufern, um ihre ganze 
Macht erkennen zu lassen und ihre Bedeutung ganz zu offen¬ 
baren, an zwei Voraussetzungen: Zusammenschluß und Organi- 
siening. Hätten sie ihre Macht erkannt und ausgeübt, dann stünde 
es z. B. auch viel besser um die Konsumvereinsbewegung. 

Besonders wichtig erscheint es, daran zu erinnern, daß es nach 
dem imperialistischen und revolutionären Kriege, der in der Ge¬ 
schichte nach dem Grad der Vernichtung, der Menge der Kämpfen¬ 
den und der Größe der Opfer nicht seinesgleichen findet, augen¬ 
scheinlich keine Sieger gibt, sondern nur Besiegte, insbesondere 
ist fast ganz Europa in gleichem Grade verelendet und zugrunde 
gerichtet worden. Nachdem man es teilweise erreicht hat, des 
Vernichtens müde, den Degen in die Scheide zu stecken, erweist 
es sich für die Menschheit als höchste und erste Pflicht, daran zu 
gehen, die empfangenen Wunden zu heilen, die der Volkswirtschaft 
verursachten Lücken auszufüllen und das zerstörte Wohlbefinden 
wiederherzustellen. Der Moment ist gekommen, wo die ganze 
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Menschheit, mit anderen Worten „die Käufer der Welt“, sich 
an der Kontrolle der Weltproduktion und ihrer Verteilung betei¬ 
ligen müssen. Dieses ist für alle Länder gleich dringend wichtig. 
Unter welchen schön erfundenen Schlagworten sich auch der Sinn 
des Zusammenstoßes der Kulturvölker verschleierte, welche Auf¬ 
schriften auch auf den Bannern und Fahnen der Krieger und 
Revolutionäre prangten; das Wesen des Kampfes ist doch ein wirt¬ 
schaftliches Ziel — Eroberung der Märkte. Und in der Beziehung 
ist leider ganz Europa, insbesondere Deutschland und Rußland, 
der Besiegte. 

Es ist keine Uebertreibung, zu behaupten, daß es, wenn die 
Käufer der ganzen Welt vor dem Kriege, ihre materiellen Inter¬ 
essen besser vertreten hätten, und von ihren sozialen Pflichten 
durchdrungen gewesen wären, zu dem Kriege selbst nicht ge¬ 
kommen wäre. Schon die Begründer der Volkswirtschaftslehre 
als moralische Wissenschaft, der Engländer Adam Smith und sein 
Anhänger, der Franzose Say, haben den Satz aufgestellt, daß der 
Konsum den Zweck jeder Produktion bildet, und daß das Inter¬ 
esse der Produzenten nur in dem Maße in Betracht zu kommen 
hat, als es das Interesse der Konsumenten erfordert Auch der in 
Deutschland bekannte russische Genossenschaftler Totomianz stellt 
fest, daß die Produktion nur dann ihre soziale Mission richtig aus¬ 
zuführen vermag, wenn sie sich den Konsumenten und Käufern 
gegenüber in einem Verhältnis von Anhängigkeit und Unter¬ 
ordnung befindet. Leider dienen heute unsere Nationalökonomen 
meistenteils nur der kapitalistischen Anschauung der Fabrikanten 
und Händler, denen der Konsument bekanntlich bloß ein Aus¬ 
beutungsobjekt ist. Die Ursachen und Folgen des Krieges be¬ 
weisen zur Genüge, daß in der Zukunft nur soviel produziert 
werden darf, als konsumiert werden kann und in dieser Hinsicht 
sind das Moellendorf-Wissellsche Planwirtgchaftsprojekt, die Be¬ 
strebungen des Ausschusses für wirtschaftliche Fertigung, sowie 
der zukünftige Völkerbund, schon ein bedeutender Fortschritt zum 
Schutze der Interessen der Konsumenten der ganzen Welt. Führen 
wir noch einige Beispiele an, wie anders weitschauende Denker 
aller Länder über die Rolle der Käufer im wirtschaftlichen und 
sozialen Leben urteilen. Bastiat: „In dem Konsum laufen alle 
Fäden zusammen, welche alle Klassen, Völker und Rassen mit¬ 
einander verknüpfen, in ihnen verkörpert sich das Prinzip der 
Verbrüderung aller Menschen.“ Bode:. „Die Macht des Staates, 
die Macht des Kapitals, die Macht der Presse, die Macht des 
Grundbesitzes, die Macht der Arbeiterorganisationen usw., das sind 
uns vertraute Begriffe; aber an die Macht der Konsumenten denkt 
man fast gar nicht, und doch ist sie am größten, denn die Käufer 
sind am zahlreichsten — Käufer ist nämlich jedermann. Solche 
Riesenmacht sollte benutzt werden.“ Friedrich der Große: „Nichts 
ist für den Handel der Kaufleute schädlicher als der unerlaubte 
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Profit, der Mangel an Reellität, falsches Maß und andere Schwinde¬ 
leien; die Aufsicht durch Inspektoren ist von großer Bedeutung, 
zumal für den Absatz nach dem Auslande.“ Gide: „Wir stehen an 
der Schwelle einer neuen Epoche, der Zeit der sittlichen Erziehung 
des Konsumenten. Der Käufer ist der König der Wirtschafts¬ 
ordnung, aber er ist ein Faulenzerkönig, der weder herrscht 
noch regiert.“ Ruskin: „Bei jedem Einkauf erwäge man zuerst 
die Existenzbedingungen, die man den Erzeugern der Ware bereitet, 
ob der gezahlte Betrag den Herstellern Gerechtigkeit wider¬ 
fahren läßt, und ob ihnen ein genügender Teil davon zukommt.“ 
Hobson: „Jeder Käufer übt durch jeden Einkauf einen unmittel¬ 
baren Einfluß auf Leben und Tod einer Klasse von Produzenten 
aus.“ Rathenau: „Solange es in einer Wirtschaftsgemeinschaft 
Erzeugnisse gibt, die auf dem Wege vom Hersteller bis zum 
Verbraucher um mehr als ein Drittel, bisweilen um die Hälfte, 
gelegentlich auf das Doppelte des Preises sich verteuern, ist dasi 
Handelssystem tief reformbedürftig.“ Totomianz: „Aufgabe des 
gesamten Kaufmannsstandes ist es, den Erzeugern und Verbrau¬ 
chern, bei angemessenem Verdienst zu nützen, aber nicht auf 
deren Nacken als Preisdrücker — Warenwucherer zu reiten.“ 
Wissell: „An Stelle der bisherigen anarchistischen Warenproduktion 
soll jetzt eine beratende Organisation treten, die zusammengesetzt 
sein soll nicht nur aus Unternehmern, Arbeitern und Kaufleuten, 
sondern auch aus den mitbestimmenden Konsumenten.“ 

Kein Zweifel, die Zeit ist angebrochen, daß alle Käufer ohne 
Unterschied des Geschlechtes, des Alters, des Vermögens, der 
Nationalität, der Partei usw. sich zusammenschließen müssen, so¬ 
wohl zum Schutz ihrer eigenen, als auch zur Abgrenzung der Inter¬ 
essen des Staates, einschließlich der mit der Produktion Beschäf¬ 
tigten und der Angehörigen von Handel und Gewerbe. Die Pariser 
Handelskonferenz vom Jahre 1916 stellte in ihren Untersuchungen 
ausländischer Preise für Waren in verschiedenen Ländern fest, 
daß z. B. Rußland den Fabrikswert einer Ware, den andere Länder 
um 60 Prozent überzahlten, vor dem Kriege um 300 bis 400 
Prozent überzahlte. Und jetzt unter dem Druck des völligen 
wirtschaftlichen, militärischen und revolutionären Zusammenbruchs 
hat sich die Bezahlung des Wertes der verschiedenen Waren bis auf 
4000 Prozent und mehr erhöht. Gustav Meier hat berechnet, 
daß der zwischenhändlerische Preisaufschlag für Deutschland wäh¬ 
rend des Friedens im Mittel 50 Prozent betragen hat. Dieser 
Gewinn floß in die Taschen der Kaufleute, welche doch einen sehr 
geringen Teil der Gesamtbevölkerung bilden. Jedermann weiß, 
daß die meisten Konsumenten für einen künftigen friedlichen 
Wirtschaftskampf mit den Kaufleuten — Kriegsgewinnlern — voll¬ 
kommen unvorbereitet geblieben sind und ihnen deshalb in jeder 
Hinsicht schwere Prüfungen drohen. Nach all dem kann man sich 
vorstellen, in welche trostlose Lage nach dem allgemeinen Ende 
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des materiellen und sozialen Krieges unsere kleinen und mitt¬ 
leren wirtschaftlich schwachen Gewerbetreibenden, Handwerker, 
Kaufleute und Konsumenten in noch höherem Maße als bis jetzt 
geraten werden. 

Dem Zwecke, mit Erfolg die Interessen der Käufer aller Stände, 
aller Völker für dip gegenwärtige Zeit zu wahren, dient nur ein 
Mittel: Zusammenschluß zur Selbsthilfe, die nur begründet werden 
kann auf der Organisation eines Welt-Käuferbundes. 

Folgendes ist der notwendige Arbeitsplan eines solchen „Welt- 
Käuferbundes“, dessen Leitung dem höchsten Wirtschaftsrat in 
allen Ländern unterstehen muß und der die genaue Befolgung der 
möglichst international zu erlassenden Gesetzvorschriften über den 
Warenvertrieb zu beaufsichtigen hat: 1. Bekanntmachung des 
Publikums mit der Herstellung, Güte und den sozial richtigen in- 
und ausländischen Einzelverkaufspreisen aller Waren; 2. Ver¬ 

hinderung der Uebervorteilung der Käufer durch Irrtum oder 
Betrug. Zurückgewinnung der- überzahlten Summen entweder durch 
friedlichen Vergleich mit den Lieferanten oder durch Einleitung 
eines Gerichtsverfahrens; 3. Gründung von belehrenden Museen 
und Kinos für in- und ausländische Waren, von aufklärendem 
Unterricht über das Einkäufen für Konsumenten aller Klassen, 
von wirtschaftlichen Auskunftsbureaus, von Komitees für Kontrolle 
der Verkaufspreise, von Laboratorien für chemisch-technische Unter¬ 
suchungen von Waren usw.; 4. Ausgabe von Nachschlagebüchem 
und Zeitungen, von Listen gewissenhafter industrieller, gewerb¬ 
licher und kaufmännischer Firmen, Veranstaltung öffentlicher Vor¬ 
lesungen und Schaffung spezieller Auskunftsbüchereien und Lese¬ 
hallen ; 5. Vornahme aller erforderlichen Maßregeln zur Gesundung 
des inneren wirtschaftlichen Lebens, zum Ausgleich der materiellen 
und sozialen Interessen unter den Bürgern aller Staaten; 6. Liefe¬ 
rung von sachlich praktischen Unterlagen für die seitens der Re¬ 
gierung im Interesse aller Käufer und Konsumenten zu erlassenden 
Gesetzvorschriften und sonstigen Maßnahmen. 

Die grundlegende Lösung des „Welt-Käuferbundes“ ist Gerechtig¬ 
keit und Sparsamkeit in allen Stadien der Produktion, der Ver¬ 
teilung und des Konsums. Der „Welt-Käuferbund“ wird daher nicht 
nur gegen Spekulation erhöhte, sondern auch gegen künstlich 
erniedrigte Verkaufspreise kämpfen, damit die Fabrikanten und 
Handwerker in die Lage versetzt werden können, für den Markt 
nur gute Ware zu produzieren und ihren Arbeitern eine der An¬ 
fertigung entsprechende Entlohnung zu zahlen. Der „Welt-Käufer¬ 
bund“ wird ferner die Kaufleute beeinflussen, daß sie sich in 
ihrer Geschäftstätigkeit spezialisieren und ausschließlich Ware von 
guter Qualität und zu Preisen, die der Güte entsprechen, ver¬ 
treiben, wodurch ihnen die Möglichkeit gegeben wird, angemessene 
Gewinne bei gleichzeitigem Schutz gegen unlautere Konkurrenz 
zu erzielen, sowie ihre Geschäfte mit gut bezahlten, treuen und 
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erfahrenen Angestellten, die besten Förderer des Erfolges, zu 
betreiben. 

Als neutrales Zentrum des ganzen volkswirtschaftlichen Lebens 
verfolgt der „Welt-Käuferbund“ keinerlei politische, religiöse, par¬ 
teiliche und andere die Menschen trennende Ziele. Das Hauptziel 
des „Welt-Käufierbundes“ ist alle weitsichtigen und praktisch den¬ 
kenden Käufer zusammenzuschließen und zusammenzufügen zum 
Selbstschutz vor Spekulanten, Schiebern, Betrügern und anderen 
Liebhabern leichten Verdienstes, und auf diese Art gleichzeitig die 
gesunde Kaufkraft der Valuten, eines Welt-Paritätsgleichmaßes 
in den einzelnen Ländern möglichst schnell wieder herzustellen. 
Der „Welt-Käuferbund“ wird durch sein Wirken dazu anspomen, 
das erstrebenswerte Wirtschaftsideal Zu begründen und zu fördern: 
Durch die allerkleinsten Mittel — die größten wirtschaftlichen 
Vorteile. 


Dr. BRUNO RAUECKER: 


Arbeitsnachweis und Berufsberatung 
für geistige Arbeiter. 

(Schluß.) 


E NTSCHEIDEND fiür die Wirksamkeit des Arbeitsnachweises 
wie der Berufsberatung wird die Persönlichkeit der Nachweis¬ 
beamten und der Berufsberater sein, deren Funktionen an 
kleineren Arbeitsnachweisen sehr wohl von einer einzigen 
Persönlichkeit geübt werden kann. Es ist in den Kreisen der 
geistigen Arbeiter wiederholt der Wunsch geäußert worden, der 
Arbeitsnachweis und die Berufsberatung solle geübt werden 1 von 
hierzu erwählten Berufsgenossen. Die Bereitschaft des geistigen 
Arbeiters, sich und seine Lage zu offenbaren, werde vor dem 
Fachkollegen weit größer sein als vor dem mechanisch urteilenden 
Beamten. Dem ist entgegenzuhalten: Ganz abgesehen von der 
Tatsache, daß gerade die tiefsten und feinsten unter den geistigen 
Arbeitern sich weit lieber mit dem sachlich-vermittelnden Beamten 
bekennen als dem in allerlei Vorurteilen ästhetischer, literarischer, 
politischer Art bei allem guten Willen dennoch befangenen Kol¬ 
legen, wird eine ausschließliche Ueberantwortung öffentlich-sozia¬ 
ler Funktionen in die Hände der Beauftragten der geistigen Ar¬ 
beiter solange untunlich sein, als diesen die sachliche Schulung 
und langjährige Erfahrung der Beamten gemeindlich-paritätischer 
Arbeitsnachweise noch fehlt. 


Die Behandlung der Angelegenheiten des Arbeitsnachweises und 
der Erwerbslosenfürsorge zwar durch Beauftragte der Organi¬ 
sationen der geistigen Arbeiter, aber in engster, sachlicher und 
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persönlicher Fühlungnahme mit den Beamten der gemeindlichen 
Arbeitsnachweise und wohl auch unter deren Kontrolle, erscheint 
als der richtigere Weg. 

Von besonderer Wichtigkeit aber ist die Ausbildung der Berufs¬ 
berater. Es wird ihnen in den nächsten Jahren die volkswirtschaft¬ 
lich wie sozialpolitisch gleich bedeutsame Aufgabe der Beratung 
der mehr und mehr verarmenden freien geistigen Berufe (Schrift¬ 
steller, Künstler, Gelehrten usw.) bei der Ueberleitung in einträg¬ 
lichere Berufe des Wirtschaftslebens obliegen. Ihre Hauptaufgabe 
muß es sein, die geistigen Berufe ihres falschen Nimbusses zu 
entkleiden. Den geistigen Arbeitern muß begreiflich gemacht und 
immer von neuem gepredigt werden, daß die „Ehre“ der geistigen 
Arbeit sich ebenso gut im Handwerk, in der Industrie, im Handel 
verwirklichen läßt. Es ist ein weitverbreiteter Irrtum, daß „geistige 
Arbeit“ und „Arbeit am Geiste“ dasselbe sei. Man kann ein vor¬ 
trefflicher „geistiger Arbeiter“ sein, ohne von der „Arbeit am 
Geiste“, als einer metaphysischen Kategorie, eine Ahnung zu haben. 
Es ist falsch, zu glauben, daß der „Geist“ sich ohne weiteres in 
den Leistungen der Wissenschaft, der Kunst und der Literatur 
verwirkliche. Tausend Dissertationen mögen geschrieben, zehn¬ 
tausend Bilder gemalt, unzählige Gedichte gefertigt werden, ohne 
daß auch nur ein einziges Mal wesentliche Arbeit am Geiste ge- 
* schieht. Das sind Wahrheiten, Plattheiten, wenn man will, einem 
jeden Nachdenklichen bekannt. Dennoch werden sie es sein, auf die 
der Berufsberater für geistige Berufe dauernd verweisen muß, wenn 
er die Schätzung und Ueberschätzung geistiger Berufe auf die 
nüchterne Beurteilung ihrer wirtschaftlichen Voraussetzungen zu¬ 
rückführen soll. 

Wir begrüßen aus diesem Grunde die Gründung und die Ziele 
des deutschen Arbeitsbundes, der sich die „Aufhebung der bisherigen 
Rangunterschiede zwischen körperlicher und geistiger Arbeit“ zur 
Aufgabe macht. Die von ihm errichtete „Uebergangsstelle für Kopf¬ 
arbeiter“, in der der bisherige Geistesarbeiter zu körperlicher 
Arbeit angeleitet, in der ihm Kenntnisse auf dem Gebiete des Ge¬ 
werkschafts- und Genossenschaftswesens, des Siedlungswesens, des 
Rentengutverfahrens, des Kohlen- und Kalibergbaues, des landwirt¬ 
schaftlichen Kleinbetriebes usw. vermittelt werden, ist in vollem 
Umfange nachahmenswert. Die Errichtung derartiger Uebergangs- 
stellen erscheint auch für einen jeden größeren Arbeitsnachweis für 
geistige Arbeiter geboten. 

Der Magistrat Berlin ist hierin vorbildlich gewesen. Er hat eine 
Kommission mit der Umleitung der Erwerbslosen in entsprechende 
Berufe betraut. Es bedurfte nur einer geringfügigen Umstellung des 
hierfür vorhandenen Apparates, um auch die geistigen Arbeiter mit 
einzubeziehen. Grundsätzlich jedoch muß gefordert werden, daß 
in das Reichgesetz über das Arbeitsnachweis- und Berufsberatungs- 
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wesen, dessen Entwurf zur Zeit im Reichsarbeitsministerium liegt, 
Bestimmungen aufgenommen werden, die den Arbeitsnachweis und 
die Berufsberatung für geistige Arbeiter einheitlich regeln. Daß 
ein massenhafter Berufswechsel der geistigen Arbeiter in den näch¬ 
sten Jahren erfolgen wird, ist zweifellos. Nach einer Feststellung 
des Greifswalder Professors und deutschnationalen Abgeordneten 
Dr. Kahler in der Preußischen Landesversammlung vom 9. Dezember 
1919 ist die Zahl der Studierenden gegen das letzte Friedenssemester 
von 53 000 auf 98 000 gestiegen. Diese Zahl hat sich seit der 
Rückkehr der Kriegsgefangenen um etwa 15 Prozent erhöht. Es 
ist bestimmt unmöglich, diese Massen auch nur zu einem Teile 
in leidlich honorierte Stellungen zu bringen. Einzelne Be¬ 
rufe, wie der Beruf der Aerzte, der Rechtsanwälte sind heute 
schon überfüllt. Andere Berufe, wie diejenigen der Künstler, der 
Gelehrten, der Schriftsteller fallen aus den erwähnten Gründen 
mehr und mehr der Proletarisierung anheim. Die Beamtenlaufbahn 
ist in den meisten Sparten übersetzt, und wo sie dies nicht ist, 
wird der Bedarf durch die abwandemden Beamten der besetzten 
Gebiete mehr als ausgeglichen. Der preußische Kultusminister 
Haenisch hat in einem Erlaß an die Provinzialschulkollegien im 
Februar 1920 vor der Oberlehrerlaufbahn amtlich gewarnt. Er 
hat festgestellt, daß rund 15 000 im Studium befindliche Philo¬ 
logen „kaum auf Anstellung in absehbarer Zeit rechnen können“. 
Eine ähnliche Warnung vor dem Chemiestudium erließ zu gleicher 
Zeit der Bund angestellter Chemiker und Ingenieure gemeinsam 
mit der Reichsarbeitsgemeinschaft der Chemie. Er konstatierte, 
daß sich die Zahl der Chemiestudierenden vom Wintersemester 
1913 zum Sommersemester 1919 mehr als verdoppelt habe, während 
die Gesamtzahl der Immatrikulierten gleichzeitig nur um die Hälfte 
angewachsen sei. 

Dieser Berufslage der geistigen Arbeiter wird von seiten der 
öffentlich-rechtlichen Institutionen des Arbeitsnachweiswesens und 
der Berufsberatung in völlig unzureichender Weise Rechnung ge¬ 
tragen, und es ist nur zu hoffen, daß der Antrag Dr. Reineke (Ztr.) 
in der Preußischen. Landesversammlung: 

„Die Staatsregierung zu ersuchen, mit Rücksicht auf die wirt¬ 
schaftliche Not, welche in verschiedenen Berufen eingetreten ist, 
und mit Rücksicht auf die Unkenntnis, welche in weiten Volks¬ 
kreisen bezüglich der verschiedenen Berufszweige herrscht, die 
Berufsberatung auf staatlicher Grundlage zu organisieren, und 
die dazu erforderlichen Maßnahmen im Einvernehmen mit den 
schon bestehenden freien Beratungsstellen zu treffen“, 

der unter Streichung der Worte „auf staatlicher Grundlage“ an¬ 
genommen wurde, zu tatkräftigem Handeln führt 
Die Zentralstelle für akademische Berufsberatung in Berlin hat 
für die öffentlich-rechtliche Berufsberatung zweckvolle Vorarbeiten 
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bereits geleistet, ln Merkblättern sind die Berufsbilder der ein¬ 
zelnen geistigen Berufe trefflich anschaulich gemacht, in einem 
Berufsarchiv die aktuellen Daten sozialer und ökonomischer Art 
sorgfältig gesammelt worden. Jedoch erfüllt nur eines dieser Merk¬ 
blätter in seinem wirtschaftlichen Teile die Anforderungen, die 
für eine sorgfältige Beratung nötig sind: dasjenige des evangeli¬ 
schen Theologen. Alle übrigen bleiben in wirtschaftlicher Hinsicht 
unzureichend: — begreiflich, es fehlen der Zentralstelle die Möglichr 
keiten, die Lage des Arbeitsmarktes, die Möglichkeiten des Fort¬ 
kommens in den einzelnen Berufen, die Abwanderungsmöglichkeit 
• in andere Berufe usw. zu übersehen. Das Material für diese Ueber- 
sichten könnte lediglich gesammelt werden von einer Zentral¬ 
behörde, die eine eingehende, planmäßige Erhebung und Statistik 
veranstalten und erzwingen könnte, ln dieser Richtung verfugt 
der vorerwähnte Erlaß des preußischen Kultusministers bereits 
eine Feststellung der Zahl der Schüler, die trotz der Warnung 
beabsichtigen, sich dem höheren Lehrfach zuzuwenden. Die Leiter 
aller höheren Lehranstalten haben den Provinzialschulkollegien eine 
genaue Uebersicht über die in Betracht kommenden Osterabiturien¬ 
ten 1920 vorzulegen. Eine Zusammenstellung dieser Uebersichten 
ist dem Minister bis zum 1. April 1920 einzureichen. Auf diese 
Weise würde es möglich sein, auch in den übrigen akademischen 
Berufen das Angebot schon zu Beginn der Berufslaufbahn zurück¬ 
zudämmen. Es bedürfte dann nur noch der planmäßigen Ermitt¬ 
lung der vorhandenen Stellen durch die öffentlichen Arbeits¬ 
nachweise, um einen Ueberblick über Angebot und Nachfrage 
für die Mehrzahl der geistigen Arbeiter möglich zu machen. 


Dr. ERNST NEUMANN: 

Wappen und Farben des neuen Deutschland. 

D IE Nationalversammlung hat als Wahrzeichen der deutschen 
Republik den alten Adler behalten und „schwarzrotgold“, die 
Farben der bürgerlichen Demokratie als Farben der jetzigen 
deutschen Republik gewählt. Diese Wahl des Wappens und der 
Farben war keine glückliche für ein wirklich neues Deutschland, 
das brechen will mit der alten Kulturförm, das den Sozialismus 
gründen und bauen will als Kulturform der kommenden Jahr¬ 
hunderte. Ein solches Deutschland kann nicht den Adler, einen 
königlichen Raubvogel, als Wahrzeichen führen, kann sich nicht 
mit den Farben schmücken, die einst des alten Reiches Fahnen 
trugen und mit denen wohl die Träume vergangener Geschlechter 
verknüpft waren, die aber den Menschen nichts sagen, die das 
neue Deutschland bauen wollen, bauen sollen. Wahl von Wappen 
und Farben der deutschen Republik von 1918 war unglücklich, 
aber auch kennzeichnend! 
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Die Wahrzeichen eines Deutschland, das den Sozialismus gründen 
und bauen will, müssen Ausdruck der schaffenden Kräfte sein; 
sie sollen in die Zukunft weisen, Sinnbild sein dem Denken und 
Sehnen nach lichtem Menschenleben, das Schaffen und Freude, auch 
Ringen und Kampf, aber nicht Haß und Mord kennt. Ein Raub* 
getier, Schwarz, die Farbe des Dunkels und der Trauer, Rot, das 
Zeichen des blutigen Mordes, können diese Sinnbilder nicht sein! 

Statt des Adlers, des Raubgetiers, wähle man zum Wahrzeichen 
die Menscbenfaust, die den Hammer führt, voll Kraft und Wucht 
aufgereckt zum blauen Himmel, an dem die Sonne strahlt. An 
Stelle von Schwarz und R*Jt, den Farben von Nacht und Mord, 
geselle man dem Gold, der Farbe der lebenspendenden Sonne, Blau 
und Weiß, als Sinnbilder des lichten Himmels, und der Reinheit, 
zugleich auch die Zeichen der Treue und der Freude! 

ln Urzeittagen war der Hammer dem Menschen Waffe im 
Kampf gegen Mensch und Tier, doch zugleich das wichtigste Werk¬ 
zeug zum Bau der Kultur. In der deutschen Göttersage schwingt 
Tbor, der Gott der Arbeit und des Schaffens, Mjöllnir, den Alles- 
zermalmer, den ihm die Kunst der klugen, nimmermüden Ztwerge 
geschmiedet, schafft mit diesem Wunderhammer im siegreichen 
Kampfe gegen die Eisriesen und die Unholde der Finsternis 
den Menschen Raum zum Bauen und Wirken. 

Waffe hn blutigen Kampf ist der Hammer dem Menschen schon 
lange nicht mehr, er isjt immer mehr Werkzeug zum Schmieden und 
Bauen geworden. Mit dem Feuer, das von der Sonne stammt, 
mit dem Hammer, den der Mensch aus Stein und Erz, die die Erde 
ihm boten, sich selbst geschaffen hat, hat der Mensch im wesent¬ 
lichen seine Kultur gebaut. Das der Sonne entsprossene Feuer, 
der Hammer, das Geschenk der Erde, waren in Urzeiten, sind 
in der Gegenwart und werden in Zhikunft die Urwerkzeuge des 
Menschen sein. 

Thors Hammer, Mjöllnir, der Allzermalmer nicht nur, sondern 
auch der AllesersChaffer, in weißer Menschenfaust, aus brauner 
Erde wuchtig zum Feuerbild der strahlenden Sonne am lichten 
blauen Himmel, sei das Wappen des neuen Deutschland als Wahr¬ 
zeichen, daß es nicht mit 'Raub und Mord, sondern mit schaffender 
Arbeit sich ein Reich bauen will, als Stätte des Wirkens und des 
Friedens für die Volksgenossen. 

Die weiße Faust, die den Hammer führt, kann zugleich künden, 
daß es Menschen „weißer“ Rasse sind, die diesen Staat gebaut 
haben, und daß sie trotz allem freien Menschentum ihrer Art 
treu bleiben wollen, daß ihr Staat ein Haus für Menschen weißer 
Rasse sein und bleiben soll in der Erkenntnis, daß nur Menschen 
von im wesentlichen gleicher Rasse dauernd gesund und kräftig 
zusammen wohnen und leben können. 
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Auf diesem Wappen leuchten zugleich die Farben, in denen 
die Fahnen des neuen Deutschland wehen sollen: Blau, weiß, gold. 

Blau ist als Farbe des lichten Himmels das Zeichen des Froh¬ 
sinns, zugleich aber die Farbe der Treue. In Fahnen und Wappen 
künde das Blau, daß jeder Deutsche sich selber, seinem eigenen 
Wesen, treu sei bis zum Tode, daß er so am besten Treue halte 
dem deutschen Volke und dem Menschentum. 

Weiß als Farbe der Reinheit mahne, daß nur Menschen, deren 
Herzen rein sind von der Gier nach Macht und unersättlichem 
Genuß, bauen können an der Menschheit lichtem Werk und selber 
froh des Lebens Schönheit zu genießen imstande sind. 

Gold ist das Zeichen der Sonne, die die Quelle ist von jeder 
Kraft auf Erden. 

Als Ganzes ist „Blauweißgold“ ein lichtes, harmonisch frohes 
Sinnbild für das Sehnen und Hoffen auf schöne, menschenwürdige 
Daseinsform in der Zukunft! 

So können diese Farben, dies Wappen, Wahrzeichen sein einem 
neuen Deutschland, das grundsätzlich neue Menschheitswege gehen, 
eine grundsätzlich neue Kultur bauen will. 

Wenn Farben und Wappen auch Aeußerlichkeiten sind, so sind 
sie doch von großer Bedeutung. Sie sollen gedankentiefe Aus¬ 
drucksform von Kräften und Zielen sein. So dürfen sie nicht 
willkürlich und gedankenlos gewählt sein; das kann der Fall 
sein, auch wenn sie an Altes anknüpfen. Das ist so bei dem 
bisherigen Wappen und den Farben der deutschen Republik von 
1918. Der neue deutsche Staat soll eine grundsätzlich neue Daseins¬ 
form sein mit ganz anderer Grundlage, ganz anderen Zielen, 
als es irgendeine Staatsform zuvor war. So wähle er auch als 
Wahrzeichen Wappen und Farben, die die Kräfte künden, die ihn 
tragen, und die Ziele spiegeln, für die seine Menschen ringen 
und arbeiten wollen. Der Adler, fein Raubvogel, die düstem Farben 
„schwarzrotgold“ sind nicht dazu geeignet, wohl aber der Hammer 
in der Menschenfaust als Sinnbild der Arbeit und die lichten 
Farben „blauweißgold“, die Farben des Himmels, der Reinheit und 
der Sonne! 
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SCHRIFTEN VON PAR VUS 


Im Kampf um die Wahrheit 

Preis 1,20 Mark 

In dieser Schrift legt Parvus seinen sozialistischen Werde¬ 
gang vom russischen Revolutionär zum deutschen Sozial¬ 
demokraten dar und setzt sich mit seinen politischen und per¬ 
sönlichen Widersachern auseinander. Außer dem Interesse, das 
die wechselvollen Schicksale des Verfassers erwecken, enthält 
das Werk, das zuerst in russischer Sprache im April 1918 erschien, 
wichtige politische und sozialistische Rückblicke und Ausblicke. 
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Diese Briefe müssen von jedem gelesen werden, der an der Zukunft 
des Sozialismus mitarbeiten will, einerlei ob er die Ansichten des 
Verfassers teilt oder nicht Der geschichtlich und sozialistisch 
geschulte Blick des Autors, der in den deutschen, wie in den 
russischen Verhältnissen gleich gut beschlagen ist, hat schon im 
Anfang der Revolution manches vorausgesehen, was anderen ver¬ 
borgen blieb. Die Briefe enthalten eine Schilderung kommender 
sozialistischer Entwicklung, welche der größten Beachtung wert ist 
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M. BEER: 

Deutschland, 

Sozialismus und die kommenden Wahlen. 


i. 


D EUTSCHLANDS gegenwärtige Lage wird von zwei Tatsachen 
beherrscht: erstens von dem Versailler Frieden; zweitens 
von der revolutionären Erhebung der Arbeiterklasse. 

Der Versailler Friede und seine unmittelbare Ursache: der 
Krieg, haben Deutschland der Proletarisierung und der Versklavung 
ausgeliefert. Den deutschen sachlichen Nationalreichtum deckt ein 
grauer Berg von Hypotheken. Sein Wert von etwa 350 Milliarden 
ist teils durch innere, teils durch äußere Schulden gänzlich aus¬ 
gelöscht. Die schwebenden und fundierten Reichsschulden belaufen 
sich auf rund 200 Milliarden; von der immer noch nicht fixierten 
Kriegsentschädigung oder Wiedergutmachungssumme sind vor¬ 
läufig 100 Milliarden abzuzahlen. Die lothringischen Eisenerze, 
die elsässischen Kaliwerke, die östlichen Kornkammern sind ver¬ 
loren ; die Saargruben auf Jahre hinaus verpfändet; die westfäli¬ 
schen Bergwerke mit Servituten belastet; Oberschlesien ist in 
der Schwebe; die Bodenwirtschaft ist verkrüppelt; Deutschland ist 
nicht imstande, seine Kinder auch nur notdürftig zu ernähren, 
zu kleiden und zu behausen. 

Hungernd und wehrlos, eingeklemmt zwischen waffenstarrender 
und feindlichen Mächten, steht die deutsche Nation führer- und 
ratlos da. Noch nie in ihrer langen, sehr bewegten, durch gewaltige 
Energieentladungen ausgezeichneten Geschichte befanden sich die 
germanischen Stämme in einer ähnlichen Lage. Arm waren sie 
oft, aber nie vorher versklavt und wehrlos, nie ohne innere wirt¬ 
schaftliche und politische Bewegungsfreiheit. 

Und die noch frischen Ueberlieferungen einer glänzenden mate¬ 
riellen Vergangenheit lasten auf den Gehirnen so vieler Volks¬ 
genossen, drücken auf ihren Geist, hemmen und unterbinden ihre 
Bewegungen nach vorwärts, einer neuen Zukunft entgegen. 

Industrie, Export, Kontinentalbündnis, Anschluß an Frankreich, 
Angliederung an England, Wiederaufbau der kapitalistischen Wirt¬ 
schaft, Ausnutzung weltpolitischer und diplomatischer Konstella¬ 
tionen: angestrengtes Beobachten der Entfaltung des Konflikts 
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zwischen England-Japan und Amerika im fernen Osten und um 
Seeherrschaft, zwischen Frankreich und England im nahen Orient, 
— lauter alte, veraltete Parolen und Schlagworte, lauter sehn¬ 
süchtiges Aufhorchen und Zurückblicken auf eine Welt, die im 
15. Jahrhundert entstanden War, durch beispiellosen materiellen 
und naturwissenschaftlichen Aufschwung ungeahnte Reichtums¬ 
quellen erschlossen hatte, und unter katastrophalen Explosionen 
in den Jahren 1914—1918 versank und zu versinken wert war, 
denn ihre Wunder und ihre Werke, ihr Stolz und ihre Pracht waren 
bedingt von der Zerstörung aller sozialen Ethik und aller mensch- 
heitlichen Gemeinschaft, von der Entfesselung der selbstsüchtigen 
Triebe und dem rücksichtslosen Kampfe aller gegen alle. Die 
Renaissance knüpfte nicht nur literarisch und künstlerisch an die 
Antike an, sie führte uns nach und nach zur römisch-heidnischen 
Moral zurück, zur Weltpolitik durch nackte Gewalt und wider¬ 
wärtige Heuchelei; aber wirtschaftlich trieb sie uns weit, weit 
über die gewerbliche Unbeholfenheit des römischen Reiches hin¬ 
aus und schuf titanische Kräfte, die aufwühlend und umstürzend 
eine neue Lebensordnung hervorzauberten, in der die National¬ 
ökonomie und die Naturwissenschaft die Stelle der Moralphilo¬ 
sophie und der Theologie einnahmen. Wirtschaft, Horatio, Wirt¬ 
schaft ! 

Der Versailler Friede ist die Epitome der im naturwissenschaft¬ 
lich-kapitalistischen Zeitalter aufgepeitschten Reichtumsphantasie 
und aufgelösten menschlichen Gemeinschaft. Die drei großen diplo¬ 
matischen Instrumente, die die Kriege der Neuzeit und neuesten 
Zeit abschlossen, zeigen barometerartig den progressiven mate¬ 
riellen Aufstieg und den sittlichen "Niedergang unserer Zivilisation. 
Der westfälische Friede (1646—48), der den Dreißigjährigen Krieg 
abschloß, stand noch dem mittelalterlichen Geiste christlicher Zu¬ 
sammengehörigkeit nahe und kündigte Versöhnung und Vergebung 
an; der Wiener Friede (1815), der den Napoleonischen Kriegen 
ein Ende machte, gewährte dem Feinde Schonung und somit die 
Möglichkeit ungestörten Wiederaufbaus und Wiedereintritts in die 
christliche Gemeinschaft der Nationen; der Versailler Friede ist 
von römisch-heidnischen Leidenschaften gegenüber dem Feinde 
diktiert: von Haß, Rache, Vernichtungsgier. Keine Vergebung, 
keine Schonung! Karthago muß vernichtet werden! Nur ein 
großer heidnischer Römer konnte behaupten, daß es der mensch¬ 
lichen Natur eigen sei, denjenigen zu hassen, dem man wehe tat. 
Proprium humani ingenii odisse quem laeseris. 

Die Metternich, Alexatider I. und Castlereagh, drei typische 
fneiheits- und fortschrittsfeindliche Aristokraten, die jeder auf¬ 
geklärte Europäer bislang zu verabscheuen sich verpflichtet fühlte, 
erwiesen sich schließlich als gute Christen und humanitäre Politiker 
im Vergleich mit den feinsten Blüten der bürgerlichen Aufklärung: 
Georges CLemenceau, dem geistigen Erben Voltaires und Rousseaus, 
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Lloyd George, dem Nachbeter Cobdens und Brights, Woodrow 
Wilson, dem Träger puritanischer Traditionen und des Libe¬ 
ralismus der Mittel-Victoriarischen Aera. Wer hätte vor dem Jahre 
1919 an eine derartige Korrektur unserer Auffassung über die 
praktische Vernunft der bürgerlichen Kultur gedacht! Wie oft 
hatte sich unser Gewissen empört über Marxens Brandmarkung der 
Bourgeoisie! Wir hatten sie für einseitig, für agitatorisch, für 
die subjektive Meinung eines Fanatikers gehalten. Wies nicht die 
kapitalistische Kulturperiode große Werke der Menschenliebe und 
der Sittenverfeinerung auf ? 

Jetzt stehen wir an ihrem Abschluß. Ehe feurigen Vulkane der 
Jahre 1914—1919 rissen die Erdoberfläche auf und enthüllten die 
Fundamente unseres Gesellschaftsbaues. Und wir sehen seine 
Grundpfeiler: Macht und Reichtum: Mehrwert als die Trieb¬ 
kraft dieser ganzen Periode. 

Darf Deutschland nach dieser Erkenntnis noch die Hoffnung 
hegen, eine Verbesseiung des Versailler Friedens zu erlangen, die 
ihm gestatten würde, sein Wirtschaftsleben auf alter Ba$is auf¬ 
zubauen und eine Land- und Seegeltung zu gewinnen, um einen 
wichtigen Faktor in der Weltpolitik zu bilden? Es hieße das 
Wesen des Weltkrieges und den Geist des Versailler Friedens 
verkennen, wollte man diese Frage bejahen. Der Krieg war der 
höchste Ausdruck eines wirtschaftlichen, maritimen und nationalen 
Konkurrenzkampfes. Der Konkurrent liegt am Boden; seine un¬ 
vergleichliche Kraftentfaltung während des Kampfes ließ ihn der 
Koalition nur pm so gefährlicher erscheinen. Sie wird ihn nie 
wieder als Konkurrenten erstehen lassen; im besten Falle nur 
als Nebenplaneten des Angelsachsentums. Seit der Seeschlacht 
am Skagerrak war es klar, daß England eine Wiedergeburt der 
deutschen Wirtschafts- und Seemacht nicht mehr zulassen wird. 
Und die französische Bourgeoisie ist wirtschaftlich und populatio- 
nistisch so geschwächt, daß sie aus nationalem Egoismus das 
Versailler Instrument als Folter benutzen wird, um teils das 
numerische Wachstum des deutschen Volkes zu verhindern, teils 
aus ihm die Finanzkraft herauszupressen, die ihre eigene Impo¬ 
tenz nicht mehr hervorzubringen vermag. Der französische Etat, 
der im nachstehenden Aufsatz besprochen wird, veranschaulicht den 
Bankerott der französischen Bourgeoisie. Diese war es auch, die 
Deutsch-Oesterreich dem Untergange weihte, um Deutschland nicht 
numerisch erstarken zu lassen. Das Sinken der französischen 
Valuta, eine Folge der kleinbürgerlichen Finanzpolitik und der 
Versumpfung ihres Wirtschaftslebens, läßt die französische Bour¬ 
geoisie wie Blutegel sich an den deutschen Organismus heften. 
Und trotz aller Zureden van Keynes halten die amerikanischen 
Finanzleute ihre Taschen zu: es ist einfach nicht kaufmännisch, 
an Bankerotteure zu leihen, und der europäische Kontinent ist 
bankerott. (Fortsetzung folgt.) 
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ARTHUR HEICHEN: 

Französische Finanzpolitik. 

Z U dem Augenblick, in dem der französische Militarismus mit 
der Besetzung Frankfurts eine Extratour zu tanzen, und das 
Konzert des Völkerbundes ernstlich zu stören beginnt, kann 
es für uns deutsche Sozialisten keine dankbarere Aufgabe geben, 
als uns das jüngste französische Finanzreformprojekt bei Licht 
zu besehen. 

Nur für die ausgesprochenen eigenen Staatsausgaben will Frank¬ 
reich seine eigeneh Steuerquellen anspannen. Die übrigen Aus¬ 
gaben für die Liquidation des Krieges, für Wiederaufbau im be¬ 
setzten Gebiet, für Fürsorge für die Hinterbliebenen und Kriegs¬ 
teilnehmer, für die Pensionen durch den Friedensvertrag sind 
ins Extraordinarium verwiesen, das mit der stattlichen Summe 
von zirka 30 Milliarden schließt, während die Abschlußziffer des 
Ordinariums etwa 18 Milliarden ausweist. Nur für dieses Ordi- 
narium, das vor der Hand noch ein durch Steuern zu deckendes 
Defizit von 8 i/ 2 Milliarden ausweist, und das, wie gesagt, nur 
die ausgesprochenen eigenen Staatsausgaben umfaßt, will Frank¬ 
reich die eigenen Steuerquellen bereitstellen. Die Deckungsmittel 
des Extraordinariums aufzubringen, das ist im wesentlichen, das 
heißt zu drei Vierteln (22 von zirka 30 Milliarden!), Aufgabe 
Deutschlands, während für das restliche Viertel Deckung in fremden 
Kreditaufnahmen zu suchjen ist. Die laufende Hilfe für das Extra¬ 
ordinarium seines Budgets sucht also Frankreich im Rechtsinsftru- 
ment des Friedensvertrags. Deutschland — dahin geht die Absicht 
des französischen Kapitalismus — soll das Schwergewicht des 
französischen Budgets tragen. Der nationale Mehrwert, den 
Deutschland zeugt, und dessen es für seinen eigenen Wiederaufbau 
dringender bedarf wie nur irgendeiner der Ententestaaten — Ita¬ 
lien und Frankreich eingeschlossen! —, soll auf die stoppenden 
Maschinen des französischen Staatskapitalismus geleitet werden, 
um dem französischen Privatkapitalismus den Griff nach den 
eigenen und nach kapitalistischer Gewohnheit so zähe verteidigten 
Taschen zu ersparen und ihm so wiederum eine Galgenfrist zu 
erkämpfen. Nicht so sehr aber ist es diese Tatsache, daß eine 
kapitalistische Oberschicht eines Landes die von ihr verwaltete 
Staats- und Privatwirtschaft mit dem Mehrwert, dem Arbeitsprodukt 
eines anderen Volkes sanieren und aufpumpen will. Solche Ader¬ 
lässe sind so alt wie die Geschichte selber und ebenso alt ist die 
Tatsache, daß unterlegene Völker bluten müssen. Uns Sozialisten 
interessiert vor allem das eine, wie der französische Kapitalismus) 
sich mit den breiten Massen des Proletariats in dieser Hinsicht 
auseinandersetzt. Eigentlich setzt er sich mit ihnen überhaupt 
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nicht auseinander, sie sind — den Klotz-Marsalschen Projekten 
nach zu urteilen — nur Objekte seiner Finanzpolitik, nicht etwa 
einer auch nur in etwas sozialpolitisch angehauchten, sondern 
einer nein räuberisch-erpresserischen Politik eines Finanzkapita- 
lismus, der sich gebärdet, als sei in der Welt alles noch beim alten, 
als habe es keinen Weltkrieg, keine sozialen Revolutionen gegeben, 
als sei der Klassenkampf erst existent, wenn er ins Wörterbuch der 
Acad&nie des Sciences aufgenommen ist. Nichts gelernt und nichts 
veigessen! Wie für die deutschen Militaristen, so gilt dieser Satz 
ebenso für die französischen Kapitalisten. Kleinlich und schikanös, 
wie es dem politischen Charakter einer kleinbürgerlichen Klasse 
von pfennigweisen, geizigen, mit wenig wirtschaftlicher Initiative 
begabten Kleinrentnern, ihrer Wirtschaftsbetätigung und ihrem 
engen Horizont entspricht, sind auch die projektierten Finanz¬ 
maßnahmen. Das Defizit von 81/2 Milliarden im Ordinarium soll 
folgendermaßen gedeckt werden: Das entscheidende Milliardenglied 
ist die Umsatzsteuer mit einem Steuersoll von sechs Milliarden 
Franken. Steuerträger ist der Großhandel mit 1 Prozent, der Klein¬ 
handel mit 5 Prozent; der industrielle Konsum zahlt nicht 5, 
sondern nur 1 1/2 Prozent. Steuerdestinateur aber ist der Konsum 
der breiten Massen, ist in erster Linie das industrielle und länd¬ 
liche Proetariat, auf dem die Steuer sitzen bleibt, weil es sie 
nicht weiterwälzen kann. Großhandel wie Kleinhandel, ebenso 
wie der industrielle Konsum sind nur Verleger; die Steuer wird von 
ihnen mit unter die Produktionskosten einkalkuliert. Das Schwer¬ 
gewicht der französischen Steuerpolitik lastet also nach den Pro¬ 
jekten des jetzigen Finanzministers Marsal auf den indirekten 
Steuern. An einen Ausbau der Personalbesteuerung wagt man sich 
nicht heran, weil gute Steuern nach französisch-kapitalistischen 
Begriffen heute wie früher nur solche sind, die den Konsum be¬ 
lasten oder die eine Sache treffen (Realsteuem). 

Als getreuer Mandatar seiner kapitalistischen Auftraggeber lehnt 
der Finanzminister eine ernstliche Besteuerung des Vermögens ab. 
Dias Ausschöpfen einer anderen Quelle, nämlich der Einkommen¬ 
steuer, wird gleichfalls abgelehnt. All die kapitalistischen Laden¬ 
hüter vom Lahmlegen der Initiative, vom Erörtern des Geistes der 
Voraussicht, der Sparsamkeit, der wirtschaftlichen Produktions¬ 
fähigkeit zieht Marsal wieder ans Tageslicht. Ein Blick nach 
England dürfte Marsal eines anderen belehren, all die schönen 
Tugenden, von denen er so emphatisch spricht, stehen dort noch 
in Blüte: aber warum auch in die Fleme schweifen, wenn das 
Gute, das «dem kapitalistischen Portemonnaie so gar nicht wehe tut, 
so nahe liegt. Eine besondere Besteuerung der Gewinne, die nach 
dem 31. Dezember 1919 erzielt werden, lehnt der Finanzminister 
gleichfalls ab und eine dritte Quelle, aus der Einnahmen geschöpft 
werden können, nämlich den Vermögenszuwachs, betrachtet Marsal 
gleichfalls nicht als eine für Frankreich genehme Steuer. 
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Es bleibt nun abzuwarten, ob der Weg der indirekten Besteue¬ 
rung wirklich so reibungslos beschritten werden kann, wie es 
der Finanzminister anzunehmen scheint. Jedenfalls scheint der 
französische Kapitalismus froh zu sein, zwei Krücken gefunden 
zu haben, mit denen er vermeint, mitten durch eine revolutio¬ 
nierte Welt hindurch ohne Körperschäden und „Pannen“ hin¬ 
durchhumpeln zu können. Er mag Zusehen, daß ihm die eine 
Krücke, die in dem Versailler Instrument verankerten finanziellen 
Tribute Deutschlands, nicht mitten auf dem Wege zusammen¬ 
bricht, weil sie nicht so tragfähig ist, als er vermeint, und er 
mag weiterhin darum besorgt sein, daß ihm die andere Krücke, die 
Deckung der Staatsbedürfnisse durch Belastung des Konsums der 
breiten Massen, nicht von seinem eigenen Proletariat aus den 
Armen fortgeschlagen wird. Das aber überhaupt eine Regierung 
den breiten Massen eine solche Finanz„reform“ anzubieten wagt, 
ist bedeutsam genug und kennzeichnend für die Schwäche der 
französischen Sozialdemokratie, die letztlich nur 1,7 Millionen 
Stimmen aufzubieten vermochte — im Gegensatz zu Deutschland, 
das derer 14 Millionen aufbrachte. Unsere französischen Ge¬ 
nossen aber mögen daran lernen, daß ihrer genug Aufgaben im 
eigenen Hause harren, und mögen sich von diesen nächstliegenden 
Aufgaben nicht allzu sehr durch die Bekämpfung des — deutschen 
Militarismus abziehen lassen, mit dem selber fertig zu werden 
wir jüngst den Beweis erbracht haben. 

A. HOPFNER: 

Zum Wiederaufbau in Nordfrankreich. 

U EBER unsere Beteiligung am Wiederaufbau der zerstörten 
Gebiete Nordfrankreichs ist von der französischen Regierung 
noch keine Entscheidung getroffen worden. Nach dem 
Friedensvertrag sind wir bekanntlich verpflichtet dazu, und wollen 
das Werk auch nach besten Kräften ausführen. Besprechungen und 
Besichtigungen in Frankreich haben bereits verschiedentlich statt¬ 
gefunden. Augenscheinlich hegen die Franzosen die Befürchtung, 
daß „bolschewistisches“ Gift nach dem Westen verschleppt wird. 
Das sind jedoch Gespenster, denn die französische Ueberwachung 
wird aufmerksam genug sein, jede politische Propaganda unmöglich 
zu machen. Wie der ehemalige Aufbauminister, Dr. Geßler, kurz 
vor seiner Amtsabgabe in einer Besprechung zu Köln ausführte, 
würde es sich beim Wiederaufbau neben den Aufräumungsarbeiten 
um die bauliche und wirtschaftliche Wiederherstellung handeln. 
Bei den Aufräumungsarbeiten wurden bisher ständig über 100 000 
Gefangene beschäftigt. Wenn die Heranziehung polnischer Arbeiter, 
die wegen der Arbeitslosigkeit in Polen sich zu den Arbeiten in 
Frankreich bereit erklärt haben sollen, aussichtslos ist, dann müssen 
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wir uns dazu entschließen. Besprechungen zwischen dem Minister 
und den Gewerkschaften haben auch wiederholt stattgefunden und 
es wurden gewisse Wünsche festgelegt: Regelung des Arbeits- 
verhältnisses durch einen Tarifvertrag, Maßnahmen für die Zeit 
außerhalb der Arbeit, freies Koalitionsrecht u. dgl. Hierzu sei 
bemerkt, daß auch zwischen den Sekretären des Deutschen Bau¬ 
arbeiterverbandes, Paeplow und Silberschmidt, und dem Sekretär 
der französischen Organisation, Chauvin, ein Vertrag abgeschlossen 
wurde, der die Arbeitsbedingungen der deutschen Bauarbeiter im 
Wiederaufbaugebiet festlegt Die Hauptpunkte sind Anerkennung 
des Rechts für die deutschen Arbeiter, zum Zweck der Arbeit nach 
Frankreich zu kommen, vorausgesetzt, daß sie hierfür bestimmt 
sind und den örtlichen Arbeitern keine Konkurrenz machen. Be¬ 
zahlung erfolgt nach dem ortsüblichen Normaltarif. Freie Aus¬ 
übung des Rechts der Aussprache und Kontrolle über hygienische 
Fragen, Ernährung, Schlafräume und Schutz vor Unfällen an 
den Arbeitsstellen und Quartieren. Genuß der gewerkschaftlichen 
Freiheiten. Freiheit, jederzeit in die Heimat zurückzukehren. Freier 
unzensierter Briefverkehr mit der Heimat. Pflichtversicherung 
gegen Krankheit, Unfälle, Invalidität usw. und unverkürzte An¬ 
wendung des Achtstundentages. Hieraus geht hervor, daß unseren 
Arbeitern wichtige Zugeständnisse gemacht sind. Ein besonderes 
Augenmerk wäre auf angemessene Wohn- und Unterkunftsräume zu 
richten, denn mit den verlassenen Baracken unserer Gefangenen 
dürfte man sich nicht zufrieden geben. 

Die Beförderung, Unterbringung und Unterhaltung von 200 000 
Arbeitern würde für unsere Regierung eine bedeutende organi¬ 
satorische Leistung erfordern. Wir werden versuchen, die Baustoffe 
möglichst viel an Ort und Stelle herzustellen, da wir ja in der 
Heimat an ungeheuren Baustoffmangel leiden, und unsere knappen 
Transportmittel eine derartige Belastung mit Massenartikeln nicht 
erlauben. 

Die französischen Architekten legen größten Wert darauf, daß 
in ihren Händen die geistige Leitung der Wiederaufbauarbeiten 
bleibt Sie beschäftigen sich auch bereits mit der Aufstellung 
von Stadtplänen. Das ist nicht nur ihr gutes Recht, sondern auch 
Sache der besonderen Landeskenntnis. Schließlich kennt der Ein¬ 
heimische auch besser die Bedürfnisse und Ansprüche seiner Lands¬ 
leute und fühlt sich auch besser in das Landschaftsbild und den 
Formenstil pin, als der Ausländer. Der Kontakt der Einwohner 
ist auch inniger mit dem Landsmann, schon aus Gründen der Sprach- 
verschiedenheit. Es drängt sich hier der Vergleich auf mit dem 
Wiederaufbau Ostpreußens. Niemals hätten wir russischen Archi¬ 
tekten die Projektierung des Stadtbildes oder den Aufbau ganzer 
Städte überlassen. Sollten sich die Verhältnisse aber stärker er¬ 
weisen als die französischen Wünsche, dann werden unsere Archi¬ 
tekten vom Aufbauministerium große Baulose erhalten, und im 
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Handinhandarbeiten mit den französischen Kollegen werden aus 
den Ruinen neue Städte entstehen, die später Zeugnis ablegen 
von der ersten völkerversöhnenden Gemeinschaftsarbeit. 

Ehe deutsche Regierung hat in Paris den Standpunkt vertreten, 
daß für alle Arbeiten, die im zerstörten Gebiet zu leisten sind, das 
Deutsche Reich als General Unternehmer auftritt. Sollten daneben 
private Unternehmer zugelassen werden, so muß dies auf Rech¬ 
nung und Gefahr der Beteiligten selbst geschehen. Treten wir 
als Generaluntemehmer auf, so haben wir neben der schon er¬ 
wähnten Arbeiterfrage die Vergebung der Arbeiten an das deutsche 
Baugewerbe zu regeln. Der Aufhauminister hält es für ausgeschlos¬ 
sen, daß wir in den uns zugewiesenen Gebieten eine große Zahl von 
Losen schaffen können, um dadurch etwa alle Bauunternehmer 
zu beschäftigen. Er empfiehlt aber den Interessenten, sich zu 
leistungsfähigen Verbänden zusammenzuschließen, so daß dann 
das Baugewerbe, z. B. der Rheinprovinz, einen bestimmten Ab¬ 
schnitt übernimmt. Infolge der ungeheuren finanziellen Belastung 
durch den Vollzug des Friedensvertrags legen die einzelnen Bundes¬ 
staaten das größte Gewicht darauf, daß alle Arbeiten anteilmäßig 
verteilt werden. Für Massenartikel wie Türen, Fenster, Beschläge 
werden Preußen, Bayern, Württemberg usw. ihre Anteile er¬ 
halten. Eine durchaus mechanische Zuteilung verbietet sich schon 
aus Transportgründen, würde auch die Baustoffe und Fertig¬ 
fabrikate übermäßig verteuern. Es soll deshalb ein Ausgleich 
geschaffen werden insofern, als einzelne Staaten, die beim Wieder¬ 
aufbau in Frankreich benachteiligt bleiben, bei anderen Arbeiten, 
z. B. dem Aufbau der Handelsflotte, besonders berücksichtigt 
werden. Mag es auch schwer sein, diese Aufgaben gerecht zu 
lösen, so wird man die Bemühungen doch immerhin anerkennen 
müssen. Alle Aufträge sollen an die Fachverbände der Industrie 
vergeben werden, und diesen bleibt die Verteilung der Arbeiten 
alsdann überlassen. Den Verbänden wird damit ein großer Teil 
Selbstverwaltung gegeben, schon aus dem Grunde, daß diese nur 
mit einer beschränkten Baustofflieferung aus der Heimat zu rech¬ 
nen haben. 

Noch ein Wort soll eingelegt werden für die Errichtung von 
Friedhöfen, wo unsere Gefallenen ruhen sollen. Verscharrt und 
in alle Winde zerstreut ruhen unsere Brüder und Söhne in Frank¬ 
reichs Erde. Die von unseren Truppen angelegten Ehrenfriedhöfe 
dürften meist zerstört sein, Und doch schlummern hier Freund 
und Feind nebeneinander. Pflicht unserer Regierung ist es, daß 
die sterblichen Reste unserer Toten eine würdige Gemeinschafts¬ 
stätte finden. Hier möge der Friedenswille beider Nationen sicht¬ 
baren 'Ausdruck finden. Gleichwie die beiderseitigen Nachkommen 
den Toten des 1870/71 er Krieges Friedhöfe und Denkmäler ge¬ 
widmet haben, so müssen wir uns für die Ehrenbezeigung unserer 
Gefallenen einsetzen. 
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So ist der Wiederaufbau Frankreichs geeignet, dem Versöhnungs¬ 
gedanken beider Völker eine Brücke zu bauen. Der mit so viel 
Blut gedüngte Boden Nordfrankreichs wird zum großen Teil durch 
deutsche Arbeit zu neuem Leben erblühen. Spätere Geschlechter 
werden daraus erkennen, daß deutsche Tatkraft und deutscher 
Geist noch nach einem vierjährigen imglücklichen Kriege lebendig 
und schöpferisch biteben. 


JOHN MEYNARD KEYNES: 

Wie ist der Versailler Friedensvertrag 
zu verbessern? 


in. 


(Schluß.) 


Eine internationale Anleihe. 


D IE beiden früheren Vorschläge: die Revision des Vertrags 
und die Regelung der interalliierten Verschuldung, würden 
dazu beitragen, die nächste Zukunft einigermaßen ruhiger 
zu gestalten, aber sie würden die (Jebel der unmittelbaren Gegen¬ 
wart nicht beseitigen: den Ueberschuß der Einfuhr über die Aus¬ 
fuhr, die ungünstige Handelsbilanz und die Zerrüttung der Valuta. 
Es wird unmöglich sein, die europäische Güterherstellung in Gang 
zu setzen, wenn ihr nicht durch äußeren Beistand zeitweilig ge¬ 
holfen wird. Ich bin deshalb ein Anhänger des Gedankens einer 
internationalen Anleihe in irgendeiner Form, wie sie in verschie¬ 
denen Kreisen in Frankreich, Deutschland, England und auch in 
den Vereinigten Staaten befürwortet wurde. Ehe Aufgabe, diese 
unmittelbaren Hilfsmittel flüssig zu machen, fällt unvermeidlich 
zum größten Teile den Vereinigten Staaten zu. 

Che Haupteinwände gegen diesen Vorschlag werden, wie ich 
aimehmen darf, etwa lauten: Nach ihren jüngsten Erfahrungen 
würden die Vereinigten Staaten abgeneigt sein, sich weiterhin in 
die europäischen Angelegenheiten zu verwickeln; außerdem be¬ 
säßen sie keine so erheblichen Ueberschüsse an Kapital zur Aus>- 
fuhr; ferner, Europa könnte auch nicht die Gewähr bieten, daß 
es die finanziellen Hilfsmittel den hierzu bestimmten Zwecken 
zuführen und sie nicht vergeuden würde, so daß es sich in 
wenigen Jahren in einer ebenso elenden Lage befinden würde, 
wie jetzt; der französische Finanzminister würde nur seine Steuer¬ 
politik auf einige Jahre verschieben; Italien und Jugoslawien 
würden hierdurch lediglich instandgesetzt, gegeneinander Krieg zu 
führen; die Polen würden das ihnen zur Verfügung gestellte Geld 
dazu benutzen, ihren Nachbarn gegenüber die militärische Rolle 
zu spielen, die Frankreich ihnen zugewiesen habe; die herrschenden 
Klassen Rumäniens würden die amerikanischen Hilfsgelder als 
Beute unter sich verteilen. Kurz, Amerika würde durch die Ge- 
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Währung dieser Anleihe nur seiner eigenen wirtschaftlichen Ent¬ 
wicklung das nötige Kapital entziehen und seine Lebenshaltung 
verteuern, nur um Europa zu befähigen, seine Mißwirtschaft noch 
einige Jahre fortzusetzen. Und was Deutschland anbelange, so 
dürfe man doch fragen, ob es anständig oder vernünftig sei, daß 
die europäische Entente, die — ungeachtet der dringenden War¬ 
nungen der amerikanischen Finanzmänner in Paris — Deutschland 
das Fell über die Ohren zog und es der letzten Reste des Anlage¬ 
kapitals beraubte, sich jetzt an die Vereinigten Staaten wende, 
um das Schlachtopfer wieder zu beleben und arbeitsfähig zu machen, 
damit es nach einigen Jahren wieder beraubt werden könnte? 

Auf diese Einwürfe ist unter den obwaltenden Umständen recht 
schwierig zu antworten. Wenn ich im Washingtoner Finanzministe¬ 
rium Einfluß hätte, würde ich den gegenwärtigen Regierungen der 
Ententemächte keinen Pfennig leihen. Man kann ihnen die ge¬ 
wünschten Hilfsmittel nicht anvertrauen, denn sie würden sie nur 
dazu benutzen, eine Politik zu fördern, die dem amerikanischen 
Volke, den Republikanern sowohl wie den Demokraten, wider¬ 
strebt, obgleich Wilson in Paris sich als zu schwach erwies, 
die Macht oder die Ideale der Vereinigten Staaten zur Geltung zu 
bringen. Aber wenn, wie ich sehnlichst hoffe, die europäischen 
Völker sich von den falschen Idolen abwenden, die den Krieg 
hervorriefen und ihn leider überleben, und an Stelle des Hasses 
und des Nationalismus ihre Herzen mit Wohlwollen und Solidari¬ 
tät beseelen, dann würde es für das amerikanische Volk ein 
humanes Gebot sein, all die kleinen Einwürfe und Privatinter- 
essen beiseite zu schieben und das Rettungswerk in Europa zu 
vollenden. Man sagt mir, das einzige Bestreben Amerikas sei 
jetzt, aus dem Wirrwarr, aus den Gewalttätigkeiten und den 
Ränken Europas herauszukommen. Dieses Bestreben ist begreiflich. 
Amerika soll jedoch überlegen, was Europa kulturell und ge¬ 
schichtlich für es bedeutete und noch bedeutet. Darf Amerika 
mit verschränkten Armen einer Krise gleichgültig Zusehen, die für 
den Fortschritt und die Zivilisation der Menschheit entscheidend 
sein kann? 

Angenommen also, daß die Vereinigten Staaten sich von Europa 
nicht abwenden werden, daß sie bereit sind, das ihrige zum 
Wiederaufbau Europas beizutragen, daß sie, nachdem sie die Ver¬ 
nichtung des deutschen Militarismus vollendeten, uns nicht unserem 
Schicksale überlassen werden: Welchen Beistand erwarten wir 
von ihnen? Es ist nicht nötig, auf Einzelheiten einzugehen. Der 
Plan ist in seinen Grundzügen wie folgt: Die Länder, die in der 
Lage sind zu helfen: die Neutralen, England und vor allem die 
Vereinigten Staaten, müssen allen am Kriege beteiligt gewesenen 
Ländern — Alliierten und früheren Feinden — Kaufkredite ge¬ 
währen. Die zu diesem Zwecke erforderliche Gesamtsumme dürfte 
nicht so erheblich sein, wie manche glauben. Vieles kann vorläufig 
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erreicht werden mit einer Summe von einer Milliarde Dollar. 
Diese Summe soll unter der Bedingung der Rückzahlung vor¬ 
geschossen werden. Die Verausgabung dieser Gelder soll unter die 
allgemeine Kontrolle der Gläubigernationen gestellt und haupt¬ 
sächlich für den Ankauf von Nahrungsmitteln und Rohstoffen ver¬ 
wendet werden. Außerdem soll eine Milliarde Dollar von den 
Mitgliedern des Völkerbundes, je nach ihrer Fähigkeit, bereitgestellt 
werden zum Zwecke der Wiederherstellung der Valuta. 

Schließlich ist die Blockade gegen Rußland sofort aufzuheben 
und auch den mitteleuropäischen Ländern zu gestatten, mit der 
Sowjetrepublik in Handelsbeziehungen zu treten. . . 

Ohne die Bereitstellung der hier vorgeschlagenen Hilfsmittel 
geht das europäische Festland der langsamen Verhungerung und 
Auflösung entgegen. . . 

Dr. WERNER PEISER: 

Der Sozialismus als Kulturideal. 

(Schiuß.) 

Die Schilderungen, die einzelne Ergriffene von der künftigen 
Gesellschaft ausmalten, trugen lockende Farben und waren mit 
der verheißungsvollen Glut des Dichterwortes geschildert, ohne 
jedoch einer realen Prüfung standhalten zu können. Der Eudä¬ 
monismus als Lebensform und Lebensinhalt enthält zwar viel 
Verlockendes, indem er „das größte Glück der größten Zahl“ 
verspricht, aber er wird unbefriedigend für den tieferSchürfenden, 
für den an Erkenntnis der Lebensmöglichkeiten Gereiften. Das 
Wort vom Sozialismus als einer Magenfrage hat zwar in gewissen 
Schranken ihre Berechtigung, indem der Sozialismus die zufrieden¬ 
stellende Lösung der Magenfrage sich zur nächsten Aufgabe stellt, 
darüber hinaus aber ist das Wort nicht geeignet, irgend etwas 
von den Kulturidealen des Sozialismus durchschauen zu lassen. 
Auch das andere, das harte Wort: Sozialismus sei Arbeit, ist 
nicht annähernd reich und umfassend genug, um die Kultur- 
aüfgabe des Sozialismus einigermaßen zutreffend erkennen zu lassen. 
Beide Definitionen beweisen die Enge und Begrenztheit unseres 
durch das kapitalistische System beschränkten Erkenntnisvermögens. 
Der Arbeit setzt man die Faulheit, der Sättigung den Hunger ent¬ 
gegen. Fülle und Entbehrung scheinen Gegensätze, die klassen¬ 
mäßig verteilt werden müssen. Und doch ringt auch hier ein 
neues Prinzip nach Gestaltung. Ein wohlverstandener Epikuräis- 
mus wird die praktische Philosophie der sozialistischen Gesell¬ 
schaft sein. Nicht der nichts schaffende, dabei Werte verschwen¬ 
dende Nichtstuer unserer Tage, nicht der in Hunger und Armut 
9eine Tage verfluchende Proletarier, sondern der heitere Mensch, 
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arbeitsfroh und wertegesegnet, schaffend und verzehrend, auf¬ 
nehmend und reproduzierend, der Mensch, der sein otium cum 
dignitate verbringt, — der Goethesche Mensch. „Dann erst, wenn 
die Fülle um uns wogt, die keine paradiesische Fülle zu sein 
braucht, sind die Bausteine da, aus denen die Menschheit in 
zäher Arbeit den Tempel einer neuen Lebensordnung errichten 
kann, der zwar nie im Vollendungsglanz des Ideales erstrahlen, 
aber doch dem Auge ein ganz anderes 1 Labsal darbieten wird, als 
der verletzende wilde Aufruhr des Kapitalismus“ (Mückle). Auch 
dieser Weg weist also — wie schon die beiden vorher an gedeuteten 
— hin zur Werdung des monistische« Prinzips, das siegreich die 
Gegensätze bindet und Unvereinbares zu einer Harmonie gestaltet. 

„Damit ein Stand par exoellence, der Stand der Befreiung, dazu 
muß umgekehrt ein anderer Stand der offenbare Stand der Unter¬ 
jochung sein.“ Diese Worte von Karl Marx, die er anläßlich 
einer Auseinandersetzung mit der Hegelschen Rechtsphilosophie 
hn Jahre 1845 schrieb, weisen Aufgabe, Weg und Ziel des ringen¬ 
den Proletariats. Dadurch, daß die Bourgeoisie — die ihrerseits 
den Feudaladel und die Kirchenherrschaft ablöste — zur herr¬ 
schenden Klasse wurde, wurde das Proletariat von selbst in die 
ihm gehörende Stelle verwiesen, nämlich auf den Kampfplatz, wo 
der Kampf der Befreiung zu führen und zu vollenden war. In 
dieser historischen Aufgabe der Arbeiterklasse liegt ihre Größe. 
Diese Aufgabe aber hat es mit sich gebracht, daß man das 
Proletariat überschätzte, sich eine falsche Vorstellung von ihm 
machte. Kam man dann in Berührung mit ihm, so stellte sich 
leicht eine Enttäuschung ein, die bei einer besseren Kenntnis 

der proletarischen Psychologie hätte vermieden werden können. 

\ 

Marx’ Größe liegt in seinem genialen Blick für die Erschauung 
von Massenverhältnissen. In der Einführung der Masse in die 
ökonomische und geschiditsphilosophische Betrachtung wurde eine 
Erweiterung der historischen Betrachtung gegeben, die für die 
wissenschaftliche Forschung ungeahnte Perspektiven eröffnete. Die 
Betrachtung der Weltgeschichte als einer massenproblematischen 
Erscheinung mußte zu anderen Ergebnissen führen, als die indi¬ 
vidualphilosophische Betrachtung der vorangegangenen Epoche, ins¬ 
besondere des ausgehenden 18. und beginnenden 19. Jahrhunderts, 
eine Betrachtung, die das Individuum in den Mittelpunkt erhob, 
wie es Schiller, Hegel und insbesondere Fichte getan hatten. 
Gegen diese Ueberspannung des Individualbegriffs bedeutete die 
Einführung des historischen Materialismus in die Geschichte 
auffassung einen gesunden Rückschlag gegen die Ueberspannung 
des Persönlichkeitsbegriffs. 

Die Schwäche der neuen Lehre, welche die nachmarxistischen 
Jahrzehnte ausbauten und vertieften, konnten natürlich auf die 
Dauer nicht übersehen werden. Wie oben gesagt, brachte sie eine 
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falsche Einschätzung vom Wesen des Proletariats und seinen Auf¬ 
gaben mit sich, eine Einschätzung, die vielfach einer Ueber- 
wertung gleichkam. Diese Ueberwertung fand noch in anderen 
Ursachen ihre Wurzel; zahlreiche ehrgeizige Agitatoren aus bürger¬ 
lichem und auch aus proletarischem Lager hatten in der Arbeiter¬ 
klasse die aufsteigende Macht erkannt, der die Zukunft gehörte, und 
glaubten deshalb, durch würdelose Schmeichelei und restloses 
Unterstützen auch nichtunterstützungswürdiger Forderungen sich 
eine besondere bevorzugte Stellung verschaffen zu können. Das 
Proletariat war infolge seiner mangelnden Schulung leider nicht 
immer in der Lage, diese seine falschen Freunde zu erkennen und 
rechtzeitig von sich abzuschütteln. Demgegenüber muß heute ge¬ 
rade von denen, die die Sache des Proletariats ehrlich zu der ihren 
machen, folgendes gesagt werden: 

Das Proletariat besteht aus Menschen von Fleisch und Blut, die 
von Natur nicht besser und nicht schlechter sind, als die Ange¬ 
hörigen der andern Klassen. Wenn sich nun trotzdem im Prole¬ 
tariat eine Fülle von Begeisterungsfähigkeit, von Aufopferungs¬ 
bereitschaft und Hingebungsfreudigkeit bemerkbar macht, wie sie 
in den Schichten des Bürgertums nicht oder nur selten auf- 
zufinden ist, so liegt dies nicht an der edleren Artymg des ein¬ 
zelnen Angehörigen des Proletariats, sondern liegt in den Klassen- 
Verhältnissen begründet. Eine Klasse, die Jahrzehnte- und jahr¬ 
hundertelang Opfer der Ausbeutung war, lernt naturgemäß die 
Schattenseiten des Daseins tiefer hassen, als eine Klasse, für die 
die Finsternisse des Lebens durch ihre größere Entfernung von 
ihnen fast mit einem Schleier der Romantik umkleidet sind. Daß 
in dem sozialdemokratischen Programm die Beseitigung jeder 
Klassenherrschaft als wesentliche Aufgabe der sozialen Revolution 
bezeichnet ist, spricht für den Gerechtigkeitssinn der unterdrückten 
Klasse, der durch das am eigenen Körper erfahrene Unrecht un¬ 
endlich geschärft ist.* Auch die kommunistischen Anhänger einer 
proletarischen Diktatur geben zu, daß die Diktatur der Ueber- 
windung der Klassen, nicht aber der Aufrichtung, einer neuen prole¬ 
tarischen Klassenherrschaft dienen solle. 

Verfolgt und geächtet, kämpfend und bekämpft, unterlegen und 
auf dem Wege zum Sieg — so steht heute das Proletariat als 
Trägerin des sozialistischen Weltgedankens vor uns. Noch hat es 
die ihm von der Geschichte gestellten Kulturaufgaben nicht restlos 
erfüllt. Die sozialistische Gesellschaft, die eine Kultuigesellschaft 
im besten Sinne des Wortes sein soll, ist ersit in ihren Ansätzen 
erkenntlich. Keine zur Trägheit verführende Ueberfülle wird sie 
bieten und keine Beseitigung der Persönlichkeitswertung, aber 
sie wird eine Gesellschaft harmonischer Menschen sein, in der dem 
Schaffensbereiten alle Quellen der Lebensfreude offen stehen. 
Unterdrückung und Knechtschaft sind ihr unbekannt, vom Nütz¬ 
lichen wird ihr Weg zum Schönen führen, und so wird sie im 
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besserverstandenen Hegelschen Sinne die Verwirklichung der Frei¬ 
heit sein, und damit Fausts prophetisches Wort erfüllen: 

„Das ist der Weisheit letzter Schluß: 

Nur der verdient sich Freiheit wie das Leben, 

Der täglich sie erobern muß. 

Und so vollbringt, umrungen von Gefahr, 

Hier Kindheit, Mann und Greis sein tüchtig Jahr. 

Solch ein Gewimmel möcht’ ich seh’n. 

Auf freiem Grund mit freiem Volk zu steh’n.“ 


Oberlehrer Dr. E. STÖLZEL: 

Die Ostertagung 

des Bundes entschiedener Schulreformer. 

(Vom 31. März bis 2. April im Plenarsaal des Herrenhauses zu Berlin.) 

ALS „freie Reichsschulkonferenz“ in den Einladungen ange- 
kündigt, sollte diese Tagung der Auftakt werden zur Oster¬ 
tagung der eigentlichen Reichsschulkonferenz, die für No¬ 
vember 1918 in Aussicht gestellt war. Die durch den Kapp-Putsch 
geschaffene politische Lage war jedoch der Grund, daß diese schon 
verschiedentlich hinausgeschobene Konferenz abermals verschoben 
wurde. 

Dadurch hat die beabsichtigte unmittelbare psychologische Ein¬ 
wirkung zwar nicht stattgefunden, aber weite Kreise sind doch 
aufs neue aufgerüttelt. Die drei Abendveranstaltungen im Rahmen 
einer Volksversammlung bzw. einer Jugendfeier, haben besonders 
dazu beigetragen. Gerade diese Arbeit an und in der Oeffentlich- 
kert ist ein Verdienst der entschiedenen Schulreformer. Sie bricht 
9 endgültig mit dem Vorurteil falscher Vornehmheit und falscher 
Gelehrsamkeit, das den Lehrer vom Volksschwllehrer bis zum 
Hochschulprofessor so weltfremd gemacht hat. Die Zeiten, wo 
Schulreformen einseitig vom Schulmann gemacht wurden, wenn 
er sich auch noch so sehr mit dem Nimbus des Fachmanns und 
Sachverständigen umgibt, sind hoffentlich für immer dahin. Die 
„Schulreformen“ und „Schulkonferenzen“ von 1890 und 1900 
mögen abschreckende Beispiele sein. Die kommende Schulreform 
soll ja nicht nur eine Unter rieh tsreform sein, sondern eine Re¬ 
form des gesamten Erziehungswesens „vom Kindergarten bis zur 
Hochschule“, wie es in den Leitsätzen fast aller Reformvorschläge 
heißt. Dazu bedarf es aber der Mitarbeit aller pädagogisch inter¬ 
essierten Kreise, und es ist die selbstverständliche Voraussetzung 
der erstrebten Demokratisierung der Schule, wenn auch die breite 
Oeffentlichkeit sich mehr als bisher mit Erziehungsproblemen im 
allgemeinen und Schulproblemen im besonderen befaßt. Diese 
„Revolutkmierung des Geistes“ ist allerdings die Absicht der ent- 
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« 

achiedenen Schulreformer, deswegen von „revolutionärer Päda¬ 
gogik^ zu sprechen, geht inicht an. 

Was diese zweite Tagung von der ersten Oktobertagung im vori¬ 
gen Jahr unterschied, war das Fehlen jeder Sensation. War im , 
vorigen Jahr Konrad Haenisch persönlich erschienen, so hatte 
amtlich diesmal das Ministerium keine Notiz genommen, nur „vor¬ 
übergehend“ sah man den einen oder anderen seiner Mitarbeiter 
unter den Zuhörern. Der Bund entschiedener Schulreformer steht 
eben in einem gewissen Gegensatz zur amtlichen Schulpolitik. 
Die verfehlte Schulpolitik des preußischen Ministeriums für Wissen¬ 
schaft, Kunst und Volksbildung, die den Spott und den Hohn, aber 
leider auch den Mut der Reaktion herausfordem, fand daher in den 
verschiedensten Referaten eine eingehende, oft schonungslose Kritik. 

In der Charakteristik Haenischs „als schülpolitischer Noske“ lag 
Warnung und Mahnung zugleich. Das Schulkompromiß als den 
Gipfel von Charakterlosigkeit und Unfähigkeit zu bezeichnen, und 
Haenisch in die Schuhe schieben zu wollen, wie es von einem 
Referenten, dem Oberlehrer Arno Wagner-Lankwitz, geschah, geht 
deswegen nicht an, weil gerade Haenisch selbst gegen dieses 
Kompromiß protestiert hat. Aber außerdem gibt es der Sünden 
viele, Tatsünden und Unterlassungssünden: Die Verfügungen über 
Religions- und Geschichtsunterricht, die vier Erlasse über die 
Kaiserbilder, die doch nichts erreichten, so daß im Februar d. J. 
erst der „Heineerlaß“ kommen mußte. Die Schulgelderhöhung, 
die widersprechenden Ausführungsbestimmungen zu den Eltern¬ 
beiratswahlen, die Essener Vorfälle, der Fall Leonhard, die Uni¬ 
versitätstumulte in Berlin und Marburg und der Schülerstreik in 
Pommern, sind ferner nur eine kleine Blutenlese dessen, was gegen 
Haenisch voigebracht wurde, dessen Toleranz gegen die Reaktion 
weltfremde Schwächlichkeit zeige, ebenso wie seine Verfügungen 
einen Mangel an Konsequenz. Hort und Herd der Reaktion sind 
nach den Ausführungen eines anderen Referenten die höheren 
Schulen. Die alldeutschen Oberlehrer und die Wühlarbeit des 
deutschnationalen Jugendbundes, der leider immer noch als un¬ 
politisch gilt, tragen hier die Hauptschuld. Mit Recht wurde be¬ 
tont, daß nur durch Besetzung der leitenden Stellen mit wirklich 
freiheitlichen Männern hier eine Aenderung erzielt werden könne. 
Die Sicherung der neuen Staatsform muß auch durch die Schule 
erfolgen. Auch der Direktor ist im gewissen Sinne ein politischer 
Beamter und ist es stets im Sinne der alten Regierung gewesen. 

Bezeichnend für das deutsche Schulwesen der letzten 100 Jahre 
ist ein fast ängstliches Betonen der nationalen Eigenart gewesen. 
Alles Fremde wurde als „undeutsch“ von vornherein abgelehnt. 
Man vergaß, daß gerade das deutsche Schulwesen dadurch groß 
geworden war, daß es fremdes' Gut seiner Eigenart gemäß ver- - 
arbeitete. Das Ausland seinerseits ist ausländischen Anregungen 
viel zugänglicher gewesen. So gewannen sogar während des Krie- 
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ges die Ideen Kerschensteiners und der Frau Dr. Montessori in 
England großen Anklang und bewirkten eine entschiedene Neu¬ 
organisation des englischen Schulwesens. Es ist ein Verdienst der 
entschiedenen Schulreformer in dieser Beziehung wieder den Blick 
aufs Ausland gerichtet zu haben. 

Wie unsere Schulreform vom Schulwesen des Auslandes vorteil¬ 
haft beeinflußt weiden kann, zeigten die Ausführungen des Dr. 
Walter Koch von der Liga für Völkerbund. Audi die Ausführungen 
über die Methode des Montessorikindergartens, wie sie die Leiterin 
des Montessorfkindergartens in Lankwitz gab, und die Ausführun¬ 
gen über die deutsche Auslandsschule gehören hierher. 

Nach Dr. Walter Koch ist der Fehler unseres bisherigen Schul¬ 
wesens die politisierte Staatsschule. Die „freie“ vom Staat mög¬ 
lichst unabhängige Schule, wie sie in Amerika, England, Rußland, 
Oesterreich (Polen) schon lange in die Tat umgesetzt ist, ver¬ 
dient stärkere Berücksichtigung. Zu gleichem Ergebnis kam auf 
Grund ihrer praktischen Erfahrung Frl. Gerhardt von der deutschen 
Schule in Bukarest. Sie zeigte, wie die freie, d. h. vom Mutterland 
und ihren Schulbehörden unabhängige deutsche Auslandsschule 
vor der Orientreise des letzten Kaisers (1898) in hoher Blüte stand, 
wie dann aber der Fluch des Berechtigungswesens, die Abhängigkeit 
von der Heimat in der Auswahl der Lehrer und in den Lehr¬ 
plänen und schließlich der Versuch, aus der deutschen Schule 
eine politische Propagandaschule zu schaffen, zum ideellen Zu¬ 
sammenbruch führte. 

Die gleiche Frage, ob Trennung der Schule vom Staate oder 
Unterordnung der Schule unter den Staat vorzuziehen sei, be¬ 
handelte Dr. Deiters, allerdings wenig glücklich. Er verwarf 
beide Ansichten als gleich verwerflich, ohne einen befriedigenden 
Ausweg zu geben, denn mit „Autonomie der Erziehung“, und mit 
„Selbstverwaltung“ löst man diese Gegensätze nicht, ebensowenig 
wie mit dem vorgeschlagenen „Reichsschulrat“ — eine Art dau¬ 
ernder Reichsschulkonferenz — die Volkseinheit in Schulfragen 
verkörpert werden kann. Eine Hauptforderung der entschiedenen 
Schulreformer ist die Gemeinschaftserziehung, wie sie z. B. in 
den Landerziehungsheimen praktisch geübt und durch den Schul¬ 
gemeindeerlaß und durch die Eltembeiräte auch für großstädtische 
Unterrichtsanstalten erstrebt werden sollte. Daß die alte Schule 
keine Gemeinschaft darstelle, führte Lydia Stöcker des näheren 
aus. Ueberall erblicke man Gegensätze und betone sie. Stand, Be¬ 
kenntnis und Parteirichtung scheiden Eltern, Lehrer, Schüler von¬ 
einander und untereinander. Hinzu kommt der Gegensatz von 
Lehrer und Lehrerin, Akademiker und Seminariker, ferner die 
verschiedene Entlohnung von Mann und Frau, bei gleicher Ar¬ 
beitsleistung und gleicher Vorbildung. 

Für eine wahne Gemeinschaftserziehung verlangte Frau Dr. Weg¬ 
scheider-Ziegler deshalb ein Zusammenarbeiten von Mann und 
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Frau als gleichwertige und gleichberechtigte Erzieher. Aus glei¬ 
chem Grunde ist auch die Koedukation zu fordern. Das sexuelle 
Elend kann durch sie am besten mit gelindert werden. Klostertum 
und Militarismus sind ein hervorstechendes Merkmal der alten 
Schale und haben die einseitige Bevorzugung des Mannes gebracht. 

Die Forderung nach der Einheitsschule verbindet sich in jüngster 
Zeit immer mehr mit der Forderung nach einer Arbeitsschule, 
wie sie besonders das Schulprogramm der Sozialdemokratie im 
letzten Jahrzehnt vertrat, zurückgehend auf Rousseau und Lisanow 
und auf praktische VoibikLer, wie sie in jüngster Zeit auch das 
Ausland bot. 

In diesem Sinne berührt sich der Umriß einer Versuchsschule, 
wie ihn Professor Oestreich gab, mit dem Gedanken der Schul- 
farm, einer Schülersiedlung am Rande der Großstadt, wie ihn 
Ludwig Gurlitt zuerst geäußert hatte. Von diesen mehr oder 
weniger utopistischen Plänen führten die Ausführungen des Rektors 
Seinig-Charlottenburg, bekannt durch seine Schrift: „Die redende 
Hand“ wieder in die Wirklichkeit. .Seit 1896 bis zur Revolution 
in dauerndem Kleinkrieg mit seiner Vorgesetzten Behörde, leitet 
er seine Schule nach den Grundsätzen des Arbeitsunterrichts, der 
die Handarbeit in den Gesamtunterricht bringt. Die Handarbeit 
kann Werkstattunterricht und Werkunterricht sein. Der erste ist 
wahlfrei eine Art Handfertigkeitsunterricht, je nach Neigung und 
Geschicklichkeit der Schüler, der letztere obligatorisch. Im Rahmen 
des Arbeitsunterrichts kann besonders der Zeichenunterricht aus¬ 
gestaltet werden, der manuelle Geschicklichkeit gibt und zum 
plastischen Denken erzieht. In der Arbeitsschule wird die Ohr- 
und Mundmethode durch die Augen- und Handmethode ersetzt. 

Mit dem Lehrer der neuen Schule beschäftigten sich die Refe¬ 
rate : Verfall und Erneuerung des deutschen Oberlehrerstandes; 
Selbstverwaltung bei JLehrer und Schüler und „Hochschulreform“. 
Wie neue Staatsverfassungen an sich noch nicht genügen, einen neuen 
Staat zu schaffen, so kann auch mit äußeren Reformen und Er¬ 
lassen noch keine neue Schule geschaffen werden. Der Wille des 
Lehrers zur Reform muß geweckt werden. Der jetzige Lehrer ist Lehr¬ 
beamter geworden, fremd dem Volke, abhängig von der Behörde 
und daher innerlich meist unfrei. Er wird eine freie Persön¬ 
lichkeit, wenn die Schule nicht bloß eine behördliche Angelegen¬ 
heit ist. Die Oeffentlichkeit des Unterrichts gibt allein den 'Geist 
unmittelbarer Verantwortung. Das: „Fachlehrersystem“ verachtete 
den Pädagogen und vernachlässigte die pädagogische Eignung. Das 
pädagogische Probejahr hat daher am besten dem Studium und 
der Fachausbildung vorauszugehen, wie es auch der ministerielle 
Entwurf vom August 1919 vorsieht Wenn der Referent jedoch 
auf Grund der einseitigen Prämisse: Pädagogik ist eine Kunst 
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und nicht Wissenschaft, verlangte, daß die Ausbildung des Lehrers 
an einer pädagogischen Akademie erfolgen müsse, die schon der 
Raumfrage wegen von der Universität loszulösen sei, so wäre das in 
Wirklichkeit nichts anderes als eine Neuauflage des Lehrerseminars, 
dessen Beseitigung gerade von den Volksschullehrern mit allen 
Mitteln erstrebt wird. Das Haupthindernis für die Selbstverant- 
wtortung des Lehrers ist die Stellung dies Direktors als Vorgesetzter. 
Nur eine kollegiale Schulleitung vermag zu solcher Selbstverant¬ 
wortung zu erziehen. 

Daß Schulreform nicht ohne Hochschulreform möglich ist, führte 
Universitätsprofessor O. Braun-Münster aus. Unsere Hochschulen 
leiden am einseitigen Spezialistentum und am Historismus. Das 
Studium auf der Universität führt nicht genug in das Gegenwarts¬ 
leben. Die Vorlesung muß durch Verbindung mit Uebungen zur 
wahren Arbeitsgemeinschaft entwickelt werden. In der immer noch 
bestehenden Einrichtung der Fakultäten und Abgrenzung der ver¬ 
schiedenen Dozentengruppen zeigt sich besonders der Zwang ver¬ 
alteter Institutionen, ebenso wie in der Art der Festsetzung des 
Kolleggeldes. Mehr als die bisherige Alt-Heidelberg-Romantik mit 
ihrer Pflege von Wein, Weib, Gesang, tut dem modernen Studenten 
soziale Arbeit not. Aus diesem Grunde ist ein häufigeres Zu¬ 
sammenleben oder doch wenigstens ein Zusammenarbeiten des 
Studenten mit dem Arbeiter erstrebenswert. (In gewissem Sinne wird 
die wirtschaftliche Notlage der nächsten Zeit von selbst dazu 
führen). Die Forderung nach sozialer Betätigung im Dienst der 
Volksgemeinschaft war auch der Inhalt der Ausführung des Stadt¬ 
schulrats Dr. Buchenau. Die leider bei uns vorhandene Trennung von 
Kultur und Volk war eine Folge des bisherigen Individualidealismus 
auf dem Gebiet der Erziehung, der durch einen Sozialidealismus 
ersetzt werden muß. Dieser Sozialismus muß ferner mit dem Huma¬ 
nismus, wie ihn Kant, und unsere Klassiker zu Anfang des 19. 
Jahrhunderts vertraten, vereinigt und ausgeglichen werden. Mit 
der Frage der Einheitsschule eng verknüpft ist die Frage nach 
den Methoden der Schülerauslese. Ueber seine Erfahrungen auf 
diesem Gebiete an der Berliner Begabtenschule, die dem Köllnischen 
Gymnasium angegliedert ist, sprach Oberlehrer Dr. Schönebeck. 

Der Pädagoge und der Psychologe, möglichst in einer Person 
mit dem psychologisch gründlich vorgebildeten Lehrer vereint, 
müssen die Auswahl treffen. Das Experiment allein genügt nicht, 
die Begabung festzustellen. Gerade das Schöpferische der Begabung 
entzieht sich dem Experiment. Statt oder neben den bisherigen 
Zeugnissen, die einseitig nur Leistungen beurteilen, müssen soge¬ 
nannte Beobachtungsbogen angelegt werden, die unter Mitwirkung 
auch des Elternhauses neben den Leistungen auch die Fähigkeiten 
feststellen, und zwar nicht nur auf dem Gebiete der Intelligenz, 
sondern auch auf dem des Willens- und Gefühlslebens. 
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Wie nötig der Pazifismus in der neuen Schule ist, und im Sinne 
der neuen Reichsverfassung auch in der Schule für den wahren 
Volkerbundsgiedanken zu wirken, zeigte ein kurzer Bericht des 
Oberlehrers Dr. Witte. Alle Unterrichtsfächer, besonders der Ge¬ 
schichtsunterricht, müssen von dieser Gesinnung durchdrungen 
sein. Nur so ist ein Gegengewicht zu der bisher üblichen natio¬ 
nalistischen Erziehung zum Völkerhaß gegeben. Erforderlich ist 
dazu vor allem die Säuberung der Schülerbibliotheken von soge¬ 
nannter Kriegsliteratur, die lediglich eine Verherrlichung des Krie¬ 
ges gibt und zur Völkerverhetzung führt. 

Die moderne Schulreform ist ohne die Jugendbewegung nicht 
denkbar und so war auch dem Thema Jugendbewegung ein großer 
Raum auf der Tagung zugewiesen. Daß die moderne Jugendbewegung, 
wie sie 1898 aus der Wandervogelbewegung erstanden ist, und 
1918 durch Gustav Wyneken und durch den freideutschen Jugend¬ 
tag auf dem Hohen Meißner neues Leben erhielt, recht eigent¬ 
lich die moderne Schulreform schaffe, war der Hauptinhalt dieser 
Ausführungen. Da der bürgerlichen Jugendbewegung wuchtig an 
Zahl die proletarische Jugendbewegung gegenübersteht, muß sich 
friiher oder später die Gesamtjugendbewegung mit dem Sozialismus 
auseinandersetzen. 

Mit diesen kurzen Gedankengängen sei aus der Fülle des Ge¬ 
botenen der Hauptinhalt der Tagung wiedergegeben. Daß in den 
Referaten bei aller Gemeinsamkeit auch manche Unterschiede, ja 
selbst Widersprüche sich zeigten, nimmt den hier vertretenen 
Ideen nicht ihren Wert, ebensowenig die Feststellung des Histo¬ 
rikers, daß manche dieser Ideen im 18. Jahrhundert bereits da 
waren. Ja, gerade die letztere Tatsache, daß die entschiedene 
Schulreform wieder da einsetzt, wo eine ursprüngliche Entwick¬ 
lung durch äußeren Eingriff gestört wurde, — ich meine die 
Gymnasialreform unter Johannes Schulze (1818—1858) —, läßt 
hoffen, daß damit fruchtbares Neuland betreten wird. 

KARL LIN DOW: 

Die Förderung neuer Arbeitsmethoden. 

D ER § 1 des Betriebsrätegesetzes, der die Betriebsräte „zur 
Unterstützung des Arbeitgebers in der Erfüllung der Betriebs¬ 
zwecke“ verpflichtet, sowie der § 66, Ziffer 1, wonach der 
Betriebsrat gemeinsam mit dem Unternehmer „für einen möglichst 
hohen Stand und für möglichste Wirtschaftlichkeit der Betriebs¬ 
leistungen zu sorgen“ hat, sind das Ziel heftiger Angriffe gewesen. 
Politische Leidenschaft hat diesen Bestimmungen eine falsche Be¬ 
deutung unterschoben, weil man sie losgelöst vom ganzen als 
„Ding an sich“ kritisierte. Merkwürdigerweise hat man dagegen 
Ziffer 2 des § 66 fast gar nicht behelligt. Der betreffende Absatz 
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lautet wörtlich: „Der Betriebsrat hat die Aufgabe, in Betrieben 
mit wirtschaftlichen Zwecken, an der Einführung neuer Arbeits¬ 
methoden fördernd mitzuwirken.“ 

Die Kritiker des Betriebsrätegesetzes haben, gestützt auf die oben 
erwähnten Vorschriften in §§ 1, 66 1 , behauptet, das Gesetz solle 
den Kapitalismus wieder auf die Beine bringen, wobei sie über¬ 
sehen, daß nicht das kapitalistische System, sondern das deutsche 
Volk todwund am Boden liegt und dieses sich ohne die Hilfe des 
anderen nicht wieder aufraffen kann. Der § 66, Ziffer 2, verfolgt 
ganz den Zweck, den das Gesetz überhaupt hat: Förderung der 
Produktion unter Wahrung der Interessen der Arbeiter und Ange¬ 
stellten. Das deutsche Volk krankt an der geringen Ergiebigkeit 
seiner Produktion. Alle Notenpressen der Welt beseitigen nicht 
den Gütermangel. Mehr Güter brauchen wir und nur aus diesem 
Punkte sind wir zu kurieren. Die mangelhafte Arbeitstechnik ist 
durch eine rationelle zu ersetzen. Aber ob es sich um die Einfüh¬ 
rung neuer Maschinen oder um die Einführung des Taylorsystems 
oder einer anders gearteten wissenschaftlichen Betriebsführung 
handelt, immer haben sie die für die Arbeiter unerfreuliche Be¬ 
gleiterscheinung, daß sie Arbeiter „frei setzen“, wie man früher 
sagte oder wie der kapitalistische Ausdruck heute lautet, Arbeiter 
„überflüssig“ machen. Die politische und gewerkschaftliche Ar¬ 
beiterpresse hat ja diese Seite der Technik stets gebührend ge¬ 
würdigt, dafür wurden sie dann von der kapitalistischen Presse 
stets prompt als Feind des technischen Fortschritts denunziert. 

Wie lagen aber die Verhältnisse? Wer die lichtvollen Aus¬ 
führungen über diese Frage im „Kapital“ pachgelesen hat, der weiß, 
daß ein Kapitalist noch niemals eine Maschine aufstellte, wenn er 
keinen Vorteil für sich dabei herausspringen sah und die Praxis 
hat uns bewiesen, daß es heute noch nicht anders ist als damals. 
Die Verteidiger des Kapitalismus sagen allerdings, wenn ein Unter¬ 
nehmer eine neue Maschine aufstellt, dient er einem Volkswirt» 
schaftlichen Bedürfnis. Wir denken nicht daran, diese Behauptung 
zu bestreiten, aber die Frage sei gestattet: Stellt der Kapitalist 
Maschinen auf, um ein volkswirtschaftliches Bedürfnis zu befriedigen 
oder will er in erster Linie verdienen? Zweifellos denkt er zuerst 
an sich, aber wie bei allen wirtschaftlichen Fragen wirkt auch 
hier ein Moment auf das andere und Ursache und Wirkung sind 
so innig verbunden, daß eine Trennung häufig sehr schwer fällt. 

In seiner Philosophie der Technik behauptet Zschimmer: „Nicht 
das Bedürfnis ist die Mutter großer Erfindungen.“ Dagegen skiz¬ 
ziert M. Beer als Marxist die Entwicklung der gesellschaftlichen 
Zusammenhänge in seiner „Geschichte des Sozialismus in England“ 
folgendermaßen: „Der Schöpfungsprozeß war: wirtschaftliches Be¬ 
dürfnis, wissenschaftliches Forschen, technologische Erfindungen,, 
industrieller Sturm und Drang, Entfesselung der Produktivkräfte, 
soziale Revolution, neue soziale Auffassungen, Klassenkämpfe, ge- 
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setzliche Reformversuche.“ Im weiteren Verlauf seiner Darlegung 
beweist dann Beer die Richtigkeit seiner Entwicklungsreife. 

Die gegen den Widerstand errungene größere Kaufkraft der 
breiten Masse, ihre gestiegene Konsumfähigkeit erregten in dem 
Unternehmer den Wunsch, seinen Konkurrenten durch stärkeres 
Angebot und niedrigere Preise aus dem Felde zu schlagen. Das 
berühmte Wort über diesen „industriellen Krieg der Kapitalisten 
untereinander“ aus „Lohnarbeit und Kapital“ schildert dies packend. 
Marx schreibt: „Dieser Krieg hat das Eigentümliche, daß die 
Schlachten in ihm gewonnen werden . . . durch Abdankung der 
Arbeiterarmee. Die Feldherren, die Kapitalisten, wetteifern unter¬ 
einander, wer am meisten Industriesoldaten entlassen kann.“ 

Die Geschichte des Kapitalismus beweist hinlänglich die Richtig¬ 
keit unserer Auffassung, daß die Unternehmer erst dann an den 
technischen Fortschritt denken, wenn sie ihren Vorteil dabei ge¬ 
sichert sehen. Eine Annonce in der Ullsteinpresse liefert dafür 
einen neuen Beweis. Der Ullsteinverlag erläßt ein Preisausschreiben 
für die Erfindung einer Beilagen-Einsteckmaschine, weil die 
Druckmaschinen nur bis zu einem gewissen Grade die Arbeit 
leisten können und durch Handarbeit ergänzt werden müssen. 
Diese teure Handarbeit soll durch die billige Maschine beseitigt 
werden. Wir bestreiten, daß die Kapitalisten sich Kopfzerbrechen 
um die Bedürfnisse des Volkes machen, denen genügen sie nur 
nebenbei und ohne diese Absicht. Wo aber kein Vorteil für die 
Unternehmer herausspringt, da haben sie schon sehr häufig Patente 
auf neue Erfindungen aufgekauft und sie in die tiefsten Tiefen ihrer 
feuerfestesten Feuerfesten versenkt. Solche neue Maschinen können 
unter Umständen die in Betrieb befindlichen Maschinen im Werte 
von Hunderttausenden entwerten. Aber nicht nur das Großkapital 
weiß sich der Ueberrumpelung durch neue Techniken zu erwehren. 
Am 14. Februar 1914 stand im Reichstag der Titel: Beitrag zur 
Herausgabe des Deutschen Handwerksblattes 10000 Mark zur Be¬ 
ratung. Der Sprecher der Sozialdemokraten, der Abgeordnete 
Brühne, verurteilte dabei, „daß im vorigen Jahr eine Innung be¬ 
schlossen hat, daß jedes Mitglied, das eine der Neuzeit entsprechende 
Maschine anschafft, eine Strafe zahlen muß.“ 

Diese Feindschaft der Unternehmer gegen den wirtschaftlichen 
Fortschritt soll jetzt der Betriebsrat brechen. Er soll bei der 
Einführung neuer Arbeitsmethoden fördernd mitwirken. Wird er 
die Hemmungen, nicht nur die der Unternehmer, sondern vor 
allem seine eigenen immer überwinden können? Diese Pflicht 
bedeutet für die Arbeiter die Probe auf den Goldgehalt ihrer 
sozialistischen Ueberzeugung. In so einer neuen Maschine steckt 
nicht nur Geist, sondern leider auch Kapital. Und Kapital hat das 
■nmanente Streben, sich zu vermehren. Die Maschine kann Zeit 
produzieren, aber sie wird auch rundes, rollendes Geld spucken, und 
bisher hat das Kapital über den Geist triumphiert. Die Maschine 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



136 


Die Förderung neuer Arbeitsmethoden. 


Difitized by 


verringert die Produktionskosten durch Verringerung der „Hände“. 
Daß diese Hände früher oder später (meistens später) irgendwie 
und irgendwo wieder Unterschlupf finden, verringert nicht das 
schmerzliche Doppelgefühl der Proletarier, die dabei mithelfen 
sollen, die neue Maschine einzuführen. Zahlenmäßig läßt sich die 
Wirkung neuer Maschinen auf die Zahl der Beschäftigten schwer 
nachweisen. Wir haben diesen Versuch einmal gemacht bei der 
Beurteilung der Wirkung der Technik auf die Beschäftigung der 
Hamburger Hafenarbeiter. 1 , Im Bericht über das Jahr 1918 schrieb 
der Hafeninspektor: 

„Die Getreidehebergesellschaft m. b. H. hat (laut Mitteilung 
derselben) im Berichtsjahr 1 381 935 Tonnen gelöscht, und da 
ein Gang Getreideakkordarbeiter von sieben Mann durchschnitt¬ 
lich pro Tag 110 Tonnen arbeitet, entspricht die mechanische 
Leistung 87941 Manntagen oder der Leistung von 282 Arbeitern 
pit> Tag. Man kann annehmen, daß an dieser Arbeitsgelegenheit 
ungefähr die doppelte Anzahl von Getreidearbeitern teilgenommen 
hätte, also zirka 564.“ 

Nicht besser sieht es bei den anderen Gruppen der Hafenarbeiter 
aus. Selbstentladende Kohlen- und Erzschiffe, Bunkermaschinen, 
Dampf und Elektrizität haben verhindert, daß die Zahl der Hafen¬ 
arbeiter mit der Zunahme der Arbeit gleichen Schritt hielt Im 
Jahresbericht 1910 schrieb der Hafeninspektor: 

„Wenn man zurückgeht auf das Jahr 1896, so ergibt sich eben¬ 
falls, daß die Zahl derselben im Verhältnis zum Verkehr be¬ 
trächtlich abgenommen hat. Damals gab es 4450 Schauerleute, 
die Hamburger Ein- und Ausfuhr seewärts betrug 8 520 000 Tonnen. 
Im Jahre 1909 erreichte derselbe Verkehr 16 340 000 Tonnen. 
Es müßten also 1909 nach der Maßgabe von 1896 rund 8800 
Schauerleute vorhanden gewesen sein, während es in Wirklichkeit 
nur 4532 waren.“ 

Nicht besser wird es in anderen Berufen liegen. Gewiß, die 
Leute finden im kapitalistischen Getriebe wieder Unterschlupf — 
aber wieviel Kämpfe es für den Arbeiter kostet, sich von einem 
alten und manchmal nicht einmal besonders angenehmen oder 
einträglichen, aber liebgewordenen Beruf zu trennen, das kann 
nur der empfinden, der selbst Arbeiter ist und der das Bittere 
vielleicht schon am eigenen Leibe gespürt hat. Es mag gewissen 
Leuten keine Beschwerde machen, heute Staatsdiener, morgen Bank¬ 
direktor und übermorgen wieder Staatsdiener zu sein. Aber die 
Arbeiter kostet es große, sehr große Ueberwindung, in einen andern 
Beruf unterzukriechen. Wer das nicht fühlt, wird es nie erjagen — 
hier heißt es nicht verurteilen, sondern verstehen, was nicht gleich¬ 
bedeutet mit verzeihen zu sein braucht. In Berlin gibt es Krafit- 


1 Karl Lindow: Die Verkehrs- und Arbeitsverhältnisse im Hamburger Hafen. 
Berlin 1915. Verlag „Courier“. 
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Wagenführer, die über ein Jahr arbeitslos sind, und noch immer 
können sie sich nicht entschließen, einen anderen Beruf zu ergreifen. 
Uns sind arbeitsfrohe Seeleute bekannt, die sich an den Strohhalm 
einer Hoffnung klammern, wieder eine Chance zu bekommen und 
die Landarbeit verschmähen. Die Arbeiter von Lancashire, die 
zur Zeit des Baumwollhungers mit zäher Verzweiflung an ihrer 
Arbeit festhielten, scheinen uns heute nicht mehr zunftbeschränkt, 
wenn wir sie auch nicht revolutionär nennen können. Sie weigerten 
sich andere als „Facharbeit“ anzunehmen. Wenn heute alle Arbeiter^ 
die durch den Zusammenbruch in Deutschland aus dem Geleise ge¬ 
schleudert sind, sich solange der Produktion fernhalten wollten, 
bis sie wieder in ihrem Beruf arbeiten können, dann sind wir zum 
Tode verurteilt. Aber revolutionär ist das ganz gewiß nicht 

Das mag sich auch das Hamburger Organ der Unabhängigen ge¬ 
sagt sein lassen, das sich zum Wortführer der streikenden Ham¬ 
burger Bäcker aufwarf. Bei Licht besehen, streiken die Hamburger 
Bäcker gegen den technischen Fortschritt und waren deshalb von 
vornherein zum Unterliegen verurteilt. Die jetzt aufgehobene Kontin¬ 
gentierung verteilte das Mehl gleichmäßig auf die Köpfe jedes 
Beschäftigten. Die Folge war, daß die mit Maschinen arbeitenden 
Betriebe, die das dreifache hersteilen können, sich den Handbe¬ 
trieben anpassen mußten. Es wurden zwar mehr Bäckergesellen 
beschäftigt, aber der Allgemeinheit wurde das Brot verteuert. Es 
steht hier das Interesse der Bäcker gegen das der Volksgesamtheit« 
Mit denselben Beweismitteln, mit denen die Bäcker gegen die Auf¬ 
hebung der Kontingentierung vorgingen, können sie morgen als 
Betriebsratsmitglieder gegen die Einführung von Backmaschinen in 
diesen oder jenen Betrieb Vorgehen. Damit verstoßen sie gegen 
die Ziffer 2 des § 66 des Betriebsrätegesetzes. Aber durch einen 
solchen Kampf kommen sie auch mit dem § 68 in Konflikt, wonach 
der Betriebsrat dafür zu Wirken hat, daß von beiden Seiten Forde¬ 
rungen und Maßnahmeri zu unterbleiben haben, die das Gemein¬ 
interesse schädigen. 

Schädigt aber die Einführung neuer Arbeitsmethoden jemals die 
Gemeininteressen? Das gesamte Deutschland ist heute an mög¬ 
lichst billiger und möglichst produktiver Arbeit dermaßen inter¬ 
essiert, daß die ausführliche Beantwortung der Frage sich erübrigt. 
Außerdem ist der Kampf gegen neue Arbeitstechniken völlig aus¬ 
sichtslos. Wollten wir die Aussichtslosigkeit eines solchen Kampfes 
näher beweisen, könnten wir uns darauf beschränken, das Kapitel 
„Kampf zwischen Arbeiter und Maschine“ aus Marxens „Kapital“ 
abzuschreiben und dann auf die Gegenwart verweisen. 

Die Arbeiter dürfen nicht nur nicht dem technischen Fortschritt 
Steine in den Weg legen, sie müssen ihn als Sozialisten sogar 
fördern — wie es das Gesetz befiehlt. Denn nur eine Gesellschaft, 
die sich kapitalistisch restlos und voll entwickelt hat, ist reif für 
den Sozialismus. Die Arbeiter haben dafür Sorge zu tragen, daß 
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nicht nur das Kapital, das in der Maschine steckt, Geld macht, 
sondern auch der Geist, der mit dem Kapital in der Maschine haust, 
Zeit produziert. Wohl kämpft ein gut Teil Bosheit und Profitsucht 
gegen den Achtstundentag, aber auf der anderen Seite stehen auch 
Leute, die der Verlängerung der Arbeitszeit (und sei es nur durch 
gutbezahlte Ueberstunden) das Wort reden, weil mehr produziert 
werden muß. Die Maschine, die rationelle Arbeitsmethode muß 
die Welt überzeugen, daß der Achtstundentag die „gesellschaftlich 
notwendige Arbeitszeit“ ist, von der Marx spricht. Wohl manches 
Mal, fürchten wir, wird sich das proletarische Solidaritätsgefühl der 
Betriebsratsmitglieder dagegen aufbäumen, durch die Einführung 
neuer Techniken Arbeitsbrüder, wenn auch nur vorübergehend, 
brotlos zu machen. Aber als Sozialisten können sie sich dem 
Segen des technischen Fortschritts nicht verschließen. Ihre Auf¬ 
gabe wird es vielmehr sein, den verdrängten Arbeitsbrüdern das 
Opfer so schmerzlos wie möglich zu machen. Hier eröffnet sich 
den Betriebsräten eine segensvolle Aufgabe. 


LABOR: 

Das Ende der Markflucht? 

Z UR Zeit der Katastrophenhausse notierte der amerikanische 
Dollar, die Standardwährung der Welt, an der Berliner Börse 
etwas über 100, heute nur mehr 50 — d. h., die deutsche 
Valuta hat sich in wenigen Monaten seit der Zeit ihres größten 
Tiefstandes um 100 Prozent gebessert. Damit erleben die Schieber 
in Gold und Silber, die Hamsterer der Realwerte, mit denen 
sie sich gegen eine fortgesetzte Verschlechterung der Papiermark 
versichern zu müssen glaubten, ein arges Debakel; und die Mark¬ 
flucht, die heillose, kapitalistische Angst vor der Papiermark, 
die ihren Patriotismus börsenmäßig dadurch dokumentierte, daß 
sie die Preise für Sachgüter, Valutapapiere und andere realgedeckte 
Effekten (außer den Staatsfonds!) panikartig und katastrophal auf 
schwindelnde Höhe trieb, beginnt zusammenzubrechen. An der 
Börse und den Warenmärkten hat ein weitgehender Preisabbau ein¬ 
gesetzt, der sich hoffentlich recht bald bis zum Massenkonsum 
fortsetzen wird. — Daß an den Börsen eine weitgehende Zurück¬ 
haltung eingesetzt hat, daß die aus blasser kapitalistischer Angst 
gezeugte Kaufwut des Spekulantentums weiteste Kreise (kaum 
hatten die Banken ja die physische Möglichkeit, die Aufträge 
überhaupt zu erledigen!) einen starken Dämpfer erlitten hat, 
kommt der Volkswirtschaft nur zugute. Nichts kennzeichnet ja 
überhaupt die chaotischen Zustände, die Krisenhaftigkeit des Ka¬ 
pitalismus stärker, als daß die Börsen nunmehr überhaupt auf¬ 
gehört haben, Spiegelbilder der wirtschaftlichen Konjunktur zu 
sein. Vor allen Dingen ist eines erfreulich, daß die Spürnasen, 
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die aus Steuerscbeu, Sozialisierungsangst und Mißtrauen zum 
Staatskredit allenthalben nach goldmark- und realwerthaltigen 
Werten schnüffelten, eine kalte Dusche bekommen haben und 
sich ein zweites Mal wohl kaum mehr so kopfüber in gleiche Unter¬ 
nehmen stürzen werden. Das aber kann nur zur Stabilisierung 
unserer Valutaverhältnisse beitragen. 

Und endlich ist noch eine andere günstige volkswirtschaftliche 
Rückwirkung zu erwarten. Die Denkschrift des Unterstaatssekre¬ 
tärs im Reichswirtschaftsministerium, Professor J. Hirsch, nennt 
sehr richtig als ein Charakteristikum der neuesten Entwicklung die 
Scheu des Kapitals vor Neuanlage. Während früher das Kapital 
gerade in Deutschland, sobald es im Betriebe entstanden war, 
ohne weiteres „in den Betrieb“ gesteckt wurde, während das frei¬ 
bleibende Kapital durch neue Emissionen für Neuanlagen alsbald 
aufgesogen wurde, verkriecht es sich jetzt vor der Steuerschraube 
in Ausgaben unproduktivster Art, in teuerstem Pelzwerk, ge¬ 
schnitzten Stühlen, kubistischen Bildern und in Schmuckwerk; es 
verkriecht sich auch in Rohmaterialen aller Art; neben das Ham¬ 
stern der Noten ist ein Hamstern von Eisenblöcken, Holzmengen, 
ja sefost von Anzügen und Schuhwerk getreten. Die vielgerühmte 
Leipziger Mustermesse verdankt einen guten Teil ihres Erfolges 
dieser „inneren Kapitalflucht“ — wie anders könnte der ganz be¬ 
sonders günstige Abschluß aller Luxusindustrien zu erklären sein! 
EHe Flucht vor der Papiermark war begleitet von einer Flucht des 
Kapitals aus der produktiven in die konsumtive Verwendung. Geht 
jene einem Ende entgegen, so findet auch diese automatisch ihre 
Hemmnisse. Und darin liegt das Bedeutsame der allerneusten Ent¬ 
wicklung, daß sie die Hoffnung aufkommen läßt, daß das Kapital 
allmählich wieder seiner wahren Bestimmung entgegengeführt wird, 
nämlich der Produktion zu dienen, nicht aber sich in den Kanälen 
überflüssigen Konsums zu verlieren oder überhaupt von der Bild¬ 
fläche zu verschwinden. Damit auch würde die volkswirtschaftliche 
Kapitalneubildung gefördert, die Kapitalnot gemildert und der 
drohenden Ueberfremdung unserer Wirtschaft durch den Kapi¬ 
talismus der valutastarken Länder auf dem besten Wege entgegen¬ 
gewirkt. 


Bücherschau. 

Dr. Karl Melchior: Deutschlands finanzielle Verpflichtungen aus dem 

Friedensvertrage. Heft 1 der Schriftenreihe „Die Friedenslast“. Die 

Probleme des Friedensvertrages in gemeinverständlicher Darstellung. 

Herausgegeben von der „Deutschen Liga für Völkerbund“. Verlag 

Hans Robert Engelmann. Berlin 1920. Preis 1,40 Mark. 

Der Versailler Friedensvertrag ist das Schicksalsbuch des deutschen 

Volkes. Trotzdem ist es leider eine Tatsache, daß nur ein kleiner Teil 

unserer Volksgenossen es kennt. Um so begrüßenswerter ist es, wenn 
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die Deutsche Liga für Völkerbund sich bemüht, aus dem Paragraphen¬ 
wirrwar die Einzelfragen herauszuschälen und von ersten Fachleuten 
behandeln zu lassen. Der Finanzfachmann unter den Friedensbevoll¬ 
mächtigten schildert in diesem ersten Heft in unübertroffener Sach¬ 
kenntnis die verheerenden Folgen der Finanzbestimmungen des Friedens- 
Vertrages. 

« 

% 

Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich. Herausgegeben vom 
Statistischen Reichsamt. 40. Jahrgang 1919. 

Jede Statistik hat in gewissem Sinne nur relativen Wert, da das von 
ihr behandelte Material meist schon längere Zeit zurückliegt und dadurch 
häufig an Interesse verloren hat. Andererseits sprechen Zahlen häufig 
eine beredtere und klarere Sprache als viele Worte.. Und so wird man 
auch das Statistische Jahrbuch für das Deutsche Reich stets mH besonderem 
Gewinn zur Hand nehmen, zumal es sich hier um Belege handelt, die für 
die wissenschaftliche Forschung, für unser gesamtes politisches, wirt¬ 
schaftliches und kulturelles Leben von außerordentlicher Bedeutung sind. 
Der vorliegende Jahrgang ist gegenüber den drei letzten Jahrgängen 
(1916—1918) wieder in erheblich erweitertem Umfang erschienen. Wie 
wir schon oben andeuteten, kann es sich hier nicht um Statistiken des 
Jahres 1919 handeln, so erwünscht uns auch diese heute wohl wären. So 
läßt sich nach dem vorliegenden Band weder beurteilen, ob uns das 
Jahr nach der Revolution schon auf irgendeinem Gebiet wieder empor¬ 
geführt hat, noch fehlen Angaben über das deutsche Kriegswesen, die 
deutschen Schutzgebiete und vor allem über den auswärtigen Handel. 
Letzteres möchten wir am meisten bedauern, zumal diese unverständliche 
Geheimnistuerei selbst in maßgebenden Kreisen nicht mehr verstanden 
wird. Es wäre doch sehr wünschenswert, wenn man sich endlich ein 
Bild davon machen könnte, was denn nun eigentlich aus Deutschland 
heraus- und was hineinkommt. Die Rücksichten, die während des Krieges 
genommen werden mußten, waren berechtigt, heute ist es geradezu eine 
Notwendigkeit, die deutsche Außenhandelsstatistik wieder der Oeffentlich- 
keit zugänglich zu machen. 

Von den vorliegenden Zahlen mögen hier einige besonders charakte¬ 
ristische angeführt werden, die zum Teil bis in die jüngste Vergangenheit 
reichen. Während das Deutsche Reich hach der Volkszählung am 1. De¬ 
zember 1910 eine Fläche von 540 857,2 Quadratkilometer mit einer 
Bevölkerung von 64 925 993 umfaßte, wird es nach Abtretung 
der durch den Friedens vertrag bestimmten Gebiete nur noch eine Fläche 
von 475 811,6 Quadratkilometer mit 58 859 857 Deutschen aufzuweisen 
haben. Hierbei sind die Gebiete, in denen eine Volksabstimmung über die 
Staatsangehörigkeit entscheiden soll, als zum Gebiet des Deutschen Reiches 
gehörig gerechnet. Das Saargebiet und Eupen-Malmedy sind nicht mit 
eingerechnet. Ein ebenso trauriges Kapitel ist die Tabelle über den Bestand 
der deutschen Kauffahrteischiffe, wenn man bedenkt, daß von unserer 
Handelsflotte von 5 238 937 Brutto-Registertonnen mit 83 898 Mann 
Besatzung im Jahre 1914 heute kaum mehr etwas in deutschen Häfen 
vorhanden ist. Ueber die Religionsverhältnisse der Bevölkerung mag es 
interessieren, daß am 1. Dezember 1910 etwa 40 Millionen als evan¬ 
gelisch, 24 Millionen als katholisch, hl5 000 als israelitisch und 214 000 
als freireligiös gezählt wurden. Auch hier dürften sich heute ganz 
andere Zahlenverhältnisse ergeben. — Auf das wirtschaftliche und soziale 
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Gebiet übergehend, sind die Angaben über die Lebensmittelpreise in 
den Jahren 1913 bis 1918 heute besonders beachtenswert. In Berlin 
stieg ein Kilogramm Rindfleisch von 1,76 Mark (1914) auf 4,33 Mark 
(1918), das Ei von 9 Pfennig auf 48 Pfennig, die Butter von 2,84 Mark 
auf 9,81 Mark für ein Kilogramm usw. Im Zusammenhang hiermit stehen 
die ständigen Steigerungen der Bergarbeiterlöhne und sonstigen Tage¬ 
löhne. Zum Schluß sei noch aus dem Kapitel „Berufsverbände“ die aller¬ 
dings jetzt weit überholte Statistik über die Arbeiterverbände im Jahre 
1917 wiedergegeben. Die Mitgliederzahl betrug danach: 



1916 

1917 

Freie Gewerkschaften . . . 

. 944 575 

1 277 709 

Christliche Gewerkschaften . 

. 178970 

293187 

Deutsche Gewerkvereine . . 

. 57 766 

79113 

Unabhängige Vereine . . . 

...... 178501 

144 658 

Wirtschaftsfriedliche Vereine 

. 137161 

136 143 


Summe 1 496 973 

1930810 


Nach der Revolution und während des ganzen Jahres 1919 konnte 
die Generalkommission der Gewerkschaften ein unaufhörliches Wachsen 
der Gewerkschaften feststellen, so daß die Gesamtzahl der gewerkschaftlich 
organisierten Arbeiter und Angestellten sich gegenwärtig auf über sieben 
Millionen beläuft. Hierüber wie über alle anderen Gebiete der sozialen 
Bewegungen wird aber erst das nächste Jahrbuch positive Angaben bringen 
können, die dann hoffentlich bis in die unmittelbare Gegenwart hinein¬ 
zuleuchten vermögen. Dr. Fritz Körner. 

* 

Wilhelm Reimes: Durch die Drahtverhaue des Lebens. Verlag Kaden & 
Co. Dresden 1920. Preis 4,50 Mark. 

Die individuelle Entwicklung ist meist typisch für die Entwicklung einer 
ganzen Epoche; denn das eine pflegt meist nur das Spiegelbild des 
anderen zu sein. Wie sehr das zutrifft, das beweisen die zahlreichen 
Veröffentlichungen, die gerade in den letzten anderthalb Jahrzehnten 
Arbeiter über ihren eigenen Werdegang gegeben. Auch das dieser Tage 
erschienene obengenannte Buch von Wilhelm Reimes, der Jahre hindurch 
Fraktionssekretär der mehrheitssozialistischen Reichstagsabgeordneten ge¬ 
wesen, gehört hierher. Die Wiege dessen, der dieses Buch geschrieben, 
stand mitten im zentrumschwärzesten Rheinland. Das ganze Elend des 
Proletarierdaseins umgab seine Jugendjahre: Nahrungssorgen, Kinder¬ 
reichtum des Elternhauses. Da gab es nicht viel Zeit zum Spielen und zu 
geistiger Beschäftigung. Die jüngeren Geschwister mußten gewartet 
werden und der Mutter, die gleich dem Vater im Erwerbsleben stand, 
gelegentliche Hilfsleistungen im Haushalt geleistet werden. Und gar 
bald hieß es, selbst in die Fabrikfron zu steigen und sich den Lebens» 
unterhalt selbst zu verdienen. Aber die Augen dessen, der all das durch¬ 
lebte, waren klar und offen. Gar bald wurde auch ihm die schreiende 
Ungerechtigkeit des Lebens fühlbar und sichtbar. Mit seiner ganzen, 
jugendlichen Kraft stemmte er sich dagegen. Er lernte rasch einsehen, 
wollte man erfolgreich diesen Kampf aufnehmen, so mußte man sich 
beruflich und politisch organisieren. So wurde Reimes Gewerkschaftler, 
so wurde er Sozialdemokrat. Dieses große innerliche Erleben und Sich- 
befreien muß man selbst in seinem Buche nachlesen. Es ist nicht pathetisch 
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vorgetragen, sondern mit schlichten Worten, aber dafür um so eindring- I 
licher, erzählt. Der agitatorische Wert seiner Sdirift läuft gewissermaßen ; 
nur so nebenher, er wächst aus den Tatsachen heraus. Das ganze wahrt ' 
vom Anfang bis zum Ende den Charakter der guten Erzählungsliteratur. 
Dazu tragen wesentlich auch die anderen Stücke des Büchleins bei, in 
denen er seine Militärjahre schildert, oder zarte Stimmungsbilder aus ’ 
dem Naturleben zeichnet. Gerade im letzteren kommt seine Beachtung ^ 
erheischende dichterische Begabung recht zum Ausdruck. Nur ein Mensch, 
der sich äufs innigste mit der Natur verbunden fühlt, ist imstande, sie 
so lebenswahr zu schildern, wie es Reimes getan. Und schon deshalb 
möchten wir dem hübsch ausgestatteten Buche das von einem Arbeiter 
für Arbeiter geschrieben ist, eine recht weite Verbreitung wünschen. 1. 

m 

Auslandswegweiser. Herausgegeben vom Hainburgischen Weltwirtschafts¬ 
archiv und dem Ibero-amerikanischen Institut. Bd. 1: „Argentinien“; 
Bd. 2: „Gesundheitlicher Ratgeber“. Hamburg 1920. Friederichsen. 

Die beiden vorliegenden Bücher kommen einem dringenden Bedürfnis 
entgegen, da wegen der unbefriedigenden Wirtschaftslage Deutschlands 
viele unserer Volksgenossen zur Auswanderung bereit sind. Wahrscheinlich 
wird sich ein ziemlich starker Auswanderungsstrom nach Südamerika 
und vor allem auch Argentinien richten. Die dort bestehenden Aussichten 
zu schildern, bezweckt eine schon recht ansehnlich angewachsene Literatur, 
deren innerer Wert aber weit geringer ist als ihr Umfang. Eine rühmliche 
Ausnahme bildet Stichels Buch, das nun in zweiter Auflage erschien, die 
an Tatsachenmaterial noch reicher ist als es die erste war. Neben allgemein 
orientierenden Abschnitten über Land, Volk und Staat und die Aussichten 
der Niederlassung enthält es 14 Kapitel über die wichtigeren Wirtschafts¬ 
zweige Argentiniens. Was hier gesagt wird, ist nicht bloß für den 
Auswanderer nützlich, sondern ebensosehr für den Wirtschaftspolitiker, 
der sich mit dem Auslande befaßt. 

Der „Gesundheitliche Ratgeber für Auswanderer“ wurde vom Archiv 
für Schiffs- und Tropenkrankheiten zu Hamburg zusammengestellt. Kurzen 
Bemerkungen über die gesundheitliche Tauglichkeit zum Auswandern 
schließen sich Darstellungen der in überseeischen Ländern und besonders 
in den Tropen am häufigsten aüTtretenden Krankheiten an, dann Abschnitte 
über die Bekämpfung von Insekten und anderem Ungeziefer, Behandlung 
von Schlangenbissen, Skorpionenstichen usw., Klima, Hitzschlag, Sonnen¬ 
stich, Essen und Trinken, Erschließung des Trinkwassers und Wohnung. 
Bei Erörterung der in wenig besiedelten Ländern auftretenden fremd¬ 
artigen Krankheiten wird mehr auf die Behandlung eingegangen, als es 
in Büchern, die für Laien in der Heimat bestimmt sind, üblich ist, weil 
eben der Auswanderer sich häufig ohne Arzt behelfen muß. 

_ H. Fehlinger. 


Eingelaufene Schriften. 

Dr. Ernst Neumann: Die Neugestaltung des Aerztestandes, des Kranken- 
Jiauswesens und . . . Sozialisierung des Heilwesens. Zweite Auflage. 
Verlagsbuchhandlung Richard Schoetz, Berlin, Wilhelmstraße 10. 
Preis 5,50 Mark. 

Dr. Theodor Heuß: Kapp-Lüttwitz. Das Verbrechen gegen die Nation. 
Verlag Hans Rob. Engelmann. Berlin 1920. 
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* 

In der Schritt wird nachgewiesen, 
daß die Wiederaufnahme der wirtschaftlichen Be¬ 
ziehungen zwischen Deutschland und Rußland ein dringendes Erfor¬ 
dernis sowohl der deutschen wie der russischen Wirtschaftspolitik ist. 
Alle dagegen erhobenen Einwände werden einer 
eingehenden Prüfung unterworfen. 
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6. Heft 8. Mai 1920 6. Jahrg. 


Nachdruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


M. BEER: 

Deutschland, 

Sozialismus und die kommenden Wahlen. 

ii. 

D AS Ergebnis der Konferenz von San Remo gewährt einen Ein¬ 
blick in die offiziell anerkannten äußeren Kräfte, die noch 
am Webstuhl der Zeit sitzen und Deutschlands Leichentuch 
weben. 

Die englischen Vertreter kamen” mit Vorschlägen, die ein Kom¬ 
promiß zwischen den in ihrem Lande vorhandenen Strömungen 
darstellen. Die kapitalistische Klasse Großbritanniens ist für die 
Niederhaltung des deutschen Wirtschaftsiebais, für die Unter¬ 
stützung der französischen Forderung auf strenge Durchführung 
des Versailler Friedens: die einst gefürchtete deutsche Konkurrenz 
soll sich nicht mehr erheben. Die Imperialisten, die die See- 
berrschaft für ein ausschließliches Recht der englischen Nation 
halten, sind derselben Ansicht, wie die englischen Kapitalisten. 
Die „Times“ läßt durdh ihre besten Federn den französischen 
Widerstand gegen eine Revision mit allen erdenklichen sophistischen 
Mitteln verteidigen. Andererseits erklärte sich die zur politischen 
Macht heranwachsende Arbeiterpartei für eine Revision des Ver¬ 
sailler Vertrags, und diese Forderung wird unterstützt von den 
unabhängigen Liberalen und von Lord Robert Cecil, die durch 
John Maynard Keynes’ Buch, sowie durch soziale Erwägungen 
zu ihrer Haltung dem Versailler Vertrag gegenüber veranlaßt 
wurden. Auch der Minister des Auswärtigen, Lord Curzon, konnte 
sich diesen Bestrebungen nicht verschließen und gab ihnen Aus¬ 
druck im Oberhause im Dezember 1919. Die in den Vereinigten 
Staaten nach derselben Richtung wirkenden Kräfte sind ohne 
Zweifel eine Ermutigung für die britischen Anhänger der Re¬ 
vision. Die Resultante dieser nach entgegengesetzten Richtungen 
wirkenden Kräfte war die Erklärung Lloyd Georges, daß die 
britische Regierung die französische Haltung unterstütze, anderer¬ 
seits aber eine Zuziehung deutscher Minister zur Besprechung über 
die Ausführung des Friedensvertrags verlangte und schließlich 
durchsetzte. 
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Optimistische Gemüter mögen hierin den Anfang der Revision 
des Versailler Friedens erblicken. Sie gehlen jedoch einer Ent¬ 
täuschung entgegen, außer, wenn in den Ententeländern sich eine 
Verschiebung der Machtfaktonen vollzieht. Die Anhänger der 
Revision sind dort noch keine positive Macht. Hingegen atzt 
die französische Bourgeoisie noch fest im Sattel und ist bei Strafe 
des Unterganges gezwungen, eine wirkliche Revision nicht zuzu¬ 
lassen. I 

Deutschlands unmittelbar gefährlichster Feind ist die fran¬ 
zösische Bourgeoisie und deren Militarismus. Sie sind es sowohl 
aus wirtschaftlichen wie aus traditionell-nationalen und geogra¬ 
phisch-strategischen Gründen. Frankreichs besitzende Klasse besitzt 
heute nichts weiter als die Wechsel auf Deutschland, die ihr der 
Versailler Friede ausstellte und die Deutschland unter Protest mit 
seiner Unterschrift versah. Von der Honorierung dieser Wechsel 
hängt die Existenz des bourgeoisen und militaristischen Frank¬ 
reichs ab. Der Weltkrieg raubte ihm einen großen Teil der heimi¬ 
schen Arbeitskräfte, zerstörte seine Industriegebiete, legte einen 
großen Teil seines Ackerbaues brach, und hinterließ eine Wirt¬ 
schaftskrisis, die zu meistern eä nicht mehr die Kraft hat. Der 
Frank sinkt, die Handelsbilanz wird immer ungünstiger, die Ab¬ 
hängigkeit von seinen kapitalkräftigen Ententefreunden immer 
drückender, wie dies aus den Ziffern seines Außenhandels un¬ 
zweideutig hervorgeht: 

Einfuhr in Millionen Franken Ausfuhr in Millionen Franken 


1919 1918 1919 1918 

Rohstoffe. 13221 10095 Rohstofie. 1936 997 

Nahrungsmittel . . . 8629 5639 Nahrungsmittel .... 969 419 

Fabrikate. 7927 6595 Fabrikate. 5383 2812 

_ Postpakete . 522 492 

Zus. 29777 22329 Zus. 8810 4720 


Im Jahre 1918 belief sich der Ueberschuß der Einfuhr über die 
Ausfuhr auf rund 17,5 Milliarden Franken, im Jahre 1919 auf 
rund 21 Milliarden. Eine sogenannte ungünstige Handelsbilanz 
ist an sich noch kein schlechtes Zeichen, denn in den Einfuhren 
können Waren vorhanden sein, die als Zinsen und Dividenden 
von im Auslande angelegten Kapitalien zurückfließen, oder ein 
Teil der Einfuhren kann durch Einnahmen aus Schiffsfrachten und 
Assekuranzen gedeckt werden. In normalen Jahren haben indu¬ 
striell hochentwickelte und kapitalkräftige Länder oft eine so¬ 
genannte ungünstige Handelsbilanz. Dies trifft jedoch bei Frank¬ 
reich in den genannten Jahren nicht zu. Diese Handelsbilanzen sind 
tatsächlich ungünstig, sonst würde die französische Valuta nicht 
so rapide sinken. Während der deutsche Kaufmann jetzt für 100 
schweizerische Franken 1040 Mark zahlen muß, zahlt er für 100 
französische Franken nur 340 Mark. Angesichts dieses Wirtschaft- 
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liehen Niedergangs klammert sich die französische Bourgeoisie an 
die dem deutschen Volke auferlegten Verpflichtungen. Der Ver¬ 
sailler Vertrag scheint ihr Rettungsanker zu sein. Der letzte 
Pfennig und die letzte Tonne Kohle soll aus Deutschland heraus¬ 
gepreßt werden. Sonst droht der französischen Bourgeoisie die 
Revolution. 

Die Wirtschaftliche Notwendigkeit fällt zusammen mit den natio¬ 
nalen Ueberlieferungen Frankreichs. Die nationalistischen Elemente, 
die gegenwärtig eine so‘wichtige Rolle in der französischen Politik 
spielen, sind von der Ewigkeit des Krieges zwischen Galliern und 
Germanen unerschütterlich überzeugt, und sie versuchen, den mit 
Hilfe von 27 Nationen über Deutschland errungenen Sieg zur 
ewigen Niederhaltung der deutschen Nation auszunutzen. Hinzu 
kommt das uralte und doch ewig neue national-geographisch¬ 
strategische Bestreben, den Rhein zur Grenze zwischen Gallien 
und Germanien zu machen. Wie Albert Sorel, Geschichtsschreiber 
der Französischen Revolution, ausführt, übt der Rhein eine be- * 
zaubernde Wirkung auf die französische Politik aus, wobei es 
sich ganz gleich bleibt, ob diese Politik von einem Richelieu, einem 
Danton, eäiem Guizot oder einem Clemenceau getrieben wird. 
„Die Auffassung des Rheins als Grenze zwischen Frankreich 
(Gallien) und Deutschland (Germanien) ist uralt. Die Römer 
kannten sie, die Könige Frankreichs träumten von ihr seit acht 
Jahrhunderten und machten sie zum Traume der Nation. Sie bildet 
die klassische Idee der auswärtigen Politik Frankreichs“ (Sorel, 
„l’Earope et la Revolution Frangaise", Band III, Seite 151—156). 
Der Ausgang des Weltkrieges schien die Verwirklichung dieses 
Traumes gebracht zu haben. Da aber die übrigen Ententemächte 
für eine derartige Verwirklichung nicht zu haben waren, wurde 
von französischen Federn der Versailler Friede mit Unmöglich¬ 
keiten belastet, um aus ihnen früher oder später die Möglichkeit 
der Vorschiebung der französischen Ostgrenze an den Rhein zu 
erlangen. Inzwischen führten die Franzosen in ihren nord¬ 
afrikanischen Kolonien die allgemeine Wehrpflicht ein, um eine 
genügende Anzahl von schwarzen Regimentern für diese Aufgabe 
ausbilden und heranziehen zu können. Hand in Hand mit diesen 
Plänen und Rüstungen geht zielbewußt und rücksichtslos die Po¬ 
litik der Niederhaltung der deutschen Wehrkraft, die Verringerung 
der deutschen Bevölkerungszahl, die Femhaltung des dem Hunger¬ 
tode geweihten Deutschösterreichs von ihrem Mutterlande, — trotz 
aller Selbstbestimmungsrechte, trotz aller entgegengesetzten Wün¬ 
sche Amerikas, trotz aller humanitären Reden Lloyd Georges und 
Asquiths. 

Angesichts diesem Sachlage, die durch kalte Ziffern und geschicht¬ 
liche. Tatsachen hier geschildert wurde, ist wohl die bange Frage 
gestattet: Was können unsere Minister bei der nächsten Konfe¬ 
renz in Spa ausricbten? Wie können wir überhaupt auf eine 
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erträgliche Zukunft hoffen, solange die Mächte, die jetzt am 
Webstuhle der Zeit sitzen, nicht durch andere Mächte ersetzt 
werden, die nicht Ausbeutung und Kampf, sondern gegenseitige 
Dienstleistungen und Zusammenwirken auf ihre Banner geschrieben 
haben? Das Wesen der Bourgeoisie, dieser vornehmlich kommer¬ 
ziellen Klasse, ist die Shylock-Natur: hier ist der Wechsel, — er 
muß honoriert werden, auch mit dem Herzblut bezahlt werden. 
Und hat denn die deutsche Bourgeoisie den besiegten Russen 
und Rumänen gegenüber wesentlich anders gehandelt? Brest- 
Litowsk und Bukarest geben die Antwort. Allerdings handelte 
sie nicht so heuchlerisch, nicht so raffiniert, wie die angelsächsische 
und französische Bourgeoisie. Aber der Unterschied ist doch nur 
ein gradueller. Der Charakter einer Gesellschaftsklasse wird durch 
ihre Lebensbedingungen geformt. Die moderne, industrielle und 
kommerzielle Klasse ist im Konkurrenzkämpfe, in harter Herrschaft 
über die Schwachen, in der rücksichtslosen Ausnutzung von Kon* 
• junkturen groß geworden; in diesem Milieu bildete sich ihr Cha¬ 
rakter; und sie kann ihn nicht ändern. Brest-Litowsk war eine 
Konjunktur, und eine noch profitablere — Versailles. Weder die 
englische noch die französische .Bourgeoisie werden sie sich ent¬ 
reißen lassen, ohne ihre Möglichkeiten erschöpft zu haben. 
Vae victis! 

Man wird das deutsche Volk nicht vollends verhungern lassen. 
Die Westmächte fürchten Explosionen. Im übrigen soll doch die 
proletarisierte deutsche Nation mit ihrer Arbeitstüchtigkeit und 
ihrer Anwendung der Naturwissenschaft auf Industrie und Land¬ 
wirtschaft die Franzosen gesund machen und den Engländern 
Profite verschaffen. Europa soll genesen am deutschen Wesen, 
aber anders als Geibel dies dachte. Groß und stark und unabhängig 
soll das deutsche Volk nicht mehr werden. Das verkündete Ver¬ 
sailles und das ist das Ergebnis von San Remo. 

Deutschlands Aufstieg hängt ab vom Aufstieg neuer Klassen, 
die andere Ideale haben. Und dieser Aufstieg vollzieht sich über¬ 
all, in Osten und Westen. Nicht nur in Rußland, Oesterreich und 
Deutschland, die den bittem Kelch der militärischen Niederlage 
bis zur Neige leeren müssen, kämpfen die Massen um eine neue 
Lebensordnung; auch in den Ländern der Sieger: in England, 
Frankreich, Italien, der Tschecho-Slowakei und Jugoslawien wenden 
die Massen sich mit Ungestüm neuen Idealen zu. Die Maifeier 
war in diesem Jahre eine Heerschau des europäischen Prole¬ 
tariats und aller Menschen, die nach sozialer Gerechtigkeit, nach 
internationaler Sittlichkeit dürsten. Deutschland kann diesen Auf¬ 
stieg verlangsamen otjer beschleunigen, je nach (seinem Verständ¬ 
nis und nach seiner inneren Ausgestaltung in den nächsten Jahren. 

(Fortsetzung folgt.) 
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PHILIPP SCHEIDEMANN:, 

Die Friedensresolution. 

Tagebuchblätter. 

U EBER die Entstehung (der Friedensresolution, die der Reichs¬ 
tag am 19. Juli 1917 angenommen hat, ist in letzter Zeit 
unheimlich viel geredet worden. Ob dadurch für die Allge¬ 
meinheit aber vollkommene Klarheit geschaffen worden ist, er¬ 
scheint mir doch einigermaßen zweifelhaft. Ein gutes Gedächtnis 
ist nicht hoch genug einzuschätzien. Aber nur wenige Menschen 
können sich rühmen, ein untrügliches Gedächtnis zu haben. Im 
Laufe meiner* parlamentarischen Tätigkeit habe ich hundertmal 
erlebt, daß bereits eine Stunde nach irgendwelchen Vereinbarun¬ 
gen mit anderen Fraktionen oder im Seniorenkonvent erhebliche 
Meinungsverschiedenheiten über das Vereinbarte entstanden sind. 
Natürlich hatte keiner der an den Vereinbarungen beteiligt ge¬ 
wesenen Herren nachher wider besseres Wissen gehandelt. Der. 
eine aber hatte die Vereinbarung in dieser, der andere hatte sie 
in jener Weise verstanden. Nun ‘stelle man sich die geradezu un¬ 
geheuerliche Schwierigkeit vor, diaß ein Mann plötzlich, frei aus 
dem Gedächtnis, sagen oder gar beschwören soll, was in einer 
bestimmten Besprechung — oft finden im Parlament innerhalb 
weniger Tage Dutzende gleichartiger Besprechungen über die 
gleiche Angelegenheit statt! — vor Jahr und. Tag vor sich ge¬ 
gangen ist! Jeder darf meiner Bewunderung gewiß sein, der 
in solchen Situationen bereit ist, sichere Auskunft zu geben. 

Ich besitze auch aus den Julitagen des Jahres 1917 Aufzeich- 
mmgen über die wichtigeren politischen Besprechungen, an denen 
ich teilgenommen habe. Die Aufzeichnungen sind entweder während 
der Besprechungen oder kn Laufe des gleichen, spätestens aber 
am nächsten Tage gemacht worden. Ich will daraus über die Vor¬ 
geschichte und das Zustandekommen der Juliresolution einiges zu 
Nutz und Frommen derer beisteuern, die dereinst berufen sein 
werden, die Geschichte des Krieges zu schreiben. 


27. Juni 1917. Am gestrigen Tage war der Parteiausschuß 
versammelt; der Vorstand der Reichstagsfraktion nahm an den 
Verhandlungen teil. Ich sprach über die Stockholmer Verhand¬ 
lungen. Die Debatte nahm eine charakteristische Wendung: alle 
vollkommen (einverstanden mit unserer Tätigkeit Aber — das war 
der Tenor aller Ausführungen —: die bevorstehende Kreditvorlage 
muß abgelehnt werden, wenn der Reichskanzler nicht klipp und 
klar seine Kriegsziele angibt und feste Versprechungen über die 
innere Neuordnung macht. Oradnauer und David , die als Mit¬ 
glieder des Fraktionsvorstandes das Wort nahmen . . ., suchten 
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die Stimmung zu beeinflussen unter Hinweis auf unsere bisherige 
Politik: Bewilligung, solange die Gegner nicht zum Frieden be¬ 
reit sind. Ich gab als Schlußredner den Anklägern des Reichs¬ 
kanzlers . . . recht, verwahrte mich aber dagegen, heute eine 
Festlegung der Fraktion zu beschließen. In der Politik gäbe es 
nicht nur ein Ja oder ein Nein. Wer könne wissen, wie die 
Dinge in einer Woche liegen! . . . Eine Resolution Lobe, durch 
die die Fraktion festgelegt werden sollte, war inzwischen, nach¬ 
dem Ebert auf Lobe eingewirkt hatte, zurückgezogen worden. — 
David, Ebert und ich waren für 7 Uhr zum Reichskanzler 
eingeladen worden. Ebert konnte nicht mitgehen, weil die Ver¬ 
handlungen über den Parteitag, über den er referierte, noch nicht 
zu Ende waren. Der Reichskanzler empfing uns, wie immer, sehr 
liebenswürdig. Sofort in medias res. Ueber Stockholm war er 
durch Wahnschaffe und Zimmermann genau informiert. Wir 
trugen dann die Beschwerden und Forderungen aus dem Partei¬ 
ausschuß vor. Er war von vornherein sehr kleinlaut. Von öffent¬ 
lichen Erklärung)» verspreche er sich jetzt gar nichts (er lehnte 
sie keineswegs direkt ab!), die Hauptsache sei, daß man endlich 
zu Gesprächen mit den andern komme. — David und ich wiesen 
nachdrücklich darauf hin, daß unsere einzige Hoffnung Rußland 
sei, deshalb müsse die Reidhsregieiung sich auf den Boden des 
Friedensprogramms stellen, das der Arbeiter- und Soldatenrat 
aufgestellt habe. Dann würde hoffentlich von Rußland aus auf 
die Ententeläiider ein so großer Druck ausgeübt werden, daß doch 
schließlich Verhandlungen zu erwarten seien usw. usw. — Aus 
den Ausführungen des Kanzlers ging immer mehr hervor, einen 
wie großen Wert er auf unsere Stockholmer Verhandlungen legt 
Wiederholt fragte er: „werden die Russen kommen?“ Wir müßten 
doch zugeben, sagte er, daß seine Erklärungen den Forderungen 
des Arbeiter- und Soldatenrats viel weiter entgegengekommea seien, 
als die irgendeiner der feindlichen Regierungen! Wenn wir ihm 
wenigstens einen französischen Sozialisten nennen könnten, der 
so wie die deutschen Sozialisten, sich zu dem Grundsatz bekenne: 
keine Annexion, keine Entschädigung. Dadurch würde seine Po¬ 
sition gleich wesentlich erleichtert. Von den feindlichen Regie¬ 
rungen erkenne doch keine die Formel des Arbeiter- und Soldaten¬ 
rats an. So seien auch alle darin einig, daß die Hergabe Elsaß- 
Lothringens an Frankreich keine Annexion, sondern eine Des- 
annexion sei. — Damit kamen wir auf die elsaßtlothringische 
Frage zu sprechen. . . David erzählte, daß er in Stockholm X. 
und Y. gegenüber gesagt habe: vielleicht könnten einmal nicht 
direkt aktive Staatsmänner Deutschlands und Frankreichs sich 
wegen Elsaß-Lothringens „betasten“. Das gefiel dem Reichs¬ 
kanzler sehr. Er war segar froh, als ich ihm zum Schluß Y. als 
einen Mann bezeichnete, der vielleicht die ersten Fühler nach 
Frankreich hin ausstrecken könne, da er ja doch die wichtige 
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Aussprache mit Thomas über Elsaß-Lothringen gehabt hätte. — 
Aus unserer Unterredung mit Bethmann Hollweg haben wir beide, 
Dr. David und ich, den Eindruck gewonnen, daß er die Lage 
als rettungslos ansieht und unter allen Umständen Schluß machen 
will. Er scheint sogar bereit, Elsaß-Lothringen wenigstens teil¬ 
weise zu opfern, wenn dadurch der Friede herbeigeführt werden 
kann. Ich sprach ön Verlaufe der Unterhaltung von der Lebens- 
mittelnot, die zur Hungersnot geworden sei; von den schlechten 
Ernteaussichten, den Streiks, Krawallen, und von der Unmöglich¬ 
keit, einen vierten Kriegswinter auszuhalten. Auch David, der im 
Parteiausschuß noch sehr wacker im Sinne des Ausharrens, wenn 
es unbedingt erforderlich sei, gesprochen hatte, schilderte grau in 
grau. — Der Reichskanzler war ersichtlich kleiner geworden. 
Er bat uns, ihm schnellsten» eine Denkschrift zu übermitteln, die 
ihm nützlicher sein werde, als wenn er unseren Vortrag rekapi¬ 
tuliere: „Sie sind ja beide schreibgewandt, machen Sie die Denk¬ 
schrift schnell.“ — Ich: „Gut; genügt es, wenn Sie sie am 
Sonnabend bekommen?“ Er: „Nein, nein, ich muß sie am Donners¬ 
tag schon haben; spätestens abends 6 Uhr, denn um 7 Uhr reise 
ich ins Hauptquartier.“ — Wir sagten zu und gingen. 

30. Juni 1917. Nachmittags 4 Uhr bei Helfferich; anwesend 
Wahnschaffe, Richter, Lewald, — David, Ebert und ich. — 
Helfferich will wissen, wi|e wir uns den Verlauf der Reichstags¬ 
tagung denken oder wünschen. Ich kam zuerst zum Wort und 
sagte ihm, was wir wünschen bzw. verlangen: Klares Kriegsziel 
(wie das unsere), Zustimmung zu den Verfassungsänderungen, * 
Ueberaahme der Führung in der Wahlrechtsfrage — um die 
Widerstrebenden in der Mitte zu gewinnen — durch die Regier 
rung. — Im Grunde genommen spielte sich die Sache genau so 
ab, wie beim Reichskanzler. Was ich im besonderen über die 
Bedeutung des Wahlrechts gesagt habe, baue ich schleunigst zu 
einem Artikel für den „Vorwärts!“ zusammen: „Reich, schaffe 
Recht!“. Helfferich suchte wieder alle Fragen, auf deren 
Stimnuingswert wir hinwiesen, „klein“ zu machen. Er wollte 
mich offenbar nicht verstehen, als ich ihm auseinandersetzte, daß 
ich auf jede einzelne der bisher vom Verfassungsausschuß beschlos¬ 
senen Fragen pfeife, weil ein starkes Parlament alle diese Kinker¬ 
litzchen nicht erst zu beschließen brauche; daß ich aber trotzdem 
aus politischen Gründen den größten Wert auf die Zustimmung 
der Regierung und die Verabschiedung durch den Reichstag lege! 
David unterstützte mich kräftig; ebenso sprang Ebert tapfer ein, 
besonders in der Kriegszielfrage. Als sei ein Gespenst durch den 
Saal gehuscht, guckten mich die Regierungsvertreter an, als ich 
ganz kühl bemerkte — bei der Frage des heiß ersehnten Friedens¬ 
schlusses —: „wenn der Reichskanzler, den ich gewiß hoch schätze, 
morgen ginge, so würde das den Frieden auch erleichtern! Ich 
setze voraus, daß ein ' besserer kommen müßte.“ — Keiner sagte 
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einen Ton, denn das hatten sie wohl begriffen, daß meine Be¬ 
merkung im Grunde genommen hieß: Ihr alle müßtet Platz machen 
für Männer ohne „Vergangenheit" in diesem Kriege. Dem Ministerial¬ 
direktor Dr. Lewald, den ich als enorme Arbeitskraft schätze, sagte 
ich auf den Kopf zu, daß er lediglich als Bremser im Verfassungs¬ 
ausschuß gewirkt hätte. Und Helfferich sagte ich: „wenn Sie 
einen anderen haben, so schicken Sie uns, bitte, Lewald nicht 
mehr!“ Uebrigens setzte David den Herren in brillanter Weise 
zu. Dias freut mich immer von ihm 1 , daß er Aug’ in Auge 
der Gesellschaft gegenüber so energisch ist, währendj er ihr in 
der Fraktion immer mehr Gerechtigkeit widerfahren laßt, als sie 
verdient. Die Besprechung, die sich wie gewöhnlich über alle 
Dinge zwischen Himmel und Erde erstreckte, dauerte von 4 bis 
7 Uhr, so daß ich dem Grafen Rödern, mit dem wir uns für 
1/26 Uhr verabredet hatten, abtelephonierte und neue Verabredung 
traf für den 2. Juli, vormittags s/^l 0 Uhr. — 

/. Juli 1917. Der „Vorwärts" bringt meinen Artikel: „Reich, 
schaffe Recht!"; ich rechne damit, daß er viel Staub machen wird, 
namentlich wegen der Forderung: gleiches Recht. — Von Payer 
ließ mich telephonisch bitten, zu ihm in den Reichstag zu kommen. 
Ich ging. Er wollte sich mit mir aussprechen wegen der jetzt zu 
beobachtenden Taktik. Wir waren in vielen Dingen ganz einer 
Meinung. Aber in der Hauptfrage leider nicht: wie schafft man das 
preußische Wahlrecht am schnellsten und besten? So wie ich die 
Frage im heutigen „Vorwärts"artikel, den er noch nicht gelesen 
hatte, den ich aber skizzierte, behandle, glaubt er nicht, daß die 
Sache geht. Es sei das eine „Vergewaltigung der Bundesstaaten", 
und dafür gebe es im Reichstag keine Mehrheit. Er ist der Mei¬ 
nung, daß wir über die Geschichte jetzt wohl am besten hinweg¬ 
kämen, wenn der Reichskanzler in noch bindenderer Weise die 
Regierung festlege, und zwar auch für das gleiche Wahlrecht. 
— Auch ist er nicht dafür, den Reichskanzler auf die Formel zu 
zwingen: keine Annexionen, keine Kontributionen. Als ich ihm 
sagte, daß der Reichskanzler auf mich den Eindruck gemacht 
habe, daß er im Grunde genommen vollkommen mit dieser Friedens¬ 
basis einverstanden sei und lediglich Bedenken geäußert habe, 
ob es klug sei, die Formel auszusprechen . . . meinte er: wenn 
der Reichskanzler es sagen will, habe ich natürlich gar nichts 
dagegen, aber ob es klug wäre, bezweifle ich nach wie vor! Er 
tadelte den Pessimismus des Reichskanzlersi und äußerte sich 
hoffnungsvoller über den U-Bootkrieg als der Reichskanzler. Er 
sei ganz einig mit uns gewesen in der Ablehnung des U-Bootkrieges, 
aber jetzt sei es doch nicht richtig, so zu tun, als habe er gar 
nichts• genützt; gewirkt habe er schon. Ich: ja, die erste Wir¬ 
kung war die Kriegserklärung Amerikas! Er: nun ja, das haben 
wir ja vorausgesehen! — Die Zensurtorheiten gegenüber der 
„Frankfurter Zeitung", auf die ich zu sprechen kam, will er im 
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Reichstag geißeln, ebenso die elsaß-lothringischen Schweinereien 
der militärischen Instanzen. — 

3. Juli 1917. Gestern vormittag Valü Uhr mit Ebert bei Graf 
Rödern. Er streift die neue Kreditvorlage nur, um dann allgemein 
politisch auf uns einzupauken. Er ist moderner und verständiger 
als Helfferich, erschrickt aber doch, als wir über Elsaß-Lothringen 
reden, und als ich beiläufig bemerkte: „was würde der Zar jetzt 
alles gewähren, wenn er noch etwas zu sagen hätte!“. Er: Sie 
können unmöglich russische Zustände mit den unseren vergleichen. 
Ich: natürlich gibt’s ungeheuerliche Unterschiede, aber wenn Sie 
in der Geschichte blättern, werden Sie finden, daß es in Eng¬ 
land im 17., in Frankreich im 18. und in Deutschland Mitte des 
19. Jahrhunderts lange nicht so schlimme Zustände gab als jetzt 
in Deutschland. — Von 1/2 11 Uhr ab beim Reichskanzler. — 
Alle Staatssekretäre sind da, bis auf Liesoo. — Der Reichskanzler 
hat im Hauptquartier offenbar nichts erreicht, denn er ist wieder 
„ganz fest“. Es gehe nicht an, sich öffentlich auf die Formel 
festzulegen, die wir von ihm verlangten. Er habe getan, was er 
glaube verantworten zu können, um zum Frieden zu' kommen, 
aber wie hätten ihm die Gegner geantwortet? — Die übrigen 
Fraktionsredner — alle Fraktionen waren vertreten außer den 
Unabhängigen — sprachen sich ähnlich aus, obgleich alle sehr 
klein waren. Auf die Reden, die David und ich hielten — ersterer 
sprach eine Stunde lang —, antwortete niemand etwas Stichhaltiges. 
In bezug auf den U-Bootkrieg schien es fast so, als ob schon keiner 
mehr das Karnickel gewesen sei. Man habe sich auf die Zahlen¬ 
angaben der Regierung verlassen (Capelle, Helfferich). Die ganze 
Geschichte verlief äußerst gedrückt. David und ich gingen der 
alldeutschen Gemeingefährlichkeit mit brutaler Rücksichtslosigkeit 
zu Leibe. — Die Sitzung dauerte von 1 / 2 II bis Punkt 4 Uhr. Da 
ich noch vom dürftigen Frühstück war (Ersatzkaffee, Brot und 
Kunsthonig), fiel ich nahezu um vor Hunger. — Nach einer kurzen 
Pause, die wir zum Mittagessen benutzten, traten Ebert und ich 
um 5 Uhr schon wieder bei Helfferich im Reichsamt des Innern 
an. Dort war nur ein kleinerer Kreis versammelt — unter Aus¬ 
schluß der Polen und Elsässer. In der Hauptsache geschäftliche 
Erörterung des Aufzugs der Plenarsitzungen. — Helfferich regte 
eine Kundgebung an für „Elsaß-Lothringen als sicheres deutsches 
Land“. Es hätte natürlich nur Zweck, wenn die Elsässer mit¬ 
machten. — Wir erklärten: und für uns hafs nur Bedeutung, wenn 
auch gesagt wird, daß Elsaß-Lothringen ein selbständiger Bundes¬ 
staat wird. Lange Gesichter — und es blieb alles in der Schwebe. 
Ende nach 8 Uhr. — Heute früh Verfassungsausschuß. Aber 
sofortige Vertagung, da die meisten Mitglieder das Verlangen 
ausgesprochen hatten, dem Hauptausschuß beiwohnen zu wollen. . . 

Im Hauptausschuß erwarteten die Abgeordneten von Stunde 
zu Stunde etwas Sensationelles. Ausführungen, die Ebert und 
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Nosloe in diesen Tagen gemacht haben, hatten — so wurde in der 
sozialdemokratischen Fraktion angenommen — Erzberger schließ¬ 
lich dazu geführt, die Konsequenzen zu ziehen, die ihm dann — 
fälschlicherweise! — den Ruf eingetragen haben, der Vater der 
Friedensiesolutjon zu sein. Das Verdienst Erzbergers bestand 
darin, daß er als der erste bürgerliche Abgeordnete sich endlich 
entschlossen und offen zu dem Standpunkt der Sozialdemokraten 
in der Friedensfrage bekannte. 

6. Jpli 1917. Die Bekehrung des Matthias! Der gestrige Tag 
wird z!u den bedeutsamsten zählen, die wir bisher im Hauptausschuß 
während der Kriegszieit erlebt haben. Erzberger hat sich zu der 
Auffassung bekannt, die meine Freunde und ich vertreten: wir 
Müssen unter allen Umständen Frieden zu schließen suchen. — 
Als Erzbeiger im Hauptausschuß sein aufsehenerregendes Be¬ 
kenntnis ablegte und den Vorschlag machte,. daß der Reichstag 
in einer Erklärung vor aller Welt dokumentieren solle, er lehne 
Eroberungsziele ab und stehe auf dem Standpunkt vom 4. August 
1914, saß ich noch im Verfassungsausschuß. Infolge des Krachs 
vertagte ich aber, um Zeit zu Verhandlungen (über den Antrag 18) 
zu gewinnen, und kam in dem Augenblick in den Hayptausschuß, 
als Erzberger seine Rede beendet hatte. Mein Freund Wendel, 
der Mitglied der Kommission war, sprang sofort auf, um mir seinen 
Platz abzutreten. So war ich gleich aus dem einen Kampf um 
die Dinge im Innern mitten im Getriebe um die große Frage 
des Kriegsendes. Nach unwesentlichen Erklärungen wurde auch der 
Hauptausschuß vertagt. — Im Laufe des Tages traten schon 
Vertreter der Sozialdemokraten, des Zentrums, der Fortschrittler 
und der Nationalliberalen zu Beratungen zusammen. Es bestand 
grundsätzliche Liebereinstimmung darin, daß eine gemeinsame 
Friedenserklärung versucht werden müsse. — Im Seniorenkonvent 
Einigung, daß die Kreditvorlage am Sonnabend nicht kommen 
darf. — Abends waren wir beim Reichskanzler: David, Ebert, 
ich, Hoch und Hoffmann-Kaiserslautem. Die Aussprache verlief 
wie üblich. Der Reichskanzler sprach sich sehr gründlich aus 
und nahm die Stellung ein, die er immer schon uns gegenüber 
im Kriege eingenommen hatte: er ist für einen Frieden der Ver¬ 
ständigung jedien Tag, hält es aber für falsch, sich von vornherein 
die Hände zu binden durch eine Formel, die er für sehr dehn¬ 
bar hält. 

7. Juli 1917. Lieber die gestrige interfraktionelle Sitzung will 
ich noch folgendes nachtragen: Sie fand nachmittags 3 Uhr 
im Obergeschoß, Zimmer 12, statt. Anwesend: Spahn, Erzberger, 
Müller-Fulda, Fehrenbach, von Payer, Müller-Meiningen, Haußmann, 
Gothein, Ebert, David, Südekum, Scheidemann, von Richthofen, 
Dr. Funk, Schiffer, Stresemann, von Calker. — Erzberger sprach 
noch einmal über seinen Vorschlag: Friedensbereitschaft wie am 
4. August 1914, und kein anderes Ziel: Verteidigung. — Von Rieht- 
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hofen betont, daß diese Frage nicht erörtert werden könnte, ohne 
daß gleichzeitig ein Personenwechsel eintrete. Einen Frieden 2u 
machen mit Bethmann Hollweg und Zfcnmermann werde das Aus¬ 
land ablehnen. — Erzberger will sich darüber nicht äußern. — 
Stresemannt wir sind kompetent, auch einen Wechsel im Personal 
zu verlangen. — Südekum ist der gleichen Ansicht. — Gothein 
ebenso. — Erzberger schildert nun die zweideutige Art, in der 
die deutsche Regierung Wilson behandelt hat, der bereit gewesen 
sei, Ende vorigen Jahres eine intensive Friedensvermittlung zu 
unternehmen. Er habe schließlich Bemstorff geradezu hinaus¬ 
geworfen. — Im weiteren Verlaufe sprachen von Payer, Erzberger 
und von Richthofen von Personaländerungen. — David verlangte, 
ganz im Sinne der Fraktion, eine deutliche Erklärung, wie sie der 
russische Arbeiter- und Soldatenrat formuliert hat. — Calker 
wünscht, daß in der gemeinsamen Erklärung etwas über Elsaß- 
Lothringen gesagt wird. Man solle verlangen, daß Elsaß-Loth¬ 
ringen ein autonomer Bundesstaat im Rahmen des Reiches werde. 
— Stresemann hält seine grundsätzliche Auffassung über die 
flandrische Küste, Kurland usw. aufrecht; er gibt seine ent¬ 
sprechenden Pläne aber auf, weil er nicht mehr glaubt, daß 
deren Durchführung möglich ist Uebrigens sei es selbstverständ¬ 
lich, daß weder er noch ein anderer, — wenn er nicht auf dem 
Boden der Erklärung stehe, — in ein parlamentarisches Ministe¬ 
rium eintreten könne. Es bestehe jetzt tatsächlich die Gefahr, 
daß alle Neutralen gegen uns Front macken könnten, weil sie 
der U-Bootkrieg dazu zwinge. Eine Erklärung, wie die projek¬ 
tierte, erscheine ihm nicht zeitgemäß, sie erscheine ihm direkt 
gefährlich, angesichts der russischen Offensive. Diese habe Erfolge 
gehabt, die in Paris ungeheuerlich gefeiert wurden. Er möchte 
gern wissen, wie wir Sozis uns stellen zu der Frage: können wir 
Kurland auf dem Wege der Verständigung bekommen? — David 
wies auf unser Stockholmer Memorandum hin. — Von Calker: 
wir können erklären, was wir wollen ; das Ausland glaubt nicht 
daran, wenn wir nicht einen Personenwechsel bekommen. — 

(Fortsetzung folgt.) 

Dr. KURT NAGLER: 

Das Problem 

der Koalition in sozialistischer Beleuchtung. 

D AS Chaos der politischen Wirtschaft muß dem Kosmos der 
wirtschaftlichen Politik weichen! Das ist die Lebensnotwendig¬ 
keit unseres engeren Vaterlandes und weiterhin der gesamten 
Menschheit Das ist der Sinn der sogenannten „Weltrevolution“. 
Wir stehen vor der Wahl, uns für die eine oder die andere Möglich¬ 
keit zu entscheiden, ja wir stehen buchstäblich vor der Wahl: Was 
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soll nun werden? Wie muß es werden? — Das Individuum versagt 
vor der Größe der Aufgabe, die Gesamtheit soll entscheiden. Es 
gilt die neue Gesellschaftsform nun zu entwickeln, sich zu organi¬ 
sieren im Wirtschaftsverband. Jede Organisation beruht auf gemein¬ 
samen Interessen und erstrebt gemeinsame Ziele. Jede Organisation 
ist eine Koalition, die Resultante gleichgerichteter Kräfte. 

Ungleich gerichtete Kräfte sind auszumerzen im Sinne einer größt¬ 
möglichsten Einheitlichkeit des Zieles und einer größtmöglichster 
Leistung in der Politik, d. h. des „relativ“ Erreichbaren. Der 
„Relativismus“ ist die Schranke einer Koalitionsregierung. Wir 
müssen deswegen untersuchen, was die bisherigen „Koalitionen“ 
erstrebt und erreicht haben und was die neue Koalition erstreben 
muß, damit wir zu einem Kosmos der „wirtschaftlichen Politik“ 
kommen. — Unter den bisherigen Koalitionen verstehe ich als erste 
die der Regierung des Prinzen Max von Baden, unter der zweiten 
die der Regierung Scheidemanns. 

Die jetzige Regierung in ihrer Zusammensetzung stellt augen¬ 
blicklich einen labilen Zustand dar, dem eventuell ein stabiles Gleich¬ 
gewicht beschieden sein kann, wenn die dritte Koalition nach der 
Wahl ihre wirkliche politische Notwendigkeit erweist. Man braucht 
nun nicht gleich mit Heinrich Strobel (Weltbühne vom 22. April 
1920) der jetzigen Regierung eine Unproduktivität an politischen 
Gedanken vorzuwerfen. Daran trägt nicht die Regierung Schuld, 
sondern wir als Wähler tragen eine Schuld, wenn es sich erweist, 
daß die Koalition eine unnatürliche ist gegenüber einer zu fordern¬ 
den natürlichen Koalition, die sich aus gemeinsamer Zwecksetzung 
ergibt. Hat die bisherige Koalition nun eine Berechtigung aus 
äußeren und inneren Gründen gehabt und hat sie diese noch, oder 
muß sich ein neues Fundament für die dritte Koalition ergeben? Und 
welches ist dieses Fundament? Können die bisherigen drei Koali¬ 
tionsparteien dieses Fundament auf bauen? 

Das sind die Fragen, die uns im folgenden beschäftigen sollen! — 
Scheinbar bestehen unüberbrückbare Gegensätze zwischen den drei 
Koalitionsparteien, Differenzen teils wirtschaftlicher, teils kultureller 
Natur. Ich erinnere nur an die „freie Wirtschaft“ der Demokraten 
und die „planmäßige oder gebundene Wirtschaft“ der Sozialisten, 
an die „Orthodoxie“ des Zentrums und das „Freidenkertum“ der 
Sozialisten. „Zwangswirtschaft“ und „Schulkompromiß“ stellen die 
Bastarde derartiger Mischehen dar. 

Und doch — das historische Werden der Koalition läßt den 
vorläufigen Zusammenschluß offensichtlich verschiedenartiger Ele¬ 
mente als berechtigt erscheinen. Das gemeinsame Friedensziel gab 
wohl den Anlaß zu einer engeren, zielstrebigen Arbeitsgemeinschaft 
gegenüber dem Annexionsprogramm der „nationalistischen“ Par¬ 
teien. Leider blieb es der Koalition nur Vorbehalten, die Erbschaft 
eines völligen Bänkerottes anzutreten. Daß es dabei wirklich nichts 
zu erben gab, das kann man, wenn man nicht völlig verblendet ist, 


* 


Digitized by 


Go», igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



155 


litt Problem der Koalition in sozialistischer Beleuchtung. 

den Erben nicht vorwerfen! Die Gefahr des Bankerottes eines 
wirklich verlorenen Krieges ließ sich nicht mehr abwenden. Die 
Gefahr des „Chauvinismus“ blieb weiter bestehen, sie gibt noch 
heute die Grundlage, auf der der Kampf gegen den National¬ 
bolschewismus geführt werden muß. Gemeinsame Gefahr wirkt 
als fester Kitt und führt also schon rein äußerlich zu gemeinsamer 
Abwehr zusammen. 

Das allgemeine Rettungswerk, die Ueberparteilichkeit im Inter¬ 
esse des Volksganzen, ließen dann aus der nur negativen Abwehr die 
positive Zusammenarbeit entstehen, die Koalition schuf die Ver¬ 
fassung von Weimar als das „relativ“ Erreichbare. Es war die 
Politik des Heute, der eine Politik der Zukunft folgen muß! Der 
Blick aufs Ganze mußte sich weiterhin ganz besonders auf die 
Wahrung der Reichseinheit richten gegenüber separatistischen Be¬ 
strebungen, die hier und da .auftraten. Noch hält das „Reich“ zu¬ 
sammen, ein Werk der Koalition, das eine einzelne Partei nie 
zuwege gebracht hätte. 

Der Wille zur Völkerversöhnung, zum wirklichen Menschheits¬ 
bunde, gab der Koalition einen tieferen Zusammenhalt, da sich die 
Gegner des Militarismus in ihr zusammenfanden. Die falsche Politik 
eines Noske bewies, daß wir von der Ueberwindung dieses Militaris¬ 
mus auch heute noch weit entfernt sind. Die Kapplade wirkte als 
die Kraft, die stets das Böse will und stets das Gute schafft. Der 
Koalition kommt demgemäß auch eine internationale Bedeutung 
zu, die sich in dem wachsenden Vertrauen des mißtrauischen Aus¬ 
landes unzweifelhaft kund gibt. Wir haben wieder internationalen 
Kredit in bezug auf die einfach selbstverständlichen Grundlagen 
einer völkerbundsfreundlichen Auslandspolitik. Auch das ist dem 
Konto der Koalition gutzuschreiben. 

Schließlich ist die „reale Demokratie“, um mit Eduard Bernstein 
(Vorwärts vom 24. April 1920) zu reden, stabilisiert, wenn man 
unter ihr nicht mehr und nicht weniger als „politische Gleichbe¬ 
rechtigung“ versteht. Folgt man dagegen den Ausführungen Max 
Adlers in seiner überaus interessanten Schrift „Demokratie und 
Rätesystem“ (Wien 1919), so kann man sich des Gedankens nicht 
erwehren, daß zum Begriff der Demokratie noch die „wirtschaftliche 
Gleichheit“ gehört. „Nicht die Demokratie als Idee wird bekämpft, 
sondern die Demokratie im kapitalistischen Staate.“ Und unser 
Staat, unser Volk sind noch ohne Zweifel kapitalistisch orientiert. 
Das „einheitliche Volk“, der wirklich einheitliche Volkswille, fehlt 
noch. Und der soll nun bei der Wahl zum Ausdruck kommen, 
wenigstens für eine Koalition auf Grundlage der Wirtschaftsdemo¬ 
kratie! Faßt man den „Sozialismus“ so auf, so vertritt er nicht 
nur Arbeiterinteressen, sondern er ist prinzipiell revolutionär, d. h. 
er vertritt von Grund aus umgestaltende Gemeinschaftsinteressen. 
Es handelt sich nunmehr um die „Organisation aller gesellschafts¬ 
erneuernden Kräfte gegenüber dem gesellschaftlichen Stillstand“. 
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Sozialismus ist Entwicklung. 

Aehnliche Gedanken vertritt ja auch Paul Lensch (Was wird aus 
der deutschen Arbeiterbewegung?), wenn er sagt: „Die — heutige 
— Verfassung weiß von den Arbeiterorganisationen als berufenen 
Vertretern der Politik nichts.“ Je mehr sich die Arbeiterklasse 
einfühlt in die ihr gestellte Aufgabe der Reorganisation ihres 
Staates, „desto mehr wird sich auch ihre praktische Stellungnahme 
zu Staat, Wirtschaft und Arbeit ändern. Das wird sich auch im 
Kampfe der Arbeiterklasse und der Gewerkschaften bemerkbar 
machen und hat sich schon bemerkbar gemacht“. Die bekannten 
acht Punkte des Wirtschaftskartells, wie ich es nennen möchte, 
des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, der Arbeitsge¬ 
meinschaft freier Angestelltenverbände und des Deutschen Beamten¬ 
bundes sind von fundamentaler Bedeutung, sie stellen die Grund¬ 
lage der dritten Koalition dar. Die Frage nach der Aufrechterhal¬ 
tung der jetzigen Koalition kann sich also nur so gestalten: Wie 
stellt sich die Koalition der drei Parteien und der in ihr organisierten 
Arbeiter, Angestellten und Beamten zu der kommenden „Wirt¬ 
schaftsdemokratie“? Wird die Parteikoalition die Notwendigkeit 
der Umgestaltung der politischen Wirtschaft zu einer wirtschaft¬ 
lichen Politik anerkennen? Wenn sie sich noch in diesem Sinne 
bewährt, so krönt sie gewissermaßen ihr Werk, sie kommt der 
organischen Entwicklung entgegen, sie löst mit das Problem des 
Sozialismus. Ein einheitliches Wirtschaftsprogramm, eine reine Be¬ 
darfswirtschaft der Konsumenten und eine geschlossene Aktion 
aller Wirtschaftsverbände, das sind die eisernen Notwendigkeiten 
unserer Zeit. 

Der Sozialismus wird damit zur unendlichen Aufgabe, die lösbar 
ist durch jeweilige Koalitionen, die sich aus wirtschaftlichen Not¬ 
wendigkeiten ergeben. Ob diese unendliche Aufgabe heute schon 
lösbar ist, das muß man bezweifeln. Doch es ist notwendig, auf 
ihre Lösbarkeit hinzuweisen. 

Vielleicht bedarf es erst noch der Durchdringung der Idee des 
Sozialismus in die Menschheit, denn Sozialismus ist nicht nur 
eine Wirtschaftsform, eine entwicklungsfähige Ausgestaltung der 
Gesellschaftsordnung, sondern auch ein Problem der Erziehung! 
Und diese Bedeutung des Sozialismus muß erst richtig erkannt 
werden. Jede Erkenntnis ist ja nur „relativ“, aber die Wahrheit ist 
absolut und sie ist nur in der unendlichen Arbeit der Menschheit 
an sich selbst zu finden. Als praktische Konsequenz müssen wir 
für die dritte Koalition fordern eine Beseitigung der Gegensätze 
von Parteien, deren Mitglieder im „Wirtschaftskarteil“ organisiert 
sind. Danr. schreiten wir vorwärts von der politischen zur wirt¬ 
schaftlichen Koalition! 
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Professor ROBERT CRAMPE: 

Die letzten Schritte zum Einheitsstaat. 

V ON dem hochherzigen Entschluß der Preußischen Landes¬ 
versammlung, der die Errichtung des deutschen Einheits¬ 
staates zum Ziele hatte, ist es recht still geworden. Es 
ist auch nicht zu leugnen, daß die Art ihres Vorgehens ziemlich 
ungeschickt war. Der Sturm im Süden hätte sich vermeiden lassen, 
wenn geschickte Verhandlungen diesem klar machten, daß er im 
wesentlichen seine alte Gestalt behalten solle, daß der Einheits¬ 
staat weit mehr demokratisieren kann, als der Bundesstaat, und 
daß recht viele hohe Reichsbehörden in den Süden verlegt werden ‘ 
können, damit er das Reich als etwas Eigenes und nicht als 
etwas Norddeutsches, „Preußisches“ empfinde. 

Am meisten würde der Süden zu gewinnen sein, wenn die 
Reichshauptstadt von Berlin weg in irgendeine mitteldeutsche 
Stadt verlegt würde, wie Kiesling in der „Glocke“ vorschlug. 
Auch viele norddeutsche Kreise würden damit durchaus einver¬ 
standen sein. Aber zurzteit scheint es aus finanziellen Gründen 
unmöglich, diesem Plan näher zu treten. Was würde allein ein 
einigermaßen brauchbares Reichstagsgebäude kosten, von der Unter¬ 
kunft des Reichspräsidenten und der Reichsregierung ganz zu 
schweigen! Wohl aber ließe sich München zur zweiten Reichs¬ 
hauptstadt machen, wo der Reichstag eine Zeit im Jahre tagen und 
der Reichspräsident und die Reichsregierung in eben dieser Zeit 
weilen müßten. Gebäude sind hier in ausreichender Zahl vor¬ 
handen, um allen Bedürfnissen einer Reichshauptstadt zu genügen. 
Man hat ja auch, als die Verhandlungen über den Anschluß Deutsch¬ 
österreichs schwebten, Wien zur zweiten Reichshauptstadt machen 
wollen. Was aber für Wien möglich gewesen wäre, ist für 

München wenigstens ebenso angängig. Und sollte später, was wir 
alle wünschen, Deutschösterreichs Anschluß an Deutschland doch 
möglich sein, so wird es sich auch darin bereit finden lassen, 
ohne daß Wien zweite Reichshauptstadt wird. Jedenfalls steht 
uns München näher als Wien, und die Gegenwart ist uns wichtiger 
als eine mögliche, wenn auch noch so heiß ersehnte Zukunft. • 
Unter besseren Verhältnissen könnte ja die Reichshauptstadt, wenn 
dies sich später auch als wünschenswert heraussteilen sollte, in 
eine Stadt Mitteldeutschlands verlegt werden. Als vorläufige Maß¬ 
regel halte ich die Wahl Münchens für ein ausgezeichnetes Mittel, 
den Süden für die unbedingt nötige Einrichtung des Einheits¬ 
staates zu gewinnen, und auch sonstige Reichsverdrossenheit dort 
zu beheben. 

Eigentlich handelt es sich bei der Errichtung des Einheits¬ 
staates ja nur um die Wiegräumung der letzten Hindernisse; denn 
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tatsächlich leben wir bereits in einem Einheitsstaate. Doch führen 
die Reste des früheren Umstandes zu unangenehmen Hemmungen. 

Die Frage dreht sich im wesentlichen um Preußen. Ueber 
Preußens Verdienste um Deutschland zu reden, ist unnötig, da 
sie so groß sind, daß sie für sich selbst sprechen. Aber beruhte 
nach der alten Reichsverfassung gerade auf Preußens Größe das 
Reich, war Preußens staatliche Einheit eine Vorstufe für den 
deutschen Einheitsstaat, so bildet sein Bestand in dem neuen Ein¬ 
heitsstaat, der aus eigener Kraft sich neben Preußen gebildet hat, 
eine Gefahr für die Reichseinheit. Für zwei Einheitsstaaten ist 
kein Raum auf deutschem Boden. Sie hemmen sich gegenseitig und 
nehmen sich die Lebensluft. Denn das ist der Grundunterschied 
zwischen Preußen und den andern deutschen Ländern: Diese sind 
durch unsere unglückliche Geschichte nur künstlich zu Staaten 
aufgeschwellt worden, in Wahrheit sind sie nur kommunale Selbst¬ 
verwaltungskörper ohne die Möglichkeit einer selbständigen Exi¬ 
stenz, und die neue Reichsverfassung gibt ihnen ihren natürlichen 
Charakter zurück. Preußen aber ist ein wirklicher Staat, der fast 
drei Viertel des Reichsgebiets umfaßt, und die Verfassung kann 
ihm künstlich sein Wesen nicht nehmen. Daher beruht das so 
oft gehörte Versprechen preußischer Minister, Preußen solle im 
Reiche aufgehen, wenn auch die andern Länder dazu bereit wären, 
auf einer völligen Verkennung der Verhältnisse. Denn Preußen 
hindert trotz seines anerkennungswerten nationalen Willens allein 
durch sein Dasein die natürliche Entwicklung zum Einheitsstaate. 
Die Länder hingegen wuchsen unter dem Wirken der Verfassung 
von selbst zu einem solchen zusammen, und zwar um so schneller, 
je weniger sie mit Preußen, dem sie verfassungsmäßig gleich¬ 
gestellt sind, rivalisieren können, wenn es eben kein Preußen mehr 
gibt. Denn die Rivalität mit diesem peitscht die Wahnvorstellung 
eines staatlichen Daseins in ihnen immer aufs neue auf. So bleibt 
nichts übrig, als daß Preußen, um seine geschichtliche Aufgabe 
restlos zu lösen, im Reiche aufgeht. 

Der Weg, auf dem das zu geschehen hat, ist in der Reichs¬ 
verfassung vorgezeichnet, wenn sie den preußischen Provinzen 
Vertretung im Reichsrat gibt. Die preußischen Provinzen müssen 
Länder werden. Natürlich müssen dann auch die Angelegenheiten, 
die nur in der Pflege eines Großstaates gedeihen können und 
noch nicht auf das Reich übergegangen sind, nach und nach, wie 
es das Bedürfnis in jedem Falle erheischt, dem Reich zugeteilt 
werden. Da die wichtigsten staatlichen Funktionen bereits Reichs¬ 
sache geworden sind, gibt es deren nicht mehr viele. Auch darf hier 
nur das unbedingt notwendige geschehen, weil die Länder eine 
möglichst große Selbständigkeit behalten müssen. 

Daß auch auf finanziellem Gebiet der Einheitsstaat uns so 
dringend nötige Ersparnisse bringen kann, ist einleuchtend. Das 
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Wetteifern der Länder auch in dieser Hinsicht mit Preußen fällt 
fort. Die neu aus den Provinzen entstandenen Länder, die natür¬ 
lich auf das einfachste einzurichten sind, weiden den alten Antrieb 
zttr Sparsamkeit geben. So würde sicherlich die kostspielige Mi¬ 
nisterherrlichkeit, über die mit Recht so viel geklagt wird, er¬ 
heblich eingeschränkt. 

Die Errichtung des Einheitsstaates ist eine zwingende Forde¬ 
rung unseres nationalen Lebens. Bei dem unseligen Kapp-Putsch 
hat, wie der Reichsminister Koch klagt, der Dualismus zwischen 
dem Reich und Preußen kläglich und beinahe lächerlich versagt, 
und er verlangt, daß derartige Zustände von Grund aus beseitigt 
werden. 

Ohne den Einheitsstaat ist eine befriedigende Gliederung des 
Reichs in Länder unmöglich, und ohne die glückliche Lösung dieses 
Problems wird das deutsche Volk keine Ruhe finden. Im nächsten 
Jahre tritt Artikel 18, Absatz 3—6, der Reichsverfassung in Kraft, 
welcher der Bevölkerung das Abstammungsrecht über ihre Landes¬ 
zugehörigkeit zuspricht, und dann wird die Frage des Einheits¬ 
staates brennend werden. Im Rheinland, im Rphrgebief, in Han¬ 
nover und zum Teil auch in Schleswig-Holstein drängen weite 
Kreise von Preußen weg. Soweit diese auf den deutschen Ein¬ 
heitsstaat hinzielen, ist die Bewegung gesund. Aber besonders im 
Rheinland und' im Ruhrgebiet kreuzen sich mit diesen Absichten 
Bestrebungen, jetzt noch von geringer Bedeutung, die auch vom 
Reiche nichts wissen wollen, die aber sich oft hinter der Maske 
der Reichstreue verstecken, um Gimpel zu fangen. Diese hoch¬ 
verräterischen Pläne könnten leicht eine größere Zahl von An¬ 
hängern finden, wenn auch den berechtigten Wünschen für ein 
stammesgemäßes Dasein im Einheitsstaate ein starker Widerstand 
entgegengesetzt würde. Ist der Einheitsstaat aufgerichtet, so 
stehen alle Löslösungsbestrebungen in ihrer scheußlichen Nacktheit 
als hochverräterische Gesinnungslosigkeit da. Und deshalb darf, 
um schweres Leid vom Vaterlande abzuwehren, die Frage des 
Einheitsstaates nicht der natürlichen Entwicklung überlassen, son¬ 
dern muß beschleunigt werden. Da das alte Preußen unter keinen 
, Umständen gehalten werden kann, werden auch seine leidenschaft¬ 
lichen Anhänger sich mit seinem Auf gehen im Reich abfinden. 
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ADOLF QUOSIG: 

Südamerikas industrielle Entwicklung und 
die Arbeiterfrage. 

I N weit größerem Maße, wie die Industrie Europas durch den 
mehr als vierjährigen Krieg vernichtet bzw. gestört wurde, 
ist diese Zeit der Abtrennung) rvon Europa für Südamerika Ver¬ 
anlassung zu einer unerwartet schnellen Entwicklung der eigenen 
Industrie geworden. Die südamerikanischen Staaten haben vor 
dem Kriege fast ihren gesamten Bedarf an Industrieerzeugnissen 
aus Europa, zum Teil aus Nordamerika bezogen. Deutschland 
war an der Versorgung Südamerikas mit Produkten aus allen 
Industriezweigen in hervorragender Weise beteiligt. 

Von einer Industrie, selbst von einem beachtenswerten Umfange 
des Gewerbes war vor dem August 1914 in Südamerika wenig zu 
spüren. Wohl hatten in Argentinien z. B. englische und nord¬ 
amerikanische Gesellschaften Fabriken und Werkstätten größeren 
Umfanges eingerichtet, so die Eisenbahnwerkstätten in Tafi-Viejo 
(Prov. Tucuman), welche aber auch nur den notwendigsten Be¬ 
darf, und diesen nicht einmal ganz, der englischen Eisenbahn¬ 
gesellschaft, der Besitzerin der Werkstätten, herzustellen in der 
Lage war, ferner eine Anzahl Zuckerfabriken und Brauereien, die 
großen Fleischkonservenfabriken von Lieblg u. a. In Bahia Blanco 
befanden sich mehrere Talgschmelzereien, in denen bereits vor 
dem Kriege viele Deutsche Beschäftigung gefunden hatten. 

Die deutschen Finanzleute waren — dies habe ich während 
meines Aufenthaltes in Argentinien des öfteren gehört — sehr 
zurückhaltend in ihren Unternehmungen, zum großen Leidwesen 
der Argentinier, die den Fleiß der Deutschen zu schätzen wußten. 
Während des Krieges haben Nordamerikaner die gesamte Fleisch¬ 
konservenfabrikation an sich gerissen und vertrustet unter der 
Führung der Firma Amour. Die Folgen dieser Vertrustung sind 
den großen Viehzüchtern des Landes nicht erspart geblieben. Sie 
sind gezwungen, ihr Vieh zu jedem gebotenen Preise abzugeben. 
Jetzt sind es nicht die Viehzüchter, die die Preise festsetzen, - 
sondern die Einkäufer, und diese zahlen sehr wenig, denn sie 
brauchen nicht befürchten, von anderer Seite überboten zu werden. 
Im vergangenen Jahre schwebten Verhandlungen zwischen argen¬ 
tinischen Interessenten und der deutschen. Regierung zwecks Er¬ 
richtung einer unter deutscher Regie stehenden Fleischkonserven¬ 
fabrik. Das zur Gründung benötigte Kapital in Höhe von fünf 
Millionen Pesos war bereits von argentinischen Geldleuten zur 
Verfügung gestellt. Aus welchem Grunde die Verhandlungen nicht 
zu Ende geführt sind, ist mir nicht bekannt. Es hieß seinerzeit, 
Deutschland befürchtete, die hergestellten Fleischkonserven nicht 
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bezahlen zu können. Ich bin der Ansicht, man, hätte ruhig zu¬ 
greifen sollen, noch dazu das Betriebskapital in Argentinien selbst 
aufgebracht werden sollte. 

In der ersten Kriegszeit mußten viele Fabriken ihren Betrieb 
bedeutend verkleinern, da es an Absatz der bisher gefertigten 
Artikel und an den bis dahin aus Uebersee bezogenen Halbfabri¬ 
katen fehlte. Bald machte sich aber Mangel an den bisher aus 
Europa importierten Waren unangenehm bemerkbar, wodurch der 
sonst nicht gerade unternehmungslustige Argentinier gezwungen 
war, Mittel und Wege zu finden, den Ajusfall durch eigene Er¬ 
zeugung auszugleichen. 

Argentinien, das bisher fast seinen gesamten Vorrat an Schaf¬ 
wolle exportierte, schuf sich bereits im ersten Kriegsjahr eine 
größere Wollwäscherei und -kämmerd. Andere folgten, und 
heute verarbeitet Argentinien bereits mehr als 20 Prozent der 
gewonnenen Rohwolle. Oie im Lande hergestellten Wollstoffe 
genügen vollständig, um den eigenen Bedarf und den der benach¬ 
barten Staaten zu decken. 

In gleicher Weise hat die Lederindustrie sich entwickelt, und 
selbst Maschinenfabriken sind in derartigem Umfange entstanden, 
daß die Unabhängigkeit von der europäischen Industrie nur noch 
eine Frage der Zeit ist. Die Südamerikaner haben die Ueber- 
zeugung gewonnen, daß es bedeutend lukrativer ist, die in ihrem 
Besitz befindlichen Rohstoffe an Ort und Stelle zu verarbeiten. 
Namentlich hat Brasilien aus dieser richtigen Erkenntnis heraus, 
unterstützt von den geschäftstüchtigen Yankees, sich in den ver¬ 
schiedensten Industriezweigen eine dominierende Stellung in Süd¬ 
amerika geschaffen. 

Brasilien stellt heute seinen gesamten Bedarf an Textilstoffen, 
Seidenfabrikaten u. dgl. selbst her. Nur Kunstseide anzufertigen, 
ist ihm noch nicht gelungen. Zum Schutze seiner jungen Textil¬ 
industrie hat die brasilianische Regierung die Einfuhr von Textil¬ 
waren sehr erschwert. Für Baumwollwaren existiert ein Einfuhr¬ 
verbot. 

Ebenso liegen die Verhältnisse in der Schuhfabrikation. Die 
Herstellung von Schuhen übersteigt bei weitem den Bedarf des 
Landes. Der Ueberschuß an Schuhwaren wird ausgeführt und gern 
gekauft, da die Fabrikate besser und billiger sind als die nord- 
amerikanischen Erzeugnisse. 

In und um Rio de Janeiro sind bedeutende industrielle Werke 
entstanden; Fabriken für landwirtschaftliche Maschinen, Küchen¬ 
geräte usw. Sogar eine Automobilfabrik befindet sich im Betrieb. 
Die Metallindustrie dürfte in Brasilien noch eine Zukunft haben, 
da das Land nicht arm an Erzen ist. So hat ein Nordamerikaner 
im vorletzten Kriegsjahre mit dem Abbau von Wolframerz be¬ 
gonnen. Das Erz enthält zirka 30 Prozent des genannten Metalles. 
Auch Manganerze werden in ansehnlichen Mengen gewonnen. 
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Es ist bekannt, daß in Bolivien, Bern und Ekuador noch nicht 
'abgebaute Gold- und Silberminien sich* befinden. Es fehlt hier 
nur an Unternehmern, Arbeitskräften und den notwendigen Trans¬ 
portmitteln, die Bodenschätze zu heben und dem Lande nutzbar 
zu machen. 

Es ist natürlich, daß bei einem derartigen Aufblähen der In¬ 
dustrie die Arbeiterfrage zu einer brennenden werden muß. Bisher 
rekrutierten sich die Arbeiter zum größten Teil aus der ein¬ 
heimischen Bevölkerung. Einen ‘ kleinen Teil nur machten die bei 
Kriegsausbruch im Lande befindlichen Ausländer, namentlich 
Deutsche und Italiener, aus. Es ist aber nicht richtig, anzunehmen, 
der Bedarf an Arbeitskräften wäre nun ein so großer, daß er 
ohne neuen Zustrom von Europa nicht gedeckt werden könnte. 
Im Gegenteil. Die Arbeitslosigkeit in den Städten ist immer noch 
groß, und ist durch die gleich nach dem Kriege einsetzende starke 
Einwanderung noch vergrößert. Nach dem Brüsseler „Peuple“ 
äußerten sich die argentinischen Arbeiterführer Marotta und Vengut 
über die Lage der Arbeiter in Argentinien folgendermaßen: „Die 
Einwanderung hat auf die Arbeiterverhältnisse einen stark nieder¬ 
drückenden Einfluß. Die Regierung sucht durch charlatanhafte 
Reklame mehr Arbeiter herbeizuziehfcn, als im Lande Beschäftigung 
finden können. Man will damit für die Unternehmer eine Reserve¬ 
armee von Arbeitslosen schaffen, um der Arbeiterbewegung ent¬ 
gegenarbeiten zu können.“ Man sieht, den Arbeitern, die nach 
kapitalistischen Staaten auswandern — und Amerika ist von Alaska 
bis zum Feuerland rein kapitalistisch — erwartet nichts Gutes. 
Nicht nur, daß ihr Geschick ein trostloses sein wird, sie ver¬ 
schlechtern auch die Lage des ausländischen Proletariats und er¬ 
schweren dessen Befreiungskampf. 

Das Zusammendrängen in den großen Städten und die drückende 
Lage der Arbeiterschaft dortselbst sind die Gründe für die vielen 
Unruhen, unter denen z. B. Argentinien in den letzten Jahren 
zu leiden hatte. Während des ersten Halbjahrs 1919 gab es in 
Buenos-Aires, welches ein' Fünftel der gesamten Bevölkerung Ar¬ 
gentiniens umfaßt, nicht weniger als 259 Ausstände, an denen 
262 319 Arbeiter der verschiedensten Gewerbe beteiligt waren. 
Die Behörden sind daher eifrig bemüht, die Arbeitslosen und auch 
die Neuankommenden in das Innere des Landes abzuschieben. Bei 
den Landfremden haben sie wohl Erfolg, doch nicht bei den 
im Lande bekannten Arbeitern. Diese fürchten die primitiven 
Zustande im Innern und die Entbehrungen, denen sie dort aus¬ 
gesetzt sind. 

In diesen Unruhen ist auch der Grund zu suchen, daß die Re¬ 
gierungen aller südamerikanischen Staaten mit allen Mitteln ver¬ 
suchen, die Organisierung der Aibeiterschaft, die Gründung von 
Gewerkschaften, zu unterbinden. 
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. Die Gewerkschaftsbewegung in Südamerika steckt in den Kinder* 
schuhen. Der einheimische, ungelernte Arbeiter stellt sich der 
Bewegung passiv gegenüber, und die einwandernden Arbeiter 6tehen 
ebenfalls beiseite, sei es aus Unkenntnis der Dinge, sei es aus 
Not, die sie dazu treibt, unter Außerachtlassung des Klassen¬ 
bewußtseins Geld zu verdienen, gleichgültig, ob die Arbeiter im 
Lande dadurch geschädigt werden. Die Mitglieder der Gewerk¬ 
schaften setzen sich fast ausschließlich aus einheimischen gelernten 
Arbeitern und aus eingewanderten Professionisten, die bereits in 
ihrer früheren Heimat organisiert waren und im Lande ihres 
neuen Wirkens seßhaft geworden sind, zusammen. Diese Teil¬ 
nahmslosigkeit der Arbeiter den Organisationen gegenüber jst 
sehr bedauerlich, denn gerade in den Ländern mit rein kapitalisti¬ 
scher Orientierung, wo die Arbeiter stets die Ausgebeuteten und 
Unterdrückten sein werden, muß sich die Arbeiterschaft, ganz 
gleich welcher Nation, zusammenschließen. Nirgends wird die 
Ausbeutung der Arbeitenden m so schamloser Weise betrieben, 
nirgends tritt die Anhäufung ungeheurer Vermögen in wenige 
Hände dermaßen in die Erscheinung, als in den neu aufstrebenden 
Staaten der neuen Welt, wo nur eine schwache, angefeindete Or¬ 
ganisation der Arbeiter besteht, aber keine Gesetze herrschen, 
die den Arbeitnehmer schützen. Um die Macht des kapitalistischen 
Unternehmertums zu brechen, ist es notwendig, die Gewerkschaften 
zu stärken. Jeder Auswanderer sollte trotz der ihm gemachten 
Schwierigkeiten einer Gewerkschaft beitreten und dadurch mithelfen, 
das Solidaritätsgefuhl in der Arbeiterschaft zu heben. 

Ohne Zweifel ist die Arbeiterfrage auch eine politische Frage. 
Der Arbeiter wird stets der politischen Partei Gefolgschaft leisten, 
deren Programm seinen Interessen am weitesten entgegenkommt, 
und das ist das sozialistische. Um dasi Aufkeimen des Sozialismus, 
der revolutionären, fortschrittlichen Bewegung des Proletariats 
zu verhindern, haben sämtliche südamerikanischen Staaten ihre 
Einwanderungsgesetze mit diesbezüglichen Kautelen versehen. Hier¬ 
von werden auch die in der Arbeiterbewegung sich betätigenden 
Personen eo ibso mitbetroffen. 

ln dem von der chilenischen Regierung am 12. Dezember 1918 
erlassenen Gesetze betreffend Einreiseverbot und Ausweisung miß¬ 
liebiger Ausländer heißt es im Artikel 2: „Der Eintritt in das 
Land ist solchen Ausländem verboten, welche die Aenderung der 
staatlichen oder sozialen Ordnung betreiben oder agitatorisch dazu 
aufreizen. Ebensowenig werden solche Personen zugelassen, welche 
Theorien verbreiten, die mit der Einheit und Selbständigkeit der 
Nation unvereinbar sind, ferner solche Personen, die öffentliche 
Kundgebungen gegen die staatliche Ordnung veranlassen usw.“ 

Das Ausländergesetz vom 13. Juni 1919 der Republik Venezuela 
bestimmt im Artikel 7: „Die Fremden sind verpflichtet, in den 
öffentlichen Angelegenheiten Venezuelas strengste Neutralität zu 
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bewahren und infolgedessen dürfen sie nicht 1. in, politischen Ver¬ 
einen Parteien bilden; 2. politische Zeitungen redigieren, noch 
dürfen sie über die Politik Venezuelas schreiben; 3. sich weder 
direkt noch indirekt in die inneren Angelegenheiten der Republik 
einmischen; 4. öffentliche Vorträge halten, welche auf die Politik 
des Landes Bezug haben.“ Durch Artikel 15 Absatz 6 desselben 
Gesetzes ist das Betreten venezuelanischen Gebietes verboten „Aus¬ 
ländern, welche Mitglieder von Verbindungen sind, deren Ziele 
der öffentlichen, politischen oder bürgerlichen Ordnung zuwider¬ 
laufen.“ 

Argentinien hat mit Verordnung vom 2. Juni 1919 das Gesetz 
Nr. 4144 vom 22. November 1902 erneuert, nach welchem jeder 
Ausländer ausgewiesen werden kann, dessen Führung die staat¬ 
liche Sicherheit gefährdet oder die öffentliche Ordnung stört. 
Ebenso hat sich Brasilien durch Gesetz vor der Einwanderung 
unliebsamer Ausländer gesichert. 

Mit allen diesen Verordnungen wird auch bezweckt, zu verhin¬ 
dern, daß in den Emanzipationskampf der Arbeiterschaft des 
eigenen Landes neue und erfahrene Kämpfer zugunsten der arbei¬ 
tenden Bevölkerung und zum Schaden des Unternehmertums ein¬ 
greifen. 

Zu diesen. „Unruhestiftern“ werden in erster Linie die deut¬ 
schen Arbeiter gerechnet. Es beweist die eine am 17. Oktober 
1919 herausgegebene öffentliche Bekanntgabe des Generalkonsuls 
von Paraguay, in der es wörtlich heißt: „Ganz ungeeignet und 
unerwünscht sind mittellose deutsche Arbeiter, da diese seit der 
Revolution nicht nur in Paraguay, sondern in ganz Südamerika 
als arbeitsunlustig, demoralisiert, streiklustig und spartakistisch 
verseucht gelten. Der frühere gute Ruf des deutschen Auswande¬ 
rers als eines fleißigen, ordnungsliebenden, willigen und pflicht- 
getreuen Arbeiters ist durch die ausführlichen Berichte der süd¬ 
amerikanischen Zeitungen über die nie endenden politischen Streiks, 
die unvernünftigen, das Wirtschaftsleben zerstörenden Lohnforde¬ 
rungen und die bolschewistischen Gewalttaten der Arbeiter in 
Deutschland so schwer geschädigt, daß diese zurzeit in allen 
südamerikanischen Staaten als „Indesirables“ (Unerwünschte) ab¬ 
gelehnt werden.“ 

Aber auch dort drüben wird man zu der Erkenntnis kommen, 
daß der deutsche Aibeiter nicht schuldig ist an den Zuständen 
in Deutschland, und man wird auch bald wieder Vertrauen zu der 
deutschen Arbeitskraft fassen. Die deutsche Arbeiterschaft wird 
ihren Aufgaben und Pflichten gegenüber dem Proletariat und der 
gesamten Menschheit gerecht werden. 
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PETER KNUTE: 

Am Grabe Alexejews. 

Belgrad, 8. April 1920. 
Säbel und Weihraudh. 

M IT Paukenschlag und Trommelwirbel ging» durch die Straßen 
Belgrads. Schritt für Schritt im Trauermarsch. Die Kinder 
horchten auf und rannten. Der Mann, die Frau blieben 
stehen. Die Alten mit dem Krückstock drehten sieh um und 
sannen vor sich hin. Rum, rum, tarum. Das Herz, es hüpft. Die' 
Jugend wurde munter. Verklärung in den Bärten, in den Falten, 
in den Augen. Serbisches Militär. Das Heer, das dort unten 
gestanden am Meere, so lange, to tapfer. Das Monastir erstürmte, 
das wiederkam als Sieger. . . 

Der Wagen mit der Deiche, wie Charons Schifferboot. 
Die Geistlichkeit. Der Metropolit, die Oberpriester mit goldenen 
und silbernen Kronen, das Heer der Priester mit Talaren aus 
grünen, weißen, violetten Purpuren. Weihrauch umströmt die vielen 
Menschen, die folgen. In Alltagskeidern, in Festesanzug. Plau¬ 
dernd und wenige versonnen. Rum, rum, tarum ... in der Feme 
. . . ein Fetzen noch von letzten Tönen, . . 

Ich stand am Grabe Alexejews. Die Priester sangen, die Chöre. 
Es hallte über den Friedhof hinweg, über die Hunderte, die hier 
gebettet. Ansprachen. Ein Wogen in der Menge. Zwischen den 
Würdenträgern des Staates, den Generalen und den Abgeordneten. 
Und zwischen ihnen die, die es zumeist angipg. Die Fremden 
in diesem Lande, die Russen. So wenig Stolz in den Gestalten. 
Wo diese geflüchteten Generale, diese jungen Petersburger Gar¬ 
disten, diese Fürsten aus Moskowiter- und Tartarengeschlecht ihrer 
Zarenwürde entkleidet sind, werden sie ganz Mensch. Ganz lieber 
Mensch. Weiden sie ganz, was sie sind von Haus ausi. Ein 
braves, liebes Volk von Bauern. . . 

Der Sarg liegt in der Gruft. 

Hier hat die Weltgeschichte ihr Buch auf geschlagen. Wie viele 
Orte jetzt in der Welt, nach denen unsere Enkel suchen werden, 
auf die sie Erinnerungstafeln schlagen, über die sie in Büchern 
schreiben weiden. Ruhe ringsum. Stirbt hier, ist hier das alte 
Rußland endgültig gestorben? Drunten der Sarg, und darüber 
ein großer Kuppelbau von lebendiger Natur. Unter Blumen ruht 
der Tote, der zuletzt über Domen schritt. Der Tod vergillt, 
tut wohl, er streichelt In Südrußland war der General ge¬ 
storben, der ein stolzes Millionenheer geführt, der es in Schlacht 
und Tod gerufen. Und über dem die Wogen zusammenschlugen 
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und hinabrissen. Auf stürmischem Meere des ungewissen Volks* 
willen, der Leidenschaften aus der Tiefe, der Rache, die kein 
Gemüt kennt, einer Enttäuschung, die den Wahnsinn gebar, treibt 
haltlos noch das Wrack des stolzen russischen Staatsschiffs. 
Alexejew war einer seiner Kapitäne. Er wurde ausgebootet. Und 
suchte wieder zu lenken. Drunten in Südrußland, wo die Kosaken 
reiten, die den Zhren beschirmten. Wo noch, wie Alexejew meinte, 
die Treue herrschte. Auch hier strandete die Treue. Weiter nach 
Süden, auf der Flucht. Der Tod jagte längsseits mit verhängten 
Zügeln. Seine knöcherne Hand streifte Alexejew. Er starb und 
wurde in der Krim, in das Schmuckkästchen Gottes, eingegraben. 
Aber die Gewalten, die heute durch die Steppen und Städte Ruß¬ 
lands rasen, rechnen nicht ab nur mit den Lebendigen. Sie fühlen 
sich Richter des letzten Gerichts. Sie gruben den Zarengeneral 
Kornilow aus, banden ihn an Pferde, schleiften ihn über das 
Pflaster von Jekaterinodar, hingen ihn an Bäume, und mordeten ihn 
zehnfach noch. Nur Mord ist ja Befriedigung in diesen Tagen, 
wo der Hautgout des Menschen so derbe Ansprüche stellt Wo 
die Blutjahre der Vierzehn bis Achtzehn die Geilheit nach Blut 
zum Nimmersatten auf gestachelt. Sie zogen wieder heran, die 
mit dem Roten Stern, mit der Guillotine, die der ganzen Welt das 
neue Evangelium predigen soll. Sie nahten der Krim. Man ent¬ 
nahm die Gebeine des Generals noch rechtzeitig dem Schmuck¬ 
kästchen und entzog sie den Richtern von Moskau. Nun ist er ge- 
gebettet hier, in fremder Erde. Zur ewigen Ruhe? Die Welt 
stürmt, und die serbischen Winde, tdie über das Grab lispeln 
und in den duftenden Blumen kosen, wissen noch nichts zu er¬ 
zählen von dem, was unsere Kinder wissen werden. Ehe Welt 
des zwanzigsten Jahrhunderts ist noch mit schwarzen Schiefem 
behängt, und das Bild von Sais vermag noch keine Feder zu 
schildern und kein Pinsel zu malen. Wird tief auch auf dem 
Balkan der Tritt der roten Bataillone erdröhnen, und wird der 
Generalissimus von Moskau sejuie Rosse in der Adria tränken? 
Wird Alexejew wieder aus seiner Gruft aufstehen und wieder 
flüchten ? Er, der Heimatslose ? Und flüchten dann auch sie 
weiter, die vielen Heimatslosen, die hier am Grabe ihres Generals, 
vielleicht am Grabe Rußlands standen? Oder werden einst die 
Popen kommen, und wird man wieder — Rum, rum, tara — 
mit Weihrauch und Säbel am Grabe aufmarschieren, um den 
General zu wecken und ihn nach seinem Rußland zu geleiten? 

Es muß aus sein mit dem alten Rußland. Der weise Tolstoi, 
dem der Schmutz des russischen Bauern weniger unangenehm 
war, als der moralische Schmutz der russischen Städte, sagte von 
seinem Rußland, das er liebte, wie nur einer: „Hier gehen Säbel 
und Weihwedel umher und knechten das Volk.“ Aber er sagte 
von der Religion, wie er sie meinte, daß sie von den Uebeln 
erlösen könnte, die die Welt quälten, von Krieg und Gewalt. 
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J*» es muß aus sein mit dem Knutendespotismus. Dasi Gorgoqpn- 
hmipt muß abgeschlagen bleiben. Rußland darf fürderhin kein 
modernes Tauris mehr sein, „jedem Fremden vollen Grausens“. 
Rußland nfuß' ein Staat sein und keine Kasematte. Kein Reich 
mehr mit hundertsiebzig Millionen Gefangenen und einer Million 
Kerkermeistern. Es muß aus sein auch damit, daß ein russischer 
Schriftsteller, B. Markewitsch, schreiben konnte: „Wenn wir von 
unserem einfachen Bauern ab sehen, ist bei uns alles Trug und 
Lug.“ Ein Stolypin, der viertausend Tote und fünftausend Ver¬ 
wundete vor das Winterpalais legte, darf nicht wieder sein. Ruß¬ 
land muß seine Söhne anders erziehen als zu Feldwebeln und 
sie anders bilden als zu Gendarmen. Auch wenn „die russische 
Gehirnrinde noch feucht“ ist, Rußland muß seine Sache zu Ende 
führen. . . 

Die russischen Gouverneure, die hier durch Belgrad schreiten, 
gehen gebückt und tragen keine goldenen Uniformen mehr. Die 
Kammerherren sind einfach und bürgerlich geworden. Die Groß¬ 
fürstinnen sitzen unter den serbischen Bäuerinnen. Der Tscher- 
kessenfürst, mit den Patronentaschen über den Brustseiten und 
mit dem scharfen Dolch im Gürtel, trägt keine Nagaika* mehr. 
Hier, entfernt von dem Hexentanz, der über die russische Erde 
tobt, wächst in der Stille und der r Sehnsucht nach den Stätten, 
wo der Vater und die Mutter saßen, die Seele. Wenn das Rasen 
der Geister vielen das große Erkennen gelehrt, wenn es seelisches 
Neuland geöffnet, dann ist ein Heilsames aus blutiger Saat auf¬ 
gegangen. . . \ 

Wunderbare Acapellachöre klingen mir im Ohre. Sie kommen 
aus der Ikonostas der ewigen und heiligen Menschheitskirche. 
Weihrauch steigt auf, der die Seelen zusammenführt und die Hände 
der bösen Geister der Welt für immer bindet. 


Bücherschau. 

Christian Döring: Die Bevölkerungsbewegung im Weltkrieg. (Bulletin 
der Studiengesellschaft für soziale Folgen des Krieges.) Kopen¬ 
hagen. Januar 1920. 

Einen Menschenverlust von über 35 Millionen verursachte der Welt¬ 
krieg nach den Berechnungen Dörings. Mit dem Beginn des Völkermordens 
ist die Bevölkerungspolitik international zusammengebrochen. Nun der 
Krieg zu Ende ist und wieder Statistiken über die Bevölkerungsbewegung 
in den ehemals kriegführenden Ländern erscheinen, tritt diese Tat¬ 
sache so recht in die Erscheinung. Während bis 1914 ein stetes An¬ 
wachsen der Geburtenüberschüsse und ein stetes Sinken der Sterblich¬ 
keitsziffern zu verzeichnen war, und sich Somit die Völker zahlenmäßig 
vermehrten, trat mit Kriegsbeginn sofort eine rückläufige Bewegung 
in der Entwicklung der Bevölkerungszahl ein. Und das ist dadurch 
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erklärlich, weil in den meisten am 'Kriege beteiligten Staaten die ali- 
gemeine Wehrpflicht bestand. Ungeheure Heerscharen wurden in den 
Augusttagen 1914 und in den folgenden Jahren aus der Arbeit und 
aus dem Familienleben herausgerissen. Das mußte ohne weiteres einen 
Stillstand in der Bevölkerungsbewegung verursachen. Während die 
Sterblichkeitsziffern mit dem Beginn der blutigen Kämpfe sich sofort 
erhöhten, konnte eine Verminderung der Geburten naturgemäß erst im 
zehnten Monat eintreten. Aber sie ist prompt erfolgt und ständig ge¬ 
stiegen. Bei der ungeheuren Zahl von rund 56 Millionen mobilisierter 
Soldaten im Alter von 20 bis 45 Jahren kann das nicht wunder nehmen. 
Wie sich die Einberufungen auf die einzelnen Nationen verteilen, ver¬ 
anschaulicht folgende Tabelle: 


Es wurden zum Heeres¬ 
dienst einberufen in 

bis Mitte 
1918 

Es wurden zum Heeres¬ 
dienst einberufen in 

bis Mitte 
1918 

Deutschland. 

11000000 

Belgien. 

800000 

Oesterreich-Ungarn . . . 

9000000 

Bulgarien. 

600000 

Großbritannien und Irland 

6000000 

Rumänien . . 

800000 

Frankreich. 

7000000 

Serbien. 

757000 

Italien /. 

5000000 

Europ. Rußland mit Polen 

15000000 


Ueber die ebenfalls am Kriege beteiligten Staaten Montenegro, Griechen¬ 
land und Portugal liegt wenig oder fast gar kein brauchbares Material vor, 
und scheiden wir diese Staaten deshalb hierin aus. 

Wohl versuchte man, der Geburtenabnahme entgegenzuwirken, indem 
man den verehelichten Soldaten Urlaub gewährte, konnte aber keinen 
entscheidenden Einfluß ausüben, weil von den vielen Millionen Mobili¬ 
sierter infolge der langen Fronten und erbitterten Kämpfe nur immer ein 
geringer Prozentsatz beurlaubt werden durfte. Und so ist ein Oeburten- 
verlust von 20 1 /* Millionen zur Tatsache geworden. 

Ebenso wie die Geburten von Tag zu Tag abnahmen, vermehrten sich 
die Sterbeziffern. Von den europäischen Völkern verbluteten fast 10 Millio¬ 
nen Menschen auf den Schachtfeldern oder in den Lazaretten. Der immer 
fühlbarer werdende Mangel an den notdürftigsten Lebensmitteln, die 
Hungerblockade der Entente und vor allem die anstrengende Arbeit, die 
in fast allen Ländern nur auf die Kriegsbedarfswirtschaft eingestellt 
war, taten ein übriges. Der Krieg und die durch ihn entstandenen 
Influenzaepidemien forderten auch hinter der Front Opfer. Ein Menschen¬ 
verlust von über 5 Millionen trat durch Zunahme der Sterblichkeit ein. 
Aber noch weiterer großer sozialer Schaden ist durch die Kriegsverluste 
entstanden. Das Gleichgewicht im Altersaufbau der Bevölkerung ist zer¬ 
stört, weil die kräftigsten und zeugungsfähigsten Männer zwischen 20 
und 45 Jahren als Opfer im ‘Kampfe blieben. Das Zahlenverhältnis der 
Geschlechter hat sich dermaßen verschoben, daß anstatt wie vor dem 
Kriege auf 1000 männliche 1026 weibliche, heute auf 1000 männliche 108P 
weibliche Personen kommen. In den Altersklassen von 18 bis 45 Jahrerf 
ist das Verhältnis noch weit ungünstiger. Hier kamen im Jahre 1913 auf 
1000 männliche 1045 weibliche Personen. Heute kommen 1205 Frauen 
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auf 1000 Männer. Oie Einwohnerzahl in den am Kriege beteiligten zehn 
Staaten ist von 401 Millionen im Jahre 1913 'auf rund 389 Millionen in 
Mitte 1919 gesunken; davon sind ungefähr 187 Millionen männlichen und 
202 Millionen weiblichen Geschlechts. Der Frauenüberschuß beträgt also 
heute 15 Millionen, während er 1913 etwa 5,2 Millionen betrug. Das ist 
ein so ungeheurer Frauenüberschuß, der auf die Entwicklung der Völker 
nicht ohne großen Schaden bleiben kann. Bedenkt man nun noch, daß 
die Millionen von Krüppeln, Siechen und Kranken für einen Wiederaufbau 
der Bevölkerungspolitik ausscheiden, so wird uns vollends klar, daß der 
Krieg furchtbare Verheerungen unter den Völkern Europas angerichtet hat. 

Die folgenden Tabellen, die wir dem Bulletin entnehmen, sprechen 
Bände von unsäglichem Elend, das ein Krieg über rund 400 Millionen 
Menschen bringen konnte. 


/. Menschenverlust von 1914 bis Mitte 1919. 



Geburten- 

vertust 

Verlust durch 
Zunahme der 
Sterblichkeit 

Darunter 

Kriegs¬ 

gefallene 

Gesamt* 

vertust 

Deutschland. 

3600000 

2700000 

2000000 

6300000 

Oesterreich-Ungarn .... 

3800000 

2000000 

1600000 

5800000 

Großbritannien und Irland 

850000' 

1000000 

800000 

1850000 

Frankreich. 

1500 000 

1840000 

1400 000 

3340000 

Italien. 

1400000 

880000 

600000 

2280000 

Belgien . 

176000 

200000 

115000 

375000 

Bulgarien. 

. 156000 

120000 

65000 

275000 

Rumänien. 

150 000 

360000 

169000 

510000 

Serbien. 

320000 

1330000 

690000 

1650 000 

Europ. Rußland mit Polen . . 

8300000 

4 700000 

2500000 

13000000 


Zusammen: 

20250000 15130000 9 829000 

35 380000 

11. 

Bevölkerungsstand. 

Mitte 1919 nnter 



Ende 1913 

normalen 

Mitte 1919 


Verhältnissen 

tatsächlich 

Deutschland . 

. . . 67400000 

71800000 

66 500000 

Oesterreich-Ungarn .... 

. . . 52700000 

65600000 

49800000 

Großbritannien und Irland . 

. . . 46000000 

48350000 

46 500000 

Frankreich. 

. . 39700000 

39900000 

36 660 000 

Italien. 

. . . 35400000 

37 480000 

36 200000 

Belgien. 

. . . 7660000 

7800000 

7425 000 

Bulgarien. 

. . . 4750000 

5160000 

4875 000 

Rumänien . 

. . . 7600000 

8230000 

7 720 000 

Serbien. 

. . . 4650000 

5100000 

3450000 

Europ. Rußland mit Polen . 

. . . 135000000 

145000000 

132000000 


Zusammen: 400860000 424410000 889030000 


Diese ungeheure Verwüstung an gesunder Menschenkraft stellt die Völker 
Europas vor schwere sozialpolitische Aufgaben. Wiederaufbau — das 
ist die Losung der Stunde. Großzügig muß ans Werk gegangen werden. 

Agrel. 
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Professor Adolf Günther: Rückkehr zur Weltwirtschaft. Die Organisation 
der Weltwirtschaft auf sozialer und kontinentaler Grundlage. Verlag 
Duncker 8c H umblot. München und Leipzig 1920. 148 Seiten. 

Es mag vielen befremdend erscheinen, über „Organisation der Welt¬ 
wirtschaft“ Bücher zu schreiben, in einer Zeit, in der selbst die Wieder-» 
anknüpfung von internationalen Handelsbeziehungen noch auf große Hem¬ 
mungen stößt. Aber die so Denkenden lassen sich in ihrem absprechenden 
Urteil über Weltwirtschaft viel zu sehr von Tagesereignissen und vor-: 
übergehenden Stimmungen beeinflussen, und berücksichtigen nicht, daß 
die Folgeerscheinungen des Weltkrieges objektiv für alle Staaten „die 
Rückkehr zur Weltwirtschaft“, d. h. die Solidarisierung der Wirtschafts¬ 
politik der Völker dringend geboten erscheinen lassen. Das Buch von 
A. Günther liefert einen sehr bemerkenswerten Beitrag zur Klärung aller 
einschlägigen Fragen. Ich möchte es als eine sehr gründliche, sach¬ 
verständige Einführung in den ganzen Fragenkomplex der Organisation 
der Weltwirtschaft als „einer auf Verträgen beruhenden . . . wirtschaftlich¬ 
sozialen Verständigung unter den Kulturstaaten“ ansprechen. Der Ver¬ 
fasser behandelt das Thema in nachstehender Reihenfolge: Wesen, Ziel 
und Grenzen der weltwirtschaftlichen Organisation, Möglichkeit einer 
sozialen Unterlage für den Bau der Weltwirtschaft, Fragen der orga¬ 
nisierten Bedarfsdeckung, Organisationsfragen des Geld-, Währungs- und 
Kreditwesens, Fragen des Arbeitsmarkts und die Möglichkeit wirtschaft¬ 
licher Einwirkungen auf die Verteilung. Ferner die nächstliegenden welt¬ 
wirtschaftlichen Aufgaben wie die Reorganisation der Statistik, des Nach¬ 
richtendienstes u. a., und schließlich die Schaffung einer internationalen 
Zentrale der Kulturstaaten für die Bearbeitung aller einschlägigen Fragen. 

Ein besonders fruchtbarer Gedanke des Verfassers scheint uns darin 
zu liegen, die Organisation der Weltwirtschaft auf die Weise herbei¬ 
zuführen, daß erstmal die Bildung von „Teil-Weltwirtschaften“, d. h. 
von Vereinigungen einzelner Staaten, zwischen denen eine weitgehende 
Verständigung'aus geschichtlichen und volkswirtschaftlichen Gründen un¬ 
schwer zu erreichen ist, in die Wege geleitet wird. Innerhalb dieser 
Teil-Weltwirtschaften würde das Ideal der Weltwirtschaft einer teilweisen 
Verwirklichung zustreben. Als solch ein Gebilde wäre vor allem auch ein 
„Kontinentaleuropa“ ins Auge zu fassen, für dessen Herbeiführung sich 
der Verfasser einsetzt. Wir sind der Ueberzeugung, daß der Gedanke, die 
Welt in automatische, voneinander im wesentlichen unabhängige Wirt¬ 
schaftsgebiete zu gliedern, alle Aussicht hat, in Zukunft Gegenstand ein¬ 
gehender Prüfung zu werden, und daß ein Kontinentaleuropa, zu dem vor 
allem auch Rußland gehören müßte, ein notwendiges Gegengewicht bilden 
würde gegen das weltbeherrschende englische Reich. 

U ngern-Sternberg. 


Eingelaufene Schriften. 

Fritz Schäfer: Deutschlands Boden nährt uns alle. (Ratschläge eines 
alten erfahrenen Landwirts.) Selbstverlag des Verfassers. Brome 
(Hannover). 


An die geehrten Mitarbeiter und Verleger! 

Sämtliche für die Redaktion bestimmten Sendungen sind zu richten an : 
M. Beer, Berlin SW68, Lindenstr. 114, II. 
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DIE GLOCKE 

7. Heft 15. Mai 1920 6. Jahrg. - 

Nachdruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlidier Quellenangabe gestattet 


M. BEER: 

Deutschland, 

Sozialismus und die kommenden Wahlen. 

in. 

Wir mußten alle Völker zu Totengräbern haben, 

eh* Deutschland in sich selbsten sie konnten recht begraben. 

Jetzt sind sie mehr noch bedacht, den Körper zu verwahren, 

daß in ihn neue Geister nicht wieder fahren, 

daß das erweckte Deutschland nicht wiederum, wie billig, 

auch seine Totengräber sei zu bestatten willig. 

Friedrich von Logau (1649). 

D ER sprachlich noch unbeholfene, aber von tiefer geschichtlicher 
Einsicht getragene Logau schrieb ein Jahr nach dem West* 
fälischen Frieden. Wir schreiben ein Jahr nach dem Versailler 
Frieden und gelangen zur selben Ansicht. Alle Völker — 27 an 
Zahl — waren unsere Totengräber und sie bewachen den deutschen 
Körper, daß er nicht wieder auferstehe und Vergeltung übe für 
all die furchtbaren Wunden, die sie ihm schlugen und noch 
schlagen. Mit tausend Augen wacht der nationalistische Militaris* 
mus Frankreichs, um jede Regung deutscher Wehrkraft nieder¬ 
zudrücken, und der ausländische Kapitalismus spannt die deutsche 
Produktionskraft in sein Joch, dringt in alle Poren des deutschen 
Wirtschaftskörpers ein und macht ihn tributpflichtig. „Der Ver¬ 
sailler Vertrag“, schrieb die Neuyorker liberale „New Republic“ 
vom 24. Mai 1919, „befestigt die Diktatur der Entente über das 
Wirtschaftssystem, woraus Deutschland zahlen muß. Diese Diktatur 
wurde gar nicht vorgesehen. Sie ist das Verderbliche des ganzen 
Vertrags. Deutschlands wirtschaftliche Unabhängigkeit wurde ver¬ 
schachert. Die Kontrolle über Deutschland wurde nicht dem Völker¬ 
bünde anvertraut, sondern dem Obersten Rat, der seinen privaten 
Interessen gemäß oder ganz nach Willkür handeln darf. Die be¬ 
dingungslose Unterwerfung des deutschen Militarismus wurde ver¬ 
bunden mit der bedingungslosen Unterwerfung der deutschen 
Wirtschaft. Und wieder ist es nicht der Völkerbund, dem Deutsch¬ 
land wirtschaftlich unterworfen ist, sondern der englischen In¬ 
dustrie. Deutschland verliert seine wirtschaftliche Unabhängigkeit 
an seinen großen Konkurrenten. . . Und was England nicht 
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nimmt, fällt Frankreich zu 1 .“ Nicht minder scharf urteilt die 
britische Arbeiterpartei über den Vertrag und seine Folgen: „Der 
Vertrag ist keinem der früheren Friedensverträge in der Geschichte 
ähnlich. Diese pflegen einleitend zu erklären, daß die früheren Feinde 
vom Wunsche beseelt sind, hinfort in Frieden und Freundschaft zu 
leben. Sic stellten sodann die alte Grundlage des Verkehrs wieder 
her, ebenso die Handelsverträge, wie sie vor dem Kriege existier¬ 
ten, ferner die Rechte der konsularischen Vertretung usw.* Der 
Versailler Vertrag weiß nichts von alledem. Er gibt dem Deutschen 
gar keine Rechte, weder im Handel, noch in der Schiffahrt oder im 
Eisenbahnverkehr und Luftverkehr usw. Wie die Dinge jetzt liegen, 
kann Deutschland seinen Handelsverkehr gar nicht aufnehmen, bis 
eine ganze Reihe von Unterhandlungen und Uebereinkommen mit 
jedem der Allüerten zustandegekommen ist. In diesen Unterhand¬ 
lungen steht es jedem der Verbündeten frei, so viel qder so wenig 
nachzugeben, wie es ihm beliebt, den deutschen Handel überhaupt 
auszuschließen oder ihn soweit als nur möglich zu erschweren. 
Die deutsche Regierung kann nicht geschäftsmäßig Vorgehen oder 
wirtschaftliche Vergeltung üben, denn ihre Hände sind gebunden. 
Sie kann nichts ablehnen. Sie muß die Alliierten als meistbe¬ 
günstigte Nationen behandeln, sowohl in Zoll-, wie in Bahntarif¬ 
fragen. Sie kann sogar aufgefordert werden, neue Bahnlinien und 
Wasserwege zu bauen, um den Handel der Alliierten zu erleichtern^ 
Sie erhält für alle diese Konzessionen keine Gegenkönzessionen, wie 
zum Beispiel: die Benutzung der polnischen Eisenbahnen oder 
des Oberlaufs der Weichsel für den deutschen Handel mit Rußland. 
Die deutschen Flüsse sind internationalisiert; in der Donaukom¬ 
mission sind die Deutschen und die Oesterreicher nicht vertreten. 
Die deutschen Kaufleute in Asien und Afrika wurden ausgewiesen. 
Will Deutschland mit asiatischen oder afrikanischen Handelshäusern 
in Verbindung treten, so muß es sich alliierter Zwischenhändler 
bedienen. Der deutsche Außenhandel ist für die Folge auch auf 
fremde Schiffahrt angewiesen. Mit einem Worte: Die deutsche 
Wirtschaft ist den Allüerten auf Gnade und Ungnade aus;ge¬ 
liefert. 11 

Die auf Grund dös Versailler Vertrags stabilisierte Diktatur der 
Alliierten über das deutsche Wirtschaftsleben gibt dem Entente¬ 
kapital die Möglichkeit, die deutsche Arbeitskraft direkt auszu¬ 
beuten. Das Senken der Valuta, eines der tötlichsten Mittel der 
großkapitalistischen Zivilisation, dem gegenüber die Methode eines 
Holz wahrhaft romantisch und human bezeichnet werden muß, 
verwandelt die Abhängigeit der deutschen Industrie vom aus- 


1 Zitiert von Norman Angell, The Peace Treaty and the Economic Chaos 
of Europe. London 1919, Seite 51. 

* Das geschah auch im Brest-Litowsker Frieden. Red. d. „Glocke". 
5 Labour Party, Labour and the Peace Treaty. London 1919. Seite 33. 
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ländischen Rohstoffmarkt in eine Katastrophe, die die deutsche 
Produktion dem ausländischen Kapital überantwortet. Das deutsch- 
österreichische und ungarische Industrieproletariat schafft bereits 
Mehrwert fürs Ausland. Auch die deutsche Industrie gerät zu¬ 
sehends in ausländische Hände. Deutsche Industriepapiere werden 
massenhaft vom Auslande absorbiert; angelsächsisches Kapital be¬ 
teiligt sich in wachsendem Maße an deutschen Unternehmungen. 

Mitteleuropa wird zur Sklavenkolonie der alliierten Finanz 4 ." 

Viele unserer Arbeitergenossen mögen in ihrem revolutionären 
Zorne hierauf antworten: „Es bleibt sich dem Proletarier ganz 
gleich, wer ihn ausbeutet: der eigene oder der fremde Bourgeois!“ 
Als einfacher Lohnarbeiter mag er recht haben, aber vom sozia¬ 
listischen Standpunkte wäre diese Antwort gänzlich verfehlt. Wir 
können doch nur die sozialistische Gesellschaft aufrichten, wenn 
der Nationalreichtum wächst und uns die nötigen Mittel liefert, eine 
schönere und gerechtere Kultur aufzubauen. Und wie könnten wir 
dies leisten, wenn ein großer Teil der erzeugten Werte nach dem 
Auslande abfließt, so daß unser eigenes Land um die nackte 
Existenz ringen muß? 

In diesem Punkte sind die Interessen des deutschen Proletariat» 
mit den des deutschen Bürgertums identisch. Andererseits aber muß 
auch das deutsche Bürgertum, wenn es das Wesen und die Folgen 
des Versailler Friedens begriffen und am eigenen Leibe gespürt 
hat, zur Ueberzeugung gelangen, daß seine Existenz als eines Teiles 
der deutschen Nation nicht mehr mit dem internationalen Kapi¬ 
talismus verbunden sein kann. Drei Jahrhunderte deutscher Ge¬ 
schichte — vom Westfälischen bis zum Versailler Frieden — 
sollten unser Volk belehren, daß seine Rettung nicht zu finden 
ist hn Schwert der Soldaten, noch in der Feder des Diplomaten oder 
im Kommando des Kapitalisten, sondern im gemeinschaftlichen 
Wirken, in der genossenschaftlichen Arbeit des Volkes, in der so¬ 
zialistischen Energieentfaltung der Besten und Edlen der Nation. 
Nur als Pionier genossenschaftlicher Arbeit, sozialer Disziplin und 
erfolgreicher Sozialisierungsmethoden wird es Deutschland wieder 
möglich werden, sich Existenzberechtigung, Geltung und Achtung 
zu verschaffen. 

Die Zeit ist reif. Ueberall in Europa sind die Volksmassen in 
Bewegung und Gärung. Großbritannien, das fast ein Halbjahr¬ 
hundert als das Land des sozialen Friedens gegolten hatte, wurde 
»eit 1911 in wachsendem Maße zu einer Arena des heftigen 
Klassenkampfes. Nur in den zwei ersten Kriegsjahren trat dort 
der Burgfrieden ein, um hn Jahre 1917 wieder Sozialrevolutionären 
Bewegungen Platz zu machen. In britischen Werkstätten ent¬ 
standen die ersten Betriebsräte; in britischen Köpfen keimte der 
Gedanke des Gilden-Sozialismus, der viele Gelehrte und Studenten 


4 H. N. Brailsford, Labour Leader, 15. April 1920. 
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ergreift; unter den britischen Gewerkschaften wurden Angriffs¬ 
und Abwehrbündnisse geschlossen; und mit Hilfe der politischen 
Aktion rüstet sich die britische Arbeiterklasse zur Uebernahme 
der Regiemngsgewalt. Frankreich, im Rausche des siegreichen 
Chauvinismus, wählte zwar nationalistisch, aber seit dem Beginn 
dieses Jahres regt es sich mächtig, wenn auch noch planlos, in 
den Reihen des französischen Proletariats; sein traditioneller eo- 
zialrevolutionärer Geist lebt wieder auf; Massenstreiks lösen ein¬ 
ander ab; der Straßburger Parteitag beschloß mit überwältigender 
Mehrheit den Austritt aus der II. Internationale. Der italienische 
Sozialismus blickt sehnsuchtsvoll nach Moskau. Die böhmisch-slo¬ 
wakischen Massen drückten die nationalistische Welle nieder und 
wandten sich dem Sozialismus zu. Einen ausführlichen Artikel 
über die letzten Wahlen findet der Leser an einer anderen Stelle, 
ln Jugoslawien ist der Kommunismus sozusagen einheimisch. Nur 
in Polen ist die Lage minder erfreulich, da die Polnische Sozialisti¬ 
sche Partei (P. P. S.) von jeher ihr Ziel mit dem des nationalen 
Polentums verband; aber auch dort wird das militärische Abenteuer 
schließlich revolutionäre Folgen haben; es gibt in Polen sozialisti¬ 
sche Elemente genug, die früher oder später ihren Einfluß auf die 
Massen zur Geltung bringen werden. 

An der Spitze der sozialen Revolution marschiert Rußland. Die 
russischen orthodoxen Marxisten, die sogenannten Bolschewiki, 
machen umfassende sozialistische Experimente unter äußeren und 
inneren Schwierigkeiten von beispielloser Größe. Der Ziarenkrieg 
hinterließ ihnen ein erschöpftes, zusammengebrochenes Rußland. 
Die Kriege zwischen dem bürgerlich-revolutionären und bolsche¬ 
wistisch-revolutionären Rußland und dem imperialistischen Deutsch¬ 
land im Jahre 1917—1918 vollendeten den wirtschaftlichen und 
politischen Zierfall des russischen Reiches. Nach dem Frieden von 
Brest-Litowsk herrschte in der Sowjetrepublik die bitterste Not; 
die Transportmittel zertrümmert und heruntergewirtschaftet; die 
ukrainischen Kornkammern und Kohlenbecken entfremdet; die 
Naphthaquellen unerreichbar; kn Westen und Osten Rebellion. 
Großrußland befand sich in äußerst primitiven wirtschaftlichen 
Zuständen, aber im Angesicht von munizipalen und ländlichen 
Problemen, die einer verwickelten und auf breiter Basis aufge¬ 
bauten Zivilisation entsprungen waren. Weniger dogmatische Köpfe, 
als Lenin und seine Anhänger es sind, würden schon vor dem 
Versuche, eine Lösung dieser Probleme in die Hand zu nehmen, 
zurückgeschreckt sein. Aber es war gerade der Mangel an kriti¬ 
schem Sinn und der Ueberfluß an dogmatischem Glauben, der die 
Sowjetführer befähigte, an ihre Aufgaben heranzugehen. Sie 
glauben an Marx’ Diktum, daß es Jahre oder Jahrzehnte von 
Kämpfen kosten würde, bis die Umstände und die Menschen soweit 
umgewälzt und verändert sind, daß sie für den Sozialismus reif 
sind. Und sie gingen an die Arbeit. Aber — und das ist ein 
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wichtiges Aber — sie bedienten sich hierbei einer Taktik und eines 
Tempos, die in Westeuropa auf bitterste Feindschaft stieß. 
Die Frage: Demokratie oder proletarische Diktatur verlor 
ihren theoretischen Charakter und wurde zur Machtfrage 
zwischen der herrschenden reichen und noch immer starken west¬ 
europäischen und amerikanischen Bourgeoisie und dem um seine 
Existenz ringenden, materiell geschwächten Proletariat. Aus der 
Oeschichte des bolschewistischen Rußlands geht die Lehre klar 
hervor, daß so lange das westeuropäische Proletariat noch nicht 
die Macht oder den Willen hat, entschiedene sozialistische Experi¬ 
mente in Ost- und Mitteleuropa zu schützen, die Frage der prole¬ 
tarischen Diktatur oder Rätediktatur eine reine Doktorfrage bleiben 
muß. Gegen die Räterepublik sandten die Westmächte die Kolt- 
sebak, Denikin und Judenitsch, und als diese von den roten 
Truppen erledigt worden, nahmen die Polen den Kampf auf, — 
die Polen im Aufträge Frankreichs, Englands und Amerikas. 

(Schluß folgt.) 


PHILIPP SCHEIDEMANN: 

Die Friedensresolution. 

Tagebuchblätter. (Foruet«»*.) 

KCHTEN Jnti /P/7. Gestern von früh bis spät Sitzungen. 
f\ Nachmittags interfraktionelle Sitzung. Wir verständigen uns 
über die gemeinsame Erklärung und werden ganz einig über 
die Formulierung. Während in den vorausgegangenen Besprechun¬ 
gen nur von einem Personenwechsel gesprochen war, ist daraus 
jetzt das parlamentarische System geworden. Dafür bin ich selbst¬ 
verständlich durchaus, aber von heute auf morgen, so fürchte 
ich, kann man das mit allen seinen Konsequenzen kaum durch¬ 
setzen. Es wird eine Sitzung verabredet für Sonntag 12 Uhr, 
weil die National liberalen Zeit haben müssen, um ihren Umfall, 
wenn er überhaupt in der Kriegszielfrage möglich ist, vorzubereiten. 

9. Jali 1917. Der gestrige Tag war wiederum sehr ereignis¬ 
reich. Es stellte sich heraus, daß die bisherigen Delegierten der 
Nationalliberalen nicht im Aufträge ihrer Fraktion, sondern auf 
eigene Faust gehandelt hatten. Am 9. Juli soll bei den National¬ 
liberalen die Entscheidung fallen. Erzberger konnte folgendes 
berichten: der Kriegsminister von Stein hat Hindenburg und 
Ludendorff telephonisch nach Berlin gerufen. Ihre Anwesenheit 
sei erforderlich, „weil sich hier merkwürdige Dinge abspielten“. 
Bethmann Hollweg bekam Wind von der Sache. Er ließ den Kaiser, 
der ebenfalls nach Berlin kam, schon auf dem Bahnhofe ab- 
fangen und sofort zu sich dirigieren. Damit hatte er schon gesiegt. 
Er fragte den Kaiser, was die beiden Heerführer hier wollten; der 
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Reichstag habe keinerlei Differenzen mit der Heeresverwaltung; 
was an politischen Meinungsverschiedenheiten vorhanden sei, gehe 
ihn an, nichts aber die beiden. — Der Kaiser hat daraufhin Hinden- 
burg und Ludendorff sofort wieder fortgeschickt. — Nebenbei: 
Hindenbuig und Ludendorff hatten sich an Erzberger gewandt 
und ihm wissen lassen, daß sie gern bereit seien, mit den Frak¬ 
tionsführern zu beraten. Um keinen Kompetenzkonflikt herauf¬ 
zubeschwören, empfehle es sich vielleicht, diese Besprechungen 
nicht im Reichstage, sondern im Generalstabsgebäude abzuhalten. — 
Ins Parteibureau ist dann noch ein Offizier gekommen, der dort 
Ebert antraf, um ihn zu fragen, ob er nicht mit mir zusammen 
mit Ludendorff reden wollte. Ebert hat zugesagt und mir tele¬ 
graphiert. Wir trafen uns abends im Hotel Exzelsior. Inzwischen 
waren Hindenburg und Ludendorff aber bereits wieder abgedampft. 

10. Juli 1917. Im Hauptausschuß attackierte Stresemann den 
Reichskanzler sehr heftig. Der Reichskanzler antwortete mit un¬ 
gewöhnlichem Geschick. Wenn man glaube, daß er im Wege sei, 
solle man es offen sagen. Im übrigen: die innere Orientierung sei 
nicht so durchzuführen, wie in England und Frankreich (Parla¬ 
mentarisierung) ; das sei erschwert durch den föderativen Charakter 
des Reiches. David sprach wieder sehr gut, wenn er auch nichts 
Neues mehr sagen konnte. — Infolge des interessanten Verlaufs 
der Sitzung bestellte ich eigenmächtig den Verfassungsausschuß, 
der für 10 Uhr einberufen war, ab. — Nachmittags wieder inter¬ 
fraktionelle Besprechung. Geraufe friedlicher Art um die Stili¬ 
sierung der Erklärung. — Die Nationalliberalen sitzen und be¬ 
raten von 4—6 Uhr. — Sie lehnen die Teilnahme ab. Es ist 
(hnen zunächst darum zu tun, Bethmann Hollweg wegzubringen, 
alles andere ist ihnen vorläufig Wurst. — Dann Fraktionssitzung; 
nur von kurzer Dauer. — 

11. Juli 1917. Vormittags 9 Uhr: Hauptausschuß. Ebert 
wünscht Auskunft vom Reichskanzler über den Kronrat vom Tage 
vorher. — .Reichskanzler kann eine Antwort nicht geben. — 
Ebert beantragt daraufhin Vertagung. — Einstimmig gutgeheißen. 

— Den Verfassungsausschuß vertage ich um 10 Uhr ebenfalls, 
„um zu demonstrieren“, wie ich unzuverlässigen Leuten sagte, 
weil bisher eine Klärung weder innerhalb noch außerhalb der 
Regierung eingetreten sei. — In Wirklichkeit ging der Vertagung 
folgende Szene voraus: Helffexieh bat mich sehr, nicht zu ver¬ 
handeln. Nach dem Kronrat „ringe der Kaiser mit sich“. Heute 
oder morgen werde wichtige Wahlrechtsentscheidung fallen. Aber, 
wenn dem Kaiser, der vielleicht um 12 Uhr eine Proklamation für 
das gleiche Wahlrecht erlassen woHe, um 11 Uhr ein Beschluß des 
Verfassungsausschusses auf die Brust gesetzt werde, sei das doch 
ein Imponderabile, das wir nicht ganz außer acht lassen sollten. 

— Offenbar hatten Helfferich und Lewald die bürgerlichen Abge¬ 
ordneten schon benachrichtigt, so daß mir von allen Seiten zugesetzt 


Digitized by 


Go», igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Die Friedensresolution. 


177 


wurde. — Unsere eigenen Genossen waren einverstanden. — Im 
Laufe des Tages unausgesetzt Besprechungen. Um Uhr nach* 
mittags wieder interfraktionelle Konferenz. Es wird abermals am 
Text herumgedoktert. Die Polen, Welfen und Elsässer sind jetzt 
auch vertreten durch Seyda, von Wangenheim und Hauß. Die 
Elsässer wollen die Erklärung einstimmig mitmachen; die deut¬ 
sche Fraktion, zu der die Welfen zählen, wird zur Hälfte mit¬ 
gehen; Seyda fand die Erklärung sehr sympathisch, kann aber 
seiner Fraktion nicht voigreifen. (Abends teilte er mir mit, in 
ihrer Besprechung, an der Daszynski teilgenommen habe, sei 
Stimmenthaltung beschlossen worden.) Interessant war in der 
Sitzung das Gegacker der Nationalliberalen. Paasche kam immer 
wieder auf die Ministerposten zurück. Wir spannten ihn auf die 
Folter. Minister kann nur werden, wer sich glatt auf den Boden 
unserer Erklärung stellt. Er nahm Junck, von Calker und von 
Richthofen ins Schlepptau, um sie erneut in die nationalliberale 
Fraktion zu führen. — Es war vergeblich. Die Schwerindustriellen 
wollen wohl einen Vertreter im Ministerium haben, aber keinen 
„Scheidemann-Frieden“, wie Paasche ziemlich offen bekannt hatte. 

— Flür 7 Uhr nachmittags hatte der Reichskanzler Spahn, Payer, 
Ebert, Schiffer zu sich geladen, um mit ihnen zu reden. — Ebert 
berichtete in der Fraktion später darüber: der Kaiser könne immer 
noch nicht zu einer klaren Entscheidung kommen. Da es sich 
bei der Parlamentarisierung um die Zukunft der Krone handele, 
habe er das Bedürfnis, sich auch mit dem Kronprinzen zu be¬ 
sprechen, der telegraphisch berufen worden sei. Der Kanzler ist 
für das gleiche Wahlrecht, könne dem Kaiser das parlamentarische 
System aber nicht empfehlen angesichts der enormen Schwierig¬ 
keiten, die dem im Wege ständen (Staatenbund, Verfassung usw.). 
Er sei bereit, einige Staatssekretäre aus dem Parlament zu nehmen, 
auch sei eine Art Staatsbeirat aus Parlamentariern zu bilden, 
der mitarbeiten könne bei wichtigen Entscheidungen, aber darüber 
hinaus könne er zurzeit nicht gehen. In bezug auf das Kriegsziel 
werde er die Wünsche der Mehrheit des Reichstags zu beachten 
wissen, usw. usw. 

12. Juli 1917. In der Presse wird das gleiche Wahlrecht für 
Preußen angekündigt! — Gestern: im Seniorenkonvent Aus¬ 
einandersetzung mit Westarp, der jetzt plötzlich die Kredit¬ 
vorlage erledigt wissen will. Siehe auch Reichstagsbericht. Im 
Plenum wiederholte sich die Chose ähnlich. — Nach dem Plenum 
interfraktionelle Besprechung. Zunächst berichtet Fehrenbach über 
eine Aussprache mit Wahnschaffe. Fehrenbach hat Wahnschaffe 
gegenüber den Standpunkt vertreten: schnellstens Heranziehung 
von Parlamentariern in Ministerposten und als Staatssekretäre. 

— Die Nationalliberalen erscheinen wieder auf der Bildfläche: 
Schiffer, Junck, Richthofen. Sie wollen noch einmal kuhhandeln. 
Schiffer, dem man zu verstehen gibt, daß nichts Wesentliches mehr 


Digitized by 


Go», igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Die Friedenwesolution. 


178 

an der Erklärung geändert werden könne, wünscht vom Zentrum 
zu wissen, ob es an seinem Beschluß festhalte, die Erklärung, nur 
dann mitzumachen, wenn auch die Nationalliberalen mitmachen. 
Das Zentrum, das diesen Beschluß tatsächlich gefaßt hatte, um 
die Nationalliberalen dauernd unter Druck halten zu können, 
spannte die Nationalliberalen auf die Folter. Fehrenbach sagte: 
ja, der Beschluß besteht noch. Schiffer: wir nehmen an, daß 
der Beschluß bestehen bleibt; er war ja bei unseren Fraktions¬ 
beratungen von der größten Bedeutung. — Fehrenbach: ich will 
nicht prophezeien, aber ich glaube, daß meine Fraktion, nachdem 
die Dinge sich derart entwickelt und geklärt haben, den Beschluß 
aufheben wird!! Schiffer, den ich als klugen Menschen sehr hoch¬ 
schätze, nahm seine beiden Genossen wieder mit ab, um noch 
einmal in der nationalliberalen Fraktion sein Glück zu versuchen. 
Nach etwa einer Stunde kam Richthofen, um offiziell mitzuteilen, 
daß seine Fraktion die Beteiligung afolehne, die Abstimmung aber 
freigebe. — Also endlich sind wir die Schaukelfritzen los. — 
Wir debattierten dann über die „Parlaments risierung“. Ein langes 
theoretisches Hin und Her über vorläufige Regelung durch einen 
Beirat für die Regierung, Staatssekretäre ohne Portefeuille (Davids 
Vorschlag) usw. Ich führte u. a. aus: Nicht debattieren und theo- 
retisieren wie 1848 in der Paulskirche. Was wir schließlich wollen, 
wissen wir: das konsequent durchgeführte parlamentarische System. 
Aber wie kommen wir dazu? Vor acht Tagen hat noch keiner von 
uns daran gedacht, jetzt an die Parlamentarisierung heranau- 
kommen. Wir verlangten strikte dies: Klarheit im Kriegsziel und 
gleiches Wahlrecht in Preußen. Als wir uns darüber einig waren, 
wurde in bezug auf das Kriegsziel die Frage aufgeworfen: geht’s 
mit den Männern? Nein, einige müssen fort und durch neue 
ersetzt werden. — Aus den paar Männern, die mit Rücksicht 
auf das Ausland ausgetauscht werden sollten, wurde plötzlich 
das parlamentarische System. Aus der Debatte ging hervor, wie 
enorm große Schwierigkeiten dem bei uns zu Lande entgegenstehen, 
so daß es unmöglich erscheint, in ein oder zwei Wochen alle 
Widerstände gesetzlicher und persönlicher Art zu überwinden. 
Jedenfalls müssen wir die Situation ausnutzen und so schnell als 
möglich ein* brauchbares Provisorium schaffen, bis wir das ganze 
durchsetzen können. Beirat? Nein! Provisorium, wie es David 
und Payer vorschlagen? Im Notfall. Das.Wichtigste zur Stunde 
bleibt die Berufung neuer Männer wegen der Wirkung auf das 
Ausland: Zimmermann muß geben wegen der Christianiaaffäre; 
Capelle auch. Die neuen Männer müssen berufen werden kn 
Einvernehmen mit dem Reichstage. Nun weiter: der Reichs¬ 
kanzler soll Gegner der Parlamentarisierung sein. Um ihm wirksam 
entgegentreten zu können, müssen wir die Schwierigkeiten und 
angeblichen Unüberwindlichkeiten, von denen geredet wird, genau 
kennen. Von Wichtigkeit ist die Stellungnahme des Kaisers an- 
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Nichts der großen Macht, die er nun einmal hat Je nach der 
Art seiner Information wird er so oder so entscheiden; das ist 
direkt verhängnisvoll. Denn wer informiert ihn? Bethmann Holl- 
weg hat ihm, wie man sagt, einen Gipsverband angelegt, so daß 
niemand an ihn herankommen könnte. Man nrnß x dem Kaiser 
aber offen berichten, wie es im Lande anssieht. Er muß auf¬ 
geklärt werden über die Not und die Notwendigkeiten. Dann 
sträubt er sich vielleicht nicht, freiwillig zuzugestehen, was er 
in kurzer Zeit wird geben müssen. Ich schlage vor, von Payer 
zum Kaiser zu schicken, damit er ihm in unserm Namen und 
Aufträge ganz reinen Wein einschenkt. Im übrigen also: sofort 
neue Männer, auch solche selbstverständlich aus dem Parlament, 
dann muß der Verfassungsausschuß Vorlagen machen und dann 
in wenigen Wochen, wenn alles Schlag auf Schlag gehen kann, 
ganze Arbeit. Wir versäumen mit einigen Wochen nichts; wir 
nützen sie zu gründlicher Vorbereitung. Unsere Macht wird immer 
größer, nicht etwa geringer, je größer die Not wird, um so 
höher steigt die Macht des Reichstags gegenüber der Regierung. 
— Meine Vorschläge fanden allgemeine Zustimmung. Mäller- 
Fulda und Fischbeck, die nach mir zu Worte kamen, stimmten 
Ihnen sofort zu. —• Am 12. Juli, nachmittags 3 Uhr, soll eine weitere 
Sitzung sein. — Abends 8 Uhr hatten Ebert und ich eine Be¬ 
sprechung im Bundesratszinuner mit Helfferich, Rödern und 
Wahnschaffe. (Fortsetzung folgt.) 

HANS FEHLINOER: 

Die Parlamentswahlen 
in der böhmisch-slowakischen Republik. 

I N der böhmisch-slowakischen Republik gab es bisher wohl eine 
National Versammlung, welche das Sprachen- und das Wahlgesetz, 
90 wie die Verfassung des Staates erließ und manche wirtschaft¬ 
lich wichtige Maßnahme traf; doch waren in dieser gesetzgebenden 
Versammlung nur Tschechen und Slowaken vertreten, nicht aber 
die vier Millionen deutscher Bewohner der Republik. Das erste 
ordentliche Parlament wurde nun nach dem System der Verhältnis¬ 
wahl mit gebundenen Listen gewählt; am 18. April fand die 
Stimmenabgabe für das Abgeordnetenhaus statt; am 25. April 
wurde für den Senat gestimmt. Die Wahlbeteiligung war Pflicht. 
Um nicht Minderheitsstimmen ohne weiteres verloren gehen zu 
lassen, sieht die Wahlordnung drei Stimmenzählungen vor. Für 
die zweite Zählung kommen aber nur solche Parteien in Betracht, 
welche in irgendeinem Wahlkreis mindestens ein Mandat oder doch 
wenigstens 20 000 Stimmen erlangt haben. Die Zuweisung der 
Mandate erfolgt auf Grund eigener Kandidatenlisten der Parteien. 
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Werden auch auf diese Weise noch nicht alle Mandate besetzt, 
so erfolgt die Besetzung durch das dritte Skrutinium, wobei 
nur diejenigen Parteien berücksichtigt weiden, welche bei der 
Ermittlung der Wahlzahl für das zweite Skrutinium den größten 
Stimmen re st aus weisen. Ob es gerade besonders weise ist, beide 
Häuser des Parlaments nach demselben Wahlsystem zu wählen, 
darf bezweifelt werden 1 . 

Die Ergebnisse der Stimmenabgabe stellen einen großen Erfolg 
der sozialistischen Parteien dar. Für das Abgeordnetenhaus wurden 
kn ganzen Staatsgebiet 2 878 548 sozialistische und 2 966 503 
bürgerliche Stimmen abgegeben. Nach der Nationalität gliedern 
«ich die Stimmen folgendermaßen: 



Zahl 

Proz. 

Tschechisch-slowakisch . . .. . 

4101 124 

67,9 

Deutsch-madjarisch. 

1 859 880 

30,8 

Jüdisch. 

79254 

1,3 

Zusammen 

6040258 

100,0 


Bei den tschechisch-slowakischen Stimmen, inbegriffen sind 
236 071 Stimmen der autonomistischen klerikalen Volkspartei der 
Slowakei (Hlinkapartei), die in nationalen Dingen nicht mit den 
übrigen Tschechoslo waken übereinstimmt. Bei Unterscheidung von 
Nationen und Parteien kommt man zu folgender Uebersicht: 

Von den tschechischen und slowakischen Parteien erhielten Stim¬ 
men : Nationaldemokraten 386 286, Sozialdemokraten 1 490 045, 
Nationalsozialisten 585 860, Klerikale 698 936, Agrarier 595 322, 
Nationale und Bauernpartei 226 661, Choc 1961. 

Von den deutsch-madjarischen Parteien erhielten Stimmen: So¬ 
zialdemokraten 802 643, ChristlichrSoziale 350 418, Deutsche Wahl¬ 
gemeinschaft (Deutschnationale und Nationalsozialisten) 328 992. 
Deutsche ' Demokraten 106 250, Bund der Landwirte 245 254, 
Madjarische Nationalpartei 26 323. 

Der relative Anteil der deutschen und der tschechischen Sozial¬ 
demokratie an der Qesamtstimmenzahl betrug in den Wahlkreisen 
Böhmens, Mährens und Schlesiens: 


Deutsche Tschechische 



Sozialdemokratie 


Proz. 

Proz. 

Prag. 

0,5 

29.9 

Pardubitz .... 

4,8 

21,7 

Königgrätz .... 

12,7 

14,9 

Jungbunzlau . . . 

15,0 

19,5 

Böhmisch-Leipa . . 

44,0 

6.9 

Laun. 

21,1 

30,5 

Karlsbad. 

49,5 

1,9 


Deutsche Tscbechisdie 



Sozialdemokratie 


Proz. 

Proz. 

Pilsen. 

16,2 

303 

Budweis. 

IM 

20,0 

Iglau. 

6,2 

16,9 

Brünn . 

6,8 

24,6 

OlmUtz. 

14,3 

19,0 

Ungarisch - Hradisch 

0,9 

25,4 

Mährisch - Ostrau . 

14,2 

24,1 


1 Für den Senat ist nur ein höheres Alter der Wahlfähigkeit und Wahl 
barkeit vorgesehen. 
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In der Slowakei, a die fast allgemein als rückständig gegolten 
hat, wurden von insgesamt 1 204 000 Stimmen für die Sozial¬ 
demokraten 643 584 Stimmen abgegeben. Die Ruthenen der Ost¬ 
slowakei haben fast geschlossen für die Sozialdemokraten ge¬ 
stimmt.- Nicht wenig zum Erfolg der tschechischen Sozialdemo¬ 
kratie in der Slowakei hat wohl der Umstand beigetragen, daß sie 
dort die Kleinhäusler in der sogenannten „Domovina“ und die 
landwirtschaftlichen Tagelöhner in der „Robotnicke Zdruzeni“ orga¬ 
nisiert haben, die eine lebhafte Werbetätigkeit für die Aufteilung 
großer Güter entfalteten und (wie es heißt) diesbezüglich weit¬ 
gehende Zusicherungen seitens der Regierung erhalten haben. 
Die slowakischen Sozialdemokraten stehen anscheinend in ihrer 
Mehrheit auf dem äußersten linken Flügel der tschecho-slowaki¬ 
schen Partei. 

Die deutsche Sozialdemokratie hat in allen Industriegebieten 
(Pilsen, Karlsbad, Komotau, Außig, Ostrau) die meisten Stimmen 
an sich gerissen, wobei ihr der Umstand zustatten kam, daß viele 
deutsche Nationalsozialisten sozialdemokratisch gewählt haben, weil 
das Kompromiß ihrer eigenen Partei mit den Deutschnationalen bei 
den Nationalsozialisten vielfach Mißfallen erregt hat. Die stärkste 
Partei des Parlaments ist die tschechische Sozialdemokratie, die 
marxistische Grundsätze vertritt, obwohl ein Teil ihrer Führer, 
wie z. B. der Unterrichtsminister Habrman, seit Kriegsausbruch 
starke nationalistische Neigungen bekundete. Bei den tschechi¬ 
schen Nationalsozialisten liegt — wie bei ihren deutschen Namens¬ 
verwandten — die Betonung auf dem „National“; es ist dies die 
Partei der Klofatsch, Dr. Benesch, Dr. Stribmy usw., die unter 
den kleinen Gewerbetreibenden und den nationalen Arbeitern viel 
Anhänger hat. Daß die tschechischen Nationalsozialisten über¬ 
haupt noch als größere parlamentarische Gruppe existieren werden, 
verdanken säe hn Prager Wahlkreis der Kandidatur des Außen¬ 
ministers Benesch und im Launer Wahlkreis der Kandidatur des 
ehemaligen Ernähiungsministers Vrbensky, der wegen seiner Lebens¬ 
mittelsendungen alle Sympathien der Bergarbeiter besitzt. 

Noch ärgere Deutschenhasser als die National sozialen sind die 
Nationaldemokraten, deren hervorragendster Führer der Panslawist 
Dr. Kramarsch ist.- Glücklicherweise zeigte sich bei den Wahlen, 
daß die Massen der Bevölkerung sich nicht mehr mit derselben 
Geneigtheit wie früher von der nationalistischen Devise einfangen 
lassen, nicht aus Mangel an Nationalgtefühl, sondern in der Erkennt¬ 
nis, daß die solcherart gebundenen Kräfte für wichtigere Aus¬ 
einandersetzungen verlorengehen. Man braucht darunter nicht 
nur die Angelegenheiten der Wirtschaft zu verstehen, obwohl sie 
allein auf ein Menschenalter hinaus alle für die öffentliche Be¬ 
tätigung verfügbaren Energien absorbieren könnten. Es ist außer¬ 
dem viel für den kulturellen und sittlichen Wiederaufbau zu tun, 
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gewaltig türmen sich die Rätselfragen der in «einem neuen Werden 
begriffenen europäischen Organisation empor. 

Auf deutscher Seite weist das neue Parlament fast durchweg 
neue Gesichter auf. Aus dem Wiener Parlament ist kaum eine 
Haodvoli da; die Deutschbürgerlichen haben neue Männer er¬ 
wählt, von denen noch alles zu hoffen ist 2 . Die Sozialdemokraten 
haben zumeist ihre alten Gewerkschaftsführer ins Treffen gesendet. 
Die bekannten tschechischen Führer hingegen werden auch im 
neuen Parlament alle versammelt seih. An ihnen vornehmlich 
wird es liegen, bessere Einsicht zu haben. Ehe deutschen Ver¬ 
treter sind viel weniger von „österreichischer Vergangenheit“ be¬ 
schwert. 

Da die vereinigten jüdischen Parteien in keinem Wahlkeis, nicht 
einmal in Eperjes, auf das sie ihre größten Hoffnungen gesetzt 
hatten, die Wahlzahl oder 20 000 Stimmen erreicht haben, so haben 
sie auch für das zweite und dritte Skrutinium keinen Anspruch auf 
ein Mandat. Sämtliche jüdischen Stimmen in der Tschecho-Slowakei 
(es sind dies zusammen 79 254) gehen mandatlos verloren. 

Nach der zweiten und dritten Stimmenzählung sind in das Ab¬ 
geordnetenhaus gewählt: 

Tschechen und Slowaken: Sozialdemokraten 74, Agrarier 28, 
Nationalsoziale 24, Klerikale 22, Nationaldemokraten 19, Schrobar- 
partei (slowakische Unionisten) 12, Gewerbepartei 6, Modracek- 
partei 3, slowakische Autonomisten 12 Abgeordnete. 

Deutsche und Madjaren: Sozialdemokraten 35, Deutsche Wahl¬ 
gemeinschaft 15, Christlichsoziale 15, Bund der Landwirte 11, 
Deutsch-demokratische Freiheitspartei 5 Abgeordnete. 

tu diesen 81 deutschen und madjarischen und 200 tschechisch¬ 
slowakischen Abgeordneten kommen noch 9 Abgeordnete von 
Karpathenrußland (dem östlichsten Gebiet des Staates), 9 vom 
Teschener Gebiet (falls es nicht Polen zufällt) und 1 aus dem 
Hultschinerlande (bisher Preußisch-Schlesien). 

Bei den Senatswahlen wurden in Böhmen, Mähren und Schlesien 
rund 4 145 000 Stimmen abgegeben, darunter 2 073 000 sozialistische 
und 2173 000 bürgerliche. Die deutschen Sozialdemokraten er¬ 
hielten im ganzen 633 Stimmen. 

Die Senatsmandate verteilen sich wie folgt: Tschechische Parteien: 
Sozialdemokraten 41, Agrarier 14, slowakische Bauernpartei 6, Kleri¬ 
kale (Volkspartei) 18, Nationalsoziale 10, Nationaldemokraten 10, 


* Es ist köstlich, was das „Prager Tagblatt“ im Leitartikel seiner 
Nr. 97 schrieb: „Kein Tscheche hätte mit der größten Bosheit so viel 
schlechte Kandidaten aussuchen können, wie die leichtfertigen deutschen 
Wahlkomitees, die außerdem so freigebig sind mit dem Vorwurf des 
Volksverrats an jene, die in diesem Werke der Mandatshändler keine 
unappellable Entscheidung sehen wollen.“ 
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Mittelstandspartei 3, zusammen 102. Deutsche Parteien: Sozial¬ 
demokraten 16, Wahlgemeinschaft 8, Bund der Landwirte 6, 
Christlichsoziale 4, Deutsch-demokratische Freiheitspartei 3, zu¬ 
sammen 37. Madjaren 3 Mandate. 

In der Slowakei trafen von insgesamt 635 000 Stimmen 297 000 
auf die tschecho-slowakische Sozialdemokratische Partei. 

Es ist an unehmen, daß in keiner andern gesetzgebenden Körper¬ 
schaft der Sozialismus so mächtig vertreten ist, wie im Parlament 
der böhmisch-slowakischen Republik. Auf Grund des Wahlergeb¬ 
nisses erklärte Ministerpräsident Tusar in einer Versammlung der 
tschechischen Sozialdemokraten zu Prag, daß der so klar kund¬ 
getane Wille der Arbeiterschaft die Richtung der inneren und 
äußeren Politik des Staates bestimmen wird. Er sagte u. a.: „Wir 
werden in dem begonnenen Sozialisierungswerke ausdauern und 
energisch fortfahren, umsichtig zwar, aber unerschütterlich, bis 
wir eine vollkommene ganze Verfassung der neuen Produktions 1 - 
und sozialen Ordnung ausgebaut haben. Damit wir uns aber mit 
voller Aufmerksamkeit und in der notwendigen Ruhe diesem großen 
Werke der wirtschaftlichen Wiedergeburt widmen können, ist es 
notwendig, daß wir völlig im Geiste der Wahlen und im Verstehen 
ihres tieferen Sinnes die letzten Reste alter Vorurteile und natio¬ 
naler Zwiste beseitigen. Wir gestatten in nichts die Beschränkung 
der berechtigten Ansprüche des tschechischen Volkes, aber dem¬ 
gegenüber müssen wir es" verstehen, die ererbten österreichischen 
Vorstellungen und Vorurteile loszuwerden, die endlosen bureau- 
kratischen und sprachlichen Zank und Hader gebären. Wir haben 
schon bei Schaffung der Verfassung, der Wahlordnung und des 
Sprachengesetzes bewiesen, daß wir den besten Willen haben, 
unseren deutschen Mitbürgern alle Voraussetzungen einer gedeih¬ 
lichen Entwicklung zu gewähren, und sie an allen Freiheiten und 
Vorteilen unserer republikanischen Einrichtungen zu beteiligen, 
und daß wir nichts mehr wünschen, als ein friedliches Zusammen¬ 
leben aller unseren Staat bewohnenden Nationen. Aber wir können 
uns nicht verheimlichen, daß es auch auf deutscher Seite genug 6 
rückständige Elemente gibt, die noch in den Fesseln überwundener 
altösterreichischer Anschauungen liegen, und zumeist noch nicht 
einmal aus ihrem pangermanischen, imperialistischen Traume er¬ 
wacht sind, ohne sich in die neue Zeit eindenken zu können, die 
auch den nationalen Gedanken sozialisiert hat, dem sie einen ganz 
neuen Inhalt gegeben hat. Ich erwarte, daß die Mehrzahl der 
Deutschen, insbesondere die deutschen Sozialdemokraten, diese fun¬ 
damentale Aenderung verstehen werden ; dann werden wir uns 
sicher mit ihnen bei fruchtbarer Arbeit zum gemeinschaftlichen 
Wöhle und hauptsächlich 1 zum Nutzen aller sozial leidenden Schich¬ 
ten begegnen.“ 

Ob es zu einem gedeihlichen Zusammenarbeiten der tschechischen 
und deutschen Sozialisten kommt, hängt von der Einsicht der 
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beiderseitigen Führer ab, namentlich davon, ob man tschechischfer- 
seits geneigt ist, die nationale Gleichberechtigung zur Tatsache 
zu machen. Die politischen Verhandlungen zur Bildung einer 
neuen Regierung werden zweifellos bald beginnen, und die Ent¬ 
scheidung zwischen den zwei Möglichkeiten bringen: Bildung einer 
sozialistischen Regierung oder einer Koalitionsregierung der tsche¬ 
chischen Sozialisten und Bürgerlichen. Es ist zu befürchten, daß 
der Nationalismus noch nicht soweit afogeklungen ist, um die 
Sozialisten auf ein gemeinsames praktisches Programm zu einigen. 
Im Abgeordnetenhaus haben die Sozialisten aller Richtungen 141 
Mandate (einschließlich der Nationalsozialen und der Modracek- 
partei), denen 140 bürgerliche Mandate gegenüberstehen. Aber 
die Nationalsozialen werden dioch in der Regel mit • den beider¬ 
seitigen bürgerlichen 'Abgeordneten stimmen. Der Senat weist 
eine unbedeutende bürgerliche Mehrheit auf. 

Die Wiener „Arbeiter-Zjeitung“ schrieb in Anbetracht der Wahl¬ 
ergebnisse, daß eine Verbindung der sozialistischen Partei schwer¬ 
lich die Regierung weide übernehmen können. Ebenso schwer 
erscheine es, daß die tschechischen Sozialdemokraten und Sozia¬ 
listen mit den tschechischen bürgerlichen Parteien eine Koalition 
bilden, während die deutschen und madjarischen Sozialisten ihnen 
als Opposition gegenübertreten. Eine solche Stellung würde der 
tschechischen Sozialdemokratie bald unerträglich werden. Diese 
Krise werde keine Lösung finden, solange sich die tschechische 
Nation nicht entschließt, ihren Staat neu zu bauen auf der festen 
Grundlage und der Selbstregierung seiner Völker. Die Wahlen, 
in denen im tschechischen wie im deutschen Lager der Sozialismus 
über den Nationalismus gesiegt hat, sind der erste Schritt auf 
diesem Wege. Die tschecho-slowakische Republik muß sich rasch 
entschließen, wenn sie sich behaupten und zu einer Stütze der 
Demokratie in Mitteleuropa werden will. — Die deutsch-bürgerliche 
„Reichenberger Zeitung“ befürchtet sogar, das böhmisch-slowa- 
Irische Parlament werde ein getreues Abbild des österreichischen 
Reichsrats in verschlechterter und mehr brutaler Form sein. 

Zu hoffen ist, daß im böhmisch-slowakischen Parlament Formen 
des politischen Kampfes beobachtet werden, die der neuen Zeit 
mit ihren neuen Problemen entsprechen und nicht solche, die an den 
alten Jammer der Habsburger Monarchie erinnern. Die ersten 
Abgeordneten des neuen Staates stehen vor Aufgaben, deren Größe 
ihnen vielleicht selbst noch nicht bewußt ist. Gelingt es ihnen 
nicht, über den nationalen Zwist hinaus zur schöpferischen Arbeit 
zu gelangen, bleibt die parlamentarische Maschine in dem Ge¬ 
strüpp der alten Streitfragen stecken, dann bricht für das Dasein 
dieses in dem veränderten Mitteleuropa einzigartig konstruierten 
Staates eine schwere Zeit an. 
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WALTER WOLFF: 


Was wirft uns die Entente vor? 

D IE Mitglieder der Entente haben in San Retno die „deutsche 
Frage“ angeschnitten, die in Spa erneut behandelt werden soll, 
diesmal aber zwischen der Entente und den deutschen Ver¬ 
tretern selbst. 

Was ist denn nun eigentlich diese viel umstrittene „deutsche 
Frage“ ? Ganz allgemein gesagt, wirft die Entente Deutschland vor, 
es habe die Bedingungen, die ihm der Friedensvertrag von Ver¬ 
sailles auferlegte, nicht erfüllt, wobei der Vorwurf immer wieder¬ 
kehrt, diese Nichterfüllung entspränge weit weniger tatsächlicher 
Unmöglichkeit, als bösem Willen. Der Pariser „Excelsior“, ein 
Blatt betont nationaler Richtung, aber im allgemeinen ziemlich 
frei von allzu großer Gehässigkeit, bringt die folgende, sehr 


interessante Gegenüberstellung: 

Was Deutschland 

nach dem Wortlaut des Vertrages 
auszuffihrea versprochen hat 

Auslieferung der Schuldigen: 

Artikel 228: Die Deutsche Regie¬ 
rung hat den alliierten und assozi¬ 
ierten Mächten oder derjenigen 
Macht von ihnen, die einen ent¬ 
sprechenden Antrag stellt, alle Per¬ 
sonen auszuliefern, die ihr auf 
Grund der Anklage, sich gegen die 
Gesetze und Gebräuche des Krieges 
vergangen zu haben, sei es nament¬ 
lich, sei es nach ihrem Dienstgrade 
oder nach der ihnen von den deut¬ 
schen Behörden übertragenen Dienst¬ 
stellung oder sonstigen Verwendung 
bezeichnet werden. 

Artikel 229: Sind die strafbaren 
Handlungen gegen Staatsangehörige 
einer der alliierten und assoziierten 
Mächte begangen, so werden die 
Täter vor die Militärgerichte dieser 
Macht gestellt. 

Sind die strafbaren Handlungen 
gegen Staatsangehörige mehrerer 
alliierter und assoziierter Mächte be¬ 
gangen, so werden die Täter vor 
Militärgerichte gestellt, die sich aus 
Mitgliedern von Militärgerichten 
der beteiligten Mächte zusammen¬ 
setzen. 


Die Bedingungen, 
die Deutschland nicht erfüllt, oder 
gegen die es verstoßen hat 

Auslieferung der Schuldigen: 

In einem vom 14. Februar datier¬ 
ten Briefe hatte der britische Pre¬ 
mierminister nach der in London 
abgehaltenen Besprechung der Ver¬ 
treter der alliierten und assoziierten 
Mächte von Deutschland die Aus¬ 
lieferung aller der Schuldigen ver¬ 
langt, deren Liste Deutschland über¬ 
reicht wurde, „teils dem Namen 
nach, teils nach Dienstgrad, Stel¬ 
lung oder Beschäftigung“, die von 
genannten Schuldigen im Dienste 
der deutschen Behörden eingenom¬ 
men wurden, bezeichnet. 

Die deutsche Regierung hat es 
formell abgelehnt, die Bedingungen 
der Artikel 228 und 229 des Ver¬ 
sailler Vertrages xu erfüllen. 
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Was wirft uns die Entente vor? 


Kohlenlleferungen: 

Nach dem Wortlaut des Vertrages 
hat Deutschland monatlich rund 
1 600 000 Tonnen zu liefern. 
Die Wiec’ergulmachungskommission 
hat diese Zahl übrigens ausdrück* 
lieh bestätigt. 

Militärische Bedingungen 
(Deutschlands Entwaffnung): 

Artikel 160: Die Oesamtstärke an 
Offizieren, einschließlich der Stäbe, 
ohne Rücksicht auf deren Zusam* 
mensetzung, darf die Zahl vier* 
tausend nicht übersteigen. 

Artikel 163: Binnen drei Monaten 
nach Inkrafttreten des gegenwär¬ 
tigen Vertrags ist die gesamte Ist¬ 
stärke auf zweihunderttausend Mann 
zurückzuführen; die Zahl der Ein¬ 
heiten darf das Doppelte der un 
Artikel 160 vorgesehenen Zahl nicht 
überschreiten. 

Nach Ablauf dieser Frist und am 
Schlüsse jedes folgenden Viertel¬ 
jahrs setzt ein Ausschuß von Heeres¬ 
sachverständigen der alliierten und 
assoziierten Hauptmächte die für 
das nächste Vierteljahr durchzu¬ 
führenden Herabsetzungen fest, und 
zwar in der Weise, daß spätestens 
am 31. März 1920 die gesamte 
Iststärke der deutschen Streitkräfte 
die im Artikel 160 vorgesehene 
Höchstziffer von einhunderttausend 
Mann nicht überschreitet. Bei dieser 
schrittweisen Herabsetzung bleibt 
das Verhältnis zwischen Mannschaf¬ 
ten und Offizieren und ferner das 
Verhältnis zwischen den verschie¬ 
denen Einheiten, so wie es in dem 
bezeichneten Artikel vorgesehen ist, 
gewahrt. 

Artikel 162: Die Zahl der im 
Zollwächterdienst, im Forst- und 
Küstenschutz verwendeten Ange¬ 
stellten und Beamten der deutschen 
Staaten darf nicht die der im Jahre 
1913 diesen Dienst versehenden An¬ 
gestellten und Beamten übersteigen. 

Die Zahl der Gendarmen, sowie 
der Angestellten und Beamten der 


Kohlenlieferungen: 

Frankreich hat erhalten: im 
Januar 497 422 Tonnen und seitdem 
im Monatsdurchschnitt weniger als 
350 000 Tonnen. Infolge der Ruhr¬ 
unruhen sind die Lieferungen auf 
die Hälfte gesunken. 

Militärische Bedingungen 
(Deutschlands Entwaffnung): 

Der Vertrag von Versailles ist 
erst am 10. Januar 1920 in Kraft 
getreten. 

Nach Artikel 160 durfte das deut¬ 
sche Heer am 31. März nur 100 000 
Mann stark sein. 

Nach Artikel 163 durfte es am 
10. April noch 200 000 Mann stark 
sein, da die Ratifizierung unendlich 
länger gedauert hatte, als vorausge¬ 
sehen worden war. 

Es kam also auf die Auslegung 
an. 

Marschall Foch hat namens der 
alliierten militärischen Kommissio¬ 
nen in Versailles, und fußend auf 
den Vorschlägen der Kontrollkom¬ 
missionen, die Deutschland günstig¬ 
ste Auslegung vorgeschlagen, näm¬ 
lich die Vertagung um drei Monate, 
vom 10. April ab gerechnet, der 
Ausführung des Artikels 160, ge¬ 
mäß den Bedingungen des Artikels 
163. 

Deutschland ist also erst am 
10. Juli d. J. gezwungen, die Be¬ 
stände seines Heeres auf 100000 
Mann zu vermindern, gewinnt also 
drei Monate und 10 Tage gegenüber 
den in Artikel 160 genannten Ter¬ 
minen. 

Wie dem auch sei, auf jeden Fall 
dürfte das Deutsche Reich gegen¬ 
wärtig nur 200 000 Mann Truppen 
besitzen. 

Am 10. April jedoch, dem äußer¬ 
sten durch für Deutschland gün¬ 
stigste Auslegung des Versailler 
Vertrages testzulegenden Termin, 
hatte Deutschland nicht nur sein 
Heer nicht auf den in Artikel 163, 
Absatz 2, vorgesehenen Bestand von 
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Polizeiverwaltungen für einzelne Be¬ 
zirke und Gemeinden darf nur Im 
Verhältnis der seit 1913 in den 
betreffenden Bezirken oder Gemein¬ 
den eingetretenen Bevöikerungszu- 
nahnre vermehrt werden. 

Diese Angestellten and Beamten 
dürfen nicht zu militärischen 
Uebungen tusemmengezogen wer¬ 
den. 

Artikel 178: Alle Mobilmachungs- 
maßnahmen oder solche, die auf 
eine Mobilmachung hinzielen, sind 
untersagt. 

In keinem Falle dürfen bei Trup¬ 
penteilen, Behörden oder Stäben 
Stämme für Ergänzungsformationen 
vorhanden sein. 


Ablieferung der Waffen: 

Artikel 169: Binnen zwei Monaten 
nach Inkrafttreten des gegenwär¬ 
tigen Vertrags sind die deutschen 
Waffen, Munitionsvorräte und das 
Kriegsgerät einschließlich jeden 
Flugabwehrgerätes, die in Deutsch¬ 
land über die zugelassenen Mengen 
hinaus vorhanden sind, den Regie¬ 
rungen der alliierten und assozi¬ 
ierten Hauptmächte zur Zerstörung 
oder Unbrauchbarmachung auszu¬ 
liefern. 
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200 000 Mann zurückgeführt, hatte 
nicht nur — was noch schlimmer 
ist — überhaupt keine Verminde¬ 
rung der Bestände vorgenommen, 
sondern hatte sogar, gegen den Ar¬ 
tikel 178, dauernd, unter den Be¬ 
zeichnungen Einwohnerwehr und 
Zeitfreiwillige, wirkliche Reserve¬ 
truppen geschalten. 

Am 1. Dezember 1919 hatte der 
Oberste Rat die deutsche Regierung 
erstmalig darauf aufmerksam ge¬ 
macht, daß diese Formationen in 
absolutem Widerspruch mit dem 
Text des Friedens Vertrages standen. 

Die deutsche Regierung hat sie 
nicht nur nicht gelöst, sondern hat 
sie obendrein seitdem fortdauernd 
erhöht. 

Man weiß, wohin diese Geistes¬ 
verfassung und ihre Aeußerungen 
geführt haben: zu der an Angriffen 
reichen Woche vom 2. bis 9. März, 
Angriffen, deren Opfer französische 
Offiziere und französjche Soldaten 
waren. 

Als die Beschwerde der Entente in 
Berlin ankam, war eben der mili¬ 
tärische Staatsstreich vor sich ge¬ 
gangen. 

Was hat die neue Reichsregierung 
seitdem gemacht? Nichts. Die Ehr¬ 
hardttruppen liegen immer noch in 
Döberitz (mittlerweile sind sie fort¬ 
geführt worden, Anmerkung der 
Schriftlcitung!) bereit, an einem 
neuen Gewaltstreich teilzunehmen. 

Ablieferung der Waffen: 

Die Internationale Kontrollkom¬ 
mission hat die Zahl der zu zer¬ 
störenden deutschen Geschütze wie 
folgt festgesetzt: 6500 Feldge¬ 
schütze, 2500 Feldminenwerfer, 
5000 schwere Geschütze und 
schwere Minenwerfer, 3800 Belage¬ 
rungsgeschütze, insgesamt 17 800 
Geschütze. 

Am 15. April besaß Deutschland 
aber noch 4125 Kanonen und Mi¬ 
nenwerfer, sowie außerdem noch die 
Festungsartillerie, die es auf seinen 
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Was wirft uns die Entente vor? 


Militär- und Marineflugwesen: 

Artikel 198: Deutschland darf 
Luftstreitkräfte weder zu Lande 
noch zu Wasser als Teil seines 
Heerwesens unterhalten. 

Artikel 202: Mit Inkrafttreten des 
gegenwärtigen Vertrags ist das 
ganze militärische und Marineluft¬ 
fahrzeugmaterial mit Ausnahme der 
in Artikel 198, Absatz 2 und 3, vor¬ 
gesehenen Apparate den Regierun¬ 
gen der alliierten und assoziierten 
Hauptmächte auszuliefern. 

Das Eindringen ins Ruhrgebiet: 

Artikel 42: Es ist Deutschland 
untersagt, auf dem linken Ufer des 
Rheines und auf dem rechten Ufer 
westlich einer 50 Kilometer östlich 
des Stromes verlaufenden Linie Be¬ 
festigungen beizubehalten oder an¬ 
zulegen. 

Artikel 43: Ebenso ist in der im 
Artikel 42 bezeichnten Zone die 
ständige und zeitweise Unterhaltung 
oder Sammlung von Streitkräften 
untersagt. Das gleiche gilt für jed¬ 
wede militärischen Uebungen und 
die Beibehaltung aller materiellen 
Vorkehrungen für eine Mobil¬ 
machung. 

Artikel 44: Jeder etwaige Verstoß 
Deutschlands gegen die Bestimmun¬ 
gen der Artikel 42 und 43 gilt als 
eine feindselige Handlung gegen die 
Signatarmächte des gegenwärtigen 
Vertrags und als Versuch einer 
Störung des Weltfriedens. 


Süd- und Ostgrenzen noch zu be¬ 
sitzen ermächtigt ist. 

Militär- und Marineflugwesen: 

Deutschland besaß noch Anfang 
April 15 248 Flugzeuge, die binnen 
sehr kurzer Zeit in Kampfflugzeuge 
umgewandelt werden könnten. 

Diese Zahlen entstammen einer 
Rede Herrn Winston Churchills im 
Unterhaus vom 15. April. 


Das Eindringen ins Ruhrgebiet: 

Gegen die Bestimmungen der Ar¬ 
tikel 43 und 44 des Versailler Ver¬ 
trages hat die auf die Regierung 
Kapp-Lüttwitz wieder gefolgte 
rechtmäßige Regierung am 17. März 
die alliierten Regierungen um die 
Ermächtigung ersucht, Truppen' ins 
Ruhrbecken zu senden, gerade so, 
wie Kapp vier Tage vorher die 
französische Regierung darum er¬ 
sucht hatte. 

Am 13. März verlangte die 
Staatsstreichregierung die Ein¬ 
marscherlaubnis für sechs Batail¬ 
lone, zwei Schwadronen und drei 
Batterien. 

Am 25. März verlangte die Re¬ 
gierung der Ordnung die Ein¬ 
marscherlaubnis für 48 Bataillone, 
17 Schwadronen und 40 Batterien. 
Beide Male wurde die Genehmigung 
versagt. 

Die deutschen Truppen sind trotz¬ 
dem ins Ruhrrevier eingedrungen 
und weigern sich, trotz den franko¬ 
belgischen Besetzungsmaßnahmen, 
das Ruhrrevier zu verlassen (ist 
inzwischen geschehen. Anmerkung 
der Schriftleitung). 


Die Zwangsmaßnahmen , 

die der Vertrag von Versailles den Alliierten ermöglicht. 

Außer dem in den Artikeln 429 bis 431 vorgesehenen Pfände 
der Besetzung des linken Rheinufers während fünf, zehn und 
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fünfzehn Jahren und der Brückenköpfe auf dem rechten Ufer, 
einer Besetzung, die verlängert werden kann, wenn Deutschland die 
Bestimmungen des Friedensvertrages nicht genauestens erfüllt, steht 
den Alliierten noch der § lß der Anlage II des Wiedergutmachungs¬ 
teiles des Vertrags von Versailles zur Verfügung, dessen Text, 
der hier folgt, auch eine Blockade einschließt: 

„Die Maßnahmen, zu denen die alliierten und assoziierten Re¬ 
gierungen, falls Deutschland vorsätzlich seinen Verpflichtungen 
nicht nachkommt, berechtigt sind, und die Deutschland sich ver¬ 
pflichtet, nicht als feindselige Handlungen zu betrachten, können 
in wirtschaftlichen und finanziellen Sperr- und Vergeltungsmaß¬ 
regeln, überhaupt in solchen Maßnahmen bestehen, welche die 
genannten Regierungen als durch die Umstände geboten er¬ 
achten.“ 

* 

So der „Exoelsäor“. Ob und wie weit seine Angaben richtig 
sind, entzieht sich unserer Kenntnis. Darauf kommt es aber auch 
gar nicht an. Wichtig ist es vielmehr 'für uns Deutsche, die 
Anklagen und Anschuldigungen genau zu kennen, die man den 
deutschen Vertretern in Spa Vorhalten wird, und die als Unter¬ 
lage der Verhandlungen dienen sollen. 


FRANK HARRIS 1 : 

Offener Brief an die deutsche Regierung. 

M EINE Herren! Alle, die sich aus eigener Anschauung davon 
überzeugen können, berichten uns, daß sich eine schmerz¬ 
liche Niedeigeschlagenheit des deutschen Volkes bemächtigt 
hat, und daß Sie, die erwählten Führer und leitenden Männer des 
Staates, unschlüssig sind, — daß Sie sich unsicher tastend bald 
nach rechts, bald nach links wenden, als könnten Sie keinen 
Ausweg aus der Verstrickung finden. 

Der Haß Ihrer Feinde hat seinen Höhepunkt überschritten. 
Sie haben dem deutschen Staatsköirper ganze Provinzen abge¬ 
hauen, trotzdem seine Glieder gesund waren. Sie haben Ihnen 
ein Bündnis mit den österreichischen Brüdern untersagt; sie haben 
Ihnen Ihre Kohlenflöze und die von Ihnen zur Entwicklung ge¬ 
brachte Kaliindustrie genommen; sie haben Ihre Lokomotiven — 
obwohl diese für sip unbenutzbar sind —; sie haben Ihre Schiffe, 


1 Frank Harris, geb. 1856 in England, studierte auf deutschen und amerika¬ 
nischen Universitäten; war Redakteur der „Saturday Review* (London) und 
„Fortnightly Review*; Verfasser ausgezeichneter Novellen, Literaturkritiken und 
Dramen. Er lebt in Amerika und verteidigte dort mit seiner glänzenden 
Feder die Sache des deutschen Volkes während des Weltkrieges. Er leitet 
gegenwärtig .Pearson’s Magazine*. Die Redaktion. 
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Ihre Krane und Ihm Schwimmdocks beschlagnahmt. Sie haben 
Ihre Eisen- und Stahlfabrikation zugrunde gerichtet und Ihre 
kleinen Kinder dem Siechtum und dem Tode überantwortet» da 
siie Ihnen die Milchkühe weggeführt haben. 

Durch die schändliche Blockade, die auch nach Beendigung 
des Krieges noch ein ganzes Jahr fortgesetzt wurde, haben die 
Engländer die Leiden Ihrer Frauen und Kinder gesteigert und 
das Wort „Frieden“ in einen Spottnamen für „Rachsucht“ ver¬ 
wandelt, indem sie Ihnen die Rohstoffe gesperrt haben. Und 
schließlich fordern die edlen Alliierten Sie auf, 1000 Ihrer Söhne 
vor ein vom Haß beseeltes Gericht zu stellen, um von Ausländern 
abgeurteilt zu werden. 

Aber wie immer ist der Haß blind. Ihre Feinde haben sich 
selbst beeinträchtigt, um Sie zu schädigen und in Armut zu 
stürzen; nun fangen si|e an, einzusehen, daß der Wert des Lire, 
des Franken und auch des Pfund Sterling sinken muß, wenn die 
Mark entwertet werden soll. 

Wie gesagt, das Schlimmste ist Überständern Selbst das* Ver¬ 
fahren gegen die tausend Angeklagten würde nur die bösartigen 
Lästerungen Ihrer romanischen Feinde enthüllen und die turm¬ 
hohen Lügen und Schmähungen Ihrer Verleumder ans Licht 
bringen. Gleichviel, wie das Ergebnis ausfallen mag, Ihnen muß 
das Verfahren willkommen sein, Sie haben es nicht zu scheuen. 
Aber ich hoffe, daß diese Demütigung Ihnen erspart bleiben wird. 

Die wichtigste Frage lautet: was sollen Sie tun, um das Räder¬ 
werk Ihrer Industrie wieder in Gang zu bringen, um das deutsche 
Heim und den deutschen Staat wieder erstehen zu lassen, besser 
denn je zuvor? 

Zunächst müssen Sie sich vorstellen, daß das im Bereich der 
Möglichkeit liegt, daß es sogar ein Leichtes ist, dann werden Sie 
ans Werk gehen. Weshalb sind Sie in den Jahren 1895 bis 
1913 emporgekommen? Nicht dank Ihrer Kohlenflöze und Eisen¬ 
erze, sondern vermöge Ihrer geistigen Gaben, Ihrer Klugheit und 
Entschlossenheit, Eigenschaften, die noch immer Ihre unveräußer¬ 
lichen, reichen Besitztümer sind. Die französischen und englischen 
Hochschulen zählen insgesamt noch nicht einmal 40 000 Hörer, 
— 100 000 Studenten besuchen die deutschen Universitäten! Auf 
diesem Gebiete liegt Ihre Ueberlegenheit, — ziehen Sie Nutzen 
daraus! Und wenn Sie mich fragen, wie Sie das machen sollen, 
so möchte ich als Antwort ein Beispiel anführen: 

Als ich nach Johannesburg in Transvaal kam, wollte ich gern 
eigründen, durch welches Mittel die Spesen für die Gewinnung 
des Goldes aus den Flußuferformationen in zehn Jahren von 
zwei Pfund Sterling oder zehn Dollar per Tonne auf vier bis 
fünf Dollar herabgesetzt werden konnten. 

Neben den Geschäftsräumen von Crown Reef liegen dicht bei¬ 
sammen vier Holzbaracken. Ich klopfte, trat ein, und fand in 
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jedem der Häuschen einen Studenten, der aus einer deutschen 
Bergakademie stammte. Sie erzählten mir, daß sie tagtäglich von 
morgens bis abends Versuche anstellten, um die Produktions* 
kosten niedriger zu gestalten. Jeder bezog ein Jahreseinkommen 
von 2000 Dollar; wenn es ihnen aber gelingen sollte, die Unkosten 
für die Gewinnung des Edelmetalls herabzumindern, so war ihnen 
kn Verhältnis zu dem Wert ihres Forschungsresultats eine Grati¬ 
fikation von 5000 bis 25 000 Dollar zugesagt. 

„Wir sind alle ganz erpicht darauf," sagten sie mir, „weniger 
in Anbetracht der Prämie, obwohl sie hoch ist, als, weil wir 
der Freiburger Akademie angehören und unsere Nachbarn drüben 
in der Henry-Nourse-Mine alle Berliner sind." 

Die Sandbank oder der Uferstreifen bei Johannesburg war früher 
nur stellenweise ergiebig, jetzt haben die deutschen Studenten 
ihn in einer Ausdehnung von vielen hundert Meilen und einer 
bisher unerforschten Tiefe zur Ausbeute gebracht. 

Wenn Ihnen die Alliierten die Kohlen des Saarbeckens fort- 
genommen haben, so können Sie andere Kohlenflöze auffinden, 
und wenn es keine mehr geben sollte, — was ich aber nicht 
glaube, — so müssen Sie bedenken, daß die Kohle ein sehr 
unsauberes und ungesundes Mittel zur Energieerzeugung ist und 
Ihre Bemühungen darauf richten, eine bessere Methode zu er* 
sinnen. 

Sie haben Ihre Wissenschaftler. Lassen Sie sie ansi Werk gehen. 
Richten Sie in jeder großen Stadt ein Montanlaboratorium oder 
eine physikalische Kraftstation — in der Art Ihrer chemischen 
Untersuchungsanstalten — mit je drei jungen Forschern ein. 
Zahlen Sie ihnen den Lebensunterhalt und sichern Sie ihnen eine 
hohe Gratifikation für erfolgreiche Resultate zu — und Sie 
werden staunen, wie die Welt nach fünf Jahren ausschauen wird. 

Es gibt viele sichtbare Energiequellen, die noch unerschlossen 
sind. Erstens die Kraft, welche die Sonne ohne Unterlaß in ver¬ 
schwenderischer Fülle verausgabt Es muß irgendeine einfache 
Methode geben, um diese Wärmeenergie in elektrische Energie 
umzuwandeln. Der Gedanke ist nicht von der Hand zu weisen, 
ob der Vorgang, durch den die Bäume und die übrigen Pflanzen 
die Sonnenwärme zu einer chemischen Arbeitsleistung nicht nutz¬ 
bringend in umgekehrter Folge angewendet werden könnte? 

Wir dürfen noch zwei weitere Energiequellen in Betracht ziehen, 
ohne die stärkste von allen zu erwähnen. 

ln Ihren Flüssen verströmt eine gewaltige Kraft, weshalb soll 
sie nicht verwendet werden ? Und auch die deutschen Wasser¬ 
fälle harren der Verwertung. Sie müssen aus den Ihnen von der 
Natur verliehenen Vorzügen Nutzen ziehen, ebenso wie andere 
Völker es tun. 

Luigi hat uns den Weg gewiesen, den Vesuv anzubohren und 
ihm einen Teil seiner Wärmekraft praktisch zu entlocken. 
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Es verbleibt noch eine andere unverkennbare Energiequelle — 
Ebbe und Flut. Die Ausnutzung dieser starken Kraft ist lange 
Zeit von den Ingenieuren zum Gegenstand ihrer theoretischen 
Berechnungen gemacht worden. Aber die Bewegrungen der Ebbe 
und Flut sind langsam, und das Becken, das gefüllt und geleert 
werden müßte, wäre unermeßlich. Auch die großen Meereswellen 
könnten zu nützlichem Zwecke gebraucht werden. Wenn Sie ein 
paar alte Sciiiffsrümpfe oder ausgediente Schiffe durch Riemen 
an eine Maschine ankoppeln, würde die schnelle Bewegung der 
steigenden und fallenden Wogen eine schätzenswerte Kraftquelle 
bieten. 

Aber wir besitzen noch einen fast unbeschränkten Vorrat an 
Kraft, wenn wir ihn nur heranziehen könnten. Die Entdeckung 
des Radiums und die Untersuchungen über die Radioaktivität haben 
uns die spontane Entfesselung einer Energie gelehrt, von der wir 
uns notwendigerweise eine unbegrenzte Vorstellung machen müssen. 

Ehe diese Entdeckung gemacht wurde, glaubte man, daß den 
Molekülen keine Energie innewohne; jedenfalls war die gesamte, 
uns bis dahin bekannte Energie nur außerhalb der Moleküle wirk¬ 
sam. Die Radioaktivität und die elektrischen Grundbegriffe der 
Materie haben uns die innere Energie der Atome erschlossen. 
Augenscheinlich bilden die schweren Elemente die Vorratskammern 
ansehnlicher Energiemengen, deren Abgabe durch geeignete Mittel 
bewirkt werden kann. Das Radium gibt Energie ab, ohne sich 
merklich zu verändern, ,aber es löst auch ein Atom Helium aus, 
und wenn es fünf solcher Ladungen fortgeschleudert hat, entartet 
es zu Blei. Dieser Stoff, oder jedenfalls ein mit dem Blei in 
chemischer Beziehung identischer Stoff bildet das Endprodukt der 
radioaktiven Umwandlungen. 

Die Geschwindigkeit des Heliumatoms beträgt in der Bewegung 
ein Fünfzehntel der Lichtgeschwindigkeit. Seine Energie ist daher 
„genau bemessen eine Million mal so groß, als die einer Gewehr¬ 
kugel“. 1 ; I I | | | T | 

Es ist klar, daß eine solche Energie einen ganz neuen Begriff 
des Weltalls schafft. Die radioaktiven Elemente sind lediglich 
Substanzen, die ihre Energie ausströmen lassen müssen. Aber 
die übrigen Elemente enthalten auch eine ebenso geartete Energie. 
Wir haben bisher den Schlüssel noch nicht gefunden, um die in 
den nichtradioaktiven Komplexen gebundene Energie auszulösen. 
Aber, sobald wir ihn entdeckt haben, werden sich alle Lebens- 
bedingungen verändern. Die unästhetische, unsaubere und un¬ 
gesunde Methode der Energieproduktion mittels Kohle und öliger 
Substanzen wird mit blitzartiger Geschwindigkeit überwunden sein. 

Augenblicklich ergeht es uns wie Kindern, die auf einem 
Klavier herumhämmern. Die Töne werden zwar erzeugt, aber 
wir besitzen noch nicht die Fähigkeit, sie zu Harmonien zu ver¬ 
binden. Sobald wir ausfindig gemacht haben, auf welche Weise wir 
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die vulkanischen Gewalten der afomischen Energie meistern kön¬ 
nen, wird die große Revolution ihren Anfang nehmen. 

Und wer sollte die Leitung dieser friedlichen, heilsamen Revo¬ 
lution in die Hand nehmen, wenn, nicht die Landsleute eines 
Kepler, eines Helmholtz und ekies Einstein? Die Männer, die 
noch im letzten Jahre alle drei Nobelpreise für wissenschaftliche 
Entdeckungen gewonnen haben? 

Ein amerikanischer Offizier, der kn Frühsommer 1918 von der 
französischen Front heimkehrte, erzählte mir, — was jedem ge¬ 
schulten Beobachter klar ersichtlich war —, daß die Deutschen in der 
Kunst den Franzosen mühelos überlegen wären, geschweige denn den 
Engländern und Italienern, die ihrerseits merklich geringwertige 
Leistungen aufzuweisen hätten, als die französischen Kollegen. 

„Die Deutschen wirken wie vollendete Meister im Vergleich 
zu Dilettanten“, sagte er. Aber die Wissenschaftler bilden in 
noch höherem Sinne ein aus geschulten Fachleuten bestehendes 
Heer, das nur mit kleinen zerstreuten Liebhaberverbänden zu 
konkurrieren hat. Und wenn die deutsche Regierung sie an die 
Arbeit schickt und ihnen durch die Aussicht auf ehrenvolle Aus¬ 
zeichnungen und künftigen Wohlstand die notwendige Anregung 
bietet, so werden sie gar bald die Welt in Staunen setzen. 

„Noch ist es Tag, nun rühre sich der Mann.“ 

Nichts ist unmöglich! Ich pflege zu sagen, daß dem Mutigen 
jedes Hindernis eine Stufe auf dem Wege zum Siege wird. 

Zwei Strophen kommen mir stets in den Sinn, wenn ich an 
die deutschen Studienkollegen meiner Jugendzeit denke, — und 
an die trostlosen Verhältnisse in Wien, „die rosenrote Stadt, die 
lebt, schon halb so lang als aller Zeiten Lauf“ (the rose-red 
dty half as old as time). 

Die eine ist der Schlußvers des großen Sonnetts an Toussaint- 
L’Ouverture von Wordsworth: 

„Kein Hauch des Erdenwindes mit Vergessenheit dich straft, 
Und schützend hält dich deiner mächtigen Freunde Arm: 
Manch jauchzend Hochgefühl, — und bitt'rer Todesharm, — 
Die Liebe und des Menschen nie besiegte Geisteskraft.“ 
(There’s not a breathing of the common wind, 

That can forget you. You have great allies. 

Your friends are, exultations, agonies 
And Love and mam’s unoonquerable mind.) 

Die zweite gehört zu einem bekannten deutschen Liede, das 
ich einst zufällig zwischen den Gedichten von Walter von der 
Vogelweide fand. Vielleicht kann mir einer meiner Leser den Ver¬ 
fasser nennen: 

„Wer sein selbst Meister ist und sich beherrschen kann, 

Dem ist die Welt und alles untertan.“ 

(Ins Deutsche übertragen von Tony Noah.) 
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PAUL OESTREICH: 

Vom Bund „Neue Hochschule“. 

E NDLICH scheint auch der stagnierende Traditionsteich der 
deutschen Hochschulen in Bewegung zu geraten: Ehe modern 
gesinnten, zu sozialer Pflichterfüllung willigen, der Ver¬ 
ehrung inhaltlosen Formenwesens und der Einfügung in die aka¬ 
demische Interessengemeinschaft zur Verteidigung der Stellungs¬ 
und Titelvorrechte abgeneigten Dozenten und Studenten sammeln 
sich. Nach dem Kapp-Putsch bekannten sich die studentischen An¬ 
hänger des Zentiums, der Demokratischen und der sozialistischen 
Parteien in Berlin in einer gemeinsamen eindrucksvollen Versamm- 
lungskundgebung zur Republik, zur Demokratie und zum sozialen 
Gedanken und verwarfen alle Rückwärtsereien. Und wenige Tage 
später fanden sich im Herrenhause einige Hundert Akademiker 
zusammen, tun über die Gründung eines Bundes für entschiedene 
Hochschulreform zu beraten. Professor Braun-Münster, der jetzt 
nach Basel übergesiedelt ist, hatte die vorbereitenden Schritte 
vollzogen, seiner Einladung waren im Anschlüsse an die „Freie 
Reichsschulkonferenz des Bundes entschiedener Schulreformer“ und 
in geistigem Zusammenhänge damit die Teilnehmer jener Ver¬ 
sammlung gefolgt. Die ausgedehnten Auseinandersetzungen brach¬ 
ten zunächst bei aller Einstimmigkeit kl der Einsicht in die Not¬ 
wendigkeit gründlicher Reformen kerne reine Harmonie: Zu einer 
Oesinnungsgemeinschaft führte keine der vorgeschlagenen Formeln 
und für eine etwas nach Resignation schmedeende Aktions¬ 
gemeinschaft ließ sich kein allen genehmes Programm so schnell 
schaffen. Aber die Differenzen gingen nicht so tief, darüber die 
gemeinsame Not und den gemeinsamen Richtungswillen zu ver¬ 
gessen. Man stimmte grundsätzlich der Bundesgründung zu und 
übertrug die Ausarbeitung der Grundlinien und die Anbahnung der 
Organisation einem Ausschuß, dem u. a. die Herren Altemüller, 
Baege, Braun, Grotjahn, Mosbacher, Oestreich, Reichenbach, 
Rüstow, Tillich, Würzburger angehörten. Er hat seine prinzi¬ 
piellen Beratungen beendigt und tritt nun mit seinem Aufruf und 
seinen Entwürfen an die Oeffentlichkeit. 

Der Bund „Neue Hochschule“ will mit den entschiedenen Schul¬ 
reformern Hand in Hand gehen. Er begreift also das Hochschul¬ 
problem aus seinem organischen Zusammenhänge mit der Reform 
des gesamten Schul- und Bildungsproblems heraus. Ein befriedi¬ 
gender Aufbau der Hochschulen wird nur möglich sein, wenn 
vorher aus dem „niedrigen“ und „höheren“ Schulwesen die Starr¬ 
heit und das Privilegienwesen verbannt sein werden, wird nur in 
dem Maße sich realisieren, wie der wirkliche Volksstaat entsteht. 
Deshalb „bekennt sich der Bund „Neue Hochschule“ zur Arbeit am 
Umbau des bestehenden Staates zur wahren Volksgemeinschaft“. 
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Er unterstützt und fordert also Gegenwartsreformen, die Fort¬ 
entwicklung des bestehenden, will den „Geist der besten Ueber- 
lieferungen der deutschen Hochschule“ neu erwecken, aber er 
will auch aus dem geistigen Gegenwartsleben heraus Neubauten, 
Freie Hochschulen, schöpferisch gestalten. / 

Die schaffende Persönlichkeit im Dienste der idealen Gemein¬ 
schaft ist das Ziel des Neuerungswillens. Ihm unterzuordnen, be¬ 
stimmend von dieser Idee zu durchdringen, sind die Aufgaben 
der (alle Hochschulen umfassenden) „Universität“: Die Bildung 
des wissenschaftlichen Geistes und die Berufsbildung, deren keine 
die Universität auf- und abgeben kann. Will sie ihnen genügen, so 
hat sie den „synthetischen Geist“, das Verständnis für und den 
Willen zur Gesamtkultur (zur ,,Universitas“) hervorzulocken, die 
Studenten in das Verständnis und die Technik der Selbsttätigkeit, 
der führenden, mitreißenden Spontaneität, nie der Einordnung 
m die Arbeitsgemeinschaft einzubürgern, endlich die Hochschul¬ 
jahre zu einer „hoben Zeit“ des vorbildlichen und nachwirkenden 
Getneinschaftserlebens der akademischen Bürger „in lebendigem 
Zusammenhänge mit der Volksgesamtheit“ zu gestalten. Der Hoch¬ 
schule kommen also keine Sonderrechte mehr zu, ihre politische 
Einordnung in den Gesamtbau des Volksstaates richtet sich nur 
nach ihren Zielen. Sie ist ein Glied des gesamten Volksbildungs¬ 
wesens, also allein nach philosophisch»!, pädagogischen und 
wissenschaftlichen Gesichtspunkten aufzubauen und zu leiten. 

Der Ausschuß hat damit doch wieder eine Gesinnungsgemein¬ 
schaft geschaffen, in hinreichend elastischem aber doch immerhin 
auch festgefügtem Rahmen, dessen Anerkennung der später ein¬ 
zuberufenden Generalversammlung Vorbehalten bleibt. Mit Recht 
wurde darüber die Aktion nicht vernachlässigt. Der Ausschuß 
richtete sofort eine Resolution auf Abschaffung des Sportelwesens 
an das Ministerium und die Parlamente, und er will demnächst ip 
Versammlungen diese Frage im Zusammenhang mit dem Besol¬ 
dungswesen in Angriff nehmen. Ein ins einzelne gehendes Reform¬ 
programm soll nicht aufoktroyiert, sondern durch die Bundes- 
grnppen nach und nach herausgearbeitet werden, damit statt ideo¬ 
logischer Dogmatik, sturmkräftiges Erleben und stetige Besinn¬ 
lichkeit die Bundestätigkeit regieren. Daher hat der Ausschuß nur 
einige Richtlinien und Anregungen formuliert, soweit ihm die 
Dinge zu brennen schienen und um zur Diskussion anzuspornen. 
Dies Gebiet sei schnell gestreift. 

Drei Dozentengruppen werden unterschieden: Die vollbesoldeten 
Professoren, die Beamtencharakter tragen, hauptamtliche Privat¬ 
dozenten, die sämtlich feste Lehraufträge erhalten, und neben¬ 
amtliche „freie Dozenten“. Letztere sind zu berufen, bzw. zuzu¬ 
lassen durch das Ministerium oder die Fakultät oder auf die 
Forderung eines hinreichenden Bruchteils der Studentenschaft. Die 
„Professoren“ (Ordinarien; „Extraordinarien“ gibt es nicht mehr) 
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berufen zusammenwirkend Fakultät, Fachausschuß und Ministerium, 
die beiden erstenen Instanzen sind für die Habilitation zuständig. 
In die „Fakultät“ treten mit Beratung»- und Vorschlagsrecht auch 
die Vertreter der Studentenschaft ein. Sie setzt sich — alle Mit¬ 
glieder haben das \ gleiche Stimmrecht — zusanjmen zu zwei 
Fünfteln aus Vertretern der Professorenschaft, zu zwei Fünfteln 
aus Vertretern der hauptamtlichen Privatdozenten; ausschlaggebend 
— mit Recht! — ist das Fünftel, das den „freien Dozenten“ 
zufällt, die das Element der Lebendigkeit, der Veränderlichkeit, 
der Verbindung mit der Wirklichkeit darstellen, eine Art Gewissen, 
Sporn, Ausgleich, Un„interessiertheit“. 

Um alle eingerissenen Uebelstände zu beseitigen, neue zu ver¬ 
hindern, sollen alle Hochschullehrer gleichmäßig zu den Prü¬ 
fungen herangezogen werden, allen steht es frei, Doktoranden an¬ 
zunehmen, beim Abhalten der Hauptvorlesungen und Uebungen 
sollen sie abwechselnd herankommen. Die Sporteln sind abzu¬ 
bauen, ihre vollständige Abschaffung ist anzustreben. Statt der 
Kolleggelder wird ein nach der Vermögenslage der Studierenden 
abgestuftes Hochschulgeld vorgeschlagen. Es soll in die Staatsi- 
kasse fließen, damit aus diesem Fonds das feste Gehalt der 
Hochschullehrer erhöht werden kann. So soll der kapitalistischen 
Bereicherungskorruption der Universitäts„löwen“ zu Leibe ge¬ 
gangen werden. 

Die Zülassung zur Hochschule soll nicht auf Grund eines „Reife¬ 
zeugnisses“ erfolgen, sondern durch die Hochschule, weldie die 
geistige Reife der Bewerber prüft, ohne nach ihrem Bildungsweg zu 
fragen. 

Zu diesen Einzelformulierungen hinzu stellte der Ausschuß die 
allgemeine Förderung, umfassende und grundlegende Reformen 
„der Hochschulverfassung, der Berufungsweise und der Zülassung, 
der wirtschaftlichen Lebensbedingungen der „Hochschullehrer und 
Studierenden, des Prüfungswesens“. 

Nun gilt es dem Bau der Organisation, der Rüstung der Waffen, 
der Schärfung der Instrumente. Der „Bund“ will allenthalben 
Samen ausstreuen, gleicher, immanenter Bestimmung und zusammen¬ 
strebendem Wachstumswillens. Alle Dozenten und Studenten und 
alle anderen Persönlichkeiten, die ,gewillt sind, im „neuen Geiste“ 
tätig schaffend an der Erneuerung der Hochschule mitzuwirken, 
ruft der Bund zum Zusammenschluß auf. Er erkennt als Träger 
der Bewegung, als „Arbeitsgruppen“, die an den einzelnen Hoch¬ 
schulen vorhandenen oder sich bildenden Kreise seiner Mitglieder 
an.“ — 

Die Bundesgliederung und -Verflechtung strebt vertikal, spannt 
sich horizontal nach dem Fach- und dem „Kreis“- (Orts-) Prinzip. 
Alle Hochschulen sind zur „Universitas“ zu vereinigen: „Universi¬ 
tät“, Polytechnika, Kunst- usw. Akademien, Handelshochschulen 
usw. In jeder Hochschulstadt verbindet wagerecht alle Bundes- 
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mitglieder die „Arbeitsgruppe“, welche zerfällt in die Unter¬ 
gruppen der einzelnen Hochschulfachabteilungen. Die sämtlichen 
Fachabteilungen gleicher Art aller Hochschulen sind senkrecht 
verbunden und verwaltet durch ein Fachsekretariat Der Vorstand 
umfaßt außer dem Vorsitzenden, Schrift- und Kassenführern und 
dem zentralen Geschäftsführer alle „Sekretäre“. Neben ihm be¬ 
steht ein „Arbeitsausschuß“, in den jede örtliche Arbeitsgruppe 
einen Vertreter delegiert. Der Vorstand hätte also für die Ein¬ 
heitlichkeit der Exekutive, der Arbeitsausschuß für die Heraus¬ 
bildung der gemeinsamen Gesinnungsgrundlage zu sorgen. Der 
„Bund“ will alsbald durch monatliche Mitteilungsblätter im Rah¬ 
men einer mit dem „Bund entschiedener Schulreformer“ gemeinsam 
herauszugebenden Zeitschrift (eines der bekanntesten pädagogisch- 
reformerischen Journale wird sich voraussichtlich als gemeinsames 
Bundesorgan zur Verfügung stellen) die Herausformung der 
Bundesgemeinschaft in Angriff nehmen. 

Es ist hocherfreulich, daß hier endlich einmal die geistige Er¬ 
neuerung vom Grundstock aus versucht wird. Die Hochschule 
wird „frei“ werden und wieder „Führer“ bilden oder von ihr 
vereitert immer erneut der Volkskörper, angesteckt durch den 
Ungeist der Spezialistenbomiertheit und des Kastendünkels. Nun 
helfe, wer die Schwere der Stunde begreift! Den Vorsitz führt 
provisorisch Professor Dr. Braun-Basel, die Geschäftsileitung liegt 
in Händen von Dr. Würzburger, Berlin, Potsdamer Straße 41. 
An ihn smd alle Anmeldungen und Anfragen zu richten. Keiner 
versage sich! Es gilt, die Vorbereitung des künftigen wahren 
Volksstaats! 


Valutabesserung und Wirtschaftsaufstieg. 

V ALÜTABESSERUNG ist Schwindel!“ — Diese Parole wurde 
unlängst von dem Finanzkritiker der kommunistischen Räte- 
Zeitung ausgegeben. Ganz so schlimm steht es nun zwar aller¬ 
dings nicht. Aber andererseits tappt der rosenrote Optimismus 

derer, die Valutabesserung ohne weiteres mit Wirtschaftsaufstieg 
identifizieren, gleichermaßen in der Irre. Das viele Gerede 

von der Valuta hat bei der Masse der Halb- und Dreiviertelwissenden 
und selbst bei denen, die sich gut unterrichtet wähnen, den Wahn erzeugt, 
daß sich am Auf und Ab unserer Valuta gleichzeitig die Wellenbewegungen 
unseres Wirtschaftslebens barometere. Ein solcher Zustandsbarometer 
ist aber die Valuta nur sehr bedingt: das ist der wahre Kern, der 
hinter dem kommunistischen Warnungssignal steckt. Trotz Valutabesserung 
geht nämlich die Preisentwicklung nach oben ruhig und gelassen weiter. 
Die heimische Kaufkraft des Oeldes oder, wie man es neuerdings be¬ 
nannt hat, der Binnenwert des Geldes sinkt weiter, während der Aus¬ 
landswert unserer Währung (d. h. die Valuta) steigt. Eine eigentümliche 
Erscheinung. Dabei ist der Binnenwert des Geldes in regulären Zeiten 
die entscheidendste Komponente seines Auslandswertes. Der Widerspruch 
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löst sidi verhältnismäßig leicht. Daß der Binnenwert weiterhin gesunken 
ist, zeigt an, daß das schreiende Mißverhältnis zwischen Produktion und 
Warenvorrat einerseits und Geldumlauf und Forderungsansprüchen 
andererseits in keiner Weise behoben ist, was man ja überdies aus dem 
Reichsbankausweis wöchentlich ersehen kann. Unsere Zahlungsbilanz ist 
auch nicht viel besser geworden, wir haben das Defizit durch unseren 
Ausverkauf, den Rest durch Export von Noten und kurzfristigen Schuld¬ 
verschreibungen gedeckt. Nur die Warenhandelsbilanz ist insofern besser 
geworden, als Einfuhr und Ausfuhr nunmehr einander balanzieren. (Noch 
vor einigen Monaten war die Einfuhr doppelt so groß als unsere Ausfuhr!) 

Demnach kann die Valutabesserung nur auf eine außerhalb dieser 
Tatsachen liegende Ursachenkette zurückzuführen sein: das ist das speku¬ 
lative Interesse, das man im Ausland, vor allem in Amerika, allen deutschen 
Werten entgegenbringt. Das flottante Notenmaterial, das sich sonst an 
allen fremden Börsen herumtrieb und das auf den deutschen Wechselkurs 
drückte, ist zum großen Teil in fremde Hände gelangt, die es nicht 
so leicht loslassen, weil sie ä la hausse spekulieren. Damit hat das 
Notenmaterial zum Teil den Charakter einer festen Anleihe angenommen, 
die so lange „konsolidiert“ bleibt, als ein psychologisches Moment — 
das wachsende Vertrauen des Auslandes in unsere Wirtschaftsfähigkeit 
— unerschüttert bleibt. Ueber Noten hinaus bekundet sich in Amerika 
ein fast fieberhaftes spekulatives Interesse für deutsche Stadtanleihen 
und Industrieobligationen, in zweiter Linie auch für Staatsrenten und einige 
Aktien. Der systematische Aufkauf von Aktien zu Ueberfremdungszwecken 
dürfte nachgelassen haben, seitdem das Ausland merkt, daß die deutsche 
Industrie einigermaßen auf der Hut ist und sich nicht ohne weiteres 
überrumpeln läßt. (Vgl. die Ausgabe von Vorzugsaktien.) 

Wir sind also nicht imstande, über die Valutabesserung reine, unge¬ 
mischte Freude zu empfinden. Ist sie doch überwiegend den Einflüssen 
zu verdanken, die von der (papierenen!) Geldseite kommen, während 
aber doch der deutschen Wirtschaft auf die Dauer nicht von dieser, 
sondern nur von der Warenseite her geholfen werden kann. Mehr produ¬ 
zieren, weniger konsumieren: ein anderes Rezept gibt es nicht oder 
es ist Kurpfuscherei. Die Ausgangstage für alle erhöhte Produktion, 
deren Tempo und Ausmaß sie’ bestimmt, liegt aber bei den Rohstoffen, 
bei Kohlen und Eisen. Zur Steigerung der Kohlenproduktion aber 
bedarf es in erster Linie der Arbeitskräfte. Man kann also an der 
Psychologie der Bergarbeiterschaft nicht vorübergehen. Diese arbeitet 
nur widerwillig für jede Art des Kapitalismus. Will man also au9 
der Bergarbeiterschaft höhere Leistungen herausholen, so muß man ihr 
in erster Linie zum Bewußtsein bringen, daß sie nicht für irgendeine 
versteckte Art des Kapitalismus, sondern für die Allgemeinheit und 
nur für diese arbeitet. Das aber ist in diesem Falle nur durch eine 
restlose Sozialisierung der Kohlenproduktion zu erreichen. So sehr es 
sonst notwendig ist, den uferlosen Vollsozialisierungsprojekten entgegen¬ 
zutreten, die restlose Sozialisierung der Kohlenproduktion ist unum¬ 
gänglich und ein brauchbares Mittel zum Wiederaufbau unserer Wirt¬ 
schäft. 
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Sowjetrußland 
und wir 

von 

Dr.von Ungern-Sternberg 

PREIS MK. 3 



* 

In der Schrift wird nachgewiesen, 
daß die Wiederaufnahme der wirtschaftlichen Be¬ 
ziehungen zwischen Deutschland und Rußland ein dringendes Erfor¬ 
dernis sowohl der deutschen wie der russisdien Wirtschaftspolitik ist 
Alle dagegen erhobenen Einwände werden einer 
eingehenden Prüfung unterworfen. 
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DIE GLOCKE 

8. Heft 22. Mai 1920 6. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


M. BEER: 

Deutschland, 

Sozialismus und die kommenden Wahlen. 

iV. (Fortsetzung statt SdriuB.) 

I M Deutschen Reiche ist die Lage der sozialistischen Bewegung 
trotz der Revolution und der ziffernmäßigen Stärke der sozia¬ 
listischen Parteien viel ungünstiger als im November 1918 oder 
sogar im Januar 1919. In den letzten anderthalb Jahren haben 
die Schwierigkeiten, in denen der deutsche Sozialismus sich schon 
in den ersten Monaten der Revolution befunden hatte, erheblich an 
Schärfe und Umfang zugenommen. Die Schwierigkeiten flössen 
aus zwei Quellen: erstens aus der Zersplitterung der sozialistischen 
Kräfte, zweitens aus der psychischen Einstellung der bürgerlichen 
Klassen auf Kapitalismus und Macht als die einzig möglichen 
Grundlagen des gesellschaftlichen Lebens. Die Koalitionsregierung, 
in die die Sozialdemokratische Partei Deutschlands (S. P. D.) als 
Hauptpartner eintrat, hat diese Quellen nicht nur nicht verstopft, 
sondern reichlicher fließen lassen. 

In den ersten Wirrnissen und Schrecken der Niederlage und 
der Revolution suchte das Bürgertum Schutz und Zuflucht bei der 
S. P. D. Es beruhigte sich bei der politischen Revolution, es nahm 
die demokratische Republik als die einzig mögliche Staatsform an, 
aber es lehnte die soziale Revolution ab. Der Verlauf des Welt¬ 
kriegs bewies ihm in unwiderleglicher Weise, daß die demokratische 
Staatsform den scheinkonstitutionell-monarchischen Staatsformen 
überlegen ist. Die politische Umwälzung vollzog sich denn auch 
rasch und unblutig, da sie der {überwältigenden Mehrheit der Nation 
als eine geschichtliche Notwendigkeit erschien. Die dynastische Ver¬ 
fassung des Deutschen Reiches stürzte und niemand versuchte, 
den Sturz zu verhindern. Anders war es mit der sozialen Um¬ 
wälzung, auf die die Ergreifung der politischen Macht durch das 
Proletariat am 9. November 1918 hinwies und nach der ein 
Teil des Proletariats, jedenfalls die zielbewußte, revolutionäre Vor¬ 
hut des Proletariats in Uebereinstimmung mit den Lehren des 
„Kommunistischen Manifests“ strebte. Die Psyche desi Bürgertums 
hat jedoch von ihrer Einstellung auf Kapitalismus, Industrie, Export 
und Weltmarkt noch nichts eingebüßt, denn im Grunde genommen 
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war nur die halbabsolutistische Monarchie bankerott, aber nicht 
die kapitalistische Gesellschaft als rein wirtschaftliche Macht. Die 
Entente war doch auch kapitalistisch und doch hat sie gesiegt 
und die Kraft gefunden, die ganze Welt gegen Deutschland auf 
die Beine zu bringen. Diese Erwägung ist wichtig zum Verständnis 
unserer Zeit. Nicht einmal das ganze deutsche Proletariat hat den 
Glauben an die wirtschaftliche Lebensfähigkeit der kapitalistischen 
Zivilisation verloren, um so weniger die Bourgeoisie. Der deutschen 
Bourgeoisie war nur das Malheur passiert, daß sie sich zu sehr 
für den deutschen militaristischen Imperialismus engagiert hatte. 
Sie litt nicht als kapitalistische Klasse, sondern als willenloser 
politischer Bundesgenosse der Hohenzollem. Sie glaubte deshalb, 
daß, indem sie, vom Orkan gepeitscht, die dynastischen Throne 
über Bord warf, es ihr bald gelingen würde^ ihr Boot wieder 
flottzumachen. Mit richtigem Instinkt klammerte sie sich inzwischen 
an die S. P. D. und gab ihr bei den Wahlen vom 19. Januar 1919 
eine Stimmenzahl, die sie wohl zur stärksten Partei, aber nicht zur 
herrschenden und regierenden Partei des Reiches machte. Eine 
sozialistische Regierung wurde unmöglich. Auch die soziale Revo¬ 
lution wurde unmöglich, denn die S. P. D., an die Koalition gekettet, 
versetzte die Sozialrevolutionären Elemente in eine hoffnungslose 
Minderheit, die wieder in die Unabhängige Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands (U. S. P. D.) und in die Kommunistische Partei 
Deutschlands (K. P. D. oder Spartakusbund) zerfiel. Auf diese 
beiden Minderheitsparteien wenden wir noch zurückkommen. Bleiben 
wir vorläufig bei der S. P. D., die in den ersten 18 Monaten der 
Deutschen Republik eine hervorragende Position einnahm. 

Hat die S. P. D., indem sie die Sozialrevolutionären Elemente 
abstieß und sich mit den bürgerlichen Demokraten und dem 
Zentium koalierte, Verrat geübt? Hat sie gegen ihre Ueberzeugung, 
gegen ihre Auslegung der sozialistischen Grundsätze gehandelt? 

Diese Frage ist mit „Nein“ zu beantworten. Die S. P. D. besteht 
aus jenem Teile der Sozialdemokratie, der schon vor dem Kriege 
auf den Gedanken einer sozialen Revolution Verzicht leistete. Die 
S. P. D. besteht aus den sogenannten Revisionisten, die seit etwa 
zwei Jahrzehnten nur an die demokratische Regierungsform und 
an soziale Reformen glauben, obwohl sie vor dem Kriege in der 
Agitation noch eine revolutionäre Sprache führten. Die ganze 
Partei litt seit Jahrzehnten an diesem Uebel: fortiter in modo . 
suaviter in re: kräftig in der Sprache, sanft in der Handlungs¬ 
weise. Die revolutionäre Sprache war Theorie, die Unentschieden¬ 
heit im Handeln war die Praxis. Dieser Zwiespalt war zum Teile 
der alten deutschen Verfassung geschuldet, die dem Volke die 
Kritik ließ, aber es von der Beteiligung an den Regierungsge¬ 
schäften ausschloß. Hauptursache war jedoch die kräftige Ent¬ 
wicklung des Gewerkschaftswesens infolge des Aufschwungs der 
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deutschen Industrie. Der Einfluß der gewerkschaftlichen Er¬ 
fahrungen auf die sozialistische Bewegung war geradezu ent¬ 
scheidend in den zwei Jahrzehnten vor dem Kriege. Der sozia¬ 
listische Arbeiter, der in der Parteiagitation die Klassenkampf¬ 
lehre vom unüberbrückbaren Gegensätze zwischen Kapital und 
Proletariat hörte und sie sich aneignete, kam dann in die Gewerk¬ 
schaft, wo er nach und nach lernte, daß die Verbesserung seiner 
Lage von der Blüte der deutschen Industrie abhing, daß also die 
Interessen des Kapitals und der Arbeit bis zu einem gewissen 
Punkte parallel liefen; ferner, daß die Wirtschaftsblüte auch vom 
nationalen Ansehen, von der Stärke des Reiches bedingt sei, daß 
also d : c Interessen des Proletariats mit denen der Nation bis zu 
einem gewissen Grade parallel gingen. Die Parteiführer waren 
zum großen Teile auch Gewerkschaftsbeamte, die im Werk der 
wirtschaftlichen Organisation einen Einblick in die Psyche der 
Menschen gewannen; ebenso lernten sie in ihken zwecks Herstellung 
vonTarifvertragen und Ausgleichen veranstalteten Zusammenkünften 
mit den Unternehmern, daß diese keine einfachen Mehrwertschlucker 
seien, sondern im industriellen Organismus wichtige Funktionen 
erfüllten; schließlich lernten sie, daß Menschen nur Menschen 
seien und daß auch beim Proletariat das Eigeninteresse nur langsam 
dem Gemeininteresse weiche. Die alten Sozialdemokraten, bei ihrem 
Durchgänge durch die gewerkschaftliche Erfahrungswelt, streiften 
das Sozialrevolutionäre und das Zukunftsstaatliche ab. Die Lehren 
vom Klassenkampfe und von der internationalen Solidarität wurden 
geschwächt, wenn auch in Versammlungen und Parteitagen in An¬ 
sprachen aufrechterhalten. Und je länger die soziale Revolution 
auf sich warten ließ, desto leerer wurde die marxistische revolu¬ 
tionäre Sprache, desto inhaltvoller wurde die revisionistische Auf¬ 
fassung von der Klassensolidarität und der Pflicht der nationalen 
Verteidigung. 

Und das ist das Wesen und die Taktik der S. P. D. Der Re¬ 
visionismus verhält sich zum alten revolutionären Marxismus wie 
der Protestantismus zum Katholizismus. Die katholische Kirche 
war international und hielt zu ihren Prinzipien, allen weltlichen 
Gewalten zum Trotz. Der Protestantismus wurde national und 
paßte die christlichen Lehren dem Empfindungsleben und den Be¬ 
dürfnissen der Mittelklassen an. Und ebenso wie der Protestantismus 
keine eigene Theologie schuf, sondern, sie teils vom Katholizismus, 
teils von der liberalen Bibelkritik nahm, so besaß auch der Revi¬ 
sionismus keine eigene Theorie, sondern schöpfte sie teils: aus 
Marx-Kautsky, teils aus den Doktrinen der bürgerlichen Demokratie. 

Die S. P. D. wurde folgerichtig zur Stütze der nationalen Politik 
während des Krieges, und als in dessen Verlauf eine Demokratisie- 
rnng der Verfassung sich als nötig erwies, trat sie für diese Reform 
kräftig ein. Aber an eine soziale Revolution hat sie nicht gedacht 
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und konnte als aufgeklärte national-sozialpolitische Partei gar nicht 
an sie denken. Als dann die Katastrophe eintrat und nach ihr die 
Revolution, die die S. P. D. zum Hauptfaktor der Koalition machten, 
handelten ihre Führer ganz in Uebereinstimmung und ihren Ueber- 
zeugungen, indem sie die nationalen, demokratischen und sozial¬ 
politischen Zwecke über die Ziele der sozialen Revolution stellten 
und vor allem auf die Rettung der Nation und auf die Hebung der 
Lage der Arbeiter bedacht waren. 

Es ist nun folgerichtig, daß Eduard Bernstein, der Luther des 
deutschen Revisionismus, jetzt der S. P. D. zu Hilfe eilt und der 
ganzen U. S. P. D. den Fehdehandschuh hinwirft. Allerdings hätte 
er sie auch während des Krieges unterstützen müssen, ansitatt 
sich von ihr abzuwenden und im Lager der U. S. P. D. zu wirken. 
Das geschah aber nicht, wie manche glauben möchten, aus Anglo- 
philie. Zu Anfang des Krieges verteidigte er die Haltung der 
S. P. D. Aber Bernstein stammt weder von Lassalle noch von Marx, 
sondern von Johann Jacoby, der Politik und Ethik nie trennte. 

Ueberblickt man nun die Tätigkeit der S. P. D. als Regierungs¬ 
partei in den letzten 18 Monaten, so kann man nicht umhin, fest¬ 
zustellen, daß sie ihrem Wesen durchaus treu geblieben ist 
und daß ihre Führer in der Regierung niemand verraten, sondern 
ihr Bestes gegeben haben. Die demokratische Verfassung, das wirk¬ 
lich allgemeine Wahlrecht, der Achtstundentag, die Erwerbslosen¬ 
unterstützung, die Versuche, die Schule dem neuen Geiste zu 
erschließen und die Verwaltungskörper zu demokratisieren, sowie 
die ersten Schritte zur industriellen Demokratie (Betriebsrätegesetz) 
sind Leistungen, die dem Geiste der S. P. D. gerecht wurden. Mehr 
konnte die Partei nicht leisten, denn die soziale Revolution liegt 
jenseits ihres Gedanken- und Gefühlskreises. Und wenn diese 
Partei in normalen Zeiten zu Einfluß in der Regierung gelangt 
wäre, dann würden diese Leistungen die Massen wohl befriedigt 
haben. Vor dem Kriege war der Revisionismus die herrschende 
Tendenz der Arbeiterbewegung der Welt. Zum Unglück für die 
S. P. D. kam sie zu einer einflußreichen staatlichen Stellung während 
der aus internationalen, wirtschaftlichen und sittlichen Katastrophen 
geborenen Revolution, die den zweiten Teil des Erfurter Programms 
zu untergeordneten Maßnahmen oder gar zu einem überwundenen 
Standpunkte machte, wo es also nach den Empfindungen der Massen 
und ihrer Sozialrevolutionären Führer nötig gewesen wäre, die 
privatwirtschaftliche Gesellschaft in eine sozialistische zu verwan¬ 
deln. In diesem Punkte mußte die S. P. D. versagen, da erstens 
ihre Psyche gar nicht auf eine soziale Revolution eingestellt war, 
zweitens da die vom Kriege Unterlassenen heillosen Verhältnisse 
sowohl aus inneren wie äußeren Gründen eine Inangriffnahme 
ernster sozialistischer Experimente mit großem Risiko verknüpften. 
Die Massen sowohl, wie viele d^f Novembersozialisten, die haupt- 
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sächlich durch eine ethische Rebellion gegen eine mit Krieg und 
Widersprüchen schwangere Gesellschaft zur Partei kamen, um an 
der Herstellung der sozialen Gerechtigkeit und der internationalen 
Moral mitwirken zu können, wurden unzufrieden. Dies war und ist 
die Gelegenheit der U. S. P. D. und der K. P. D. 

(Schluß folgt.) 


PHILIPP SCHEIDEMANN: 

Die Friedensresolution. 

Tagebuchblätter. -<rort«t«i n ^ 

14. 7. 1917. lieber die Ereignisse der letzten Tage kann ich 
zunächst nur summarisch berichten. . . Gestern vormittag Ver¬ 
tagung des Hauptausschusses, später Seniorenkonvent, dann Plenum. 
Dann Arbeiter- und Soldatenrat, wie wir scherzhafter Weise die 
Konferenzen der Vertreter der Mehrheitsparteien nennen. Wir 
sprechen den . . . Männern der Fortschrittlichen Volkspartei noch 
einmal Mut zu, damit sie sich nicht breitschlagen lassen, wenn 
wir von den beiden obersten Heerführern empfangen wenden. 
Etwa um i/jS Uhr kommt Geheimrat Jungheim zu uns ins 
Zimmer, um uns zu Hindenbuig einzuladen: „Um 5 Uhr die beiden 
Fortschrittler, 51/4 die Zentrumsherren, 51/2 die Sozialdemokraten.“ 
Wir lachen hell auf. Dann wird allen Ernstes erwogen, ob man 
nicht darauf verzichten soll, auf eine solche Art militärischer 
Vernehmung einzugehen. — In der Annahme, daß da irgendein 
Kommißkopf nach Schema F, wie beim Stiefelappell, verfahren habe, 
erklären wir uns bereit, ins Generalstabsgebäude zu kommen. 
Payer und Fischbeck stiefeln los. Kurz darauf auch Erzbeiger und 
Meyer-Kaufbeuien. Dann gehen Ebert und ich. Wir gingen recht 
früh, um uns von Payer und Fischbeck informieren zu lassen, 
während Erzberger und Meyer „vernommen“ würden. Wir saßen 
dann etwa eine halbe Stunde mit Erzberger und Meyer in einem 
großen Vorsaal des Generalstabsgebäudes, da die Einvernahme der 
beiden Fortschrittler 40 Minuten dauerte. Mehrfach bat uns ein 
Ordonnanzoffizier um Entschuldigung. Schließlich wurden wir ge¬ 
fragt, ob wir nicht gleich zu viert eintreten wollten. „Aber mit 
Vergnügen.“ — Hirtdenburg und Ludendorff, bei denen noch ein 
Hauptmann von Haarbaum war, empfingen uns mit der größten 
Liebenswürdigkeit. Wir schüttelten uns gegenseitig kräftig die 
Hände und schauten uns fest in die Augen. In einer Ecke saßen 
Helfferich und Wahnschaffe wie zwei betrübte Lohgerber. — 
An den Wänden Karten, ebenso auf den Tischen. — Hindenburg ; 
„Ich nehme an, daß die Herren sich für die militärische Lage 
interessieren. Ludendorff, informieren Sie die Herren doch.“ 
Ladendorff zeigte die Stelle, wo an der Ostfront die russische 
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Offensive die Oesterreicher zurückgedrückt hat. Die Kraft der 
russischen Armee ist nicht mehr vollwertig, wenn sie trotzdem 
erfolgreich war, so will ich Ihnen vertraulich sagen, warum: auf 
der anderen Seite standen Oesterreicher, d. h. slawische Truppen 
unter nicht guter Führung. Der betreffende Führer ist auch 
schon abgerufen. Auf russischer Seite kämpften früher überge¬ 
laufene österreichische Slawen. Nebenbei: die Stelle, wo die Russen 
vorgerückt sind, ist so gering, daß sie auf der Karte kaum markiert 
werden kann. — Im Westen steht alles fest Die Amerikaner 
fürchten wir nicht. Sie werden Flugzeuge und Flieger liefern; 
für umfangreiche Truppentransporte ist Tonnage kaum da. Bis 
sie evtl, kommen könnten, im März 1918, haben die U-Boote die 
Engländer hoffentlich friedensbereit gemacht. Ludendorff trug 
absolute Festigkeit zur Schau, ging aber auch zu meiner Ueber- 
raschung von der Annahme aus, daß der Krieg noch ein weiteres 
Jdhr dauern würde. — Da setzte ich ein, nachdem Erzberger 
einige unwesentliche Fragen über Munition gestellt hatte. Ich 
knüpfte an Ludendorffs Darlegungen an. Ob er und Hindenburg 
bedacht hätten, wie es daheim aussieht. Die Arbeiter fallen täglich 
zu Hunderten in den Fabriken vor Hunger zusammen. Ohnmächtig 
fallen die Briefträgerinnen auf den Treppen um. Usw. — Hunger, 
Not, Schmerz wegen der Todesfälle; dazu Unwillen über die 
alldeutschen Kriegsziele; keine Aussicht auf ein Ende; Summa 
summarum: Verzweiflung, die sich in Empörung umsetzt. Ich 
begründete dann die für den Reichstag bestimmte Kriegsziel¬ 
erklärung, ohne sie als solche zu nennen, in eingehender Weise. 
Die Wirkung auf das Ausland, zunächst Rußland, dann auf das 
Inland. Ich sprach zirka 20 Minuten. Am aufmerksamsten hörten 
mir, wie mir schien, Ludendorff und Hindenburg zu. Als ich 
endete, begann Hindenburg: Meine Ausführungen hätten großen 
Eindruck auf ihn gemacht, aber daß nun alles so mathematisch 
genau bleiben solle, wie alles war, das gehe doch nicht an. 
Natürlich sind unsinnige Kriegsziele aufgestellt worden. Wir sollen 
ja auch so und so viele Länder behalten, die wir noch gar nicht 
erobert haben. — Aehnlich sprach Ludendorff. — Ich ergänzte 
daraufhin meine Rede. Die Erklärung, auf die die beiden inzwischen 
hingewiesen hatten, lasse, so führte ich aus, Spielraum genug für 
jede verständige „Verständigung“. Strikte abgelehnt müsse aber 
jede gewaltsame Eroberung werden. — Ludendorff: Denken Sie 
mal an Aachen, wenn wir uns Belgien gegenüber für die Zukunft 
nicht sichern! Ludendorff und Hindenburg empfahlen dann, die 
Erklärung „positiver“ zu fassen. Sie glaubten wohl, daß sie im 
Innern gut wirken werde, so wie wir annähmen, aber nach außen? 
Nein! Man werde wieder von Schwäche sprechen. Deshalb eine 
„positivere“ Form. Dann folgte eine U-Bootdebatte. Ludendorff 
ist Gegner der Erzbergerschen Berechnung über die Welttonnage, 
die Helfferich für direkt verhängnisvoll hält. Beim Weggehen 
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sprach Helfferich zu mir: „Nein, Exziellenz, wegen der Erklärung 
gibt's nichts mehr zu verhandeln.“ — Wir verabschiedeten uns 
dann mit kräftigem Händedrücken um 7 Uhr, nachdem unsere 
Unterredung gut 5 / 4 Stunden gedauert hatte. — Hindenburg machte 
durchaus keinen überragenden Eindruck auf mich. Er sah viel 
jünger aus als ich erwartet hatte, war auch nicht so groß, wie ich 
angenommen. Er erinnerte mich in seiner Sprechweise an Paul 
Singer, der im gleichen Tonfall zu reden pflegte. Hindenburg 
behandelte uns wie alte Bekannte und war ohne jede Spur von 
Ziererei. Eine prächtige Soldatengestalt. — Ludendorff ist ein 
starker, gesunder Kerl, blond, klare blaue Augen. Er war ganz bei 
der Sache und suchte jeden Satz, den er hörte, offenbar gleich 
geistig zu verarbeiten. Ohne allen Zweifel ist Ludendorff der Be¬ 
deutendere von den beiden. — Als. wir in den Vorsaal zurück¬ 
kehrten, saßen da alle die anderen Volksboten: Schiffer, Bruhn, 
v. Heydebrandt, von Westarp usw. usw. — Wir gingen sofort 
wieder in den Reichstag, um uns, wie verabredet war, weiter zu 
besprechen. Statt um 61/4 Uhr kamen wir infolge der langen 
Dauer der Unterhaltung erst um 71/2 Uhr zusammen. Payer 
und Fischbeck fehlten; Erzberger mußte in seine Fraktion. Da 
wir Hindenburg alle unter dem Eindruck verlassen hatten, daß er 
zwar nicht erbaut über die Resolution, vielleicht sogar unangenehm 
berührt war, sich aber damit doch abgefunden hatte, trugen 
wir kein Bedenken, den Beschluß zu fassen, die Resolution nunmehr 
zu veröffentlichen. Südekum sollte W. T. B. informieren. Ich be¬ 
sorgte den Text in den Vorwärts, weil ich weiß, daß bei dem 
frühen Redaktionsschluß der Vorwärts die Nachricht durch W. T. B. 
zu spät erhalten würde. In der Nacht wurde ich aus dem Schlafe 
herausgeklingelt; Südekum telephonierte: Helfferich und Wahn¬ 
schaffe hätten Einspruch erhoben gegen die Veröffentlichung, da 
doch verabredet sei, am nächsten Tage weiter zu verhandeln. Das 
bestritt ich entschieden und bestand auf Veröffentlichung. Südekum 
hatte offenbar schon weitgehende Züsagen gemacht. Denn er 
machte Bedenken geltend. Wenn es richtig sei, daß Hindenbuig 
und Ludendorff Einspruch erhoben hätten, sollten wir es doch 
nicht auf einen Bruch ankommen lassen usw. Ich: ich für meine 
Person habe allein überhaupt nicht das Recht, die Publikation zu 
verhüten. Wenn Du noch mit anderen darüber verhandeln willst, 
dann bitte ich ausdrücklich zu sagen, daß ich für die Veröffent¬ 
lichung brn. Er wollte sich noch mit David in Verbindung setzen 
und die Fortschrittlichen zu erreichen suchen, von denen er wisse, 
daß sie bei Luther und Wegner sitzen. 

15. 7. 1917. Gestern morgen 10 Uhr interfraktionelle Konferenz. 
Payer ist wütend, daß wir die Veröffentlichung ohne seine Zu¬ 
stimmung beschlossen hätten. Wir suchten ihn zu beruhigen. 
W. T. B. war von Ludendorff, wie berichtet wurde, veranlaßt 
worden, die Veröffentlichung zu unterlassen. Aber da ich den 
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Vorwärts informiert hatte, war die Resolution im Vorwärts pu¬ 
bliziert worden. Glücklicherweise! — Südekum berichtete über die 
Vorgänge in der Nacht wie folgt: Er sei nachts gegen 11 Uhr 
angerufen vom Legationsrat Rietzler, der erstaunt gefragt habe, 
wieso das W. T. B. die Veröffentlichung der Resolution über¬ 
nehmen könne. Die Verhandlungen seien doch, wie ihm berichtet 
wurde, noch nicht abgeschlossen; sollten vielmehr morgen weiter¬ 
gehen. — Südekum habe darauf gesagt, er kenne eine solche Ver¬ 
abredung nicht und habe keine Vollmacht, die Veröffentlichung 
durch W. T. B. zu inhibieren. Darauf habe Rietzler erneut be¬ 
hauptet, es sei ausdrücklich festgesetzt worden, am kommenden 
Tage nochmals zu verhandeln. Südekum habe gesagt, daß er sich 
weiter erkundigen würde. Daraufhin habe er Scheidemann an ge¬ 
rufen. Scheidemann habe definitiv abgelehnt, irgend etwas zu 
tun, wodurch die Veröffentlichung aufgehalten werden könne. Eine 
solche Abrede, wie sie Rietzler angedeutet habe, bestehe nicht. 
(Ich hatte auf die Bemerkung Helfferichs am Tage zuvor, daß wir 
morgen noch über die Resolution verhandeln könnten, definitiv 
und schroff erwidert: „Es gibt nichts mehr zu verhandeln.“ Sch.) 
Südekum habe sich darauf an Dr. David telephonisch gewandt. 
Davkl habe nach längerer Aussprache ihm empfohlen, sich an 
Ludendorff zu wenden, um eine Verständigung herbeizuführen. 
Südekum habe darauf aufmerksam gemacht, daß das allerdings sehr 
schwer sei, wenn nun Ludendorff verfüge, die Resolution wird 
nicht veröffentlicht? Trotzdem habe er in seiner Ratlosigkeit sich 
an Ludendorff in der Nacht noch gewandt. Die Folge sei gewesen, 
daß Ludendorff es für richtig gehalten habe, die Veröffentlichung 
aufzuhalten, da Helfferich die Herren, die gestern bei Hindenburg 
und Ludendorff gewesen seien, für Sonnabend um 5 Uhr zu 
einer Besprechung noch einmal einladen wolle. Hindenburg lege 
großen Wert darauf, daß die Erklärung nicht in der vorliegenden 
Form veröffentlicht werde, so könne sie die Oberste Heeresleitung 
nicht unterzeichnen. — Erzberger stellte fest, daß er nichts von 
einer neuen Verhandlung wisse. Hindenburg und Ludendorff hätten 
nur den Wunsch ausgesprochen, die Resolution etwas positiver 
zu gestalten. Heute morgen habe er auf Einladung der beiden 
Herren eine neue Unterredung mit ihnen gehabt. Dabei habe er 
auch wiederum nicht den Eindruck gewonnen, als ob die Herren 
sich irgendwie verletzt oder brüskiert fühlten. — Ich schilderte 
darauf den Verlauf der Dinge und wiederholte ganz ausdrücklich, 
daß von einer neuen Verhandlung absolut nichts geredet werden 
könne, soweit sich Helfferich auf eine nicht existierende Abrede 
von gestern berufe. Südekum berief sich daraufhin auf Wahn¬ 
schaffe. Dieser habe ihm in der Nacht gesagt, daß Helfferich be¬ 
reite neue Einladungen an die Vertreter der Mehrheitsparteien 
habe ergehen lassen. Bruhn meint, es sei doch vielleicht nach 
dem Gang der Dinge möglich, eine neue Verbindung mit den Herren 
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zu suchen, und da es ihm nicht ausgeschlossen erscheine, den Wort¬ 
laut doch mit ihrem Einverständnis festzustellen. David sagt 
nochmals gegenüber Payer: Wir waren gestern abend einfach 
gezwungen, die Veröffentlichung zu beschließen, nachdem bereits 
die Leipziger Neuesten Nachrichten, das 8-Uhr-AJbendblatt und die 
Kriegszeitung die Resolution und zwar nicht in der letzten Fassung 
veröffentlicht hatten. Er ist gegen neue Verhandlungen. Es sei 
notwendig, nunmehr schnell die Resolution offiziell zu publizieren. 
Es wurde noch angeregt, einen Brief an Helfferich zu schreiben, in 
dem die Mitteilung gemacht wird, daß die vereinigten Parteien 
unter allen Umständen an ihrer Resolution festhalten würden, 
jedem Kanzler gegenüber und daß Helfferich gebeten werden soll, 
dieses Schreiben dem Kaiser zu übermitteln. — Südekum wureife 
beauftragt, das Schreiben fertig zu machen, damit es Payer im 
Aufträge der vereinigten Parteien unterzeichnen könne: Südekum 
hat das Schreiben im Reichstage selbst tippen lassen. Die Ab- 
sendung erübrigte sich später, so daß ich den für Helfferich 
bestimmten Bogen nebst der Kopie hiernach einheften kann. Süde¬ 
kum übergab mir die Schriftstücke mit den Worten: „Hebe das 
für Dein Tagebuch auf, damit man später beweisen kann, daß ein 
solches Schreiben beschlossen worden war und im Original — 
wenn auch ohne vollzogene Unterschrift — existiert. — Hier der 
Text des Briefes: ' 


Berlin, den t3. Juli 1917. 


Euer Exzellenz 

unterbreiten die Unterzeichneten Parteien den beigelegten Beschluß 
als ihr Kriegszielprogramm, das sie gegenüber jedem Reichskanzler 
zu vertreten beschlossen haben, mit dem Ersuchen, es Seiner Majestät 
dem Kaiser unverzüglich vorlegen zu wollen. 

Es liegt in der Absicht der Antragsteller, die Erklärung mit einer 
besonderen Anerkennung für die Leistungen des Heeres und der 
Marine zu verbinden. 

Die Mehrheit setzt sich aus folgenden Teilen des Reichstags zu¬ 
sammen: Fraktion des Zentrums, Fraktion der Fortschrittlichen 
Volkspartei, Fraktion der Sozialdemokratie, einer Anzahl von Mit¬ 
gliedern der Deutschen Fraktion und anderen Mitgliedern. 

In vorzüglicher Hochachtung 

für die vereinigten Parteien. 

An • 

den Herrn Stellvertreter des Reichskanzlers 
Staatsminister Dr. Helfferich, Exzellenz. 

(Fortsetzung folgt.) 
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HANS VON KIESLING: 

Die innerpolitische Lage Bayerns. 

S EIT der kurzen Episode der Räterepublik ist es in Bayern 
äußerlich ruhig gewesen, wir haben keine Straßenkämpfe mehr 
gesehen, trotzdem es unter der Asche fortglimmte. Der Kampf 
um die politische Macht ging weiter, wenn er sich auch von 
der Strafte in die Versammlungslokale zurückzog. Während er im 
Reiche unentschieden blieb, und die Koalition der Mitte, ohne ihren 
Willen absolut durchsetzen zu können, gezwungen ist, bald an 
der rechtsstehenden Reichswehr, bald an der linksradikalen Or¬ 
ganisation Anlehnung zu suchen, hat in Bayern die Machtfrage 
eine Lösung gefunden, die den rechtsstehenden Parteien mehr 
und mehr die Möglichkeit in die Hand spielt, ihre Ziele zu ver¬ 
wirklichen. Im politischen und im Wirtschaftsleben ist der deutliche 
und gewaltige Ruck nach rechts, den wir gemacht haben, un¬ 
schwierig erkennbar. Schärfer und rücksichtsloser, unbedenklicher 
treten die rechtsstehenden Elemente in den Kampf; zur Unter¬ 
drückung gegnerischer Meinung wählen sie die Mittel des alten 
Polizeistaats, von denen ja auch die Levien und Levine so meister¬ 
lich Gebrauch zu machen verstanden. Konservative, National liberale, 
bayrische Volkspartei und Bauerntum bilden gegenüber den sozia¬ 
listisch denkenden Teilen des Volkes ein eng geschlossenes über¬ 
ragendes Gegengewicht. 

Das Kappsche Verbrechen hatte in Bayern in weiten Kreisen 
große Sympathie und wenn es nicht in München zu einer Wieder¬ 
holung der Berliner Ereignisse gekommen ist, so trug daran 
nur das rasche Zusammenbrechen des Kappschen Staatsstreiches die 
Schuld, das den maßgebenden bayrischen Persönlichkeiten es als 
nicht wünschenswert erscheinen ließ, sich mehr zu exponieren, 
als nötig war. Eine Folge hat der Kappsche Staatsstreich aber 
in Bayern doch gehabt, die, daß der starke die bayrischen Ver¬ 
hältnisse beherrschende Ruck nach rechts auch in der Zusammen¬ 
setzung der Regierung zum Ausdruck kam. Der Druck der Reichs¬ 
wehr veranlaßt» die mehrheitssozialdemokratischen Minister, an 
ihrer Spitze den Ministerpräsidenten Hoffmann, zum Ausscheiden; 
die Koalition zerbrach. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß das, was damals in München 
vorging, einem Staatsstreich gewaltig ähnlich sah, wenn er auch 
infolge der raschen Klärung in Berlin nicht voll zur Auswirkung 
kam und es gelang, ihm wenigstens nach außen hin ein gesetz¬ 
liches Mäntelchen umzuhängen. Aus der politischen Lage, die 
durch das Eingreifen der bayrischen Militärs entstanden war, her¬ 
aus, bildete sich das Uebergangsministerium Kahr, das sich selbst 
als ein Ministerium der Treuhänder bis zu den bevorstehenden 
Neuwahlen zum Landtag bezeichnete. Dieses Ministerium trägt den 
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Charakter eines Beamtenmmisteriums der vornovemberlichen Zeit; 
Kahr selbst ist aus der Verwaltungskarriere hervorgegangen und 
hat den Ruf eines tüchtigen verantwortungsfreudigen Verwaltungs¬ 
fachmannes. Auch Verkehr, Kultus und Handel sind mit Fach¬ 
leuten besetzt. 

Die Verändemng des Ministeriums war notwendig geworden, 
weil die mehrheitssozialdemokratischen Minister sich in dem neuen 
Kabinett nicht halten ließen und es ablehnten, ihre Portefeuilles 
unter militärischer Diktatur weiterzuführen. Dies bedingte den 
Austritt der imehrheitssozialdemokratischen Partei aus der Regie- 
mngskoalition, die sich nunmehr hauptsächlich aus bayrischer 
Volkspartei und Demokraten, zu denen sich als neuer Machtfaktor 
der Bauernbund hinzugesellte, zusammen setzte. 

ln der alten Koalition, die ihre Entstehung der Initiative der 
mehrheitssozialdemokratisclien Partei verdankte, hatte sich das 
Schwergewicht, je nachdem sich das politische Machtverhältnis 
veränderte, nach rechts verschoben, obgleich das Koalitions¬ 
ministerium noch immer unter der Firma der Sozialdemokratie 
arbeitete. Innerhalb des Ministerkollegiums selbst hatten sich un¬ 
überbrückbare Gegensätze aufgetan, die zum latenten Ausbruch 
in der Schulfrage kamen, wo die sozialistische Weltanschauung 
und die klerikale der bayrischen Volkspartei im offenen Kampfe 
aufeinanderstießen. *i 

Der Burgfrieden, der die Koalition der Mitte allein' möglich 
machte, war mehr und mehr durchbrochen worden und es war 
vornehmlich die Presse der bayrischen Volkspartei, die den Mi¬ 
nisterpräsidenten Hoffmann als Kultusminister brüsk und rück¬ 
sichtslos angriff und ihm die Verantwortung für Maßnahmen zu¬ 
schob, die .auf das Konto des aus verschiedenen Parteien zusammen¬ 
gesetzten Gesamtministeriums kamen. 

Die Angriffe gegen die Mehrheitspartei, welche in der Oeffent- 
lichkeit mehr oder weniger mit der Regierung identifiziert wurde, 
fanden um so größeren Widerhall, als den sämtlichen bayrischen 
Revolutionsministerien kein großer in die Augen fallender Erfolg 
beschieden war und beschieden sein konnte. 

Das Schieber- und Wuchertum konnte trotz gesetzlicher Hand¬ 
haben ebensowenig unterdrückt werden wie in der Zeit vor der 
Revolution; der Niedergang der Wirtschaft äußerte sich in der 
sinkenden Valuta, in der Arbeitsunlust, in der Erwerbslosigkeit 
weiter Kreise ebenso deutlich, wie in der zunehmenden, kaum 
mehr zu ertragenden Teuerung. Alle diese Folgen des Kriegs und 
einer unfähigen Regierung in der letzten Zeit der wilhelminischen 
Aera werden von der urteilslosen Masse auf das Schuldkonto 
derjenigen Männer geschrieben, die in selbstloser Weise sich zur 
Verfügung stellten, um einen tief in den Sumpf gefahrenen Wagen 
heraus aufs trockene Gelände zu ziehen, und denen man es zum 
Vorwurf macht, daß ihnen diese Sysiphus-Arbeit nicht so rasch 
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gelingt, als es den Wünschen der Allgemeinheit entsprechen 
würde. Noch sieht diese nicht ein, daß die Besserung in unseren 
Verhältnissen nie und nimmer gelingen kann, wenn nicht jeder 
an sich selbst zuerst zu arbeiten beginnt, wenn nicht jeder sein 
kleines Teil dazu beiträgt, die auf einen erschrecklichen Tiefstand 
gesunkene Moral des deutschen Staatsbürgers, gleichgültig welchen 
Standes und welcher politischen Färbung, wieder zu heben. Unter 
diesen Umständen, unter den innerhalb der Ministerkollegen be¬ 
stehenden Gegensätzen in Weltanschauung und politischen Zielen, 
war ein gedeihliches Zusammenarbeiten kaum möglich, um so 
weniger, je mehr die nach rechts gerichteten Tendenzen innerhalb 
der Exekutive und Legislative Boden gewannen. Der Mehrheits¬ 
partei erschien es nicht mehr tunlich, ihren Wählern gegenüber 
die Verantwortung für das Verbleiben in der Koalition zu tragen; 
sie schied aus ihr aus und gewann dadurch die Armfreiheit wieder, 
die es ihr erlaubt, sofort gegenüber der zunehmenden Reaktion 
als Oppositionspartei in den Kampf zu treten. 

Es vollzieht sich augenblicklich in Bayern ein Prozeß, der die 
Gemüter politisch in zwei große Richtungen scheidet, in die¬ 
jenige, deren Ideal die konstitutionelle Monarchie ist und die 
von ganz rechts beginnend, bis tief in die Demokraten hinein¬ 
reicht, und eine solche, deren Streben auf Erhaltung der demo¬ 
kratischen Republik, wie sie die deutsche Novemberrevolution ge¬ 
boren hat, sich einstellt. Von diesem Gesichtspunkte aus müssen 
die in Bayern kommenden politischen Kämpfe, deren Auftakt die 
bevorstehenden Wahlen sind, betrachtet werden. 

Vier gewaltige Momente sind es, die dem innerpolitischen Leben 
Bayerns augenblicklich das Gepräge geben: die ungeheure Zu¬ 
nahme des Antisemitismus, das politische und wirtschaftliche Er¬ 
starken des Bauerntums, der Einfluß der Einwohnerwehren auf 
das politische Leben und der zunehmende Gegensatz zu Berlin. 

Ich habe vor kurzer Zeit einen Herren, der aus dem besetzten 
Gebiet das erstemal seit Ausbruch der Revolution wieder nach 
Süddeutschland kam, gefragt, welche Veränderung ihm am meisten 
dort aufgefallen sei. Er antwortete mir, „der überall zum Durch¬ 
bruch kommende Judenhaß, das überall offen zur Schau getragene 
Hakenkreuz, das zum Symbol mächtiger politischer Bewegung 
geworden zu sein scheint“. Es ist sicher, daß für den unbefangen 
Urteilenden die Zunahme der antisemitischen Bewegung eines der 
hervorragendsten Merkmale der politischen Situation in Bayern ist. 

Der Antisemitismus richtet sich gegen das Geschäftsprinzip, das 
man sich gewöhnt hat, als das jüdische zu bezeichnen und das 
unter Ausschaltung aller moralischen Hemmungen den größtmög¬ 
lichen eigenen Profit verfolgt. Man verbindet heute mit dem 
Judentum den Begriff des Wuchers und des Schiebers; man ist 
der Ueberzeugung, daß das Hochtreiben der Preise, die zunehmende 
Teuerung eine Folge des kapitalistisch zusammengeschlossenen jü- 
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dischen Weltkartells 9eL Für. den Süddeutschen, besonders den 
Bayern, tritt als ein den Judenhaß förderndes Element der Umstand 
hinzu, daß die meisten führenden Köpfe des Räteradikalismus der 
jüdischen Rasse angehörten und daß in München als Folge des 
Abströmens 'der Ostjuden nach Westen mehr als wo anders das 
jüdische Element im Straßenbild auftauchte und sich der Führung 
gewisser Schwabmger Literatenkreise bemächtigte. 

Der im Süddeutschen stark hervortretende Gegensatz gegen aus¬ 
ländische Einwanderer wurde geschickt gegen das Judentum ge¬ 
richtet; das jüdische Geschäftsprinzip als alleinige Eigentümlichkeit 
der jüdischen Rasse bezeichnet und so die Masse gegen einen 
Teil des deutschen Volkstums eingenommen, der den Sündenbock 
für den Tiefstand der Moral des gesamten deutschen Volkes 
abgeben soll. Wenn es auf wucherische Ausbeutung des lieben 
Nächsten ankommt, so beteiligen sich daran sicher ebensoviele 
unbeschnittene wie beschnittene Juden. 

Der Antisemitismus findet seine Hauptstütze in den rechts¬ 
stehenden Kreisen, die sich gerne auch als nationale bezeichnen. 
Die Bewegung ist zentralisiert in der Reichswehr, im Studententum. 
Die Hochschulen sind die Hochburgen, wo sie gezüchtet wird. 

Ich stehe dem Wunsche eines nationalen Zusammenschlusses 
aller Deutschen durchaus sympathisch gegenüber, halte den auf 
kultureller Basis sich erhebenden nationalen Gedanken im Gegen¬ 
satz zum nationalistischen Chauvinismus früherer Zeiten für das 
Wertvollste, ja vielleicht einzige Bindemittel zu fruchtbarer ge¬ 
meinsamer politischer Arbeit, verdamme ihn aber, wenn er im 
Fahrwasser nationalistischer Schreier, militaristischer Kraftpolitiker 
und verantwortungsloser Hetzer erschemt. 

Der wichtigste Faktor im politischen Leben Bayerns ist heute 
das Bauerntum. Bayern ist in erster Linie Agrarland. Der Grund¬ 
besitz ist aufgeteilt in mittlere und kleine Bauernwirtschaften 
von ausgesprochenem Stammesgefühl. Der Großgrundbesitz spielt 
nur eine geringe Rolle. 

Der Bauer ist insbesondere, seit er aus dem Kriege zurückgekehrt 
ist, zum Bewußtsein seiner Kraft und seiner Bedeutung im wirt¬ 
schaftlichen Leben der Nation gekommen. Die Entwicklung der 
Verhältnisse hat ihm, vielleicht als dem einzigen Erwerbsstand, 
die finanzielle Gesundung und die wirtschaftliche Unabhängigkeit 
gebracht. Er weiß, daß er der unentbehrlichste Faktor für die 
Ernähmng des Volkes ist; seine Beteiligung an der Niederwerfung 
des konfusen Rätegebildes des Vorjahres ließ ihn auch erkennen, 
daß er eine Macht kn Staate bedeutet. Dieses sein Machtbewußt¬ 
sein ist um so mehr gestiegen, als die Notwendigkeit, sich gegen 
Versuche linksradikaler Elemente, das Experiment der Münchener 
Räterepublik zu wiederholen, zu schützen, die Bewaffnung des 
flachen Landes nach sich gezogen hat. 

(Schluß folgt.) 
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Dr. RODERICH VON UNGERN-STERNBERG: 

Unsere auswärtige Politik. 

D IE Geschichte Englands lehrt, daß die Erfolge der auswärti¬ 
gen Politik dieses Landes vor allem dem Umstand zu ver¬ 
danken sind, daß bestimmte, fest umrissene Aufgaben im 
Laufe langer Zeiträume zielbewußt und mit größter Nachhaltigkeit 
verfolgt wurden. — In der Tat ißt Planmäßigkeit und Stetigkeit 
unbedingte Voraussetzung für jede erfolgreiche auswärtige Politik, 
denn die Ziele dieser Politik lassen sich nicht in einigen Monaten 
erreichen; greifbare Resultate können meist erst nach Jahren ge¬ 
zeitigt werden. Daher ist es ein besonderes Glück für ein Land, 
wenn die konsequente Fortführung seiner auswärtigen Angelegen¬ 
heiten dadurch gewährleistet ist, daß an leitender Stelle im Ver¬ 
lauf langer Zeiträume eine überragende Persönlichkeit steht. Wo 
das, wie in der Regel, nicht der Fall ist, muß der einmal, bei einer 
geschichtlichen Wendung, als richtig anerkannte leitende Ge¬ 
danke durch den jeweiligen Minister von seinem Vorgänger über¬ 
nommen und weiter verfolgt werden. Geschieht das nicht, — sucht 
jeder neue Chef der Politik eine andere Richtung zu geben —, so 
werden die Kräfte verzettelt, das Vertrauen im Auslande geht 
verloren und schließlich kann überhaupt nichts Positives erreicht 
werden. 

Welches ist nun zurzeit der grundlegende Gedanke unserer 
auswärtigen Politik? Offenbar die Herbeiführung einer Revision 
des Versailler Vertrages. Sicherlich ein erstrebenswertes Ziel, das 
u. a. dadurch erreicht werden soll, daß man die uns scheinbar wohl¬ 
wollende Gesinnung in England und Italien zu stärken sucht, um 
auf diese Weise die Begehrlichkeit Frankreichs zu zügeln. Diese 
Politik ist m. E. nicht unbedingt zu verurteilen, denn sie kann hier 
und da zu, allerdings, ganz bescheidenen Teilerfolgen führen. Aber 
gänzlich verfehlt erscheint es uns vom heutigen England zu er¬ 
warten, daß es gewillt sein wird eine Revision des Vertrages her¬ 
beizuführen, welche eine Wiedererstarkung Deutschlands zur Folge 
haben könnte, und die über das unbedingt erforderliche Maß des 
zur Erfüllung des Vertrages Notwendigen, — hinausgeht. Der 
Unterschied zwischen französischer und englischer Politik Deutsch¬ 
land gegenüber ist doch lediglich dadurch bedingt, daß Frankreich 
noch längst nicht alle Vorteile aus dem Friedensvertrag gezogen 
hat, während England bereits in weitgehendem Maße eingeheimst 
hat, was es von jeher als seine Kriegsziele betrachtet hat, (deutsche 
Kolonien, Vernichtung der deutschen Kriegsflotte und des deut¬ 
schen Ueberseehandels, Zerstörung der Befestigungen auf Helgo¬ 
land usw.) und nunmehr sich Vorbehalten kann, zu den deutsch¬ 
französischen Auseinandersetzungen von Fall zu Fall Stellung zu 
nehmen. Die französische Regierung, das muß anerkannt werden, 
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befindet sich der breiten Masse gegenüber in einer sehr viel 
schwierigeren Lage, als die englische, — denn die zerstörten 
Gebiete reden eine sehr beredte Sprache, und die französische 
Bevölkerung verlangt endlich einmal augenfällige Resultate des 
.„Sieges“ zu sehen. England will sich durch eine zu innige Ver¬ 
bindung mit Frankreich auf keinen Fall zu irgendwelchen kriege¬ 
rischen Abenteuern hin reißen lassen, die der französische Mili¬ 
tarismus anzuzetteln geneigt ist. Es wind daher stets mit größter 
Energie allen französischen Annexionsgelüsten entgegentreten, 
schon um das Gleichgewicht auf dem Kontinent nicht einseitig 
zugunsten Frankreichs zu verschieben. Daraus folgt aber keines¬ 
wegs, daß die heute in England regierenden Kreise uns gegen¬ 
über irgendwelche freundschaftliche Gefühle hegen oder an unsere 
Erstarkung auch nur das geringste Interesse haben. Italiens Stel¬ 
lung zu uns ist leider nur von geringer Bedeutung, weil dieses 
Land nicht imstande ist seiner Auffassung den nötigen Nachdruck 
zu verleiben. So ergibt sich denn der Schluß, daß wir trotz San 
Remo, Spa usw. für absehbare Zeit Gegenstand der Begehrlich¬ 
keit und Ausbeutung der Alliierten bleiben werden. 

Aus dieser Lage gibt es selbstverständlich keinen allein selig¬ 
machenden Ausweg. Aber das darf uns doch nicht davon abhalten, 
einen Weg zu suchen, auf dem sich Zukunftsmöglichkeiten eröffnen 
— und dieser Weg führt uns zu einer Annäherung an Rußland. 
Mit Rußland verbindet uns schon insofern ein gemeinsames Schick¬ 
sal, als wir beide Objekt der Politik der Alliierten sind, denn 
es gibt für sie eine russische „Frage“ und eine deutsche „Frage“, 
ganz ebenso wie es eine türkische, bulgarische und chinesische 
usw. Frage gibt. Auch das Schuldnerinteresse stellt uns denselben 
Gläubigern gegenüber und wird mannigfache Berührungspunkte 
erzeugen. Die weitgehendsten Austauschmöglichkeiten wirtschaft¬ 
licher Güter verflechten unsere wirtschaftlichen Interessen auf 
das engste. Zu alledem ist durch den Versailler Vertrag und die 
Unterstützung, die die Entente den Polen gegen Rußland leistet, 
uns beiden die Notwendigkeit auf gezwungen worden, gegen die 
großpolnischen „Errungenschaften“ und Ansprüche Front zu 
machen. Alle diese Umstände und Konstellationen bilden bereits 
die denkbar günstigsten Voraussetzungen für eine deutsche Außen¬ 
politik, der als leitender Gedanke die Herbeiführung einer deutsch¬ 
russischen Annäherung zugrunde zu legen ist. 

Im allgemeinen wird diese Auffassung vielfach als ganz richtig 
angesehen, aber man hält den gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 
für geeignet, mit Sowjetrußland die Beziehungen aufzunehmen, 
weil die russischen Verhältnisse zurzeit noch nicht genügend ent- 
bolschewisiert seien. Weser letzte Einwand ist jedenfalls der 
einzig diskutabete, denn alles, was sonst gegen eine Annäherung 
an die Sowjetreg ierujng, die zweckmäßigerweise mit einem wirt¬ 
schaftlichen Abkommen beginnen müßte, ins Feld geführt wird, 
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wie: Ansteckungsgefahr, Mangel an geeigneten Austauschwaren, an¬ 
geblich bevorstehende politische Umwälzung in Rußland, Uawandel* 
barkeit der Wirtschaftspolitik der moskauischen Regierung u$w. 
ist völlig hinfällig oder einseitig übertrieben. — Ich bin der 
Ueberzeugung, daß die Sowjetregierung zurzeit bereits soweit 
entbolschewisiert ist, daß eine Verständigung über wirtschaftlich^ 
Fragen sehr wohl möglich, ja dringend notwendig ist. Dieser An¬ 
sicht ist man doch wohl auch in maßgebenden Kreisen der Entente, 
sonst würden nicht Handelsbeziehungen angeknüpft werden. Ein 
weiteres Zuwarten unsererseits wird zweifellos dazu führen, daß 
wir die günstige Gelegenheit verpassen, denn die Beziehungen, 
die Italien, England, die Vereinigten Staaten, Frankreich u. a. 
zurzeit mit der Sowjetregierung anbahnen, werden Rußland, einer¬ 
seits soweit sicherstellen und andererseits binden, daß es uns 
später unmöglich sein wird, eine Annäherung einzuleiten, die 
geeignet wäre, als Grundlage unserer auswärtigen Politik zu dienen. 

Die Folge hiervon wird sein, daß wir gänzlich isoliert — und 
glücklich jedes Verbündeten entledigt dastehen werden! 

Statt sich diese Aussicht einmal lebhaft vo* Augen zu führen, 
bearbeitet man von gewisser Seite die deutsche öffentliche Mei¬ 
nung dadurch, daß man „zahlenmäßig“ nachweist, daß die Men¬ 
schen in Petersburg Hungers sterben müssen. Als ob die Verhält¬ 
nisse in Petersburg während der Monate vor der neuen Ernte 
für die Stabilität der kommunistischen Regierung ausschlaggebend 
sein könnten! Diese Verhältnisse sind aber, wird weiter behaup¬ 
tet, einzig die Folge des „Bolschewismus“ — ein Wort, das mit 
viel Emphase den Schlagworten wie Räterepublik, Diktatur u. a. 
entgegengeschrien wird, aber längst schon zu dem plattesten und 
abgeleiertesten aller Schlagworte geworden ist, das für den deut¬ 
schen Proletarier längst allen Schrecken verloren hat und ihm 
nur noch als Erfindung der geängstigten Kapitalistenseele gilt. 

In der bevorstehenden Wahlkampagne werden die Hinweise auf 
russische Zustände und die sogenannte bolschewistische Gefahr 
sicherlich eine große Rolle spielen, und gewiß kann mit Recht 
behauptet werden, daß die Anwendung der ursprünglichen (bol¬ 
schewistischen) Wirtschaftsmethoden der russischen Kommunisten, 
wie überstürzte Verstaatlichung, Verdrängung der technisch-organi¬ 
satorischen Leiter usw., unsere Volkswirtschaft zugrunderichten 
würde. Aber das steht ja alles in gar keinem logischen Zusammen¬ 
hang mit der Wiederaufnahme der deutsch-russischen Beziehungen, 
und gerade in dieser Frage wäre eine Stellungnahme der einzel¬ 
nen Parteien höchst erwünscht. Die Regierung muß natürlich, 
wenn sie einen so entscheidenden Schritt, wie die Annäherung an 
Sowjetrußland, in oben angedeutetem Sinne, unternimmt, eine trag¬ 
fähige Mehrheit hn Reichstag hinter sich haben, und es ist daher 
von wesentlicher Bedeutung, daß unser Verhältnis zu Rußland 
in der Wahlagitation zur Sprache kommt. Ueberhaupt ist es 
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wünschenswert, daß außenpolitische Fragen in verstärktem Maße 
Gegenstand der politischen Aussprache werden, da doch unsere 
ganze Zukunft davon abhängt, ob es uns gelingt, hn Auslande 
Lebensmittel und Rohstoffe zu erträglichen Preisen zu kaufen, 
unsere Industrieerzeugnisse im Auslande vorteilhaft zu veräußern 
und für unsere überschüssige Bevölkerung Erwerbsmöglichkeiten 
im Auslande zu finden. Bei Erörterung aller dieser Fragen, die 
allerdings nicht unter dem Gesichtswinkel von heute und morgen, 
sondern mit einer Einstellung auf lange Sicht zu behandeln sind, 
wird sich die Frage „Sowjetrußland und wir“ von selbst stellen. 


Oberlehrer Dr. HANS MANNHART: 

Untergang des Französischen? 

Eine Erwiderung auf Dr. Kurl Hedicke („Glocke“. Jg.6, Bd.l, Nr. 2). 

H EDICKES Aufsatz enthält besonders am Schluß eine so ab¬ 
fällige Einschätzung englischen Wesens, daß sie nicht ohne 
Entgegnung bleiben darf. Daß der Verfasser in seinem Urteil 
durch zwei bedeutende Kulturphilosophen beeinflußt ist — August 
Scheler („Ursachen des Deutschenhasses“ und „Krieg und Wieder¬ 
aufbau“) und Oswald Spengler („Untergang des Abendlandes“ 
und „Preußentum und Sozialismus“), deren antienglische Einstel¬ 
lung sich bei ihm summierte und im Ausdruck konzentrierte, ändert 
nichts daran. Hedickes Gedankengang ist von dem überzeugenden 
Ton liebevollster persönlicher Versenkung in die französische Kultur 
getragen. Das ist ihr Vorzug. Es liegt nahe, seinen gefühlswarmen 
Erinnerungsbildern aus Frankreich die entsprechenden Eindrücke 
von wundervollen Wanderungen durch die südenglischen Graf¬ 
schaften oder die schottischen Hochlande, von Entdeckungsfahrten 
auf Römer- und Normannenspuren, von gastlichen Wochen in der 
über jede Steifheit wie Formlosigkeit gleich erhabenen bürger¬ 
lichen Gesellschaft Englands gegenüberzustellen. Aber wir wollen 
auf diese subjektive Färbung verzichten und als Anwalt des Eng¬ 
lischen Hedickes Ausführungen rein sachlich vom Standpunkt der 
Schule aus ergänzen. Ergänzen, nicht bekämpfen, denn was He¬ 
dicke zugunsten des Französischen anführt, bleibe unbestritten. 
Nur um ein gerechtes Abwägen, nicht um ein Ausschließen handle 
es sich hier. Darum lassen wir auch die politische Alternative — 
hie Kontinentalpolitiker, hie Anglophilen — die schon eine unge¬ 
heure, unfruchtbare Literatur in Deutschland bildet, außer Betracht. 

Hedicke wägt den Wert des Französischen als Lehrgegenstand 
ab nach den ethischen Werten, die es vermittelt, der formalen 
Bildung, zu der es verhilft, dem geschichtlichen Einfluß, den es 
auf das eigene Geistesleben gehabt hat, und seiner Bedeutung in 
Weltpolitik und Weltwirtschaft, für Völkerverständnis und Völker- 
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Verständigung. Wir nehmen die vier Hauptpunkte auf und beginnen 
mit dem letzten, der internationalen Bedeutung des Französischen. 
Gewiß, Frankreich zehrt im Orient, auf dem Balkan und in Latein¬ 
amerika an einem alten und gut gepflegten Erbe. Man liebt seine 
Sprache von Moskau bis Neuyork, man versteht sie überall, wo ge¬ 
bildete Romanen und Slawen sitzen, man hätschelt sie in Prag, 
Warschau, Belgrad. Aber die Welt wird reißend schnell englisch. 
Der Vertrag von Versailles ist die erste internationale Urkunde, die 
das Englische gleichberechtigt neben das Französische stellt; Kenner 
behauptender letztere Text verrate noch jetzt das englische Original. 
Weltverkehr und Weltwirtschaft ruhen auf absehbare Zeit fest in 
den Händen der Angelsachsen; ihre Sprache zu meiden, wird uns 
von ihrer Vorherrschaft nicht befreien. Der praktische Nutzen des 
Englischen braucht also nicht mehr erwiesen zu werden. Hedicke 
gibt ihn ja auch zu. 

Völkerverständigung? Hedicke weist auf Romain Rolland und 
Barbusse hin. Er hält seine Annäherung von Franzosen und 
Deutschen „nicht für dauernd unmöglich“. Wenige Deutsche wer¬ 
den sich gegen diese Hoffnung sträuben; wir haben ja fast alle 
eine unglückliche Liebe zu dem gesegneteren Lande im Westen. 
Aber Rolland, Barbusse und der große Jurist Leon Bourgeois sind 
Prediger in dler Wüste. Nirgends begegnet der hohe Gedanke des 
Völkerbundes so ausgesprochenem Hohn wie im offiziellen Frank¬ 
reich, das sich heute allein stark genug fühlt, um in Deutschlands 
Wunden zu wühlen, wo immer die Gunst der Stunde es ihm 
gestattet, in Danzig und Oberschlesien, am Rhein wie an der Ruhr 
und der Flensburger Förde. Hedicke mag einwenden, daß es den 
Briten leicht fiel, Großmut zu üben, nachdem sie uns alles genom¬ 
men, was ihnen nehmenswert erschien. Das ist nicht richtig. Aus 
England kamen die ersten Stimmen noch während des Krieges 
gegen diesen Krieg, die ersten Stimmen für einen gerechten Frie¬ 
den, die ersten Proteste gegen das Dokument von Versailles, die 
ersten Stimmen für eine Revision. Hunderte wurden wegen ihrer 
Ueberzeugung eingesperrt (wir nennen nur E. D. Morel, den mann¬ 
haften Herausgeber von Foreign Affairs, dem Organ der Union of 
Democratic Control; er ist zugleich Verfasser von „The 
Truth about the War“), oder von der Presse in Acht und Bann 
getan. Sie ließen sich nicht beirren. Norman Angell, Professor 
Gilbert Murray, der Historiker der Forthnightly Review W. H. 
Dawson, A. Trevelyan, J. M. Keynes, Sir George Paish, J. K. 
Jerome, Wells, B. Shaw, das sind nur ein paar Namen für viele. 
Aus England als dem ersten Feindeslande kam die erste praktische 
Hilfe für die große Not unserer Kinder, zunächst aus den stillen 
und frommen Händen der Quäker, dann aus einem immer stärker 
anschwellenden Strom von Intellektuellen, Sozialisten und Mensch¬ 
heitsfreunden aller Kreise und Parteien. Lord Parmoor leitete das 
Ganze. Wenn schließlich der Völkerbund seinem Namen noch ein- 
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mal Ehre machen sollte, so wird er es nur der Zähigkeit Lord 
Edward Greys und Robert Cecils verdanken. 

Wenn man Französisch und Englisch nach ihrem Einfluß auf 
unsere Geschichte und geistige Kultur betrachtet, so hatte der 
festländische Nachbar freilich in politischer Beziehung den Vor¬ 
rang. Aber es war ein sehr einseitiger Einfluß, ein Einfluß, der 
uns bis 1870 so überwiegend leiden ließ (1815 war ja nur eine 
Episode), daß das Studium dieser Jahrhunderte mehr schmerzlich als 
erhebend wirkt. In kultureller Beziehung ist Frankreich Vormacht 
bis über die Mitte des 18. Jahrhunderts. Ohne Versailles kein 
Sanssouci, Dresden, Nymphenburg, Bruchsal und Ludwigsburg. 
Aber das Jahr 1776, in dem mit des Schotten Adam Smith „Inquiry 
into the Nature and Causes of the Wealth of Nations“ die moderne 
Nationalökonomie geboren wird, ist der Wendepunkt. Herder, 
Lessing und Goethe, sie wenden sich von den Franzosen ab und 
zur englischen Volksballade, zu Mil ton, Ossian und Marlowe. Shake¬ 
speares großer Schatten wird die Klassiker und zusammen mit 
Byron und Scott die ganze deutsche Romantik beherrschen. Zu 
gleicher Zeit verdrängt der englische Garten den französischen, 
Rousseau wird von den Engländern in die Praxis übersetzt. In 
der Philosophie geht die Führung an die Engländer über. Sind 
die Enzyklopädisten Meister der Popularisierung, so sind die Ger¬ 
manen die selbständigeren Köpfe. Ohne Locke und Hume kein 
Kant. Und im 19. Jahrhundert führt die Linie weiter zu Spencer 
und J. St. Mill, zu Darwin, Carlyle, Ruskin, Emerson und Walt 
Whitman. Es liegt nur an unseren verstaubten Lehrplänen, wenn 
die Schule die fremden Nationen in ihrem literarischen Durchschnitt, 
statt in ihren Höhepunkten kennen lehrt. Soweit die geistige Be¬ 
frachtung in Philosophie und Literatur, ln den bildenden Künsten 
lassen wir Frankreich den Vorrang, obgleich Constable das Plein-air 
früher gemalt hat als die Barbizonschule und die Engländer uns 
Turner, Whistler, Morris, W. Crane, das moderne- Landhaus und 
die Gartenstadt gaben. Aber nicht durch die Schule kommt die 
Kunst Millets, Rodins und Debussys zu uns. 

Nun zur Sprache als Mittel der formalen Bildung. Da ist das 
Französische dank seiner straffen Grammatik, seinem Wortlaut und 
seiner schlagwortartigen Prägnanz dem Englischen zweifellos über¬ 
legen. ln der klaren Disposition, der geschmackvollen und lesbaren 
Darstellung könnten wir Deutsche uns meist an den Franzosen 
ein Muster nehmen. Keinen schlimmeren Vorwurf könnte man 
einem französischen Schriftsteller machen als Verworrenheit, Breite 
und Langweiligkeit (p&ianterie). Aber die Schule der Neuzeit 
lehrt keine Sprache, auch nicht die klassische, wegen ihres formalen 
Wertes; sie sieht in ihnen den Schlüssel zur geistigen Kultur und 
zur Kunde des fremden Volkstums. Können wir uns am Fran¬ 
zösischen zu größerer Klarheit und Schärfe im Ausdruck schulen, 
so lautet die Kernfrage doch: welche Sprache erschließt uns die 
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höheren sittlichen, sozialen und kulturellen Werte? Wie wir wirt¬ 
schaftlich nicht mehr aus eigener Kraft in unseren Grenzen 
existieren können, so bedürfen wir geistig der beständigen Reibung 
an fremden Völkern, die uns zu Maß stab und Anregung, Wider¬ 
schein und Verständnis unseres eigenen Wesens verhelfen. Könnten 
uns die Franzosen die Formlosigkeit abgewöhnen, so die Angel¬ 
sachsen die Wirklichkeitsscheu, den Hang, die Welt nach unserer 
Phantasie zu konstruieren und nach vorgefaßten Grundsätzen statt 
nach Einsicht in die Tatsachen zu entscheiden. Wären unsere 
Lehrpläne nicht 90 sehr auf das Aesthetische, nämlich für junge 
Mädchen zugeschnitten, 90 könnten die Engländer unsere hohe 
Schule in Staatskunst, Verfassung, Verwaltung und allen Büiger- 
tugenden abgeben, soweit ein Volk überhaupt etwas von einem 
anderen lernt. Die Gymnasiasten lesen die Reden des Cicero und 
Demosthenes, warum nicht die Pitts, Cobdens oder Abraham 
Linoolns? Warum nicht statt des flachen Macaulay den tiefen 
Carlyle? Dann die Presse. Mag sie von Natur jenseits von Gut 
und Böse stehn, so erfüllt sie m England ihre ursprüngliche 
Bestimmung, sachliche Nachrichten zu verbreiten, immer noch am 
ehesten, dazu welche Disziplin in allen nationalen Fragen! Man 
halte dagegen die Pariser Boulevardsblätter oder die zuchtlose 
deutsche Parteipresse größten Kalibers. Wenn man aber der po¬ 
litischen Zeitgeschichte den sittlichen Wert absprechen will, bleiben 
noch die großen ethischen Bewegungen des Sozialismus und der 
Erziehung. Unfaßbar, wie Hedicke den Satz des alten Engels 
„Nichts ist dem englischen Empfinden fremder als Solidarität“ 
heute noch zitieren kann. Alle englische Erziehung zielt auf So¬ 
lidarität, auf Gemeinschaft von der Volksschule bis zur Universität. 
Fellowship, gute Kameradschaft, ist geradezu ein religiöser Begriff. 
Solidarität ist die Voraussetzung und zugleich die wertvollste 
Frucht von Spiel und Sport in der Schule. Schon in der englischen 
Jugendschrift ist das Ideal bestimmt vom Leben in der Gemein¬ 
schaft und nicht wie beim deutschen Jungen vom individuellen 
Heldentum. Daher im Gegensatz zur deutschen Eigenbrödelei und 
Zersplitterung die höchste, die staatenbildende Kraft der Angel¬ 
sachsen. Die religiöse Wurzel des englischen Staates hat vor 
breiteren deutschen Kreisen zuerst G. von Schulze-Gaevemitz in 
seinem berühmten Buch „Britischer Imperialismus und englischer 
Freihandel zu Beginn des 20. Jahrhunderts“, Freiburg 1906, auf¬ 
gedeckt (vgl. auch Ams, Der religiöse britische Imperialismus, 
Bochum 1919). Von England kamen die Antriebe, die deutsche 
Lernschule auszubauen zur Erziehungsschule, wie sie Herrmann 
Lietzt nach dem Vorbilde von Abbotsholme in seinen Land¬ 
erziehungsheimen verwirklichte. Nun verbindet Hedicke mit Recht 
Erziehung und Sozialismus. Er wird sagen, daß Frankreich der 
Welt die Ideen von 1789 geschenkt habe. Aber erstens waren diese 
Ideen, was Montesquieu beweist, in England vorgedacht worden. 
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Sodann scheint es, als wenn sich die ganze Kraft des sozialen 
Gedankens in Frankreich in dem einzigen Akt der großen Revo¬ 
lution erschöpft hat. Gibt es ein Land, in dem die kapitalistische 
Bourgeoisie unbeschränkter herrscht als in Frankreich seit Louis 
Philippe, ein Land mit unsozialeren Steuern, unsozialerer Ver¬ 
waltung? Nein, mit der Theorie des Sozialismus allein ist uns 
nicht gedient. Die Praxis, soziale Gesetzgebung nebst Durch¬ 
führung, haben wir und nicht die Franzosen. Fehlt zur Vollendung, 
und allerdings gründlich, die soziale Gesinnung von oben bis 
unten. Hier können wir, von kleinen Staaten wie die Schweiz, 
Schweden und Finnland abgesehen, m. E. nur von England lernen, 
wo die ersten ernsthaften Versuche gemacht wurden, soziale Ge¬ 
sinnung in Handlung umzusetzen. Hier predigten Cobden, Ruskin 
und Morris, hier begann die University Extension (Volkshoch¬ 
schulbewegung), hier entstanden die ersten Gartenstädte, der Ge¬ 
danke der Bodenreform und der Gewinnbeteiligung, hier blühten 
die Genossenschaften wie sonst auf dem Festlande nur in Dänemark. 
Wenn es uns gelingen sollte, den sozialen Staat, den es noch nicht 
gibt, aufzubauen, so wird an seiner Wiege nicht die französische 
formale Revolution und auch nicht das russische Sowjet, sondern 
der niederdeutsch-englische Gedanke der organischen körperschaft¬ 
lichen Selbstverwaltung gestanden haben. Ihn in die Schule ein¬ 
führen, wie man es bei uns versucht hat, heißt nur englisch- 
amerikanischem Beispiel folgen. Daß sich im englischen Sozialismus 
und in seiner Stellung im Bewußtsein der Nation höchst be¬ 
deutende Bewegungen vollziehen, sei hier nur angedeutet (vgl. 
Guttmann, Eine Reise nach England, Frankfurt a. M. 1919). 

Unsere Entgegnung hat vielleicht gezeigt, welche politischen 
und kulturellen Werte auch für das Englische sprechen. Wenn 
es immer mehr in den Vordergrund der Lehrpläne tritt, so folgt 
die Schulverwaltung nur dem Druck der Tatsachen. Es genügt, 
das Vordringen des Englischen geschichtlich zu verfolgen: es 
beginnt, von lokalen und dynastischen Einflüssen wie Göttingen- 
Hannover abgesehen, in den Hansestädten, breitet sich mehr und 
mehr an der Wasserkante aus und erobert von da aus nach und 
nach die Reform- und reinen Realanstalten, die sich dem Bedürfnis 
der Zeit nicht verschließen können. Die Entwicklung entzieht 
sich der Willkür, sie entspricht der Weltbedeutung des Englischen. 
Anpassungsfähigkeit erhält die Schule lebendig; wird eines Tages 
besonders im deutschen Osten Russisch ein Bedürfnis, um so besser, 
90 lehre man Russisch als freiwilliges Fach. Nicht Englisch oder 
Französisch heiße die Losung, sondern Englisch und Französisch in 
Anpassung an die gegebenen Verhältnisse. Am Gymnasium wird 
Latein am ehesten das Französische ersetzen und zugleich den 
Zugang zu den anderen romanischen Sprachen öffnen, in Nord¬ 
deutschland mag das Englische, in Süddeutschland das Französische 
den Vorrang behaupten. Freiwilliger Unterricht wird den Begabten 
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alle Uebergänge ermöglichen. Unbegabte gehören nicht auf höhere 
Schulen. 

Im ganzen scheint mir Hedickes Beweisführung die Bedeutung 
der Sprache als, Vermittlerin fremder Kultur in der Schule zu 
überschätzen; das liegt uns Lehrern nahe. Der Einfluß des Fran¬ 
zösischen war in Deutschland am größten, als sich keine Schule 
darum kümmerte, wie der englische Kultureinfluß sich in den 
letzten Jahrzehnten auf fast alle Lebensgebiete erstreckt hat (Ge¬ 
sellschaft, Erziehung, Sport, Mode, Kunstgewerbe, Hygiene), ohne 
daß unser englischer Schulunterricht etwas dafür kann. Was 
Frankreich an geistigen Gütern zu geben hat, wird weiter auf uns 
wie auf das übrige Europa einwirken, unbekümmert darum, ob 
die französischen Schulstunden vermindert werden oder nicht. Eine 
Manetausstellung, ein guter Film von Pathe-Frferes, ein Roman 
von Barbusse erreicht weitere Kreise als der beste französische 
Unterricht. Welcher Deutsche versteht denn Russisch, Schwedisch 
oder Norwegisch? Und doch graben Dostojewski und Tolstoj 
immer tiefere Spuren in unser Volk, von Lenin und Radek zu 
schweigen. Ibsen und die anderen großen Skandinavier fanden 
erst in Deutschland ihre Entdecker. Schließlich ist nicht so wesent¬ 
lich, welche Sprache gelehrt wird, als daß sie gut und gründlich 
gelehrt werde. Es ist eine alte Erfahrung, daß man jede Sprache 
um so leichter lernt, je methodischer man in der ersten Fremd¬ 
sprache unterrichtet wurde. Unsere Schule krankte ja, wie unser 
ganzes Bildungsleben, an Stoffmaterialismus. Man kehre zum ge¬ 
sunden Prinzip des alten Gymnasiums zurück, lehre erst in der 
Muttersprache, dann in höchstens zwei Fremdsprachen denken, 
ja wirklich denken und sich ausdrücken, und die starken und 
reichen Naturen werden von selbst ergreifen und verarbeiten, was 
die Welt an lockenden fremden Kulturen bietet. 


Professor Dr. KARL FRIES: 

Die mystische Wandlung der Bühne. 

B EI jungen Malern kann man jetzt oft beobachten, wie ihre 
Bilder mit der Zeit gewandelt wurden. In der Galerie Möller 
stellte Gustav Meseck aus. Vor dem Kriege Kaffeehausbilder, 
Ironie, Frivolität; nachher hohlwangiger Ernst, Andacht zur 
Menschennot, Christustendenzen. 

Das geht durch alle Kunst, den schärfsten Refraktor des Volks¬ 
empfindens. Der grobe Fehler aller Ganz- und Halbreaktionäre 
besteht eben darin, daß sie die Macht des Geschehens verkennen. 
Aber das alte eleatische Sein pflanzt sich ihnen breitbeinig, als 
unumstößliche Tatsache, in den Weg; es handelt sich diesmal 
nicht um wärmeempfindliche Vibrationen einer schwankenden Nadel; 
es ist diesmal wirklich nicht eine Stimmungswelle der vermeintlich 
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steuerlosen Volksseele. Tausendmal, milltonenmal ist esi gelungen, 
den arglosen, duldenden Demos durch blendende Dekorationen, 
durch Narkotik des Worts, der Geste, durch Suggestion der Lüge 
und Drohung im Schach zu halten, den halberwachten wieder 
einzuschläfern. Diesmal ist er „erwacht und wird wach bleiben!“. 
Zum bleichen Schrecken, zum Entsetzen all derer, die damit alles 
zu verlieren haben. Vor die Träume und Hirngespinste der Roman- 
tiker stellt sich der wirklich gewaltige, auf eisernen Füßen stehende 
Wille des Volkes! Der beschränkte Untertanenverstand hat als 
Attrappe ausgedient, muß ausrangiert werden, denn es gibt keine 
Untertanen mehr! „Keinem Manne sind sie Sklaven, keines Men¬ 
schen Untertan!“ lautet die Antwort auf Atossas Frage nach der 
Verfassung der Athener in Aischylos’ Persern. Mit welchem Stolz, 
welcher Freude das erklingt! Und Aischylos war ein halber Tory. 
Die Einhelligkeit solcher Gesinnung wäre uns zu wünschen; nun, 
auch sie wird kommen. 

Tatsachen sind Macht, Tatsachen haben alle Hebel, alle realen 
und suggestiven Kräfte in der Hand. Am schnellsten, am hellhörig¬ 
sten gab die Kunst sich den neuen Wahrheiten hin. Ganz, ohne 
Besinnen, rückhaltlos. 

Wie sah denn das Theater eigentlich vor dem Kriege aus? Auf 
dem rechten Flügel königliche Hofbühnen mit Protektionswirt¬ 
schaft, Repertoir nach dem Schema: „Das Theater auch eine Waffe 
in Meiner Hand“, also Josef von Lauff, Ernst von Wildenbruch, 
Müller Die Könige, sonst Roderich Benedix, Ernst Wiehert, Paul 
Lindau. Generalintendant Exzellenz von Hülsen; Galavorstellung 
mit erhöhten Preisen, Parkett und Ränge starrend von Uniformen 
und Orden, in der Hofloge eingenommener Tee, weiteste Absper¬ 
rungen für die Anfahrt der Allerhöchsten und Höchsten Herr¬ 
schaften, Kritik Seiner Majestät! 

Auf dem linken Flügel Stimmungssignatur: Simplicissimus contra 
Serenissimus, das heißt, Marke „Feldherrnhügel“. Was Theodor 
Wolf Montags im Berliner Tageblatt leitartikelt oder — huhu — 
Maximilian Harden in der „Zukunft“ riskiert, wird, nach Einholung 
der Zensurgenehmigung, mit stumpfen Nadelspitzen gegen neuste 
Kundgebungen von hoher Stelle gestichelt und mit verständnis¬ 
innigem Schmunzeln belächelt. Deutscher Dichter: Wohlgenährter 
Herr, tadelloser Anzug, Habybart, sattes Lächeln von links nach 
ganz rechts. Münchener Spott über den Bauerndeputierten in der 
ersten Klasse, militärfromme Späße über Gesellschaftslüge, Glac£- 
satirc über die sexuale Not, launische Glorifizierung des eman¬ 
zipierten Fleisches, höchster Typ Anatol. 

Dann aber kam der große Fimbulwinter. 

Eine gähnende Kluft zwischen gestern und heut. Kratertiefe, 
Acheronheulen, femabdonnerndes Zufallen eherner Türen. Tau¬ 
send Schiffe versenkt — nein, eine Welt versenkt. Kein Hohn über 
gestern, keine Verurteilung, nur — tiefes, ewiges Schweigen. 
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Die mystische Wandlung der Bühne. 


Und es ward aus Blut und Grauen der erste Tag! 

Deukalion und Pyrrha schauen sich an und staunett. „Die Wand¬ 
lung“ heißt des tiefernsten Toller mahnendes Wort. Dröhnende 
Symbolik. Aus wehem Längstvergangenen löst sich erahnendes 
Besinnen. Wie nach Elisabethanischem Merry old England Crom- 
wells Puritanerheer den Augiasstall reinigte, folgt auch hier die 
große Einkehr. Die klassenweise Abstufung der Gerechtigkeit und 
Menschenliebe legt ihre Schranken nieder und „An Alle“ richtet 
sich das weitoffene Herz der neuen Kunst. Toller findet die 
langverfehlte Straße zur Höhe durch chaotische Wirren und endet 
die Lehrjahre mit fröhlichem „Er hat gelernt, er wird uns lehren“! 

In patriarchalische Urtiefen steigt Beer-Hofmann und läßt uns 
die Himmelsleiter in Jakobs Traum ansetzen, nicht der allerjüngsten 
Generation zugehörig, aber der Jungblütigen einer, denen die 
schwärende Zeit im Blute liegt. Mit grotesker Aufsässigkeit negiert 
Walter Hasenclever die Väter und redet den Söhnen das Wort, nicht 
in faunischer Grimasse wie Wedekind, sondern mit finsterem Stirn¬ 
runzeln, aus Abgründen einer sterbenssiechen Seele. Ein Sach¬ 
walter aller Jugend tritt er einher, herrlich ephebenhaft, eine kainz¬ 
artige Gerte, und seine Lenzpredigt fegt die morsche Wahrheit des 
Vaters nieder. In der Antigone will der Dichter den Antiken mit 
modernem Blut erfüllen, wie Hoffmannsthal die attische Elektra 
zur Neuwiener Neurasthenikerin machte, aber dem kräftigeren und 
in der Wahl seiner Mittel hier etwas zu sorglosen Hasenclever 
mißlingt der Versuch, da Kreon in der Maske Wilhelms denn doch 
weniger überzeugend als grotesk wirkt. Antimilitaristische und 
antimacchiavellistische Gesinnung in Ehren, aber die nackte Tendenz 
kann gegen die Forderung poetisch-künstlerischer Inkarnierung 
nicht aufkommen. Jedenfalls liegt eine ernste Menschenphysio¬ 
gnomie ohne geckenhaft-lebemännische Allüren, ein Postulat für 
den ehemaligen Gesellschaftskritiker, und eine asketisch-prophetische 
Seelenrichtung vor. Fehlschläge in einzelnen Fällen besagen nichts 
für die Potenz, nur die Treffer entscheiden, man legt den Miß¬ 
erfolgen oft zuviel Bedeutung bei, sie sind Symptome der Leicht¬ 
fertigkeit, des Uebermuts, nicht des Niedergangs. 

Auch Johst ist mir für die neue Zeit bedeutsam, trotz notorischem 
Mitläufertums. Die Grabbetragödie zeigte immerhin Einfühlung 
in einsame Denkerpfade, entlegene Seelengänge; der „Junge 
Mensch“ ist gewiß anderen verpflichtet, läßt aber erkennen, was 
heut in der Entwicklungslinie liegt. 

Stark und frei schreitet Georg Kaiser. Am wenigsten geht mir 
sein expressionistisches Gebaren ein, dasi sich auf Anlehnung an 
malerische Richtungen beschränkt und irrationell Kunstgebiete ver¬ 
mengt, ohne innere Nötigung nachzuweisen. Um so kräftiger 
schlägt sein „Gas“ in die moderne Kerbe. Die Phrase stiebt zum 
Himmel wie Funken aus einem Fabrikschomstein, der Arbeiter ist 
König, der Streik loht auf, die Anlagen explodieren, der Kreis der 
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rauchigen, urgesunden, weil urgerechten Neuwelt hebt sich aus 
den Wellen wie eine Insel. Den sanften Bühnenpolitikern vom 
Schlage Sudermanns oder Fuldas wird erschreckend in die Parade 
gefahren, hier ist Rhodus und hier wird auch getanzt! Abgesehen 
von den schwachen „Bürgern von Calais“ hält sich Kaiser und 
fährt fort, der Zeit zu geben, was der Zeit ist. 

Um so peinvoller wirkt angesichts solcher Ehrlichkeit das Trust¬ 
wesen der Berliner Bühnen, der Bernauer, der Rotter, Barnowski 
und anderer, die nur an dien Mammon zu denken scheinen und 
die ,Musc zur butterversorgenden Kuh erniedrigen. Wenn anderer¬ 
seits jetzt Sternheim in Zyklen verherrlicht wird, so schlägt man 
sich an den Kopf. Der Snob! Wer hat heut Zeit und Lust sich 
mit dem Typus Snob zu befassen? Ihn zu bekämpfen war die 
Aufgabe einer satten Bourgeoisie, beide sind jetzt verdrängt, für 
beide hat der heutige Tag wenig übrig. Volk in Not! Das ist ein 
Titel für uns. Aber die Hose der Frau Maske und ihres bureau- 
kratischen Gatten läßt uns grausam kalt. Ebenso kühl wehen uns 
Wedekinds verblichene Grellheiten an. Wo ist der Feind? Der 
Feind ? dahier! Den Finger drauf, den schlagen wir! Diese Blücher¬ 
logik tut uns not! Auch der künstlich aufgewärmte Shaw oder 
die Götzsche Menagerie gewinnen uns keinen tieferen Anteil mehr 
ab. Der tiefere Ire streitet auf andrer Front, wir kämpfen für das 
Ganze, für all und jeden, für uns und euch! Das Weltdrama hub 
an, von Weltschicksalen soll die Kunst erdröhnen! 


Bücherschau. 

* 

Reichsgründung und Kommune. Die Ereignisse von 1870—71 in Schriften 
von Friedrich Engels und Karl Marx. Mit Einleitung und Anmerkungen 
von A. Conrady. (391 Seiten.) Verlag: Buchhandlung „Vorwärts“, 
Paul Singer O. m. b. H. Berlin 1920. Preis 18,— Mark. 

ln den „Sozialistischen Neudrucken“ als VII. Veröffentlichung des 
sozialdemokratischen Parteiverlages, die früher unter der kenntnisreichen 
Herausgeberschaft Franz Mehrings erschienen, liegt jetzt ein Band vor, 
der einen Zyklus politisch-historischer Schriften zusammenfaBt. ln zwei 
Teilen und einem Anhang finden wir Schriften der Altmeister des Sozialis¬ 
mus zusammengetragen und Kritsch erläutert, die 1. Reichsgründung und 
Deutsch-Französischer Krieg, 2. die Kommune zum Thema haben. Die Auf¬ 
gabe, die Conrady sich stellt, ist nach seinen eigenen Worten in der kurzen 
Vorbemerkung zu 1. folgende: „[Es] sind besonders die Engelsschen 
Anschauungen über die Entstehungsgeschichte des Deutschen Reichs [Ge¬ 
walt und Oekonomie bei der Herstellung des Deutschen Reiches, zuerst 
veröffentlicht in der „Neuen Zeit“, Adressen des Generalrats, Briefe von 
Marx und Engels] der Oeffentlichkeit zugänglicher gemacht worden.“ 
Zu 2.: „Nach einer Neuausgabe des „Bürgerkriegs in Frankreich“ bestand 
seit geraumer Zeit Bedürfnis. Es schien dem Verlage wünschenswert, 
bei dieser Gelegenheit mit den 'drei Adressen des Generalrats die sonstigen 
Auslassungen von Engels und Marx über die Ereignisse zu vereinigen.“ 
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Oie Erläuterungen, Anmerkungen und die sehr wertvolle Literaturübersicht 
des Herausgebers nehmen rund die Hälfte des Buchumfanges ein, und man 
sieht der in ihnen geleisteten Arbeit an, daß regster Formungseifer, liebe¬ 
volle Freude an historischer Kleinarbeit von Satz zu Satz, von Abschnitt zu 
Abschnitt, die flüssige Feder geführt hat. Der Historiker hält sich ge¬ 
wissenhaft fern von aller Sophistik und aller Sucht, aus Marx und Engels 
Milch- und Wassersozialisten zu machen, die die Revolution mit rein 
demokratischen und parlamentarischen Methoden vollziehen wollten. 
Conrady prüft und gräbt, er zitiert und stutzt mit einer seltenen Be¬ 
herrschung des vorhandenen Rohmaterials, daß es geradezu ein ästhetischer 
Genuß ist, ihm auf seinen Wegen zu folgen. Man kann es sich deshalb 
sparen, im einzelnen Belege für den historischen Wert der Sammlung hier 
aneinander zu reihen und getrost dem Leser ohne weiteres das Buch 
zur eifrigen Benutzung und nicht nur zum Durchfliegen empfehlen. 
Der bürgerliche Leser aber sollte erst recht die Gelegenheit wahrnehmen, 
von den Früchten materialistischer Geschichtsforschungsmethode zu ge¬ 
nießen. Besonders „Der Bürgerkrieg in Frankreich“ mit seiner Vorrede 
von Friedrich Engels verdient die erste Beachtung der Jetztzeit. Der Streit 
um die Marx-Engelsschen Anschauungen über die Eroberung der politischen 
Macht durch das Proletariat, über die „reine Demokratie“ oder die 
„Demokratie“ als „Herrschaft des arbeitenden Volkes“, wie-sie m. E. 
Marx-Engels als allein berechtigt auf faßten, und über das Uebergangsx 
Stadium dazu: die Diktatur des Proletariats, wird im „^Bürgerkrieg“ 
(besonders im III. Abschnitt Seite 300 ff. und von Engels in der Einleitung 
dazu von 1891) zugunsten der Arbeiterdemokratie entschieden her¬ 
vorgehoben. Leider tritt in unserer Sammlung bei der Fülle des gebotenen 
historischen Stoffes diese politisch-agitatorische Wirkung nicht in ihre 
volle Geltung. Eben das kunstvoll verschlungene Rankenwerk des nach 
wissenschaftlichen Grundsätzen arbeitenden Kleinkünstlers Conrady dämpft 
die Strahlen, die Marxens politische Feuerbrände bis in die Jetztzeit 
hineih versenden. Wir wollen dem so emsigen Forscher, dem durchaus 
exakten Wissenschaftler keinen Vorwurf daraus machen. Freuen wir uns 
trotzdem des Werkes, dessen weiteste Verbreitung dringend zu wünschen 

ist. — Arno H. Stern. 

• 

Karl Paul Hasse: Der kommunistische Gedanke in der Philosophie. 

Verlag Felix Meiner. Leipzig 1919. Preis 4,50 Mark. 

Dr. G. Sodeur: Der Kommunismus in der Kirchengeschichte. Verlag 

Chr. Kaiser, München 1920. Preis 2,50 Mark. 

Hasse behandelt mit Sympathie und Sachkenntnis die kommunistischen 
Schriften Platos, Morus', Campanellas, Morellys, Saint-Simons und einiger 
minder wichtiger Schriftsteller. Aber hiermit wird er doch dem Titel 
seines Buches kaum gerecht. Man hätte erwarten sollen, daß Hasse 
die philosophische Grundlage des Kommunismus bis auf Marx behandeln 
würde und schließlich auch den Hegelianismus als eine der Haupt¬ 
quellen des Marxismus. Ebenso wäre es meines Erachtens nötig gewesen, 
auf die kommunistischen Gedanken Philos, der Kirchenväter und der 
Scholastiker einzugehen, denn in der kommunistischen Gedankenwelt sind 
Philosophie und Theologie eng verbunden. 

Sodeurs Schrift bringt seinem Gegenstände wenig Sympathie entgegen 
und ist durchgängig bemüht, die christliche Kirche vom Makel des 
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wirtschaftlichen Kommunismus reinzuwaschen. Sie behandelt die Dona- 
tisten, Arnold vbn Brescia, Petrus Waldes, die Franziskaner, die Beghar- 
den, die kommunistischen Strömungen des Bauernkriegs und die Wieder¬ 
täufer in Münster. Das Christentum, meint Sodeur, habe nur mit sittlich- 
religiösen Forderungen und nicht mit Wirtschaftssystemen zu tun. 

M. Beer. 

* 

Kants Kritik der reinen Vernunft. Ins Gemeindeutsche übersetzt von 
Dr. Wilhelm Stapel. Band I. Verlag des Deutschen Volkstums, 
Hamburg 1920. Preis gebunden 7,— Mark und Teuerungszuschlag. 

Dr. Stapel leistet den gebildeten Kreisen der Nation einen großen 
Dienst, indem er Kants bedeutendstes Werk jedem wissensdurstigen Deut¬ 
schen zugänglich macht, wie etwa Locke dem gebildeten Engländer* zugäng¬ 
lich ist. Kant made easy. Eine derartige Arbeit konnte nur von einem 
Gelehrten unternommen und ausgeführt werden, der die Kantsche Philo¬ 
sophie gründlich verstanden hat. Hasse gibt uns keine einfache Ver¬ 
deutschung der Fremdwörter und der technischen Ausdrücke, was uns 
bei Kant gar nichts nützen würde; auch keine sogenannte Popularisierung 
oder Verflachung, sondern Kants Gedanken Satz für Satz in ein gemein¬ 
verständliches Deutsch gegossen. M. Beer. 

M. Bloöihfield: Mdnagement and Men. New York 1919. Century 
Verlag. Preis 3,50 Dollar. 

Der Verfasser ist ein amerikanischer 'Korrespondent, der nach Eng¬ 
land geschickt wurde, um die Wirkungen des Krieges auf die englische 
Industrie und die Beziehungen zwischen 'Kapital und Arbeit zu unter¬ 
suchen und gemeinverständlich zu schildern. Er legte das Hauptgewicht 
auf die Beziehungen zwischen Unternehmern und Arbeitern und auf die 
ergriffenen oder geplanten Mittel, ein harmonisches Zusammenwirken 
beider Faktoren zu erzielen. Er verbrachte die letzte Hälfte des Jahres 
1918 in Großbritannien und unterhielt sich mit hervorragenden Industriel¬ 
len und Großkaufleuten. Die allgemeine Ansicht war, daß das Selbst¬ 
bewußtstem und Klassenbewußtsein der Arbeiter in den letzten Jahren 
erheblich zugenommen hat, und daß die Unternehmer und Betriebsleiter 
viel Takt und Entgegenkommen üben müßten, um soziale Explosionen zit 
vermeiden. „Unser Land“, sagte ein Industrieller, „ist jetzt in zwei 
Nationen geteilt: ich meine Kapital und Arbeit“ (Seite 141). Der 
bekannte Londoner Großkaufmann Selfridge (Amerikaner) erklärte: „Wir 
stehen an einem Zeitpunkte, wo der Mangel an richtigem Takt und an 
gesundem Menschenverstände viel größere Schwierigkeiten verursachen 
wird als vor einem Menschenalter, da das sogenannte gemeine Volk oder 
die Masse in ihrer ganzen Haltung den oberen Schichten sehr ähnlich 
wird. Es gibt heute weniger Unterschied zwischen einem Herzog und 
einem Straßenfeger, als je zuvor“ (Seite 167). Der Verfasser erzählt noch 
folgenden sehr bemerkenswerten Fall: „Im November 1917 mietete eine 
sozialistische Organisation die Albert Hall (Hyde Park), den größten 
Konzert- und Versammlungssaal Londons, zur Abhaltung einer Versamm¬ 
lung. Nach einigen Tagen teilt ihr die Verwaltung der Halle mit, daß 
sie das Uebereinkommen zurückziehen müsse, da sie nicht gewillt sei, 
„revolutionäre Sentimente zu ermutigen.“ Die Sozialisten wandten sich 
an das Ministerium des Innern, das aber erklärte, sich in die Sache 
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nicht misdien zu können. Als 'dieser Streit den Elektrikern zu Ohren 
kam, beschlossen sie, zugunsten der Sozialisten einzugreifen. Am folgenden 
Abend, als in der Albert Hall ein großes Konzert gegeben wurde, 
schnitten die Elektriker den Strom ab, die Konzertbesucher blieben 
im Dunkeln und verließen schließlich den Saal. Gleichzeitig beschlossen 
die Untergrundbahnangestellten, die Station der Albert Hall ohne Auf¬ 
enthalt vorbeizufahren, ebenso die Omnibusse und Taxis. Das Ministerium 
des Innern gewann plötzlich an Energie und mischte sich ein, indem 
sie der Verwaltung der Albert Hall befahl, das Uebereinkommen mit 
den Sozialisten genau einzuhalten“ (Seite 190). Bloomfield bemerkt 
noch, „daß ein internationaler Ton sich nunmehr unter den englischen 
Arbeitern bemerkbar macht“ (Seite 260). Im großen ganzen jedoch 
herrscht die optimistische Stimmung vor, daß es gelingen werde, die 
Beziehungen zwischen Arbeit und Kapital friedlich zu gestalten, da die 
Unternehmer die Zeichen der Zeit verstehen und sich nach ihnen richten 

wollen. M. Beer. 

* 

R. Riemann: Rednerschule. Diederichsche Verlagsbuchhandlung. Leipzig 
1920. 107 Seiten. 

Ein guter Sprachkenner und Psychologe zugleich gibt in diesem zeit¬ 
gemäßen Büchlein Anleitungen dazu, wie öffentliche Reden politischen 
sowohl wie wissenschaftlichen Inhalts vorzubereiten und zu halten sind. 
Die einzelnen Abschnitte handeln von Redner und Manuskript, Wortwahl 
und Vortrag, sowie von Beziehungen zwischen Redner und Zuhörer. 
In einem Schlußkapitel werden berühmte Redner vorgeführt, von De¬ 
mosthenes und Cicero bis Erzberger und Noske. //. Fehlinger. 

* 

Gustav Haberman: Aus meinem Leben. Erinnerungen aus den Jahren 
1876 — 1896. Deutsch von Regine Adler. R Tempsky. Wien 1919. 
484 Seiten. 

Der jetzige Unterrichtsminister der böhmisch-slowakischen Republik 
erzählt hier in einer lebhaften und geistvollen Weise von Schulzeit, Lehr¬ 
zeit und Wanderjahren, zugleich aber liefert er einen schätzenswerten 
Beitrag zur Geschichte der sozialdemokratischen Bewegung, der er sich 
als ganz junger Drechslergeselle in Wien anschloß. Die österreichischen 
Behörden verfolgten damals mit grimmer Wut alle Anhänger des Sozialis¬ 
mus und Haberman gehörte recht bald zu den Opfern dieser Verfolgungs¬ 
wut. Wegen Teilnahme an der Errichtung einer geheimen Druckerei 
wurde er von den Hütern der habsburgischen Gerechtigkeit zu vier 
Jahren Zuchthaus verurteilt, nach deren“ Verbüßung er nach Frankreich 
und Amerika ging, wo er sich ebenso wie in der Heimat kräftig für die 
Verbreitung des sozialistischen Gedankens einsetzte. Im Jahre 1889 kam 
Haberman nach Böhmen zurück, doch alsbald machte die unversöhnliche 
Obrigkeit wieder Jagd auf ihn und trieb ihn aufs neue über das Weltmeer. 
Die Schilderungen, die Haberman von den sozialistischen Anfängen in 
Oesterreich und von dem österreichischen Zuchthausleben gibt, sind 
nicht minder lebenstreu und eindrucksvoll wie die Darstellungen aus 
dem Leben der sozialistischen Emigranten in Paris und den amerikanischen 
Großstädten. Mit der zweiten Rückkehr aus Amerika schließen die 
„Erinnerungen“ ab, die auch den Genossen im Deutschen Reich viel 
Wissenswertes bieten. H. Fehlinger. 
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Der Elternbeirat 

der Feder namhafter Pädagogen, Schulpolitiker und Aerzte 
und will damit den Elternbeiräten, deren tätige Mitarbeit an 
dem Blatte vorgesehen und erstrebt wird, das wissenschaft¬ 
liche Rüstzeug zur Ausübung ihrer Tätigkeit und Gelegenheit 
zur Aussprache über alle einschlägigen Fragen geben. — 
Einen parteipolitischen Standpunkt wird die Zeitschrift nicht 
vertreten. 


Wir hoffen so tatkräftig daran mitzuwirken, daß die junge 
Generation unter zeitgemäßer Führung ins tätige Leben 
eintritt. 


Der Elternbeirat erscheint zweimal im Monat, um¬ 
faßt 32 Seiten und kostet vierteljährlich Mk. 5,50 
ausschließlich Bestellgeld, vom Verlag direkt 
unter Streifband Mk.6,—, das Einzelheft Mk. 1,— 


Bestellungen auf den „Elternbeirat“ nehmen alle Postämter 
und der Verlag entgegen 
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Sowjetrußland 
und wir 

von 

Dr.von Ung&rn-Sternberg 

PREIS MK. 3 

* 

In der Schrift wird nachgewiesen, 
daß die Wiederaufnahme der wirtschaftlichen Be¬ 
ziehungen zwischen Deutschland und Rußland ein dringendes Erfor¬ 
dernis sowohl der deutschen wie der russischen Wirtschaftspolitik ist. 

Alle dagegen erhobenen Einwände werden einer 
eingehenden Prüfung unterworfen. 
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DIE GLOCKE 

9. Heft 29. Mai 1920 6. Jahrg. 

Nachdruck sinnlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


M. BEER: ♦ 

Deutschland, 

Sozialismus und die kommenden Wahlen. 

V. (Schluß.) 

D IE Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
(U. S. P. D.) ist die alte marxistische Richtung der Sozial¬ 
demokratie der Vorkriegszeit. Ihr Organ „Die Freiheit“ ist 
der alte „Vorwärts“. Stark in der althergebrachten Kritik der 
kapitalistischen Gesellschaft, der Apolitischen und wirtschaftlichen 
Einzelerscheinungen und Parteien, aber unelastisch und neueren 
Entwicklungen sozial revolutionärer Gedankenarbeit schwer zugäng¬ 
lich. Ihre Stärke ist die Aufrechterhaltung der Klassenkampflehre, 
wie sie in der Dresdener Resolution (1903) und im Beschluß des 
Amsterdamer Internationalen Kongresses (1904) zum Ausdruck 
kam. Die Dredener Resolution, ursprünglich von Bebel, Kautsky, 
Singer unterzeichnet, lautet in ihren wesentlichen Teilen: 

„Der Parteitag verurteilt auf das entschiedenste die revisio¬ 
nistischen Bestrebungen, unsere bisherige auf dem Klassenkampf 
beruhende Taktik in dem Sinne zu ändern, daß an Stelle der 
Eroberung der politischen Macht durch Ueberwindung unserer 
Gegner eine Politik des Entgegenkommens an die bestehende 
Ordnung tritt. Die Folge einer derartigen revisionistischen Taktik 
wäre, daß aus einer Partei, die auf möglichst rasche Umwandlung 
der bestehenden bürgerlichen Gesellschaftsordnung hinarbeitet, also 
im besten Sinne des Wortes revolutionär ist, eine Partei tritt, die 
sich mit der Reformierung der bürgerlichen Gesellschaft begnügt. 
Der Parteitag verurteilt ferner das Bestreben, die vorhandenen, 
stets wachsenden Klassengegensätze zu vertuschen, um eine An¬ 
lehnung an bürgerliche Parteien zu erleichtern. Der Parteitag, 
erwartet, daß die Fraktion ihre große Macht dazu benutzt, . . . 
den Kampf wider Militarismus und Marinismus, wider Kolonial- 
und Weltpolitik, wider Unrecht, Unterdrückung und Ausbeutung 
in jeglicher Gestalt noch energischer zu führen, als es ihr bisher 
möglich gewesen ist.“ Die Resolution erklärt ferner, „daß die 
Sozialdemokratie einen Anteil an der Regierungsgewalt innerhalb 
der büxge.rjjrhen Gesellschaft nicht erstreben kann, . . . daß sie 
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jede Bewilligung von Mitteln verweigert, die geeignet sind, die 
herrschende Klasse an der Regierung zu erhalten.“ 

Die U. S. P. D. hat im großen ganzen im Sinne dieser Resolution 
gehandelt; sie. hat zur Entfesselung der Revolution manchen 
beigetragen, aber sie hat noch nicht gezeigt, was sie leisten kann: 
sie hat ihre Belastungsprobe noch zu bestehen. Erst die Praxis 
wird zeigen, welche Tragfähigkeit ihre Grundsätze haben. Ihr 
Wahlaufruf erklärt: „Die U. S. P.D. zeigt den Weg und hat den 
Willen und die Kraft, Führerin und Bannerträgerin in diesem 
weltgeschichtlichen Befreiungskämpfe zu sein. Sie erstrebt die 
Ergreifung der politischen Macht durch das Proletariat, um den 
Kapitalismus zu überwinden und die sozialistische Gesellschafts¬ 
ordnung zu verwirklichen. Durch die politische Vorherrschaft der 
Arbeiterklasse, die Diktatur des Proletariats, ist dieses. Ziel allein 
zu erreichen. Die arbeitenden Menschen, die Träger der Wirt¬ 
schaft, die Erzeuger des gesellschaftlichen Reichtums, die Förderer 
der Kultur sollen auch die verantwortlichen Träger aller staat¬ 
lichen und gesellschaftlichen Einrichtungen und der politischen 
Gewalten sein. Das ist der Sinp des Rätesystemsi, durch das erst 
das Selbstbestimmungsrecht und die Selbstverwaltung der arbeiten¬ 
den Menschen in Betrieb, Gemeinde und Staat verwirklicht wird. 
Die Diktatur des Proletariats ist der politische Ausdrude für die 
Uebernahme der politischen Macht durch die Arbeiterklasse, ist 
ein Uebergangsstadium für die Zwischenzeit vom Kapitalismus 
zum Sozialismus, zur Verwirklichung der sozialistischen Gesell¬ 
schaft, in der die sozialistische Demokratie zur vollen Geltung 
kommt.“ 

Als sofort zu erfüllende Uebergangsmaßnahmen fordert die 
U.S.P.D.: 

„1. Entwaffnung und Auflösung aller konterrevolutionären For¬ 
mationen. Mannschaftsersatz aus den Reihen der organisierten 
Arbeiterschaft, politisch zuverlässige Führer. 2. Aufhebung des 
Ausnahmezustandes. Freilassung aller verhafteten Revolutions¬ 
kämpfer und umfassende Amnestie. 3. Bestrafung aller an dem 
Kappschen Umsturz beteiligten Gegenrevolutionäre und der für 
das Hinmorden von revolutionären Kämpfern Verantwortlichen. 
4. Durchführung der Sozialisierung, beginnend auf dem Oebiete 
des Bergbaues und der Energieerzeugung — Kohle, Wasser, Kraft, 
Elektrizität —, Weiterführung der Sozialisierung der konzentrierten 
Eisen- und Stahlproduktion, des Transport- und Verkehrswesens, 
sowie anderer hochentwickelter Industrien, umfassende Kommunali¬ 
sierung. 5. Ueberführung des Großgrundbesitzes und der großen 
Forsten in gesellschaftliches Eigentum. Die gesamten landwirt¬ 
schaftlichen Betriebe sind durch Bereitstellung aller technischen 
und wirtschaftlichen Hilfsmittel, durch Förderung der Genossen¬ 
schaft zur höchsten Leistungsfähigkeit zu bringen. 6. Sicherung der 
Lebensmittelversorgung der städtischen Bevölkerung. Schärfste Be- 

Digitized by Gougle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Deutschland, Sozialismus und die kommenden Wahlen. 229 

kämpfung des Lebensmittelwuehers. 7. Ausbau der Sozialgesetz¬ 
gebung. Anpassung der Löhne, Gehälter, Renten und Unter¬ 
stützungen an die Kosten der Lebenshaltung. Wirksame Schutz¬ 
maßnahmen zur Erhaltung der Arbeitskraft. 8. Freundschaftliche 
Beziehungen zu allen Völkern. Frieden mit Rußland. Erfüllung 
der sich aus dem Friedensvertrag ergebenden Verpflichtungen. 

Die schleunige und restlose Durchführung dieser Mindestforde¬ 
rungen allein vermag Deutschland aus dem wirtschaftlichen und 
politischen Zusammenbruch herauszuführen. Wir wissen, daß diese 
Forderungen nicht verwirklicht werden können lediglich durch 
die Arbeit im Parlament, das selbst einen großen Teil der Schuld 
an dem Wiedererstarken der Gegenrevolution trägt. Unsere Kraft 
und unsere Stärke liegt vor allem in der Aktion der Masse, die 
dauernd auf die Gestaltung der politischen Verhältnisse einwirken 
muß.“ 

Durch ihre Forderung der Diktatur des Proletariats nähert sich 
die U. S. P. D. der Kommunistischen Partei Deutschlands (K. P. D.). 
Die U. S. P. D. ist nicht so einheitlich wie die S. P. D. Diese hat 
wenig dissentierende Elemente. 'Jene hingegen hat eine stark 
revolutionäre Linke, die 'sich der III. (Moskauer) Internationale 
anschließen möchte, während die U. S. P. D. als Ganzes nur aus 
def II. Internationale ausgetreten ist, und für den Aufbau einer 
neuen Internationale, deren Grundsätze mit den auf dem Straß¬ 
burger Kongresse der französischen Sozialisten niedergelegten 
(„Glocke“, 5. Jahrgang, Nr. 51/52, Seite 1597) identisch sind. 

Die K. P. D. (Spartakusbund) ist die äußerste Linke der alten 
Sozialdemokratie, wie sie von Rosa Luxemburg, Mehring, Karl 
Liebknecht und Klara Zetkin vertreten wurde. Ihr Organ ist die 
„Rote Fahne“, gegenwärtig das best geleitete sozialistische Blatt 
Deutschlands. Die Grundsätze der K. P. D. sind von Rosa Luxem¬ 
burg in ihrer Jtinuisbrosöhüre sowie von den Schreibern der 
Spartakusbriefe niedeigelegt. Sie sind identisch mit denen Lenins 
und Trotzkis. 

Nur ist die Diktatur des Proletariats sowie die revolutionäre 
Taktik der K. P. D. in einem Deutschland, über dem das Damokles¬ 
schwert der Entente schwebt, einfach unmöglich. Wenn schon die 
russischen Bolschewiki, die sich der Sympathie des britischen und 
französischen Proletariats erfreuen, nicht imstande sind, die Ueber- 
fälle der Sklavenheere der Entente zu verhindern und in Ruhe die 
Grundlage eines kommunistischen Gemeinwesens aufzurichten, so 
wird es dem deutschen .-Proletariat, auch wenn es einheitlich im 
Spartakusbund organisiert wäre, nicht gelingen, durch andere als 
demokratische Methoden den Sozialismus zu verwirklichen. 

Die Taktik ergibt sich nicht nur aus dem Prinzip, sie muß auch 
mit den inneren und äußeren Verhältnissen rechnen, und dem¬ 
gemäß gestaltet werden. 
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Die 'Aufgabe des deutschen Sozialismus scheint gegenwärtig darin 
zu bestehen, sein Wirken so einzurichten, daß es auf die sozialisti¬ 
sche Bewegung Westeuropas fördernd und belebend wirkt. Erst 
wenn das westeuropäische Proletariat an den Ernst des deutschen 
Sozialismus glaubt und außerdem noch wichtige Machtpositionen 
erringt, kann das deutsche Proletariat kühner vorgehen. Inzwischen 
muß seine Aufmerksamkeit darauf gerichtet sein, die Nahrungs¬ 
mittelerzeugung im Inlande durch Bodenreformen und Agrikultur¬ 
chemie bedeutend zu heben. Letztere Aufgabe ist unmittelbar die 
wichtigste. Solange die deutschen Massen durch Verhängung der 
Blockade oder sonstige Einstellung der ausländischen Zufuhren dem 
Hungertode preisgegeben werden können, sind sie in ihren Aktionen 
unfrei. Auf Jahre hinaus wird es in den kapitalistischen Ländern 
ein Defizit an den wichtigsten Lebensmitteln geben. Jedes Land 
muß deshalb vor allem darauf bedacht sein, sich soweit als möglich 
vom Auslande unabhängig zu machen. 

Jahre schwerer, tüchtiger Arbeit stehen uns bevor. Aber wenn 
wir einig sind, das sozialistische Ziel vor Aiugen haben und uns 
nicht von Schlagwörtem, sondern von den wirklichen Bedürfnissen 
leiten lassen, so brauchen wir an unserer Zukunft nicht zu ver¬ 
zweifeln. Deutschland muß früher oder später sozialistisch werden 
oder untergehen. Das ist das Dilemma, vor das der Krieg und der 
Versailler Friede uns gestellt haben. 

Alle Hüllen und Illusionen zerreißend, sehen wir Deutschland 
als eine Nation von Proletariern, von verschuldeten Proletariern. 
Der Nationalreichtum ist wie der Schnee des Vorjahres wegge¬ 
schmolzen. Die Gesamtausgaben d^s Reiches, der deutschen Länder 
und Gemeinden für das laufende Finanzjahr werden auf 82,5 
Milliarden Mark geschätzt. Hinzu kommt noch die Jahresrate 
der Kriegsentschädigung von etwa 30 Milliatden Mark (3 Millionen 
Goldfranken). Die öffentlichen Ausgaben der deutschen Nation 
dürften sich demgemäß jährlich auf die enorme Summe von 
112,5 Milliarden Mark belaufen. Demgegenüber steht eine Gesamt¬ 
einnahme von etwa 41 Milliarden. Unterdeckung in runden Ziffern 
70 Milliarden! Und das Wirtschaftsleben ist todkrank. Die Schwan¬ 
kungen der Valuta und die Abhängigkeit der ganzen Wirtschaft 
von auswärtigen Rohstoffen verleihen der nationalen Existenz eine 
Unsicherheit, die sie aus den Krisen gar nicht herauskommen läßt. 
Mangel. Teuerung und Erwerbslosigkeit verschärfen die Unzu¬ 
friedenheit der erwerbstätigen Bevölkerung, die als Folge des 
Krieges und der Revolution ohnehin entschlossen ist, die alte 
Wirtschaftsordnung, das alte Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit 
umzuwälzen. '• 

Besitzlos, verschuldet, ohne hinreichende Erwerbsquellen, ohne 
Mittel zur Deckung der öffentlichen und privaten Ausgaben, ohne 
Freiheit nach außen und innen — so steht die deutsche Nation 
jetzt da. Ein Zurück zur alten Ordnung ist unmöglich; ein Vcr- 
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bleiben im CUaos bedeutet den Untergang; nur ein einiges Vor¬ 
wärtsmarschieren aun Sozialismus kann uns retten. Bis dasi Bürger¬ 
tum sich auf rafft, seine Illusionen von Besitz und Bildung zu 
zerreißen, seine Schlagwörter von Industrie, Export, Weltmarkt 
und Chancen der äußeren Politik aufzugeben, wird noch eine 
geraume Zeit vergehen. Tatsachen sind hartnäckige Dinger, aber 
Illusionen sind noch hartnäckiger. Die deutschen Unternehmer 
werden vorerst versuchen, als Fron vögte des Ententekapitals zu 
fungieren und aus dem geistigen und körperlichen Schaffen des 
deutschen Volkes so viele Milliarden als möglich herauszupressen. 
Inzwischen muß das deutsche Proletariat sich einigen; es hat jetzt 
absolut nichts zu verlieren. Das Ergebnis der kommenden Wahlen 
wird die Einigung erleichtern. Es dürfte allem Anschein nach die 
Koalition von Sozialdemokraten und bürgerlichen Parteien über 
kurz oder lang unmöglich machen. Die Koalitionsparteien werden 
geschwächt aus den Wahlen hervorgehen. Eine sozialistische Mehr¬ 
heit ist vor der Hand nicht zu erwarten. Die ganze sozialistische 
Bewegung wird eine Oppositionsstellung einnehmen gegenüber 
einer Regierung, die aus den deutschen Volksparteien, dem Zentrum 
und den Demokraten sich zusammensetzen wird. Und in der 
Opposition werden die verschiedenen Sektionen des Proletariats 
zu . einer Einheit zusammengeschweißt werden. 

Wie diese Einheit Zustandekommen kann, haben die Tage vom 
17. bis zum 20. März gezeigt. Das in jenen Tagen entworfene 
Programm der acht Punkte kann zur Grundlage der Einigkeit 
gemacht werden. 

In seinen Erläuterungen zum neuen Programm der britischen 
Arbeiterpartei („Labour and the New Social Order") sagt Sidney 
Webb: „Einer der ältesten und erfahrensten japanischen Staats¬ 
männer, Graf Okuma, meinte, die europäische Zivilisation ginge 
im Weltkriege unter, ebenso wie die Zivilisation Babyloniens, 
Aegyptens, Griechenlands, Karthagos und Roms nacheinander unter¬ 
gegangen sind. Wir, die Mitglieder der Arbeiterpartei, stimmen 
insofern mit Okumas Urteil überein, als die gegenwärtige Welt¬ 
katastrophe den Gipfelpunkt und den Untergang einer bestimmten 
Wirtschaftszivilisation bedeutet, an deren Wiederaufrichtung die 
Arbeiter nicht herangehen werden. . . Diese Zivilisation hat, wie 
wir hoffen, den Todesstoß erhalten. Und mit ihr muß auch das 
politische System verschwinden, das auf ihr aufgerichtet war. 
Der Untergang Europas kann nur durch die Aufrichtung einer 
neuen sozialen Ordnung verhütet werden, die nicht auf Kampf, 
sondern auf Brüderlichkeit, nicht auf Konkurrenz, sondern auf 
Genossenschaftlichkeit, nicht auf Zwang, sondern auf dem Selbst¬ 
bestimmungsrecht aufgebaut ist.“ 

n. 
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PHILIPP SCHEIDEMANN: 

Die Friedensresolution. 

Tagebuchblätter. (sun«*.) 

I M Laufe des gestrigen Tages rief mir Jungheim zu, daß mich 
Helfferich für nachmittags 5 Uhr zu sich bitten lasse. „Hat 
Helfferich noch was zu melden?“ fragte ich Jungheim. Er: 
„Das weiß ich nicht, aber gehen Sie doch jedenfalls hin.“ — Ich 
ging, kam aber statt 5,15 erst 5,20 Uhr, weil die Wannseebahn 
Verspätung hatte. Ich trat in den Konferenzsaal im Reichsamt 
des Innern, fand ihn aber leer! Ein Diener sprang zu und bat 
mich, in den Garten zu gehen; der Feldmarschall habe gebeten, 
im Garten zu beraten. Ah! Also doch ein neuer Versuch. Ich 
ging ein Stück in den prachtvollen Park und sah zunächst keine 
Menschenseele. Plötzlich aber, bei einer Wendung nach einer 
Allee, die rechts abführte, stieß ich auf Hindenburg, Ludendorff, 
Helfferich und Michaelis. Die Herren grüßten sehr freundlich. 
Michaelis wünschte ich Glück. In diesem Augenblicke stieß die 
andere Gruppe zu uns: Payer, Haußmann, Ebert, Erzberger, Wahn¬ 
schaffe usw. Als ich mich diesen zuwenden wollte, bat mich 
Hindenburg zu bleiben. Wir wechselten einige Worte unpolitischer 
Art, dann nahm Michaelis mich am Arm und führte mich davon, 
zum großen Erstaunen der anderen. Er: „Ich muß gleich mit 
Ihnen reden, Herr Scheidemann. Was man den Scheidemann- 
Frieden nennt, mach ich morgen, wenn ich kann. Aber was 
machen wir mit dieser Resolution?“ Dabei schlug er auf den Vor¬ 
wärts vom 14. Juli, in dem die Kriegsziel resolution abgedruckt 
war. Ich: „Das ist doch eine vortreffliche Plattform, Exzellenz.“ 
Er: „Nein, nein, die Resolution ist mir unbequem, sie fesselt mich 
zu sehr, das hat Ihnen Hindenburg gestern doch auch schon ge¬ 
sagt.“ — Nun gab es eine lange, wohl 25 bis 30 Minuten dauernde 
Unterhaltung über die Bedeutung der Resolution. Ich setzte ihm 
Satz für Satz in seiner Bedeutung auseinander. „Verständigen 
Sie sich über dies und jenes zum Vorteil des Reiches, dann soll 
und wird Ihnen niemand Vorwürfe machen.“ — Er: „Ja, das 
Verständigen geht schließlich an, obwohl mir das Wort Ausgleich 
besser gefiele, aber die „Vergewaltigung“ ist furchtbar. Die 
kleinste Konzession wird man doch als Vergewaltigung ver¬ 
schreien und ablehnen, wenn die Gegner sich auf diese Resolution 
berufen. Ich kann Ihnen nähere Mitteilungen nicht machen, aber 
es ist nicht ausgeschlossen, daß ich vielleicht in kürzester Zeit 
schon „verhandeln“ kann. „Man fühlt in weiten Bogen,“ — dabei 
machte er mit dem rechten Arm eine weit ausholende Geste — 
„mehr kann ich nicht sagen. Aber das weiß ich, daß mir dann 
diese Resolution 9 ehr unbequem ist.“ — Ich suchte ihn wieder zu 
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bemhigen und für die Resolution zu gewinnen. — Er: „Ich war 
der Meinung, daß Sie und die Oberste Heeresleitung über die 
Resolution vollkommen einig seien. Hätte ich gewußt, daß das 
nicht der Fall ist, so wurde ich mich sehr besonnen haben, bevor 
ich das Amt annahm. — Ich: „Ja, wenn Sie annahmen, daß die 
Oberste Heeresleitung und wir vollkommen einig seien und Sie 
nahmen das Amt an, dann ist doch daraus zu schließen, daß Sie 
selbst keine Bedenken haben würden, auf den Boden der Reso¬ 
lution zu treten. — Er: „Ich habe sie ja gar nicht gekannt. Ueber- 
haupt bin ich leider nicht so im Bilde wie Sie und die übrigen 
Herren. Ich bin doch infolge der vielen Arbeit bisher eigentlich 
nur als Zeitgenosse neben dem Wagen der großen Politik her¬ 
gelaufen. “ — (Sehr schön gesagt! Später hat er die Aeußerung 
im größeren Kreise wiederholt, was mir lieber war. Wer würde 
mir geglaubt haben, wenn ich über die Aeußerung berichtet hätte!) 
Er zu mir: „Jedenfalls ist es verständig, daß wir uns noch be¬ 
sprechen, bevor ich rede." — löh: „Es ist mir lieb, daß Sie mir 
das sagen, sonst hätte ich Sie darum gebeten. Mit Ihrem Herrn 
Vorgänger habe ich mich bei wichtigen Ereignissen wiederholt 
ausgesprochen, bevor wir redeten.“ — Er: „Nun ja, das halte 

ich auch für nötig.- Helfferich kam zu uns mit den Worten: 

Meine Herren, entziehen Sie sich nicht länger der übrigen Ge¬ 
sellschaft Wir stiefelten nun auf die Gruppe zu, die im Begriff 
war, sich um einen Gartentisch zu setzen. Bei diesem Gange sah 
ich, daß im Hause des Staatssekretärs hinter allen Gardinen Köpfe 
hinauslugten; wir wurden also scharf beobachtet. — Wir nahmen 
dann Platz. Hindenburg saß mir gegenüber, links von ihm saßen 
Michaelis, Wahnschaffe, Haußmann, Ludendorff, Gothein, rechts 
saßen Fischbeck, Ebert, David, Südekum, von Payer, Erzberger, 
Helfferich. — Den Vorwärts in der Hand, begann Michaelis zu 
reden. Er wiederholte alles, was er zu mir schon gesagt hatte. 
Neu: ob es nicht möglich sei, von der Abstimmung über die 
Resolution abzusehen, wenn seine Rede uns und Hindenburg be¬ 
friedige. Wir fielen sofort über ihn her: Erzberger, David und ich. 
Davon könne keine Rede sein. Wenn wir die* Resolution jetzt nicht 
einbrächten, würden die unabhängigen Sozialisten sie einbringen, 
wahrscheinlich etwas verändert, aber immerhin so, daß wir dafür 
stimmen müßten. — Hindenburg: „Wenn sie nur ein bißchen 
fester wäre; sie ist mir, nehmen Sie mir das nicht übel, zu weich. 
Können Sie denn das mit der Vergewaltigung nicht herauslassen? 
Das wird im Heere nicht gut wirken.“ Lange, lange Debatte, 
ohne daß neues zutage gefördert worden wäre. — Michaelis 
schließlich, der Zeitgenosse: er wolle eine Rede ausarbeiten und 
sich mit Hindenburg telephonisch zu verständigen suchen. „Dann 
will ich mit einem oder zwei Herren — ich habe zuerst an Herrn 
Schetdemayn gedacht — diese Rede durchsprechen. Ich werde es 
hoffentlich fertig bringen, so zu reden, daß ich Sie zufrieden stelle, 
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ohne wörtlich zu sagen, was in der Resolution steht. So kann 
vielleicht alles zum guten Ende geführt werden.“ — David hakte 
sofort ein: keine Zweideutigkeit, daran ist das vorige System 
gescheitert. — Erzberger: Ja, nicht verkrachen lassen, denn wenn 
die Sozialdemokraten die Kredite ablehnen, dann ist es vorbei. — 
Alle schauten nach Hindenburg und Ludendorff. Hindenburg mur¬ 
melt mit einem Blick auf Erzberger leise, aber doch so, daß es 
alle verstanden haben: „das können sie doch nicht, sie können doch 
nicht' das Vaterland im Stiche lassen.“ — Michaelis verspricht, 
die beiden Herren am Dienstag zu sich zu bitten. — Im Aufstehen: 
allgemeines Einverständnis, daß nun die Resolution durch Wolff 
veröffentlicht werden soll. Dabei stellt Ludendorff fest, daß er 
nur gegen die Veröffentlichung eingeschritten sei, weil Wahn¬ 
schaffe es gewünscht habe. — Dann klemmte Ludendorff, der 
mit mir einen Schritt zur Seite getreten war, das Monokel ins 
rechte Auge und sagte: „In den Schlußsätzen meinte Hindenburg, 
sei noch eine Zweideutigkeit, die Sie wohl ändern könnten.“ Ich 
lasse den Wortlaut aus dem Vorwärts, den er vor sich hatte, 
hier folgen: 

„Die Mehrheit des Reichstags, die sich zusammensetzt aus den 
Fraktionen des Zentrums, der Fortschrittlichen Volkspartei, der Elsaß- 
Lothringer, einem Teil der Deutschen Fraktion und einzelnen Mit¬ 
gliedern anderer Fraktionen, hat sich auf folgendes Friedensprogramm 
geeinigt, das sie dem Reichstag zur Beschlußfassung vorlegen wird: 

Wie am 4. August 1914 gilt für das deutsche Volk auch an der 
Schwelle des vierten Kriegsjahres das Wort der Thronrede: „Uns 
treibt nicht Eroberungssucht.“ Zur Verteidigung seiner Freiheit und 
Selbständigkeit, für die Unversehrtheit seines territorialen Besitz¬ 
standes hat Deutschland die Waffen ergriffen. 

Der Reichstag erstrebt einen Frieden der Verständigung, der 
dauernden Versöhnung der Völker. Mit einem solchen Frieden sind 
erzwungene Oebietserwerbungen und politische, wirtschaftliche oder 
finanzielle Vergewaltigungen unvereinbar. 

Der Reichstag Weist auch alle Pläne ab, die auf eine wirtschaft¬ 
liche Absperrung und Verfeindung der Völker nach dem Kriege 
ausgehen. Die Freiheit der Meere muß sichergestellt werden. Nur 
der Wirtschaftsfriede wird einem freundschaftlichen Zusammenleben 
der Völker den Boden bereiten. 

Der Reichstag wird die Schaffung internationaler Rechtsorgani¬ 
sationen tatkräftig fördern. 

Solange jedoch die feindlichen Regierungen auf einen solchen 
Frieden nicht eingehen, solange sie Deutschland und seine Ver¬ 
bündeten mit Eroberung und Vergewaltigung bedrohen, wird das 
deutsche Volk wie ein Mann 'zusammenstehen, unerschütterlich aus¬ 
harren und kämpfen, bis sein und seiner Verbündeten Recht auf Leben 
und Entwicklung gesichert ist. In seiner Einigkeit ist das deutsche 
Volk unüberwindlich. 

Der Reichstag weiß sich in dieser Bekundung eins mit den Männern, 
die in heldenhaftem Kampfe das Vaterland schützen. # Der unver¬ 
gängliche Dank des ganzen Volkes ist ihnen sicher.“ 
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Ludendorff: Die Schlußsätze wird jeder so deuten, als ob die 
Oberste Heeresleitung mit „dieser Bekundung“, also der ganzen 
Resolution, einverstanden sei, das ist aber doch nicht der Fall. 
Deshalb müssen Sie den Schluß mindestens ändern. Eine «kleine 
Gruppe hatte sich um uns gebildet — neue Verlegenheit. Da 
kam mir ein rettender Gedanke. Ich schlug vor, einen neuen Absatz 
mit den Worten: „In seiner Einigkeit . . .“ beginnen zu lassen 
und dann den folgenden Satz direkt anzuhängen und zu sagen statt 
„in dieser Bekundung“: „Darin“, dann bezieht sich der Satz nicht 
mehr auf die ganze Resolution, sondern nur auf die Einigkeit, die 
uns unüberwindlich macht, und daß wir darin gewiß mit der 
Obersten Heeresleitung einig sind — — Ludendorff lachte nun 
aus vollem Halse. So hat also die Oberste Heeresleitung sogar 
aktiv bei der Redaktion der Bekundung mitgearbeitet. — Nach 
zirka 2i/ 3 ständiger Besprechung trennten wir uns. [So viel ich 
weiß, hat bisher kein Mensch den Unterschied zwischen dem Schluß 
der Resolution in der „Vorwärts“veröffentlichung und der vom 
Reichstag angenommenen Formulierung bemerkt. 11. 3. 20.Sch.] 
16. Juli 1917. Vormittags %9 Uhr auf Einladung bei dem neuen 
Reichskanzler Michaelis. Was er mir sagte, lasse ich auf der 
Maschine tippen und hier einheften. Er machte auf mich heute den 
Eindruck eines willensstarken Mannes, der der Uebetzeugung lebt, 
daß er schließlich alles kann, wenn ihn ein Höherer auf einen 
Posten stellt. Manche Wendungen in seiner Rede klangen direkt 
weltfremd und ließen deutlich erkennen, wie recht er gehabt hat 
mit seiner Bemerkung, daß er bisher nur als Zeitgenosse neben dem 
Wagen der großen Politik hergelaufen sei. Er ist gar nicht im 
Bilde, hat keine Ahnung von der Stimmung im Auslande; anderen¬ 
falls wären seine Wendungen von Sieg und Siegesbewußtsein voll¬ 
kommen unverständlich. Auf meine Einwendungen und Bitten 
um Aenderung oder gänzliches Streichen bemerkte er: „gut, ziehen 
wir den Zahn noch heraus“. Als ich in den Vorsaal zurücktrat, 
nahm ich schnell Gelegenheit, den harrenden Erzberger zu in¬ 
formieren, damit er an den kritischen Stellen gut nachhelfen 
konnte. Erzberger berichtete später, daß Michaelis schon an den 
verschiedensten Stellen von mir beanstandete Passagen und Wörter 
entweder weggelassen oder geändert hatte. — 

Ich lasse hier das eben erwähnte Maschinendiktat folgen: 
„Ebert hatte die Einladung zu spät erhalten, so daß ich allein 
bei Michaelis war. Michaelis sagte mir, mit dem Manuskript seiner 
Rede in der Hand, u. a. folgendes: Sie werden einsehen, daß ich 
in meiner Rede natürlich auch Rücksicht nehmen muß auf das 
Heer und die Stimmung im Heere. Ich werde die Leistungen der 
Truppen anerkennen, dann auf den Krieg selbst verweisen und die 
Frage aufwerfen, wie lange noch? Dann will ich sprechen von 
unseren großen Siegen, daß wir uns militärisch behauptet hätten, 
trotzdem England die ganze Welt gegen uns aufgehetzt habe. In 
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diesem Siegesbewußtstem könnten wir offener reden als alle anderen. 
Hier erhoo ich energischen Widersprach. Jede Erklärung der 
Friedensbereitschaft sei von vornherein zwecklos, wenn wir mit 
unseren Siegen und unserem Siegesbewußtsein auftrumpfen. Keines 
der anderen Länder, die ernstlich in Betracht kommen, fühlt sich 
besiegt, würde sich aber schwer verletzt fühlen, wenn in der Weise 
geredet wird, wie er es beabsichtigte. Michaelis sah mich ziem¬ 
lich erstaunt an, strich dann aber allerlei weg und machte sich 
Notizen an den Rand. Dabei sagte ich ihm, er könne vielleicht 
feststeflen, daß wir einer großen Uebermacht gegenüber uns immer 
erfolgreich behauptet hätten; alles, was darüber hinausgehe, sei 
m. E. in unserer Situation von Uebel. Michaelis trug dann einige 
nichtssagende Sätze vor und kam schließlich dazu, fester zu um¬ 
schließen, was er will. Wir müßten unsere Reichsgrenzen für 
alle Zukunft sichern und ebenso die Lebensbedingungen .unseres 
Volkes. Wir wollten einen Frieden der Verständigung und des 
Ausgleichs, einen Frieden, der die dauernde Versöhnung der Völker 
ermöglicht. Wir könnten nicht erneut einen Frieden anbieten, 
nachdem wir erst vor einem halben Jahre mit unserer Friedenshand 
ins Leere gegriffen hätten. Kämen die anderen mit irgendwelchen 
Friedensangeboten, so sei Deutschland sofort bereit zu Verhand¬ 
lungen, wie das. ja oft genug ausgesprochen sei. 

Er fügte dann hinzu: Ich will dieses Kapitel schließen mit dem 
Satz: „Unsere Ziele lassen sich im Rahmen Ihrer Resolution 
erreichenDamit konnte ich mich einverstanden erklären, da er 
bestimmt sagte, daß er darüber hinaus nicht gehen könne, weil 
er es fiür absolut schädlich hielt, und auch sofort die heftigsten 
Konflikte mit der Obersten Heeresleitung haben würde. Mehr 
könne man aber auch nicht verlangen, als daß er sage, er wolle 
nichts, was über den Rahmen der Resolution hinausginge. — 
Ich fragte ihn dann, was er über die innere Politik zu sagen ge¬ 
denke. Darauf antwortete Michaelis: Sie müssen mir Zeit lassen. 
Ich bin jetzt drei Tage im Amt und muß mich doch erst einmal 
Umsehen. Ich bin kaum einigermaßen informiert. Jedenfalls werde 
ich sagen, daß es meine feste Absicht ist, die Beziehungen zwischen 
Volksvertretern und Regierung lebensvoller und wirksamer zu 
gestalten. — Ich antwortete ihm darauf: „Viel ist das nicht“ 
(Aber da bereits die neuen Herren, Erzberger usw., die draußen 
warteten, wiederholt angemeldet wurden, ging ich nicht näher 
auf die inneren Angelegenheiten ein, sondern suchte noch einiges 
über seine Pläne in bezug auf die Besetzung des Staatssekretärs 
für das Auswärtige Amt zu erfahren.) Ich warf die Frage auf, 
wen er für das Staatssekretarijat des Aeußeren zu berufen gedenke. 
Es sei das doch zweifellos der wichtigste Posten. Da er neu in das 
Amt hineinkomme, sei es für ihn gewiß von größter Wichtigkeit, 
einen tüchtigen Mann gerade für dieses Amt zur Seite zu haben. 
Michaelis antwortete: Diese Frage ist noch unentschieden. Keine 
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der Personen, die bisher in der Oeffentlichkeit genannt wurden, 
wird in Betracht kommen. Bei dem einen machen es persönliche 
und bei dem anderen sachliche Gründe nicht wahrscheinlich, daß 
sie berufen werden. Ich bin gewillt alles einzusteilen auf die 
Wirtschaftsfragen nach dem Kriege, die für Deutschland von der 
größten Bedeutung sind. „Da kommt es nicht darauf an, Leute 
zur Seite zu haben, die als Diplomaten in Gummischuhen aufge¬ 
wachsen sind; es sind da Männer notwendig, die etwas vom 
Wirtschaftsleben verstehen. Und da muß ich mich erst gründlich 
umsehen. Ich will Ihnen sagen, wie ich so etwas aufzuziehen 
pflege. Ich werde im Auswärtigen Amt alle Woche zweimal 
mehrstündige Sitzungen abhalten, in denen eingehend die brennen¬ 
den Fragen besprochen werden sollen. Bei dieser Gelegenheit 
werde ich sehr schnell sehen, wer etwas kann und wer nichts kann. 
Es wird Ihnen ja nicht unbekannt geblieben sein, daß im Aus¬ 
wärtigen Amt eine erhebliche Anzahl von Nulpen sitzen. Ich 
werde, sobald ich Jdarüber im klaren bin, sehr schnell reine Bahn 
machen. Ich hoffe, auch die Herren zu überzeugen, daß es nur 
darauf ankoromt, Verstand zu haben, weniger darauf, Diplomatie 
in Gummischuhen gelernt zu haben.“ — Ich wünschte ihm Glück 
zu seinen Plänen und verabschiedete mich schnell, um draußen 
noch eine Minute zu gewinnen, Erzberger gewisse Fingerzeige 
zu geben. 

17 Juli 1917. In der interfraktionellen Sitzung berichtete nach 
mir Payer und Erzberger über ihre Besprechungen mit Michaelis. 
Eine große Ueberraschung bereitete uns Erzberger, nachdem er 
festgestellt hatte, daß Michaelis zweifellos eine Anzahl der von 
Payer und mir beanstandeten Steilen geändert oder gestrichen 
habe: Wenn ein Reichskanzler so, wie er in Aussicht gestellt habe, 
gehen wolle, sei die Frage zu erwägen, ob ihm der Reichstag 
nicht ein Vertrauensvotum ausstellen solle! — Wir Sozialdemo¬ 
kraten (Ebert, David, Südekum und ich) sprachen uns entschieden 
gegen ein Vertrauensvotum aus, ebenso Fischbeck. 


HANS VON KIESLING: 


Die innerpolitische Lage Bayerns. 


(Schluß.) 


D ABEI ist im letzten Jahre die Kluft, die den besitzenden Bauern 
und den besitzlosen Handarbeiter trennt, mehr und mehr ver¬ 
tieft worden. Der Bauer hält die Streiks, die stets wieder auf¬ 
tretenden Lohnforderungen des Arbeiters für die Ursache, die seine 
Betriebsmittel ständig verteuern, der städtische Arbeiter anderer¬ 
seits sieht im Bauern den Wucherer mit den Lebensmitteln. Die auf 
beide Erwerbsstände drückende Schraube der Lebensverteuerung ist 
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gleichzeitig mit eines der wesentlichsten Momente, das sie ver¬ 
feindet. 

Das Selbstbewußtsein des Bauern in wirtschaftlicher Hinsicht 
drückt sich in der Organisation eines Netzes das ganze Land 
überziehender Produktionsgenossenschaften aus, die der Stadt 
gegenüber in bezug auf Preisfestsetzung diktatorisch auftreten und 
deren Macht größer ist wie diejenige der Regierung. Lauter und 
lauter tönt auf dem Lande der Ruf nach dem Abbau der Zwangs¬ 
wirtschaft. 

Die Heimische Politik stützt sich großenteils auf die Bauernschaft. 
Wenn es diesem bayrischen Politiker auch nicht gelungen ist, 
die sämtlichen Bauern in einer der bayrischen Volkspartei nahe¬ 
stehenden Organisation zu vereinigen, so hat sich doch eine prak¬ 
tisch sehr fühlbare Annäherung sämtlicher Bauernorganisationen 
unter sich vollzogen. Deutlich erkennbar ist die Anlehnung nach 
rechts. Wer heute die Bauern reden hört, kann sich kaum vor¬ 
stellen, daß es dieselben Leute sind, die einst die Gefolgschaft der 
radikalen Gandorferschen Richtung gebildet haben. Die Zeit, wo 
aus dem Zusammenschluß der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte 
die deutsche Republik erwuchs, ist längst dem Gedächtnis des 
Bauern entschwunden. 

Das Verhältnis zwischen dem bayrischen Bauerntum und zwischen 
der sozialdemokratisch orientierten Arbeiterschaft ist um so ge¬ 
spannter, je mehr letztere die abhängigen Landarbeiter auf dem 
Lande für ihre Ideen zu gewinnen sucht und dadurch auf die 
Störung des alten patriarchalischen Verhältnisses innerhalb der 
Mauern des Bauernhofes hinarbeitet. 

Vor einem Jahre war in Bayern die Machtlage noch ungewiß; 
damals hatte die Bewaffnung der Arbeiter zu keiner ständigen 
Einrichtung, zu keinem organisierten Zusammenschluß aller Ar- 
beiterkreisc geführt; heute ist ganz Bayern mit einem zentral 
geleiteten Netz von Einwohnerwehren überzogen, wobei das Schwer¬ 
gewicht in den bäuerlichen Wehren konzentriert ist. Sie bilden 
heute eine geschlossene Front von gewaltiger Widerstandsfähig¬ 
keit gegen jeden Ansturm sozialistischer Wünsche auf gewaltsamem 
Wege. 

Während die Einwohnerwehren in den Städten aus bürgerlichen 
und sozialistischen Elementen gemischt sind, und somit als: eine 
einigermaßen paritätische Ordnungstruppe gelten können, ist die 
Zusammensetzung der ländlichen Wehren eine rein bäuerliche, 
geeignet, der Durchsetzung politischer und wirtschaftlicher Ziele 
der Bauernklasse zu dienen. 

Der Zusammenschluß der Bauernwehren ist ein um so engerer 
geworden, als sie sowohl das Ziel der Angriffe radikaler Arbeiter¬ 
kreise sind, wie auch von dem Auflösungsbefehl der Entente am 
meisten betroffen werden. Die Angriffe, die der „Kampf“, das 
führende unabhängige Organ Münchens, gegen die Einwohner- 
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wehren führt, indem er sie unseren Feinden als militaristische 
Einrichtungen denunziert, hat den Bauern deutlich gezeigt, daß 
ihr bewaffneter Zusammenschluß das Mittel ist, das sie vor Ueber- 
fällen auf Hof und Gut bewahrt, das ihnen Sicherheit und Leben 
garantiert, wenn der Kampf zwischen Stadt und Land zum offenen 
Ausbruch kommen sollte. Darin liegt der Grund, warum die Bauern¬ 
schaft Bayerns sich der Entwaffnung unter allen Umständen auch 
mit Gewalt widersetzen wird, warum sie einmütig geg$n das 
Auflösungsdiktat der Entente protestiert. Dabei muß gesagt wer¬ 
den, daß bei aller Widerstandsfähigkeit der Ortswehren im Bürger¬ 
krieg sie doch jedes militärischen Charakters entbehren und weder 
sofort militärisch verwendbar sind, noch als Zentren für eine all¬ 
gemeine deutsche Mobilisation gelten können. Dazu fehlt ihnen 
die entsprechende Zusammensetzung und die notwendige groß¬ 
zügige Organisation in militärischer Hinsicht. Wer die Wehren 
kennt, kann sie höchstens mit den Landesschützenvereinen Tirols 
vergleichen, die einer Invasion gegenüber mit einer gewissen Aus^ 
sicht auf Erfolg den Kleinkrieg zu führen vermögen, die aber zu 
jeder Angriffsoperation über die eigenen Grenzen hinaus durchaus 
unbrauchbar sind. 

Diese Denunziation der linksradikalen Presse hat das Gegenteil 
von dem erreicht, was sie erreichen sollte. Sie erzielte den ein¬ 
mütigen Beschluß der bayrischen Einwohnerwehren, sich jeder 
Entwaffnungsaktion mit Gewalt zu widersetzien. Es gibt in Deutsch- 
' land kaum eine Macht, die Reichswehr nicht ausgeschlossen, welche 
imstande wäre, ein solches Unternehmen mit Erfolg durchzuführen. 
Sie müßte denn jedes Bauerndorf, jeden Weiler, jeden Einzelhof 
mit bewaffneter Hand erstürmen. 

Die starke Reaktion im Bauerntum, die auch wesentlich zum 
Wiedererstarken des Büigertums in den Städten mit beitrug, ist 
die mittelbare Folge der Erkenntnis, wohin die Anarchie radikaler 
und radikalster Elemente führen kann. Sie ist die Folge des 
Münchner räterepublikanischen Chaos — gleiche Ursachen erzeugen 
gleiche Wirkungen! Wie in Ungarn auf den Räteschrecken die 
Reaktion eines Horthy gefolgt ist, so brachte die Münchner Räte¬ 
republik in Bayern den rechtsstehenden Parteien einen ungeheuren 
Zuwachs, brachte eine mächtige Stärkung des monarchischen Ge¬ 
dankens. Es bestätigt sich die alte Erfahrung vom überspannten 
Bogen und von dem Ausschlagen des Pendels in der entgegen¬ 
gesetzten Richtung. 

Die Reichswehrorganisationen kommen als Gegengewicht gegen 
die Bauernwehren nicht in Frage, weil sie stark mit rechtsstehenden 
Elementen durchsetzt sind. Die Söldnertruppe geht immer mit der 
Regierung, die für sie am besten sorgt und ist ein gefährliches 
Instrument in der Hand ehrgeiziger Führer. Solange das Offiziers¬ 
korps monarchisch und konservativ ist, wird auch die Reichswehr 
mehr oder weniger diesen Charakter tragen. Das schließt nicht aus, 
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daß sie von heute auf morgen kommunistisch wird, wenn der 
Zusammenschluß des ganz rechts stehenden Nationalbolschewismus 
mit den linksradikalen Parteien auf der Basis der Oewinnung des 
Offizierskorps gelänge. Zu letzterem ist in Bayern nur geringe 
Aussicht, weil auch die leitenden Militärs infolge des Süddeutsch¬ 
land stärker durchsetzenden demokratischen Geistes weniger aus¬ 
gesprochene Diktaturgelüste zeigen, als an anderen Orten Deutsch¬ 
lands. 

Gewaltig gewachsen ist in ganz Bayern die Abneigung gegen 
Preußen, das der urteilslose Süddeutsche im allgemeinen mit Berlin 
identifiziert. Die dort stark betonte Zentralisierung in politischer 
und wirtschaftlicher Beziehung löst im Süden eine große Gegner¬ 
schaft aus, die vornehmlich auch in den Kreisen wächst, die wirt¬ 
schaftlich tätig sind und denen die Berliner Wirtschaftsorgani¬ 
sationen das Dasein ei^chwerte. Die Steuergesetzgebung, die Ueber- 
nahme von Post und Bahn auf das Reich werden nicht als durch 
£lic schwierige Lage gebotene Notwendigkeiten, sondern als brutale 
Eingriffe in die föderalistische Struktur des Reiches empfunden. 
Weite Kreise, bis in die Arbeiterschaft hinein, stehen der von 
Berlin aus geübten Diktatur ablehnend gegenüber. 

Wenn auch von den Wortführern der bürgerlichen Parteien 
immer wieder und wieder die Treue zum Reichsgedanken betont 
wird, so sind doch die Strömungen, welche eine Losreißung Bayerns 
vom Norden und seine Zusammenschweißung mit den süddeutschen 
Staaten und den österreichischen Alpenländern zu einem deutschen 
Südblock bezwecken, im Zunehmen. Der Rheinbundgedanke spukt 
in vielen bayrischen Köpfen und ist das A und O einer großen 
Anzahl rechtsstehender bayrischer Politiker. Er wird dadurch mas¬ 
kiert, daß man die Bildung des Südblocks nicht als Trennung vom 
Reich, sondern nur als den Anfang einer Abkehr von den unge¬ 
sunden Zentralisierungsbestrebungen Berlins bezeichnet. 

Der bayrische Partikularismus wird durch die Ueberspannung 
dieser Tendenzen in Berlin mächtig gefördert und es ist Wasser auf 
die Heimsche Mühle, wenn die Berliner Gewerkschaften eine Be¬ 
einflussung der Reichsregierung dadurch versuchen, daß sie unter 
Umgehung des Parlaments als der gesetzlichen Vertretung des 
Volkswillens ihr Bedingungen stellen. 

ln Süddeutschland wird, vornehmlich in Bayern, Politik oft 
mehr mit dem Gefühl, wie mit dem Verstände getrieben. Man 
will es nicht sehen, daß jeder Keil, den man in die Reichseinheit 
treibt, die Macht der Entente erhöht, daß derjenige, der sepa¬ 
ratistische Tendenzen unterstützt, die Geschäfte der Feinde'Deutsch¬ 
lands besorgt, und daß schließlich ein separierter Südblock ohne 
Kohle und ohne die Unterstützung des Nordens ein selbständiges 
Wirtschaftsleben überhaupt nicht führen könnte. Trotzdem darf 
nicht unerwähnt bleiben, daß ein weitergehender Ausbau des Reichs 
in absolut zentralistischem Sinne, eine starke Beeinflussung der 
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Reichsregierung durch unverantwortliche Berliner Gewalten, auch 
bei wahren Freunden des Reichsgedankens in Bayern die Besorgnis 
auslöst, daß auf die Dauer unter solchen Umständen die Trennung 
des Südens vom Norden nicht aufzuhalten ist. 

Der republikanische Gedanke hat in Bayern stark an Zugkraft 
verloren. Die konservativen Parteien, die bayrische Volkspartei, 
der rechte demokratische Flügel und große Teile der Bauernschaft, 
sind durchaus monarchisch orientiert und erstreben die Rückkehr 
der Wittelsbacher. Kronprinz Rupprecht hält sich klug im Hinter¬ 
gründe und wartet den günstigen Moment ab. 

Es ist wohl dabei nicht an eine Wiederherstellung des Königtums 
in der alten Form gedacht, sondern an ein Königtum im Sinne 
der englischen Verfassung, in der die parlamentarische Staatsform 
trotz der monarchischen Spitze gewahrt bleibt. 

All diesen Verhältnissen gegenüber befindet sich die bayrische 
Arbeiterschaft in Abwehrstellung. Dadurch, daß die Mehrheitspartei 
aus der Regierungskoalition ausgetreten ist, lehnte sie die Verant¬ 
wortung für die Richtung, die die bayrische Politik genommen hat, 
ab und schuf sich volle Handlungsfreiheit für die kommenden 
Wahlen zu den gesetzgebenden Körperschaften. 

Bei diesen Wahlen handelt es sich nicht darum, ob die bayrische 
Politik etwas mehr nach rechts oder mehr nach links orientiert 
ist, es handelt sich schlechterdings dämm, ob die zukünftige 
Staatsform Bayerns monarchisch oder ob sie republikanisch sein 
wird. Unter dieser Parole werden die Parteien in den Wahlkampf 
gehen, wobei nicht übersehen werden darf, daß die rechtsstehenden, 
dem monarchischen Prinzip zuneigenden Parteien das Uebergewicht 
und in den bodenständigen Elementen der bayrischen Landbe¬ 
völkerung den stärkeren Rückhalt haben. 

Erschwerend fällt dabei ins Gewicht, daß die Arbeiterschaft in 
Bayern wie im Reich hoffnungslos zerspalten ist. Der Kampf 
zwischen Mehrheitspartei und Unabhängigen wird in den schärfsten 
Formen geführt, mehr und mehr löst sich der linke Flügel der 
Arbeiterschaft in kleine Parteien, Konventikel und Grüppchen auf, 
die irgendeinem unerreichbaren kommunistischen oder syndika¬ 
listischen Phantom nachjagen; der Kampfbund gegen die Zins¬ 
knechtschaft, eine national-sozialistische Arbeiterpartei, die vor 
wenigen Tagen gegründete Kommunistische Arbeiterpartei Deutsch¬ 
lands sind weitere Zeichen der fortschreitenden Zersetzung in der > 
Arbeiterschaft. 

Die einen sehen das Allheilmittel im demokratischen Gedanken, 
die anderen in der Diktatur des Proletariats, die einen in der so¬ 
fortigen Vollsozialisiemng aller Betriebe, die andern in der kom¬ 
munistischen Gestaltung des ganzen Staats. So ist die Arbeiterschaft 
nach verschiedenen Schlagwörtem zerrissen, in einem Augenblick, 
wo, soweit bayrische Verhältnisse in Frage kommen, die bürger- 
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liehen Parteien und große Teile der Bauernschaft von einem 
einheitlichen Gedanken geleitet sind. 

Wenn es nicht gelingt, in letzter Stunde die bayrische Arbeiter¬ 
schaft auf einer dem gemäßigten Programm der Mehrheitspartei 
entsprechenden Mittellinie zu einigen und dadurch ihre Kampf¬ 
kraft für die kommende Wahlentscheidung einheitlich zusammen¬ 
zufassen, sind die Aussichten für die Wahlschlacht unsicher und 
ungünstig. Es ist höchste Zeit, daß die Arbeiterparteien das große 
Ganze über das Parteiprogramm stellen, daß sie das Verbindende 
suchen und das Trennende übersehen, wenn nicht die letzten Reste 
der Errungenschaften aus der Novemberrevolution in Bayern ver¬ 
loren gehen sollen. Gegenüber den zusammengefaßten Kräften 
der Rechtsparteien kann nur eine geeinigte, alle Richtungen in sich 
vereinigende, machtvolle Arbeiterpartei ihrem Willen Geltung ver¬ 
schaffen. Gelingt ihre Bildung in Bayern nicht, und die Aus¬ 
sichten dazu sind denkbar ungünstig, so ist heute oder morgen 
der Sieg einer monarchischen Restauration in Bayern unvermeidlich. 
Der Arbeiterschaft ist der Vorwurf nicht zu ersparen, daß sie 
durch ihre Zersplitterung den Boden dafür bereitet hat. 


Dr. LUDWIG BENDIX: / 

Broschürenliteratur zur Rätefrage. 

D IE im Frühjahr 1919 erschienenen kleinen Arbeiten über die 
Rätefrage, die hier zu besprechen sind, tragen fast aus¬ 
nahmslos den gemeinschaftlichen Charakterzug einer gewissen 
Hast und Aufgeregtheit. Daß nur ja der richtige Revolutionsaugen¬ 
blick nicht verpaßt und endlich mit der Neuschöpfung unserer Welt 
begonnen und das große Werk — man weiß nicht recht, welches, 
und fühlt nur, daß es die Umgestaltung unserer Gesellschaftsord¬ 
nung herbeiführen soll — in Angriff genommen wird. 

1. Arthur Feiler hat in Nr. 6 der Flugschriften der Frankfurter 
Zeitung ein 34 Seiten starkes Bändchen: Der Ruf nach den Räten, 
(Preis 0,60 Mark), herausgegeben, in dem vier kleine Artikel 
zusammengestellt sind, die anscheinend früher in der genannten 
Zeitung erschienen waren. Es finden sich in diesen Aufsätzen 
über die „Enttäuschung über Weimar“, „Von der Diktatur des 
Proletariats bis zur berufsständischen Verfassung“, „Der Mensch, 
. der Staat und die Wirtschaft vor dem Kriege“, „Die Revolution 
und die Revolte des Menschen“, manche feinsinnige, kritische 
Bemerkung, die festgehalten zu werden verdient! 

„Und die Parteimaschine der alten Fraktion ist ebenfalls unbe¬ 
schädigt von Berlin nach Weimar transportiert worden. Die Folge 
ist, daP die Nationalversammlung heute eigentlich wie eine Gerusia, 
ein Rat der Aeltesten, erscheint: Diese Aeltesten führen die Frak¬ 
tionen, bestimmend und leitend — wer will sich wundern, daß 
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da aus Weimar so wenig von dem neuen Geist einer neuen Zeit, 
vou der jungen Generation und dem, was sie für die Zukunft denkt, 
herübertönt. Aber der Versuch ist noch nicht gemacht worden, 
ob es nicht möglich wäre, nun die Nationalversammlung selbst 
und ihre Fraktionen zu revolutionieren.“ Seite 9. „Die Regierungs¬ 
mehrheit brauchte gar nicht so groß zu sein, wie sie heute ist. 
Aber einheitlicher, ^tätiger, wollender, mit einem Wort jünger 
sollte sie sein!“ Seite 9. „Die Notwendigkeit, gegenüber der 
atomisierenden und materialisierenden großkapitalistischen Entwick¬ 
lung das Staatsgefühl zu stärken, indem man den Anteil des 
Bürgers am Staate erhöhte, indem man zum Beispiel durch das 
Referendum den Bürger an den einzelnen Problemen des Staates 
interessierte, — diese Notwendigkeit haben unsere Regierenden 
nicht erkannt!“ Seite 24. „Was als Tiefstes in dem Ruf nach den 
Räten lebendig ist, das ist die Revolte des Menschen gegen die 
Mechanisierung seines Daseins in Staat und Wirtschaft; esi ist sein 
Drang, vollberechtigter Bürger zu werden in einer neuen freieren 
und glücklicheren Gemeinschaft.“ Seite 32. „Auf die Gesinnung 
freilich kommt es an. Wir haben eine Republik, aber wir brauchen 
Republikaner, wir haben eine Demokratie, aber Demokraten tun 
uns not.“ Seite 34. ^,Auch gegenüber den Berufsräten gilt es 
nicht zu vergessen, daß die großen Fragen der Wirtschaftspolitik 
letzten Endes nicht Fragen des Interesses, sondern Fragen der 
Gesinnung sind.“ Seite 18. Diese von vielen sicher gebilligten 
Probet: dürften den Kundigen die idealistisch-psychologischen Ge¬ 
sichtspunkte erkennen lassen, mit denen der Redakteur einer der 
größten bürgerlich^demokratischen Tageszeitungen an die Räte¬ 
frage herangeht. Eine Fortführung und selbständige Behandlung 
verdiente der richtige Gedanke, daß die junge Generation von der 
älteren vielfach gehindert und um die Früchte der von ihr ge¬ 
machten Revolution gebracht wird, daß diese zumeist gerade auf den 
Gegensatz und Kampf beider gutgläubig handelnden, sich nicht 
mehr verstehenden Generationen beruht. 

2. Kurt Geyer (Sozialismus und Rätesystem. Leipzig 1919. 
Verlag Leipziger Buchdruckerei Aktiengesellschaft. Preis 0,20 Mark. 
32 Seiten) gibt in seinem Vortrage unter den sechs Abschnitten 
(1. Die Notwendigkeit des. Sozialismus; 2. Das Ziel der Soziali- 
sieiung: 3. Das Rätesystem; 4. Die Aufgaben der Betriebsräte; 
5. Die Vergesellschaftung der Produktionsmittel; 6. Die politischen 
Aufgaben des Proletariats) eine Agitationsschrift vom Standpunkt 
der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei, deren Richtlinien 
für den Aufbau des Rätesystems er zum Schluß zum Abdruck 
bringt. Die kleine Arbeit ist in ihrer Art eine der besten Partei¬ 
schriften, die auf diesem Gebiete bisher erschienen ist. Wer sich 
über die politischen Gedankengänge der Unabhängigen Sozial¬ 
demokratischen Partei zur Rätefrage schnell informieren will, wird 
dies in dem Geyerschen Vortrage recht gut tun können. Für die 
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kritische Stellungnahme zu diesen Oedankengängen verweise ich 
auf § 6 meines Buches: Bausteine zur Räteverfassung. Berlin 1919. 

3. Wilhelm Thiele (Zum kommenden Rätegesetz, Wesen und 
Aufgaben der Arbeiterräte. Verlag Lindendruckerei und Verlags¬ 
gesellschaft m. b. H. Berlin 1919. Preis 1,— Mark. 32 Seiten), 
von den Berliner Anwälten gewähltes Mitglied des Arbeiterrates 
von Groß-Berlin, beschränkt sich auf eine recht wertvolle ge¬ 
schichtliche Darstellung der Arbeiterräte (I. Abschnitt) und eine 
Auseinandersetzung über ihre jetzige Stellung (II. Abschnitt) und 
ihre zukünftige Bedeutung (III. Abschnitt), um zum Schlüsse im 
IV. Abschnitt den Entwurf seines deutschen Rätegesetzes im An¬ 
schluß an die Richtlinien der freien demokratischen Fraktion und 
unter Uebernahme von Bestimmungen aus dem Entwürfe des 
Herrn Dr. Paul Michaelis (Seite 21) vorzulegen. Den Geist dieser 
Arbeit läßt der § 4 des vorgeschlagenen Entwurfes erkennen, 
nach dem die Wahlen der Arbeiterräte nach fünf Berufsständen 
(Handarbeiter, Beamte, Angestellte, freie Berufe, Selbstarbeit 
leistende Unternehmer) stattzufinden haben und die Verteilung der 
Mandate auf die fünf Wählerklassen in der Weise stattfindet, „daß 
auf die Handarbeiter ein Drittel, auf die vier anderen Wähler¬ 
klassen je ein Sechstel entfällt.“ In § 2 ist auch zu diesen demo¬ 
kratischen Forderungen kritisch Stellung genommen. 

4. t'r. Horand (Wirtschaftsräte, eine Eingabe an den Regierungs¬ 
rat des Kantons Zürich. Herausgeber Kommission für Vertretung 
von Angestellteninteressen im kaufmännischen Verein Zürich. 
Preis 40 Rappen. 12 Seiten), Präsident der Zentralstelle der An¬ 
gestellten- und Beamtenverbände der Stadt Zürich, liefert mit 
seiner kurzen Eingabe den Beweis, daß auch in der Schweiz 
der Rätegedanke einflußreiche Vertreter gefunden hat. Die Forde¬ 
rungen Horands gehen auf eine öffentlich-rechtliche Anerkennung 
der Berufsorganisationen und: „Einsetzung von Wirtschaftspar¬ 
lamenten als Spitze der Wirtschaftsorganisation“, Seite 11, „um 
unter Rücksichtnahme auf das gesamte Volkswohl eine planmäßige 
soziale Umgestaltung unserer im hohen Maße reformbedürftigen 
Wirtschaftsordnung zu gewährleisten.“ Horand sieht auch ein, 
worauf Geyer in seinem Vortrage ebenfalls hingewiesen hat, daß 
„für die Soldaten der Arbeit Wirtschaftskunde ein Bedürfnis“ ist, 
daß die Berufsgruppen zur Förderung der wirtschaftlichen Demo¬ 
kratisierung und zur Blutauffrischung im Wirtschaftskörper eine 
Schulung ihrer Angehörigen betreiben müssen, damit sie, die wirt¬ 
schaftlichen Hauptfragen erkennend, die wirtschaftlichen Zusammen¬ 
hänge verstehen lernen (Seite 6). Horand hofft von dem Wirt¬ 
schaftsparlament, über dessen Aufbau im einzelnen er keine An¬ 
gaben macht, daß es allein die schier unlösbar erscheinenden Fragen 
des durch den Krieg auch in der Schweiz in Verwirrung geratenen 
Wirtschaftslebens lösen können und trotz aller Furcht vor den 
möglichen Gefahren des Bolschewismus lösen werde. Was hat der 
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Regierungsrat dies Kantons Zürich auf die an ihn gerichtete Eingabe 
geantwortet ? Was hat er getan ? 

5. Charles Naine (Diktatur des Proletariats oder Demokratie? 
Zürich 1919. Max Rascher, Verlag A.-G. 31 Seiten), sozialistischer 
Nationalrat in der Schweiz, setzt sich mit den Lehren des Bolsche¬ 
wismus vom Standpunkt der schweizerischen Verhältnisse in be¬ 
achtlicher Weise auseinander. Er untersucht in sieben Abschnitten 
(1. Die Diktatur des Proletariats und die schweizerischen Arbeiter; 
2. Eine schwierige Wendung [betrifft die innere Unmöglichkeit 
der Abkehr von den bisherigen sozialistischen Grundsätzen zu den 
bolschewistischen Methoden ]; 3. Die wirtschaftlichen Bedingungen; 
4. Sind das Ziel und die Mittel so verschiedene Dinge?; 7. Schlechte 
Mittel verderben gute Absichten.) die Anwend- und Durchführ¬ 
barkeit der im Bolschewismus vertretenen Diktatur des Proletariats 
auf die Arbeiterbewegung in der Schweiz und kommt mit 
vielen aus den wiedergegebenen Ueberschriften ersichtlichen 
Gründen zu einer ablehnenden Stellungnahme im Sinne und 
vom Standpunkt der Demokratie. Die leitenden Gedankengänge 
Naines sind wirtschaftlicher und insbesondere ethisch-psiychologi- 
scber Natur: nach seiner Meinung fehlt es in der Schweiz an 
alten wirtschaftlichen Vorbedingungen für die Errichtung einer 
sozialistischen Gesellschaftsordnung auf dem Wege der Diktatur 
d^s Proletariats („neun Zehntel unserer Bauern sind gerade in der 
Zeit infolge der wirtschaftlichen Verhältnisse erbitterte Feinde 
des Sozialismus geworden“, Seite 1; und dann ist Naine der An¬ 
sicht, daß die allgemeine Expropriation unvermittelt vor eine Auf¬ 
gabe der Reorganisierung stellen würde, die über die menschliche 
Kraft ginge. Seite 17. Die Verwaltungsbeamten der Industrie und 
des Handels könnten und müßten jedenfalls zunächst für den 
Sozialismus gewonnen und dürften nicht durch Gewaltmaßnahmen 
zu Feinden des neuen Regimes gemacht werden, wenn nicht seine 
Pläne von vornherein zum Scheitern verdammt sein sollen. Und 
schließlich, ich 9etze den entscheidenden Moralsatz hierher: „Eine 
Gesellschaft, aus der man den Betrug, das Stehlen, die Ausbeutung, 
den Geist der Unterdrückung, den Haß und den Krieg verbannen 
will, darf sich nicht über Methoden auf bauen, die diese schlechten 
Anlagen in unserer Natur noch unterstreichen. Sie braucht gerade 
die entgegengesetzten Methoden.“ Mit diesem Satze eröffnen sich 
Ausblicke in grundlegende Weltanschauungsfragen, deren Proble¬ 
matik dem praktischen Politiker Naine ferner liegen. 

6. Emil Ertl (Ziele des Rates für geistige Arbeit in Steiermark, 
Rede vom 18. Dezember 1918, in vorbereitender Versammlung im 
Lesesaale der Grazer Universitätsbibliothek gehalten. Leykam Ver¬ 
lag, Graz. 17 Seiten) gründet seine Ausführungen auf das tiefe 
Wort des Mystikers Meister Eckhart von Hochheim „Gottes Eigen¬ 
schaft ist Wesen“, d. h. in seiner Erläuterung, das Wesen aller 
Dinge sei Geist, „die geistige Arbeit sei die auf bauende Seele aller 
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Kultur“. Ertl tritt auf dieser idealistischen Grundlage für die 
„Durchdringung des. gesamten Lebens mit sachlicher geistiger 
Arbeit ein, d. h. mit den Ergebnissen der Wissenschaft und 
Technik“ und führt für diese Forderung sehr interessante kritische 
Aeußerungen eines französischen Schriftstellers (Lysis, Vers la 
democratie nouveile, Paris, Poyot 1917) ein, in denen dieser 
während des Krieges die parlamentarischen Zustände Frankreichs 
geißelt und der Allesregierenei und -wissern der französischen 
Nurpolitiker die Zusammenarbeit'Von Wissenschaft und Industrie 
in Deutschland> lobend gegenüberstellt und für die Regierung 
fachmännische Erfahrung, ja eine berufsständische Vertretung an 
Stelle des Parlaments fordert. Ertl geht nicht soweit, er verlangt 
eine sachlich beratende Stelle, eine Art ständiger Fachbeirat, neben 
dem Parlament und erwähnt eine Bekanntmachung der provi¬ 
sorischen Regierung für den Volksstaat Bayern vom 15. November 
1918, in der ein solches Nebenparlament von Gelehrten und Fach¬ 
leuten angeordnet, aber wohl nicht durchgeführt sei. Der Rat für 
geistige Arbeit, dessen Programm Ertl entwickelt, will alle geistigen 
Berufe losgelöst von jedem Parteistandpunkt sammeln, um sich 
auf wissenschaftlicher und fachmännischer Grundlage und die 
wirtschafltiche und kulturelle Ausgestaltung des neuen freiheitlichen 
Lebens und zugleich um eine strengere, gerechtere, gewissen¬ 
haftere Volksgesinnung zu bemühen. Auf dieser Grundlage fordert 
Ertl Bekämpfung des notorischen „echt österreichischen“ Schlen¬ 
drians. und Steigerung des Gerechtigkeitsgefühls, emsigere und 
gediegenere Arbeit als einzige ehrliche und dauernd erfolgreiche 
Art des nationalen und Rassekampfes. Ein edles Pathos geht 
durch die wenigen Seiten des deutsch-österreichischen Patrioten. 
Haben sie ihr hohes Ziel eines Wiederaufbaus des deutschen 
Oesterreichs erreicht oder auch nur erheblich zu seiner Verwirk¬ 
lichung beigetragen? 

7. Der individualistische Anarchist (Halbmonatsschrift, 1. Heft, 
1. Jahrgang. Berlin 1. April 1919. Herausgeber Benedict Lach¬ 
mann) gehört m den Zusammenhang der vorher besprochenen 
Werke nur insofern, als er ihre geistigen Grundlagen verneint 
und das gleiche Ziel: Ordnung und Freiheit durch Herrschafts- 
losigkeit (das soll Anarchismus bedeuten), durch „Beseitigung aller 
Monopole und Privilegien einschließlich des Staates (!) und Zu¬ 
sammenschluß der einzelnen nach ihren wirtschaftlichen und ge¬ 
sellschaftlichen Interessen, soweit sie diesi für richtig halten, 
unter Bedingungen, die sie selbst bestimmen“, zu erreichen ver¬ 
meint. 
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H. FRANKE (Leutnant zur See): 

Die Zukunft der Marine. 

W AS wird aus der Marine? Zwei Fragen sind zu lösen. Die 
eine beißt: Wie ist der aus Anlaß des 13. März entstandene 
Konflikt zwischen Offizieren und Unteroffizieren zu be¬ 
seitigen? Die zweite: Wie soll die künftige Marine aussehen ? 

Bei der ersten Frage ergeben sich folgende Tatsachen. Die Ge¬ 
samtheit der Marineoffiziere ist tatsächlich, wie die bisherige ge¬ 
richtliche und parlamentarische Untersuchung erg^b, am Kapp- 
Putsch nicht beteiligt gewesen. Einzelne Offiziere sind tatsächlich 
daran beteiligt gewesen. Die Gesamtheit der Offiziere faßt die 
Dienstenthebung bzw. Verhaftung als Willkürakt auf. Tiefere 
Gründe hierfür sieht man in dem Existenz- und Wirtschaftskampf 
der Deck- und Unteroffiziere gegen die Offiziere. Man wirft von 
dieser Seite den Deck- und Unteroffizieren vor, sich bei dieser 
Gelegenheit in die Offizierstellen hineinsetzen zu wollen. Anderer¬ 
seits sind die Deck- und Unteroffiziere davon überzeugt, daß für ihr 
damaliges Handeln nur der Schutz der Republik maßgebend war. 
Sie lehnen es ab, als Meuterer zu gelten. 

11 Zwei Gegensätze und zwei Gegner, wie sie schärfer sphwer zu 
denken sind. 

Was Soll geschehen? Beiden, Offizieren wie Deckoffizieren, liegt 
die Marine als solche am Herzen, beide glauben, daß es ohne 
einen von beiden nicht geht. Sollte es da keine Brücke geben? 

Nur guter Wille und sie ist da! Der unter dem Unterstaats¬ 
sekretär Stock im Reichswehrministerium tagende Untersuchungs¬ 
ausschuß kann in einer Frist, die sich auf Tage erstreckt, die 
Offiziere namhaft machen, welche kompromittiert sind, d. h. wo 
das gegen sie vorliegende Material sie mit den Strafgesetzen in 
Konflikt bringt. Diese Offiziere bleiben weiterhin beurlaubt, 
während die Untersuchung fortgesetzt wird. Die nicht auf diese 
Weise kompromittierten Offiziere stehen dem Reichswehrminister 
zur Neuorganisation einer verfassungstreuen Reichsmarine zur Ver¬ 
fügung. Eine derartige Klärung muß auf jeden Fall in kürzester 
Frist erfolgen, ehe die beiderseitige Verhetzung zum Schaden des 
ganzen immer größer wächst und eine Verständigung ausgeschlos¬ 
sen wird. Während so einerseits die kompromittierten Offiziere an 
dem Neuaufbau der Marine nicht teilnehmen dürfen, so wären 
der Gerechtigkeit halber auch die auszumerzen, welche etwa tat¬ 
sächlich aus persönlichen Gründen gehandelt haben sollten. Die 
ebenfalls zunächst nur oberflächliche Untersuchung wird sich also 
auch auf die Deck- und Unteroffiziere erstrecken müssen, denen 
man einen solchen Vorwurf machen zu können glaubt. Ergibt 
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sich tatsächlich schwer belastendes Material, so wären sie genau 
wie die Offiziere bis zum Abschluß zu beurlauben. 

Ist so das Feld frei, für die, welche wirklich mit Erfolg ge¬ 
meinsam Positives schaffen können, so geht es an die Lösung der 
zweiten Frage, nämlich den Neubau der Marine. 

Brauchen wir überhaupt eine Marine? Hat unser in katastro¬ 
phaler Geldnot befindliches Land noch Geld für eine Marine? 
Haben wir noch Schiffe, mit denen wir Deutschland im Ausland 
zeigen können? Diese Fragen müssen zunächst verneint werden. 
Dennoch: Ein aufblühendes Deutschland kann auf die Dauer nicht 
auf eine Flotte verzichten, wenn es Außenhandel treibt. Darum 
muß der Gedanke, eine Flotte später zu besitzen, wenn sie auch 
noch so klein ist, im Auge behalten werden. Für den Augenblick 
nützen uns die veralteten Reste der Flotte nicht das Geringste. 
Das Geld, und die Arbeit, die da hineingesteckt werden, sind 
totes Kapital. ’ 

Deshalb muß eine Lösung gefunden werden, welche für die 
Zukunft erfolgversprechend ist und sich auf den tatsächlichen 
Verhältnissen aufbaut. 

Die Deck- und Fachunteroffiziere, die Steuerleute, Feuerwerker, 
Stückmeister, Artilleriemechaniker sind in zwanzigjähriger Dienst¬ 
zeit herangewachsen zu hervorragenden Kennern des Materials der 
Flotte, wie sie 1914 existierte. Ihre Lebensarbeit war verwachsen 
mit den Großkampfschiffen, Kreuzern und Torpedobooten, mit der 
Artillerie und der Torpedowaffe. Ihr Wirkungsfeld ist nicht mehr 
vorhanden. Das technische Personal, Maschinisten und Elektriker, 
können nicht mehr in dem Gebiet arbeiten, in dem sie zwanzig 
Jahre tätig waren. Man mußte diesen langgedienten Deck- und 
Unteroffizieren neue Aufgaben geben. Weil es an Schiffen fehlte, 
wurden Marinelandformationen gegründet. Wer beispielsweise bei 
diesen — ich nenne die Küstenwehrregimenter — die Verhältnisse 
kennt, muß sich immer wieder fragen, wie man es den Maschinisten, 
Steuerleuten, Stückmeistern zumuten konnte, in einem ganz fremden 
Wirkungsfeld als Führer aufzutreten. Was sollte der Maschinist 
von Maschinengewehren verstehen oder vom Infanteriedienst? Sollte 
etwa der Stückmeister Feldgeschütze kennen? Sollten die Deck- 
offizierc mit Pferden Bescheid wissen? 

In einer derartigen Marine kann sich der langgediente mit den 
Bordverhältnissen verwachsene Deck- und Unteroffizier nicht wohl 
fühlen. Eine besondere Berufsfreudigkeit kann man von ihm nicht 
verlangen. Darum ist die Marine, wie sie jetzt besteht, ein Unding. 
Nachfolgender Vorschlag sei zur Diskussion gestellt. 

Die Deck- und Unteroffiziere, die als bewährt verfassungstreu 
besonderes Anrecht darauf haben, von der Republik versorgt zu 
werden und die auszunutzen wiederum eine Notwendigkeit für den 
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Staat ist, werden der Norddeutschen Sicherheitspolizei zugeführt. 
Eine solche großzügige Aktion wird zur Zeit dadurch erleichtert, 
daß die Sicherheitspolizei zur Zeit nach demokratischen Richtlinien 
umorganisiert wird. Die Deck- und Unteroffiziere werden nach 
sachgemäßer gründlicher Ausbildung eine besonders gute Stütze 
der Verfassung sein. 

Die zur Zeit besetzten Schiffe, die keinen Nutzen bringen, werden 
abgerüstet und die unmöglichen Marinelandformationen werden 
aufgelöst. Da das Personal jedoch Anrecht darauf hat, daß es von 
der Republik nicht auf die Straße gesetzt wird, wird es seinen 
Wünschen gemäß der Reichswehr zugeführt, die .schließlich auch 
die wenigen Küstenbefestigungen mit übernehmen kann. Anderer, 
seits kann man auch die verfassungstreuen Offiziere nicht davon¬ 
jagen. Sie werden, wenn sie es wünschen, von der Reichswehr 
übernommen. 

Deutschlands wirtschaftliches Wiederaufleben wird, wie gesagt, 
später eine kleine Marine benötigen. Der Grundstock zu einer 
solchen ist auf demokratischer Grundlage schon jetzt zu legen. 
Zwei Schulschiffe, geführt von ausgesuchten Offizieren und mit 
ausgesuchten Deck- und Unteroffizieren besetzt, sollen in einem 
kleinen Hafen liegen, wo Führer und Geführte unbeeinflußt von 
den hin- und herzerrenden Zeitereignissen den Grundstock zu 
einer neuen Marine schaffen sollen. Die Entpolitisierung wird eine 
vollkommene sein. Offiziere und Mannschaften wählen nicht und 
gehören beide keinen Vereinigungen an, beispielsweise dem deut¬ 
schen Offizierbund und ähnlichen. Die vollendete Demokratie soll 
es ermöglichen, daß jeder der jung eingestellten Leute, je nach 
Eignung und Maßgabe freier Posten, zu den höchsten Führerstellen 
der neuen Marine gelangen kann. Die Auswahl der zu Offizieren 
Geeigneten findet nach bestimmten Grundsätzen statt. Nach dem 
eigentlich militärischen Dienst ist die Weiterbildung des einzelnen 
in besonderen Klassen, je nach Vorkenntnissen, aufs energischste 
zu betreiben. Der Tag wird mit langer ernster Arbeit ausgefüllt 
sein und Sport und Gartenbau werden an Land für Abwechslung 
sorgen. Die Abendbeschäftigung ist musikalische oder literarische 
Unterhaltung und Weiterbildung. Die Organisation der Zentral¬ 
behörde, der Werften und technischen Kommissionen wird dem¬ 
entsprechend neu geregelt. 

Ich bin überzeugt, daß sich auf dieser Grundlage eine neue 
Marine aufbauen lassen wird. Voraussetzung ist, daß überall guter 
Wille vorhanden ist. Die besten Offiziere und Unteroffiziere wer¬ 
den diesem demokratischen Aufbau einer neuen Marine wohl gern 
ihre Kräfte leihen. 
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FRITZ RASTÄTTER: 

Freie Heilkunde. 

D AS Bürgertum, in der hoffnungslosen Erkenntnis seiner Un¬ 
fähigkeit zu einer zusammenfassenden Aktion, imitiert und 
karikiert den Kampf des Proletariats um seine Klassen rechte 
durch einen Kampf um Standesvorrechte. Mag auch die Zer¬ 
splitterung in der Arbeiterschaft als Folge taktischer Erwägungen 
nach außen hin das gemeinsame Ziel verschleiern, in Wirklichkeit 
handelt es sich, um ein Wollen. Das Bürgertum aber, noch nie 
unter einen Hut gebracht und auch in Zukunft außerstande, selbst 
unter dem Druck allgemeiner Gefahr eins zu werden, kämpft, 
bar jedes großen Endzieles, unter sich um Plätze an der Tafel eines 
sinkenden Schiffes. 

Wie jede Bewegung, der der Motor geschichtlicher Notwendig¬ 
keitsmoral fehlt, Behilft sich auch das Ringen der Bourgeoisie um 
einen Vorzugsplatz an der Futterkrippe mit einer Phraseologie, 
deren innere Wahrhaftigkeit im umgekehrten Verhältnis zum Qua¬ 
drat ihrer Großmäuligkeit steht. Der Arbeiter sagt, was er will: 
sein Recht. Das Bürgertum aber maskiert seine krampfhaften 
Bestrebungen an Extrawürstchen mit der hinausposaunten Sorge 
um ein angebliches allgemeines, öffentliches Interesse. Mehr als 
je ist darum heute Vorsicht am Platze, wenn man sich mit Forde¬ 
rungen bürgerlicher Standeszusammenschließungen auseinanderzu¬ 
setzen genötigt ist. 

Die Tatsache, daß die unterschiedlichen Kurven, in denen der 
Statistiker den Stand und die Aussichten volksgesundheitlicher 
Fragen ausdrückt und beurteilt, sich beängstigende Sprünge leistet, 
wurde sofort als willkommener Anlaß gepackt, um einer Berufs¬ 
kategorie, die trotz aller öffentlichen Lobpreisungen bei der großen 
Masse unheimlich an Kredit verloren hat, mit Gewalt auf die 
wacklig gewordenen Beine zu helfen. Unterernährung unter dem 
Zwange der Kriegsverhältnisse, Wohnungsnot als Folge der Ver¬ 
nichtung unwiderbringlicher Materialien und Arbeitskräfte, psychi¬ 
sche Beeinflussungen aller Art, haben bei uns Konstitutionskrank¬ 
heiten wie Tuberkulose, Skrofulöse, Rachitis, Lues mit allen ihren 
Begleit- und Nacherscheimungen einen Umfang annehmen lassen, 
daß zweifellos jeder die Notwendigkeit eines energischen Kampfes 
gegen diese Schädigungen, deren verheerende Wirkungen erst in 
den kommenden Generationen voll zum Ausdruck gelangen werden, 
einsehen muß. Aber während der Unbefangene fordern wird, 
daß den Uebeln ursächlich zu Leibe gegangen werde, fordern 
die interessierten Vertreter eines der einschlägigen Berufe, die 
Aerzte, Maßnahmen, die wohl symptomatisch an dem großen 
Malheur herumkurieren können, im wesentlichen aber nur Wasser 
auf die nahrhaften Mühlen dieses einen Standes leiten sollen. 
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Jahrzehntelang hat die Masse der Aerzteschaft sich gegen 
jeden Umbau im Hause mit Händen und Füßen gesträubt. Kirchner, 
besessen von Althoffs bösem Geist, erwürgte schlau und gewalt¬ 
tätig jede Regung, die im Verdacht freiheitlicher Endziele stand. 
Und das Gros der Asklepiaden, hin und wieder vielleicht unter 
einem bureaukratischen Huftritt seufzend, war’s im großen und 
ganzen zufrieden. Klein, aber mein. Lieber bevormundet im sichern 
Nest, umzirkt vom Stacheldraht drakonischer Bestimmungen, die 
den Kranken dem staatlich Approbierten auf Gnade und Ungnade 
auslieferten, als im freien Wettbewerb den gefürchteten Tanz 
des Rhodiers zu exekutieren. 

Da wurde das schöne, dekorative Wort von der Freien Bahn 
für den Tüchtigen ein Griff ins Wespennest. Die bequeme Ochsen¬ 
tour der akademischen Berufe, der sichere Pferch europäisch¬ 
chinesischen Literatentums geriet in Gefahr. Was sollte aus dem 
gemächlichen Dasein der Bonzen werden, wenn neue Männer 
mit neuen Ideen das Aber der Oeffentlichkeit in Anspruch nahmen 
und Schäden aufdeckten, die die Innung blamierten und in der 
Folge das Geschäft veidarben? Es war schon schlimm genug, daß 
würdige Männer, denen Vaters Geldbeutel die Absolvierung etlicher 
Studienjahre mit anschließenden Examenssymbolismen gestattet 
hatte, sich mit einer Konkurrenz wie die der sogenannten Kur¬ 
pfuscher herumschlagen mußten, mit Leuten, die, ohne das repu- 
tierliche Firmenschild gestempelter Papiere, nichts aufzuweisen 
hatten als — leider unleugbare — Erfolge praktischen Handelns 
am kranken Menschen. Schändlich, daß der alte Obrigkeitsstaat den 
guten Willen der ihn unbedingt Erhaltenden nicht einmal soweit 
poussierte, unbequeme Lehrmeinungen mit Gewalt zu unterdrücken ! 
Man half sich, so gut man konnte. Als die von Laien inaugurierten 
Erfolge in der Suggestivtherapie, der Hydrotherapie, der Ortho¬ 
pädie gefährlich zu werden begannen, schluckte die offizielle 
Wissenschaft (diese neue „Kirche" mit dem obligaten großen 
Magen) die neuen Disziplinen, nahm sie in ihren Lehrplan auf, 
legitimierte die neuen Kinder sozusagen, und das Dekorum war 
gerettet. Das ging alles noch, denn die neuen Dinge waren assimi¬ 
lierbar, sie konnten in das System eingepaßt werden. Nicht aber 
ging das mit der Homöopathie und der Naturheilbewegung. So 
beschränkte man sich, diese beiden teils totzuschweigen, teils zu 
verhöhnen, die Studierenden, denen gegenüber man ja das „Diszipli- 
narmittel" des Staatsexamens in der Hand hatte, hermetisch da¬ 
gegen abzuschließen und damit die unbequemen Erscheinungen 
a la Vogel Strauß nicht vorhanden zu machen. Wenn Kampf ums 
Dasein auch in seinen gemeinsten Formen moralisch ist, muß man 
der schulgerechten Medizin ohne weiteres ethische Beweggründe 
bnputieren. Denn in dem Augenblick, da Homöopathie und Natur¬ 
beilbewegung öffentliche Anerkennung und Gleichberechtigung mit 
der bisher herrschenden Richtung erlangen, ist die Blamage für 
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die: Schulmedizin fertig. Wie wert oder wie nahe dieser Zeitpunkt 
herangerückt ist, welche Mittel das offizielle Bonzentum anwendet, 
um die unbequemen Lehrmeinungen unter den Kollegen durch die 
willkürlichen Fehmsprüche gesetzloser Standesstandgerichte zxt 
knebeln oder unapprobierten Heilkundigen Prozesse an den Hals 
zu hängen, bei denen die interessierten Kreise zu gleicher Zeit 
und in einer Person Ankläger, Zeugen und Gutachter sind, ist 
hinlänglich bekannt. Die päpstliche Unfehlbarkeit der bestallten 
Hüter der alleinseligmachenden Wissenschaft hat dieser Zeit ein 
Gepräge aufgedrückt, das einem klugen Mann wie dem alten 
Schweninger das Wort von den „Flegeljahren des Adeptentums“ 
in die Feder diktierte. 

Alles hat (nach Salomo) seine Zeit. Auch die Diktatur. Am 
sichersten die Diktatur auf geistigem Gebiete. Das wissen sogar 
die Diktatoren selber. Und um die Gefahr abzuwenden, geben sie 
scheinbar nach: sie wollen „reformieren“. Es ist interessant und 
für den Wissenden belustigend, zu sehen, mit welch prononziertem 
Eifer jetzt von denen auf Reformen gedrungen wird, die vorher in 
jedem Abänderungsvorschlag glatten Hochverrat sahen. Eine 
Explosion von (scheinbarer) Reformwut versprengte Dutzende von 
Vorschlägen auf dem Markt des öffentlichen Meinungsaustausches. 
Theaterblitze. Keine Feuergefahr. Des Pudels Zeichnung: Sorge 
ums Wohl der Gesamtheit. Des Pudels Kern: Festigung der Macht 
der Kaste, Erhöhung der Mauer, die nur dem mit Gold Beladenen 
(bisweilen zu ergänzen: Esel) gestattet, ins Heiligtum zu ge¬ 
langen und die Weihen zu empfangen. 

Die Reform Vorschläge auf dem Gebiet des öffentlichen Gesund¬ 
heitswesens im allgemeinen und zum zukünftigen Studiengang des 
werdenden Arztes im besonderen bewegen sich, soweit sie von 
ärztlicher Seite ausgehen, alle in der einen Richtung, den endlich 
mündig gewordenen Staatsbürger, so er das Pech hat, krank zu 
werden, unentrinnbar einem medizinischen Militarismus in die 
Fänge zu treiben, und weiterhin zugleich durch Verteuerung und 
Verlängerung des medizinischen Studiums dem Unbemittelten, also 
nicht in „erwünschten“ Anschauungen groß Gewordenen die Mög¬ 
lichkeit zu nehmen, die Kosten des Studiums aufzubringen und dann 
als Wolf im Schafstall dem Korpsgeist Mißhelligkeiten zu ver¬ 
ursachen. 

Dieser aus geldlichen Gründen automatisch eintretende Aus¬ 
schluß Minderbemittelter muß natürlich eine Exklusivität groß¬ 
ziehen, die nach der ganzen Natur der Sache sich nur in reak¬ 
tionärem Sinne äußern kann. In den Schichten also, aus denen (nach 
einer nebelhaften Hoffnung) geistige Führer hervorgehen sollten, 
wird eine Gesinnung in Reinkultur gezüchtet, die nicht nur lästig 
für den allgemeinen Frieden, sondern direkt gefährlich für den 
Bestand der Republik ist. 
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Diese Entwicklung ist gerade in bezug auf die künftigen Aerzte 
von verhängnisvoller Bedeutung. Kein geistiger Arbeiter kommt 
beruflich so nahe an die innerste Menschlichkeit seiner Mitmenschen 
heran, wie der Arzt. Kein akademischer Stand ist berufen — oder 
genauer: könnte berufen sein — das Bewußtsein der Zusammen¬ 
gehörigkeit aller Staatsbürger so lebendig zu gestalten und zu 
erhalten, wie der des Arztes. Statt dessen aber klafft die Kluft 
tiefer und tiefer. Und da auch aus anderen Gründen das Vertrauen 
zum Aerztestand als einer Institution immer mehr gesunken ist 
(das sicherste Barometer hierfür ist das Hochschnellen der Zahl 
vielbeschäftigter Laienpraktiker, die der Zunftgerechte mit betontem 
Degout als Kurpfuscher bezeichnet), bekommt man’s mit der Angst 
zu tun, möchte die Standesprivilegien retten und versucht, durch 
die Gesetzgebung sich „ein’ feste Burg“ zu bauen. Ausgehend 
von dem Axiom, daß die Wissenschaft von heute auch die Wissen¬ 
schaft von morgen und übermorgen sein wird, will man dekretieren 
lassen, daß Kranke sich nur von bestimmten Leuten mit bestimmten 
Methoden sollen kurieren lassen dürfen. Und diese Fiktion, daß 
die heutigen Anschauungen der Heilwissenschaft Ewigkeitswert 
behalten werden, soll legitimiert werden trotz dem Widerspruch 
solcher, die als Fachleute auf einem andern Standpunkt stehen, 
und trotz dem Widerspruch von Millionen und Abermillionen, 
die mit dem grundlegenden aller Menschenrechte dagegen pro¬ 
testieren. ihr ganzes Ich (u. U. mit polizeilicher Brachialgewalt) 
einer Berufskategorie ausliefern zu müssen, deren Erfolge schon 
durch die oft unangenehm lebhaften Kontroversen im eigenen 
Lager in erschreckender Fülle als höchst zweifelhaft sich ausweisen. 

Dem Drude der Forderungen aus den Reihen des Proletariats 
ist es gelungen, durchzusetzen, daß das Monopol der Juristen im 
Verwaltengswesen aufgehoben wird. Die Ausmerzung der Elemente 
unter der Lehrerschaft der deutschen Mittel- und Hochschulen, die 
zugunsten einer bürgerlichen Klassenherrschaft in reaktionärem 
Sinn ihr Amt mißbrauchen, ist jetzt prinzipiell auch möglich (und 
sie könnte schon Tat geworden sein, wenn das Ministerium für 
Kunst, Wissenschaft und Volksbildung im Handeln so groß wäre, 
wie sein Firmenschild lang ist). Die Stabilierung einer einseitig 
orientierten ärztlichen Klassenherrschaft aber, deren Stärke nur 
in der eroterischen Doktrin und der Unverfrorenheit ihrer An¬ 
hänger besteht, findet keinen Widerspruch. Die Kirche des Mittel¬ 
alters herrschte über die Welt vermöge ihrer Macht über die 
Seelen. Die Herrschaft des Kapitalismus findet ihre Begründung in 
ihrer Gewalt über die Produktionsmittel. Ebenso gefährlich wäre 
es, einer Berufsclique mit kraß bürgerlich-kapitalistischer Menta¬ 
lität den physischen Körper des Volkes auszuliefem. Zu viel wird 
gerade auf diesem Gebiete hinter den Kulissen geschoben. Hier gilt 
es, Sorge zu tragen, daß die scharfe Kritik, die seit Jahrzehnten in 
immer größerem Umfang an dem Unfug der nun allmählich petri- 
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fakten, lichtscheuen Schulmedizin mit vollem Recht geübt wird, 
nicht papieme Entrüstung bleibt, sondern daß die Befreiung von 
der Bevormundung durch einen privilegierten Stand endlich' unter 
Kontrolle der breitesten Öeffentlichkeit zur Wirklichkeit wird. 
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Oberlehrer Df. ERICH WITTE: * 

Warum wählen die Beamten sozialistisch? 

► 

U NTER den furchtbaren Zuständen unsers Vaterlands 
leiden ohne Zweifel diejenigen Bevölkemngsschichten am 
meisten, welche auf ein bestimmtes Einkommen angewiesen 
sind; zu ihnen gehören auch die Beamten! Denn, was nützen alle 
Gehaltserhöhungen, Teurungs- und Kriegszulagen, wenn diese hin¬ 
ter der Steigerung der Preise weit Zurückbleiben. Man kann sagen: 
Die Zulagen der Beamten steigen in arithmetischer Reihe (1, 2, 
3, 4, 5 usw.), die Preise aber in geometrischer (1, 2, 4, 8, 
16 usw.). 

Bevor wir über 'die Verhältnisse der Sozialdemokratie zu den 
Beamten sprechen, müssen wir daher die Frage aufwerfen, wer 
schuld an dem Weltkriege ist, der die Ursache dieser für Beamte 
besonders drückenden Teurung geworden ist. Die Antwort lautet: 
Die kaiserliche Regierung und diejenigen Parteien, die die äußere 
Politik dieser unterstützt haben. Ich möchte vor allen Dingen 
die drei großen politischen Fehler anführen: 

1. Die Marokkopolitik: Diese hat die Revancheidee, die fast 
schon eingeschl^fen war, zu neuem Leben geweckt. 

2. Die Flottenpolitik: Sie hat uns die Feindschaft Englands 
zugezogen, welches glaubte, wenn auch mit Unrecht glaubte, die 
Flotte diene dem Zwecke, das britische Reich anzugreifen. 

3. Die Balkanpolitik: Diese unterstützte im Jahre 1908 Oester¬ 
reich-Ungarn, welches durch die Annexion von Bosnien und der 
Herzegowina den Unwillen der ganzen Kulturwelt auf sich lud,, 
den Panslawismus und die seibische Irredenta zu hellen Flammen, 
entfachte. 

Diese ganz falsche Politik ist aber stets von der Sozialdemo¬ 
kratie bekämpft worden. Sie ist auch die einzige Partei, welche dies 
stets getan hat, demnach an dem Kriege und der dadurch hervor¬ 
gerufenen Teurung, die so viele Beamte wirtschaftlich zugrunde 
richtet, vollständig unschuldig ist. Während an der Entstehung 
des Kriegs, d. h. an der äußern Politik vom Jahre 1890 bis 1913 
die kaiserliche Regierung und die bürgerlichen Parteien schuld 
sind, fallen die vielen Fehler, die beim Ausbruch, also im Juli 
und Anfang August 1914 ^eg^ngen worden sind,, einzig und 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 






256 


Warum wählen die Beamten sozialistisch? 


allein der kaiserlichen Regierung zur Last. Denn Vertreter des 
Reichstags sind hierbei nicht zu Rate gezogen worden. 

Um so schuldiger sind aber die bürgerlichen Parteien an der 
langen Dauer des Kriegs. Denn bis zur Reichstagsresolutioii 
im Juli 1917 sind alle bürgerlichen Parteien für Annexionen 
eingetreten, auch das Zentnun und die Fortschrittliche Volks- 
partei. Noch am 15. Mai 1917, also zwei Monate vor der Friedens¬ 
resolution, erklärt^ der Abgeordnete Spahn im Auftrag der Na¬ 
tionalliberalen Partei, des Zentrums und der Fortschrittlichen 
Volkspartei über die Kriegsziele: „Es genügt, wenn die Reichs¬ 
leitung erklärt, daß sie weder uferlose Eroberungspläne verfolge, 
noch sich auf den Gedanken eines Friedens ohne Annexionen 
und Entschädigungen festlegt.“ 

Wir haben also nachgewiesen, daß die durch den Krieg hervor- 
gerufenc wirtschaftliche Notlage der Beamten durch die alte Re¬ 
gierung und die bürgerlichen Parteien bedingt ist, welche ihre 
äußere Politik unterstützt haben. Die Sozialdemokratie hat da¬ 
gegen ihr Möglichstes getan, um die wirtschaftliche Notlage der 
Beamten zu lindem. Als sie im November 1918 die Regierung 
übernahm, hat sie verfügt, daß den Beamten eine Entschädigungs¬ 
summe in der ihnen eben zugestandenen Höhe noch einmal ge¬ 
währt würde. 

Es ist natürlich nicht möglich, hier alle Anträge zu besprechen, 
die die Sozialdemokratie in den einzelnen Parlamenten und in 
den Stadtverordnetenversammlungen gestellt hat, um den not- 
leidenden Beamten zu helfen. Dazu würde ein ganzer Band nicht 
ausreichen. Jedoch will ich mich nun mit der Hauptforderung 
der Sozialdemokratie, der der Vergesellschaftung der Produk¬ 
tionsmittel beschäftigen. Die Partei steht auf dem Standpunkt, daß 
es eine große Ungerechtigkeit ist, daß der Unternehmer, möge 
er nun Großgrundbesitzer, Fabrikbesitzer oder Großkaufmann sein, 
einen so gewaltigen Verdienst hat, der Arbeiter aber nur den 
Lohn erhält, den er unbedingt zum Lebensunterhalt gebraucht. Die 
Sozialdemokratie vertritt daher die Ansicht, daß ein großer Teil 
der Profite des Unternehmers vorenthaltener Lohn ist, und for¬ 
dert, daß die Produktionsmittel in den Besitz der Gesellschaft 
selbst übergehen. In dem Erfurter Programm heißt es: „Nur 
die Verwandlung des kapitalistischen Privateigentums an Produk¬ 
tionsmitteln — Grund und Boden, Gruben und Bergwerke, Roh¬ 
stoffe, Werkzeuge, Maschinen, Verkehrsmittel — in gesellschaft¬ 
liches Eigentum, und die Umwandlung der Warenproduktion in 
eine sozialistische, für und durch die Gesellschaft betriebene Pro¬ 
duktion kann es bewirken, daß der Großbetrieb und die stets 
wachsende Ertragsfähigkeit der gesellschaftlichen Arbeit für die 
bisher ausgebeuteten Klassen aus einer Quelle des Elends und 
de» Unterdrückung zu einer der höchsten Wohlfahrt und all¬ 
seitiger harmonischer Vervollkommnung werde.“ 
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Nun richte ich an di« Beamten, von Henen mehr als 95 Prozent 
«in verhältnismäßig kleines Einkommen haben und ohne Ver¬ 
mögen sind, die Frage, welches Interesse sie daran haben, wenn 
sich das Kapital in den Händen weniger Großunternehmer anhäuft? 
Wird nicht dadurch der Beamte zum Lohnsklaven? Liegt es nicht 
vielmehr im Interesse der Beamten, wenn die Produktionsmittel 
in der« Besitz der Gesellschaft übergehen und dadurch eine Aus¬ 
saugung der Masse durch einige wenige verhindert wird? 

Die Revolution können die Beamten insofern mit Jubel be¬ 
grüßen, als sie min ebenso wie die andern Bürger das Recht 
haben, sich außeramtlich politisch zu betätigen. Dies war ihnen 
bisher von der alten Regierung versagt worden. Streng wachte 
diese darüber, daß kein Beamter Aeußerungen tat, die ihn in den 
Verdacht brachten, Sozialdemokrat zu sein, obwohl in andern 
Ländern schon längst Vertreter dieser Partei Minister waren. 

Die Beschränkung der politischen Rechte der Beamten ging 
aber noch weiter. Auch bei den bürgerlichen Parteien waren 
die Beamten nidit sicher, daß die Regierung nicht gegen sie 
vorging, wenn sie ihr irgendwelche Schwierigkeiten machten. So 
sagte der Minister des Innern von Dallwitz am 14. Januar 1911: 
„Ich halte ein persönliches agitatorisches Hervortreten in der 
Oeffentlichkeit zu parteipolitischen Zwecken, gleichviel, ob es für 
konservative oder liberale Zwecke ist, für unschicklich.“ Er fügte 
dann hinzu, daß ein Beamter zwar seine politische Gesinnung 
innerhalb einer Partei betätigen könne, machte aber den wich¬ 
tigen Zusatz: „Sofern er den Takt und die Zurückhaltung bewahrt, 
die ihm 9 ein Amt, die Rüdesicht auf seine Untergebenen, seine 
Vorgesetzte Behörde und Andersdenkende auferlegen.“ Man sieht, 
wie diplomatisch er sich äußerte, und wie er sich da eine Hinter¬ 
tür offen läßt, um gegen Beamte vorzugehen, deren Opposition 
ihm unbequem war. 

Das Unerhörteste war es doch, daß im Jahre 1909 Lehrer, die 
in Kattowitz bei den Stadtverordnetenwahlen für einen polnischen 
Kandidaten gestimmt hatten, zur Strafe versetzt wurden. Das 
war die politische Wahlfreiheit der Beamten unter der alten Re¬ 
gierung. Damit wurden die Polen zu Bürgern zweiter Klasse 
gemacht, für die bei der Wahl einzutreten ein Vergehen war, 
das unbedingt bestraft werden mußte. Die Früchte dieser Polen¬ 
beamtenpolitik zeigten sich auch im Weltkriege. 

In dieser Beschränkung der Freiheit der äußerlichen politischen 
Betätigung der Beamten wurde die Regierung von den meisten 
bürgerlichen Parteien unterstützt. So verlangt zwar Just in einer 
von dem national liberalen Reichsverlag herausgegebenen Schrift 
(„Die nationaten Parteien und die Beamten“, 1914, Seite 4) 
Freiheit der politischen Betätigung für Beamte, macht aber zwei 
wesentliche Einschränkungen: „Eine solche Betätigung kann nur 
auf dem Boden der staatserhaltehden Parteien stattfinden, weil 
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eine tätige Förderung der 'Ziele der antimonarchischen Parteien, 
insbesondre der internationalen Sozialdemokratie, mit dem Wesen 
unsers auf monarchischer und nationaler Grundlage ruhenden Be¬ 
amtentums unvereinbar ist.“ Dann erklärt er, daß eine Be- 
schränkung der grundsätzlichen Betätigungsfreiheit auf politischem 
Gebiet pur insoweit anerkannt werden könne, „als den Beamten 
aus dem Wesen des Beamtenverhältnisses heraus! oder unter dem 
Gesichtswinkel des Beamtentums Takt und Zurückhaltung auf¬ 
erlegt ist“. Das heißt mit andern Worten: Die Beamten sind, 
in ihrer politischen Betätigung nicht frei. . Denn von jenen beiden 
Gesichtspunkten aus kann jede politische Handlung oder Aeußerung 
als unvereinbar mit dem Beamten Verhältnis hingestellt werden. 
Man kennt die Interpretationskunst der Behörden und Gerichte. 

Durch alle diese Verfügungen, Ministerreden und Interpreta¬ 
tionen hat die Sozialdemokratie im November 1918 einen dicken 
Strich gemacht. 'Deshalb geht auch von diesem Gesichtspunkt 
an die Beamten die Mahnung, sich der Sozialdemokratie anzu¬ 
schließen und für sie zu stimmen. 

Das Recht der Beamten auf außeramtliche politische Tätigkeit, 
sofern diese sich im gesetzlichen Rahmen hält, ist indes nicht 
das einzige, das die Beamten der Sozialdemokratie verdanken. 
So ist das passive Gemeindewahlrecht allen Beamten verliehen 
worden, die es bisher nicht hatten. Nach § 17 der Städteordnung 
konnten nicht Stadtverordnete sein: 1. Diejenigen Beamten und 
die Mitglieder derjenigen Behörden, durdi welche die Aufsicht 
des Staats über die Städte ausgeübt wird. 2. Die besoldeten Ge¬ 
meindebeamten. 3. Die Geistlichen, Kirchendiener, Elementarlehrer. 
4. Die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die technischen 
Mitglieder der Handels-, Gewerbe- und ähnlichen Gerichte nicht 
zu zählen waren. 5. Die Beamten der Staatsanwaltschaft. 6. Die 
Polizeibeamten. Alle diese Beamten konnten auch nicht Mit¬ 
glieder des Magistrats werden; dasselbe galt von allen Lehrern 
an öffentlichen Lehranstalten, also nicht nur von den Elementar¬ 
lehrern. Diese geringeren Rechte so vieler Beamten wurden durch 
die Verordnung beseitigt: „Aufgehoben werden alle Vorschriften* 
wonach „bestimmte Beamtengruppen von der Wahl zum Gemeinde¬ 
vorstand oder zur Gemeindevertretung ausgeschlossen sind.“ Da 
auch außerdem die Bestimmung der Städteordnung beseitigt wor¬ 
den ist, wonach die Hälfte der Stadtverordneten aus Hausbesitzern 
bestehen muß, von den Beamten aber nur wenige Hausbesitzer sind, 
ist auch dadurch für die Beamten die Aussicht, gewählt zu werden, 
größer geworden. 

Sodann ein weiteres Verdienst der Sozialdemokratie um die Be¬ 
amten: Seit langem war es der Wunsch der städtischen Be¬ 
amten, bei der Wahl ihres Wohnsitzes nicht auf den Ort beschränkt 
zu sein, an dem sie angestellt oder beschäftigt waren. Besonders, 
wichtig war dies für Berliner Beamte, von denen viele nicht gern 
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*Jn Berlin mit seinen Mietskasernen und seiner schlechten Luft 
wohnen. Bevor die Sozialdemokraten in den Berliner Stadtverord¬ 
netenversammlungen die Mehrheit hatten, hatten sie den Antrag 
-auf Aufhebung dieser Residenzpflicht mehrfach eingebracht, er 
war aber immer von der bürgerlichen Mehrheit abgelehnt worden. 
Die gesetzliche Grundlage für diese Verpflichtung der Beamten 
lag in dem allgemeinen Landrecht, in dem es beißt: „Kein Be¬ 
amter darf cjen zur Ausübung seines Amtes ihm angewiesenen 
Wohnort ohne Vorwissen oder Genehmigung seiner Vorgesetzten, 
verlassen.“ Die damaligen Verhältnisse waren aber ganz anders. 
Wie der Stadtverordnete Herrmann in der Berliner Stadtverord¬ 
netenversammlung am 17. April 1919 bei der Begründung des 
Antrags auf Aufhebung der Residenzpflicht mit Recht sagte, gab 
es damals, nämlich im Jahre 1794, weder Eisenbahnen, noch 
Straßenbahnen, weder den Telegraphen noch den Fernsprecher. 
Auch waren Millionenstädte, die mit ihren zahlreichen Vororten 
einheitliche Wirtschafts- und Verkehrsgebiete bilden, damals nicht 
vorhanden. Er wies nach, daß erst mit dem Beginn des 20. Jahr¬ 
hunderts auf Drängen der fjausbesitzer die Beamten gezwungen 
wurden, in Berlin zu wohnen. Die Freisinnigen haben zwar immer 
behauptet, daß sie nicht im Interesse der Hausbesitzer gehandelt 
hätten, sondern nur von dem Wunsche geleitet wären, auf die 
ehrenamtliche Tätigkeit von Tausenden von städtischen Beamten 
im Interesse der Stadt nicht verzichten zu wollen. Jedenfalls ist 
es Tatsache, daß die Sozialdemokraten, sofort, nachdem sie die 
Mehrheit in der Berliner Stadtverordnetenversammlung erlangt 
Jiatten, den Antrag auf Aufhebung dieser Residenzpflicht ein¬ 
brachten, der dann auch angenommen wurde, auch von den 
Bürgerlichen, und dem der Magistrat zustimmte. Aehnlich wie 
Berlin verfuhren dann andre Vororte. Es ist also hier das 
Verdienst der Sozialdemokratie, die Beseitigung dieses Ausnahme¬ 
zustandes für Lehrer und Beamte erwirkt zu haben. 

Bald nachdem die sozialdemokratische Mehrheit in Berlin ihren 
Einzug ins „Rote Haus“ gehalten hatte, stellte sie den Antrag, 
„allen im Dienst der Stadt stehenden Personen, über die Personal¬ 
akten geführt werden, diese binnen seohs Wochen und hierauf 
mindestens alle drei Jahre zur Einsicht vorzulegen. Alle in der 
Zwischenzeit zu den Akten gelangten Vermerke und Schriftstücke 
sind den betreffenden Beamten zur Kenntnis zu bringen. Neben¬ 
akten (Geheimakten) dürfen nicht geführt werden. Ausnahmen 
dürfen nur nach Anhörung des Beamtenausschussesi eintreten, wenn 
es im Interesse des Betreffenden liegt, z. B. bei ärztlichen Zeug¬ 
nissen.“ 

Zur Begründung führte der Stadtverordnete Herrmann im Auf¬ 
träge der Mehrheitssozialisten etwa folgendes an: „Die Geheim¬ 
haltung der Personalakten hängt zusammen mit der ganzen Ge¬ 
heimniskrämerei, wie sie unter^dem alten System herrschte. 
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Die Beamten, über die* Personalakten geführt werden, befinden 
ifdh in einer schlechten Lage. Die Vorgesetzten erstatten Berichte 
und geben Urteile über sie ab, von denen sie nichts erfahren, 
auf Grund welcher aber Entscheidungen ergehen über ihr Wohl 
und Wehe, über ihr Aufrücken in Gehalt und in ihrer Stellung, 
über Versetzungen, über Unterstützungsgesuche usw. Auch bei 
spätem Gesuchen werden immer wieder die Personalakten zu 
den Entscheidungen herangezogen, und der Beamte kann sich 
manchmal den Gnund für eine Ablehnung gar nicht erklären, weil 
er seine Personalakten nicht kennt. Der ungünstige Bericht eines 
Vorgesetzten schädigt den Beamten während seines ganzen Lebens. 
Er befindet sich in der Lage eines Angeklagten,- dem aber die 
Anklage gar nicht zugestellt wird, von der er nichts erfährt, 
so daß er sich dagegen wehren könnte, sondern über den einfach 
das Urteil gesprochen wird, sogar ohne, daß er manchmal die 
Grunde des Urteils vollständig erfährt. Dabei sind Ankläger 
wie Richter doch auch nur Menschen 1 , die sich irnen können. 
Deshalb verlangt unser Antrag, daß der Beamte von allen zu 
seinen Personalakten gelangenden Schriftstücken Kenntnis erhält, 
damit er sich gegen die ungerechten Beurteilungen wehren kann. 
Der Vorgesetzte, welcher ein solches Urteil abgibt, muß es auch 
dem Untergebenen gegenüber verantworten können, er darf es 
sich nicht zunutze machen, daß der Angeschuldigte nichts von 
der Anschuldigung erfährt.“ 

Diese alte Forderung nach Beseitigung der geheimen Personal¬ 
akten ist inzwischen in der Verfassung verankert worden. In 
Artikel 129 heißt es: „In die Nachweise über die Person des 
* Beamten sind Eintragungen von ihm ungünstigen Tatsachen erst 
vorzunehmen, wenn dem Beamten Gelegenheit gegeben war, sich 
über sie zu äußern. Dem Beamten ist Einsicht in seine Pfersonal- 
nachweise zu gewähren.“ Die Auslegung dieses Artikels durch die 
Regierung entspricht allerdings nicht den Wünschen der Be¬ 
amten. Denn diese können nur die Personalakten einsehen, welche 
nach dem 1. Oktober 1919 angelegt worden sind, die Behörden 
aber auch frühere. Sicher ist es aber, daß, diese Interpretation, 
die zum mindesten dem Geist der Reichsverfassung widerspricht, 
nicht zustande gekommen wäre, wenn die Regierung eine rein 
sozialistische wäre. 

Während die Beamten durch die Sozialdemokratie eine ganze 
Reihe von neuen Rechten erhalten haben, haben sie ihnen keins 
genommen. Wenn vielfach von Reaktionären die Ansicht ver¬ 
breitet wird, man wolle den Beamten ihre unkündbare Stellung, 
ihr Recht auf Ruhegehalt und die Hinterbliebenenfürsorge nehmen 
oder irgendwie beeinträchtigen, so ist dies falsch. Die Beamten 
haben einen klagbaren Anspruch, den ihnen keine Regierung neh¬ 
men kann. Selbstverständlich wird damit nicht der Regierung das 
Recht genommen, politische Beamte, wie Minister, Unterstaats- 
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Sekretäre, Ministerialdirektoren, Oberpräsidenten, Regieningspräsi- 
denten, Landräte zur Disposition zu steilem, ohne daß diese sich 
etwas haben zuschulden kommen lassen. Von diesem Recht hat 
die alte Regierung auch oft Gebrauch gemacht. Es ist also unwahr, 
und nochmals unwahr, daß die Regierung den Beamten irgend¬ 
ein ihrer Rechte nehmen will. Leute, die entgegengesetzte An¬ 
sichten verbreiten, erklären damit: Wir kennen kein Mittel, um 
die gegenwärtige Regierung zu bekämpfen, und greifen daher 
zu einer solchen Unwahrheit. 

Ausgenutzt worden ist einmal eine Aeußerung des Ministers 
Haenisch. ln dem Januarheft der „Neuen Rundschau“ schrieb 
derselbe: „Auf die Dauer wird sich ganz gewiß manche Aende- 
rung als unvermeidlich erweisen. Allmählich wird frisches, rotes 
Blut in alle Kanäle unsres Beamtenoiganismus hineingeleitet wer¬ 
den müssen. Es wird nicht für alle Zeiten möglich sein, sich 
mit der Aenderung nur an der Spitze der Pyramide zu begnügen 
— auch der ganze Unterbau muß nach und nach erneuert werden.“ 
Das heißt nicht, daß Provinzialschulräte, Vortragende Räte ein¬ 
fach abgesetzt werden, sondern das heißt, daß sie durch fortschritt¬ 
lich und sozial denkende Schulmänner ersetzt werden, wenn sie 
in den Ruhestand treten. 

Derjenige, der noch den geringsten Zweifel hat, sei auf Ar¬ 
tikel 12^ der neuen Reichsverfassung verwiesen, worin es heißt: 
„Die Anstellung der Beamten erfolgt auf Lebenszeit, soweit nicht 
durch Gesetz etwas andres bestimmt ist. Ruhegehalt und Hinter¬ 
bliebenenversorgung werden gesetzlich geregelt. Die wohl¬ 
erworbenen Rechte der Beamten sind unverletzlich. Für die ver¬ 
mögensrechtlichen Ansprüche der Beamten steht der Rechtsweg 
offen.“' 

„Freie Bahn dem Tüchtigen“, dies von dem frühem Reichskanzler 
von Bethmann Hollweg geprägte Wo^ ist erst von der neuen 
Regierung in die Wirklichkeit umgesetzt worden. Es findet keine 
Bevorzugung der Adligen mehr statt, wenn es sich um die Be¬ 
setzung eines Landratspostens handelt. Unter der alten Regie¬ 
rung war es Unterbeamten unmöglich, mittlere Beamte, diesen 
aber, höhere Beamte zu werden. Dies wird künftig anders. Das 
Wort Napoleons: „Jeder trägt den Marschallstafo in der Tasche“, 
wird jetzt im neuen, nichtmilitaristischen Deutschland zur Wirk¬ 
lichkeit. Es ist nicht mehr möglich, deswegen eine leitende Stellung 
zu erhalten, weil man mit einem gewissen hohen Herrn einmal 
Karten gespielt oder ihm gute Witze erzählt hat. Durch diese 
Aussicht, die sich allen Beamten bietet, werden manche gewiß auch 
Enttäuschungen erleben, aber viele werden angespornt werden, 
zu zeigen, was sie leisten können. Unter diesen Umständen wird 
man gern auf Orden und Titel verzichten, zumal, da die meistens 
von der alten Regierung verliehenen Titel, z. B. die des Studien- 
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rats, Sanitätsrats nur den Beweis lieferten, daß die Inhaber ein 
gewisses Alter erreicht hatten. 

Wir haben dargetan, daß' die Sozialdemokratie, weit entfernt, 
den Beamten irgendeins ihrer Rechte zu nehmen, ihnen verschie¬ 
dene neue gebracht hat, und daß sie wirtschaftlich für die Bes¬ 
amten mehr sorgt als die alte Regierung und die meisten bürger¬ 
lichen Parteien. Deswegen sind auch zahlreiche Beamte offizielle 
Mitglieder der Partei geworden oder haben bei der Wahl ihre 
Stimme füf die sozialdemokratische Liste abgegeben. Wenn trotz¬ 
dem noch der Partei so viele Beamte femstehen, so liegt dies 
zum Teil daran, daß sie sich nicht mit einmal von der Macht 
der Tradition losmachen können. Es ist schwer, sich von An¬ 
schauungen zu befreien, von denen man sich länge hat beherrschen 
lassen, selbst wenn man die Falschheit derselben einsieht. Cha¬ 
rakteristisch sind die Worte, welche in Ibsens „Gespenstern“ 
Frau Alwing sagt: „Nicht nur das, was wir von Vater und Mutter 
geerbt haben, ist dasjenige, was in uns vorgeht. Es sind alle 
möglichen toten Ansichten und allerlei toter Glaube und der¬ 
artiges mehr. Es lebt in uns, und wir können nicht los davon. 
Wenn ich nun zu einer Zeitung greife und darin lese, so ist mir 
immer, als sähe ich zwischen den Zeilen Gespenster.“ 

Solche Gespenster sind auch die Vorurteile gegen die Sozial¬ 
demokratie. Diejenigen, die diese haben, sind mit Menschen ver¬ 
gleichbar, welche in einem Tale sind und von Nebel umgeben 
sind und daher nur undeutlich die von der Sonne bestrahlten 
Berge sehen, aber doch den Wunsch haben, auf ihnen umher¬ 
wandern zu können. Auf sie kann man die folgenden Worte 
Schillers anwenden: „Ach, aus dieses Tales Gründen, die der 
kalte Nebel deckt, könnt’ ich doch den Ausgang finden, ach,, 
wie fühlt’ ich mich beglückt. Dort erblick’ ich schöne Hügel* 
ewig jung und ewig schön. Hätt’ ich Flügel, hätt’ ich Schwingen, 
nach den Bergen zog’ id^hin.“ Wenn es aber am Schluß des 
Gedichts heißt: „Nur ein Wunder kann dich tragen in das schöne 
Wunderland“, so gilt dies nicht von dem Verhältnis der Be¬ 
amten zur Sozialdemokratie. Nicht durch ein Wunder, sondern 
durch eigne Tatkraft nur können die Beamten ins gelobte Land 
der Sozialdemokratie kommen. Das heißt, sofern sie sich von 
den Vorurteilen, die sie noch immer haben, befreien, sie müssen 
andre für die Partei zu gewinnen suchen. Denn je mehr Beamte 
der Partei beitretjen, desto mehr kann diese für dieselben tun. 

Bel allem vergegenwärtige man sich, daß die Zukunft der Sozial¬ 
demokratie gehört. Die politische Entwicklung geht von rechts 
nach links. Zahlreiche Forderungen, welche immer von allen oder 
von den meisten bürgerlichen Parteien bekämpft worden sind,, 
sind jetzt verwirklicht worden, die republikanische Staatsform, 
die parlamentarische Regierungsform, das gleiche, allgemeine* 
direkte und geheime Wahlrecht für alle, die das 20. Lebensjahr 
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vollendet haben, das Frauenwahlrecht, das Verhältniswahlrecht, 
eme gerechte Einteilung der .Wahlkreise. Der achtstündige Ar¬ 
beitstag ist eingeführt. Den Wahnsinn des Wettrüstens sehen 
jetzt auch Parteien ein, die denselben in den letzten Jahrzehnten 
mitgemacht haben, wie das Zentrum. Daß Völkerstreitigkeiten 
durch internationale Schiedsgerichte geschlichtet werden müssen, 
bestreitet jetzt, abgesehen von den Alldeutschen, kein ernsthafter 
Politiker in Deutschland mehr. Auch von den bürgerlichen Par¬ 
teien ist anerkannt worden, wenigstens in den Wahlaufrufen, 
daß gewisse Betriebe zur Sozialisierung geeignet sind. Die innere 
politische Entwicklung stellt tatsächlich eine allmähliche Ver¬ 
wirklichung des Erfurter Programms dar. Man sieht, die Zu¬ 
kunft gehört der Sozialdemokratie. Darum geht noch besonders 
an alle Beamten die Mahnung, der roten Fahne der Sozialdemo¬ 
kratie zu folgen und sozialistisch zu wählen. 


PETER KNUTE: 

Russische Gegenrevolutionäre. 

Belgrad, 25. April 1920. 

ALS wir in dieser Woche, — wir: Kunstzigeuner, Schmieren- 
direkteren, Balkanritter, — spätnächtens und politikasternd 
die herrlichüble Tri Scheschire, die Drei Hüteweinschenke, 
verließen, in niederträchtiger Finsternis über das Belgrader 
Pflaster stolperten und über Berg und Tal hinauf nach menschlichen 
Wohnstätten stiegen, sprach uns ein Russe an. Wo die und die 
Straße wäre. Und überhaupt, wer wir seien. Und ob wir, sagte er 
russisch, nicht sofort den deutschen Kaiser hochleben lassen 
wollten. Und ob wir vielleicht Bolschewiki seien . . . 

Und wie er sich entfernte, ich weiß nicht ob gerade oder schief, 
da hörten wir noch, wie er den Kaiser hochleben ließ, und wie er 
den Siegerkranz und das Deutschland über alles anstimmte. 

Ein Betrunkener, gewiß. Der Syrmierwein neigt zu Illusionen. 
Die Serben waren verschnupft. Der russische Maler zwickte mich 
in den Arm, als wollte er aufquietschen vor Vergnügen. Aber ich 
glaube, dieser Russe, vielleicht ein Tscherkessenfürst, oder ein 
Kosakenataman, oder einer von der Petersburger Garde, hätte 
auch ohne diesen Syrmierwein, der Illusionen weckte, und ohne 
die niederträchtige Dunkelheit, die Schreckensgestalten herz¬ 
beklemmend und zum Aufschrei verführend vortäuschte, am heller¬ 
lichten Tag aufgeschrien: Es lebe der Kaiser! Zum wenigsten 
innerlich, weil hier die Polizisten scharf aufpassen. 

Die Zeiten haben sich geändert, schrecklich geändert. Hier 
erfährt man’s jeden Tag. Als ich zu Kriegszeiten in einem ver¬ 
gitterten Sträflings wagen in achtunddreißigtägiger Fahrt als 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




264 


Russische Gegen revolutionäre- 


Deutscher zum Abschrecken quer durch ganz Rußland, von vorne 
bis hinten und von Norden nach Süden, herumgefahren wurde, da 
spuckten mir die russischen Bauernjungen und die alten Muschika 
ins Gesicht und sagten so etwas, was man manierlicher mit dem 
französischen Boche ausdrückt. Aus den Zeitungen aber grinste 
die Bestie, der Urheber dieses Skandals heraus. Die russische 
Bourgeoisie. 

Die damals noch hoch obenauf war in Rußland. Und die jetzt 
unten durch ist in Rußland. Die Lenin und Trotzki von ihren 
sauberen Spießgesellen, dem Peters und dem Dserschinski, an¬ 
spucken und piesacken läßt, bis sie quietscht. Und denen man, 
quietscht es nicht, sagt: „Warum raspelt ihr Süßholz?“ Und hin¬ 
zufügt: „Sagt, warum unterwerft ihr sie nicht den auserlesensten 
Martern? Martern, das allein schon die Beschreibung der kalten 
Schauer des Entsetzens hervorruft? Preßt sie aus und befördert 
sie ins Jenseits!“ 

Und die, ist sie den Folterkammern entschlüpft, ist sie nicht 
ertrunken in den Blutkellern der Tscheka, der Außerordentlichen 
Kommission, ist sie im letzten Augenblick nicht von der Faust 
eines Matrosen abgewürgt worden, im kalten Schauer aus dieser 
Hölle geflüchtet ist . . . 

Und die nun in der Welt sich herumtreibt, vater- oder mutterlos, 
heimatlos. Die die Beine unter die Tische von Nationen stellt, 
die sie verachtet oder geschwächt, oder ins Unglück gestürzt hat. 
Die mit allen Staaten schachert, die Soldaten besitzen. Und die 
überall abgewiesen wird. Und die nun zu schreien anfängt: „Es 
lebe der Kaiser. Weil sie sich erinnert, daß der Kaiser einmal 
Soldaten hatte. Tüchtige Soldaten. Soldaten, die aufzuräumen 
verstanden. Und die nun aufräumen sollen mit dem Bolschewismus 
in Rußland. Die den Misthaufen auskehren sollen, den sie dort an¬ 
gerichtet. Damit sie sich wieder warm ins Nest setzen kann. Um 
die Nagaika wieder hervorzuholen. Um neue Peters und Dser- 
schinskis anzustellen, die dann die alten Peters und Dserschinskk 
quietschen lassen. Die kein Süßholz raspeln sollen. Die die „aus¬ 
erlesensten Martern“ erfinden sollen, daß allein schon die Be¬ 
schreibung . . .“ 

Ich hatte einen Freund, der war Fliegerleutnant im Kriege. Einer 
aus dem guten preußischen Adel. Seine Ahnen sind Unter den 
Linden und in Sanssouci lebendig. Der fiel in die Hände der 
russischen Bourgeoisie. Er hatte Flugblätter heruntergeworfen 
und wohl auch Bomben. Hatte getan, was so die vereinigte Welt¬ 
bourgeoisie so liebte und wollte. Man hatte ihn durch siebzehn 
russische Zuchthäuser geschleppt. Hatte ihn Ketten angelegt und 
schwere Kugeln an die Füße und ihn angeschmiedet an einen 
Verbrecher. Wenn der andre aufstehen wollte, mußte er mit. 
Wenn der andre austreten wollte, mußte er mit. Die Revolution 
erlöste ihn. Wird er der Revolution dankbar sein? 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Russische *Gegenr evo lutionä re. 


265 


Ich treffe auf den Promenaden diese Russen. Sie umarmen mich, 
weil ich ein Deutscher bin. Weil sie von Kapp gehört haben und 
seinen Verrücktheiten. Weil sie wieder hoffen auf den deutschen 
Bourgeois abgetanen Kalibers. Weil sie im Geiste schon wieder 
vor der Berliner Hauptwache bei Trommelschlag die Beine 
schmeißen sehen. Weil sie glauben, das Deutschland von heute ist 
schon wieder das Deutschland des Hauptmanns von Köpenick. 
Nein, mit dem Hauptmann von Köpenick ist’s ein für allemal vorbei. 

Ich sehe die russischen Frauen, wie sie hier flanieren. Wie sie 
die Augen verdrehen und wie ihnen schon wieder Lüste aufsteigen, 
wie einst hn Mai. Wie sie erzählen von den Grausamkeiten der 
Bolschewisten und wie ihnen dieser Satanismus perverse Lust ist. 
Wie über ihren schneeblütig geschminkten Rucken ein Schauer 
rollt. Wie es aber gar nicht mehr der Schauer ist, den Peters und 
Dserschinski zeugten. Wie sie nur noch ans süße Süßholzraspeln 
denken . . . 

Und ich sitze bei meinen Kollegen, den russischen Zeitungs¬ 
schreibern. Die ihre Federn wetzten am Deutschenhaß und die zum 
Süßholzraspeln der Bourgeoisie dem dummen russischen Volke den 
krummen Rücken vollogen. Die nun ihr Geld verdienen mit 
Schauermärchen über die Entente und über den Bolschewismus. 
Die aber noch nicht den Mut des Bekennens finden. Die, nur 
mir, in die Ohfen flüstern, was wir Deutsche doch für prächtige 
Kerle seien und daß wir gemeinsam . . . Und wie elend die 
Entente. Ja, und daß sie demnächst nach Paris gehen wollten. 
Oder nach Berlin, wenn wirklich, wirklich keine Bolschewisten mehr 
dort seien. Und wenn dort bestimmt, ganz bestimmt so eine Art 
Kappgeist herrsche. Dann würde, ja, der Kaiser, der Kaiser würde 
dann ja ganz bestimmt aus Holland kommen und . . . „Dann reitet 
mein Kaiser wohl über mein Grab . . .“ 

Nein es ist noch die alte Welt. Sechs Jahre trieft sie nun schon 
von Blut, diese Weit. Nicht einmal Trotzki und Lenin mit ihren 
Peters und Dserschinski schaffen es. Es gibt noch Berg und Tal, 
und Berg und Tal können sich noch nicht begegnen. Es ist immer 
noch nicht soweit, daß, nach Aristoteles, der Mensch den Vorzug 
hat, etwas Höheres und Besseres, als er selbst ist, zu erkennen. 
Er steht immer noch auf der ersten Stufe der Stufen, die Plato 
den Sokrates belehrend hinaufführte. Sieh, Sokrates, sagte er, auf 
der ersten siehst du die Schönheit eines Körpers, auf der zweiten 
die Schönheit zweier Körper, auf der dritten die Schönheit aller 
Körper. Und dann steigst t du weiter zu den schönen Sitten und 
zu den schönen Lehren, und zuletzt bist du dort, wo die ewige 
Schönheit ist. Hier aber, wenn irgendwo, ist das Leben lebenswert. 
Ja, Sokrates, wer immer von dort unten, weil er den Menschen 
richtig zu lieben wußte, emporzusteigen und das Ewigschöne zu 
schauen beginnt, der ist am Ende und vollendet und geweiht . . . 
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Orplid, mein 4_and, das ferne leuchtet, nannte es Mörike . . , 
Wenn Größenwahn erlaubt ist, möchte ich eine Minute lang 
Gott sein. Ich würde in dieser einen Minute das Himmelsfenster 
aufmachen, auf die Menschen hinunterschauen, kräftig ausspucken 
und rasch das Fenster wieder schließen. 

Das müßte wohl tun und, schätze ich, gottähnlich sein. 


Dr. ERNST HEINEMANN: 

Wirtschaftliche Gesundung. 

D AS Charakteristische unsrer heutigen Zustände sind die 
Herrschaft des Schieberkapitalismus in einem bislang uner¬ 
hörten Maße, die sich immer mehr verstärkende Papiergeld¬ 
inflation und eine wirtschaftliche Abhängigkeit vom Ausland, die 
ihren Höhepunkt noch nicht erreicht hat und sich äußert in 

unserm völligen Unvermögen, auf den Valutastand Einfluß zu ge¬ 
winnen, im „deutschen Ausverkauf“ und im Mangel an unbedingt 
notwendigen Rohstoffen und Lebensmitteln, die viel zu teuer 
bezahlt werden müssen. Dazu kommen die Unmöglichkeit einer 
gesunden Etatswirtschaft und einer hinreichenden Produktion an 
— für den inländischen Verbrauch und die Ausfuhr — unentbehr¬ 
lichen Gegenständen, und zwar als Folge der geschilderten Mängel 
und zugleich als ihre Ursache. Natürlich sind alle diese Er¬ 

scheinungen Symptome der Krankheit, an der unser Volk leidet, 
und es kann keinen Erfolg haben, wenn man an dem einen oder 
andern dieser Symptome zu bessern versucht; vielmehr muß 
man ihnen allen auf den Grund gehen, um so eine grundlegende 
Besserung zu erzielen. 

Gefordert muß also werden die erfolgreiche und gründliche 

Bekämpfung jeglichen Schiebertums, die Gesundung unsers Geld¬ 
wesens, eine Klärung unsrer Beziehungen zum Ausland im Sinne 
einer möglichst weitgehenden wirtschaftlichen Selbständigkeit, 
wesentliche Hebung der Produktion und Rückkehr zu einer ge¬ 
regelten Etatswirtschaft. 

Notwendig zur Erreichung dieser Ziele erscheint nun im ein¬ 
zelnen das folgende: Die wirtschaftlichen Machtmittel des Staats 
müssen erhöht werden. Der Staat muß sich instandsetzen, selbst- 
bestimmend auf unsre Wirtschaft einwirken. Die Wirtschaftsge¬ 
setze, die heute gemacht werden, sind zwar meist gut gemeint, 
aber der Staat vermag nicht, sie restlos durchzuführen. Auf Be¬ 
fehle „von oben“ reagiert heute kein Mensch mehr. Es ist also 
mindestens nötig, daß der Staat die Kohle und die Ausnutzung 
der Naturkräfte schleunigst vollkommen in seine Hand bekommt. 
Lediglich das Wohl des ganzen Volks, nicht aber die mehr oder 
weniger wichtigen Privatinteressen einzelner dürfen dabei aus¬ 
schlaggebend sein. Der Staat kann dann durch Regelung der 
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Kohlenlieferung usw. maßgebend auf das Wirtschaftsleben ein¬ 
wirken; es ist nicht notwendig, daß, er in jede Privatwirtschaft 
hineinredet, wozu er auch gar nicht imstande ist; wohl aber kann 
er alles’ nach einem einheitlichen großen Plan beeinflussen. Die 
erfolgreiche Durchführung eines solchen Plans und überhaupt 
jeder großem Neurung setzt allerdings eine großzügige Führung 
des Volks voraus und unabhängige und sachverständige Behörden, 
die ihre Tätigkeit im Sinne der festgelegten Grundsätze auszu¬ 
üben vermögen. — Eine Ueberwindung des Geldchaos ist be¬ 
sonders wichtig. Man überläßt das Geld sich selbst und den 
in- und ausländischen Geldmächten ; es ist noch kein einigermaßen 
erfolgreicher Versuch gemacht worden, im Inland zu erträglichen 
Preisverhältnissen zu gelangen und von den Folgen der von uns 
nicht zu beeinflussenden schwankenden Valuta uns zu befreien. 
Dieser Versuch muß gemacht werden. Die Festsetzung von Höchst¬ 
preisen ist kein solcher Versuch; der Wirtschaft wird hierdurch 
kaum geholfen, vielmehr werden ihr nur neue Schwierigkeiten 
gemacht. Die Befestigung der Kaufkraft des Geldes muß erreicht 
werden; das dauernde Steigen der Preise hört dann auf, ihr 
„Abbau“ kann begonnen werden.' Dann tritt eine wesentliche 
Beruhigung ein, die ewigen, jetzt unvermeidlichen Lohnstreiks 
hören auf, die Arbeitslust wächst, die Sicherstellung der Ernährung 
wird angebahnt. Dann, aber auch erst dann, ist die langsame 
Beseitigung der Zwangswirtschaft ins Auge zu fassen. Die Pa¬ 
piergeldwirtschaft, die heute in einem mehr als planlosen Arbeiten 
der Notenpresse besteht, kann der Gesundung entgegengeführt 
werden. Dann ist auch die Wiederkehr einer regelrechten Etats¬ 
wirtschaft möglich, und neue Steuerquellen können erschlossen 
werden, zwei Probleme für sich, die hier nur erwähnt werden 
können, deren selbständige Lösung jedoch nicht gelingen kann. 
Auch eine Erhöhung der Erträge der alten Steuern kann durch 
Verringerung der Steuerhinterziehungen erfolgen. Die Möglich¬ 
keit der iBesteurung aller übermäßigen Gewinne muß erreicht, 
alle durch unlautre Schiebergeschäfte errungnen Vermögen, die 
produktiv zu arbeiten meist ganz außerstande sind, müssen steuer¬ 
lich erfaßt werden. Ueberhaupt ist jedes Schiebertum energisch 
zu bekämpfen, £C daß alle Geschäfte unmöglich werden, durch die 
sich einzelne auf Kosten der Gesamtheit bereichern. Viel wäre 
schon gewonnen, wenn die „Bargeschäfte“, die vollkommen un¬ 
kontrollierbar sind, verhindert werden könnten. — Dem Ausland 
gegenüber muß Deutschland möglichst als geschlossenes! wirt¬ 
schaftliches Ganzes auftreten. Es ist dazu eine vollkommene — 
äußerliche — Trennung der Inlands- von der Auslandswirtschaft 
nötig. Soweit erforderlich, müssen Einfuhr- und Ausfuhrverbote 
erfolgen, aber auch auf den Geldverkehr muß sich diese Aufsicht 
erstrecken. Die Kapitalflucht muß unmöglich gemacht werden; 
der Konkursausverkauf, unter dem wir heute besonders leiden. 
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und dessen Wesen weiten Kreisen hinreichend bekannt ist, muß 
unterbunden, der Einkauf notwendiger Rohstoffe und Lebensmittel 
ermöglicht werden. Wir müssen uns von den schlimmsten Folgen 
der wirtschaftlichen Abhängigkeit von unsern frühem Feinden 
frei machen, und soweit der wirtschaftliche Druck durch den Valuta¬ 
stand erfolgt, ist dies möglich. Ohne weitres ist es für uns 
selbstverständlich ausgeschlossen, unsre aus dem Versailler Frie¬ 
densvertrag sich ergebenden Verpflichtungen zu umgehen oder 
wirkungslos zu machen; es muß aber erreicht werden, daß wir 
ihre Höhe genau erfahren, um unsre Finanzwirtschaft danach 
einrichten zu können. Auf das Valutaproblem selbst wird hier 
weiter nicht eingegangen, weil es von uns nicht gelöst werden 
kann. Die bestimmenden Faktoren sind unsrer Einwirkung zum 
Teil vollkommen entzogen. So braucht auch das unklare Schlag- 
wort von der Annäherung an die Weltmarktpreise und andre der¬ 
artige Vorschläge gar nicht erst erörtert zu werden. Was für uns 
aber möglich ist und daher erstrebt werden muß, ist eine weit¬ 
gehende Beseitigung der unheilvollen Wirkungen, die die schlechte 
und schwankende Valuta auf unser innerdeutsches Wirtschaftsleben 
unmittelbar ausübt. 

Viele der geforderten Maßnahmen, die, jetzt allein durchgeführt, 
vielleicht ganz zwecklos wären, können ohne weitres erfolgen; 
manches ist bereits in Angriff genommen; aber nicht alles kann 
ohne wesentlich Neues erreicht werden. Wenn also die Erfüllung 
der Forderungen zur radikalen und raschen Besserung unsrer 
wirtschaftlichen Verhältnisse unerläßlich ist, ergibt sich die zwin¬ 
gende Notwendigkeit, nach grundlegenden Neurungen Ausschau 
zu halten, denen Durchführung den gewünschten Erfolg verheißt. 

Die wichtigste derartige Aenderung ist eine vollkommene Um¬ 
gestaltung unsers Geldwesens, aus* der sich aber dann auch alles 
andre von selbst ergibt. 

Im Inland haben wir die Geldwährung mit Kriegsbeginn auf¬ 
gegeben. Die Kaufkraft des Gelds ist seitdem die Resultante einer 
Reihe von gleichzeitig wirkenden wirtschaftlichen Kräften, von 
denen der Papiergeldumlauf, die Warennot, die Höchstpreise, der 
Stand der Valuta und der Schleichhandel die wichtigsten sind. 
Jedenfalls ist die Kaufkraft des deutschen Geldes »andauernd ver¬ 
änderlich und zwar im Abnehmen begriffen. Die Folgen davon 
kennt jeder. Soll eine Stabilisierung erfolgen, so muß die sich 
selbst überlassene Entwicklung des Geldwesens gehemmt werden. 
Dies geschieht durch eine Aenderung der Natur des Geldes. 
Früher war die Banknote (das Metallgeld kommt nicht mehr in 
Betracht) die Anweisung auf eine bestimmte Goldmenge; das 
Gold war also der Wertmesser. Dieser ist heute nicht mehr 
maßgebend; es wird nach Meinung vieler Sachverständiger auch 
nicht mehr möglich sein, zu den alten Wertverhältnissen zurück¬ 
zukehren. Wir müssen vielmehr die schon sehr weit verbreitete 
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Kreditwirtschaft endgültig einführen und unser Geld zu einem 
Kreditgeld machen. Dieser Gedanke ist schon oft aufgetaucht; 
meist wird aber dagegen die Unmöglichkeit seiner Durchsetzung 
ohne die andern Staaten geltend gemacht, ein Einwand, der aber 
nicht stichhaltig ist, wie nachher gezeigt wird. Geld wäre nunmehr 
die Anweisung auf einen bestimmten, in Mark (der Währungs¬ 
einheit) gutzuschreibenden Betrag, bzw. dieser Betrag selbst, dessen 
allein durch Erwerb von Waren und dergl. realisierbarer Wert 
besonders festzusetzen ist. Eine weitgehende Ausdehnung desi Post¬ 
scheckwesens ist nun erforderlich; die Vorteile des bargeldlosen 
Verkehrs müssen so groß gemacht werden, daß er sich von selbst 
einführt. Staatliche Geldämter müssen in allen großem Städten 
bestehen und mit der Reichsbank eng Zusammenarbeiten. Gesetzlich 
muß die bargeldlose Erledigung aller großem Zahlungen ge¬ 
fordert und durch das Verbot der Ansammlung von Bargeld, 
häufiges Abstempeln oder Umtausch der verhältnismäßig wenigen 
als „Scheidemünze“ noch nötigen Banknoten und andre geeignete 
Maßnahmen erzwungen werden. Der Staat und alle irgendwie 
von ihm abhängigen Behörden und sonstigen Stellen zahlen grund¬ 
sätzlich nur bargeldlos. T>ie Erfahrungen im bargeldlosen Ver¬ 
kehr sind heute so groß, daß die Einführung des bargeldlosen 
Zwangsverkehrs ohne Nachteile für das Publikum, insbesondre 
für das reisende möglich ist. Hierüber bestehen übrigens schon 
zahlreiche Veröffentlichungen. 

Als unmittelbare Folge dieser Maßnahme ergibt sich die Mög¬ 
lichkeit der Stabilisierung und demnächst, falls dazu dann noch 
ein Anlaß vorliegt, der Abbau der Preise. Davon ist nachher be¬ 
sonders die Rede. Ferner ist nunmehr auch die erfolgreiche Be¬ 
kämpfung dieses Schiebertums, Aufdeckung von Steuerhinter¬ 
ziehungen (die Steuererklärungen in ihrer heutigen Form können 
dann vielleicht sogar ganz entbehrt werden) und eine eingehende 
Kontrolle des Warenverkehrs durch den Geldverkehr möglich. 
Das Hauptzwangsmittel ist der womöglich chronische, jedenfalls 
nach Bedarf jederzeit künstlich durch den Staat herbeizuführende 
Bargeldmangel, der jedermann zwingt, bargeldlos, d. h. unter 
staatlicher Kontrolle, zu bezahlen. 

Die Kaufkraft des Geldes im Inland und Ausland sind heute zwei 
ganz verschiedene Größen; ihre Verquickung ist unlogisch, kann 
aber jetzt nicht vermieden werden und führt zu einer Reihe 
von Schäden, die meist oben gestreift sind. Die Konsequenz 
dieser Erkenntnis ist die Forderung, für unsern Geldverkehr mit 
dem Ausland ein andres Geld einzuführen. Dies ist auch deswegen 
notwendig, weil für den Ausländer das Inlandsgeld, wie es soeben 
vorgeschlagen wurde, ziemlich oder ganz unbrauchbar ist. Dieses 
Auslandsgeld entzieht sich wie heute fast völlig der unmittel¬ 
baren Beeinflussung durch den Staat, unterliegt lediglich dem 
Spiel von Angebot und Nachfrage und einigen andern außer- 
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deutschen Einflüssen. Es muß so gestaltet werden, daß es> der 
Ausländer nimmt, d. h. für Auslandsgeld muß Deckung vor¬ 
handen sein. Als solche kommen in Betracht der Rest unsrer 
Metallbestände, Kohle und ähnliches; vor allem aber müssen 
größere Beträge durch Anleihen gebunden werden. Jetzt ist dies 
kaum möglich, da das im Ausland vorhandne Geld überhaupt 
nicht übersehen werden kann; diese Bindung ist aber von Zeit 
zu Zeit unbedingt notwendig, weil sonst alles minderwertige Geld, 
das in Zeiten schlechten Valutastandes ausgegeben ist, später mit 
viel zu hohen Werten eingelöst werden muß. Valutaanleihen dieser 
Art sind sicherlich erhältlich, wenn wir in der Gewährung der 
nötigen Sicherheiten nicht allzu engherzig und ängstlich verfahren. 
— Entsprechend der Bewertung der Auslandsnoten im Ausland 
wird eine Kursdifferenz zwischen ihnen und dem Inlandsgeld fest¬ 
gesetzt. Eine neue Verquickung der beiden verschiedenwertigen 
Geldsorten, d. h. das Hineinströmen der Auslandsnoten ins Inland, 
ist bei ihrem geringeren Wert ausgeschlossen; die höherwertigen 
Inlandsnoten werden im Ausland nicht genommen werden wegen 
ihrer völlig andern Natur, ihrer stets drohenden Einziehung und 
der Möglichkeit ihrer Wertloserklärung beim Ueberschreiten der 
Grenze. Jeder Geldverkehr mit dem Ausland muß dann durch 
eine deutsche Reichsbank für das Ausland und deren Filialen 
in aller, großem ausländischen Handelsplätzen erfolgen, bis zu 
diesen Banken werden die Zahlungen ins Ausland bargeldlos in 
Inlandsmark geleistet, dann nach Umrechnung in Auslandswährung 
bargeldlos oder durch Ausgabe vorhandener ausländischer Werte 
oder deutscher Auslandsnoten. Zahlungen aus dem Ausland müssen 
in entsprechender Weise über die deutsche Auslandsbank geleistet 
werden, die nunmehr imstande ist, einen weitgehenden Ausgleich 
zwischen deutschen Zahlungsverpflichtungen ans Ausland und Gut¬ 
haben im Ausland ohne Ausgabe von Noten vorzunehmen und 
die ausländischen Devisen viel vollkommener zu erfassen, als esi 
heute möglich ist. 

Durch Einführung des beweglichen Kursunterschieds zwischen 
deutschem Inlands- und Auslandsgeld ist erst die Unabhängigkeit 
der Inlandsmark vom Ausland gewährleistet. Kein Ausländer kann 
dann deutsche Erzeugnisse unter ihrem Wert kaufen, kein Deutscher 
braucht mehr für ausländische Waren zu viel zu bezahlen. Die 
Valutagewinne der in- und ausländischen Schieber und jeder be- 
sondre Anreiz für das Ausland auf künstliche Niederhaltung 
der Valuta fallen fort, und die Kapital- und Steuerflucht werden 
unterbunden. Eine Kontrolle des Warenverkehrs nach und von 
dem Ausland durch den Geldverkehr, aber auch umgekehrt dessen 
Kontrolle durch den Warenverkehr wird möglich. 

Nicht berührt durch diese Maßnahmen, das sei nochmals be¬ 
sonders erwähnt, wird unsre Abhängigkeit vom Ausland als dessen 
Schuldner. Solange wir eine passive Zahlungsbilanz haben, machen 
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Wir Schulden; aber diese Schulden sind nun zu übersehen, und 
an ihrer Abbürdung kann mit Erfolg gearbeitet werden. 

Kurz zu sprechen ist mm noch von der Festsetzung der Währung 
kn Inland. Ein fester Maßstab muß zugrunde gelegt werden: 
etwa die Geldmark der Vorkriegszeit oder die für den Weltmarkt 
maßgebende Währung, der Dollar. Hiernach wird im Inland der 
Preis einiger wichtiger Waren: der Kohle, des Getreides, der 
Kartoffel für längere Zeit gesetzlich festgelegt und zwar so, daß 
die deutschen Exportwaren im Ausland konkurrenzfähig und im 
übrigen möglichst im Einklang mit den tatsächlich bestehenden 
Verhältnissen bleiben. Aus diesem Wertverhältnis und dem Kurs¬ 
stand der Auslandsmark („Valuta“) ergibt sich dann von selbst 
der Umrechnungskurs zwischen Inlands- und Auslandsmark. Die 
wenigen festgesetzten Preise (nicht Höchstpreise!) und der damit 
stets im Einklang stehende Umrechnungskurs werden eine selbst¬ 
tätige Regulierung der übrigen Preise im Gefolge haben, für die 
dann Angebot und Nachfrage allein maßgebend sind; damit ist 
auch die freie Wirtschaft im Inland wieder möglich, auf die der 
Staat allerdings immer noch als Inhaber der wesentlichen wirt¬ 
schaftlichen Produktionsmittel und durch Beeinflussung der Ein- 
und Ausfuhr einwirken kann. Der Stand der Valuta, deren unheil¬ 
voller Einfluß auf die heimische Wirtschaft beseitigt ist, wird 
immer mehr abhängig werden von rein sachlichen Ursachen, auf 
die wir schließlich selbst immer mehr Einfluß gewinnen können. 

Nur das Wichtigste konnte auf dem begrenzten Raum angegeben, 
auf Ausführungs- und Uebergangsvorschläge im einzelnen mußte 
fast völlig verzichtet werden. — Die vorgeschlagenen Linderungen 
bedeuten eine erhebliche Umstellung unsrer Volkswirtschaft, aber 
jedem einsichtigen und vorurteilslosen Beurteiler unsrer Lage 
ist klar, daß nur große Mittel imstande sind, die große Gefahr zu 
bannen, in der wir uns heute befinden. Nur ein fester Wille wird 
im Glauben an die Erreichbarkeit des Zieles und an die Lebens¬ 
kraft unsers deutschen Volkes imstande sein, die große Aufgabe* 
zu erfüllen. 


Dr. FRIEDRICH HÜLSSE: 

Notenumlauf und Preissteigerung. 

W ÄHREND die Goldtheorie lehrt, durch das Steigen der Preise 
werde eine Zunahme der Notenausgabe veranlaßt, be¬ 
hauptet die Freigeldtheorie, eine Vermehrung des Noten¬ 
umlaufs habe eine Preissteigerung zur Folge. Ohne die Freigeld¬ 
theorie als solche verteidigen zu wollen, sei es mir erlaubt, die 
übliche Meinung, der vermehrte Notenumlauf bedinge eine Preis¬ 
steigerung, auf die tiefere Begründung hinzuweisen. 
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Die Preise werden dann geändert, wenn sich das Verhältnis der 
Kaufkraft der Wirtschaftenden zum Güterangebot ändert. Da 
während der Kriegszeit die Herstellung von Wirtschaftsgütem 
beträchtlich vermindert wurde, so wäre darin allein schon eine 
Preissteigerung begründet. Aber auf der andern Seite hat sich 
die Kaufkraft erheblich vergrößert, wodurch die Preissteigerung 
gewaltig in die Höhe getrieben werden mußte. Was hat nun 
die riesige Vermehrung des Notenumlaufs damit zu tun ? Hat 
säe die Erhöhung der Kaufkraft verursacht? 

Die Erhöhung der Kaufkraft bedeutet eine Vergrößerung des 
Einkommens. Wodurch sind die Einkommen erhöht? Durch ver¬ 
mehrte Geldgewinne. Wie ist es aber möglich, daß mehr Geld 
verdient wird, wenn weniger Güter angeboten werden? Durch 
die Mißwirtschaft der kriegführenden Staaten, in die alle andern 
Staaten hineingezogen werden mußten. Eine solche Mißwirtschaft 
aber war nur möglich, weil die Staaten das gesetzliche, aber 
rechtswidrige Recht der Notenausgabe hatten. Durch eine Ver¬ 
mehrung der papiemen Zahlungsmittel konnte der Staat sein Ein¬ 
kommen beliebig vergrößern; sein Goldschatz diente dazu, dies 
Kneditmanöver zu verschleiern. Er brauchte Kriegsmaterial an 
Sachen und Menschen, und gewährte, um es reichlich zu er¬ 
halten, anstatt sich auf den „Patriotismus“ zu verlassen, un¬ 
gewöhnlich hohe Preise. Seine eigne Kaufkraft vermochte er ja 
durch das famose Recht der beliebigen Papierausgabe beliebig 
zu steigern! So schuf er, — nicht durch die Notenausgabe, son¬ 
dern durch die Gewährung von außergewöhnlichen Preisen in 
der Volkswirtschaft Einkommen, neue Kaufkraft, und zerstörte, 
da diese Kaufkraft nicht zu erhöhtem Güterangebot führte, ver¬ 
pulverte doch der Staat die erworbenen Kriegsgüter gleich wieder 
auf „dem Felde der Ehre“, — das bisherige Verhältnis der Kauf¬ 
kraft zum Güterangebot. Die neuen Einkommen vermochten nun 
mit erhöhter Kaufkraft sich um die noch vorhandenen, immer 
mehr zusammenschmelzenden Friedensgebrauchsgüter zu balgen: 
immer höhere Preise zu bieten, um sich' zu versorgen. So ent¬ 
stand eine Teurung, weil die gewaltige Verschiebung der Ein¬ 
kommensverhältnisse sich im Widerspruch zu den natürlichen 
Vei hältnissen der volkswirtschaftlichen Güterherstellung befand. 
Die Schuld daran tragen die Staaten, die nur um ihres ungefugtert 
Kredits willen die Notenpresse spielen ließen, ohne in der Lage 
zu sein, die Erträgnisse der Volkswirtschaft entsprechend der Ver¬ 
mehrung der Umlaufsmittel zu steigern. 

Die Freigeldtheorie hat also die Erkenntnis richtig verwertet, 
daß die Notenausgabe nur dann schädlich sei, wenn sie keine 
Rücksicht nimmt auf die in der Volkswirtschaft gegebenen Güter¬ 
angebotsverhältnisse, denn sie verlangt, daß die Notenausgabe sich 
nach dem Fallen und Steigen der Preise richten solle. Die Gold- 
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theoric dagegen verurteilt die Notenausgabe schlechthin, indem 
sie allein das Gold als richtige Grundlage für die Notenausgabe 
anerkennt und damit die Währung auf Gold bauen will. 

Als eine der kommenden Fragen wird daher die Möglichkeit der 
Beseitigung der Goldwährung zu prüfen sein. 

Die verwünschte Gier nach dem Golde, die seit alten Zeiten die 
Menschen gegeneinander treibt, beherrscht auch die Staaten: ihnen 
allen erscheint ein möglichst großer Goldschatz als die Bürg¬ 
schaft für ihre Macht. So ist es fast, als ob das Gold den Men¬ 
schen die seelische Bereitschaft zur Gemeinschaft raube und damit 
auch die Staaten zum Neide aufeinander treibe, als ob der Gold¬ 
schatz, auf dem sie sitzen, das Sinnbild ihrer habsüchtigen Un¬ 
verträglichkeit sei. 

Daß die Goldwähiung in eine Zeit materialistisch-individualisti¬ 
schen Denkens, in die Zeit der Gewinnsucht und des Protzentums 
fällt, sollte zu denken geben. Auch die Theorie der Goldwährung 
ruht ganz in der materialistischen Vorstellung, daß man nur 
Güter von materiellem, stofflichem Wert schätze und deshalb auch 
nur mit solchen Gütern andre Güter ein tauschen könne. Aus 
dieser grobsinnlichen Auffassung heraus muß dann freilich ge¬ 
fordert werden, daß das Geld metallischen Beigeschmack, in heu¬ 
tiger Zeit also Goldwert haben müsse. 

Das Geld aber hat seiner Natur nach gar nichts mit dem Staat 
und seiner Zwangsgewalt zu tun. Seine Bedeutung liegt lediglich 
darin, daß die Wirtschaftenden darauf vertrauen, daß sie mit 
dem, was als Geld gilt, kaufen können, was sie brauchen. Wor¬ 
auf beruht min dieses Vertrauen? Das Geld ist ein Gut, das jeder 
zu nehmen pflegt in dem Vertrauen, dafür gewisse ihm wertvolle 
Befriedigungsmittel einkaufen zu können. Als solches allgemeines 
Tauschmittel ist das Geld eine Ware, nämlich ein für den Ver¬ 
kehr bestimmtes Kostengut, kein Befriedigungsmittel, aber eine 
Ware besondrer Art: während die Bestimmung aller andern Waren 
doch die ist, meist reicht bald wieder aus dem Verkehr zu ver¬ 
schwinden und verbraucht zu werden, soll das Geld dauernd 
hn Verkehr bleiben. Auf dieser Eigenschaft als „ewige Ware“ 
beruht seine allgemeine Beliebtheit; vermag es doch alle Güter 
einzutauschen und somit die Bedarfsbefriedigung der Wirtschaft 
sicherzustellen. 

Gewiß entstand die Beliebtheit des allgemeinen Tauschmittels 
Geld dadurch, daß es einen allgemein anerkannten Stoffwert hatte, 
weil eben deshalb jeder annehmen konnte, daß es jeder andre 
auch für sich selbst als Stoffwert gebrauchen könne und es 
deshalb jeder nehmen würde. Wenn man nun daraus folgert, 
daß auch heute noch der Stoffwert des Gelds, also sein Goldgehalt, 
der Grund des Vertrauens sei, so übersieht man doch dabei, daß 
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im Wechsel der Zeiten sich auch die Grundvorstellungen ändern 
und oft unbemerkt andre Gründe unterschoben werden. Längst 
ist die Vorstellung der allgemeinen Brauchbarkeit des Gelds als 
Stoffwert einer andern Vorstellung gewichen: ist das Gut einmal 
allgemeines Tauschmittel geworden, so tritt bald der Gedanke, 
daß man mit dem Tauschmittel ein Mittel habe, seine Umsätze 
zu berechnen, derart in den Vordergrund, daß das Vertrauen m 
die Beständigkeit des Stoffwerts ganz zurücktritt: das Geld wird 
zur Rechnuugseinheit. Seine Beständigkeit als Rechnungseinheit 
ist die Hauptsache. 

Wenn wir uns vor Augen halten, das von den wirtschaft- 
tenden Menschen die Kosten hiit dem Nutzen verglichen werden, um 
ein möglichst reichliches Einkommen zu erzielen, mithin die Rech¬ 
nungseinheit für alle diese Vergleiche und Erwägungen nach dem 
Einkommen eines jeden Wirtschafters bewertet wird, so dürfte es 
nicht mehr zweifelhaft sein, daß weder Goldwert, noch staatlicher 
Zwang, sondern die Beständigkeit und Natürlichkeit der Einkommen 
die Grundlage für das Geld bilden. Natürlicher Verlauf des 
Wirtschaftslebens, geregelte Arbeit und Tätigkeit, aber nicht Gold 
sind die Grundlagen der Währung und damit auch der geregelten 
Preisbildung. 

Kommt alles auf die Beständigkeit der Rechnungseinheit an 
und hängt diese durchaus von der Stetigkeit der Einkommen ab, 
so ist nicht einzusehen, weshalb der Staat einen Goldschatz zur 
Aufrechterhaltung seiner Währung haben soll. Eine goldlose 
Papierwährung wird die Stetigkeit der Geldrechnungseinheit wah¬ 
ren können, wenn dem Staate nicht erlaubt ist, durch beliebige 
Ausgabe von papiemer Währung die natürlichen Einkommens¬ 
bewegungen zu stören und dadurch die Rechnungseinheit zu er¬ 
schüttern. So hat auch die Goldschatzwährung nur einen ein¬ 
gebildeten Wert: Nicht der sichre Besitz des Gelds, sondern 
der Ertrag ist das Ziel der Wirtschaft. Die Rechnungseinheit 
läßt sich nicht mit Gold „decken“; aber der Goldschatz ver¬ 
führt den Staat zu künstlichen Eingriffen in die volkswirtschaft¬ 
lichen Beziehungen, durch deren Störung trotz dem Goldsdhatz 
das Geld entwertet werden kann. So gewiß es ist, daß das all¬ 
gemeine Mißtrauen gegen das Papiergeld nicht so bald verschwin¬ 
den wird, daß man von dem Aberglauben an die Macht des Golds 
nicht eher lassen wird, als bis die Staaten selbst durch gerechtes. 
Wirtschaften den Beweis der Ueberflüssigkeit des Golds als 
Geldmittel erbringen, so gewiß ist doch die Berechtigung des 
Wunschs: es gehöre die Entthronung des Golds zu den*kommenden 
Dingen des neuen Europas, der neuen Welt. 
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Oberlehrer Dr. KARL HEDICKE: 

Eine deutsche Auslandshochschule und 
das Studium der Fremdvölker. 

I M Jahre 1917 wurde von der Regierung dem Reichstage eine 
„Denkschrift über den Ausbau des Orientalischen Seminars zu 
einer deutschen Auslandshochschule und über die Förderung der 
Auslandsstudien“ vorgelegt. Sie ist von dem jetzigen Unter¬ 
staatssekretär im preußischen Unterrichtsministerium, C. H. Becker, 
verfaßt und bemüht sich, nicht nur den Forderungen der Par¬ 
teien und dem Verlangen der Oeffentlichkeit nach Vertiefung 
des Auslandsstudiums, sondern auch den vorläufigen Lehren des 
Krieges gerecht zu werden. Sie erkennt Bedeutung und Not¬ 
wendigkeit durchaus an, ja bezeichnet als Ziel neben einer er¬ 
weiterten Vorbildung der Auslandsbeamten und wirklichen Aus- 
landsinteressenden die Erziehung des Deutschen zum weltpolitisch 
gebildeten Staatsbürger: „Auslandskenntnisse seien bei einem Welt¬ 
volk ein unentbehrlicher Bestandteil der nationalen Bildung“. Ge¬ 
rade weil die Weckung außenpolitischen Interesses und Ver¬ 
ständnisses in der Heimat eine breite Grundlage erfordert, lehnt 
sic die Errichtung einer besondern Auslandshochschule ab; Kosten, 
Mangel an geeignetem Lehrpersonal, geringe Hörerzahl und vor 
allem die Nichtzuständigkeit des Reichs gelten als weitre Gründe 
für die Ablehnung. Vom Standpunkt der Dezentralisierung aus 
und in dem Bestreben, an Vorhandenes anzuknüpfen, wird den 
einzelnen Universitäten die Aufgabe zugewiesen, die Auslands¬ 
studien dem akademischen Studienplan einzugliedem, durch Zu¬ 
sammenarbeit aller Fakultäten eine staatswissenschaftliche Allge¬ 
meinbildung der Studenten sicherzustellen, und durch Neu¬ 
gruppierung und Zusammenfassung der alten Wissenschaften dem 
Spezialisten die Beschäftigung mit der Sprache, mit den staatlichen,, 
wirtschaftlichen und kulturellen Verhältnissen einer fremden Nation 
zu ermöglichen. Sachverständige sollen zu Gastvorträgen heran¬ 
gezogen, an einzelnen Universitäten sollen bestimmte Gebiete der 
Auslandskunde besonders gepflegt werden. Becker verkennt die 
Schwierigkeiten nicht, die der Einordnung in den alten Universitäts- 
betrieb und der neuen Gliederung der Wissenschaften nach Kultur¬ 
kreisen entgegenstehen; er vertraut aber auf die Einsicht und 
Bereitwilligkeit der Professoren und Studierenden. 

Die Vorschläge der Denkschrift, deren Ausführung nur geringe 
Geldmittel erforderte, sind dann in die Praxis umgesetzt worden. 
Die preußischen Hochschulen haben allgemein Vorlesungen zu dem 
Zwecke, „das staatswissenschaftliche Verstehen der Gegenwart“ 
zu fördern, eingerichtet und sie zu einer besondern Abteilung 
zusammengeschlossen, an der Vertreter aller Fakultäten beteiligt 
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sind. So kündet z. B. die Universität Halle unter der Ueberschrift: 
Kolonial- und Auslandswissenschaften, Vorträge und Uebungen 
über Kolonialgeschichte, Tropenhygiene, Soziologie, Völkerpsycho¬ 
logie, Missionswissenschaft, Auslandsdeutschtum u. a. für das 
Sommerhalbjahr 1920 an. Außerdem ist der Kreis der modernen 
Sprachen, die gelehrt werden, erweitert worden, und dadurch, daß 
frühere Vorträge und Forschungen auf Kosten des Staats gedruckt 
sind, ist die Entstehung einer außenpolitischen Literatur in deut¬ 
scher Sprache, die auch weitem Kreisen zugänglich ist, wenig¬ 
stens angebahnt. 

Die Denkschrift wurde von' der öffentlichen Meinung als ein 
wertvolles Dokument und als ein großzügiges Programm bezeich¬ 
net; ihre Tendenz, das deutsche Volk, voran die studierende Ju¬ 
gend, mit weltpolitischem Denken zu erfüllen, und dadurch einen 
unentbehrlichen Resonanzboden für die Außenpolitik des Reichs 
zu schaffen, wurde von allen Seiten als aussichtsreich anerkannt. 
Leopold von Wiese erhoffte davon eine Erziehung zur Sachlich¬ 
keit, zur realistischen Beurteilung der WeJt, die sich freimacht 
von Vorurteilen und Affekten; Borbein versuchte in seinem Buche: 
Auslandsstudien und neusprachlicher Unterricht 1917, auch die 
Schule in den Dienst dieser Aufgabe zu stellen, um jenen Studien 
eine möglichst weitgehende Auswirkung zu sichern. Doch schon 
die Denkschrift selbst stellte fest, daß damals die Zeit noch 
nicht gekommen sei, „über die unmittelbaren praktischen Bedürf¬ 
nisse hinaus die Grundlinien für ein das Ausland im allgemeinen 
umfassendes Unterrichtssystem zu entwerfen“, und machte eine 
endgültige Reglung der Frage von dem Ausgange des Kriegs 
abhängig. Aber schon 1918 drang das preußische Abgeordneten¬ 
haus von neuem auf Errichtung von Auslandshochschulen und 
die Oberste Heeresleitung schloß sich ihm aus militärischen Grün¬ 
den an. Auch die Oeffentlichkeii beschäftigte sich weiter durch 
Wort und Tat mit dem Plan; in seiner Broschüre: Die deutsche 
Auslandsschule und die Vorbildung ihrer .Lehrer (Hamburg 1917) 
erörterte Fr. von Börstel die Notwendigkeit eines besondern 
Studiengangs und schlug dafür das Hamburger Kolonialinstitut 
vor; das deutsche Auslandinstitut Stuttgart wurde gegründet zur 
Kunde des Auslandsdeutschtums und der Förderung deutscher 
Interessen im Ausland. Das Problem der Organisation war also 
durch die Denkschrift vom März >1917 nicht abschließend gelöst, 
seine Erörterung wollte nicht zur Ruhe kommen. Deshalb hat 
die preußische Unterrichtsverwaltung unter Minister Haenisch eine 
ihrer Abteilungen damit beauftragt, die Entwicklung der An¬ 
gelegenheit dauernd zu überwachen. 

Tatsächlich hat nun C. H. Becker selbst in erster Linie dazu 
beigetragen, daß einer der Hauptgründe für die Ablehnung einer 
Auslandshochschule, die Unzuständigkeit des Reichs nämlich, jetzt 
fortgefallen ist. Unter dem Einfluß seiner, der deutschen National- 
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Versammlung überreichten Denkschrift (abgedruckt in den „Kultur¬ 
politischen Aufgaben des Reichs 1919“) sind dem Reich wichtige 
Rechte auf dem Gebiet der Kulturpolitik zugestanden und in der 
Verfassung festgelegt worden. Nichts hindert also mehr, ja alles 
drängt darauf hin, an die Begründung einer Reichsanstalt heran¬ 
zutreten, wenn man sich den von dem hervorragenden Kultur¬ 
politiker ausgesprochnen Grundsatz zu eigen macht, daß „Kultur¬ 
politik eine bewußte Einsetzung geistiger Werte im Dienste des 
Volkes oder des Staates ist zur Festigung im Innern und zur 
Auseinandersetzung mit andern Völkern nach außen“, und wenn 
man erwägt, daß Deutschland nach seinem Zusammenbruch um 
seiner Behauptung in der Welt willen ausschließlich auf die 
werbende Kraft seiner Ideen angewiesen ist. Dazu kommt, daß 
Becker in seinen „Gedanken zur Hochschulreform“ von dem 
richtigen Betrieb der Auslandsstudien Synopse, soziologische Be¬ 
trachtung verlangt und davon eine segensreiche Wirkung auf die 
gesamte Wissenschaft für das Erwachen des Willensi zur Syn¬ 
these sich verspricht, und daß er eine „Eoole libre des Sciences 
politiques“, sowie Zwischenglieder zwischen den alten Hoch¬ 
schulen und einem erst noch zu schaffenden neuen Volkshoch¬ 
schultyp als Schrittmacher und Versuchsanstalten fordert. Die 
wirksamsten Ideen aber, die das deutsche Volk einzusetzen hat, 
um sich aus der Unterjochung des westlichen Kapitalismus zu 
befreien, sind die Ideen des Sozialismus. Es muß im Innern 
seine Rettung finden „im gemeinschaftlichen Wirken, in der ge¬ 
nossenschaftlichen Arbeit des Volkes, in der sozialistischen Energie¬ 
entfaltung der Besten und Edeln der Nation. Nur als Pionier 
genossenschaftlicher Arbeit, sozialer Disziplin und erfolgreicher 
Sozialisiemngsmethoden wird es Deutschland wieder möglich wer¬ 
den, sich Existenzberechtigung, Geltung und Achtung (nach außen) 
zu verschaffen“. (Schluß folgt.) 


Dr. KARL. FRIES: 

Shakespeares Politik. 

D IE „Caesar“premiere im Großen Schauspielhaus gab Gelegen¬ 
heit zu allerlei Betrachtungen über den politischen Unterton 
des englischen Römerdramas. Caesar erscheint als Mac- 
chiavellist, der wohlbeleibte Männer sehen, also die Menschen 
nicht ihrer selbst, sondern seinetwegen beherrschen will. Man 
wundert sich vielleicht über den Dichter des „Coriolan“, der mit 
tiefster Ueberzeugung, ganz aus dem Innern, die Plebs verachtet 
und auf seiten seines aristokratischen Helden steht. Und wenn 
sich der Dichter gewiß nicht mit Casca identifiziert, so klingt 
doch aus der Verachtung, mit der die Menge beim Luperkalienfest 
charakterisiert, ein so unsozialer, geradezu volksfeindlicher Ton, 
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•wie ihn nur eigne Empfindung zuwege bringt, oder die Absicht, 
ähnlichen Gefühlen andrer entgegenzukommen. Sollte es sich 
nur um historische Maske handeln, so könnte doch auch einmal 
die entgegengesetzte Richtung zu Worte kommen, das ist aber 
kaum irgendwo der Fall. Im „Caesar“ gibt es nur das eine Pro¬ 
blem, wie man die Menschen beherrscht und zu seinen Absichten 
leitet. Wie wetterwendisch und gemein erscheint die Masse, wenn 
sie erst dem Brutus/dann dem Antonius zujubelt. Sie ist absolut 
unpersönlich und unwesentlich, alles Schwergewicht und Inter¬ 
esse des Dichters beruht auf den sie lenkenden Rednern. Heute 
würde die Volksmasse eine wichtigere, vielleicht die Hauptrolle 
in einem „Caesar“drama spielen; die von Caesar gegen die Aemter- 
und Geldaristokratie in Schutz genommene Masse, die dem toten 
Schützer wohlweislich zujubelt, wäre ein trefflicher Held. Bei 
Shakespeare sind die Leute nur durch das Testament entzückt, 
•weil ihnen der Imperator etwas Geld und Nießnutz seiner Gärten 
zusichert, also bettelnde Lumpen und Schmarotzer, die gesinnungs¬ 
los dem Geldspender nachlaufen, ohne eine Spur von Selbst¬ 
gefühl und Standesehre. Dabei darf man nicht vergessen, daß der 
Bauernkrieg in Deutschland und analoge Erscheinungen überall, 
auch in England, längst bekannt und zeitgemäß waren. Man 
müßte einmal eine Psychologie des Volks bei Shakespeare schreiben, 
es käme nicht viel Erbauliches heraus, hauptsächlich Mantel¬ 
trägerei und Bettelei, gänzlicher Mangel an Rückgrat. Ja, es 
fehlt auch jeder Ansatz, jedes Interesse daran, die Masse irgend 
zu charakterisieren oder irgendein Gefühl des innem Bezugs zu 
ihr. Es sind das möglichst verächtlich, schmutzig und unästhetisch 
geschilderte Lungerer und Tagediebe, jeder Würde bar, Land¬ 
streicher, Gesindel, kurz: Pöbel. Urnen steht die Blüte der Mensch¬ 
heit, die Fürsten und Herren, gegenüber. 

Das Volk also spielt keinerlei Rolle, aber auch die Fürsten 
haben kein allgemeines Gefühl, keinen umfassenden Gedanken, 
sie streiten um Macht, nicht um Ideen. Die größte Seele, die 
Shakespeare gelingt, ist Hamlet. Auch er erhebt sich nicht über 
rein Persönliches. Er spottet zwar der seelischen Krüppel wie 
Rosenkranz und Güldenstem Oder der Idioten wie Polonius, sie 
sind ihm Schmeichler, Schmarotzer, lügnerische Panegyriker. Er 
verachtet sie nicht, wie der junge Schiller den Kalb als Pasquill 
auf die Menschheit hinstellt, als Beschränkte, die nur den eignen 
Vorteil, nicht das Heil der Menschheit im Auge haben. Hamlet 
verachtet die Schmeichler mit einem Worte nicht, weil die all¬ 
gemein menschlich minderwertig sind, also aus idealem Schmerz, 
sondern vom Standpunkt des Fürsten aus. Nun lesen wir in 
Nioolo Macchiavellis Principe ein Kapitel: „Wie Schmeichler'zu 
fliehen sind“ (23, Oppeln-BronUcowski). Darin schildert der Flo¬ 
rentiner das: Unheil, das dem Fürsten von Schmeichlern und 
selbstsüchtigen Ratgebern erwachsen kann. Er solle lieber selbst 
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weise sein und alles tun, um guten, aufrichtigen Rat zu erhalten, 
zugleich aber auf Wahrung . . .seiner Autorität bedacht sein und 
den Ratsherren keinen zu großen Einfluß einräumen. Kurz, 
allerlei Rezepte, suggestiv zu wirken und den Eindruck seiner 
Bedeutung zu unterstreichen, ohne jeden Gedanken an wirkliche 
Regentenpflichten oder eines L’art pour Part der Regierung. Diese 
ist ausschließlich ein Mittel, ein Instrument zur Erlangung der 
Macht. Macht ist alles, Staat Herrschaft, Niederhaltung und Blen¬ 
dung des Volks ist höchste Aufgabe. Aus solchen Ansichten 
heraus haßt Hamlet die Schmeichler, als künftiger König, durchaus 
nicht aus moralischer Geringschätzung, die überhaupt keinen Stand¬ 
punkt dabei bildet. 

Alle Werke Shakespeares atmen diesen Geist, man muß den 
Maccbravelli lesen, eHe man an Shakespeare herantritt; ohne diesen 
ist er unverständlich, der Florentiner umgrenzt zugleich Shake¬ 
speares politisches Denken. Das war aber die Stimmung überhaupt. 
Macbeth ist machtlüstem, Richard III. scheut kein Mittel der 
Gewalt oder Heuchelei, zur Macht zu gelangen. Caesar sonnt sich 
hi sebier Herrschaft, nur diese ist groß an ihm, menschlich 
ist er ganz arm, auch als Feldherr wird er in keiner Weise 
hervorgehoben, wir erfahren überhaupt nichts Großes von ihm, 
er könnte im Drama ein ganz unfähiger Mensch sein, der nur durch 
politische Klugheit zur Macht gelangt ist. Die Intrige herrscht, 
die Simulation, die zur Potenz schleicht, so die Komödie am 
Luperkalienfest. Das ist den kleinen Fürsten Italiens abgelauscht, 
wenn der Vorgang auch bei Plutarcb steht. Lebendig wird er 
erst beim Gedanken an Florenz, Pisa, Bologna oder Rom. Timon 
von Athen ist kein Philosoph, der sich mit Ekel von den Menschen 
abwendet, weil sie überhaupt schlecht sind, sondern weil sie 
ihn geschädigt haben, obwohl hier noch am ehesten, in An¬ 
lehnung an Griechisches, von einer Philosophie geredet werden 
könnte. 

Shakespeare lebt in einer Zeit, in der der Despotismus der 
kleinen Fürsten erwacht. Die Kirche hat abgewirtschaftet und 
spielt bei dem Dichter keine Rolle. Das Fürstentum, anschwellend 
za der Gipfelerscheinung Ludwigs XIV., ist auf dem Marsch, und 
seine Gedanken, seine Mittel, die weltliche Souveränität zu sta¬ 
bileren, bilden den Denkinhalt aller Politiker. Es gab auch andre, 
große Menschen, wie Bruno, aber sie scheiterten im Feuer. Die 
Asketen und Ekstatiker wetterten und schwärmten auch nur gegen . 
Papismus und Klerisei, gegen Hierarchie und priesterlichen Mac- 
chiavellismus. Der Florentiner gab den Fürsten die Mittel in 
die Hand, denen sich bisher die Kirchie unbemerkt bedient hatte, 
und man freute sich der jungen Kunst und ihrer ungeahnten 
Erfolge, die sich gegen das Kaisertum und die Kirche so glän¬ 
zend bewährten. Die absolute Monarchie war im Entst^en be- 
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griffen, und als Monarchisten müssen wir Shakespeare ansprechen. 
Er lebte offensichtlich in macchiaVH! istisch gesinnten Kreisen, 
verkehrte viel, wir wissen es, mit dem Adel und sprach dessen 
Gesinnungen aus, so selbst ein ganz klein wenig mit Rosenkranz 
und Güldenstern verwandt, jedenfalls darin, daß allgemeinere, 
die Hofsphäre kreuzende oder übertretende Anschauungen bei 
ihm nicht zu finden sind. Macht ist höchstes, erstrebenswertestes 
Gut, und alle erdenklichen Mittel werden gezeigt, wie man sie 
erlangt. Caesar ist eigentlich ein Schwächling, aber die politische 
Komödiantenkunst hat ihn auf den Thron gehoben. Bei Caesars 
Fall wird kein menschlicher Gedanke ausgelöst, es handelt sich 
uni einen politischen Akt, der Fürst ist gefallen, weil er nicht 
die richtigen Mittel angewandt hatte, die Volksgunst zu erlangen. 
Ein tiefer Freiheitsdrang ist auch bei Brutus nicht vorhanden, es 
sind bei ihm hauptsächlich politische Erwägungen, die zur Tat 
führen. Das ganze ist ein Tyrannensturz, gleichsam zur Warnung 
allzu despotischer Herrscher geschrieben, ohne den Gesichts¬ 
punkt allgemeiner Freiheit. Ein Volks- oder vielmehr Adels¬ 
bedrücker wird gestürzt, weiter nichts. Was hätte Schiller nach 
Rousseau alles hineinempfunden, unhistorisch, aber menschlich 
groß! Ferner sind die antik-römischen Parteien bei Caesar in 
keiner Weise charakterisiert. Die Geschichte selbst war viel 
politischer, und moderner als Shakespeare weiß. Das Volk spielte 
eine mächtige Rolle. Caesar wurde über Gracchus und Catilina 
der Exponent der Demokratie, während Pompejus zur Pluto- 
kratie und zum Kapitalismus überging. Der Demokrat und So¬ 
zialist als Präsident vertritt das Volk: Bourgeoisie und Kapital 
bringen ihn um. Von alledem verlautet bei Shakespeare keine 
Silbe, da der demokratische Ton im Mittelalter ganz verhallt war 
und eben aus dem Papismus der Monarchismus und Absolutismus 
sich zu entwickeln begann. So konnte Shakespeare den Plutarch 
gar nicht verstehen, so mußte das historische Zerrbild sich ent¬ 
wickeln, das wir wegen seines dichterischen Werts und als Denk¬ 
mal der Renaissancezeit und ihrer Anschauungen so hoch stellen 
müssen. Füi jene Zeit galt, daß „der Dichter mit dem Fürsten 
gehe“, heut geht der Dichter mit dem Volke, und steht darum 
wahrlich nicht weniger auf der Menschheit Höhen! 


Die Konjunkturwende. 

S CHNELLER als man gedacht, hat die Hoch- und Scheinkonjunktur 
ein jähes Ende gefunden.. Heute liegt das Wirtschaftsleben an vie¬ 
len Stellen schon in Agonie., Zunächst der Preissturz am Warenmarkt. 
Bei Hafer und Hülsenfrüchten ein Preisrückgang um etwa 50 Prozent 
gegenüber dem Höchststand im März. Schärfer noch ist der Rückgang 
bei Futtermitteln. Vom Metallmarkt (außer Eisen) gilt ähnliches, er 
untersteht denselben Einflüssen wie der sonstige Warenverkehr. Am Häute- 
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und Fellmarkt sind die maximalen Preisrückgänge etwa 70 Prozent. 
An sich betrachtet, ist dieser Preissturz vom reinen Konsumentenstandpunkt 
aus überaus erfreulich — so aber darf die Sache nicht betrachtet werden, 
auch wenn es als ein ganz besondrer Aktivposten zu buchen ist, daß 
das Heer der Schieber und Wucherer (und deren Praktiken reichen weit 
über die Grenzen des illegitimen Handels hinaus!) nunmehr auf seinen 
Hamstervorräten sitzen bleibt und herbe Vermögenseinbußen erleidet. 
Das ist wie gesagt volkswirtschaftlich .überaus erfreulich und reinigt und 
kfihlt eine überhitzte Temperatur. Aber die bedenklichen Rückwirkungen 
auf die Industrie! Das Kaufen um jeden Preis zur Zeit der Katastrophen¬ 
hausse und der Markflucht ist heute abgelöst durch einen stillen, aber 
zähen Käuferstreik. Zum guten Teil. spielt hier allerdings ein Sinken der 
Kaufkraft mit, vielleicht auch die Tatsadle, daß der allerdringendste 
Ausstattungsbedarf der im Krieg abgewirtschafteten Haushalte zunächst 
einmal, wenn auch notdürftig genug, befriedigt ist. Aber zum über¬ 
wiegenden Teil beruht die Käuferunlust auf der Erwartung sinkender 
Preise, die inzwischen an einzelnen Stellen schon eingetreten sind, wenn 
sich auch breite Kreise über die Stärke dieses Preisabbaus allzu illusori¬ 
schen Hoffnungen hingeben. Nun sitzt der Detaillist auf seinem Lager 
fest, beim Grossisten bleiben die Bestellungen aus und der Fabrikant 
bleibt ohne Aufträge. Der ganze Zirkulationsprozeß der Volkswirt¬ 
schaft gerät ins Stocken. Zu diesem Drude eines abflauenden Inland¬ 
geschäfts kommt ein andrer Druck, dem die Industrie, soweit sie ex¬ 
portiert, von seiten des Auslandsmarkts ausgesetzt ist. Auch hier wird 
man kaufunlustig, weil die Vorteile, die die kaufkräftigsn fremdländischen 
Valuten gegenüber dem beispiellosen Tiefstand der deutschen Mark für 
billigen Bezug aus Deutschland boten, mit dem Steigen der deutschen 
Valuta unrettbar dahrnschwinden. Zu den Absatzschwierigkeiten im Innern 
treten die Exportschwierigkeiten. So erfreulich also das Steigen des 
Markkurses ist, reine ungetrübte Freude vermag man darüber nicht zu 
empfinden. Im Schuhgewerbe — im niederrheinischen' sowohl als in 
den Industrien von Pirmasens, Weißenfels, Frankfurt a. M. — sind 
scharfe Betriebseinschränkungen, teilweise sogar schon Arbeiterentlassungen 
erfolgt. In der Baumwollindustrie ist die Hochkonjunktur gleichfalls zu 
Ende. Die Wuppertaler Textilbranche klagt über das Ausbleiben jeglicher 
Neubestellungen. In der Möbelindustrie, in der Sägeindustrie und Metall¬ 
branche herrscht ebenfalls Geschäftsstockung. Bedenkliche Meldungen 
kommen aus dem vogtländischen Industriebezirk, jener hartgeprüften 
Gegend. Noch ist der Name Holz, dessen Räubertum nur auf dem Boden 
wirtschaftlicher Not gedeihen konnte, nicht vergessen. Der Stillstand 
der Stickerei-, Spitzen- und Weißwarenindustrie droht dort allgemein 
zu werden. 

Man wird zunächst abwarten müssen, ob die Betriebseinstellungen 
und Arbeiterentlassungen größeren Umfang annehmen, ob wir wirklich 
am Vorabend einer großen ökonomischen Krisis stehen. Dann wachsen 
die sozialen Gefahren natürlich riesengroß. Staat und Gemeinden werden 
Behelfsmaßnahmen ergreifen müssen. Notstandsarbeiten großen Stils 
müssen dann unverzüglich in Angriff genommen werden. Denn man 
vergesse das eine nie — hinter einer schweren Wirtschaftskrisis mit. 
Massenarbeitslosigkeit steht das Gespenst einer neuen Revolution, steht 
Zusammenbruch alles dessen, .was seit dem Frieden mit Mühe und Not 
geschaffen ist. 
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Eingelaufene SchHften. 


Eine ernste Warnung aber ergeht an Industrie und Handel. Kommen 
beide aus ihrem allzu privatprofitwirtsdiaftlichen Gesichtskreis nicht endlich 
heraus, dann beschwören sie selber Gefahren herauf, die auch kein 
„starker Mann“ mehr bannen kann. Sie müssen sich umstellen von der 
Erzeugung überflüssiger Güter, zu deren Konsum wir viel zu verarmt 
sind, zur Herstellung von Lebensnotwendigem für die breiten Massen. 
Luxusproduktion (das Wort Luxus is heute so extensiv als nur möglich 
zu interpretieren!) können wir uns nur für die Bedürfnisse eines unmittel-' 
baren Exports erlauben. Bisher aber schien es, als stünde Industrie 
und Handel einzig und allein im Dienst des neuen Reichtums, dem man 
dazu behilflich sein wollte, seinen Papiermarkreichtum in teuersten Erzeug¬ 
nissen „anzulegen“, um das schnell erworbene Vermögen dem Zugriff 
des Steuerbeamten zu entziehen. Wer das Geschäft anläßlich der Leipziger 
Frühjahrsmesse beobachtet hat, hat mit Erschrecken feststellen können,, 
welcher Luxus und Firlefanz sich in einem verarmten Land wie dem 
unsrigen breit machen konnte. Am Ziel einer Bedarfsdeckungswirtschaft 
kann auch profitwirtschaftlicher Handel und Industrie in einer zerrütteten 
und verarmten Wirtschaft nicht ganz vorübergehen. Labor. 


Eingelaufene Schriften. 

Karl Marx und Friedrich Engels: Berichte an die Internationale Arbeiter¬ 
assoziation über Michael Bakunin. (Karl Marx oder Bakuttin? Demo¬ 
kratie oder Diktatur? Eine Kampfschrift gegen den Bolschewismus. 
Mit Geleitwort und Erläuterungen von Wilhelm Bios.) Volksverlag 
für Wirtschaft und Verkehr. Stuttgart 1920. 

Eduard Stadtier: Diktatur der sozialen Revolution. Verlag K. F. Köhler. 
Leipzig 1920. Preis 13 Mark. 

Dr. Otto Hugo, M. d. N.: Der wirtschaftliche Niedergang. Staatspoliti¬ 
scher Verlag. Berlin SW, Friedrichstraße 226. Preis 2,50 Marie. 
Die deutsche Schulreform. Ein Handbuch für die Reichsschulkonferenz. 
Herausgegeben vom Zentralinstitut für Erziehung und Unterricht. 
Verlag Quelle & Meyer, Leipzig 1920. Preis 22,50 Mark. 

Professor Dr. August Messer: Fichte: Eine Einführung in seine Schriften . 

Verlag Quelle & Meyer. Leipzig 1,920. Preis 6,60 Mark. 

Georg Hörman: Alldeutscher Narrenspiegel. Ein Vademekum für zu¬ 
künftige Wahlen. Verlag H. R. Engelmann. Berlin W 15. 

Professor Dr. A. Manes: Der deutsche Regierungsentwurf für ein 
Weltarbeiterrecht. Verlag H. R. Engelmann. Berlin W 15. 

Franz Turba: Das Nationalitätenproblem und der Völkerbund. Verlag H. 
R. Engelmann. Berlin W 15. 


Druckfehlerberichtigung. 

Die Leser werden ersucht, folgendes zu berichtigen: In der „Glocke“ 
Nr. 8 vom 22. Mai, Seite 205, erste Zeile, muß es heißen: „Beim 
Weggehen sprach Helfferidi zu mir: Also, wir verhandeln noch wegen, 
der Erklärung. Ich: Nein, Exzellenz, wegen der Erklärung gibt’s nichts, 
mehr zujerhandeln.“ 
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Wir empfehlen nachstehend verzeichnete Werke von 


Karl Kautsky 


Der Ursprung des Christentums. Eine historische Unter¬ 
suchung von Karl Kautsky. 8. Tausend. Preis gebunden M. 15.— 

VorlSuffer des neueren Sozialismus. Von Karl Kautsky. 

Dritte unveränderte Auflage. 

Erster Band: Kommunistische Bewegungen Im HlttelaKer. 

Preis gebunden M. 10.50 

Zweiter Band: Der Kommunismus In der deutschen Reformation. 

Preis gebunden M. 10.50 

Karl Marx’ ökonomische Lehren. Von Karl Kautsky. 

Sechzehnte Auflage. Preis gebunden M. 10.50 

Das Erfurter Programm. Von Karl Kautsky. Vierzehnte 
Auflage. Preis gebunden M. 10.50 

Thomas More und seine Utopie. Von Karl Kautsky. 

Dritte Auflage. Preis gebunden M. 10.50 

Ethik und materialistische Geschichtsauffassung. 

Von Karl Kautsky. 9. Tausend. Preis gebunden M. 10.50 

Vermehrung und Entwicklung in Natur und 
Gesellschaft. Von Karl Kautsky. Preis gebunden M. 10.50 

Die Klassengegensötze im Zeitalter der franzö¬ 
sischen Revolution. Von Karl Kautsky. Dritte Auflage. 
Preis kartoniert M. 3.— 

Parlamentarismus und Demokratie. Von Karl Kautsky. 

Zweite, durchgesehene und vermehrte Auflage. Preis kartoniert 
M. 3.— 

Die Vereinigten Staaten Mitteleuropas. Eine volks¬ 
wirtschaftliche Studie von Karl Kautsky. Preis M. 2.— 

Die Befreiung der Nationen. Von Karl Kautsky. Vierte 
Auflage. Preis M. 2.— 

Serbien und Belgien in der Geschichte. Historische 
Studien zur Frage der Nationalitäten und der Kriegsziele von 
Karl Kautsky. Preis M. 3.— 

ElsaB-Lothringen. Eine historische Studie von Kali Kautsky. 

Preis M. 3.— 
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von 

Dr. von Ungern-Sternberg 

PREIS MK. 3 


* 

In der Schritt wird nachgewiesen, 
daß die Wiederaufnahme der wirtschaftlichen Be¬ 
ziehungen zwischen Deutschland und Rußland ein dringendes Erfor¬ 
dernis sowohl der deutschen wie der russischen Wirtschaftspolitik ist. 
Alle dagegen erhobenen Einwände werden einer 
eingehenden Prüfung unterworfen. 
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DIE GLOCKE 

11. Heft 12. Juni 1920 6. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


M. BEER: 

Die Problematik der Juniwahlen. 

I M Augenblick der Niederschrift dieser Zeilen ist das Wahl¬ 
ergebnis nur zum Teil bekannt. Das teilweise Bekannte genügt 
jedoch, um uns zu gestatten, auf das Unbekannte zu schließen 
und uns ein allgemeines Urteil über die Wirkung und die Problem¬ 
stellung dieser merkwürdigen Juniwahlen zu bilden. 

Die Koalitionsparteien gehen erheblich geschwächt aus dem 
Kampfe hervor, während die Opposition rechts und die Opposition 
links bedeutende Gewinne zu verzeichnen haben. Die Koalition, 
die Brücke zwischen den sich gegenüberstehenden Klassen, verlor 
an Weilern und Trägern: die Kluft wird sichtbar. Die deutsche 
Nation polarisiert sich in Sozialisten und Niditsozialisten, in 
positive und negative Kräfte. 

Hart und schwer sind besonders die Verluste der demokratischen 
Partei — der Partei des nationalen Ausgleichs und der Ideen. 
Etwa 40 v. H. ihrer Bannerträger sind auf der Walstatt geblieben. 
Die Demokratie ist ihrem theoretischen Wesen nach für nationale 
Gleichartigkeit und gegen Klassenherrschaft. Ursprünglich war 
sie der politische Ausdruck, die politische Wirklichkeit wenig 
differenzierter kleiner Gemeinwesen, hauptsächlich bäuerlicher Ge¬ 
meinschaften. Mit der Entfaltung und Zerklüftung der Gesell¬ 
schaft und ihrer wirtschaftlichen Betätigung machte sie der Adels¬ 
herrschaft und der Plutokratie Platz, um — sobald die unteren 
Klassen zahlreich und mächtig wurden — zum Ideale des mensch¬ 
lichen Zusammenlebens zu werden. Es ist jedoch selbsitverständlidi, 
daß die Demokratie politisches Ideal bleiben muß, solange die 
wirtschaftliche Grundlage der Gesellschaft keine gleichartige ist. 
Erst auf dem Boden der wirtschaftlichen Gleichheit kann die 
Demokratie den politischen Ueberbau der Gesellschaft bilden. Ist 
die wirtschaftliche Gleichheit nicht vorhanden, so bleibt die Demo¬ 
kratie eine Idee. Und, wie der junge Marx schon deutlich 
sah: „Die Idee blamierte sich immer , soweit sie vom Interesse 
unterschieden war.“ Und sie hat sich auch in diesen Juniwahlen 
nicht mit Lorbeeren bedeckt: das kapitalistische Interesse siegte 
über die demokratische Idee: die deutschen Volksparteien über die 
demokratische Partei. Der Kapp-Putsch hatte schließlich doch 
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einen stärkeren Resonanzboden im Bürgertum als die demokrati¬ 
schen und die sozialdemokratischen Ideologen dachten. 

Hiermit berühren wir kaum den Saum des Problems, das diese 
Wahlen uns stellen. Das Problem dürfte unseren Lesern wohl 
bekannt sein. Wir sahen es kommen seit dem Kapp-Putsch. Die 
Nummer 1 der „Glocke“ dieses Jahrgangs leiteten wir mit dem 
Satze ein: „In den Iden des März wurde die Koalition erdolcht. 
. . . Es sind zwei Welten, zwischen denen eine Kluft gähnt, 
'über die keine Koaütionsbrücke sich spannen läßt.“ Die Num¬ 
mer 2 behandelte in ihrem Spitzenartikel das ganze Problem: Koa¬ 
lition, Demokratie und Klassenkampf und wies auf die Sprengung 
der Koalition in Bayern hin, wo sich die politischen Parteien nach 
Klassen gruppierten. Die Nummer 9 erklärte: „Das Ergebnis 
der kommenden Wahlen wird die Einigung (des deutschen Pro¬ 
letariats) erleichtern. Es dürfte allem Anschein nach die Koa¬ 
lition von Sozialdemokraten und bürgerlichen Parteien über kurz 
oder lang unmöglich machen. Die Koalitionsparteien werden ge¬ 
schwächt aus den Wahlen hervorgehen. Eine sozialistische Mehr¬ 
heit ist vor der Hand nicht zu erwarten. Die ganze Sozialistische 
Bewegung wird eine Oppositionsstellung einnehmen gegenüber 
einer Regierung, die aus den deutschen Volks parteien, dem Zen¬ 
trum und den Demokraten sich zusaniniensetzen wird." 

Diese Feststellungen und Erwägungen, die seit Ende März an 
dieser Stelle zu lesen waren, sind unmittelbar nach den Wahlen 
vom 6. Juni akut geworden. Die Rechtsparteien stellen sich, 
nachdem ihr Siegesjubel rasch verflogen ist, die Frage: Haben 
die Wahlen irgendwelche Entscheidung gebracht? Und ihre Or¬ 
gane können sich der Tatsache nicht verschließen, daß die bürger¬ 
lichen Kräfte noch nicht stark genug sind, die Regierung zu 
übernehmen. Ihr Führer, Dr. Stresemann, der noch im schicksals¬ 
schweren Sommer 1917 mit Erzberger und David konfabulierte, 
blickt sehnsuchtsvoll nach Lindenstraße 3, um von dort Rücken¬ 
stärkung zu erhalten: die deutsche Volkspartei wünscht Mitglied 
der alten geschwächten Koalition zu werden, und da nach der 
neuen Reichstagszusammensetzung Zentrum, Demokraten und Volks¬ 
partei zusammen numerisch stärker sein dürften als die S. P. D., 
so würde es ein leichtes sein, die Vertreter der S. P. D. in der 
Regierung in die Rolle der Statisten zu drängen. 

Die S. P. D., belehrt durch den Wahlausfall, weigert sich, in 
eine derartige Koalition ein zu treten. Aber die Weigerung ist doch 
keine prinzipielle. Sie sieht nicht, daß einzig und allein der 
Koalitionsgedanke die wirkliche Ursache der Spaltung des deut¬ 
schen Proletariats ist. Sie glaubt noch immer, daß der Gedanke 
der Rätediktatur die verschiedenen Sektionen des deutschen Prole¬ 
tariats voneinander trennt. Das ist jedoch keineswegs der Fall. 
Rätediktatur ist eine ebenso taktische Frage wie Demokratie. Was 
aber nicht taktischer Natur ist, sondern das Lebengprinzip desr 
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aufsteigenden Sozialismus bildet, das ist die Klassenkampf lehre. 
Links von der S. P. D. stehen diejenigen sozialistischen Elemente, 
die die Lehre vom unüberbrückbaren Gegensatz zwischen Bürgertum 
und Proletariat zum Leitstern ihrer politischen Arbeit gemacht 
haben, während die S. P. D. den Unterschied zwischen Reaktion 
und Freiheit zum Prüfstein ihrer Handlungen auserkoren hat. 
Solange die S. P. D. demokratisch-ideologisch denkt, wird der Riß 
hi der sozialistischen Festung nicht heilzumachen sein. 

Da die S. P. D. offenbar noch immer am Koalitionsgedanken 
hängt, 90 ist sie geneigt, das schwache, numerische Uebergewicht, 
das sie zusammen mit dem Zentrum und den Demokraten haben 
wird, dazu zu benutzen, den staias quo einigermaßen aufrecht¬ 
zuerhalten, jedoch unter der Bedingung, daß die U. S. P. D. mit¬ 
tut. In einem mit großer Klugheit geschriebenen Leitartikel des 
„Vorwärts“ vom 8. Juni wird hierüber gesagt: 

„Wird nicht am Ende die Koalition eben durch ihren Zu¬ 
sammenbruch beweisen, daß sie die einzige Möglichkeit gewesen 
ist? Nachdem die Unabhängigen durch ihre Presse erklärt haben, 
daß sie nunmehr die Führung des sozialistischen Proletariats) 
übernehmen, darf man von ihnen erwarten und verlangen, daß. 
sie sich zu den schwierigen Problemen, die aus den Wahlen 
und zum Teil auch aus ihren Erfolgen entstanden sind, in 
eindeutiger und verbindlicher Weise äußern. So wie bisher geht 
es auf keinen Fall weiter, daß die Sozialdemokratie die not¬ 
wendige grobe Arbeit für Sozialismus und Arbeiterbewegung 
leistet und dafür die Prügel einsteckt, die ihr von einer sehr 
ungnädigen „Gnädigen“ verabreicht werden. Aus dieser Aschen¬ 
puttelrolle müssen wir heraus! Wenn, was bisher nicht aus*- 
geschlossen- ist, die Koalition zur Not noch tragfähig bleibt, soll 
dann die Sozialdemokratie noch einmal den Versuch machen, den 
Karren mit aus dem Sumpf ziehen zu helfen? Wenn sie für 
diese Tätigkeit von links her wieder nichts zu erwarten hätte 
als Beschimpfungen, so müßte sie von ihrer Wiederaufnahme 
absehen. Die Unabhängigen aber müssen ihren Teil der Ver¬ 
antwortung an dem mittragen, was daraus weiter folgt. Denn 
schließlich wird sich in der Demokratie der Grundsatz durch¬ 
setzen, daß jede Partei für das, was sie tut oder läßt, ihre 
Verantwortung zu tragen hat, und die gedankenlose Oppo¬ 
sition um jeden Preis wird dann aufhören, das gehätschelte 
Schoßkind der Volksgunst zu sein.“ 

Es ist selbstredend nicht die Aufgabe der „Glocke“, der U. S. P. D. 
die Antwort zu suggerieren. Unsere Wochenschrift steht nicht 
im Dienste irgendwelcher Partei, sondern in dem des Sozialis¬ 
mus, wie Marx ihn lehrte. Und von diesem Standpunkte aus darf 
zweifelsohne gesagt werden, daß der einzige Ausweg aus der 
schwierigen Lage, die durch die Wahlen geschaffen wurde, nur 
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der sein kann, den das Prinzip weist: Bildung einer bürgerlichen 
Regierung, Opposition der geeinigten sozialistischen Parteien, bis 
diese aus eigener Kraft stark genug sind, das Ruder der deutschen 
Republik zu ergreifen. Auch dem schwergeprüften deutschen 
Volke dürfte hierdurch der beste Dienst erwiesen sein. Denn 
Deutschland ist jetzt nur noch durch den Sozialismus zu retten. 


Dr. F. M. HUEBNER (im Haag): 

Henri Barbusse und der Kampf 
gegen die alten Mächte in Frankreich. 

D IE alten Mächte Frankreichs: — Etwa die Freiheitsformeln 
von 1789? Etwa der revolutionäre Schwung der Volksheere 
unter der ersten Republik? Etwa Aufklärung, Vernunft und 
jene überlegne Europäergesinnung, durch die so zwei gegen¬ 
sätzliche französische Genies wie Rousseau und Voltaire aufs 
verwandtschaftlichste verbunden sind? Ach nein: diese alten 
Mächte, auf die Frankreich mit Recht so stolz ist, sie strahlen nicht 
mehr über das Land und seine Kultur; sie dankten ab; sie wur¬ 
den verraten; und die noch ältem Mächte im Menschen: Begier 
nach Macht, Lust an der Herrschaft, Genuß des Reichtums setzten 
sich an die leergewordne Stelle. 

Die Welt der Schriftsteller und Künstler in Frankreich, denen 
es obgelegen hätte, die alten, idealen Mächte Frankreichs von 
Generation zu Generation weiter zu reichen, haben sich seit 
dreißig Jahren mit der bürgerlichen Sattheit und dem politischen 
Realzustand der Republik abgefunden. Revolutionäre großen For¬ 
mats waren Renan, waren Zola gewesen; ein wenig Glanz ruhte 
später auf dem Lyriker und Streitschriftenverfasser L. Tailhade 
— damit verlöscht das Licht. Welche heute die Wegbereiter des 
neuen Frankreich genannt werden, diese Suares, Gide, Claudel 
usw r ., sie stützen in Wahrheit nur das Fortbestehen des alten 
rentenabhebenden Frankreich und haben mit der neuen Zeit nichts 
zu schaffen. Vor allem deswegen nicht, weil sie als Einzelpersonen 
trotz ihrer zur Schau gelegten Kühnheit des Denkens und der 
Wortbehandlung, sich zurückhalten, zwischen Werk und Mensch¬ 
lichkeit trennen, nicht sich selber für ihren Glauben in die Schanze 
werfen. 

Die Wiedererweckung der revolutionären Kräfte in Frankreich, 
soweit hierzu nicht wirtschaftliche Nöte, Ueberlegyngen sozialer 
Nützlichkeit, agitatorische Einflüsse aus dem Ausland drängen, 
ist nur möglich, wenn der Idealismus, der wieder entzündet werden 
soll, durch die Tat, durch das persönliche Vorbild gelehrt wird. 
Daß es an solchen Vorbildern nicht völlig fehlt, zeigt die Fülle 
von Gefangensetzungen, welche das alte Regime seit 1916 zu 
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seiner Sichrung vornehmen mußte, zeigt die Verehrung, welche 
überall auf Erden einer Figur wie Romain Rolland gezollt wird, 
zeigt das Auftreten von Vertretern eines neuen Schriftsteller¬ 
geschlechts, so Raymond Lefebvres auf dem letzten Sozialisten- 
kqngreß in Straßburg, wo der Genannte die Unter-Anklage-Stellung 
Poincarös als Kriegsmitschuldiger verlangte, worauf Lefebvre ver¬ 
haftet wurde, zeigt die Agitation des Schriftstellers Vaillant- 
Couturier in Frankreich zugunsten der Sozialisierung, zeigt schließ¬ 
lich die unermüdliche Aufklärungsarbeit des Schriftstellers Henri 
Barbusse, der unlängst zu Genf auf der Tagung anitimilitaristi- 
scher Kriegsveteranen den deutschen Vertreter spontan umarmte, 
der in der Presse, durch seine Romanbücher und soeben durch 
eine neue Streitschrift „La lueur dans Pabime“ den Umschwung 
in den Köpfen, welcher kommen muß, vorbereitet. 

Bei Barbusse, dem Lateiner, liegt ein ähnlicher Fall vor wie bei 
Tolstoi, dem Slawen. Die außerordentlichen Erfolge seiner Roman¬ 
bücher haben ihn wie einst Tolstoi nicht abhalten können, statt 
weiter den Erfolg zu pflegen, die mühevollere und gefährlicher 
zu begehende Straße der Wahrheitsaussaat zu wählen. So stark 
wurde der Drang dieses Schriftstellers nach Bekenntnis und Lehr¬ 
verkündigung, daß schon seine letzten Bücher hierdurch in dem 
Maße künstlerisch verloren wie sie menschlich und sittlich ge¬ 
wannen. Nun hat Barbusse sich entschlossen, seine Gedanken¬ 
welt, die er bisher etwas gezwängt und gewaltsam in seine Roman¬ 
fabeln einfügte, gesondert niederzulegen in der oben genannten 
Schrift „La lueur dans l’abime“, wo der Leser also alles findet, 
was heute in Frankreich die Köpfe jener Jugend bewegt, welche 
gegen die alten Mächte des Landes ankämpft. 

Die Schrift ist getragen von einem einzigen, großen Atemzuge 
der Leidenschaft. Ihre Beredtsamkeit ist glänzend, aber nicht von 
jenem lügnerischen Glanz, der das Kennmal so vieler lateinischen 
Kammerreden oder Parteiprogramme bildet. Diese Beredtsamkeit 
formt das Element, darin sich beides aufs wirksamste ausdrückt: 
sehr große, fast nüchterne Verstandsschärfe und sehr große, fast 
utopische Seelenglut. Schon diese rein künstlerischen Vorzüge 
werden dem Buche auf der ganzen Erde und nicht zuletzt in 
Frankreich einen Erfolg sichern, der zweifellos nicht bloß in 
Angriffen oder in Bewunderungen, sondern in wirklichen Um¬ 
wandlungen des öffentlichen Denkens bestehen wird. 

Die nur 150 Seiten umfassende, in handlichem Format gedruckte, 
für drei Franken von der Clartebuchhandlung, Paris, Rue Fey- 
deau 12, beziehbare Schrift ruht auf Erkenntnissen, die der euro¬ 
päische Erdteil heute nicht mehr, so gern er möchte, von sich 
weisen kann, die der Deutsche, Oswald Spengler, mit größter 
Gelehrsamkeit wissenschaftlich begründet hat, die aber bei Bar¬ 
busse ganz unmittelbar als das Erlebnis jedes seiner Augenblicke 
auftritt, die Erkenntnis von der Todesbedrohung des Abendlands. 
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Barbusse, dem Spenglers Buch zweifellos unbekannt ist, schreibt: 
„Wir gleichen jenem verzweifelten und gelähmten Augenzeugen 
der antiken Schicksalszusammenbrüche und doch ist der Zerfall, 
dem wir heutigestags beiwohnen, weit allgemeiner, tiefgreifender 
und unaufhaltbarer. Es handelt sich nicht mehr um ein Stadt¬ 
schicksal, um ein Herrschergeschlecht oder um einen Volksstamm t 
es handelt sich um die Gesetze des täglichen Lebens und des 
Geschlechts der Menschen selber. Das Zeichen desi Verhängnisses 
ist dem gesamten gesellschaftlichen Räderwerk, ja der Form- 
gestalt des ganzen zeitgenössischen Bildungswillens aufgeprägt. 
Mit Sicherheit verkündigen wir die Nachricht des Zusammenbruchs, 
auf dem unser Bildungsleben sich hinbewegt. Wir tun das ohne 
Ueberschwenglichkeit noch Bitterkeit, ohne vorgefaßten Haß. Wir 
erklären lediglich diese unheilbare Aushöhlung, deren Ursprünge 
ebenso offensichtlich zutage liegen wie deren Erdergebnisse. Wenn 
die europäische Zivilisation heute in Staub zerfällt, nachdem sie 
sich jahrhundertelang auf lügnerischen, oben und unten, an der 
Oberfläche und im Kerne nachhallenden Ideen aufrechterhalten 
hat, so geschieht dies, weil ihre grundsätzliche Widersprüch¬ 
lichkeit, die siegreiche Bereicherung einiger wenigen durch die 
Schwächung und das Elend aller andern in den unmenschlichen 
Händen der Regierenden unter dem Vorwände wissenschaftlichen 
und gewerblichen Fortschritts über alle Maßen groß geworden 
ist.“ 

Barbusse gibt die wesentliche Schuld an der heutigen europäi¬ 
schen Kulturzerrüttung dem Kapitalismus mit seinen unsittlichen 
Erwerbsmöglichkeiten, der Spekulation und des Erbnachlasses. Er 
erblickt im Vertrag von Versailles das schauerlichste Denkmail 
der Vergewaltigung. „Das Verbrechen des Versailler Pakts, welcher 
unter die nationalistischen Raubgelüste das Siegel drückt und in 
seinen: Schoß ebensoviel Keime künftiger Kriege beherbergt, als 
wie er beigelegt hat, war vorbedacht. . . Es ist ein Pakt der 
Siegerlaune und der Vergewaltigung, der Ueberwindung, nicht 
des Friedens. Die Geschichte wird es darweisen, daß dieser Ge¬ 
nossenschaftsvertrag noch lügnerischer war als alle seine Vor¬ 
gänger. Wenn er Grundsätze des internationalen Rechts ver¬ 
kündigt, so ist es, um mit einer großen gestohlenen Idee die 
Massen des gestohlenen Guts zu decken, isit es, um in aller 
Form angesichts der ganzen Menschheit die Geld- un,d Rückschritts¬ 
internationale aufzurichten. Nur Zerstörung hat dieser Vertrag 
gebaut.“ { 

So gibt denn Barbusse auch keinen Deut für die Völkerbunds¬ 
einrichtung nach dem Schema Wilsons: „Was kann eine Ein¬ 
richtung dieser Art in den Händen der herrschenden Regierungs¬ 
gewalten und im Gestrüpp der gegenwärtig mächtigen Geld¬ 
geschäftsstellen wert sein. . . Sie ist ein scheinheiliges Zerr¬ 
bild des Liberalismus, das die öffentliche Meinung hinters Licht 
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führt, das die Wahrheit trübt und die Fortdauer aller Uebel 
unter der Vorgabe des Guten verbirgt.“ Vom Vater dieses Ent¬ 
wurfs, Wil9on selber, urteilt Barbusse: „Die ganze Unfähigkeit und 
Ohnmacht der falschen Liberalen, der halben Hellseher, sammelt 
sich in der Figur des Präsidenten Wilson. Wilson hat nie be¬ 
griffen, was er gesagt hatte. Er hat seinen Erklärungen nie¬ 
mals jenen umfassenden und herrlidien Sinn beigemessen, den 
wir ihnen gegeben haben. Er hat niemals über alles das nach¬ 
gesonnen, was die restlose 'Anwendung derartiger Vorschläge in 
der Welt an Zerstörung und Neubau mit sich bringen müßte und 
hat in der selbstverständlichsten Weise zugelassen, daß man die 
erhabenen Imperative der Sittlichkeit und des Gesellschaftslebens, 
die er anrief, durch halbe Maßregeln veranschaulichte, wodurch’ 
jene in aller Oeffentlichkeit Und Tücke wieder aufgehoben wurden.“ 
Und Henri Barbusse fügt hinzu: „Wir, die Träumer, die Grübler, 
die Tollköpfe, wir sind praktischer und verständiger als jene 
Wortführer der Vernunft, ehrenwerter als jene falschen Pro¬ 
pheten, die den Menschen das gelobte Land zeigen, aber nicht 
die Pfade, die dahinführen. . . Für uns ist die Gesellschaft der 
Nationen, die rückhaltlose, vollständige Vereinigung der Völker, 
sowohl an der Oberfläche wie in der Tiefe. Für uns bedeutet das 
Recht der Völker, selbst über ihr Schicksal zu verfügen: nicht 
das Recht, ihre Vögte Zu wechseln, sondern das Recht, frei 
zu sein. Für uns ist der Freihandel ein ungeheures Wort, rein 
wie der Frieden, einer der Strahlen der gleichmachenden Klar¬ 
heit überhaupt, und das Verbot, zwischen die Handelsgeschäfte 
der Menschen einen äußern individuellen Druck einzufügen. Für 
uns ist die Demokratie die tatsächliche Oberherrlichkeit aller Welt- 
proletariate oder richtiger des einen und ganzen Weltproletariats 1 .“ 
Diesen grundsätzlichen Erklärungen fügt Henri Barbusse in 
einer großen Anzahl gemeinverständlicher und wirksam betitelter 
knapper Absätze ein genaues Aktionsprogramm bei, was sowohl auf 
philosophische Fragen (Nation und Menschheit, das Ich, die 
Freiheit) wie auf sozialpolitische Pobleme (Sowjetsystem, Kom¬ 
munismus, Weltverwaltungsbehörde usw.) eingeht und in beiden 
Bereichen zur Formulierung von überaus klaren Richtlinien ge¬ 
langt. Als Träger, die dieses Programm fruchtbar machen Und 
verwirklichen sollen, denkt Barbusse an die geistigeh Arbeiter seinesi 
eignen Lands und aller Länder und an einen großen Verband, den 
sie untereinander einzurichten haben. Es ist dies der „Clart£“bund, 
von welchem in der „Glocke“ schon zweimal gesprochen worden 
ist. Das Buch von Barbusse trägt auf der Titelseite die Neben¬ 
erläuterung: „Was der „Clart£“bünd will“; seine Schrift ist also 
hn eigentlichen Sinne eine Werbe- und Aufklärungsarbeit für 
die Oeffentlichkeit über die ClartSziele. Schon aus diesem Grunde 
werden viele in Deutschland nach der Schrift greifen; aber was 
sie bedeutsam macht, ist nicht allein diese zeitgenössische Aktua- 
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lität. Es ist ihr bleibend menschliche Aufrichtigkeit, ihr Ge¬ 
wissensernst, ihre flutende geistige Leidenschaft; durch solche 
Eigenschaften tritt sie mit Macht jenen Kampfschriften zur Seite, 
welche die Rationalisten des 18. Jahrhunderts gegen die „alten 
Mächte“ schrieben, ist sie ein Zeugnis der Jugendkraft des fran¬ 
zösischen Nationalgenies, bedeutet es eine jener Taten, über die, 
weil ein Mensch sie verrichtete, alle Völker gleich stolz und 
glücklich sein dürfen. 


ADOLF QUOSIG: 

Betriebsräte, Demokratie und Sozialismus. 

A M 9. Juni d. J. sind fünf Monate vergangen, seit das Betriebs- 
L rätegesetz verkündet und damit in Kraft gesetzt wurde. 
Heute kann man schon den Versuch machen, sich ein Urteil 
über die Brauchbarkeit, Zweckmäßigkeit und seine Bedeutung 
für den Sozialismus zu bilden. 

Ueber die Brauchbarkeit bzw. Unbrauchbarkeit des seinerzeit 
im Galopp durch den siebenten Ausschuß und durch die National¬ 
versammlung gejagten Gesetzes erübrigt sich jegliches Kommentar. 
Bereits im Plenum der Nationalversammlung wurde das Betriebs¬ 
rätegesetz behandelt wie ein angebrütetes Ei, das man, um es 
nicht ganz in Verlust geraten zu lassen, im Brutofen vollends 
ausbrütete. Das „Küken“ war auch danach. Julius Kaliski gab 
seinerzeit ein sehr treffendes Urteil über das Betriebsrätegesetz 
ab, als er sagte: „Nach seiner ganzen Struktur kann das Betriebs¬ 
rätegesetz den Betriebsräten innerhalb der Verwaltungen als Pro¬ 
duktionsberater nur die Stellung von Lauschern und Horchern 
geben, die 2 « einer höchst unfruchtbaren Tätigkeit verurteilt 
wären, aber um so mehr zu Instrumenten der Schikane und andern 
Störungen für die Produktion werden müssen.“ 

Kaliski hatte das Richtige getroffen. Schon heute sehen wir, 
daß das Unternehmertum mit Erfolg versucht, die über keine 
Macht verfügenden Betriebsräte an die Wand zu drücken. Es 
herrscht Einigkeit bei den Arbeitgebern darüber, den Betriebs¬ 
räten nicht das geringste Zugeständnis zu machen. Nur in den 
Betrieben, wo der Betriebsrat eine radikale und dabei verständige 
Belegschaft hinter sich hat, ist es ihm möglich, das Gesetz in 
diesem oder jenem FVinkt günstig für die Arbeitnehmerschaft 
anzuwenden. Allen Forderungen und Ansuchen des Betriebsrats 
sucht der Arbeitgeber mit dem Hinweis darauf, daß der Betrieb 
darunter leiden würde, abzulehnen. Der Betriebsrat sitzt da 
zwischen Baum und Borke. Im andauernden Kleinkampf mit dem 
Arbeitgeber einerseits, mit einer ultraradikalen Arbeitnehmergruppe 
anderseits, reibt sich der Betriebsrat auf. Die logische Folgerung 
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dieses Guerillakriegs ist die Erlahmung des Interesses nicht nur 
an der Wirtschaftlichkeit des Betriebs, sondern auch an der Ver¬ 
tretung reiner Arbeitnehmerangelegenheiten. Zur Vertretung der 
Arbeitnehmerschaft waren die frühem Arbeiter- und Angestellten¬ 
ausschüsse mit den ihnen gegebenen Befugnissen auf alle Fälle 
geeigneter. 

Ventilieren wir doch mm einmal die Frage, ob das Betriebs¬ 
rätegesetz in dieser Doppelstimigkeit, Interessenvertretung der 
Arbeitnehmer und Interessenvertretung der Arbeitgeber (Produk¬ 
tion ssteigerung und Wirtschaftlichkeit der Betriebe) zurzeit über¬ 
haupt als zweckmäßig anzusehen ist. Meiner Ansicht nach muß 
diese Frage verneint werden. 

Das Betriebsrätegesetz sollte der erste Schritt sein zur Demo¬ 
kratisierung der Wirtschaft Abgesehen von den Sozialisten wurde 
von allen andern Parteien die Anschauung, daß das Gesetz als 
Vorstufe für die Sozialisierung zu betrachten oder zu benützen 
sei, mit aller Entschiedenheit abgelehnt. Aus dem Gesichtswinkel 
demokratischer Weltauffassung heraus diese Angelegenheit be¬ 
trachtet, kann man den Standpunkt der bürgerlichen Parteien 
wohl verstehen. Die Demokratie ist die Verfechterin der prin¬ 
zipiellen, privatkapitalistischen Wirtschaftsweise. Ausi diesem Grund 
erscheint es nicht angebracht, dem Betriebsrat mit zur Aufgabe zu 
machen, sich um die Wirtschaftlichkeit des Betriebs mitzubemühen. 

Die sozialistischen Parteien jedoch betrachteten das Betriebs¬ 
rätegesetz als Sprungbrett für die Sozialisierung der Wirtschaft 
und glauben teilweise heute noch, auf dem Wege der Demokratie 
dahin zu gelangen. Aber man ist da, glaube ich, von einer falschen 
Voraussetzung ausgegangen. Man hat angenommen, daß, wie sich 
auch der Präsident der Nationalversammlung, Fehrenbach, an dem 
unseligen 13. Januar 1920 ausdrückte, es ,,zum Wesen der Demo¬ 
kratie vorab gehört, daß die Minderheit der Entscheidung einer 
Mehrheit Folge gibt und sich nicht dagegen auflehnt“, — und 
hat übersehen, daß „Demokratie“ im wirklichen Leben und nament¬ 
lich in der Wirtschaft bedeutet, „der Schwächere hat sich der 
Macht des Stärkern zu fügen und diesem zu dienen“. 

Es drängt sich da der Gedanke auf, daß eine Demokratisierung 
der Wirtschaft in einer „Demokratie“, also einem privatkapita¬ 
listischen Staatswesen, ein Unding i$t. Solange ein Betrieb, so¬ 
lange die Produktionsmittel nicht im Besitz der Allgemeinheit 
sich befinden, ist meines Erachtens eine demokratische Verwaltung 
gar nicht angebracht. Dies ist erst möglich in einem sozialistischen 
Staatswesen, das Privatinteressen nicht kennt. In einer Demokratie 
wird der Betriebsinhaber der „Demokratisierung“ seines Betriebs 
stets seine Macht als Besitzer der Produktionsmittel entgegen¬ 
setzen, und zwar mit Erfolg. Denn die Staatsgewalt, also die 
politische Macht, liegt nach wie vor in den Händen der die 
privatkapitalistische Wirtschaftsweise verteidigenden politischen 
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Parteien. Die wirtschaftlichen Betriebsräte in ihrer Eigenschaft 
als Fördrer der Produktion und gleichzeitig als Interessenvertreter 
der Allgemeinheit — ihre Funktionen als Arbeitnehmervertreter 
schalte ich hier einmal aus — können also zurzeit in fruchtbarer 
Weise sich keine Geltung verschaffen. Sie können erst dann nutz¬ 
bringende Arbeit leisten, wenn sie in den Besitz der gesetzgebenden 
Gewalt, der politischen Macht gelangt sind. 

Wir befinden uns damit im direkten Gegensatz zu der Auffassung 1 
der Syndikalisten, die erst die wirtschaftliche Macht und mit 
deren Hilfe die politische Herrschaft an sich bringen wollen. 
Der Lauf der Zeiten hat uns aber gezeigt, daß das Wirtschaftsleben 
eines Staats ganz von der in demselben getriebenen Politik ab¬ 
hängig ist, daß der Einfluß der Arbeitnehmer in wirtschaftlichen 
Fragen ganz nach dem Stärkeverhältnis ihrer politischen Partei zu 
bemessen ist. Hat der Sozialismus als Idee, haben die Arbeiter als 
Bürger die politische Macht in ihren Händen, so ist ihnen die 
wirtschaftliche Macht ohne weitres gegeben, und sie sind in der 
Lage, ihre politische Weltauffassung, den Sozialismus, und damit 
auch die Demokratisierung der Wirtschaft ohne Schwierigkeit zu 
verwirklichen. 

Erst unter der Herrschaft des Sozialismus werden die Betriebst¬ 
räte als Förderer der Produktion eine segensreiche Tätigkeit ent¬ 
falten können. Erst dann werden sie ihren Pflichten gegenüber 
der Allgemeinheit nachzukommen in der Lage sein, wenn die 
Produktionsmittel, Rohstoffe usw. in den Besitz der Allgemein¬ 
heit übergeführt sind. Erst dann werden die Betriebsräte ihre 
Macht als wirkliche Wirtschaftsräte ausüben können, wenn sie 
von dem Besitzer der Betriebe, der Allgemeinheit, und den Ar¬ 
beitnehmern als Vertrauens- und Aufsichtspersonen dem Leiter 
des Unternehmens nicht nur gleichberechtigt, sondern sogar mehr¬ 
berechtigt zur Seite gesetzt werden. 


THEODOR AUGUST SCHMIDT: 

Sozialisierungsfragen im Bergbau! 

E S ist die gemeinsame Ueberzeugung aller Sozialisten, daß 
die sozialistische Produktion der kapitalistischen weit über¬ 
legen ist, einmal durch die planmäßige Organisation, zwei¬ 
tens durch ihre technisch-wissenschaftliche Durchorganisation und 
schließlich durch die Erhöhung der Arbeitsfreudigkeit der Arbeiter¬ 
schaft. Trifft dieses aber zu, dann kann weder die Verarmung 
unsrer Wirtschaft, noch die Härte der Friedensbedingungen ein 
Grund sein, die Sozialisierung abzulehnen. Im Gegenteil machen 
diese Umstände ihre Verwirklichung notwendig. Wir können uns 
in der heutigen schwierigen Zeit den Luxus nicht erlauben, einen 
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Teil des Produktionsertrags der Profitgier einer kleinen Anzahl 
von Kapitalisten zu opfern, Vielmehr gehört das Gesamtergebnis* 
der Produktion der Gesamtheit. 

Während der Kapitalismus sich durchgesetzt hat im blinden 
Kampf ökonomischer Gesetze, wird sich der Sozialismus mit ge¬ 
sellschaftlichem Bewußtsein verwirklichen. Es darf daher erwartet 
werden, daß der Uebergang vom Kapitalismus zum Sozialismus 
bedeutend schneller vor sich gehen wird, wie der Uebergang 
vom Feudalismus zum Kapitalismus. In der Uebergangszeit ist 
jedoch darauf Rücksicht zu nehmen, daß sich die Sozialisierung 
nicht auf allen Wirtschaftsgebieten sofort durchführen läßt. Wir 
sind auf den Handel mit dem Auslande angewiesen, bei dem die 
persönlichen Beziehungen und Kenntnisse der Unternehmer von 
großer Bedeutung sind. Die Sozialisierung der Rohstoff- und 
Kraftgewinnung muß jedoch sofort in Angriff genommen wer¬ 
den, da mit ihr zugleich auch die» Macht der Großbanken ge¬ 
troffen wird, die auf diesen Industriezweigen beruht. Die Kredit¬ 
gewährung der Banken werden Wir vorerst nicht entbehren können, 
aber wir müssen sie kontrollieren und konzentrieren zu einem 
einzigen Institut, daß schließlich von der Gesamtheit übernommen 
werden kann. 

Die Durchführung der Sozialisierung in Deutschland, das über¬ 
wiegend von der Industrie beherrscht wird, setzt voraus, daß sie 
ohne Störung der Produktion erfolgt. Deutschland kann sich, ent¬ 
gegen andern Ländern mit wenig entwickelter Industrie, keine 
Experimente erlauben, weil das deutsche Volk dabei zum größten 
Teil verhungern müßte. Die Sozialisierung darf nicht mit Ein¬ 
schränkung des Produktionsumfangs einhergehen, vielmehr muß 
alles getan werden, alle im Produktionsprozeß notwendigen Kräfte, 
wie technische und kaufmännische Beamte und Angestellte, zur 
Aufrechterhaltung der Produktion Zu erhalten. Für die Besitzer des 
bloßen Kapitals, als Ausbeuter, ist dagegen £m Sozialismus» kein 
Raum vorhanden. 

Gleich zu Beginn der Revolution setzte die, Regierung, »von 
dieser Erkenntnis ausgehend, eine Kommission ein, der die Lösung 
der Sozialisierungsfrage, zunächst im Kohlenbergbau, dessen Or¬ 
ganisation hierfür reif erschien, übertragen wurde. Die Arbeiten 
der Kommission machten gute Fortschritte, sie trat, nach nicht 
allzu langer Zeit, unter Berücksichtigung aller augenblicklichen 
Verhältnisse mit einem vorläufigen Bericht und einer von Pro» 
fesser Dr. Willbrandt verfaßten Denkschrift an die Regierung 
heran. 

Unter Ablehnung einer Rückkehr zur „freien Konkurrenzwirt¬ 
schaft“, zu der sich Unternehmer wie Arbeiter sehr schwer ent¬ 
scheiden würden, sowie der Ablehnung einer Verstaatlichung des 
Bergbaus, die, unter den heute noch vorherrschenden bureau- 
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kratischen Einrichtungen des Staats, ein Rückschritt bedeuten 
würde, kommt die Kommission in ihrer Mehrheit zu dem Vor¬ 
schlag der Einsetzung eines neuen Wirtschaftskörpersi. 

Dem neuen Wirtschaftskörper (Deutsche Kohlengemeinschaft) 
soll der gesamte deutsche Kohlenbergbau, privatkapitalistischer 
und staatlicher, sowie die gesamte Braunkohlenindustrie gewisser¬ 
maßen als Eigentum {übertragen werden. Die Deutsche Kohlen¬ 
gemeinschaft soll wirtschaftlich pnd rechtlich Subjekt der deut¬ 
schen Kohlenwirtschaft sein und sowohl den privatrechtlich wie 
leitenden Betrieben der andern Industriezweige und dem Konsum 
als auch dem Reich und den Bundesstaaten und den übrigen Körper¬ 
schaften öffentlichen Rechts als selbständige, juristische Person 
gegenübertreten. Ihre Rechtsstellung soll so frei wie möglich sein, 
sie soll ihr einen tunlichst weiten Rahmen geben, innerhalb dessen 
sie sich ungehemmt entfalten und alle nötigen Rechtsgeschäfte 
ungehindert vollziehen kann. Die Anlage der Organisation selbst 
soll das Interesse der Gesamtheit zum herrschenden Gesichts¬ 
punkt und treibenden Einfluß der Geschäftsführung machen, und 
nicht durch Zwang oder Kontrolle eingeengt werden. Die Ent¬ 
scheidung aller technischen und ökonomischen Fragen soll der 
Deutschen Kohlengemeinschaft überlassen bleiben. Ihre Befug¬ 
nisse sollen daher nicht geringer sein, wie die einer Aktiengesell¬ 
schaft. Insbesondre soll sie auch in eignem Namen Kredit in 
allen Formen in Anspruch nehmen, sowie die Erweitrung durch 
Ankäufe usw. selbständig erledigen können. Der Einfluß des Reichs 
wird in nachstehenden drei Punkten näher umgrenzt: 

„Abgesehen von dem Einfluß, der dem . Reich als Hüter des 
Allgemeininteresses innerhalb der Organisation selbst zustehen soll 
(siehe unten), dürfte es sich empfehlen, ihm lediglich die fol¬ 
genden Befugnisse gegenüber der Kohlengemeinschaft vorzu- 
behalteu: 

1. Die Preispolitik der Kohlengemeinschaft muß der Tarif¬ 
hoheit des Reichs unterliegen. Die allgemeinen Preisfestsetzun¬ 
gen sollen der Genehmigung des Reichs bedürfen. 

2. Dauernde Belastungen des Besitzes der Kohlengemeinschaft, 
namentlich Verpfändungen, und damit die Vornahme von Rechts¬ 
geschäften, die zu solchen notwendig führen, wäre an die Zu¬ 
stimmung des Reichs zu knüpfen. 

3. Dem vorgeschlagnen Plan entspricht es, die Finanzen der 
Deutschen Kohlengemeinschaft von denen des Reichs unabhängig 
zu stellen. Ihr Budget soll sowohl rechtlich wie ökonomisch 
autonom, ihr Kredit vom Kredit des Reichs unterschieden sein. 
Doch müssen jene Ueberschüsse der Kohlengemeinschaft, die sich 
nach ausreichenden Rückstellungen und der Vornahme der not¬ 
wendigen Ueberweisungen an einen reichlich zu bemessenden Aus¬ 
gleichsfonds ergeben, dem Reich zufließen, selbst wenn man noch 


Digitized by 


Go», igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Soziaiisierungsfragen im Bergbau! 


295 


so wenig daran denkt, den fiskalischen Gesichtspunkt in den Vorder¬ 
grund zu stellen. Deshalb müssen die letzten Ziffern des Budgets» 
der Kohlengemeinschaft im Reichsetat erscheinen.“ 

Die Leitung der Deutschen Kohlengemeinschaft soll einem 
Kohlenrat, der aus 100 Mitgliedern besteht, übertragen werden. 
Qie Zahl von 100 Mitgliedern ist deshalb gewählt, da Deutschland 
in 25 Bezirke, nach Maßgabe der jetzigen Oberbergämter eingeteilt 
werden soll. Im Kohlenrat sollen alle interessierten Kreise Ver¬ 
tretung finden, und zwar sollen 25 Mitglieder von den Betriebs¬ 
leitungen und Beamten, 25 Mitglieder von den Arbeitern, 25 Mit¬ 
glieder von den Verbrauchern gewählt werden; die übrigen 25 
Mitglieder stellt das Reich, und zwar 10 vom Parlament gewählte 
und 15 vom Ministerpräsidenten zu ernennende Vertreter. Die 
Hauptleitung und Geschäftsführung wird einem Direktorium von 
fünf Mitgliedern übertragen, die nicht unbedingt Mitglieder des 
Kohlenrats zu sein brauchen. 

Die Aufgaben des Kohlenrats erstrecken sich auf alle im Berg¬ 
bau notwendigen Maßnahmen, wie Leitung der gesamten Kohlen¬ 
gewinnung, Bestimmung der Fördermenge, der Betriebsgrößen und 
Betriebsmethoden (Stillegungen und Zusammenlegungen, Schaf¬ 
fung geeigneter Betriebseinheiten usw.), der Preise und der Unter¬ 
lagen für die Lohnbemessung und Verteilung der Kohle. Ehe 
zwischen Betriebsleitungen und Arbeitervertretungen abgeschlosse¬ 
nen Vereinbarungen über Löhne und Arbeitsbedingungen sind dem 
Kohlenrat zur Kenntnis zu bringen. Dem Kohlenrat bleibt es weiter 
überlassen, zur Behandlung einzelner Fragen besondre Ausschüsse 
zu bilden. 

Die persönliche Initiative, um Energie und Geschäftsführung 
lebendig zu erhalten, muß mit materieller Beteiligung am Pro¬ 
duktion serfolg verbunden werden. Das soziale Pflichtgefühl und 
sachliche Arbeitsfreude ist in der Uebergangszeit, besonders unter der 
heutigen Generation Menschen noch nicht so groß, daß es ohne ein 
wirtschaftliches Interesse am Produktionserfolg so arbeitet, wie 
es im Interesse der Volkswirtschaft notwendig wäre. Erst einer 
spätem Zeit wird es Vorbehalten sein, daß die individuelle Leistung 
nicht mehr überwiegend im privaten Gewinnstreben verankert ist. 

Eine der Hauptfragen ist die der Beteiligung der Arbeiter und 
untern Beamten an der Mitwirkung im Produktionsprozeß. Die 
jetzigen Verhältnisse, insbesondre auch das Betriebsirätegesetz, ge¬ 
nügt für die Arbeiterschaft noch keineswegs. In der Kohlert- 
gemeinschaft ist daher auch der Arbeiterschaft ein größres Mit¬ 
bestimmungsrecht einzuräumen. In demselben Maße, wie bei der 
Beteiligung im Kohlenrat, so muß auch den Arbeitern im Produk¬ 
tionsprozeß eine mitverantwortliche Stellung eingeräumt werden. 
In jedem Steigerrevier ist daher ein Steigerrevierrat zu wählen, der 
mit dem technischen Beamten, dem selbstverständlich die Leitung 
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des Reviers nicht genommen werden kann, alle Fragen des reinen 
und zweckmäßigen Abbaus, der Durchführung der Arbeiterschutz¬ 
bestimmungen, sowie die Gedinge- oder Akkordfestsetzung zu 
regeln hat. » 

Die Steigerrevierräte wählen einen Zechenrat, der aus einem 
kaufmännischen, einem technischen Beamten uiid drei Arbeitern 
besteht, und alle Fragen der betreffenden Zeche mit der Betriebs¬ 
leitung zu beraten hat. Ebenso unterliegt dem Zechenrat die 
Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Arbeitern und Betriebs¬ 
leitung in bezug auf Arbeitsverhältnis und Entlassungen, soweit 
sie nicht vom Steigerrevierrat erledigt werden können. In der 
Anstellung und Entlassung von Betriebsleitern sollen zwar die 
Wünsche der Arbeiter (Steigerrevier- und Zechenräte) gehört wer¬ 
den, jedoch kann ihnen ein Recht zur Ablehnung usw. nicht ein¬ 
geräumt werden, da es, insbesondre in der Uebergangszeit, zu 
wiederholten UnZuträglichkeiten führen würde. Derartige Forde¬ 
rungen sind aber auch von 'der Arbeiterschaft nicht erhoben worden, 
sie hält ihren Einfluß in der Beteiligung im Kohlenrat für ge¬ 
nügend, um Betriebsleitungen, die gegen die Interessen der Demo¬ 
kratie verstoßöl würden, auf die Dauer unmöglich zu machen. 

Der Gedanke der Demokratie in den Betrieben macht es (aber auch 
notwendig, bei den zentralen Stellen Vertretungskörper der Ar¬ 
beiter ins Leben zu rufen. Für das Gebiet eines geschlossenen 
Bergwerksbezirks soll ein Regionalrat gewählt werden, der aus 
20 bis 25 Mitgliedern besteht, wovon etwa vier oder fünf Mit¬ 
glieder den Angestellten entnommen sind. Diese Regionalräte 
haben den Zechenräten für ihre Verhandlungen Richtlinien und 
Vorschläge zu geben. Weiter haben sie die Durchführung der vom 
Kohlenrat gefaßten Beschlüsse über die Gestaltung des Arbeits- 
verhältnisses auf ihrem Gebiet m überwachen. Zu den Ver¬ 
handlungen haben die Betriebslteitungen, labgesehen von vertrau¬ 
lichen Sitzungen, beratende Stimme. 

Zur Lohnfrage der Arbeiter und Angestellten werden dann 
Vorschläge gemacht, die innerhalb der Arbeiterschaft volle An¬ 
erkennung finden werden. ; 

Für die Entlohnung der Arbeiter und Angestellten, wie für 
die Bemessung der Bezüge der leitenden Personlichkeiten soll als 
wichtiger Gesichtspunkt die individuelle Leistung berücksichtigt 
werden. Es soll durch geeignete Methoden, für welche im ein¬ 
zelnen noch Vorschläge (erstattet werden sollen, auch ein materielles 
Interesse aller in der Kdhlengemeinschaft Tätigen am volkswirt¬ 
schaftlichen Erfolg ihrer Arbeit geweckt werden. 

Dabei ist an Beteiligung am Ertrag (in gewissen das Ge¬ 
samtinteresse wahrenden Grenzen), aber auch an Prämien oder 
Ehrengaben (für jede die Produktivität erhöhende Erfindung für 
Höchstförderleistungen, für geringste Unfall- und Krankenziffer 
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usw.) zu denken. Der Lohn soll so bemessen sein, daß die 
Leistungsfähigkeit der Arbeiter voll entfaltet und durch Inva¬ 
liden-, Alters- und Hinterbliebenenpensionen, sowie Abgangs¬ 
entschädigung (im Fall unverschuldeter Entlassung) ergänzt wird. 

Als Grundsatz für die Lohnbemessung empfiehlt die Kommis¬ 
sion, die Gedinge und Prämien derart ins Verhältnis zu setzen, 
daß bei tüchtiger Durchschnittsleistung der Hauptteil des Ein¬ 
kommens gesichert und nicht von zufälligen Ereignissen oder 
außerordentlicher Leistung abhängig ist. 

Die Bezüge der mittlem Beamten sollen im Wiesen nach den¬ 
selben Gnindsätzen bemessen werden, doch ist esi zweckmäßig, 
bei diesen das Prämienelement etwas stärker zu betonen. 

Es sollen dahef Direktor und Generaldirektor neben ihren festen 
Bezügen auch Tantiemen erhalten, deren Höhe bei entsprechen¬ 
der Leistung gleichfalls mit den in der Privatindustrie üblichen 
Sätzen bn Einklang stehen soll. Die Mitglieder des Reichskohlen¬ 
direktoriums sollen lediglich auf feste Bezüge angestellt sein. 
Eventuell käme in Betracht, auch die Mitglieder des Reichs¬ 
kohlendirektoriums zum Teil auf Tantiemen zu setzen, die jedoch 
dann unabhängig von der Bemessung der Preise gestaltet werden 
müßten. 

Bei dieser Zusammensetzung und Aendrung der gesamten Kohlen¬ 
wirtschaft darf es wohl für ausgeschlossen gelten, daß der pri¬ 
vate Handel mit Kohlen weiter betrieben werden kann. Es ist 
aber auch unter den heutigen wirtschaftlichen Verhältnissen un¬ 
umgänglich notwendig, eine bessere Kontrolle über den gesamten 
Kohlenhandel, sowie Kohlenverbrauch zu erhalten. Die Lieferungen, 
die uns der Friedensvertrag auferlegt, sowie der Bedarf an Kohlen 
für die lebenswichtigen Industrien legen dem Reich die Verpflich¬ 
tung auf, den Verbleib der Kohle auf lange Zeit hinaus einer 
scharfen Kontrolle und der peinlichsten Verteilung zu unter¬ 
werfen. Das kany im privaten Kohlenhandel aber weniger erreicht 
werden, seine Ausschaltung ist daher unbedingt notwendig. Die 
berufensten Stellen für die Verteilung der Kohlen sind die Kom¬ 
munen. Ihnen wird dadurch aber auch eine, wenn auch nicht 
allzu große, Einnahmequelle geschaffen, deren sie notwendig ge¬ 
brauchen. ! I ' ! ! J 

Wenn bisher noch ein Grund, der (als maßgebend für die So¬ 
zialisierung im Bergbau betrachtet Werden kann, gefehlt hat, so 
ist derselbe m der heutigen, direkt unsinnigen Preispolitik des 
Unternehmertums gegeben. Es vergeht nicht ein Monat, in dem 
nicht eine Steigerung der Kohlenpreise vor sich gegangen wäre. 
Eine Tonne Kohlen, die am 1. 'April 1914 13,75 Mark kostete, 
kostet heute 230,90 Mark. Die Steigerung beträgt hier 1579,3 
Prozent. Geringere Kohlensorten, deren Preis 1914 auf 5,75 Mark 
stand, steht heute auf 179,70 Mark; Steigerung gleich 3025,2 
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Prozent. Die höchste Preissteigerung weist der Koksgrus» auf, 
der von 1,75 Mark am 1. April 1914 auf 110,60 Mark gleich 
6220 Prozent am 1. April 1920 gestiegen ist Die Steigerung 
der Kohlen- und Kokspreise bewegt sich zwischen 1415,8 bis 
6220 Prozent. Bei diesen Preisen handelt es sich aber nur um 
Preise, die als Richtpreise für das Kohlensyndikat gelten, also 
Verrechnungspreise zwischen Kohlensyndikat und Zechen. Wie 
die Verkaufspreise aussehen, darüber herrscht völliges! Dunkel. 
Nach § 61 des Gesetzes vom 23. März 1919 ist der Reichs¬ 
kohlenrat verpflichtet, die Verkaufspreise ab Zeche, ab Stapel¬ 
oder Lagerplatz zu bestimmen und zu veröffentlichen, ln einzelnen 
Fällen ist er sogar berechtigt, die Preise ab Empfangsstation zu 
bestimmen. Geschehen ist dieses aber bis heute noch nicht, der 
Reichskohlenrat hat es noch nicht für nötig befunden, das Gesetz 
zu beachten und die Verkaufspreise zu veröffentlichen. Aber alle 
Gesetze und Verordnungen nutzen nichts, wenn sie nicht be¬ 
folgt werden. , ' i ; > j j ; | j ai 

Um Gründe für die unsinnige Preispolitik war das Unternehmer¬ 
tum nicht verlegen, der Hauptgrund war die Lohnforderungen 
der Arbeiter. Besehen wir uns aber die prozentuale Steigerung 
der Kohlenpreise und stellen die Steigerung der augenblicklichen 
Löhne dem gegenüber, so tritt klar hervor, daß die Lohnforderun¬ 
gen nicht die Schuld tragen, die ihnen beigemessen wird. Die 
Löhne der Bergarbeiter, Kohlenhauer, standen 1914 auf etwa 
sechs bis acht Mark pro Tag, heute betragen sie etwa 50 bis 
60 Mark, die Steigerung beträgt daher etwa 700 bis 800 Pro¬ 
zent, die der Kohlenpreise aber 1415,8 bis 6220 Prozent. Als 
weitrer Grund wird die Materialpreissteigerung angegeben, aber 
auch dieser Grund trifft nicht ganz zu, denn die Steigerung der 
Materialpreise erfolgt größtenteils erst dann, wenn eine Kohlen¬ 
preissteigerung voraufgegangen ist. 

Alles Hin und Her in der' deutschen Kohlenwirtschaft, sowie 
alle Maßnahmen, die bisher getroffen wurden, haben ihren ge¬ 
wollten Zweck nicht erfüllt. Trotz aller Kontrolle und Ueber- 
wachungskommissionen ist der Kapitalismus) immer mächtiger ge¬ 
worden und man kann heute mit Recht sagen, daß der Kapitalismus 
noch nie so mächtig War wie jetzt. Uns kann nur eins helfen, 
Aendrung in der bisherigen Wirtschaftsweise, Sozialisierung der 
dafür reifer. Wirtschaftszweige. Nur planmäßige Organisation der 
Wirtschaft kann Deutschland aus dem Elend erretten. Und diese 
liegt nur im Sozialismus. Denn, Sozialismus ist Einheit der Or¬ 
ganisation, Selbsterziehung und Arbeit! Und in diesem Zeichen 
werden wir siegen ! 
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Der Ausbau der Schülerselbstverwaltung. 

ALSBALD nach der Novemberumwälzung, am 27. November 

\ 1918, wandte sich das neue Ministerium für Wissenschaft, 
Kunst und Volksbildung mit Erlassen und Aufrufen aus 
VCfynekens Feder an die Lehrer und Schüler der höhern Lehranstal¬ 
ten (für beide Geschlechter), der Seminare und Präparanden- 
anstalten. Mit Aufrufen, welche Verständnis und Teilnahme for¬ 
derten, für die weltgeschichtlichen Ereignisse und am Neubau des 
Volksstaats. 

Den Lehrern ward die völlige Freiheit der Ueberzeugung und 
Meinungsäußerung außerhalb des Dienstes zugesichert. Der Unter¬ 
richt freilich müsse freibleiben von der Einmischung politischer 
Leidenschaften, die Autorität des Lehrers dürfe nicht dazu miß¬ 
braucht werden, vor einer unreifen Schülerschaft Streitfragen des 
Tags zum Austrag zu bringen, sie habe vielmehr dem Geist« wissen¬ 
schaftlicher Objektivität zu dienen. — Neue erzieherische Aufgaben 
stelle diese schwere Zeit der Lehrerschaft. Nicht die Predigt des 
Hasses und der Rachsucht gegen die Feinde, deren Moral nicht 
unsern Willen zu Recht und Gerechtigkeit lähmen dürfe. Kriegs¬ 
verherrlichung und Völkerverhetzung gehörten nicht in die neue 
Schule! Sondern alle positiven Kräfte des Volkslebens seien auf¬ 
zurufen, alle schlummernden zu wecken, alle gefesselten zu ent¬ 
binden, damit ein neugeartetes Geschlecht des Opfermuts und 
Gesinnungsadels, der Wahrhaftigkeit und Gerechtigkeit, voll sitt¬ 
lichen Wollens und idealistischen Glaubens heranwachse. Dazu 
müsse die Luft der Freiheit um Lehrer und Schüler wehen. Damit 
die Lehrer ihre ganze Person, ihr bestes Können einzusetzen ver¬ 
möchten, habe ihre Beengung durch bureaukratischen Schema¬ 
tismus aufzuhören. Alles werde aber davon abhängen, ob sich 
hinreichend viel Lehrer bereitfänden, statt die Vorgesetzten die 
ältern, helfenden und führenden Kameraden ihrer Schüler zu sein. 
Solche würden sich auch durch anfängliche Fehlschläge nicht 
beirren lassen, des endlichen Lohns gewiß: ein ungeahntes Er¬ 
blühen jugendlicher Kräfte zu schauen. 

Den Schülern sprach das Ministerium seine Bewundmng für 
den bewiesenen jugendlichen Opfermut aus. Sie möchten nun 
sich entschließen, aus innrer Wahrhaftigkeit und unter eigner 
Verantwortung an der Gestaltung ihres Lebens mitzuwirken. Dazu 
solle die Schulgemeinde dienen. Die Versammlung aller Lehrer und 
Schüler einer Anstalt solle alsbald über deren Einführung ver¬ 
handeln und abstimmen. Im Fall der Ablehnung sei diese Ver¬ 
sammlung zu wiederholen. Die Schulgemeinde habe, unter dem 
Vorsitz eines von der Schülerschaft erwählten Lehrers, — in 
Anwesenheit des Schulleiters und des gesamten Kollegiums — 
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in völlig freier Aussprache Angelegenheiten des Schullebens, der 
Disziplin, der Ordnung usw. zu behandeln, und ihre Wünsche und 
Meinungen in (nicht verbindlichen!) .Entschließungen zum Aus¬ 
druck zu bringen. — Als Ausschuß der Schulgemeinde habe ein 
von ihr erwählter Schülerrat im Einverständnis mit der Lehrer¬ 
schaft ihre Geschäfte zu führen. — Nach mindestens vierjährigem 
Bestehen dürfe die Schulgemeinde Verbesserungsvorschläge dem 
Ministerium übersenden. — Der Schülerschaft wurde das Recht 
zur Bildung unpolitischer Vereine, zur Verbandsbildung über 
mehrere Schulen, zur Wahrnehmung ihrer staatsbürgerlichen Rechte 
unabhängig von der Schuldisziplin zugesprochen, sie werde aber 
gewarnt vor der Nachäffung studentischen Verbindungswesens und 
vor den Gefahren des Alkoholismus, von ihr werde erwartet, 
daß. sie sich hüte „vor der Entfesselung niederer Triebe“, vor 
Ungehörigkeiten, vor der „Rache für früher erlittnes Unrecht“. 
Der „weltgeschichtliche Emst der Stunde“ müsse die Jugend zur 
Verantwortung reif machen, daß sie „durch Ernst und Treue ein 
Vertrauen rechtfertige, wie es ihr bisher noch nie entgegengebracht 
worden“ sei. 

Ein herrlicher Auftakt, voll vom Idealismus eines Fichte. Eine 
Katzenmusik antwortete aus den Reihen der fichteschwärmenden 
Philologenschaft, neben den davon übertönten Stimmen der mutig 
die neue Zeit bejahenden Minderzahl wirklicher Erzieher. Die 
Direktorenschaft, bange um ihre militaristisch, auf dem Kadaver« 
gehorsam von Lehrern und Schülern, .aufgebaute „Autorität“, em¬ 
pörte sich in „einmütig“ gefaßten Resolutionen gegen die „Be¬ 
schimpfungen“ der Erlasse. 

Wyneken hatte ungeschickt, wenn auch zutreffend, vom „ver¬ 
alteten und toten System der Unfreiheit, das die Schülerseelen 
hungern, kranken und verkrüppeln machte“, gesprochen, von der 
„Reinigung der Schulluft vom Ungeist der toten Unterordnung, 
des Mißtrauens und der Lüge“ und hatte verheißen, „die Arbeit 
der Jugend von einem den Körper schädigenden Uebermaß, von 
allen sinnlosen und verrotteten Resten einer überlebten Zeit zu 
befreien“. 

Die in jahrzehntelanger Reglementierung zum größten Teil in 
den Geist des Lehrbeamten hineingeführte (mit dem Standes¬ 
bewußtsein des „hohem“ Beamten erfüllte und um ihre mühsam 
erkämpfte gesellschaftliche Höhe bangende) Lehrerschaft stimmte 
in diese Kakophonie ein und rettete sich selber das Piedestal des 
über alle Kritik schwebenden Vorgesetzten und — ahnungslose 
Einfalt! — dem Schulleiter die Autokratie (die Fordrung der 
„kollegialen Schulverfassung“ wird zur Deklamation, wenn daneben 
„eiserne Disziplin“ regiert; „Freiheit, die ich meine“, ist nicht 
mehr möglich im Zeitalter der Demokratie!). Man beeinflußte 
die Schüler, die Eltern; die Schulgemeinde wurde zur Hölle der 
Frechheit gestempelt. So ergab fast stets die ,geheime“ Ab- 
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Stimmung das erwünschte Ergebnis der Ablehnung, selbstverständ¬ 
lich da, wo unter dem Druck der „Kollegialität“ kein Lehrer die 
Märtyrerkrone des Jugendrührers auf sich nahm. Anderswo ver¬ 
leumdete und beschimpfte man die Lehrer, die das Vertrauen der 
Schüler hatten, bis diese voll Ekel das Amt ablehnten. Noch öfter 
verweigerten Direktoren und Kollegien einfach den sonst so viel¬ 
gepriesenen Gehorsam: sie berieren die konstituierenden Schul- 
gememdeversammlungen, „der zu befürchtenden Konflikte wegen“, 
gar nicht zusammen! — Diese ganze passive und aktive Sabotage 
wirkte; im Honigquartal der Revolution siegte die reaktionäre Di¬ 
rektorenschaft . Wyneken mußte gehen! 

Das Ministerium suchte in einem neuen Erlaß vom 14. Dezember 
1918 durch Nachgiebigkeit zu retten, was zu retten war. Es ver¬ 
zichtete auf den Zwang der Äbstimmungswiederholung und ver¬ 
langte dort, wo die Schulgemeinde abgelehnt worden sei, die 
Einrichtung von „Schülerausschüssen“, zusammengesetzt aus den 
von den Schülern erwählten „Vertrauensmännern“ der drei obem 
Klassen. Diese Schülerausschüsse sollten Wünsche, Vorschläge 
und Beschwerden der Schülerschaft der Lehrerschaft Vorfragen. 
Auf ihren Antrag mußte leine freie Aussprache des Direktors 
und der Lehrer mit den Schülern der drei obern Klassen über 
Schulangelegenheiten veranstaltet werden. 

Am bedauerlichsten an dieser Entwicklung war, daß das Mini¬ 
sterium nicht darauf bestand, daß wenigstens an jeder Anstalt die 
Urabstimmung über die Schulgemeinde leinmal vollzogen würde. Die¬ 
ser Triumph der disziplinbrecherischen Schulleiter spornte zu weitem 
Taten an: Schülerausschüsse Und wirklich eingerichtete Schulgemein¬ 
den wurden systematisch und allmählich zu bloßen Aeußerlich- 
keiten herabgedrückt. Beschwerden von Lehrern und Schülern 
hätten keine Aussicht auf Erfolg gehabt, denn die „kompakten 
Majoritäten“ der um ihre Bequemlichkeit besoigten Lehrer, der 
vor der Selbsterziehung bangenden Schüler, der für ihre Zwangs¬ 
autorität fürchtenden, nicht gerade beispielhaften Eltern waren 
entschlossen, der „revolutionären“ Neurung den Garaus zu 
machen. 

So siechten die Schulgemeinden dahin und die Schulströme flös¬ 
sen in den alten seichten Betten, die nationalistischen Schifflein 
tragend. Aus den „höhern“ Schulen brachen die Hindenburg-, 
die Kaiserbild-, die Kaisersgeburtstagsdemonsitrationen hervor, beim 
Kapp-Putsch stellten sie Scharen für die generalstreikfeindliche 
„Technische Nothilfe“ und für die „Freischaren“ (die „Zeit- 
freiwilligen“). Jetzt endlich versucht das Ministerium Ernst mit 
der Belebung des Freiheitsgeistes unter den „höhern“ Schülern 
zu machen. Wir wollen nun nicht tadeln, sondern uns freuen 
und zur tätigen Ausnützung der neuen Gelegenheit aufrufen! 

Um die letzte Jahreswende stellte der „Bund entschiedener 
Schulreformer“ fest, daß in Groß-Berlin nur noch an einem 
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Dutzend Anstalten „so etwas wie eine Schulgemeinde“ bestehen. 
Er — und mit ihm eine Anzahl ihm nicht angehöriger Schul¬ 
gemeindeleiter, die in einer öffentlichen Versammlung am 
31. Januar im Zentralinstitut für Erziehung und Unterricht über 
ihre guten Erfahrungen berichten konnten — forderte in einer 
Eingabe vom Ministerium eine neue Kundgebung für die Schul¬ 
gemeinde, für ihre Durchführung und ihre Gestaltung, Richtlinien 
zur Beseitigung der Unsicherheit. Die Unterzeichner (Borghorst, 
Cohn, Hildebrandt, Kawerau, Krause, Th. Meyer, Reintjes, Schmidt: 
Nur einer davon ist Sozialdemokrat!) stellten sich zu einem Auf¬ 
klärungsfeldzug dem Ministerium zur Verfügung. In einer Anlage 
verlangten sie vom Ministerium die Beantwortung bestimmter 
Fragen, die Behandlung gewisser Gesichtspunkte! Zu ihrer Ge¬ 
nugtuung lag dem Antwortschreiben ein neuer ministerieller Er¬ 
laß (vom 21. April 1920) bei, dessen Inhalt hier erörtert sei, 
der — so wenig er uns ausreichend erscheint — doch als eine 
Rückkehr zur alten Auffassung und zum alten Plan begrüßt sei. 

Der Erlaß fordert erneut die „Heranziehung der Schüler zur 
tätigen Mitarbeit am gesamten Leben ihrer Schul«“. Dadurch 
sollen „die Selbständigkeit und das Verantwortungsgefühl, der 
Sinn für das Gemeinschaftsleben und das Vertrauensverhältnis* 
der Schüler untereinander und zwischen Lehrern und Schülern 
gefördert und gestärkt“ werden. Den einzelnen Anstalten soll aber 
bei de r Schaffung dazu geeigneter Einrichtungen „größere Be¬ 
wegungsfreiheit“ gelassen werden. Das ist gut, denn fruchtbare 
Fortschritte sind natürlich nur dort möglich, wo sich geeignete 
und bereitwillige Träger dafür finden. 

Die „Richtlinien“ haben folgenden Inhalt: 

In jeder Klasse sind zu Beginn jedes Schulhalbjahrs „Sprecher“ 
(geheim) zu wählen. Leider bestimmt deren Anzahl und Amts¬ 
dauer die Lehrerkonferenz. Weshalb? — Alle Klassenämter sind 
durch Wahl zu besetzen. Die Klassen„beamten“ bilden den 
„Klassenausschuß“. — Die „Sprecher“ der Klassen von Unter¬ 
sekunda ab treten zum „Schülerausschuß“ zusammen, der sich aus 
dem Lehrkörper einen, das Bindeglied darstellenden, „Berater“ 
wählt Zum Schülerausschuß hinzu tritt möglichst für jeden 
Schülerverein der Anstalt ein Vertreter. 

Der Erlaß führt eine Art „Gesamtunterricht“ oder besser eine 
Schulbürgertumsstunde ein, wenn er vorschreibt, daß wenigstens 
einmal im Monat (höchstens alle zwei Wochen) der Klassen¬ 
leiter (oder mit seiner Zustimmung ein andrer Lehrer der Klasse) 
eine lehrplanmäßige Stunde zur Aussprache über Angelegenheiten 
der Klassengemeinschaft oder andre von den Schülern vor¬ 
geschlagne Fragen benutzt. Die unterrichtsfreien Lehrer der Klasse 
können an dieser „Klassengemeinde“ teilnehmen. Außerhalb des 
Unterrichts kann der Klassenausschuß die Klassengemeinde be- 
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liebig zusammen berufen, auch können mehrere Klassen zu Be¬ 
sprechungen zusammentreten. 

Die Klassen von Untersekunda ab können sich zur Schulgemeinde 
zusammenschließen, auch noch weitre Klassen zulassen (dauernd 
oder für einzelne Fälle). Die Schulgemeinde „pflegt die freie 
Aussprache über Fragen der Schule und des Lebens“. Einzelne 
Lehrer sind nicht in die Diskussion zu ziehen, als Vortragende 
können auch — mit Zustimmung der Lehrerkonferenz!!! — 
Außenstehende zugelassen werden. — „Wo eine Schulgemeinde 
noch nicht besteht, muß zu Beginn jedes Schuljahrs über ihre 
Einführung klassenweise abgestimmt werden“ (? Geheim ? Sonst 
bedeutet das eine fortgesetzte Komödie!). Die Schulgemeinde, 
die ihre Geschäftsordnung selber bestimmt, wird geleitet durch 
den Vorsitzenden des Schülerausschusses oder durch den „Be¬ 
rater“. Ihr können die Mitglieder des Lehrerkollegiums beratend 
beiwohnen; sie tagt mindestens monatlich einmal; sie stellt durch 
den Schülerausschuß Anträge an die Lehrerkonferenz; ihr ist 
der Schülerausschuß verantwortlich ; sie darf nur am Schluß des 
Schulhalbjahrs mit Dreiviertelmehrheit aufgehoben werden. 

Ueber alle Selbstverwaltungseinrichtungen dieser Art soll jähr¬ 
lich dem Provinzialschulkollegium berichtet werden. Im „Jahres¬ 
bericht“ der Anstalt hätten der Vorsitzende des Schülerausschusses 
und der „Berater“ gemeinsam einen Bericht über die Tätigkeit der 
Selbstverwaltungskörper zu veröffentlichen. Bei Besichtigungen 
haben sich die Provinzialschulräte über diese Dinge, auch durch 
Aussprachen mit Berater, Schülerausschuß und Schulgemeinde ge¬ 
nau zu unterrichten. Am 1. Juli jedes Jahrs haben die einzelnen 
Provinzialschulkollegien dem Ministerium Bericht über den Fort¬ 
gang der Schülerselbstverwaltung zu erstatten. 

Soweit der Ministerialerlaß, der freie Bahn für neues Leben 
schafft, wenn er — von Tatkraft getragen wird. Sonst wird er 
nur Anlaß zu neuen „Protesten“ der „geschlossenen Massen der 
Direktoren- und Oberlehrerschaft“ geben und in der Sicherheit' 
der „Amtsverschwiegenheit“ wird man in den Konferenzen von, 
neuern darüber beraten, wie man dem Ministerium, dem Fort¬ 
schritt und der Jugend ein Schnippchen schlägt. Nun, ihr Jugend¬ 
organisationen aller freiheitlichen Richtungen, wacht auf, unter¬ 
richtet die Jugend über die neue Möglichkeit, sich Wege zur 
Selbsterziehung zu erkämpfen! Ihr Elternbeiräte, helft der Jugend 
und den zukunftswilligen Lehrern, daß eine neue, eine kraft¬ 
strotzende und doch gemeinschaftswillige, eine im Guten un¬ 
beugsame und doch friedfertige Jugend als Trägerin neuer deut¬ 
scher Kultur heranwachsen kann. Von oben her kann nur Bahn 
geschaffen werden, wandeln müßt Ihr: Knaben, Mädchen, Väter, 
Mütter, Lehrer, du Volk! Die zertrümmernde Welle der Re¬ 
aktion hat ihren Höchststand erreicht, baut Freiheitsdämme, so 
zerschellt sie! 
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Oberlehrer Dr. KARL HEDICKE: 


Eine deutsche Auslandshochschule und 
das Studium der Fremdvölker. 


(Schluß.) 


E S ist daher wohl verständlich und ein bleibendes Verdienst, 
wenn in diesem Augenblick der Vorkämpfer für die Schaf¬ 
fung einer Auslandshochschiule, Anton Palme, Dozent am 
Orientalischen Seminar, zu einer zusammenfassenden dringenden 
Mahnung das Wort ergreift. Er veröffentlicht seine vorläufige 
Denkschrift für das Reichsministerium des Innern (Die deutsche 
Auslandshochschule, Berlin 1920), um für ihr großes und edles 
Ziel neue Freunde und Mitarbeiter zu gewinnen. Die jetzige 
Zeit erkennt er als besonders geeignet für die Inangriffnahme 
des Werkes: denn „die Ablenkung von dem Elend des täglichen 
Lebens in neue geistige Bahnen ist eine Forderung der geistigen 
Volkshygiene und damit zugleich ein Gebot politischer Klug¬ 
heit“. Nicht nur der Gesichtspunkt des praktischen Nutzens, son¬ 
dern auch die schwerwiegenden idealen und politischen Momente 
müssen das neue Reich veranlassen, auf dem Gebiete der großen 
Kulturfragen mutigen Schritts voranzugehen. Die eindringende 
Beschäftigung mit fremden Nationen und ihrer Art leitet zu ihrem 
tieferen Verständnis, darüber hinaus aber auch zur Erkenntnis des 
eignen Wesens und damit zu den Vorbedingungen einer wahren 
und möglichen Völkerversöhnung. Die fruchtbare Entfaltung und 
Wirkung dieser Forschungen ist eng verknüpft mit der Zusammen¬ 
fassung zu einer Auslandshochschule, und so verwirft Palme den 
wohldurchdachten Plan ihrer Organisation. Sie wird unmittelbar 
vom Reich verwaltet, besteht 4 IS .geschlossene Hochschule, die 
das Recht der Doktorpnomotion und einer staatlichen Abschluß¬ 
prüfung hat, aus einer Reihe von Instituten, die möglichst je eine 
Nation umfassen, und ergänzt sich durch eine Reihe von Disziplinen 
allgemeinen Charakters wie Völkerrecht, allgemeine Erdkunde, So¬ 
ziologie, allgemeine Volks- und Weltwirtschaftslehre, internationale 
Arbeiterfragen u. a. m. Ihr Lehrkörper setzt sich aus deutschen 
Professoren und ausländischen Lektoren zusammen, ihr Unter¬ 
richt erfolgt in Uebungen und Vorlesungen. Als Hörer kommen 
nicht nur diejenigen in Betracht, die als Beamte des auswärtigen 
Dienstes, als Angehörige des Handels und der Industrie, alst 
Journalisten, als Aerzfe, Lehrer usw. ekle besondere Vor bi l<kmg 
für das Ausland brauchen, sondern in immer höherem Maße auch 
alle Neuphilologen, die berufen sind, „eine tiefere Kenntnis fremd¬ 
nationalen Wesens in breite Kreise des deutschen Volks zu tragen.“ 
(Ich möchte hier nur andeuten, daß auch die Anschauungen von 
dem Wesen des Sozialismus national bedingt erscheinen, und daß 
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bei aller Anerkennung der Wucht gemeinsamer Interessen die 
Vertrautheit mit dem verschiedenen Geistes- und Gefühlsleben 
andrer Nationen für die Führer der Sozialdemokratie von großem 
praktischen Nutzen sein kann.) Die Auslandshochschule verzich¬ 
tet grundsätzlich auf Vorlesungshonorare; Berlin als Reichs¬ 
hauptstadt ist ihr gegebener Ort, das Orientalische Seminar mit 
seinen Dozenten und seinen Sammlungen geht in sie auf; an 
eine Vereinigung mit der Berliner Handelshochschule könnte ge¬ 
dacht werden. Wichtig ist auch die Gebäudefrage, um der großen 
Mehrzahl der Hörer willen, die neben ihrem Berufsstudium die , 
Vorlesungen der Auslandshochschule besuchen werden: die Kriegs¬ 
akademie oder Räume des ehemaligen Königlichen Schlosses sind 
geeignet, da sie in der Nähe der Universität liegen. 

Es kommt ja bei unseren wirtschaftlichen Verhältnissen vor allem 
darauf an, die Kosten nicht zu groß werden zu lassen. Palme 
berechnet den Etat auf rund 1000 000 Mark, der jedoch erst 
nach Jahren voll gebraucht wird. Die Höhe der Summe wird die 
allein berechtigten Bedenken gegen den Plan auslösen, auch wenn 
man an eine Unterstützung der beteiligten Kreise des Handels 
denkt; ich selber halte sie auf diesem diffizilen Gebiet zum 
Nutzen der unbedingt freien Forschung noch nicht einmal für 
erstrebenswert. 

Wenn aber das Reich die schwere Last der Unterhaltung nun 
doch auf sich nehmen soll, so gilt es zum Schluß die Einwände 
zu widerlegen, die in der Denkschrift vom Jahre 1917 gegen die 
Errichtung einer besonderen Anstalt erhoben wurden und die 
Unzulänglichkeit der durchgeführten Vorschläge nachzuweisen. 
Schon oben ist darauf aufmerksam gemacht worden, daß die 
jetzige Verfassung dem Reich die Kompetenz in Kulturfragen 
zugesteht, natürlich vor allen Dingen in dem Bezirk der Außen¬ 
politik. Die Reichsverwaltung ist also für die Begründung einer 
Auslandshochschule in vollem Maß zuständig. Auch treffen die 
Bedenken in bezug auf die Beschränktheit des Hörerkreises und 
auf dem Mangel an geeignetem Lehrpersonal nach Palmes An¬ 
schauung nicht zu. Das Bedeutsamste jedoch scheint mir das zu 
sein, was er über die grundsätzlichen Mängel der neueingeführten 
Auslandsstudien an den Universitäten und ihrer Methode sagt. 

Er wirft ihnen vor, das eigentliche innere Wesen des Studiums 
fremder Völker völlig zu verkennen: es sei und bleibe an den 
Universitäten immer noch historisch-philologisch und zum größ¬ 
ten Teil Altertumswissenschaft. Die sogenannte „Landeskunde“ 
fremder Staaten, die nach der Denkschrift das Sprachstudium er¬ 
gänzen sollte, ist nach ihm nichts weiter als eine populäre Zu¬ 
sammenstellung von allerhand mehr oder minder nützlichen Kennt¬ 
nissen über fftmde Länder, keine Wissenschaft mit eigner Me¬ 
thode. Demgegenüber entwickelt er in vorbildlicher Weise die 
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Grundzüge einies „nationalwissenschaftlichen“ Studiums des Aus¬ 
lands, das von der jetzigen lebenden Sprache der Völker und 
ihren gegenwärtigen staatlichen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Verhältnissen handelt. In einer früheren Abhandlung: Die deut¬ 
sche Auslandshochschule und das nationenwissenschaftliche Stu¬ 
dium des Auslands, Berlin 1914, hat Palme seine Gedanken dar¬ 
über ausführlicher dargelegt. 

Das nationalwissenschaftliche Studium geht von der modernen 
Sprache aus, die eine erste Einfühlung in die Seele des fremden 
Volkes und in die Möglichkeiten seiner Entwicklung anbahnt. Es 
richtet sich vorwiegend auf den Sprachinhalt, nicht auf die Form 
und ihre Geschichte (Philologie). Das durch Studium der zeit¬ 
genössischen Quellen erworbene Verständnis für die eigentümliche 
äußere und innere Kultur einer Nation macht erst wieder das 
wirkliche Verständnis ihrer Sprache möglich. Die tatsächliche 
praktische Beherrschung führt zur systematischen Aneignung des¬ 
sen, was die Sprache über alle nationale Lebensregungen mitteilt, 
und damit zur Erkenntnis und zum Verstehen der fremden Psyche. 
Daraus erwächst dann auf sachlicher Gfundlage das richtige Ur¬ 
teil über die Tendenzen ihres zukünftigen geschichtlichen Lebens 
und das richtige praktische Verhalten gegenüber dem Auslande. 
„Das nationenwissenschaftliche Studium erfordert ein auf gründ¬ 
lichster Sprachkenntnis an der Hand der Quellen weiterbauendes, 
systematisches Studium des Staatsi- und Verwaltungsrechts, der 
Prinzipien des Bürgerlichen und Strafrechts, der Volks- und -Staats¬ 
wirtschaft und der kulturellen Verhältnisse des fremden Volkes 
und vereinigt alle besonderen Ziele in dem einen großen, in dem 
Streben, die fremde Nation in 'ihrer Gesamtheit erkennend au 
erfassen.“ 

Palme hat vollkommen recht, wenn er diese neue Wissenschaft 
von dem traditionellen philologisch-historischen Sprachstudium der 
Universitäten und von der sogenannten Landeskunde, diesem zu¬ 
sammenhanglosen Wissen von Realien, scharf und grundsätzlich 
scheidet. Sie will natürlich die ästhetisch-historische Forschung 
nicht verdrängen, aber sie heischt volle Gleichberechtigung. Nun 
versucht ja auch die Neuphilologie, durch die Erfahrung des letzten 
Weltgeschehens belehrt, sich mehr von der rein literarischen 
Betrachtung loszumachen und eine kulturhistorische Einstellung 
zu gewinnen. Doch wird ihr stets die sprachlich-historische Seite 
die Hauptsache bleiben, überdies verkennt sie die forterbende Macht 
der Fachschulung und den hochmütigen Widerstand der „reinen“ 
Wissenschaft, dazu die unüberwindlichen Schwierigkeiten, die aus 
der Vereinigung der beiden Betrachtungsweisen sich durch die 
Häufung des Stoffs dem Studierenden entgegenstellen. Denn 
immer noch wird er durch die Prüfungsordnung und durch die 
Rücksicht auf sein späteres Fortkommen veranlaßt, sich wenig¬ 
stens mit zwei Sprachen und ihren Denkmälern zu befassen. Trotz 
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aller Reformen fehlt es ihm in der Regel an einer wirklichen 
praktischen Beherrschung, zumal jetzt, wo an einen Aufenthalt im 
Ausland kaum zu denken ist, und trotz aller Examensbestimmungen, 
die eben zuviel von ihm fordern — neben Sprach- und Literatur¬ 
geschichte auch Landeskunde —, steht er meist hilflos „dem inneren 
Sprachverständnis, all dem, was die Sprache an Fremdnationalem 
zum Ausdruck bringt“, gegenüber. Soll aber der Neuphilologe 
— und sein Fach ist vor allem andern dazu imstande — für seine 
Aufgabe, im Sinne der Völkerversöhnung Verständnis und Achtung 
fremder Menschenart der Jugend einzupflanzen, gerüstet sein, so 
kann das nur geschehen durch eine neue Methode der Wissen¬ 
schaft und durch eine Ergänzung seiner Vorbildung, wie sie das 
nationenwissenschaftliche Studium in der Auffassung Palmes ver¬ 
bürgt. Da es außerdem am geeignetsten anzusehen ist, alle die 
Aufgaben zu erfüllen, die den Auslandsstudien überhaupt gestellt 
sind, wird es sich durchsetzen, wie es bereits am Orientalischen 
Seminar vorwiegend der Fall ist. Dann wird auch seine Einwirkung 
auf den Betrieb der Universitäten nicht ausbleiben. Jedoch das 
höchste Ziel, die Seelen der Völker zu erkennen, kann auch die 
neue Wissenschaft nur erreichen, wenn sie mit den Methoden 
der Psychologie an ihre Arbeit geht. Ihre Forschungen sind 
der Stoff, aus dem die Völkerpsychologie ihre Folgerungen über 
den Charakter und die Eigenart der einzelnen Nationen ableitet; 
dafür erhält sie von der Systematik und Methodik der Völker¬ 
psychologie her die Prinzipien ihrer Forschung. Es erscheint rich¬ 
tiger und ist ja auch in populären Schriften durchaus gebräuchlich, 
die Kunde von den seelischen Differenzen der Völker Völker¬ 
psychologie zu nennen, nicht das, was Wundt darunter versteht, 
nämlich die Erforschung der allgemein-menschlichen Eigenschaften 
die sich in Sprache, Sitte, Kunst usw. offenbaren. Auch jene ist 
eine neue Wissenschaft, deren praktische Bedeutung für Außen¬ 
politik und Auslandsstudien zur Ergänzung der originalen Intui¬ 
tion des Staatsmanns und des Forschers wir vielleicht noch gar 
nicht überschauen, und ein erster verheißungsvoller Schritt ist 
getan: Der Führer in das Neuland heißt Elias Horwicz und sein 
vorwärts weisendes Werk: Die Seelen der Völker. Ideen zu einer 
Völkerpsychologie. Gotha 1920. 

Vereint und in gegenseitiger Befruchtung erfüllen das nationen¬ 
wissenschaftliche Studium und die Völkerpsychologie das Drängen 
der Gegenwart nach Synthese und wirken mit an der Erziehung des 
Deutschen zum Staatsbürger. Die Selbsterkenntnis deutschen 
Wesens gewinnt einen objektiven Maßstab, notwendiger als je 
gegenüber einer drohenden, gutgemeinten, aber haltlosen Deutsch¬ 
tümelei, durch den Vergleich und die Differenzierung, und wenn 
sie auch das Rätsel fremder Art nicht restlos lösen sollten, vor¬ 
urteilsfreies Verständnis für die Eigentümlichkeiten der Völker der 
Erde, die Vorbedingung für die affektlose und nüchterne Wertung 
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Auswandrung nach Sowjetrnßland. 


ihrer Beziehungen zu uns, können sie erringen und verbreiten, und 
durch allgemeines, gegenseitiges Verständnis einmal doch noch 
— Verständigung. Früher oder später muß ihnen eine Stätte der 
Forschung und der Lehne bereitet werden, und die kann nichts 
andres sein als eine deutsche Auslandshochschule. 


ARTHUR HEICHEN: 

Auswandrung nach Sowjetrußland. 

E INE Auswandrerorganisation, die mit wirtschaftlichen Be¬ 
strebungen politische (kommunistische) Ideologie verbindet, 
ist die über zahlreiche Groß- und Industriestädte Deutsch¬ 
lands verbreitete „Ansiedlung Ost“. Aus den „Mitteilungen der 
Interessengemeinschaft der Auswandrerorganisationen nach Sowjet¬ 
rußland“, einem Beiblatt der Berliner „Rätezeitung“, erfährt man 
nun über die Verhandlungen der Organisation mit der Sowjet* 
regierung nuid über die Auswandrungsmöglichkeiten für quali¬ 
fizierte Industriearbeiter nach Rußland überaus interessante Tat¬ 
sachen. Angesichts der Uebervölkrung Deutschlands verdient ja 
das Auswandrungsproblem die ernsteste Aufmerksamkeit der 
Oeffentlichkeit, und jedes private oder öffentliche Unternehmen, 
das solche Auswandrungsmöglichkeiten eröffnet, verdient jedwede 
Unterstützung — ohne Rücksicht auf politische Nebenziele. Ueber- 
dies aber erscheint uns die Anbahnung eines Bevölkrungsaustauschs 
mit Rußland als der erste Weg zur Anknüpfung wirtschaftlicher 
Beziehungen und beidseitiger politischer Anlehnung mit dem — 
vor der Hand allerdings noch fernen — Endziel der Ersetzung 
des kapitalistischen Völkerbunds durch einen Bund proletarischer 
Völker. Die Vereinigung „Ansiedlung Ost“ hatte, wie schon früher, 
eine Delegation nach Rußland entsandt, deren eines Mitglied, 
Kurt Müller, zurückgekehrt und vor einer Funktionärversammlung 
seinen Bericht über die Lage der russischen Industrie (ob er da 
sehr kompetent ist, wissen wir allerdings nicht!) und über die 
Aufwandrungsmöglichkeit von qualifizierten Industriearbeitern er¬ 
stattet hat. Daraus ist folgendes hervorzuheben: Eine Lokomotiv- 
fabrik südlich von Moskau, die 2—3000 Arbeiter beschäftigt, 
kann noch 1500 deutsche Arbeiter aufnehmen, eine andre in 
Petersburg benötigt 1200 Arbeiter. In Moskau steht eine Loko- 
motivfabrik, die 6000 Arbeiter beschäftigen kann, völlig leer. In 
Moskau zeigte man der Delegation Automobilfabriken, die ganz 
neu eingerichtet sind, tadellose Maschinen und Materialien haben, 
die heute arbeiten könnten, wenn nur Arbeiter vorhanden wären. 
In Moskau allein können 5000 Automobilarbeiter Beschäftigung 
finden. Eine während des Kriegs von Amerika angelegte Auto¬ 
mobilfabrik will die russische Regierung den deutschen ein- 
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wandernden Arbeitern völlig zur Verfügung stellen. Die Mos¬ 
kauer Glühlampenfabriken, die 6000 Arbeiter beschäftigen können, 
stehen völlig leer. Die chemischen Werke, z. B. unmittelbar bei 
Moskau liegende, liegen still. Ueberall fehlt es an Arbeitskräften. 
In Moskau bestehen große Kabelwerke, in denen mehr als 40 000 
Arbeiter Beschäftigung finden können. In der optischen Industrie 
können 2000 Arbeiter aufgenommen werden, hier fehlt es vor 
allen Dingen an qualifizierten Fachleuten. Dasselbe gilt für 
Flugzeug- und Motorenfabriken. Eine modern eingerichtete Motoren¬ 
fabrik soll den deutschen Arbeitern vollständig überlassen werden. 
Aus den Verhandlungen mit der russischen Regierung ergab sich, 
daß ein baldiger Beginn der Auswandrung erwünscht ist. Es 
wird verlangt, daß bei den ersten Transporten nur unverheiratete 
Arbeiter hinübergehen, da in Rußland eine große Wohnungsnot 
besteht. . 1 - : •' i "! I ■ H l 

Soweit der interessante Bericht. Sollte es gelingen, die Aus¬ 
wandrung von Industriearbeitern nach Rußland in Zug zu 
bringen, so sind wir Idie ersten, die dies begrüßen und dem 
Unternehmen allen Erfolg wünschen. Nebenbei bemerkt, planen 
schwedische Metallarbeiter ähnliches. Nun aber zur politischen 
Begleitmusik, mit denen die „Rätezeitung“ (Nr. 18) das Ergebnis 
der Verhandlungen in die Welt setzt. In einem Artikel: ,,Aus¬ 
wandrung nach Rußland und die deutsche Revolution“ schreibt 
sie: ' ' 1 ! ‘ ' ’ < : ! ! ”! ? ' T 1 ( ? 

„Aus den Verhandlungen dieser Delegation mit den russischen 
Volkskommissaren, den obersten Volkswirtschafts- und Industrie¬ 
räten, ergab sich, daß in Sowjetrußland deutsche Qualitätsarbeiter, 
Techniker, Ingenieure dringend gewünscht werden. Die russischen 
Genossen haben keinen Zweifel darüber gelassen, daß sie nur 
klassenbewußte Proletarier, die sich ihrer Pflicht als revolutionäre 
Aibeiter stets bewußt sind und nicht Spielball konterrevolutionärer 
Kräfte werden können, aufzunehmen gewillt sind. Es steht also 
fest, daß Sowjetrußland dringend Qualitätsarbeiter braucht, und 
daß diese auswandernden Arbeiter auf dem Boden des kommu¬ 
nistischen Programms stehen müssen.“ 

Wenn das heißen soll, daß deutsche Arbeiter und Techniker 
nicht nach Rußland gerufen werden, um gegen die Sowjetregie¬ 
rung zu konspirieren, sondern eben zum Wiederaufbau, so 
ist das selbstverständlich, und man braucht keine Worte darüber 
zu verlieren. Ein loyales und unpolitisches Verhalten wird also 
das mindeste sein, was die Sowjetregierung auch von den qualifi¬ 
ziertesten Technikern und Ingenieuren verlangen muß. Wenn aber 
die „Rätezeitung“ damit sagen will, daß nur solche Arbeiter, 
die das Mitgliedsbuch der K. P. D. oder der K. Ä. P. D. oder einen 
schein der „Ansiedlung Ost“ in der Tasche haben, nach Rußland 
auswandem dürfen, so stimmt das bestimmt nicht. Dann hat 
sich die Delegation sicherlich verhört. Die bolschewistischen 
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Staatsmänner sind viel zu klug, um einer Organisation, wie der 
„Ansiedlung Ost", gewissermaßen das Auswandrungsmonopol zu 
erteilen. In Radeks politischem Programm („Rußland und Deutsch¬ 
land" in Hardens „Zukunft") hat man von solchen Dingen auch 
rein gar nichts gehört. Radek dachte sich die Sache vielmehr 
90, daß die Organisation des Menschenaustauschs Aufgabe der 
zentralen Berufsverbände der Arbeiter, Techniker und Ingenieure 
sein sollte. Leider sind diese Verbände in diesen Dingen so 
ungemein schwerfällig; und da scheint es mir ein Akt der Selbst¬ 
hilfe und ein Verdienst der „Ansiedlung Ost", die Oeffentlichkeit 
auf diese Möglichkeiten gewissermaßen mit der Nase hinzustoßen. 
Und solange die Berufsveibände sich aus Trägheit (vielleicht auch 
gar aus Bolschewistenscheu!?) nicht an diese Aufgaben machen, 
füllt die Tätigkeit der „Ansiedlung Ost" eine notwendige Lücke 
aus, besonders was die qualifizierten Arbeiter anlangt. Versagen 
aber wird die Tätigkeit der „Ansiedlung Ost" gegenüber Tech¬ 
nikern und Ingenieuren, und die Leiter des Unternehmens werden 
mir das wohl oder über bestätigen müssen, wenn sie in ihre 
Mitgliederlisten schauen. Ist die Angelegenheit einmal reif, 
haben die Berufsverbände ihre Trägheit überwunden, dann wird 
die Sowjetregierung gewiß kein Monopol der „Ansiedlung Ost" 
statuieren, sondern die Kräfte nehmen, wo sie sie braucht. Sie 
hat militärische Fachleute gerufen, sie wird auch wirtschaftliche 
Fachleute rufen. 
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München (Akademiestraße 1—2) 1920. Preis: gewöhnliche Aus¬ 
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Die Liebessänge der Märchenwelt Arabiens sind aus dem Urtext dem 
deutschen Publikum zugänglich gemacht. Die Sinnenfreude, die Erotik und 
die Schönheit arabischer Phantasie sind in der deutschen Uebersetzung 
nicht verloren gegangen. 
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DIE GLOCKE 

12. Heft 19. Juni 1920 6. Jahrg. 

Ntdidnick sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


PARVUS: 

Koalitionspolitik oder Programmpolitik? 

D IE Koalition hat in den Wahlen den kürzeren gezogen. Sie 
unterlag dem Ansturm von rechts und links. Wer gegen 
die Regierung war, ob Helfferich, ob Crispien, bekam den 
Zulauf. 

Das Land ist mit den Ergebnissen der abgelaufenen parlamentari¬ 
schen Periode unzufrieden. Das ist sehr begreiflich. Die Koalition 
war nur ein Notbehelf, ihre Politik eine Politik der Unzulänglich¬ 
keiten. Sie hat nichts als halbe Maßnahmen und ganze oder 
halbe Mißerfolge aufzuweisen. Auf politischem wie auf wirt¬ 
schaftlichem Gebiet ist die Signatur der Zeit getäuschte Hoff¬ 
nungen, gescheiterte Pläne. 

Der Achtstundentag ist eingeführt worden. Das ist die wich¬ 
tigste Errungenschaft des Proletariats. Aber wasi nützt der Acht¬ 
stundentag, wenn es an Arbeitsgelegenheit fehlt? Die Arbeits¬ 
löhne haben eine ungeahnte Höhe erreicht, aber noch mehr sind 
die Lebensmittelpreise gestiegen, während die Wohnungsnot ge¬ 
radezu unmögliche Zustände geschaffen hat. Das Land befindet 
sich noch immer im sogenannten Uebergang von der Kriegs¬ 
wirtschaft zu der Friedenswirtschaft und es ist gar nicht abzusehen, 
wann das ein Ende nehmen wird. Statt eine vernünftige So¬ 
zialisierungspolitik durchzuführen, die durch Zusammenfassung der 
wichtigsten Rohstoff- und Energiequellen (Kohle, Eisen, Wasser¬ 
kräfte) mit den Eisenbahnen zu einem gemeinsamen Wirtschafts¬ 
system die einzig mögliche Grundlage zum Wiederaufbau einer 
auf dem Weltmarkt konkurrenzfähigen Industrie abgeben würde, 
schleppt man noch immer die soldatischen Reglementierungen, 
Einschränkungen, Hemmungen der Volkswirtschaft aus der Kriegsi- 
zeit mit. Statt die Produktion zu steigern, und dadurch auch 
dem Staat neue Einnahmequellen zu erschließen, diktiert man 
Steuern, die zum großen Teil auf dem Papier bleiben, und nimmt 
die Banknotenpresse in einer Weise in Anspruch, daß sich das 
Papiergeld in Makulatur verwandelt. Was uns der Friedens¬ 
vertrag für Unheil bringen wird, können wir noch gar nicht 
einmal abschätzen, und wir haben noch nicht einmal den vollen 
Frieden, denn unsere Beziehungen zu den Ländern des früheren 
Russischen Reichs bleiben noch immer abgeschnitten, trotzdem 
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wir keinen Krieg mehr führen. Nichts kommt vorwärts, nichts 
will gedeihen, die Gegenwart ist voller Sorgen, die Zukunft 
voll Ungewißheit. 

Diesem Zustand und den daraus entspringenden Stimmungen 
haben die Wahlen entsprechenden Ausdruck verliehen. 

Skid diese Zustände ein Verschulden der Regierung? Wir 
wollen sie von ihrem Teil der Schuld, die hauptsächlich in der 
mangelnden Entschlossenheit und mangelnden Initiative lag, nicht 
freisprechen. 'Aber es wäre töricht, den Staatsbankrott, den 
Deutschland auf allen Gebieten durrfizumachen hat, auf das Konto 
der Regierung zu setzen, der die Aufgabe zufiel, diesen Bankrott 
‘zu liquidieren. 

Das zeigt sich schon jetzt, da die Koalitionsregierung in die 
Brüche ging. Nun steht man vis ä vjs de rien. Das Eigebnisi 
ist Konfusion. Das schreckt so sehr, daß man sich schleunigst 
bemüht, nochmals eine Koalition zusammenzubringen. 

'Aber die Aufgabe des Moments ist keineswegs einfach die, 
das zu reparieren, was die Wähler „verbrochen“ haben. Die 
Wahlen waren ein Memento. Sie ermahnen zur Abkehr von der 
bisherigen Unentschlossenheit, sie verlangen eine feste, wohl¬ 
durchdachte, scharfumrissene ArbeitsPolitik. 

Dabei müssen wir uns klar bewußt sein, daß die Hauptsache 
gar nicht von uns abhängt. Die Krisis, die jetzt Deutschland 
durchmacht, ist ein Teil der europäischen Krisis. Der Aufbau 
der deutschen Industrie, einerlei ob kapitalistisch oder sozialistisch, 
ist nur möglich, wenn der Weltverkehr in seinem weitesten Um¬ 
fange, mit Einschluß der gewaltigen russischen Lebensmittel- und 
Rohstoffgebiete, sich wieder frei entfalten kann, und wenn die 
deutsche Volkswirtschaft nicht durch eine Niederhaltungspolitik 
der Militärstaaten abgedrosselt wird. Wir können an diesen 
Sachen nichts ändern, die Entscheidung liegt bei den Regierungen, 
die über die großen Kanonen und die großen Panzerschiffe ver¬ 
fügen; wir können nur offen und ehrlich erklären, wie die Dinge 
sind. Der ausgemergelte Gaul, den man mit Stockhieben traktiert, 
rafft seine letzten Kräfte zusammen und macht noch einige 
unbeholfene Sprünge — soll das unser Vorbild sein? Wir wollen 
nicht, um nur dem nächsten Peitschenhieb zu entgehen, eine 
Kraft Vortäuschen, die wir nicht haben. 

Ist es möglich, daß Reich und Volk zugrunde gerichtet werden? 
Wir wissen es nicht. Wenn wir aufrichtig sein wollen, müssen 
wir es uns eingestehen. Die Geschichte kennt Beispiele, daß gairee 
Völkerschaften ausgerottet Wurden. Die Geschichte kennt aller¬ 
dings kein einziges Beispiel, daß ein Kulturvolk von siebzig 
Millionen aus der Kultürgemeinschaft ausgeschaltet wurde. Aber 
die Vernichtungsmittel unserer Zeit sind gigantisch geworden, 
kein Vergleich mit der Vergangenheit, das hat der Weltkrieg 
gezeigt. Wir wissen nicht, was kommen wird. Die Weltlage 
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ist drohend. Vielleicht führt schon der nächste Schritt auf dem 
verhängnisvollen Wege des Imperialismus der Entente zu einem 
Weltchaos. Vielleicht — vielleicht aber auch nicht. Vielleicht 
haben diejenigen recht, die den Untergang der westeuropäischen 
Kultur prophezeien. Vielleicht vollendet der Bürgerkrieg den 
Ruin der westeuropäischen Industrie, wer kann, flieht nach aus¬ 
wärts, und in Amerika, in Rußland, in China entstehen neue 
Industrie- und Kulturzentren. Das sind Betrachtungen, die noch 
vor ktfrzem als purer Wahnsinn zu rüdegewiesen worden wären, 
die aber nach diesem wahnsinnigsten aller Kriege in den Bereich 
der Möglichkeiten gerückt sind. 

Wir wissen nicht, was werden wird. Die Schicksale Europas! 
liegen nicht in unserer Hand. Was wir wissen, ist, daß wir als 
galvanisierte Leiche nicht existieren können. Nur ein Organismus, 
dem Leben zufließt, kann Leben spenden. 

Dies ist die Wahrheit. Wir müssen unsi zu ihr bekennen und 
sie der Welt Vorhalten. 

Wenn nicht in der nächsten Zeit schon für reichliche Arbeit und 
billiges Brot gesorgt wird, werden wir in Deutschland die zwei 
schlimmsten sozialen Geißeln zu gleicher Zeit wüten sehen: 
Arbeitslosigkeit und Lohnkämpfe. Mit diesem Aufruhr der tief¬ 
sten Volksmassen wird die Regierung nicht fertig werden, auch 
wenn ihr die Entente noch weitere hunderttausend Mann Reichs¬ 
wehr zubilligt. 

Nur unter der Bedingung der Beilegung der europäischen Krisis 
kann die Regierung mit Erfolg an die Durchführung eines 
Arbeitsprogramms im Innern herangehen. 

Die acht Punkte der „Freiheit“, die im wesentlichen mit den 
Bedingungen identisch sind, unter denen der Generalstreik abge¬ 
brochen wurde und für die längst die Zustimmung der 
Mehrhteitssozialdemokratie vorliegt, könnten sehr wohl als die 
Basis eines solchen Programms angenommen werden. Abge¬ 
sehen von redaktionellen Aenderungen, würde ich aber einige 
Ergänzungen vorschlagen. 

Ich bin der Meinung, daß mit der fortschreitenden Sozialisie¬ 
rung die Zwangswirtschaft abgebaut werden müßte. Das Wesen 
des Sozialismus besteht nicht in der Reglementierung, sondern 
in der Schaffung sozialer Produktionsgemeinschaften, die durch 
ihre eigene volkswirtschaftliche Ueberlegenheit sich weiter durch¬ 
setzen müssen. Der freie Handel wie die Gewerbefreiheit stehen 
dieser Sozialisierung nicht im Wege, ergänzen sie vielmehr durch 
Erschließung neuer Produktionsquellen und Absatzmöglichkeiten, 
durch Organisation und Ausbau immer weiterer Geschäftsbranchen, 
die dadurch zur Angliederung an das sozialistische Wirtschafts¬ 
system reif gemacht werden, sie bilden außerdem ein Gegen¬ 
gewicht gegen die Schematisierung und gegen den Bureaukratismus, 
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diese zwei Gefahren, von denen das sozialistische Wirtschafts¬ 
system am meisten bedroht wird. 

Ferner halte ich eine Vereinheitlichung und Vereinfachung des 
Steuersystems unter Beibehaltung der starken Besteuerung der 
besitzenden Klassen für notwendig. Es sind Steuern geprägt 
worden, schnell und in Mengen, aber nicht gut. Es war auch 
ein Notbehelf, wie alles, was bis jetzt geschaffen wurde. Wie 
Pestbaracken, die man bei großen Epidemien notdürftig aufbaut. 
Die eiligst fabrizierten Steuern erreichen ihren Zweck nicht, hem¬ 
men die Produktion, schaffen eine Konfusion und Korruption, 
wie sie Deutschland kaum je gesehen. Es ist das elendste aller 
Steuersysteme, wie das preußische Dreiklassenwahlrecht das 
elendste aller Wahlrechte war. 

Schließlich ist es unbedingt notwendig, daß mit den Mitteln 
des Reichs, der Gemeinden und der Genossenschaften durch Bau 
von Häusern, Gartenstädten usw. der Wohnungsnot abgeholfen 
wird. Die Losung dieses Problems läßt keinen Aufschub zu. 
'Auch hier hat man sich an die aus der Kriegszeit übernommene 
Reglementierungskunst gehalten, ohne den Dingen auf den Grund 
zu gehen. Andererseits ist freilich das Wohnungsproblem mit 
dem Problem des Wiederaufbaues der Industrie auf das engste 
verbunden. 

Zur Durchführung dieses Ärbeitsprogramms isst vor allem das 
Zusammenarbeiten der beiden sozialistischen Fraktionen des* Reichs¬ 
tags notwendig. Dieses Zusammengehen denke ich mir in dem 
Parlament sowohl wie in der Regierung, in der Presse sowohl 
wie in den Organisationen — kurz, auf der ganzen Linie 
des politischen Kampfes. Dagegen halte ich es für weniger 
wichtig, ob eine rein sozialistische Regierung gebildet wird, oder 
ob an der Regierung Vertreter bürgerlicher Parteien teilnehmen, 
die das von uns aufgestellte Arbeitsprogramm annehmen. Anderer¬ 
seits können wir bis zu einem gewissen Grade die Durchführung 
dieses Programms auch dann durchsetzen, wenn wir in der Oppo¬ 
sition bleiben. Wir können die einzelnen Forderungen der Re¬ 
gierung aufzwingen. Voraussetzung dazu ist, daß wir eine 'Macht 
bilden, also daß wir zusammen gehen und die Massen hinter 
uns haben. 

Die Forderung des rein sozialistischen Ministeriums beruht auf 
der Illusion, daß es die Regierung sei. die die Staatspolitik mache. 
In Wirklichkeit wird die Staatspolitik von den wirtschaftlichen 
bzw. politischen Zusammenhängen und von den draußen wirkenden 
Kräften bestimmt, deren mehr oder weniger getreuer oder auch 
falscher Exponent die Regierung ist. Die Regierung kann vom 
Zufall geboren sein, die Politik eines großen Volkes ist esi nie¬ 
mals. Die scheinbar prinzipienfeste Forderung einer rein sozia¬ 
listischen Regierung giündet also in einer sehr wenig prinzi¬ 
piellen Ueberschätzung der ministeriellen Gewalt. 
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Ebenso ist eine starke Regierung nicht eine solche, die den 
Mut oder den Unverstand hat, einer Welt zu trotzen, sondern 
eine Regierung, die von dem gefestigten Willen einer starken Partei 
getragen wird. Also kommt es darauf an, eine Macht zu bilden. 
Und ^inc Macht bildet das Proletariat, wenn es einig ist. Folg¬ 
lich ist die Einigkeit unser Ein und Alles. 


Dr. HERMANN OESTREICHER: 

Die Lehren des Rückschlages der S. P. D. 

D IE Wahlschlacht ist geschlagen. Die Sozialdemokratische 
Partei hat einen Rückschlag erlebt, der zur ernstesten Selbst¬ 
kritik herausfordert. 

Das Bemerkenswerteste ist, daß der sozialdemokratische Vor¬ 
marsch nicht nur zum Stehen gebracht, sondern zurückgeworfen ist. 

Zwei Arten von Politikern gibt es, die Nur-Taktiker und die 
wahrhaft politischen Charaktere, das sind die politischen Ideen¬ 
träger und Tatgestalter. Nach der inneren Qualität wird das 
Urteil über den Wahlausgang verschieden sein. Nur oberflächliche 
Betrachtungsweise wird sich auch heute mit der Unreife der 
Masse trösten, aber gewonnen wird nichts dadurch, nur kann 
solche Oberflächlichkeit im Urteil noch weiteres Unheil anrichten. 
Die Nur-Taktiker müssen, wenn sie mit ihrer halben Erkenntnis 
ankommen, bei der Mehrzahl der ernsten Politiker erledigt sein, 
und wenn wir die Besinnung auf unsere Ziele verlangen, so soll 
damit freilich kein Doktrinarismus getrieben werden, wie dies 
bei kleinen Geistern der Fall ist, die sich das Erfurter Programm 
auf schlagen und darüber ins Träumen geraten. 

Wir müssen klar die Gründe erkennen, die uns den Rückschlag 
gebracht haben, müssen offen aussprechen, wie alles gekommen 
ist und aus dieser Einsicht die Kraft und den Mut schöpfen zu 
einer besseren politischen Leistung. Kein Zweifel besteht dar¬ 
über, daß die Arbeiterbewegung ihre Stoßkraft nicht eingebüßt, 
sondern verstärkt hat 

Untersuchen wir heute unsere Schuld, so wollen wir die Schuld 
der Unabhängigen, die geradezu ein weltpolitisches Verhängnis für 
die sozialdemokratische Bewegung Deutschlands war, weil sie die 
positive Energie in dem Augenblick lähmte, wo sie ihre größte 
Kraft und Einheitlichkeit hätte beweisen müssen, nicht erneut 
feststellen. Dabei sind wir der Ansicht, daß alle Verbitterung 
und Verärgerung an der gegenwärtigen Lage nichts ändern kann. 

Heute geht es um die Erkenntnis der Lehren des sozialdemo¬ 
kratischen Rückschlages. Wir werden dazu kommen müssen, wenn 
wir regierungsfähig sein wollen, ohne daß uns die Massen davon- 
laufen, die praktische sozialdemokratische Aufbaupolitik anders 
anzufassen, als dies bis heute geschehen ist. 
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Erstens: Wir haben unsere Stärke überschätzt, das heißt, das 
Maß des Vertrauens der Massen in die sozialdemokratische Füh¬ 
rung. Das Lehrbeispiel seit dem 13. März ist Noske, und wir 
müssen fortfahren: wir haben Noske Unrecht getan, er war 
nicht so schwach und kurzsichtig, daß die Sozialdemokratische 
Partei und Fraktion ein Recht gehabt hätte, ihn abzutun. Denn 
Partei und Fraktion waren nicht weitsichtiger als Noske selbst, 
da sie ihn zu lange deckten. Das liegt im tiefsten Grunde daran, 
daß wir durch die Schuld der Unabhängigen von dem demo¬ 
kratischen Staatsgedanken so sehr hypnotisiert waren, daß wir 
schließlich nichts anderes mehr sahen und taten, als Stützung 
der demokratischen Republik. Dabei darf man gewiß nicht die 
große Leistung verkennen, daß es gelungen ist, die Republik bis 
heute aufzubauen und durchzutragen. Nur ist der Kredit der 
Sozialdemokratischen Partei bei den Massen durch die Koalition 
über Gebühr angespannt gewesen. Gewonnen ist aber mit der 
Republik allein noch nichts, wenn nicht das wirtschaftliche Ziel 
des Sozialismus wenigstens am Zipfel gefaßt worden i&t Irgendwo 
hätte ein ernster Anfang durchgeführt werden müssen. Die 
Massen der deutschen Arbeiterbewegung sind nicht so lange ge¬ 
duldige Kinder, bis zur Demokratie der Sozialismus hinzugezählt 
werden darf, weil Nummer eins nun ganz in Ordnung ist. Wir 
überschätzten die Stärke des Einflusses, den wir allein aus der 
Demokratie ableiteten. Das Wahlergebnis hat uns gezeigt, daß 
man die Sozialdemokratie nicht in zwei Teile auflösen darf, in 
Demokratie und Sozialismus. Wenn wir diese Zweiteilung aber 
vornehmen, so darf auch nicht die geringste Unklarheit darüber 
bestehen, daß wir uns aus demokratischen Gründen, aus Mangel 
an Mehrheitswillen, aus der aktiven Politik dann zurückziehen 
müssen, wenn wir den sozialistischen Aktivismus nicht durchsetzen 
können. Es ist unsere Schuld, die Demokratie gepflegt zu haben, 
ohne den Sozialismus stärker zu betonen. Das fühlen die Massen, 
und damit kommen wir an den Rand des Ruins. Die demokratische 
Idee wird aber nicht nur durch den Gedanken der Diktatur, der 
Gewalt, aufgegeben, sie wird innerlich ausgehöhlt, zu ihrem eigenen 
Schaden, wenn sie mißbraucht wird, zu einer Politik der sozialen 
Reform, statt zu einer Politik des Sozialismus. 

Das ist der zweite Fehler. 

Wir haben, zunächst unter ganz richtiger Betonung des demo¬ 
kratischen Mehrheitswillens, eine Politik der sozialen Reform im 
bürgerlichen Ausmaß begonnen. Das verteidigte man bis zum 
6. Juni. Aber man soll jetzt wenigstens das grundsätzlich Fehler¬ 
hafte erkennen, das in dieser politischen Haltung liegt. Wir 
verkennen nicht und billigen durchaus, wie man dazu gekommen 
ist. Politik und Geschichte läßt sich nicht mit dem Rechenschieber 
machen; das wissen wir. Aber als wir die erste Sicherung der 
Republik erreicht hatten, hätten wir ein sozialistisches Wirt - 
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Schaftsprogramm entwickeln müssen. Wenigstens! in^großen Zügen 
hätten wir programmatisch herausarbeiten müssen, was wir unter 
dem praktischen Sozialismus verstehen, den wir nun durchführen 
wollen. Hier ein Beispiel: Wissell und sein Geschick! Er hatte 
als einziger Sozialdemokrat den Mut, ein eigenes, klares Wirt¬ 
schaftsprogramm aufzustellen. Es kommt hier nicht in Frage, ob 
die Wissellsche Planwirtschaft auf das sozialistische Wirtschafts¬ 
ziel mehr oder weniger vollkommen eingestellt war. Die Haupt¬ 
sache ist, er hatte ein Wirtschaftsprogramm, und dieses) Programm 
war seiner Ueberzeugung gemäß der Beginn des Hineinwachsens 
in die sozialistische Wirtschaft. Wissell unterschied sich klar 
von den bürgerlichen Wirtschaftspolitikern, das war sein Vorzug. 
Der Widerstand der sämtlichen bürgerlichen Parteien hätte uns 
lehren sollen, daß wir begannen, auf die rechte Bahn zu treten. 
Heute, am Valutaelend gemessen, hat Wissell recht behalten. Die 
im Frühjahr und Sommer vorigen Jahres begonnene Wirtschafte¬ 
organisation hätte uns vor dem gegenwärtigen, allzu großen Wirt¬ 
schaftsjammer bewahrt. — Man verwarf sie. — Hat man nun 
daraus den Schluß gezogen, man müsse etwas Eigenes, Besseres 
an dessen Stelle schaffen? Es geschah nichts*! Man dilettierte^ 
Man machte Wirtschaftspolitik nach dem Kabinettsverhältnis. Man 
trieb soziale Reformpolitik, indem man sich so viel abhandeln ließ, 
eis die bürgerlichen Koalitionsparteien mehr Mandatseinfluß geltend 
machen konnten. Man steckte unter dem Koalitionszwang einen 
Pflock nach dem andern zurück. Man hatte das Maß der Dinge 
verloren. Hätten wir uns auf die Schaffung eines positiven sozial¬ 
demokratischen Aufbauprogramms geworfen, so wären wir aus 
der innerlich haltlosen Situation herausgekommen. Geradezu eigen¬ 
tümlich berührte der Einwand mancher Sozialdemokraten, die zu 
geringe Wirtschaftskenner und Praktiker sind, und nun, unter 
dem Druck der nur privatkapitalistischen Sachverständigen, er¬ 
klärten: man könne keinen Sozialismus jetzt praktisch durch¬ 
führen; das kapitalistische System müsse zunächst mit seiner grö¬ 
ßeren Initiative am Ruder bleiben, bis die deutsche Wirtschaft 
aus dem tiefsten Elend herausgekommen sei. Das Höchstmaß von 
Energie, das die Kapitalisten aufbrachten, um die Sozialdemo¬ 
kratie zu überzeugen, daß gerade sie die Führung der Wirtschaft 
in der Hand behalten wollten, hätte uns doch sehr aufmerken 
lassen müssen. Je mehr jene aus der zusammengebrochenen Wirt¬ 
schaft noch egoistische Gewinne erzielen wollen, um so be¬ 
zwingender und lebhafter müßte unser Interesse an der sozia¬ 
listischen Wirtschaft hervorbrechen. Sozialdemokratische Führer, 
die für diese Dinge kein volles Verständnis haben, dürfen in 
Zukunft für Fragen der Wirtschaftsorganisation nicht mehr aus¬ 
schlaggebend sein. Denn andernfalls sozialisieren sie nicht nur 
nicht, sie desorganisieren schließlich die Partei, da die Genossen 
im Lande mit Recht nicht verstehen, wie man Sozialist sein will, 
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ohne den Sozialismus zu wollen und durchzuführen. Hätten wir 
uns die unsinnige These von der gegenwärtigen Unmöglichkeit der 
sozialistischen Organisation nicht aufreden lassen, so wären uns 
die Massen nicht enttäuscht davongelaufen. Mit einer sozialen 
Reformpolitik kann man keine sozialistische Politik ersetzen. Dabei 
soll kein Zweifel darüber bestehen, daß unter praktischem Sozia¬ 
lismus wahrhaftig nicht das Hervorzaubern eines Paradieses zu 
verstehen ist; es ist klar, daß der Wirtschaftsumbau Jahrzehnte 
erfordert; nur hätten wir beginnen müssen, statt uns zurück¬ 
zuziehen und die Stärke des Kapitalismus, wenn auch unbeabsichtigt, 
gegenüber dem sozialistischen System zu betonen. Das hat uns 1 
das Abfluten großer enttäuschter Massen in den Industriezeptren 
gekostet. Man hofft, bei den Unabhängigen einen festeren sozia¬ 
listischen Willen zu finden, ein stärkeres Rückgrat gegen einen 
reformfreundlichen und deshalb um so gefährlicheren Kapi¬ 
talismus. ' v ■ ’ 

Geradezu verhängnisvoll ist das Verhalten der Sozialdemokra¬ 
tischen Partei in der Agrarfrage. Auch hier finden wir den Ueber- 
gang von der sozialistischen zu der sozialen Reformpolitik im 
bürgerlichen Ausmaß. Jahrzehntelang hatte man gegen den ver¬ 
derblichen Einfluß der landwirtschaftlichen Großbetriebe Stellung 
genommen, hatte man die genossenschaftliche Großbetriebsform 
oder die in Erbpacht zu vergebenden Mittel- und Kleinbetriebe 
propagiert, und dies mit Recht, und nun, seit Anfang 1919, 
verlangten die kleinbäuerlichen Kreise, die sich uns anschlossen, 
und besonders die Landarbeiter, lebhaft den Beginn einer plan¬ 
mäßigen Siedlungspolitik, durch die Betriebsgrößen für Familien¬ 
bewirtschaftung hätten geschaffen werden sollen, die eine rentable 
Steigerung der landwirtschaftlichen Erzeugung gebracht hätten — 
aber nichts geschah! So viel brauchbare Siedler, so viel landwirt¬ 
schaftliche Betriebe hätten angesetzt werden müssen. Das hätte 
die Städte entlastet, der Arbeitslosigkeit gesteuert, wäre ein Not¬ 
anker geworden, den unzählige zerriebene, aber immer noch arbeits¬ 
fähige Existenzen lieber ergriffen hätten, als Erwerbslosenunter¬ 
stützung. — Wenn Herr Schmude die renitenten Baltikumer an¬ 
siedeln will, dann gehtis; vorher ging es nicht, das ist die tragische 
Ironie, die das ländliche Proletariat merkwürdig gut begreift 
Die Wirkung war wieder das Abfluten verärgerter Landarbeiter¬ 
massen zu den Unabhängigen und, was noch bedenklicher machen 
muß, das Zurücktreten weiter Kreise kleinbäuerlicher Besitzer, die 
alles von der Sozialdemokratie erhofft hatten, in das Lager der 
agrarischen, bürgerlichen Reaktion; diese urteilen: sie sind zu 
schwach, ihre Versprechungen zu halten. Und damit geben wir 
das flache Land auf in dem Augenblick, wo wir es erobern sollten. 
Ein präzises Agrarprogramm, mit dem Mittel der Enteignung 
durchgeführt, hätte der Sozialdemokratie auf dem Lande, nicht 
nur im Osten, sondern auch im Westen, Eroberungen gebracht, 
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statt, wie beute, Verluste. Freilich konnte dies nur dadurch erreicht 
werden, daß wir die .Waffe des Klassenkampfes nicht stumpf 
werden ließen. 

Damit sind wir beim dritten Fehler unserer Politik angelangt 

Wir mußten lernen, eine regierungstüchtige Autbaupoiitik im 
sozialistischen Sinne zu beginnen und gleichzeitig die klassen¬ 
kämpferische Opposition gegen das kapitalistische Bürgertum fort¬ 
zusetzen. Nur praktische Politik treiben, hieß die sozialdemo¬ 
kratische Bewegung einschläfern und zur Versandung bringen. Nur 
klassenkämpferische Opposition treiben, ließ die positive Aufgabe 
der übernommenen Regierungsgewalt überhaupt und insbesondere 
noch im Gegensatz zu den sozialistischen Interessen verneinen. 
Beides hätte miteinander verbunden werden müssen, klassen- 
kämpterische Opposition, natürlich mit den geistigen Waffen der 
Demokratie, und positive Regierungsarbeit Gewiß lag in der 
Zweiheit ein Gegensatz, aber die Synthese war das sozialistische 
Ziel, das weder ohne positive Regierungsarbeit noch ohne eine 
sozialistische Mehrheitsbildung gegenüber dem Bürgertum durch¬ 
zusetzen ist. Der Fehler war, alles von der positiven Regierungs- 
arbeit, die mit den Folgen eines verlorenen Krieges zu kämpfen 
hatte, zu erwarten und zu hoffen, daß daraufhin sich eine sozial¬ 
demokratische Stimmenmehrheit ergeben könnte, indem die Volks¬ 
mehrheit die wackere Leistung unserer Regierungsmitglieder, 
unserer Partei anerkannte. Der Fehler war, die außerhalb des 
Regierungsapparates sich lebhaft geltend machende klassenkämpfe¬ 
rische Gegenbewegung des kapitalistischen Bürgertums unter¬ 
schätzt zu haben und nicht selbst rechtzeitig gegen diese Mächte 
vorgegangen zu sein. Wir müssen diese Einheit, die aus der 
Zweiheit Rfigierungspositivismus und Klassenkampf sich ergibt, 
unbedingt zu gestalten bestrebt sein. Daß uns dies bis heute 
nicht gelungen ist, liegt einmal an der mangelnden Erkenntnis 
dieser Dinge, dann aber auch an der Stellung der Partei und 
Fraktion, bzw. Regierungsmitglieder zueinander. Die Partei hat 
nicht nur die Fraktion und Regierungsmitglieder zu decken inner¬ 
halb einer Koalitionsregierung, sie hat auch eigene Wege zu 
gehen, wenn es auch noch so schwer werden sollte. 

Abgeordnete sind neu zu wählen, Minister zu ersetzen, aber 
die Partei ist als Trägerin der sozialdemokratischen Bewegung 
nicht zu ersetzen. Der Vorsitz in der Partei ist das wichtigere, nicht 
etwa der Vorsitz in einer Koalitionsregierung. Dabei ist wohl 
im Kampf der Parteien zu beachten, daß der Untergrund der 
Bewegungen nicht irgendein parteipolitischer, sondern der öko¬ 
nomische Faktor ist, also der Klassenkampf. Dies gilt solange, 
bis sich die sozialistische Bewegung als geistiger und wirtschaft¬ 
licher Träger der Kultur durchgesetzt hat. 

Zu dem Abschnitt der klassenkämpferischen Opposition gehören 
die kritischen Bemerkungen über die Parteiorganisation. Die 
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Schwierigkeiten, die es hier zu überwinden gilt, sind nicht zu 
unterschätzen, zumal gewisse Rücksichten eine berechtigte Zurück¬ 
haltung im Urteil verlangen. Nur einige Streiflichter: Es er¬ 
scheint z. B. auffällig, daß die einen Wahlkreise in der gleichen 
Industrielage sich verhältnismäßig besser im Zahlenergebnisi ge¬ 
halten haben, als die anderen. Hier fällt besonders der Westen 
auf; Verlusten von 20 Prozent stehen solche von über 50 Pro¬ 
zent gegenüber. Sollte dies nicht zum Teil auch an der örtlichen 
Führung liegen? Am besten ist dort abgeschnitten worden, wo 
eine selbständige linksgerichtete Stellung zur Tagespolitik ein¬ 
genommen wurde. Keine Anlehnung oder gar ein programmatisches 
Sichaufgeben an die Unabhängigen! Wo man den Unabhängigen 
Konzessionen wider besseres Wissen machte, wo man die Regie- 
nuigspolitik durch dick und dünn verteidigte — beidemal liefen 
uns Massen weg, sie wurden so kopflos, daß katastrophale Ver¬ 
luste eintraten. Hätte unsere Parteileitung selbständiger führen 
können, so wäre wiederum den lokalen Führern, die zum Teil 
zu kleinlich den Verhältnissen gegenüberstanden, ein Teil der 
Verantwortung abgenommen gewesen. Man hätte nicht so blind 
— auch nicht in der Parteipresse — gegeneinander und anein¬ 
ander vorbei geredet und geschrieben. Ein Beispiel: Die Reichs¬ 
konferenz 'gibt die Parole aus, der Feind steht rechts; greifen 
die Unabhängigen an, so antworten wir. Wirkung: Es gab nicht 
wenig Genossen, die sich lediglich darauf beschränkten, demo¬ 
kratische Koalitionsreden zu halten, zur hellen Freude der Un¬ 
abhängigen. Andere sprachen gegen die Koalition; wieder andere 
für eine sozialdemokratische Mehrheit. Es herrschte einfach Zer¬ 
fahrenheit. Nun haben wir gewiß Verständnis für die schwierige 
Lage der Parteileitung, die von den Ministergenossen fortgesetzt 
bedrängt wurde, und man kann sich denken, daß innerhalb der 
Fraktion die heftigsten Kämpfe ausgetragen wurden. Aber das 
Unglück war: Es blieb alles beim alten, jeder tat, was er wollte, 
Parteibeamten blieben ohne Hilfe. Ein neuer, frischer Geist wäre 
gewiß gern willkommen geheißen worden, wenn man Zeit ge¬ 
funden hätte, daran überhaupt zu denken. 

Nun stehen wir aber nicht an, noch auf eines hinzuweisen, was 
die Masse der Parteimitglieder angeht. Zur Kritik hat nur der 
ein Recht, der einmal sagt, wie es besser gemacht werden kann, 
und dann auch selbst seine ganze persönliche Energie eingesetzt 
hat, an seinem Teil mitzuarbeiten. 

Es wird unsere Genossen in der Regierung, Fraktion und Partei¬ 
leitung unserer Kritik, die aus einem positivem Geist geboren 
ist, geneigter machen, wenn wir anerkennen, daß es vielfach 
über ihre Kräfte ging, was sie arbeiteten, daß wir wohl wissen, 
daß die tüchtigsten und glänzendsten Köpfe in den Aemtern saßen 
und ihr bestes hergaben. Da blieben für die Parteileitung, für 
für die Aufrechten um Wels, Scheidemann, Juchacz und die anderen 
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zu wenig erste Kräfte noch übrig; was sollten sie machen, sie 
• arbeiteten, aber die Tage gingen hin, und die Arbeit wuchs immer 
mehr. Es geht einfach nicht an, daß die Partei leiden muß, weil 
die Regierung, gefräßig wie ein Moloch, alles verschlingt. Gerade, 
weil wir dies voll würdigen, sprechen wir dies auch rückhaltlos 
aus, damit der Kritik jede Schärfe, die man mutmaßen könnte, 
von vornherein genommen ist. Die Folge aus dieser Sachlage 
ist: Mehr Menschen, mehr fähige Menschen! Wir benötigen 
Pflanzschulen , wir benötigen Entdeckergenies! Sollte die sozial¬ 
demokratische Bewegung nicht reich genug sein, uns das Mate¬ 
rial darzubieten? Wir lenken auf diese Seite die besondere Auf¬ 
merksamkeit aller derer, die mit Emst die Sozialdemokratische 
Partei fördern wollen. Mit Nachdruck wollen wir hier noch einmal 
feststellen, daß, wenn wir von der Sozialdemokratischen Partei 
sprechen, wir sie als die im höchsten Maße berufene Trägerin der 
sozialistischen Freiheitsbewegung, daß heißt, der größten, geisti¬ 
gen und ökonomischen Kulturbewegung unserer Zeit betrachten 
müssen. Das verpflichtet! 

Seit den Tagen d e s Generalstreiks wird der Gedanke der Einigung 
der deutschen Arbeiterbewegung nicht mehr zur Ruhe kommen. 
Es gilt zu erkennen, daß die Unabhängigen sich tatsächlich, trotz 
aller Phrasen von der Diktatur, trotz ihres Leipziger Räte¬ 
programms weiter denn je von diesen Schlagworten entfernen 
werden. Die Mehrheit der Unabhängigen lebt innerlich wohl 
dem Gedanken der Demokratie, wenn sie auch dem aus Agita¬ 
tionsbedürfnis noch nicht Worte leiht. Wir Sozialdemokraten kön¬ 
nen den wachsenden Reife zustand der Unabhängigen abwarten, wir 
haben Geduld. Nur wollen wir trotz aller Verärgerungen des 
Tages den Anknüpfungspunkt festhalten. Diejenige Partei wird 
die Führung der Massen übernehmen und behalten, die einmal 
den Gedanken der Demokratie nicht preisgibt, dann aber mit aller 
Macht das sozialistische Ziel vertritt Die verärgerten Unabhän¬ 
gigen, also nicht der linke Flügel mit kommunistischem Einschlag, 
werden wieder gute Sozialdemokraten werden, wenn wir energische 
sozialistische Politik treiben, ohne Aufgabe irgendeiner Macht¬ 
position zugunsten einer bürgerlichen Koalition. Die Einigungs¬ 
idee darf nicht mehr verstummen, die Arbeitsgemeinschaft muß 
zunächst das Ziel sein — dann wird die deutsche sozialdemo¬ 
kratische Bewegung, aus der Opposition zum Sturm auf die bürger¬ 
lichen Bastionen übeigehend, eine unwiderstehliche Gewalt ent¬ 
falten ! Ein Menetekel mag uns das Ergebnis der schwankenden, 
zwiespältigen Haltung der bürgerlichen Demokratie sein. 

Man kann nicht zwei Herren dienen. 

Und die Sozialdemokratische Partei diene, an der Demokratie als 
dem politischen Mittel festhaltend, allein dem Sozialismus. 
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Dr. KURT NAGLER: 

Das Fiasko der Parteipolitik. 

M AN wäre versucht, in ein herzliches Lachen auszubrechen 
über das menschliche Chamäleon, das bei jeder Reizung 
im rotblauen Farbenspiel schillert Die alte Koalition war 
nicht nach jedermanns Geschmack, sie hat es offenbar keinem 
recht gemacht. Darum fort mit ihr! So lautet ja wohl der Spruch 
des Volkes, das sich politisch für mündig genug hält, um auch 
weiterhin dem Moloch Partei sein Ein und Alles zu opfern. 

Leider ist das Exempel diesmal nun etwas schwieriger zu lösen. 
Die Lösung will nicht so recht gelingen. Es fehlt ein Faktor, 
den man bei allem politischen Parteigezänk außer acht ließ. Und 
dieser Faktor muß erst gefunden werden, denn nur bei einer 
•Einsetzung in die Gleichung der Staatsräson, der Volksregierung, 
dürfen wir erwarten, daß die richtige Lösung gefunden wird. 

Die Parteipresse von links bis rechts sitammelt Verlegenheits- 
Phrasen, mit einem Schlage taucht der Begriff der politischen 
Ehre auf; „Verkennung des parteipolitischen Edelmuts“, „Wieder¬ 
gutmachung des Geschehenen“, damit will man den Riß über- 
kleistem, der sich so schön eben auftut. Nein, verehrliche Partei, 
du bist zu parteiisch, um dir ein Interesse zuzutrauen, das auch 
einmal über den Parteien stehen muß. 

Man kann heute keine Parteisuppe mehr kochen für ein hunger¬ 
leidendes Volk, davon könnten immer nur wenige satt werden, und 
wir wollen doch alle satt werden an einem Gericht einfacher, 
natürlicher Küche. Es braucht ja nicht gerade „gut büigerlich“ 
gekocht zu sein! 

Die alten Kochrezepte sind beute leider nicht mehr zu benutzen, 
sie setzen zu vieles voraus, was wir nicht besitzen. Wir besitzen 
vor allem nicht mehr die Möglichkeit, uns von neuem auf poli¬ 
tische Experimente einzulassen. Die „Kunst des Möglichen“ muß 
der „Tat des einzig Notwendigen“ weichen. Und welches ist die 
Notwendigkeit, die gar bald wirken muß, ehe der Zerfall mit 
Riesenschritten einsetzt? Was gebietet und die Staatsräson zu 
tun? — 

Gebietet sie etwa den „Unabhängigen“, sich weiterhin für frei 
zu halten von einer Verantwortlichkeit am eigenen Volk, am eige¬ 
nen Fleisch und Blut ?! Oder gebietet sie ihnen, sich des Ernstes 
der Lage bewußt zu werden, daß es um Sein oder Nichtsein 
geht? — 

Gebietet die Staatsräson den „Mehrheitlern“, der verlorenen 
Mehrheit nachzutrauem, oder gebietet sie ihnen nicht vielmehr, 
eine neue Mehrheit zu schaffen, eine Mehrheit, die sich stützt 
auf das werktätige Volk? 
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Dürfen wir Sozialisten insgesamt jetzt Unser Prinzip verleugnen, 
daß wir das Ganze stets im Auge behalten wollten, daß „Sozia¬ 
lismus“ „von Grund aus umgestaltende Gemeinschaftsinteressen“ 
vertritt? 

Aber stehen nicht „unseren“ Interessen die der anderen diametral 
entgegengesetzt gegenüber? Ja, so ist es! Die Wahlen haben 
uns die Augen geöffnet. Wir stehen vor dem Höhepunkt der 
Spannung im Drama. Der Gegensatz von „Kapital“ und „Arbeit“ 
muß zur Entladung führen, die Spannung des Weltwirtschafts¬ 
kampfes läßt die alten Gegensätze nur verschärft hervortreten. 

Und was sollen wir da tun? 

Sollen wir zurückstehen mit unseren Idealen vor denen der 
anderen? Sollen wir den Kampf aufstecken, sollen wir versuchen, 
den Kleistertopf zu nehmen und uns zu Handlangern einer Reaktion 
zu machen, die wir selbst verschuldet haben? 

Nein, verehrte Qenossen, das können, das dürfen wir nicht 
tun, ohne uns selbst preiszugeben. 

Wir müssen, eingedenk unseres alten einigenden Programms, 
wieder die Stimme der Forderung erheben. Wir fordern: 

Beseitigung der Parteigegensätze, sowohl innerhalb der Sozia¬ 
listen, wie auch innerhalb der Träger jeder produktiven Arbeit 
Wir fordern ein einheitliches Wirtschaftsprogramm und eine neue 
geschlossene Aktion der Wirtschaftsverbände. 

Denn der Aufbau unseier Wirtschaft ist allein die Quelle, aus 
der unseren Enkeln das Leben sprießen kann, nicht die politische 
Gestaltung eines Reichs. Wir verdienen den Namen eines „Reichs“ 
ja gar nicht mehr, wir stellen insgesamt nur einen Teil der armen, 
notleidenden Menschheit dar, die sich selbst ins Unglück ge¬ 
stürzt hat 

Diese Schuld uagen wir, und von dieser Schuld müssen 
wir uns frei machen. Es gilt den Kampf für die Be¬ 
freiung der Menschheit zu führen! Bleiben wir jetzt 
nicht fest, so verfallen wir in den Atavismus einer überlebten 
Zeit. Man hat nicht mit Unrecht von der Dekadenz Europas ge¬ 
sprochen. Und wenn wir als Volk noch eine Aufgabe haben, so soll 
es die sein, der Menschheit neue Wege zu weisen, aus dem 
„Sumpf des Parlamentarismus“ herauszukommen. Wie man da 
hineinkommt, das haben wir jetzt eben so drastisch erlebt 

Und wenn auch der „Vorwärts“ den Plan einer „sogenannten 
Wirtschaftsregiemng“ als „politische Prophetenmacherei“ ab¬ 
tut, so müssen wir sie geradezu fordern, nicht als eine „ver¬ 
schleierte Rechtsregiemng“ allerdings, sondern als Grundlage einer 
„sozialistischen Neuordnung“. Wohlgemerkt, sie muß über den 
Parteien stehen, sie muß nur nach wirtschaftlichen Notwendigkeiten 
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handeln, die sich aus feinem erneuten Zusammentritt des „Wirt¬ 
schaftskartells“ ergeben. Gewerkschaftsbund, Afa und Beamten¬ 
bund müssen erneut ihre Stimme erheben und fordern, daß man 
ihren Weisungen nachgeht. Denn mit der alten Parteiherrlich¬ 
keit ist es vorbei, das gilt für jede Partei als politisches 1 Gebilde. 
Es gibt nur noch Parteien des Aufbaus und der Obstruktion, des 
Zerstörens. Zu welcher müssen wir Sozialisten unsi schlagen? 

Doch nur zu denen des Aufbaus im Sinne einer reinen Wirt¬ 
schaftspolitik ! 

Darum laß uns in erster Linie die Streitaxt des Bruderkampfes 
begraben, es geht um Soll und Haben des Sozialismus. Wir stehen 
vor einer Entscheidung, die uns Jahrhunderte zurückwerfen kann. 
Nur die Konsequenz unserer reinen Erkenntnis kann uns jetzt 
retten, und die Menschen einer späteren Generation werden es 
uns danken, wenn wir fest geblieben sind bei unserer Auffassung 
von dem „historischen Materialismus“, daß der Kampf um die 
Wirtschaftsführung zwar zunächst den Charakter eines erbitter¬ 
ten Klassenkampffes trägt, daß er aber die schärfsten Gegensätze 
schließlich zum Ausgleich bringt durch die Energie der Tat. 

Und „Sozialismus“ soll unser Kampfruf bleiben, bis der „ein¬ 
heitliche Volkswille“ sich zu ihm bekennt! 


A'. HOPFNER: 

Die neueste Phase des Rätegedankens. 

Gewerkschaftskommission und Betriebsrätezentrale. 

O BGLEICH die Idee der Räteherrschaft in den Diskussionen 
der Gewerkschaftsverbände noch immer einen empfänglichen 
Boden findet, zeigt sich doch deutlich, daß die Gewerk¬ 
schaften wieder die führende Stellung in der Arbeiterschaft er¬ 
langen. Der reine Rätegedanke strebt ja nach dem Ziele, den 
Kapitalismus durch die sozialistische Gesellschaft abzulösen, die 
gesamte Produktion in die Hand zu nehmen und die Sozialisie¬ 
rung aller Gewerbe durchzuführen. Der Ausschuß der Berliner 
Gewerkschaften geht in seinem Organisationsentwurf nicht so weit. 
Er verlangt das Mitbestimmungsrecht der Betriebsräte bei der 
Einstellung und Entlassung der Arbeiter und Angestellten, bei 
der Festlegung der Arbeitsbedingungen, bei der Produktion in 
Art und Qualität, bei der Kalkulation, sowie die Bilanz- und In¬ 
ventureinsicht. Der Oiganisationsentwurf kann als Antwort gelten 
auf die Versuche der „Betriebsrätezentrale Groß-Berlin“ (die Nach¬ 
folgerin des Vollzugsrates), den revolutionären Betriebsrätegedan¬ 
ken zu propagieren. Nachdem die „Afa“ (Arbeitsgemeinschaft 
freier Angestelltenverbände) sich gegen die Däumigsche Betriebs- 
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rätezentrale ausgesprochen, folgten auch andere Verbände diesem 
Vorgehen. Demgemäß erachtete e^ die Berliner Gewerkschafts- 
kommisskm, die in der Mehrheit bekanntlich aus Unabhängigen 
besteht, für ihre Pflicht, die Zusammenfassung der Betriebsräte 
in die Wege zu leiten. Mancherlei Hindernisse waren dabei zu 
überwinden, denn der genannte Entschluß kam ziemlich spät, und 
die Betriebsrätezentrale mischte sich kräftig in die wirtschaft¬ 
lichen Kämpfe ein, entsandte Beauftragte zu den Verhandlungen 
mit den Unternehmern in die Betriebe. Wollten die Gewerkschaften 
sich nicht an die Wand drücken lassen, mußte gegen solche 
Eingriffe eingeschritten werden. Gleichzeitig versuchten die 
Unabhängigen einen Druck auf die Gewerkschaftskommission im 
Interesse der Räteorganisation auszuüben. Selbst dem Vorsitzenden 
der Kommission, Rusch, einem Unabhängigen, wurde dies zuviel, 
er drohte mit der Gründung einer besonderen Gewerkschafts¬ 
partei. Wer aber Däumig als konsequenten Verfechter des Räte¬ 
gedankens kennt, der weiß auch, daß er in dem Kampf für seine 
Ideen nicht nachgeben oder gar kapitulieren wird. Vorderhand 
schlägt die Gewerkschaftskommission Däumig zum Vorsitzenden 
der Zentrale vor. Ob diese Konzession an die rote Betriebs¬ 
rätezentrale als besonders glücklich bezeichnet werden kann, ist 
zweifelhaft. Jedenfalls werden Däumig und Genossen diese Ge¬ 
legenheit benutzen, um die Kommission für ihre revolutionären 
Pläne zu gewinnen. Der Organisationsentwurf der Kom¬ 
mission zeigt bereits deutlich die Spuren dieses Geistes. Nachdem 
der Klassenkampf gegen die kapitalistische Gesellschaft genügend 
gekennzeichnet ist und die organisierte, sozialistische Gesellschaft 
als Ziel erklärt wird, kommt in den ersten Abschnitten der Aus¬ 
bau des Betriebsrätegesetzes zum Ausdruck. Der Ausschuß hält 
es für notwendig, daß die Aktionskraft der Betriebsräte der Ar¬ 
beiter und Angestellten zur denkbar größten Stärke gesteigert 
wird. Dies ist nur möglich, wenn die Betriebsräte von den Ge¬ 
werkschaften erfaßt werden. Alle Betriebsräte gliedern sich in 
die Gesamtorganisation der Gewerkschaften ein, wobei eine ört¬ 
liche Zusammenfassung nach folgenden Industriegruppen empfohlen 
wird: 1. Bank- und Handelsgewerbe; 2. Baugewerbe, Stein¬ 
industrie; 3. Bekleidungs- und Textilindustrie; 4. Chemische 
Industrie; 5. Freie Berufe; 6. Graphische Gewerbe und Papier¬ 
industrie; 7. Holzindustrie; 8. Landwirtschaft; 9. Lebens- und 
Genußmittelindustrie; 10. Lederindustrie; 11. Metallindustrie; 
12. Staatliche und kommunale Behörden und Institute; 13. Ver¬ 
kehr; 14. Bergbau, Hütten, Salinen, Torfgräbereien. 

Fortan soll mithin nicht der Bernf, sondern der Betrieb 
für die Zugehörigkeit zur Gruppe maßgebend sein. Diesen Grund¬ 
satz der Organisation der Betriebsräte nach Industriegruppen macht 
sich auch der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund in seinen 
Richtlinien zu eigen. Damit gewinnt es immermehr den Anschein, 
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daß auch die Gewerkschaften zu dieser Umgestaltung sich ent¬ 
schließen müssen. Dies bedeutet einen Sieg der gewerkschaftlichen 
Opposition. Schon macht man in diesen Kreisen ernsthafte Vor¬ 
schläge, die Unterstützungskassen abzubauen. Die Aufgabe der 
Unterstützungsgewährung soll immermehr dem Reich, den Staaten 
und den Kommunen zufallen. Dafür will man für die Industrie- 
gnippen Propaganda- (Streik-) Kassen ein richten, die eben aus¬ 
schließlich Kampffonds bilden. Ein gewagtes Experiment, weil 
mit dem Fortfall der Unterstützungen in Krankheitsfällen, bei 
Arbeitslosigkeit und Invalidität wertvolle Glieder aus der Kette 
gebrochen werden, die die Mitgliedschaft aneinander fesselt. Ein 
großer Teil will aber diesen Wandel nicht mitmachen, weil sie 
in dem Aufgehen in Industriegruppen auch eine Schwächung ihrer 
beruflichen Interessen erblicken. Auf jeden Fall sieht man dieser 
Neueinteilung der Betriebsräte nach Industriegruppen mit großer 
Skepsis entgegen. Es sei noch eingefugt, daß Industriegruppen 
für Tarifverträg. sich gewiß besser eignen, aber den Verhandlungs¬ 
apparat schwerfälliger gestalten, wie z. B. im graphischen Geweihe. 
— Einen weiteren Schritt zu dieser Umgestaltung bilden die 
Kartelle — Orts- und Landeskartelle —, die den Schritt zur 
Industriegruppe in gewissem Maße vorbereiten. Man sieht, daß 
die Gewerkschaften vor folgenschweren Entschlüssen stehen; sorg¬ 
fältiges Ab wägen der Vor- und Nachteile wird sie vor Rückschlägen 
bewahren. Denn darüber besteht kein Zweifel, sobald sich die 
wirtschaftlichen Verhältnisse im Reich konsolidiert haben, werden 
auch die Lohnkämpfe mit zäherer Energie — besonders seitens 
der Arbeitgeber — ausgefochten werden, als bisher. Deshalb 
müssen Betriebsräte und Gewerkschaften vertrauensvoll Zusammen¬ 
arbeiten. Geschieht dies, dann entsteht ein gewaltiger, wichtiger 
Faktor, der nicht nur zur Gesundung unserer allgemeinen Wirt¬ 
schaft von den Folgen dies Krieges, sondern zu seiner Umgestaltung 
zum Segen aller Arbeiter entscheidend beitragen wird. Jede Or¬ 
ganisation der Betriebsräte, die einer bestimmten politischen Partei 
dienen soll, muß diesen naturgemäßen Entwicklungsgang stören. 
Parteipolitische Betriebsrätezentralen und ähnliche Sonderorgani- 
sationen zersplittern und schwächen nur die wirtschaftliche Macht 
der Arbeiterklasse, diese Macht kann und darf sich für die 
nächste Zeit nur in den Gewerkschaften konzentrieren und muß 
eins mit ihnen sein. 

Obgleich die Gegensätze zwischen der roten Betriebsrätezentrale 
und den Gewerkschaften fast unüberbrückbar erscheinen, ist der Aus¬ 
schuß der Gewerkschaftskommission in den wirtschaftlichen und 
politischen Richtlinien und Aktionen der ersteren weit über alles 
Maß entgegengekommen. Bei Entscheidungen politischer Natur, 
wie Generalstreik, stehen den Mitgliedern der Betriebsrätezentrale 
und dei Gewerkschaften zu gleichem Teile 18 Vertreter der poli¬ 
tischer; Parteien (S. P. D., U. S. P. D. und K. P. D.) gegenüber. 
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Gegen diese projektierten Bestimmungen kämpfen die „Afa“ und 
die übrigen Gewerkschaften entschieden an und verlangen, daß 
große Aktionen (u. a. Sympathiestreiks, Streiks lebenswichtiger 
Betriebe) nur nach vorangegangener Verständigung zwischen dem 
Vorstand des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes! und der 
Berliner Gewerkschaftskommission erfolgen dürfen. Diese Gegen¬ 
sätze spielen in den gegenwärtig tagenden Versammlungen eine 
große Rolle und werden auf dem in Aussicht genommenen ersten 
Betriebsrätekongreß zu heftigen, politischen Auseinandersetzungen 
führen. Bleiben die Gewerkschaften hart, daß nur ihnen allein 
die Zusammenfassung der Betriebsräte zukommt und nur sie allein 
über wichtige Entscheidungen wirtschaftlicher und politischer Art 
zu beschließen haben, dann sind die Vorbedingungen für den 
weiteren organischen Ausbau unserer Wirtschaft gesichert, ln 
diesem Gedankengang bewegen sich auch die Richtlinien, welche 
der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund und die Arbeits- 
gemeinschaft freier Angestelltenverbände („Afa“) für die Schaffung 
örtlicher Betriebsrätezentralen veröffentlichen. Sie berühren sich 
mit den erwähnten Vorschlägen des Ausschusses der Berliner 
Gewerkschaftskommission, sehen einen Gruppenrat, Zentralrat und 
einen Vollzugsrat von fünf Personen vor. Die Richtlinien unter¬ 
scheiden sich nur insofern, als sie jede Zusammenarbeit mit den 
politischen Parteien vermeiden. Und dieser Schritt ist nur an¬ 
zuerkennen, weil die zersplitterte, parteipolitische Front der Ar¬ 
beiterschaft die Bewegungsfreiheit der Gewerkschaften bei großen 
Aktionen hemmte. 

Die Konstitution des Reichswirtschaftsrats geht ihrer Vervoll¬ 
ständigung entgegen. Die Reichstagswahlen haben keine Klarheit 
der politischen Verhältnisse geschaffen; im Gegenteil drohen uns 
schwere innere Kämpfe. Bis in die bürgerlichen Kreise hinein 
setzt man deshalb große Hoffnungen auf den höchsten Wirtschafts¬ 
rat, der uns vielleicht eher aus dem Chaos rettet als der kommende 
Reichstag. Es fehlt nun noch das Bindeglied des organischen 
Aufbaus, die Bezirksbetriebsräte. Die Wahl und den Aufgaben¬ 
kreis dieser Wirtschaftsvertretungen festzulegen, gehört zu den 
Pflichten des Reichstags. Zeigt sich dieser den neuen schöpferischen 
Aufgaben nicht gewachsen, so müssen die Kräfte unserer Wirtschaft 
sich selbst eine Verfassung geben, die fruchtbringende Arbeit 
verheißt. Die Gewerkschaften und Betriebsrätevertretungen werden 
es an tätiger Mitarbeit nicht fehlen lassen. 1 


1 Wir stellen diese Ausführungen zur Diskussion, um auch die andere 
Seite zu Worte kommen zu lassen. Redaktion der „Glocke“. 
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Studienrat Dr. KARL FRIES: 

Zur Reichsschulkonferenz. 

W ER die Verhandlungen der Reichsschulkonferenz unbefangen 
liest, muß zu dem Eindruck gelangen, es handle sich um 
eine rein pädagogische Frage, gleichsam eine Konferenz 
von Lehrern über spezielle Aenderungen des Lehrplans. Daß es 
sich um weit mehr, um eine Frage des ganzen Volkes, ja, da 
die deutsche Wendung doch eine Weltwende inauguriert, um eine 
Angelegenheit der menschlichen Gesamtheit handelt, scheint man 
nicht hinreichend zu empfinden. Das hatte jemand sehr deutlich 
empfunden, der darum all seine Energie und Intelligenz in seinem 
Sinne .diesem Gebiet zuwandte, das war Wilhelm II. Er wußte 
ganz genau, mit dem feinen Instinkt für die von unten drobende 
Gefahr, daß allgemeine Volksbildung nicht in seiner Linie lag. 

Beobachtet man den Gang der Verhandlungen, so stellen sich 
zwei Richtungen heraus. Die einen wollen die geistigen Güter 
möglichst der Gesamtheit zugute kommen lassen; das ganze Volk 
soll teilhaben an unseren wahrhaft heiligsten Gütern, nicht einer 
mehr zurückstehen müssen, weil irdische Güter ihm weniger zuteil 
geworden, als andern. Das ist so einleuchtend, daß man es 
selbstverständlich nennen möchte, und doch wieder gar nicht selbst¬ 
verständlich, da so viele widersprechen; jedenfalls ist es ein 
hohes, herrliches Ideal, dem unter allen Umständen und mit allen 
Kräften nachgestrebt werden muß. Freilich muß man sagen, daß 
unter den Verfechtern dieses Gedankens manche sich befinden, 
bei denen nun über die zu erstrebende Höhe der Bildung, sowie 
über deren Artung und Wert anfechtbare Vorstellungen herrschen. 
Sie zeigen hier eine gewisse Konnivenz oder Gleichgültigkeit, sie 
wollen Ballast aus der Humanistenzeit abtun, gewiß mit Recht, 
wenn man an die grammatische Scholastik der Gymnasien denkt, 
die den Schülern mit ihrem Labyrinth von Anmerkungen und Aus¬ 
nahmen die Freude am hellen griechischen Tag, wie wir ihn 
eben wieder so köstlich in der Lysistrata genossen haben, ver¬ 
kümmern. Aber es ist da, ein besonders heikles« Gebiet, und nur 
die feinsten, höchsten und lautersten Geister können entscheiden, 
was am bisherigen Lernstoff wert war, in die Zukunftskultur 
hinübergenommen zu werden, was nicht. Denn das ist klar, was 
jetzt fällt, das fällt für immer. Und hier führen nun allerdings 
manche das Wort, die bei bester Absicht doch vielleicht nicht 
die Männer sind, die in solchen Fragen entscheiden können. Es 
müßten nach meiner Meinung eben die größten Intelligenzen des 
Landes, noch besser, aller Kulturländer, gleichviel welchen Stu¬ 
diums, Faches oder Standes, zusammen berufen werden und be¬ 
raten. Ein Kongreß von Weisen oder Philosophen, ein Areopag 
der Intelligenz und geistigen Aristokratie scheint mir hier allein 
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zur Entscheidung berufen, natürlich unter Mitwirkung der Fach- 1 
leute. Es soll von dem bisherigen Lehrstoff ausgeschieden wer¬ 
den, aber was? Und da setzt die Philosophie ein. Die meisten 
sagen, es kommt jetzt darauf an, Wirklichkeitsmenschen mit offe¬ 
nem Blick für die Forderungen des Tages zu erziehen. Das scheint 
mir ein verhängnisvoller Standpunkt, denn man erzieht überhaupt 
nicht für den Tag, sondern für die höhere Entwicklung der 
Menschheit: man erzieht in einer Generation alle folgenden, man 
erzieht nicht für irdische Zwecke, sondern für die Vollendung, 
die Vergeistigung des Menschengeschlechts!. Das war in Deutsch¬ 
land gute, geläufige, geistige Scheidemünze in unserer wahrhaft 
besten Zeit, bis die Helden der Realpolitik kamen und unter der 
Marke, Deutschland politisieren zu wollen, es in Wahrheit mit 
reaktionärem und materialistischem Geist erfüllten, es geistig herab¬ 
zogen und aus einem ideal gesinnten Volk von unbegrenzten 
Schwärmern und Kosmopoliten, zu denen das ganze Ausland ehr¬ 
fürchtig wallfahrte, um zu lernen, ein nationalistisch-chauvinistisch 
renommierendes Volk mit beschränktem politischen Blick machte, 
das eben nicht vom ganzen Ausland geliebt und verehrt wurde. 
An ihren Früchten erkennt man sie. Das ist nicht gehässige, 
sondern traurige Wahrheit. Aber das Volk ist herrlich in sich 
geblieben und wird den Heimweg zu seinen Idealen finden, wenn 
es sich jetzt auch teilweise noch obstinat dagegen wehrt. Jeden¬ 
falls muß die Erziehung nur von höchsten Gesichtspunkten aust- 
gehen und nicht die Jugend zu einem Volk von geschickten Kauf* 
leuten, Realpolitikern oder dergleichen erziehen wollen. Das ist 
ja gerade der Irrtum, daß viele meinen, wir wären daran zugrunde 
gegangen, daß unsere Jugend zu wenig realistisch gebildet war. 
.Wir waren ja voll, bis an den Hals voll jener herrlichen Real¬ 
politik und realistischen Weltanschauung, noch realistischer konn¬ 
ten wir gar nicht sein, und doch, doch haben wir verloren. Unsere 
Technik hat nicht etwa versagt oder unser militärischer Apparat 
oder unser Drill; alles funktionierte tadellos, viel besser als bei 
den andern, und bei gleichen Stärkeverhältnissen oder bei einem 
Kampf gegen drei, vier, fünf Gegner hätten wir glatt gesiegt, 
kein Volk der Erde war unserem Apparat, unserer Technik, un¬ 
serem Realismus gewachsen, und mit Befriedigung konnte Wil¬ 
helm II. das in den Sitzungen der Schiffsbau technischen Gesell¬ 
schaft feststellen. Auch unsere Führung war verhältnismäßig die 
beste, unsere Feldherren und unsere Truppen waren die besten 
der Welt, auch unser Mut war der höchste. Und warum sind wir 
doch besiegt worden? Weil der Geist, die geistige Richtung 
eben eine falsche geworden war, und da, da und nirgends anders 
stend der Feind. Wir hatten unsere Ideale edlen Menschentums 
verkauft für «eine nationalistisch drohende, renommierende Real¬ 
politik in Kolonien, Flottenbau und Herrschaft des Weltmarktes. 
Die Derbheit des Auftretens war verzeihliche Kinderei des Neu- 
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lings auf dem Gebiet, aber daß der edle deutsche Denker sich 
dazu hergab, mit dem britischen und amerikanischen Kaufmann 
in die Scnranken zu treten und sich dem politischen Materialismus 
ergab, das war eine Sünde wider den heuigen Geist von Weimar, 
die nicht ungesühnt bleiben konnte. Deutschland brauchte auch 
realpolitisch nicht auf Denken und Dichten angewiesen zu blei¬ 
ben, aber bei Bismarcks Politik hatte es ja leider nicht sein Be¬ 
wenden, und — da stand der Feind! 

Andere wieder stellen das Bildungsniveau einseitig alsi höchsten 
ausschließlichen Gesichtspunkt hin und verlieren darüber die Füh¬ 
lung mit der demokratischen Idee der Konferenz. Die Wahrheit 
liegt in der Mitte, aber nicht in der berüchtigten Mitte des 
faulen Kompromisses. Ich meine, und ich weiß, daß diese Meinung 
ganz gegenstandslos ist, da sde sich selbst unter den herrschenden 
Umstanden aurhebt, daß die ganze Konferenz verfrüht eingesetzt 
hat. Erst muß das Volk selbst zu einer idealen, hohen, edlen, 
humanen, liebenden, umfassenden Weltanschauung zurückgekehrt 
oder vorgedrungen sein, dann kann es über die Erziehung seiner 
Jugend beraten. Diese Konferenz ist nur eine vorläufige, sie 
muß erneuert werden. Nur die Aristokraten des Geistes, solange 
dieser noch nicht Gemeingut geworden, können über diese Fragen 
zu Gericht sitzen. Fachbanausen dürften nur subaltern mitberaten 
und ausführen, beschränktere Tendenzen aber, die mit abwegigen, 
politischen Strebungen da hineinpfuschen wollen, sind & limine 
abzuweisen. 


Dr. L. H. SCHMIDTS: 

Der geistige Stillstand der Industrieverbände. 

D AS jüngste Kind des Hansabundes ist die „Gewerkschaft 
der Unternehmer“, die Herr Dr. Kurt Köhler, der geschäfts¬ 
führende Präsident, mit einer begründenden Rede am 8. Mai 
1920 aus der Taufe gehoben hat. Es ist von Interesse, diese 
Gründung auf ihren Ideengehalt näher zu prüfen, da sie zugleich 
zu einigen kritischen Bemerkungen über die geistige Altersschwäche 
der industriellen Interessenvertretung Deutschlands Anlaß gibt 
Zwar verwahrte sich gleich nach der Geburtsanzeige die Kon¬ 
kurrenz: der Reichsverband der deutschen Industrie, und warnte 
offiziell die Fach- und Arbeitgeberverbände, die Legitimität dieses 
jüngsten Sprosses deutscher Syndizipolitik anzuerkennen. Allein, 
zieht man etwa den Vortrag des Herrn Dr. Schweighoffers über 
die „Entwicklung der industriellen Interessenvertretung“ zum Ver¬ 
gleich heran, so wird man nicht behaupten können, daß der 
Reichsverband moderner und jugendlicher sei. Die Verkalkung 
der Gehirne beider Zentralverbände — des Hansabundes wie des 
Reichsverbandes — ist gleich stark fortgeschritten. 
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Um einen Maßstab zur kritischen Beurteilung des geistigen 
Gehalts beider Vorträge über das gleiche Thema zu finden, muß 
man auf einen Vortrag zurückgreifen, den Dr. Alexander Tille 
am 27. Juni 1908 gehalten hat, betitelt: „Arbeitgeberpartei und 
die politische Vertretung der deutschen Industrie“. Tille ver¬ 
knüpft seine Forderung auf Gründung einer Arbeitgeberpartei 
mit prinzipiellen Gedankengängen und tief schürfenden Unter¬ 
suchungen über die miteinander ringenden, sich bekämpfenden 
Auffassungen des Individualismus und Sozialismus, über die Mög¬ 
lichkeit, ein zahlenmäßiges Fundament einer Arbeitgeberpartei zu 
gewinnen. Auch seine Arbeitgeberpartei ist zwar ein Kind der 
Not, und es fehlt bei ihm der dauernde Hinweis nicht, das deut¬ 
sche Arbeitgebertum davon zu überzeugen, daß es seine Berufs¬ 
pflicht ist, seine wirtschaftlichen Interessen in demselben Maße 
politisch wahrzunehmen, wie es die Handarbeiterschaft seit Jahr¬ 
zehnten tut. Den Darlegungen, die er mit der ihm eigenen Schärfe 
und Verbissenheit entwickelt, kann eine tiefe theoretische Schulung, 
verbunden mit einem instinktsicheren Blick für das praktisch 
Erreichbare nicht abgestritten werden. Trotz aller ihrer Ein¬ 
seitigkeit liegt ihr eine in sich geschlossene wirtschaftspolitische 
Auffassung zugrunde. Der Vortrag ist aus einem Guß, die Ge¬ 
dankengänge reihen sich lückenlos aneinander und führen zwin¬ 
gend die Forderung nach einer Untemehmerpartei herauf. — 
Der Vortrag Schweighoffers ist eigentlich nur historisch refe¬ 
rierend; die zum Schluß sich entwickelnden gemeinsamen Lebens¬ 
interessen der deutschen Industrie bestehen nach ihm in einem nach 
außen starken und im Innern Ruhe und Ordnung haltenden Staats¬ 
wesen und in der Aufrechterhaltung einer Wirtschaftsordnung, 
die nicht in der staatlichen oder gesellschaftlichen Gütererzeu¬ 
gung das Ziel der Ertragswirtschaft sieht, sondern die privat¬ 
wirtschaftliche Berufstätigkeit stützt, ohne Beengung durch zwangs¬ 
läufige Wirtschaftseinrichtung. Die Arbeit Schweighof fers ist alt¬ 
liberal, aber immerhin noch glänzend gegenüber der völligen 
Ideenlosigkeit der Begründung, die Dr. Köhler der „Gewerkschaft 
der Unternehmer“ mit auf den Weg gab. Dieser stützt sich auf 
den Klassenkampfcharakter der sozialistischen Arbeitnehmergewerk¬ 
schaften und auf das Versagen des Arbeitsgemeinschaftsgedankens. 
Eine selbstverständliche, weiter nicht beachtliche Entschließung 
der Afa beweist ihm die Notwendigkeit eines Zusammenschlusses 
des gesamten Unternehmertums zu einer einheitlichen Kampffront. 
Ein auch nur halbwegs neuer Gedanke, oder auch nur eine eigene Aus¬ 
prägung alter Ideen ist bei ihm nicht zu finden. Auf der deut¬ 
schen Sprache reitet er ein Hindernisrennen. Nichtsdestoweniger 
ernteten seine Ausführungen den stürmischen Beifall der Versamm¬ 
lung. Die „Gewerkschaft der Unternehmer“ war somit gegründet. 

Liest man in der hier gegebenen Reihenfolge die Abhandlungen 
über das Thema „Arbeitgeberpartei“ durch, 90 ist ein Abstieg 
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von einem hohen geistigen Niveau nicht zu verkennen. Alexander 
Tille versuchte noch mit geistigen Waffen zu kämpfen, der viel¬ 
geschäftige Hansabund fand scheinbar die Zeit nicht, um die 
am Wege liegenden Gedankengänge in sich aufzunehmen und zu 
verarbeiten. Es ist kennzeichnend, daß bei der heutigen wirt- 
schaftlichen Interessenvertretung des Unternehmertums die geistige 
Entwicklung aufgehört hat. Die Aufrechterhaltung der wirtschaft¬ 
lichen Macht im Kampfe mit der Arbeiterschaft versucht man 
mit den robustesten Machtmitteln einer Beeinflussung der altern¬ 
den politischen Parteien, durch Monopolisierung der .Zeitungen 
und durch einen Wahlkampf im amerikanischen Stile, bei dem 
letzten Endes die aufgewandten Geldmittel ausschlaggebend sein 
sollen. Man kann zwar auch den Arbeitnehmeigewerkschaften 
nicht nachrühmen, daß sie sich im hervorragenden Maße um 
Aneignung, Verarbeitung und Fortentwicklung neuer Gedanken 
bemühen, aber sie haben es wenigstens verstanden, ihr altes 
wirtschaftssozialpolitisches Programm fast restlos durchzusetzen. 

Der Stillstand der geistigen Entwicklung bei der Unternehmer¬ 
schaft eröffnet Ausblicke auf die Arbeiten des Reichs wirtschaftet* 
rates. Nehmen wir an, die Unternehmergewerkschaft sei gegrün¬ 
det. Worin würde ihre Tätigkeit bestehen? In Protesten und 
Ablehnungen. Jeder neu in die Debatte geworfene Gedanke würde 
bekämpft werden; kurz, die Politik würde eine rein negative 
sein. Damit wäre weder der Volkswirtschaft noch dem Unter¬ 
nehmertum gedient. Wenn der Versuch gemacht wird, eine Unten* 
nehmerpartei zu gründen — das unbestreitbare Recht, ja die 
Notwendigkeit besteht —, so ist die erste Forderung, nicht ein 
organisatorisches Gebilde zu schaffen, welches dem Ehrgeiz ein¬ 
zelner Syndizi und Verbände genügt, sondern sich um die ideelle 
Seite der Vertretung, um neue Gedanken zu bemühen. Bisher 
leiden die Interessenvertretungen der Unternehmerschaft, einschließ¬ 
lich der Spitzenverbände, an einer Verkalkung der Blutgefäße, 
die den baldigen Tod erwarten läßt. 


FERDINAND HANSEN: 

Luxus und Elend in Deutschland und 
Deutschösterreich. 

V OR mir liegt der „London Daily Herald“ vom 24. Februar 
1920, auf dessen letzter Seite Photographien abgedruckt 
sind, darunter zwei aus Deutschösterreich, deren Ueber- 
schrift lautet: Starving Austria. A Contrast. In tke lower 
picturc are seen women waiting jor cabbage rations at Vienna. 
— Above are seen wealthy Austrians on skis at Semmering, 
(he jamous winter resort. (Das hungernde Oesterreich. Ein 
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Kontrast. Auf dem unteren Bilde sieht man Frauen, wartend auf 
ihre Weißkohlration. Oben drüber reiche Oesterreicher auf Skis 


schiedensten Gebieten des Volkslebens in den beiden früheren 
Kaiserreichen Deutschland und Oesterreich auf die Platte bannen! 
Hier halbverhungerte, vergrämte Kinder,. Frauen und Männer mit 
aschgrauen Gesichtem, denen die abgetragenen, zerlumpten Kleider 
an den schlotternden Körpern hängen, dort wohlgenährte, rot¬ 
backige Menschen in elegantem Anzug, fröhlich lachend, als ob 
es keinerlei Elend im Lande gäbe. 

Audi in den siegreichen Ententeländern und dem kriegsgewinn- 
lerischen Neutralien werden sich, wenn auch in viel . kleinerem 
Maßstabe, solche Gegensätze finden lassen, aber von diesen Län¬ 
dern aus werden auch keine flehenden Hilferufe in die Welt 
hinausgeschrien, wie das seit langem von Deutschösterreich und 
Deutschland aus geschieht. Solange das Ausland ausi den Zei¬ 
tungen ersieht, daß noch große Volksschichten in diesen Ländern 
in Ueberfluß und Luxus leben, ist es nicht verwunderlich, wenn 
die deutsche und deutschösterreichische Not dort auf die leichte 
Schulter genommen wird. 

Das Deutschtum macht sich, solange gewisse Kreise noch immer 
ihr Wohlleben öffentlich zur Schau tragen, durch seine internatio¬ 
nale Bettelei im Auslande immer unbeliebter und verächtlicher. 
Sache der eigenen Regierung müßte es sein, da ausgleichend zu 
wirken, gegebenenfalls mit den schärfsten Mitteln, damit das 
wenige an Nahiungsmitteln und Kleidung, was im Lande vorhanden 
ist, einigermaßen gleichmäßig allen Volksschichten zugute kommt. 

Doch darüber wollte ich in diesem Aufsatze gar nicht schrei¬ 
ben, sondern nur eine Beobachtung wiedergeben, die ich vor 
kurzem in Dresden gemacht habe. 

Während unseres Besuches in der sächsischen Kunststadt hatten 
wir, meine Frau und ich, wiederholt Gelegenheit, auch den Rats¬ 
keller zu besuchen. Die Ratskeller der verschiedenen deutschen 
Städte sind schon während des Krieges durch ihre wohlgefüllten 
Küchen und Keller, aus denen sie die Gäste ganz unzeitgemäß 
bewirteten, unangenehm hervorgetreten. Damals drückte man ein 
Auge zu, denn man hatte die Entschuldigung, daß es Gaststätten 
geben müsse, in denen die von der Front beurlaubten Helden 
nach den langen Entbehrungen, denen sie im Felde ausgesetzt 
gewesen waren, in der Heimat einmal ein paar genußreiche Stun¬ 
den verleben konnten, ehe sie wieder ins Feld gingen. Diese 
Ausrede ist jetzt nicht mehr stichhaltig, auch nicht für die aus 
französischer Gefangenschaft gerade jetzt Zurüdckehrenden, da 


i Semm ering, dem berühmten Winterkurort.) 

Wie viele Bilder solcher Art könnte man nicht auf den ver¬ 
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diese in der Heimat verbleiben und die früheren Hoffnungen 
auf baldige bessere Zeiten durch den Frieden von Versailles gänz¬ 
lich vernichtet sind. 

Die wahre Ursache für das jetzige unzeitgemäße Schlemmen 
in den deutschen Ratskellern liegt vielmehr bei der in Kriegs¬ 
gewinnler- und Schieberkreisen trotz der großen Not der Zeit 
noch immer nicht ausgerotteten altdeutschen Schwäche für den 
Alkohol. „Die alten Deutschen tranken noch eins, sie tranken 
immer no<± eins“ heißt es in einem vor dem Kriege viel ge¬ 
sungenen Liede. Hier in den riesigen Kellerräumlichkeiten des 
Dresdner Ratshauses, in denen wir bei unseren Besuchen stets 
kaum einen Platz finden konnten, wurde an allen Tischen durch¬ 
weg „immer noch eins“ getrunken, wie die überall umherstehen¬ 
den „Batterien“ leerer Flaschen bewiesen. Der riesige Andrang 
der Weintrinker im Dresdner Ratskeller, der schon zur Mittags¬ 
zeit zu beobachten war, scheint durch die Weinkarte seine Er¬ 
klärung zu finden, denn auf ihr war zu lesen: 

Dresdner Ratsweinkeller. 

Der Rat zu Dresden. Kellereiverwaltung. 

Rheinwein . . Mark 10.30 die ganze Flasche 
Mosel .... „ 10.80 „ „ 

Bordeaux . . „ 13.20 „ „ „ 

einschließlich 20% Steuer. 

Ich habe aus der langen und reichhaltigen Weinkarte nur die 
billigsten Marken angeführt. Wo in Europa kann man in der Jetzt¬ 
zeit zu gleich billigen Preisen Wein trinken? Am Fuße der 
Karte fand sich die Bemerkung, daß die Weine nur im Rats¬ 
weinkeller ausgeschenkt würden, und daß Verkauf außer dem 
Hause nicht stattfände. Das erklärte den großen Andrang der 
Menschenmassen zu diesem Trinkparadies. Der Kleidung nach 
entstammte die anwesende Gesellschaft ausschließlich den soge¬ 
nannten „besseren“ bürgerlichen Kreisen. Ehrliche Arbeiter waren 
darunter nicht zu bemerken. 

Ein Gefühl des Ekels kam in mir hoch, als ich durch die 
schlemmenden Reihen hindurchging, um mir einen Platz, wo ich 
mein Abendessen einnehmen konnte, zu suchen. Ich will dabei 
durchaus nicht verheimlichen, daß auch wir, meine Frau und 
ich, dort eine Flasche Wein zum Essen getrunken haben, weil 
hn Ratskeller außer Wein nichts verzapft wird. 

Wie ist es möglich, daß gerade in Dresden, der Hauptstadt 
von Sachsen, wo die Bevölkerung am dichtesten und die Hungersnot 
am größten ist, Tag für Tag im Ratsweinkeller von morgens bis 
abends solch ein großes Gelage stattfinden kann, ohne daß dieser 
Unfug von den Spartakistenführem dazu benutzt wird, die hungern- 
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den Volkstnassen gegen das schlemmende Bürgertum aufzuhetzen? 
Sollten einmal die durch Hunger und Entbehrungen gequälten 
und von ihren Führern aufgepeitschten Volksmassen den Wein¬ 
keller stürmen, das dort zechende Bürgervolk niedermachen und 
sich an den großen Weinvorräten sinnlos betrinken, so würde 
durch die ganze sogenannte Kulturwelt ein Schrei der Entrüstung 
und des Entsetzens gehen, während meines Erachtens ein solcher 
Ausbruch der Volkswut durch die herausfordernde Schlemmerei der 
Bürger eine natürliche Erklärung findet. 

Der Rat zu Dresden, zu welchem sicher zahlreiche Mehrheils¬ 
sozialisten und Unabhängige gehören, sollte die großen Wein¬ 
vorräte des Ratsweinkellers schon längst zu höchsten Preisen 
an das Ausland verkauft haben, um für den Erlös Nahrungsmittel 
für die notleidende Bevölkerung einzutauschen. 

Ich habe schon während des Krieges und bis heute viel, haupt¬ 
sächlich gegen das Trinken des französischen Bordeauxweines', ge¬ 
wettert. Bei der gehässigen und unversöhnlichen Stellungnahme, 
die die französische Bourgeoisie Deutschland gegenüber an den 
Tag legt, sollte der Deutsche selbstbewußt sein und sich keiner¬ 
lei französischer Produkte bedienen. Täte er das, so wurde dadurch 
der Franzose am ersten zur Einsicht kommen und in seiner feind¬ 
lichen Politik einlenken. 

Wie anders würde das unglückliche Deutschland heute dem 
Auslände gegenüber dastehen, wenn in allen Volkskreisen An¬ 
spruchslosigkeit und spartanische Einfachheit der Sitten herrschen 
würden, wenn Luxus als unfein, lärmende Vergnügungen als ver¬ 
pönt und Schlemmerei als Raub an der Allgemeinheit angesehen 
würden. Wenn der in Deutschland gewachsene und hergestellte 
Wein und die aus Vorkriegszeiten noch vorhandenen Vorräte an 
ausländischen Weinen vom deutschen Volke boykottiert würden, um 
dadurch die Hersteller und Besitzer zu zwingen, ihre Vorräte 
an das Ausland zum Eintausch gegen Lebensmittel zu verkaufen, 
würde die jetzt bedauerlich tief gesunkene Moral des deutschen 
Volkes ungemein gehoben und sein Ansehen im Auslande wieder 
hergestellt werden. Leider ist von keiner Seite derartiges an¬ 
geregt, geschweige denn auSgeführt worden. Im Gegenteil, der 
Verfall der guten Sitten schreitet mit der wachsenden Not fort, 
und die Klassengegensätze werden immer unüberbrückbarer. Oft 
habe ich, wenn in meiner Gesellschaft von Rechtsnarteilem über 
die Linksradikalen geschimpft wurde, die Dresdner Ratsweinkeller- 
schlemmerei zugunsten der Linken angeführt. Vereinzelt rief das 
ein verständnisvolles und bedauerndes Koofnicken hervor, in den 
meisten Fällen aber den Ausruf: Was, Bordeauxwein nur 13,80 
Mark? Donnerwetter, da müssen wir hin. 
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HANS FEHLINOER: 

Verfassung und Sprachenrecht 
des böhmisch-slowakischen Staates. 

D IE konstituierende Nationalversammlung des böhmisch-slowa¬ 
kischen Staates hat am 29. Februar 1920 ein Verfassungs- 
gesetz beschlossen, in dessen Einleitung die Erklärung ge¬ 
geben ist, daß dieses Grundgesetz dazu dienen solle, „Dem allge¬ 
meinen Wöhle aller Bürger des Staates zu nützen und die Seg¬ 
nungen der Freiheit künftigen Geschlechtern zu sichern“. Weiter 
wird erklärt, daß dahin gestrebt werde, die Verfassung und alle 
anderen Gesetze des Landes nach dem Grundsätze der Selbst¬ 
bestimmung durchzuführen. 

Ueber die Gültigkeit der Gesetze der Gesamtrepublik, sowie 
jener des karpathenrussischen Landtags, hat ein Verfassungsgericht 
zu entscheiden, das aus sieben Mitgliedern besteht. Der Oberste 
Verwaltungsgerichtshof und der Oberste Gerichtshof entsendet 
dahin je zwei Mitglieder aus ihrer Mitte. Die übrigen zwei 
Mitglieder und den Vorsitzenden ernennt der Präsident der Re¬ 
publik. 

Artikel 3 der Verfassung bezeichnet das Gebiet der böhmisch¬ 
slowakischen Republik als einheitliches und unteilbares Ganzest, 
als dessen Glied auf Grund freiwilligen Anschlusses auch das 
autonome Gebiet von Karpathenrußland zu gelten hat. Dieses 
Gebiet hat einen eigenen Landtag, der befugt ist, zur Beschluß¬ 
fassung über Gesetze in Angelegenheiten der Sprache, des Unter¬ 
richts, der Religion, der örtlichen Verwaltung, sowie auch in 
anderen Angelegenheiten, die ihm durch die Gesetze der Repu¬ 
blik etwa übertragen werden. Die durch den karpathenrussischen 
Landtag beschlossenen Gesetze werden, falls der Präsident der 
Republik durch seine Unterschrift seine Zustimmung kundgibt, 
in einer besonderen Sammlung kundgemacht und auch vom Gou¬ 
verneur unterschrieben. Karpathenrußland ist in der National¬ 
versammlung der durch eine angemessene Anzahl von Abgeord¬ 
neten und Senatoren vertreten. Karpathenrußland erstreckt sich 
von Ung;var im Westen bis über die Theiß hinaus im Osten und 
von der polnischen (galizischen) Grenze im Norden bis vor 
Marmaros-Szigeth im Süden. Es ist ein armes Bergland, dessen 
Bewohner zu einem großen Teil durch Wanderarbeit in der 
ungarischen Ebene ihren Lebensunterhalt beschafften, von wo sie 
nun durch die neue Grenze — eine förmliche chinesische Mauer 
— abgeschlossen sind. Diese Abschließung ist die wichtigste 
Ursache der nun herrschenden Hungersnot. Am 70. Geburtstage 
des Präsidenten Masaryk wurde der Bevölkerung die Aufhebung 
des kirchlichen Frondienstes, der Rokovina und Hublina, ver- 
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sprechen. Seit dem 9. März arbeitet in Uzhorod eine Enquete 
unter Vorsitz des Vizepräsidenten Karl Spora, eines bewährten 
Fachmannes in Giundentlastungsfragen, um zwischen den leistungsi- 
pflichtigen Bauern und der Kirche eine Einigung zu erzielen. 

Das zweite Hauptstück der böhmisch-slowakischen Verfassung 
handelt von der Zusammensetzung und Wirksamkeit der National¬ 
versammlung, die aus Abgeordnetenhaus und Senat besteht. Beide 
Hauser werden nach dem allgemeinen, gleichen, direkten, geheimen 
Sitmmrechte und nach dem Grundsätze der Verhältnisvertretung 
gewählt. Das Wahlrecht zum Abgeordnetenhaus beginnt mit dem 
vollendeten 21., das Wahlrecht zum Senat mit dem vollendeten 
26. Lebensjahr; wählbar in das Abgeordnetenhaus sind mindestensi 
30 jährige, in den Senat mindestens 45 jährige Bürger der Repu¬ 
blik. Die Zahl der Abgeordneten ist 300, jene der Senatoren 150. 
Mitglieder der Nationalversammlung dürfen sich nicht an die 
öffentlichen Aeniter zur Unterstützung der persönlichen Inter¬ 
essen der Parteien wenden. Diese Bestimmung findet nicht An¬ 
wendung, wenn ein solches Einschreiten beim Amte in Ausübung 
des regelmäßigen Berufs eines Abgeordneten oder Senatoren ge¬ 
schieht. Das Treuegelöbnis müssen die Mitglieder beider Häuser 
ohne Vorbehalt ablegen, sonst sind sie ihrer Mandate verlustig. 
(In dem Zusammenhang ist ies bemerkenswert, daß die tschechi¬ 
schen Abgeordneten im österreichischen Parlament ihr Gelöbnis 
stets mit einem Vorbehalt betreffend das böhmische Staatsrecht 
ablegten. Nun wird verhindert, daß Deutsche in Böhmen-Slo- 
wakien sich ähnlich verhalten!) Der Präsident der Republik 
ist verpflichtet, beide Kammern zu zwei ordentlichen Tagungen 
im Jahre einzuberufen: zur Frühjahrs- und zur Herbsttagung. 
'Außerdem beruft er die Kammern je nach Bedarf zu außerordent¬ 
lichen Tagungen ein. Die Kammern darf der Präsident längstens 
auf einen Monat und nicht öfter als einmal im Jahr vertagen. 
Das Recht der Auflösung der Nationalversammlung steht ihm 
stets zu, ausgenommen in den letzten sechs Monaten seiner Wahl¬ 
periode. Neuwahlen müssen binnen 60 Tagen stattfinden. 

Jede Kammer ist in der Regel in Anwesenheit wenigstens eines 
Drittels aller Mitglieder beschlußfähig. Zur Gültigkeit eines Be¬ 
schlusses ist die Mehrheit der Anwesenden erforderlich. Zur Be¬ 
schlußfassung über die Kriegserklärung, zur Abänderung der Ver¬ 
fassungsurkunde und ihrer Bestandteile ist die Dreifünftelmehrheit 
aller Mitglieder in jeder Kammer erforderlich. 

Gesetzesanträge können entweder von der Regierung oder von 
einer Kammer ausgehen. Zu jedem von einem Mitgliede einer 
Kammer überreichten Gesetzentwürfe ist ein Voranschlag über 
die finanzielle Tragweite des Entwurfs und ein Abtrag auf Be¬ 
deckung des erforderlichen Aufwandes beizuschließen. Die Re¬ 
gierungsanträge des Budget- und Wehrgesetzes müssen zunächst 
dem Abgeordnetenhaus vorgelegt werden. Der Senat ist verpflich- 
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tet, über einen vom Abgeordnetenhaus angenommenen Gesetz¬ 
antrag binnen sechs Wochen, über den Antrag des Budget- und 
Wehrgesetzes binnen einem Monat Beschluß zu fassen. Das Ab¬ 
geordnetenhaus ist verpflichtet, über einen vom Senat angenomme¬ 
nen Gesetzantrag binnen drei Monaten Beschluß zu fassen. Falls 
die zweite Kammer in den in den vorhergehenden Absätzen fest¬ 
gesetzten Fristen keinen Beschluß faßt, wird angenommen, daß 
sie dem Beschluß der ersten Kammer zustimmt. Der Beschluß des 
Abgeordnetenhauses wird trotz abweichendem Beschluß des Senats 
zum Gesetze, wenn das Abgeordnetenhaus mit Stimmenmehrheit 
aller seiner Mitglieder beschließt, auf seinem ursprünglichen Be¬ 
schlüsse zu beharren. Wenn aber der Senat den im Abgeordneten¬ 
haus angenommenen Entwurf abgelehnt hat, so wird der Ent¬ 
wurf zum Gesetz, falls das Abgeordnetenhaus mit Dreifünftel¬ 
mehrheit aller seiner Mitglieder auf seinem Beschlüsse beharri 
Die Anträge des Senats werden dem Abgeordnetenhaus übergeben. 
Werden sie abgelehnt und bleibt der Senat mit Stimmenmehrheit 
aller seiner Mitglieder bei seinem ursprünglichen Beschlüsse, so 
leitet er seinen Beschluß neuerlich an das Abgeordnetenhaus. 
Wenn das Abgeordnetenhaus den Beschluß des Senats mit Stimmen¬ 
mehrheit aller seiner Mitglieder zum zweiten Male ablehnt, so 
wird der Beschluß des Senats nicht zum Gesetz. Die so abge¬ 
wiesenen Entwürfe können in keiner Kammer vor Ablauf eines 
Jahres neuerlich überreicht werden. (Sdiluß folgt.) 


Bücherschau. 

Paul Eberhardt: Religionskunde. Verlag F. A. Perthes. Gotha 1920. 
242 Seiten. Preis 12,— Mark. 

Ein treffliches, warm geschriebenes Lehrbuch der Religionskunde, ge¬ 
eignet für die oberen Gymnasialklassen und für gebildete Laien. Es ist 
das Ergebnis sehr umfassender Studien. Sämtliche bedeutende Religionen 
des Ostens und Westens, sowie die religiösen Grundlagen der Gegenwart 
sind in ihren wesentlichen Zügen erfaßt. Wenn einem so schönen 
Buch gegenüber ein Wort der Kritik gestattet ist, so möchte ich sagen: 
Es ist, an der religiös-mystischen Orundstimmung unsrer Zeit gemessen, 
etwas zu „abgeklärt“. M. 'Beer. 


Eingelaufene Schriften. 

Karl Marx: Zur Judenfrage. Verlag Emst Rowohlt. Berlin 1919. 
Professor Dr. Ludwig Bergsträsser: Das alte System über sieh selbst. 

Zentralverlag G. m. b. H. Berlin 1920. 

Der Dolchstoß. Warum das deutsche Heer zusammenbrach. Zentral¬ 
verlag O. m. b. H. Berlin 1920. 

Der Etappensumpf. Dokumente des Zusammenbruchs. Kriegstagebuch 
eines Gemeinen, Verlag Volksbuchhandlung. Jena. 
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DE GLOCKE 

13. Heft 26. Juni 1920 6. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


PARVUS: 

Das kranke Frankreich. 


F RANKREICH ist krank. Es krankt an einer Lüge. Diese 
Lüge heißt: boche! 

Das kleine, spitzige, giftige Wort bohrte sich dem fran¬ 
zösischen Volke ins Ohr und infizierte sein Gehirn. 

Frankreich kann nicht mehr gerecht sein, wenn es sich um 
Deutschland handelt. Denn es denkt: boche! 

Das edle Frankreich verliert sein Humanitätsgefühl, wenn es 
Deutschland angeht. Denn es denkt: boche! 

Frankreich, das zuerst die Losung der Freiheit, Gleichheit, 
Brüderlichkeit auf seine revolutionäre Fahne schrieb, wird despo¬ 
tisch und brutal gegenüber Deutschland. Denn es denkt: boche! 

Es hat Franzosen gegeben, die wußten, was die Zivilisation dem 
deutschen Geist und dem deutschen Fleiß zu verdanken hat. 
Victor Hugo, das flammende Herz Frankreichs, liebte Deutsch¬ 
land. Denkt Frankreich nicht mehr an seinen großen Dichter? 
Es denkt: boche! 

Haben nicht die Völker Europas zusammen durch die Jahr¬ 
hunderte das große Werk der europäischen Zivilisation geschaffen? 
Ist die weitere Entwicklung dieser Zivilisation denkbar ohne 
Deutschland? Frankreich denkt nicht mehr daran. Es denkt: 
„boche“ und sendet Neger, sendet den .sonstigen Ausiwurf Afrikas 
und Asiens als Büttel nach Deutschland. 

In Haß ist dieses Wort geboren, in Blut getauft, Pest ist 
sein Hauch, Vernichtung und Verderben seine Fortpflanzung. 

Die Aasgeier Frankreichs möchten vom Leichnam Deutschlands 
fett werden. Nicht Leben, Verwesung würden sie nach Frankreich 
bringen. 

Wie kann Frankreich gedeihen, wenn 70 Millionen Deutsche 
an seinen Grenzen verderben, verkommen, in Elend und Jammer 
versinken, von einer brutalen Fremdherrschaft getreten, gedrückt, 
gedemütigt, ihrer Lebens quellen, ihrer Zukunftshoffnungen be¬ 
raubt? 

Als Frankreich die Wielt zum Kampf gegen den preußischen 1 
Militarismus aufrief, erinnerte man sich wieder an die Zeiten der 
großen französischen Revolution. So groß war die Tradition jener 
glorreichen Zeit, daß sie selbst in den Ländern nachwirkte, die 
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nunmehr im Krieg gegen Frankreich standen. Aber Frankreich 
rief ihnen entgegen: bocke! 

Boche — das heißt: Wir sind das Licht der Zivilisation, ihr 
deren Schatten, für uns existiert die Welt; weil wir die Stärkeren 
sind, habt ihr uns zu dienen, ihr fristet euer Dasein von unserer 
Gnade und habt nur eine Existenzberechtigung, soweit es uns 
nützt. 

Das revolutionäre Frankreich brachte der vpn ihm besiegten 
Welt freiheitliche Institutionen. Es brachte den Bauern Erlösung 
von der Leibeigenschaft, brachte Freiheit den Städten, Freiheit 
den unterdrückten Nationen. 

Was aber bringt das gegenwärtige Frankreich? Den Schuld¬ 
schein ! 

Was verlangt es? Geld, Geld und abermals Geld! 

Frankreich leidet. Grimmig in seinem Leid, grollt es. Und 
die besiegten Völker, von der eisernen Faust bezwungen und doch 
zugleich vom Mitleid gerührt — denn sie leiden selber — sie 
wollen gern mitwirken, um Frankreich hochzubringen. Sie ver¬ 
langen bloß, daß man ihnen die Möglichkeit gibt, es zu tun — die 
materielle, geistige, moralische Möglichkeit Sie verlangen Brot, 
um arbeiten zu können, Freiheit, ohne die sich der Geist nicht 
entfalten kann, die Freigabe der Weltverkehrsstraßen, denn ohne 
den Weltverkehr kann es keine Industrie und keine Kultur geben, 
sie verlangen, daß man ihnen nicht die Hoffnung nimmt auf eine 
bessere Zukunft, denn, wo die Hoffnung aufhört, gibt es keine 
Schaffensfreude — da hört das Leben auf. 

Frankreich aber gibt zur Antwort klirrende Sklavenketten. 
Und immer wieder der heisere Schrei: Geld, Geld, Geld! Das 
ist die Kultur, die uns Frankreich bringt Uns — den boches! 

Aber das Geld, der Wertmesser der Produktion, sinkt auf Null, 
wo es keine Produktion gibt. 

Geld ohne Industrie wird zum Messer der Wertlosigkeit. 

Frankreich, das nach Geld dürstet und zugleich die materiellen 
und geistigen Voraussetzungen der Weltindustrie zerstört, ergibt 
sich einem Haschisch der Zahlen. Es hat schwere Zahlenträume, 
während seinen Füßen der materielle Boden des wirklichen Reich¬ 
tums entschwindet. 

Armes, krankes Frankreich! Von innerer Glut verzehrt, ge¬ 
peitscht von tausend Aengsten, sieht esi überall Gespenster und 
sieht hinter den Kirchhofsmauern Deutschlands den Schatten Bis¬ 
marcks aufsteigen. Aber Bismarck ist undenkbar ohne Armee. 
Die Armeen Deutschlands sind nicht mehr da, sie liegen in den 
Feldern der Champagne, sie können nicht mehr auferstehen. 
Deutschland ist gebunden und gefesselt, esi blutet aus Millionen 
Wunden, es denkt an alles, nur nicht an militärische Revanche. 

Ein neuer Geist durchzieht Deutschland. Wir, die boches, wir 
setzen unsere ganze Hoffnung auf die geistigen Kräfte der ’deut- 
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sehen Nation. Wir wollen arbeiten und wirken, neue Werte schaf¬ 
fen. Frankreich aber klirrt mit den Waffen. 

Der preußische Militarismus, den Frankreich bekämpfte, es hat 
ihn selbst im Leibe, es hat ihn nur besiegt, indem es/ ihn überboten 
hatte, es ist von ihm durchseucht bis auf die Knochen. 

Frankreich ist krank — welche Gefahr für die Zivilisation, 
für die Menschheit! 


BEN TURNER: 

Eindrücke aus Sowjetrußland. 

B EN Turner, einer der Führer der englischen Textilarbeiter, 
der an der Spitze der britischen Delegation in den letzten 
Wochen die Lage in Rußland untersuchte, berichtet im 
„Labour Leader“ vom 17. Juni über seine Erfahrungen. Turner 
ist Sozialist und Pazifist, vielfach vton urchristlichem Geiste be¬ 
herrscht. Er schreibt: 

Der Empfang der britischen Delegation in Rußland war begeistert 
und herzlich. Die russischen Gewerkschaften hatten die ganze 
Angelegenheit in ihrer Hand und trafen die nötigen Vorkehrungen. 
Sie waren offenbar davon entzjückt, daß endlich eine verantwor¬ 
tungsvolle Gruppe von Ausländern nach Moskau gekommen ist, 
um die Wahrheit über die Lage ausfindig zu machen, und sie 
reichten uns die Hand der Freundschaft. 

Die Erzählungen, daß uns nur Pötemkinsche Dörfer gezeigt 
wurden, sind Unsinn. Die zu unserem Empfange getroffenen Vor¬ 
kehrungen waren nicht umfassender als die, die gemacht werden 
zum Empfange einer freundlichen Delegation in einem Lande, das 
seit langem von der Außenwelt abgesperrt war. Die Behauptung, 
daß unmittelbar vor unserer Ankunft die Straßen gesäubert und 
alle Scheußlichkeiten maskiert worden seien, um uns die Wahrheit 
nicht sehen zu lassen, darf ohne weiteres alst blanker Schwindel 
airückgewiesen werden. 

Die Vertreter der Sowjetrepublik waren durchaus aufrichtig und 
offenherzig, und wünschten, daß wir sowohl das Schlimmste wie 
das Beste sehen sollten. Sie erleichterten unsere Untersuchungen 
soweit als nur möglich. Wir hatten vollständige Freiheit, zu 
gehen, wohin wir wollten, und zu sehen, was wir wünschten. 
Wir hatten die Erlaubnis, Werkstätten und Fabriken, öffentliche 
Institute und private Wohnungen zu besuchen. 

Mehrere Mitglieder der Delegation hatten Empfehlungsschreiben 
an Personen, die als Gegner des Sowjets ysftems bekannt sind: 
an Sozialrevolutionäre, Menschewiki, Intellektuelle usw. Die Sowjet¬ 
vertreter fühlten es als eine Beleidigung, daß wir sie fragten, 
ob wir jene Personen besuchen dürften. „Wir legen Ihnen gar 
keine Beschränkungen auf“, erwiderten sie uns. „Besuchen Sie, 
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wen Sie wollen. Stellen Sie alle Fragen, die Sie zu stellen wün¬ 
schen. Wir haben nichts zu verbergen.“ 

Wir machten unsere Besuche bei einer Anzahl von Russen, die 
antibolschewistisch sind. Wir begaben uns zu ihnen, ohne von 
irgendeinem Sowjetbeamten oder Anhänger des Bolschewismus 
begleitet zu sein. Afi Uebersetzern fehlte ies uns nicht Manche 
unserer Delegierten sprachen deutsch oder französisch, ebenso 
die Personen, die wir auszufragen wünschten; Roden Buxton, 
der mit uns war, versteht und {spricht russisch. So oft wir 
sonstige Uebersetzer brauchten, hatten wir Menschewiki zu unserer 
Verfügung. 

Die Berichte, daß in Rußland wilde Anarchie herrsche, sind voll¬ 
ständig unwahr. Die Ansicht, daß man nicht über die Straßen 
der Städte gehen könnte, ohne Mord und Raub zu sehen, sind 
einfach lächerlich. Wir bewegten uns überall in Petersburg und 
Moskau bei Tag und bei Nacht (ebenso ungestört, wie in den 
Straßen Londons. 

Was uns hauptsächlich störte, war der Anblick der Hungersnot 
in den Städten, — in Petersburg mehr als in Moskau. Ehe Läden 
in Petersburg sind meistenteils gesidilossen; viele derselben sind 
mit Brettern verschlagen, was den Straßen ein trauriges und 
hoffnungsloses Aussehen verleiht im Gegensatz zum Glanz unserer 
Straßen. Der Mangel an Nahrungsmitteln ist dem vieljährigen 
Kriege, den inneren Wirren, dem Niederbruch des Verkehrswesens, 
dem Mangel an Rohstoffen, sowie der herunterge wirtschafteten 
Maschinerie geschuldet. Die Politik der Entente: die Blockade 
und die militärischen Interventionen, sind selbstredend für diese 
Zustände verantwortlich. 

Die Hungersnot in den Städten sticht merkwürdig ab von der 
sichtbaren Wirtschaftsblüte auf dem Lande. Jeder Ackerbauer 
hat sein Stück Grund und Boden und erzeugt seine Nahrungsmittel. 
Den Ueberschuß sollte er zu festgesetzten Preisen an die Städter 
abliefem. 

Es gibt keine Landeigentümer; der Giund und Boden ist Eigen¬ 
tum der Nation, aber es wird kein Pachtzins erhoben. Dieses 
Bodensystem kann leicht in Bauerneigentum ausarten, außer, wenn 
der Geist der Genossenschaftlichkeit, desi Sozialismus, des Kommu¬ 
nismus — auf den Namen kommt es doch nicht an — das 
Leben des Dorfes durchdringt. Es ist möglich, daß esi zu einem 
Kampfe kommen wird zwischen Stadt und Land, wenn die äußeren 
Kriege ihren Abschluß gefunden, und die innere Einigkeit, von 
äußerem Drucke erzeugt, an Wirksamkeit verloren haben wird. 
Andererseits ist zu bedenken, daß das ganze Unterrichtsiwesen 
der Sowjetrepublik darauf berechnet ist, die ländliche Jugend 
kommunistisch zu machen, und die Zukunft gehört ihr. 

Das Gesundheitswesen der Sowjetregierung isit wunderbar. Ruß¬ 
land hat schrecklich gelitten von Cholera, Typhus, Pocken, Grippe 
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und anderen Krankheiten. Der Krieg hat stets Seuchen und 
Hungersnot zur Folge, und Rußland hat led^n. gerüttelt Maß davon 
gehabt. 

Die Bolschewiki haben diesen Uebelständen durch gigantische 
Maßnahmen begegnet, obwohl es ihnen — infolge der Blockade 
— an Seife und medizinischen Hilfsmitteln fehlte. Durch öffent¬ 
lichen Anschlag wird überall auf die Notwendigkeit und Wichtig¬ 
keit der Reinlichkeit aufmerksam gemacht. „Ungeziefer ist der 
Feind des Sozialismus“, liest man auf einem der Plakate. Heißesi 
Wasser wird pflichtgemäß geliefert auf allen Stationen, auf 
Dampfern und Eisenbahnen, ebenso Bäder für Leidende an an¬ 
steckenden Krankheiten. Sanatorien für Tuberkulöse, Genesungs¬ 
heime, Altersheime wurden errichtet Zwei Millionen Schulkinder 
werden auf Staatskosten erzogen. 

Wir besuchten die Hauptquartiere der wichtigsten Gewerkschaf¬ 
ten. Sie sind untergebracht in schönen und gut ausgestatteten, 
Baulichkeiten und sie haben einen großen Beamtenstab. Wir sahen 
dort Schreibmaschinen, Fernsprecher und alle anderen Gegen¬ 
stände, die zu modernen Bureauarbeiten gehören. Großes Gewicht 
wird dort auf statistische Untersuchungen gelegt, auf Ausweise 
über geleistete Arbeiten und auf Entwürfe für zukünftige Arbeiten. 

Die Gewerkschaften haben unter dem Sowjetsystem einen 
größeren Wirkungskreis als hier (in England). Sie' nehmen direk¬ 
ten Anteil an der Regierung Rußlands, sowie am Wirtschafts¬ 
leben. 

Die Gewerkschaften setzen die Zahl der Arbeitsstunden fesit, 
der nötig«! Ueberstunden und — zusammen mit anderen Regie¬ 
rungsämtern — die Grundlöhne. Die Gewerkschaften besorgen 
auch die Verteilung der rationierten Lebensmittel unter den Ar- 
beitem. Sie organisieren ferner den gemeinschaftlichen Einkauf 
nichtrationierter Lebensmittel. Sie bestimmen auch die Leistungs¬ 
fähigkeit der Arbeiter und die Ergiebigkeit der einzelnen Industrie¬ 
zweige. Sie erkennen an, daß nach sechs Jahren Krieg, Erschöp¬ 
fung und Hungersnot, sowie angesichts der heruntergewirtschaf¬ 
teten Maschinen und des Mangels an guten Rohstoffen nur die 
Hälfte oder ein Drittel der normalen Ausbeute möglich ist. 

Außerdem gehören zu den Aufgaben der Gewerkschaften die 
Arbeiterbildung und andere erzieherische Veranstaltungen. Die 
große Oper und die Theater stehen dem Volke offen; die Ge¬ 
werkschaften haben die Kartenausgabe zu mäßigen Preisen für 
ihre Mitglieder. Die «russischen Arbeiter haben jetzt die Gelegen¬ 
heit zu geistigen Unterhaltungen, wie sie unter dem alten System 
nicht erträumt werden konnten. 

Zusammen mit anderen Regierungsämtern sorgen die Gewerk¬ 
schaften für die Behausung der Arbeiter. Eine große Anzahl 
von Baracken, in denen die Arbeiter gewohnt hatten, wurde 
niedergerisseny und die großen Häuser, die früher den Reichen 
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gehört hatten, wurden in Arbeiterwohnungen verwandelt. Jeder 
Arbeiter hat jetzt ein Heim. Die Behausungspolitik hat sowohl 
den Gesundheitszustand wie das Familienleben der Arbeiter ge¬ 
hoben. 

Die Russen fanden, daß die Rationierung der Häuser es ermög- 
lidite, Wohn raum für alle zu finden. In den großen Häusern 
hat jede Familie ihre eigene Wohnung; das größte Zimmer dient 
als gemeinsamer Speisesaal. Einige der Häuser, die wir besuch¬ 
ten, waren außerordentlich schön und ordentlich gehalten. An 
den Wänden der Sowjethäuser fanden wir stets folgenden An¬ 
schlag: „Das ist Dein Eigentum. Halte es gut in Ordnung.“ 
Dieses Gebot scheint befolgt zu werden. 

Die Sowjetregierung schaffte im Februar d. J. die Todesstrafe 
ab, aber infolge von Explosionen und Brandstiftungen, die sie 
polnischen Verbrechern zuschreibt, wurde im Mai die Todes¬ 
strafe wieder eingeführt. Die Bolschewiki bestreiten gar nicht, 
daß sie Repressivmaßregeln zur Anwendung brachten. Sie er¬ 
klären: Solange die Welt sich gegen sie verschwört und sie zu 
vernichten droht, müssen sie Ausnahmebefugnisse haben, Gegen¬ 
revolutionäre, Monarchisten und Offiziere der Weißen Garde, die 
als Spione und Agenten des feindlichen Auslands wirken, zu 
verhaften. Sie sagen: „Wir sind umringt von Krieg und Ver¬ 
nichtung, wir sind deshalb gezwungen, die Revolution mit allen 
Mitteln zu schützen.“ Die Außerordentliche Kommission steht 
über dem Gesetz, aber ihre Mitglieder versicherten uns, daß sie 
ihre Verhafteten vors Gericht bringen und ihnen binnen 24 Stun¬ 
den nach der Verhaftung die Anklageschrift zustellen. 

Den Mitgliedern der Delegation wurde jede Gelegenheit ge¬ 
geben, die britischen Gefangenen und die Konzentrationslager zu 
besichtigen. De Sowjetvertreter betonten, daß sie ebenso han¬ 
deln wie die britische Regierung, die die Bürger „feindlicher“ 
Staaten während des Krieges internierte. 

Wir wohnten auch einer Versammlung der Moskauer Schrift¬ 
setzer und Buchdrucker bei. Etwa 3000 Personen waren anwesend. 
Zwei Drittel vertraten den Standpunkt der Menschewiki, wäh¬ 
rend das letzte Drittel kommunistisch war. Die Versammlung 
nahm einen durchaus ordentlichen Verlauf. Es wurden Reden 
gehalten für und wider das Sowjetsystem. Manche Leute sagten 
nachher, die Kritiker der Regierung würden verhaftet werden. 
Soweit uns bekannt, ist nichts dergleichen vorgekommen. 

Die polnische Offensive hat unter dem «ussischen Volke viel 
Aufregung verursacht. Man ist dort allgemein der Ansicht, daß 
die Entente (einschließlich der britischen Regierung) die Polen 
unterstütze. Wir erhielten oft Petitionen von russischen Fabrik¬ 
arbeitern, die uns baten, alles zu tun, um der feindlichen Politik 
der Entente gegenüber Rußland ein Ende zu machen. Das russi¬ 
sche Volk sehnt sich nach Frieden mit der ganzen Welt. Die 
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polnische Offensive vfereinigt das Volk zur Unterstützung der 
Sowjetregierung. Die Masse des russischen Volkes ist nicht kom¬ 
munistisch, nur in den Städten gibt es sehr viele Kommunisten. 
Aber auch die Gegner der Sowjets erklären, daß sie nichts gegen 
die Regierung unternehmen würden, solange die polnische Offen¬ 
sive im Gange ist. 

Wir unterhielten uns mit dem Vorstand der Sozialdemokrati¬ 
sch«! Partei, mit verschiedenen Führern der Menschewiki und 
mit Professoren und Intellektuellen, die dem Parteikampfe gegen¬ 
über sich neutral verhalten. Alle sagten: „Gebt uns äußeren 
Frieden und wir werden schon den inneren Frieden herbei¬ 
führen/* Ich glaube nicht, daß Rußland von einer Erneuerung 
des Bürgerkrieges bedroht sei. Meiner Ansicht nach wird Ruß¬ 
land nach wenigen Jahren eine der ersten wirklich großen Natio¬ 
nen der Welt sein. Inzwischen dürfte die Sowjetregierungsform 
einige Modifikationen oder eine Verbreiterung ihrer Grundlagen 
.erfahren. 

Dr. HERMANN OESTREICHER: 

Wirtschaftsprogramm und Sozialdemokratie. 

7. *Die Hauptaufgaben des nächsten Parteitags. 

A UF' der vor den Juniwahlen tagenden Reichskonferenz der 
L Sozialdemokratischen Partei wurde am 5. Mai von verschie¬ 
denen Seiten, so vom Unterstaatssekretär Schulz, die Forde- 
rung der Revision des zweiten Teiles des Erfurter Programms 
erhoben. Damit kommt eine Frage in Fluß, die unbedingt einer 
Lösung entgegengeführt werden muß, soll anders nicht die So¬ 
zialdemokratische Partei Deutschlands im Sumpf der Augenblicks¬ 
taktik stecken bleiben und ernsthaften Schaden erleiden. Nicht 
darf es mehr angehen, wie es leider in der nunmehrjGeschichte 
gewordenen Koalition der Fall war, daß, gestützt auf den ersteh 
Teil des Erfurter Programms, auf die einschlägigen literarisch- 
wissenschaftlichen Arbeiten, auf den politischen nationalökonomisch¬ 
statistischen Kenntnisschatz, der bei dem einen Regierungsmitglied 
größer war als beim anderen, gestützt auf den demokratischen 
Gedanken und das sozialistische Klassengefühl, eine Opportunitäts¬ 
politik getrieben wird, von der sich viele Parteigenossen ernstlich 
fragen müssen, ob sie etwas mit den Grundsätzen des Erfurter 
Programms zu tun hat. Denn mag man, infolge der Intransigenz 
der U. S. P. D., noch so gelinde über die letzte politische Ver¬ 
gangenheit urteilen wollen, so darf man doch das eine nicht 
übersehen, daß manche Mißverständnisse nicht aufgetreten wären, 
viele Differenzen bei Beginn sich hätten ausgleichen lassen, wenn 
die programmatischen Schwierigkeiten durch die Spezialisierung 
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der hauptsächlichsten Programmpunkte, der am dringendsten einer 
Formulierung bedürftigen wirtschaftlichen Fragen rechtzeitig hät¬ 
ten beseitigt werden können. Die Verhältnisse waren freilich 
stärker als die besten Wünsche. Es ging nicht immer so, wie 
man wollte. Die politische Konstellation zwang Rücksichten auf, 
und die Sicherung des politischen Ergebnisses! der Revolution ver¬ 
schlang alle verfügbaren Kräfte. 

Jetzt ist eine neue Zeit angebrochen. Die Abwehr des Kappismus 
hat bewiesen, daß die überwiegende Mehrheit des Volkes von 
Jedem irgendwie gearteten Gewaltsystem abrückt. Jeglichen Mili¬ 
tarismus scheut man, wie man dies eben nur tun kann, nachdem 
das Höllenfeuer des imperialistischen Wahnes! alles, aber auch 
die dürftigste Habe, den letzten Wohlstand im Volte zur Asche 
verbrannt hat. Der papierne Reichtum, die strotzenden Abschlüsse 
einer an Rohstoffen armen Industrie, die sich in ihre eigenen 
hohen Preise zu verstricken droht, die glänzenden Salden auf 
Gewinn- und Verlustkonto der Bank- und Finanzhäuser, die der 
Industrie Kapitalien leihen müssen, ohne Ireale Deckung, es sei 
denn, daß man den innerlich hohlen Wert von Bestandsaufnahmen 
mit den gegenwärtig hohen, aber jeden Tag zusammenbrechbaren 
Weltmarktpreisen der Abschätzung der Industriewerte zugrunde 
legt — diese scheinbar glänzenden Dinge ändern nichts an dem 
Niederbruch der deutschen Wirtschaft, der auch dejji blödesten 
Chauvinisten die Augen öffnen müßte. Der Militarismus ist tot; 
die Demokratie und die Republik lebt, weil sie die einzige Lebens¬ 
form für ein Menschheitsvolk sein kann. Also isit der Kampf 
um die Erringung der politischen Demokratie, in erstaunlich kurzer 
Zeit, mit einem vollen Sieg abgeschlossen worden. Der Dauer¬ 
haftigkeit dieses Sieges werden auch kurzatmige Erschütterungen 
diktatorischer Art keinen Abbruch mehr tun können. 

'Auch der Ausfall der Wahlen vom 6. Juni, und die daraus 
folgende Oppositionsstellung der sozialistischen Parteien werden 
auf die bürgerlichen Parteien kaum den Anreiz ausüben, es auf 
einen Staatsstreich ankommen zu lassen, dem die Demokratie zum 
Opfer fallen müßte. Die neue Zeit verlangt nach wie vor die 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Gesundung. Der einzige Weg 
dazu ist der Sozialismus , der privatwirtschaftliche Abbau und. der 
sozialistische Umbau der kapitalistischen Wirtschaft. Nun lag es 
zum Teil eingeschlossen in den Sinn des ökonomischen Prinzips, 
daß die Sozialdemokratie es vielfach geradezu für eine Verirrung 
hielt, in der Zeit vor dem Kriege wie leider auch noch während 
des Krieges, über den praktischen Aufbausozialismus nachzudenken, 
diese Gedanken zu sammeln, wissenschaftlich zu sichten und schließ!- 
lieh auf diesem Wege zu leitenden Ideen zu gelangen, die uns 
in der Gegenwart einen wittschaftspolitischen Halt und Ziel¬ 
punkt hätten geben können. Statt nun diesen Mangel einzusehen 
und einzugestehen, redete man viel vpn den augenblicklichen 
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Tagesaufgaben, und das Ende war stets das* gleiche, daß nämlich 
das kapitalistische Prinzip und der Wirtschaftsegoismus nie so 
herrlich gedeihen konnte, wie in den letzten einundeinhalb Jahren, 
trotz sozialdemokratischer Minister. Freilich wird niemand be¬ 
streiten, daß das Emährungs- und Arbeitsbeschaffungsproblem 
m erster Linie in Angriff genommen werden mußte. Nur meinen 
wir, dies hätte nicht unterbleiben, sondern nur in einem etwas 
anderen Geiste geschehen sollen, durch unsere Vertrauensmänner, 
wir meinen, mehr erfüllt von dem Gedanken einer sozialistischen 
Aufbaupolitik, die sich dann auch besser hätte in Einklang be¬ 
finden müssen mit dem sozialistischen Wollen des Proletariats. 

Ueber den Einwand der Koalition können wir hinweg gehen, 
er wird nicht bestritten; nur wird es notwendig, einzusehen, 
daß wieder einmal das ursprüngliche Gefühl der sozialdemo¬ 
kratischen Massen von der Unzulänglichkeit der regierungsseitigen 
Führung insofern recht behalten hat, als kurz vor dem Wahl¬ 
kampf und im Wahlkampfe selbst die Sozialdemokratie sich auf 
das Originale der Sozialdemokratie, das ist den Sozialismus 1 , und 
nicht etwa die Wegbereiterin, die Demokratie, besonnen hat. 

Später wird es einmal die Aufgabe eines feinen historischen und 
politischen Geistes sein, zu untersuchen, welche verschlungenen 
Wege die deutsche Sozialdemokratie zurücklegen mußte, um dahin 
zu gelangen, wo sie heute steht 

Die Lage ist nun die, daß ihr die peinlichst sorgfältige Lösung 
des praktischen Sozialismus nicht erspart bleiben kann. Denn 
es wird nicht die Absicht der deutschen Sozialdemokratie sein 
können, in ihren wirtschaftspolitischen Maßnahmen sich pur von 
den kleinen Augenblickssituationen leiten zu lassen, eine Wirt¬ 
schaftspolitik der parlamentarischen Taktik ausschließlich zu machen 
und, so aehr das parlamentarische Zahlenverhältnisi ausschlaggebend 
ist, sich diesem grundsätzlich zu beugen, ohne sich bei gegebenem 
Fall auf die klassenkämpferische Opposition der sozialistischen 
Grundsätzlichkeit zu besinnen — was ja seit dem 6.. Juni der 
Fall ist! 

Die praktische Wirtschaftspolitik erfordert aber die Aufstellung 
eines sozialistischen Wirtschafts Programms, und zwar mit aller 
Dringlichkeit und größter Beschleunigung. Wir müssen die Zeit, 
die sehr kostbare Zeit der Opposition positiv ausnützen ! 

Die S. P. D. wird ihre Regierungsfähigkeit wesentlich steigern, 
wenn sie diese Arbeit auf dem nächsten Parteitag mit allem 
Nachdruck aufnimmt und beschleunigt durchführt; denn hierdurch 
erfährt der Einheitswille des Proletariats und der in Zukunft 
in der Regierung sitzenden Parteigenossen eine offensichtliche 
Bekundung, und gleichzeitig, ist dann für beide Teile das Miß¬ 
verstehen, das Zaudern in grundsätzlichen Fragen ausgeschlossen, 
wie auch die Konzessionsgrenzen an andere Parteigenossen fest¬ 
gelegt sind. Das bedingt, daß bei aller programmatischen Ziel- 
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Sicherheit für den parlamentarischen Tageskampf natürlich der 
nötige Spielraum berücksichtigt werden muß. 

Wohl könnte ich mir denken, daß der Hauptvorstand der 
S. P. D. die Anregung des Genossen Schulz und meine heutigen 
Hinweise zum Ausgangspunkt wählte, um für den nächsten Partei¬ 
tag bereits den praktischen Entwurf eines solchen Wirtschafts¬ 
programms als Ersatz des zweiten Teiles' des Erfurter Programms 
durch eine Vertrauensmännerkommission ausarbeiten und vorlegen 
zu lassen. Der Hauptparteivorstand hätte zunächst für eine solche 
Programmkommission einige hierfür in Frage kommende Partei¬ 
genossen zu ernennen; er selbst wäre ausreichend vertreten und 
könnte in corpore bestimmenden Einfluß ausüben. Nur wäre 
großer Wert darauf zu legen, daß wirklich praktisch und wissen¬ 
schaftlich erfahrene Parteigenossen, ohne Rücksicht auf Partei¬ 
dienstalter, berufen wenden'. Nachdem von der Sozialdemokratischen 
Partei zur Begründung ihrer Stellung zur Frage „Demokratie oder 
Diktatur?“ Karl Kautskys Schrift hierüber der den kommenden 
Genfer Internationalen Sozialistenkongreß vorbereitenden Kommis¬ 
sion eingereicht worden ist, halte ich es für eine selbstverständliche 
Pflicht, Kautsky, den Verfasser und Stilisten des Erfurter Pro¬ 
gramms zur Neuredaktion des zweiten Teiles heranzuziehen, bzw. 
seine Mitarbeit, in irgendwelcher Form, zu .erbitten. Eduard Bern¬ 
stein wäre der theoretische Gegenpol. 

Zunächst müssen wir uns über die Voraussetzungen verständigen, 
von denen wir bei der Aufstellung leiines Wirtschaftsprogrammsi aus¬ 
gehen müssen. Wir haben positive Denkarbeit zu leisten, nicht 
negative; das will heißen, wir dürfen nicht irgendwelchen Lamen¬ 
tationen über das gegenwärtige Wirtschaftselend, den Niedergang, 
die Wuchereien und Volksausplünderungen Raum gewähren und 
unsere Zeit in nutzlosen Anklagen vergeuden. Die Gegenwart 
ist eine Tatsache, der wir, trotz ihrer ungeheuren Tragik, ruhig 
ins Antlitz sehen müssen. 

Die erste Voraussetzung für das Wirtschaftsprogramm ist die 
wirtschaftwissenschaftliche, statistische Durchdringung der Gegen¬ 
wart in der wirtschaftlichen Horizontale wie in der Vertikale. 
Dies verlangt eine Durcharbeitung in Hinsicht der Branchen¬ 
berufslage, der Produktion der Branche nach Quantität und Quali¬ 
tät, des Konsumbedarfs des Volkesi, wie der Verteilungspraxis durch 
Groß- und Kleinhandel: Horizontale. Andererseits aber, vertikal 
gesehen, eine sorgfältige Erfassung der einzelnen Betriebsergeb¬ 
nisse auf Grund der Selbstkostenkalkulationen, die wiederum von 
den Beziehungen zur Rohstoffbeschaffung, zur Preisbewegung auf 
dem heimischen und Weltmarkt und anderen Faktoren abhängen, 
Glücklicherweise hat die Sozialisierungskommission auf diesem Ge¬ 
biete schon wichtige Arbeiten vollendet und bedeutende Ergebnisse 
gezeitigt, die einen ersten verheißungsvollen Anfang bedeuten. 
Die veröffentlichten Resultate beweisen, daß es eine Möglichkeit 
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tatsächlich gibt, sowohl sorgfältig« als auch beschleunigte Ar¬ 
beit zu leisten. 

An die Reichsbehörden müssen wir nun endlich das energische 
Verlangen richten, daß sie ihre zaghafte Zurückhaltung in der 
Herausgabe des doch in reichstem Maße vorhandenen statistischen 
Materials der Denkschriften und sonstigen volkswirtschaftlichen 
Unterlagen über die Verhältnisse während des Krieges und im 
Nachkriegszustand überwinden, das Material der Oeffentlichkeit 
unterbreiten, oder doch der wissenschaftlichen Forschung in irgend¬ 
einer Weise zugänglich machen. Weshalb geschieht das nicht? 
Mangel an Papier und Arbeitskräften kommt wohl kaum in 
Frage. 

Aus der horizontalen und vertikalen Durchdringung der ökono¬ 
mischen Gegenwart ergibt sich mit Notwendigkeit, welche be¬ 
sonderen Hemmungen, welche besonders günstigen Anlagen in 
den einzelnen, organisatorisch m erfassenden Wirtschaftszweigen 
vorliegen, ergeben sich der Reifezustand, der Ruf nach Sozia¬ 
lisierung, aber auch die Unmöglichkeiten, die Unvollendetheiten, 
Unzulänglichkeiten gewisser Zweige, und damit die Frage, ob 
sie zunächst außerhalb des Rahmens des aufzustellenden Wirt¬ 
schaftsprogramms zu bleiben haben. Es kann ferner keine Frage 
sein, die Einzelheiten lückenlos programmatisch zu sichten und 
namentlich aufzuführen. Andererseits ist es aber eine Notwendig¬ 
keit, solche Wirtschaftszweige, wie die Rohstoffindu&trien und 
die großen, das Wirtschaftsleben charakterisierenden Industrien 
der Halb- und Ganzfabrikate, bis zu denen, die, ihrer besonderen 
Lage entsprechend, obwohl sie vielleicht keinen bemerkenswerten 
Größeanspruch haben, dennoch zur sozialistischen Organisation ge¬ 
eignet sind, — solche Wirtschaftszweige nun einzeln programma¬ 
tisch zu charakterisieren und namhaft zu machen. Gerade indem 
die möglichen sozialisierbaren von den unmöglichen Wirtschafts¬ 
zweigen getrennt werden, ergibt sich die für die nachherige or¬ 
ganisatorische Ueberlegung notwendige statistische Uebersicht. Die 
erste Voraussetzung ist also die volkswirtschaftlich-statistische Er¬ 
fassung der Gegenwart, wobei die ökonomische Historik der kür¬ 
zesten Vergangenheit als evolutionäres Element zum Verständnis 
des Heute und der Zukunft nicht vernachlässigt werden darf. 

Freilich genügt diese erste Voraussetzung keineswegs, selbst 
wenn noch so eingehende Studien und komplexive Erwägungen 
vorliegen, die auf ein konstruktives Gesamtbild hindrängen. Denn 
es hieße gerade unseren Meister Marx im entscheidenden Augen¬ 
blick verleugnen, wollten wir uns der menschheitsgeschichtlichen 
Aufgabe, den sozialistischen Positivismus in Deutschland zuerst 
praktisch und grundlegend, auch für andere Völker, zu gestalten, 
mit der leeren Ausrede entziehen, der Sozialismus wachse ledig¬ 
lich aus ökonomischen Kräften, und wir Menschen könnten deshalb 
keine besondere wesentliche Hilfe leisten. Mehr noch, ich will 
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es offen aussprechen: das wäre der Verrat des Sozialismus durch 
die Sozialisten selbst; wir die Scharfrichter und der weiterrasende 
Kapitalismus die Guillotine! Halten wir also Einkehr bei uns, 
besinnen wir uns, was wir eigentlich wollen, was der Sinn des 
Sozialismus ist. Dazu müssen wir, wie die jesuitische Kasuistik 
mit einer letzten Schraubendrehung eisern fordert, gleichsam eine 
Gewissensforschung ansitellen, ob im Wust der Agitation, im 
Schwall der rednerischen Phrase, im Geplänkel gewerkschaftlicher 
Taktik, im Getöse parlamentarischen Kampfes uns, den Führern, 
nicht das von den Massen wohlverstandene Ziel, der Zweck und 
Weg des demokratischen Sozialismus abhanden gekommen isit. 
Manchmal scheint es so. Und die bourgeoise Nähe hat auf manchen 
Streber eine eigentümliche Wirkung gehabt. Hierüber könnte man 
wohl ausführlicher sein, freilich wird damit ja nicht viel mehr 
gewonnen als Verbitterung und Haß; denn Streber lassen sich 
schwer überzeugen. 

So wollen wir als Ziel und Zweck des praktischen Sozialismus 
festhalten die Ueberwindung des ausbeuterischen, Mehrwert er¬ 
zeugenden Kapitalismus als Wirtschaftsform des Individualismus. 

Das organisatorische Mittel ist der mit den Waffen desi Geistes 
geführte rücksichtslose Klassenkampf des Proletariats, der seine 
politische Auswirkung in dem demokratischen System desi Parla¬ 
mentarismus findet, wofür der klassenkämpferische Geist die Mehr¬ 
heit der sozialistischen Mandate zu erringen hat. Klassenkampf 
demnach bis zur Erringung und völligen Sicherung der sozia¬ 
listischen Mehrheit im Volke. Gesetzgebung und Verwaltung sind 
dann ebenso rücksichtslos für die Mehrheit des Volkes einzusetzen, 
wie, einst und heute noch, die Mindfrheit der Besitzenden und 
Machtgegürteten diese Instrumente für sich mißbraucht Jiat und, 
noch mißbraucht. 

Zweck und Ziel des praktischen Sozialismus isit keineswegs die 
Schaffung eines noch so brauchbaren sozial re^formerischen Pro¬ 
grammes auf der Grundlage eines sich reformfreudig gebärdenden 
Kapitalismus. 

Wäre der Revisionismus gleichbedeutend mit einem nach bour¬ 
geoisem Einschlag schmeckenden Sozialreformismus^ gäbe er den 
mit völliger Entschiedenheit und Hingabe zu führenden Klassen¬ 
kampf auf demokratischer Grundlage auf, oder verwässerte er 
ihn bis zur Unbrauchbarkeit, — so träfe ihn mit Recht der 
Fluch des um seine Organisationsarbeit, um seine Zukunft be¬ 
trogenen Proletariats. Aber der Revisionismus tritt gerade für 
die entschiedenste Betonung des Klassenkampfes deshalb ein, weil 
er, die ökonomischen Grundtatsachen erkennend, sich dem freien 
geistigen UeberbliCk über das Kampffeld zwischen individualisti¬ 
schem Egoismus und sozialistischem Universalismus bewahrt hat. 
Denn Revisionismus ist letzten Endest die neben dem ökonomischen 
Prinzip stark betonte Herausarbeitung der sozialistischen Mensch- 


Digitized by 


Go», igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Der Kleinhandel. 


351 


heitsidee als der im ökonomischen Klassenkampf Richtung geben¬ 
den Idee. Nur ein jämmerlich falsch verstandener, in bürgerliche 
Vorstellungen verstrickter Revisionismus) — leider gibt es von 
dieser Sorte Revisionisten ein Schock zuviel! — kann es wagen, 
Reformismus gleich Sozialismus zu setezn. 

Die Entwicklung des ersten halben Jahres 1920 hat dem falsch 
verstandenen Revisionismus den Garaus gemacht, dem von Lassalle 
überkommenen Geistesprinzip innerhalb des marxistischen Sozia¬ 
lismus aber die Bahn weit geöffnet Dieser richtig verstandene, 
durchaus bewußt klassenkämpferische Revisionismus wird durch 
Kampffährung und praktisches Aufbauprogramm die Zukunft des 
Sozialismus entscheidend gestalten. Er isit dann ein ebenso wich¬ 
tiger Faktor zur Einigung des Proletariats, wie der falsch ver¬ 
standene Revisionismus, in verhängnisvoller Weise, als Hindernis 
gelten und Bitterkeit und Enttäuschung auslösen mußte. 

Wenn ich Namen nennen soll, so bin ich der Ueberzeugung, 
daß zwischen Kautsky und Bernstein in Fragen der Kampfführung 
und des Aufbauprogramms eine recht brauchbare Lösung zustande 
kommen wird. 

Das ist nun praktisch anzustreben. 

Das wäre das Aktionsprogramm, das wir dringend brauchen. 

Das Resultat ist der sozialistischen Arbeiterschaft spätestens bei 
den nächsten Reichs tags wählen vorzulegen, mit dem Versprechen, 
daß die Sozialdemokratische Partei, ohne zuviel taktische Seil¬ 
tänzerei, dessen rückhaltlose Durchführung anstrebt. Und dasi 
wäre dann das Instrument zur Erlangung der parlamentarischen 
Mehrheit des in einer Arbeitsgemeinschaft geeinten Proletariats. 


Dr. L. H. SCHMIDTS: 

Der Kleinhandel. 

D ER Kleinhandel begann vor den Wahlen eine lebhafte Tätig¬ 
keit zu entfalten, die sich in einer politischen Stellungnahme 
zu den Wahlen, zu dem Wirtschaftsprogramm der einzelnen 
Parteien äußerte, die in einer entschiedenen Zusammenfassung 
und Ausweitung der bestehenden Kleinhandelsverbände sich 
kundgab, die auf die Handelskammern durch die Klein¬ 
handelsausschüsse einen Druck auszuüben versuchte. Das Wirt¬ 
schaftsprogramm der Einzelhandelsverbände ist ein rein nega¬ 
tives. Es verhält sich gegenüber dem Tumultschadengesetz, Kom¬ 
munalisierungsgesetz, gegenüber den Betriebsräten, den neuen 
Steuern ablehnend und macht die Kriegsverordnung gegen Preis¬ 
treiberei und die durch sie errichteten Preisprüfungsstellen und 
veranlaßte Rechtsprechung, vorzugsweise der des Reichsgerichts, 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




352 


Der Kleinhandel. 


zum Gegenstand dauernder Angriffe. Zum Teil schloß sich der 
Kleinhandel den Mittelstandsbestrebungen auf breiterer Grund¬ 
lage im Zusammengehen mit Handwerkerverbänden und Bauern¬ 
vereinen und den akademischen Berufen an (in der sogenannten 
christlichen Mittelstandsbewegung) oder er ging allein, in der 
Erkenntnis, daß der Kleinhandel ganz besondere Forderungen zu 
stellen habe, die durch ein Zusammengehen nicht verschleiert 
werden dürften. Die politische Rührigkeit des Kleinhandels ist 
erklärlich durch seine wirtschaftliche Erstarkung während des 
Krieges und des vergangenen Jahres, während einer beispiellosen 
Schein hochkonjunktur. 

Denn in einem Punkte blieb die Entwicklung während des Krieges 
und nachher in Uebereinstimmung mit der vor dem Kriege: 
Die Zahl der im Kleinhandel tätigen Existenzen hat in einem 
schnellen Maße zugenommen. Wie Max Biermer und Riek an 
statistischen Zahlen einwandfrei vor dem Kriege nachweisen konn¬ 
ten, daß die Gewerbetreibenden des Kleinhandels in einem schnelle¬ 
ren Maße Zunahmen, als die selbständigen Existenzen in jeder 
anderen Berufsgruppe, so hat diese Tendenz in den letzten sechs 
Jahren noch eine Verstärkung erfahren. Das könnte zunächst 
wunderlich erscheinen, da ja die Zwangswirtschaft und der mit 
jhr verbundene Schleich- und Hamsterhandel, der Fortfall ganzer 
Branchen, wie Milch- und Eierhandel, eine Schmälerung der 
Existenzbasis hätte erwarten lassen. Allein die Umstellung der 
kleinen Gewerbetreibenden erfolgte sehr schnell, das direkte In¬ 
beziehungtreten von Konsumenten zum Produzenten (landwirt¬ 
schaftlicher Produkte) tat dem Kleinhandel keinen Abbruch. Im 
Gegenteil, die abnormen Kriegsverhältnisse mit ihren Auswirkun¬ 
gen, die Kapitalknappheit, verbunden mit Geldteuerung, Inflation, 
Verteuerung der Warenpreise, begünstigten das Hereinströmen 
neuer Existenzen in den Einzelhandel. Für die eingezogenen 
Einzelhändler konnten die Frauen mühelos das Geschäft fortführen. 
Kriegsbeschädigte, Witwen, aus der Bahn geworfene Existenzen 
anderer Berufe fanden hier die einzige sich bietende Unterkunfts¬ 
möglichkeit, weil geringes Kapital und wenig Fachkenntnisse ver¬ 
langt werden. Familienangehörige, besonders Frauen geldlich 
schlecht gestellter Erwerbstätiger in der Privatangestellten- und 
Beamtenschaft machten einen Laden auf, um einen notwendig ge¬ 
wordenen Nebenverdienst zu erzielen. Zudem war das Geschäfts¬ 
risiko sehr gering, weil die Ware von einer Postkarte bis zum 
Kohlkopf, infolge der Knappheit, unbedingten Absatz fand. 

Diese Zusammensetzung des Kleinhandels, der sehr viele 
schwache und schmarotzende Mitglieder aufweist, ist der Gegen¬ 
stand einer heftigen Kritik, deren Berechtigung aber erst dann 
erwiesen ist, wenn die wirtschaftlichen Verhältnisse im Kleinhandel 
klargelegt sind. 
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Zweifellos ist im vergangenen Jahre durch die Bank infolge 
der enormen Verteuerung aller Gegenstände des Kleinhandels ein 
hoher Umsatz, verbunden mit hohem Verdienst, erzielt worden. 
Selbst das kleinste Geschäft dürfte nach meiner Kenntnis! der 
Dinge einen Umsatz von einer Viertelmillion Mark erzielt haben. 
Die alten Warenbestände konnten trotz der Preistreibereiverord¬ 
nung mit großem Gewinn abgestoßen werden. Die Unkosten 
waren verhältnismäßig gering, wenn auch Mieten, Versicherungs¬ 
prämien, Gehälter etwa beschäftigter Angestellter, Generalunkosten 
für Packmaterial usf. gestiegen sind, wenn auch den rationierten 
Waren die Verdienstspannen vorgeschrieben waren. Allein gerade 
in dem hiervon betroffenen Lebensmittelhandel zog die Familie 
in ihrem Unterhalt einen Nutzen aus dem Verkauf der zwangs¬ 
bewirtschafteten Ware, da doch manches Pfund für sie abfiel. 
Die Tarife der Angestellten im Kleinhandel weisen durchweg 
schlechtere Löhne und Gehälter auf, sofern sie überhaupt be¬ 
stehen, als im Großhandel und in der Industrie. Die Zwangs¬ 
bewirtschaftung hat keine einzige Existenz gefährdet, an den 
freien Waren konnte ein etwa entgangener Gewinn wieder aus¬ 
geglichen werden. Die alten Gegner des Kleinhandels, Konsum¬ 
vereine und Warenhäuser waren infolge Zwangswirtschaft und 
Warenknappheit schachmatt gesetzt Alles in allem: Die wirtschaft¬ 
lichen Verhältnisse des Kleinhandels haben sich im Kriege sehr 
gebessert, es ist viel Geld verdient worden und mancher Millionär, 
der Nebengeschäfte zu machen wußte, ging aus den Reihen der 
Krämer hervor. 

Dabei hat sich aber an der schwachen wirtschaftlichen Grund¬ 
lage des Kleinhandels, an der unzulänglichen kaufmännischen 
Vorbildung, an dem mangelnden Standesbewußtsein, an der Un¬ 
zuverlässigkeit, vielfach sehr wenig geändert Die Kreise der 
Kleinhändler sind auch heute noch politisch vielfach sehr gleich¬ 
gültig. Ihre OpferwiIli|gkeit für Standesbestrebungen ist gering, 
ihre wirtschaftspolitischen Ansichten sind kraß manchesterlich. 
Eigene aktive Politik treiben sie und ihre Berufsverbände auf 
örtlicher und fachlicher Grundlage nicht. Es gelang ihnen nicht, 
den einzelnen Parteien zu den Wahlen geeignete Kandidaten zur 
Verfügung zu stellen. Trotz aller Bemühungen sind ihre Verbände 
geldlich schwach fundamentiert. Ihre Politik besteht in dier Ab- - 
wehr jedes neuen Gedankens, in der Vereinung der sogenannten 
Zwangswirtschaft, einer planmäßigen Einstellung auf größt¬ 
möglichste volkswirtschaftliche Erzeugung. 

Grundsätzlich wird der freie Handel verlangt. Aber heute schon, 
da der Preisabbau zu einem Zusammenbruch der Preise sich 
auszuwachsen droht, erkennen einzelne einsichtige Köpfe das Ver¬ 
kehrte der Grundsätzlichkeit dieser Forderung. Für den Klein¬ 
handel äußerte sich die Zwangswirtschaft in einer Zwangsbewirt- 
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schaftung lebensnotwendiger Waren, in der Beschränkung des 
Profits und der Preiskalkulatkm, in der damit verbundenen Be¬ 
schränkung ijm Angebot durch Gesetzgebung und Verwaltung, 
durch Preisprüfungsstellen und Wuchergerichte usf. Dasi Tumult¬ 
schadengesetz steht zwar in keinem Zusammenhang mit der 
Zwangswirtschaft, so wenig wie die Steuergesetzgebung an sich, 
aber als Schöpfung einer durch die Revolution zur Regierung ge¬ 
langten mittelstandsfeindlichen Partei, der sozialistischen, wurden 
sie besonders heftig angefeindet In der Tat ist ja der Laden¬ 
besitzer in erster Linie von der durch Aufruhr herbeigeführten 
Schäden bedroht. Und die Umsatzsteuer, als eine der ertrag¬ 
reichsten, trifft in erster Linie den gesamten Kleinhandel, für 
den die beabsichtigte Abwälzung heute zum Problem wird. Er 
protestiert daher gegen die drohende Entziehung seiner Existenz 
durch eine durchgeführte Kommunalisierung und gegen eine harte 
steuerliche Belastung. Kurz, er beschränkt sich auf die Abweisung 
von Selbstverständlichkeiten und unerbittlichen Notwendigkeiten, 
wie sie sich aus der Lage eines geschlagenen Volkes ergeben. 
Der Kleinhandel kann und will nicht begreifen, daß nach einem 
Wort Karl Jenschs „der größte Feind des Detaillisten der Einzel- 
händler ist“. Mögen auch viele Herabsetzungen des Kleinhandels 
durch das Publikum auf Uebertreibung kn einzelnen Falle be¬ 
ruhen. Das Mißtrauensvotum ist berechtigt von der moralischen 
Seite bis zur wirtschaftlichen; und beide sind miteinander ver¬ 
knüpft. Wieviel Kleinhändler haben keine Ahnung vpn der ihnen 
auferlegten Buchführung, wie viele benutzen ihre Unkenntnisse 
in der Buchführung zu Steuerhinterziehungen. Aber ausschlag¬ 
gebend ist nicht die moralische Unzulänglichkeit des einzelnen, 
die wirtschaftliche Einsichtslosigkeit und Rückständigkeit des (ge¬ 
samten Standes, sondern die eminente volkswirtschaftliche Ver¬ 
geudung der Kräfte. Dieses Gewerbe ist typisch übervölkert. 
Viel zu viel Existenzen weiden künstlich über Wasser gehalten. 
Milliarden werden für nutzlosen Aufwand in Ladenmieten, volks¬ 
wirtschaftlich brach liegendem Betriebskapital verschleudert Das 
Wort Sparsamkeit wirkt wie Hohn. Warum zehn Zigarrenläden 
statt einem in derselben Straße? & arbeiten im Kleinhandel 
zuviel Menschen mit, privatwirtschaftlich betrachtet, zu wenigem 
Kapital und, volkswirtschaftlich betrachtet, zu vielem Kapital, die 
einander das Schwarze unter dem Nagel jiicht gönnen, aber angst, 
lieh auf ihre Selbständigkeit bedacht sind. In dieser Ueberfüllung 
des Kleinhandels an sich und insbesondere mit unzuverlässigen 
Personen liegt die Lebensfrage des Kleinhandels. Bis 1 jetzt ist 
noch kein Plan aufgetaucht, sie zu lösen^ es sei denn, man er¬ 
warte sie von einer restlosen Kommunalisierung oder von einem 
völligen wirtschaftlichen Zusammenbruch des Kleinhandels. Beide 
Fügungen sind unglücklich, die erste, weil sie vorläufig nicht 
durchführbar ist, die zweite, weil bei steigender Konjunktur die 
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gleiche Ueberfüllung wieder eintreten würde. Von halben Mitteln 
wie dem einer Konzessionspflicht, deren Genehmigung von kauf¬ 
männischer Vorbildung, volkswirtschaftlichem Bedürfnis und 
Kapitalnachweis abhängig gemacht wird, ist nichts zu erwarten. 

Für das viel zu, wenig beachtete Kleinhandelsproblem gibt es 
keine eigene Lösung, sondern nur eine Annäherung im Anschluß 
an die gesamte Umgestaltung der volkswirtschaftlichen Erzeugung 
und des Verzehrs, im Zusammenhang mit einer sittlichen Um¬ 
bildung des Volkes. 

Der Kleinhandel ist im Grund- und Alufriß außerordentlich 
verschieden gestaltet. Er steht, soziologisch betrachtet, zwischen 
Kapital und Arbeit, hat vielfach reine Unterinteressen (in den 
großen Einzelhandelsgeschäften der Städte); vielfach sind seine 
Existenzbedingungen denen des Proletariats gleich gelagert. Die 
wirtschaftliche Lage der einzelnen Branchen wiederum ist sehr 
verschieden gestaltet: Der Lebensmittelkramladen hat mit dem 
Juweliergeschäft lediglich die Fensterscheibe und die Umsatz¬ 
steuer gemein. Die heutige Differenzierung der Spezialgeschäfte 
nach der Seite der Bedürfnisbefriedigung des Luxus, der Mode¬ 
sucht kann durch eine planmäßige Produktion verbunden mit 
Einfuhrverboten beseitigt, mindestens aber abgeschwächt werden. 
Die Einschränkung des Aufwandes ist bei unserer Verarmung 
eine Selbstverständlichkeit. Der Aufwand der Armen: Die bunten 
Fähnchen, Nippsachen, Oeldrucke, kosmetischen Mittel, 
Talmischmucksachen sind obendrein Tinnef. Wir brauchen keine 
Postkarten zum Neujahrsgruß, solange die Schulbücher für unsere 
Kinder unerschwinglich sind. Wir brauchen daher keine Post¬ 
kartengeschäfte, keine Postkartenindustrien, sondern verlangen 
Unterstützung und merkantile Bevorzugung für jede lebens¬ 
notwendige Industrie unter Belastung und Einschränkung der 
Luxusindustrie. Die vorhandenen Aufwandsgewerbe sind in 
Zwangsverbänden zusammen zuschließen, die auch als Steuer¬ 
gemeinschaften auftneten, Stillegungen durchführen usf., die die 
Ausfuhr als Selbstverwaltungskörper regeln, die Erzeugung nach 
künstlerischen Gesichtspunkten (etwa im Sinne desi Werkbundes) 
fördern usf. Manches Spezialgeschäft des Kleinhandels würde durch 
eine planmäßige Produktionspolitik überflüssig. Die gesamte Er¬ 
zeugung wäre zu normalisieren, die Dauerhaftigkeit der Ware, der 
Kleidung ials ewige Mode auszurufen, Einfachheit als Pflicht zu 
erklären Und anzuerziehen. Die jetzige oft belobte Mannigfaltig¬ 
keit ist weder volkswirtschaftlich noch zivilisatorisch ein Gewinn. 
Fünf Ausführungen von Scheren, Taschenmessern, Gabeln, Löffeln 
genügen statt 500 Dutzend. Die Reichhaltigkeit der Waren, Indu¬ 
strien, Kleinhandelsbranchen ist nur möglich durch die nicht zu 
unterbietende Mangelhaftigkeit und Häßlichkeit, teilweise ge¬ 
radezu (durch die Idiotie der Gegenstände. Ein Ausgleich der 
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äußerlichen Lebenshaltung würde die soziale Verständigung för¬ 
dern. — Am idealsten baut sich die Nahrungsmittelversorgung auf 
der ganzen oder teilweisen Selbstversorgung auf. Dem Industrie¬ 
proletarier ist Gartenarbeit, Kartoffelzucht, Viehhaltung zu er¬ 
möglichen ; der überflüssige Lebensmittelkleinhandel, das Gemüse- 
geschäft wird dann von selbst verschwinden. — Ehe Rückwirkung 
aller in der Industrie getroffenen Maßnahmen auf den Kleinhandel 
ist im Auge zu behalten. 

Bei aller wirtschaftlichen und kulturellen Fortbildung hat man 
sich bis heute zu sehr an den werteschaffenden, zu wenig' an 
den 'werteverzehrenden Menschen gewandt. Trotz aller Konsum¬ 
vereine ! Hier könnten die Gewerkschaften, die weiblichen Jugend¬ 
vereine aller politischen und konfessionellen Richtungen Arbeit 
leisten. Infolge der Arbeitsteilung ist der moderne Mensch nicht 
allem als Erzeuger, sondern auch als Verbraucher erbärmlich 
verkrüppelt. Immer mehr Arbeit wird außer Hause gedrängt in 
selbständige Berufe. Neben dem Zusammenschluß, in dem Zu¬ 
sammenschluß der Konsumenten, also eine Fortbildung zum spar¬ 
samen Haushälter, Handwerker und künstlerischen Gestalter. Die 
Unselbständigkeit des Konsumenten, der auf jeden Reklametrick, 
Ausrufer und Schwindler hereinfällt, ist schuld an einer Schein- 
und Treibhausindustrie, an einem unnützen, verschwenderischen 
Kleinhandel. Zur Schulung des Geschmacks könnte man unsere 
Museen (nach dem Vorbilde guter Leistungen des Volkwang- 
museums) popularisieren, den Schul-, Fach- und Arbeitsunterricht 
umgestalten. Ist es doch meiner Ansicht nach wichtiger, Hölzer 
zu beurteilen, als die Höhe des Himalaja zu wissen. 

Der Kleinhandel aber selbst muß volkswirtschaftlich und privat¬ 
wirtschaftlich fortgebildet werden. Eine Lehrzeit, der Besuch der 
Fortbildungsschule, die di|e Buchführung pflegt, mit Gesetzes¬ 
und Verwaltungsvorschriften vertraut macht, Branchekenntnisse 
theoretisch und praktisch vermittelt, Schmuckkunst, keinen Bluff, 
lehrt, ist zu verlangen. Mit dem Kleinhandel treten die Kommunen, 
die Konsumvereine und Warenhäuser nach dem Vorbilde Budapests 
in Wettbewerb. — Die heutigen Handelskammern sind zu sehr 
Industriekammern, um als berufene Interessenvertretungen des« 
Einzelhandels gelten zu können; auch im vorbereitenden Reichs¬ 
wirtschaftsrat ist er zu kurz gekommen. Eine anerkannte Spitzen* 
Vertretung kann ihm aber nicht versagt werden. Von allen Seiten, 
im Anschluß an die Lösung anderer wirtschaftlicher und sozialer 
Probleme, wie hier angedeutet, ist der Kleinhandel zu reformieren 
und im wahren Sinne zu sozialisieren. Zu fordern, er müsse 
durch Kommunalisierung samt und sonders über Nacht ver¬ 
schwinden, ist meines Erachtens unsinnig. 
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Dr. HESS: 

Für ein freieres Ehescheidungsgesetz. 

I N einer Zeit, in der viel von Freiheit, Selbstbestimmung und 
Menschenrechten die Rede ist, in der mancher alte Zopf fallen 
mußte und manche begrüßenswerte Reform auf Schul- und 
kirchlichem und anderen Gebieten stattgefunden hat, ist es dringend 
notwendig, daß auch einmal die allerpersönlichsten, ich möchte 
sagen privaten Rechte des Staatsbürgers, mit denen sein Wohl 
und Wehe aufs allerengste verknüpft ist, auf eine freiere, zeit¬ 
gemäßere und vor allem menschenwürdigere Stufe gehoben werden 
— ich meine das Eherecht — und ganz besonders das Eheschei¬ 
dungsrecht. 

Fast allgemein wurde das von sozialistischer Seite eingebrachte 
Gesetz begrüßt, das eine Gleichstellung der unehelichen Kinder 
mit den ehelichen brachte, die bisher Geächteten und mit Makel 
Behafteten in den bürgerlichen Gemeinschaftskreis einließ, ihnen 
nicht nur Pflichten, sondern auch Rechte gab und freie Bahn 
schuf. — Noch viel mehr würde ein Gesetz begrüßt werden, 
das eine freiere, zeitgemäßere und würdigere Fassung der Ehe¬ 
scheidungsparagraphen unseres Bürgerlichen Gesetzbuches brächte. 
— Tausende und Abertausende, die die grausame Härte, Unerbitt¬ 
lichkeit und geradezu groteske Engherzigkeit am eigenen Leibe 
erfahren haben, würden wieder aufatmen und zu einem neuen, 
menschenwürdigerem und froherem Dasein entstehen. Nur der 
Eingeweihte, der die Spießrutenkette der in Betracht kommenden 
Paragraphen durchlaufen hat, vermag deren mittelalterliche Grau¬ 
samkeit m ihrer ganzen Härte zu erfassen. 

Jeder weiß, wie leicht es heute ist, eine Ehe zu schließen, 
jeder weiß aber auch, wie unendlich schwer, ja manchmal ge¬ 
radezu unmöglich, eine solche zu lösen. — Wenn sich der Staat 
und seine gesetzlichen Hüter einmal die Mühe nähmen, mit offe¬ 
nen Augen in diesen Winkel menschlichen Leidens hineinzusehen, 
sie würden staunen, welches Trümmerfeld sich vor ihren Augen 
auftäte, unter dem so unendlich viel Hoffnungen und Daseins¬ 
freude begraben liegen. 

Statt vorwärts, haben wir uns auf diesem .Gebiet rückwärts 
bewegt. Das frühere preußische Landrecht ließ noch als Ehe¬ 
scheidungsgrund die bekannte gegenseitige, unüberwindliche Ab¬ 
neigung zu. Das jetzt nur noch allein geltende Bürgerliche Ge¬ 
setzbuch verlangt, von wenigen anderen Gründen abgesehen, in 
der Hauptsache kategorisch den Ehebruch als Scheidungsgrund. 
Denn die wenigen anderen Gründe kommen fast nur dann in 
Betracht, wenn beide Teile gewillt sind, auseinanderzugehen. Ist 
das aber der eine Teil nicht und kann Ehebruch nicht einwandfrei 
nachgewiesen werden, so ist der andere Teil der Leibeigenschaft 
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des einen unrettbar verfallen, und was das für ein Menschenleben 
2 x 1 bedeuten hat, mag sich jeder unschwer ausmalen. Die Ehe 
mag in diesem Fäll so gründlich zerrüttet und zerstört sein — 
nach anderen, rein menschlichen Gründen wird nicht gefragt. — 
Es wird weise gesagt, man solle vorher wissen, was man tut 
Wieviel Menschen aber, die heiraten, wissen eigentlich, wen sie 
heiraten; gewöhnlich ist doch de'r andere ein unbeschriebenes 
Blatt und erst die Ehe — d. h., wenn es zu spät ist — öffnet die 
Augen, und wie ein gefangenes Tier zerrt der meist Ge- und 
bestenfalls Enttäuschte an seinen unerbittlichen Kerkerstäben. *— 
„Du bleibst“, sagt das Gesetz. — Die Möglichkeiten, die zur 
Unmöglichkeit der Fortführung einer Ehe sich ergeben, sind un¬ 
endlich viele, so wie eben die Menschen nach ihren Charakter¬ 
eigenschaften und Entwicklungsmöglichkeiten unendlich verschie¬ 
den' sind. Zwei Menschen heiraten einander im ersten Rausche 
der Leidenschaft; das mag eine Zeitlang so gehen. Dann erlischt 
die lodernde Flamme, sei es auf nur einer oder auf beiden Seiten, 
oder aber |die beiden Manschten entwickeln sich, nach entgegengesetz¬ 
ten Richtungen und werden eines Tages gewahr, daß sie sich 
absolut fern, ja fremd gegenüberstehen, sich nichts mehr zu 
sagen haben, keine Gemeinschaft mehr zwischen ihnen besteht. 
Die beide umschließende Fessel wird zur Qual, wird nerven-, 
gesundheit- und kraftzerstörend, weil sie keine Möglichkeit sehen, 
auseinandeigehen zu können, denn das „Allheilmittel“, der Ehe¬ 
bruch, liegt nicht leinem jeden, und diejenigen, denen es liegt, 
verhilft es nicht immer zur ersehnten Freiheit, denn es muß 
nicht nur versucht und zehnmal gewußt, sondern auch bewiesen 
werden, und wie schwer das ist, etwas zu beweisen, was jeder zu 
verbergen trachtet, ist ohne weiteres ersichtlich. — Warum in aller 
Welt sollen zwei Menschen, die sich doch aus freiem Willen 
verbunden haben, nun, wenn sie beide eine Gemeinschaft nicht 
mehr fortführen wollen, nicht auseinandergehen können, ohne 
gerade diesen legalen Grund zu haben? 

Statt dessen, welche Intriguen müssen erst angewandt, welche 
Häßlichkeiten ans Tageslicht der Oeffentlichkeit gezerrt werden 
in dem Mühlen, die engenden Ketten abzustreifen. Jeder klar 
Denkende müßte sich nun fragen — zunächst einmal das rein 
Menschliche ganz ausgeschaltet —, denn auch beim allerpersön¬ 
lichsten kommt immer noch das Staatsinteresse zunächst in Frage 
—, was hat vom staatsbürgerlichen Standpunkt aus eine derartig 
zerstörte Ehe noch für einen Zweck, was kann sie dem Staat 
noch nützen? — Die Antwort liegt auf der Hand — nichts —, 
sie schadet ihm sogar. Nachkommenschaft, und dasi könnte ja 
zunächst im Staatsinteresse liegen, Wird ausi einer solchen Ehe 
nicht mehr entstehen. Zwei Menschen liegen hier also — und 
das ist staatsbürgerlich gedacht doch ein Verlust — in ihrer 
Zeugungsmöglichkeit vollkommen brach, während in anderer Ehe- 
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Verbindung beide Teile dem Staate — und ganz bescheiden auch 
sicli — nützlich Sein konnten. — Und auf der anderen — der 
menschlichen Seite? — Zwei unzufriedene, gequälte Menschen¬ 
kinder, die verurteilt sind, die schweren, ich sage nicht selbst-, 
sondern vom Gesetz geschmiedeten Ketten zeitlebens mit sich 
herumzutragen, ausgeschlossen sozusagen aus der Kette der Le¬ 
bendigen. Welche Schaffensfreudigkeit und welches Gemeinschafts- 
interesse, Werte, die doch auch im Gemeininteresse liegen, derart 
aus der Bahn Geschleuderte noch aufbringen können, mag sich 
jeder selbst beantworten. 

Was müßte denn nun die allemotwendigsfce und billigste Forde¬ 
rung sein, die Grund' genug wäre, eine Ehe zu lösen ? — Ganz 
einfach: Das Verlangen eines Teils, von dem anderen frei zu 
sein, so schmerzlich dem anderen dies unter Umständen sein 
mag. Freilich durfte hier nicht jede Laune oder Zwist zwischen den 
Ehegatten eine solche Aufkündigung der Gemeinschaft zur Folge 
haben, sondern die Einreichung der Klage auf Lösung der Ehe 
müßte von einer gesetzlichen Bedenkzeit von zirka einem viertel 
bis einem halben Jahre abhängig gemacht werden. — Hier würde 
etwa eine Bekundung der Trennungsabsicht vor einem Anwalt oder 
Richter genügen. Denn klar gedacht, abgesehen von der Unwürdfgf- 
keit, einen Menschen, der nach reiflicher Ueberlegung und Ueber- 
zeugung durchaus nicht mehr in der Gemeinschaft mit dem anderen 
leben will oder kann, an sich gefesselt halten zu wollen, würden 
ihm doch vojn seiten des nicht wollenden Teiles gewiß keinerlei 
ethische Werte, Stütze oder Daseinsfreude, Dinge, in denen doch 
gerade Sinn und Wert des Gemeinschaftslebens liegen, erwachsen. 

— „Aber materieller Vorteil“ wird man einwenden. Selbstverständ 1 - 
lich müßte in einem derart revidierten Gesetz — falls kein Ehe¬ 
bruch vorliegt, und der Mann der nicht mehr wollende Teil ist 

— die wirtschaftliche Sicherstellung der Frau, wie ebenso der 
etwa vorhandenen Kinder, die bis zu einem gewissen Alter oder 
überhaupt, falls nicht andere Gründe dagegen sprechen, zur Mutter 
gehören, vorgesehen sein. — Die wirtschaftliche Seite genau 211 
regeln, sei Sache des Gesetzgebers. — Ich möchte hier in der 
Hauptsache dem menschlich Würdigen das Wort reden und weiter¬ 
hin zeigen, daß auch gerade die Erleichterung, und nicht die 
Erschwerung der Ehescheidung im Staatsinteresse liegt* das ja 
nun doch einmal bei der Gesetzgebung das vorherrschende Moment 
ist. — 

Es ist psychologisch so leicht verständlich, daß bei erleichterter 
Ehescheidung zunächst einmal viel mehr Ehen geschlossen würden, 
allein schon aus dem Grunde, weil das Schreckgespenst ,,der 
ewigen Bindung“, das gewjiß Tausende abhält, fortfiele. Der 
eingefleischteste Junggeselle wurde es auch einmal wagen und 
er, sowie die Kategorie des alten Fräuleins würden allmählich 
verschwinden. Wieviel brachliegendes wertvolles Menschentum — 
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ich erinnere nur an idie unendlich vielen lebenskräftigen und 
berufstätigen Mädchen und Frauen, und es sind oft gerade die 
tüchtigsten und im Sinne der Auslese wertvollsten — käme durch 
diese erweiterte Heiratsmöglidikeit auch einmal zur Blüteentfai- 
tung, Fortpflanzungsmöglichkeit, sicherte sich auf diese Weise 
seinen Anteil an ein wenig Mensdhejnglück, weit mehr als das 
bisher bei den engen Grenzen der „ewigen Bindung“ der Fall 
giewesen ist. Gebt es ihnen — es isit nicht so schwer — und seid 
gewiß, die Menschen würden zufriedener, glücklicher werden und 
ungeahnte neue Kräfte würden wachgerufen. Des weiteren aber 
ist klar, daß bei erleichterter Scheidungsmöglichkeit in bereits 
geschlossener Ehe beide Teile sich weit rücksichtsvoller gegen¬ 
einander benehmen würden, in dem Bewußtsein, daß der andere 
sagen könnte, ich mag oder kann picht mehr. — Die Ehescheidun¬ 
gen würden also im Hinblick darauf, Und auf die zu erwartende 
Mehrschließung von Ehen prozentual kaum zunehmen. 

Die Ueberängstlichen werden mir entgegenhalten, ja, aber wenn 
wir das tun, dann läuft ja alles auseinander — es lösen sich 
alle Bande —, ich antworte ihnen, die Ehen, die nicht von selbst 
Zusammenhalten, nicht in sich selbst gefestigt sind, die hält auch 
kein staatlicher Kitt zusammen, das sind eben keine Ehen, sondern 
Zwangsgemeinschaften, und nicht wert, daß so viel Geduld, Zeit, 
Geld, Aktenpapier und, was das wertvollste ist, Nervenkraft, 
an sie verschwendet wird. 

Mögen diese Zeilen von Berufenen aufgegriffen werden und 
dazu beitragen, das Rufen der in leiblicher und seelischer Ge¬ 
fangenschaft jahraus, jahrein schmachtenden Mitmenschen zu hören, 
ihnen die Bande zu lösen, den vielen anderen aber gerade durch 
erleichtertes Gesetz die Möglichkeit einer Bindung zu geben, die 
keine Fessel ist. Gebt ihnen allen die Freiheit wahrhaften 
Menschentums, auf daß sie nicht zu sagen haben: „Wohl gabt ihr 
uns Pflichten, wo aber sind unsere Menschenrechte und unsere 
Menschenwürde ?“ 


HANS FEHLINGER: 

Verfassung und Sprachenrecht 
des böhmisch-slowakischen Staates. 


(Schluß.) 


D IE Verfassung sieht auch Volksabstimmungen vor. Wenn 
die Nationalversammlung den Regierungsantrag eines Ge¬ 
setzes abgewiesen hat, kann die Regierung beschließen, 
daß durch Volksabstimmung entschieden werde, ob der 
abgewiesene Regierungsantrag Gesetz werden soll. Der 

Beschluß der Regierung muß einmütig sein. Der Präsi- 


Go^ gle 


Q rifmal fro-rri 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Verfassung und Sprachenrecht des böhmisch-slowakischen Staates. 361 

dent der Republik ha,t das Recht, Gesetze abzulehnen, 
aber wenn beide Kammern bei namentlicher Abstimmung 
auf dem abgelehnten Gesetze mit Stimmenmehrheit aller 
ihrer Mitglieder beharren, ist das Gesetz kundzumachen. Falls 
eine solche übereinstimmende Mehrheit in beiden Kammern nicht 
erreicht wurde, ist das Gesetz kundzumachen, wenn es vom Ab¬ 
geordnetenhaus bei abermaliger namentlicher Abstimmung mit 
Dreifünftelmehrheit aller seiner Mitglieder beschlossen wurde. 

(Während der Zeit, da die Kammern nicht gewählt ojier nicht 
versammelt sind, werden die unaufschiebbaren Maßnahmen von 
einem Ausschuß aus 16 Abgeordneten und acht Senatoren getroffen, 

auch wenn dazu sonst ein Gesetz erforderlich wäre. 

/ 

Die Regierungs- und Vollzugsgewalt regelt das dritte Hauptstück 
der Verfassung. Vor allem ist dort bestimmt, daß der Präsident 
der Republik von der Nationalversammlung gewählt wird. Zur 
Gültigkeit der Wahl ist die Anwesenheit der Mehrheit aller Mit¬ 
glieder des Abgeordnetenhauses und des Senats zur Zeit der Wahl 
und die Dreifünftelmehrheit der Anwesenden erforderlich. Wenn 
die zweifache Wahl zu keinem Ziele geführt hat, wird eine engere 
Wahl zwischen jenen Kandidaten vorgenommen, die die meisten 
Stimmen erhalten haben. Gewählt erscheint, wer die meisten Stim¬ 
men erhalten hat. Sonst entscheidet das Los. Die Amtszeit währt 
sechs Jahre. Niemand kann öfter als zweimal nacheinander das 
Amt des Präsidenten innehaben, nur kommt die erste Amtsperiode 
des ersten Präsidenten nicht in Anrechnung. 

Der Präsident der Republik vertritt den Staat nach außen. Er 
schließt die internationalen Verträge ab. Handelsverträge, ferner 
Verträge, aus denen für den Staat oder die Bürger irgendwelche 
Vermögens- oder persönliche, insbesondere auch militärische Lasten 
erwachsen, sowie Verträge, durch die das Staatsgebiet abgeändert 
wird, bedürfen der Zustimmung der Nationalversammlung. Sofern 
es sich um Aenderungen des Staatsgebiets handelt, wird die Zu¬ 
stimmung der Nationalversammlung in Form eines Verfassungs- 
gesetzes erteilt. Der Präsident empfängt und akkreditiert die 
Gesandten; er erklärt den Kriegszustand, verkündet nach vor¬ 
heriger Zustimmung der Nationalversammlung den Krieg und legt 
ihr den vereinbarten Frieden zur Erklärung der Zustimmung vor 
usw. Ueberdies ist von den Vorschriften, betreffend das Ministe¬ 
rium, jene zu erwähnen, die bestimmt, daß kein Mitglied der 
Regierung Mitglied des Vorstandes oder Aufsichtsrats; oder Ver¬ 
treter von Aktiengesellschaften oder Gesellschaften mit beschränk¬ 
ter Haftung sein darf, sofern diese Gesellschaft sich mit Erwerbs¬ 
tätigkeit befassen. Im Fall das Abgeordnetenhaus einer Regie¬ 
rung das Mißtrauen ausspricht, hat sie zu rückzutreten. Für ab¬ 
sichtliche oder fahrlässige Pflichtverletzung sind die Minister straf¬ 
rechtlich verantwortlich. 
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Das vierte Hauptstück der Verfassung, betreffend die richter¬ 
liche Gewalt, ordnet u. a. an, daß nur im Strafverfahren Aus¬ 
nahmegerichte, und Zwar nur in dem vom Gesetz vorher bestimmten 
Fällen und auf eine beschränkte Zeit, eingeführt werden dürfen. 
Die Gerichtsbarkeit ist in allen Instanzen, von der Verwaltung 
geschieden. Die Richter haben das Recht, bei der Beurteilung 
einer bestimmten Rechtssache die Gültigkeit einer Verordnung 
zu prüfen; bei einem Gesetz können sie nur prüfen, ob es ordent¬ 
lich kundgemacht worden ist. 

Die Bemfsrichter können gegen ihren Willen nur bei Schaffung 
einer neuen Gerichtsorganisation oder auf Grund eines rechts¬ 
gültigen Disziplinarerkenntnisses versetzt, enthoben oder in den 
Ruhestand versetzt werden. Berufsrichter dürfen andere, bezahlte 
dauernde oder zeitweilige Funktionen nicht versehen, sofern durch 
das Gesetz nicht Ausnahmen festgesetzt sind. Dem Präsidenten 
der Republik steht das Recht zu, Amnestie zu gewähren, Strafen 
und Rechtsfolgen der strafgerichtlichen Verurteilung, insbesondere 
auch den Verlust des Wahlrechte für die Nationalversammlung 
und andere Vertretungskörper, nachzusehen oder zu mildern, sowie 
auch anzuordnen, daß das strafgerichtliche Verfahren nicht ein¬ 
geleitet, oder daß darin nicht fortgefahren wird. 

Das fünfte Hauptstück gewährt den Bürgern gewisse Frei¬ 
heiten und Rechte mit den üblichen Vorbehalten ihrer Aufhebung 
oder Einschränkung durch Sondergesetze. 

Das sechste Hauptstück endlich bestimmt, daß alle Bürger der 
böhmisch-slowakischen Republik vor dem Gesetz vollkommen gleich 
sind; sie genießen gleiche bürgerliche und politische Rechte, ohne 
Rücksicht darauf, welcher Rasse, Sprache oder Religion sie sind. 
Der Unterschied in der Religion, im Glauben, im Bekenntnis und 
in der Sprache ist für keinen Staatsbürger der Republik in den 
Grenzen der allgemeinen Gesetze ein Hindernis, insbesondere so¬ 
weit es sich um den Zutritt zum öffentlichen Dienste, zu Aemtem 
und Würden, oder soweit es sich um die Ausübung irgendeines 
Gewerbes oder Berufs handelt. 

Die Grundsätze des Sprachenrechte in der böhmisch-slowakischen 
Republik bestimmt ein besonderes, einen Bestandteil der Ver¬ 
fassungsurkunde bildendes Gesetz. Dieses enthält in der Haupt¬ 
sache folgende Bestimmungen. Auf Grund eines Vertrags zwischen 
der böhmisch-slowakischen Regierung und den verbündeten Groß¬ 
mächten, der am 19. September 1919 zu Si Germain abgeschlossen 
wurde, wird — nicht in Uebereinstimmung mit § 128 der Ver¬ 
fassung selbst — die tschechoslowakische Sprache allein als die 
Staate- und Amtssprache erklärt. Die Staatsbeamten sind ver¬ 
pflichtet, tschechoslowakisch zu können; nähere Bestimmungen 
hierüber werden auf dem Verordnungsweg (also nicht durch Ge¬ 
setz !) erlassen. 
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Oie Behörden in Gerichtsbezirken, wo mindestens 20 Prozent 
der Staatsbürger einer und derselben Sprachminderheit ange¬ 
hören, haben Eingaben in der betreffenden Sprache anzunehmen 
und sie nicht nur in tschechischer, sondern auch in der Sprache 
der Eingabe zu beantworten. Unter den gleichen Bedingungen ist 
der öffentliche Ankläger verpflichtet, die Anklage gegen den Be¬ 
schuldigten einer anderen Sprache auch in dieser Sprache, gege¬ 
benenfalls nur in dieser Sprache zu erheben. In den gemischten 
Bezirken ist ferner bei Kundmachungen der Behörden die Minder¬ 
heitssprache anzuwenden. 

Alle Behörden (also auch die in Bezirken mit ganz unbedeu¬ 
tenden tschechischen Minderheiten) sind verpflichtet, mündliche 
und schriftliche in tschecho - slowakischer Sprache vorgebrachte 
Eingaben entgegenzunehmen und sie zu erledigen, auch kann bei 
ihren Sitzungen stets tschechisch gesprochen werden. 

Der Unterricht in allen für die Angehörigen der nationalen 
Minderheiten errichteten Schulen erfolgt in ihrer Sprache, ebenso 
werden die für sie errichteten kulturellen Institutionen in dieser 
Sprache verwaltet (Artikel 9 des Vertrags von St. Germain). 

Hinsichtlich Karpathenrußlands heißt es im Sprachengesetz, daß 
es dem Landtag dieses Gebiets Vorbehalten ist, die Sprachenfrage 
in einer mit der Einheitlichkeit des Staats zu vereinbarenden Weise 
zu regeln. 

Die deutschen Abgeordneten und Senatoren aller Parteien haben 
sich verpflichtet, eine Aenderung des Sprachengesetzes herbei¬ 
zuführen, welche tatsächlich alle Staatsbürger im Gebrauch ihrer 
Muttersprache gleich berechtigt macht. Hoffen wir, daß sie Er¬ 
folg haben! 


LABOR: 

Wirtschaftliche Uebereignung und 
Sozialisierung. 

D ER Inseratenteil der amerikanischen, besonders der deutsch-ameri¬ 
kanischen Presse dokumentiert mehr als alles andere, wie der 
deutsche Kapitalismus — ja die deutsche Wirtschaft Oberhaupt — 
immer tiefer in die Finanzknechtschaft Amerikas gerät. Zweifellos stehen 
hinter diesen Ueberfremdungserscheinungen objektive Kräfte, vor allem 
die Kapitalknappheit der deutschen Volkswirtschaft, die die einzelnen 
Privatwirtschaften mit unentrinnbarem Zwang an ausländische Kapital¬ 
märkte treibt. Vor allem sind dies die Kommunen. Ihre wachsende 
Defizitwirtschaft zwingt sie, zur Bestreitung laufender Bedürfnisse in 
steigendem Maße Anleihemittel heranzuziehen. Diese kommunalen Finanz¬ 
bedürfnisse treffen sich auf einer Linie mit dem Bedürfnis der ganzen 
Volkswirtschaft, die Löcher einer passiven Zahlungsbilanz mit lang¬ 
fristigen Schuldverschreibungen zu stopfen, um auf diese Weise Guthaben 
zur Finanzierung unserer Einfuhr zu schaffen. Und das Ergebnis beider 
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wirkenden Kräfte ist dies, daß Amerika heute bcfeits Gläubiger fast 
aller deutschen Großstädte ist, deren Anleihen die beliebtesten Anlage¬ 
papiere des amerikanischen Kapitalmarktes zu werden scheinen. Einer 
Schätzung der „New Yorker Times“ zufolge ist der Verkaufswert der 
in Amerika untergebrachten deutschen Papiere, deren Hauptkontingent 
eben die Städte-Obligationen stellen, etwa rund 100 Millionen Dollar, 
nach dem Stand der heutigen Valuta also etwa vier Milliarden Papier¬ 
mark! Zu den Städteanleihen haben sich nun neuerdings auch Industrie¬ 
papiere gesellt. In der „New Yorker Staatszeitung“ preisen Bankgeschäfte 
Obligationen der Badischen Anilin-, der Allgemeinen Elektr. Gesellschaft, 
der Höchster Farbwerke, der Henschel-Maschinen- und der Kruppwerke 
an, also der größten deutschen industriellen Konzerne, die einigermaßen 
sozialisierungsreif erscheinen. Man muß die Leiter dieser Unternehmungen 
in Verdacht haben, daß sie den Weg nach Amerika sehr gerne biesch reiten, 
daß sie sich anscheinend freiwillig und vielleicht nicht durchaus immer 
aus zwingenden Gründen in ein Gläubiger- und Schutzverhältnis zur 
amerikanischen Finanz begeben, um duf diese Weise Rückhalt und festen 
Boden gegen das Sozialisierungsbegehren der deutschen Arbeiterschaft 
zu finden. Also ein Techtelmechtel zu Lasten der deutschen Volkswirt¬ 
schaft, gegen proletarische und nationale Interessen — zur Erhaltung 
und Sicherung des heiligen kapitalistischen Profits. Eine Belastung unserer 
Zahlungsbilanz mit Zinsverpflichtungen als internationale Versicherungs¬ 
prämie gegen Sozialisierungen im nationalen Rahmen der Volkswirtschaft, 
und gegebenenfalls der Ententemilitarismus als Exekutor solcher Ver¬ 
bindlichkeiten. Hat sich der Imperialismus als eine verfehlte Rechnung 
'erwiesen, so versucht man’s nunmehr mit einem völkerbündlich-pazi- 
fistischen Klientelverhältnis, und der Kapitalismus wird wiederum ver¬ 
ankert, ohne daß die Oeffentlichkeit, wenn sie nicht gerade amerikanische 
Zeitungen (die jetzt so teuer sind!) liest, viel davon merkt. Wir 
empfehlen vor allem allen Betriebsräten das Studium dieser so wichtigen 
Erscheinungen. 


Bücherschau. 

Karl Kindermann: Die soziale Schöpfung im Aufbau Deutschlands und 
des "Völkerlebens. Verlag Georg D. W. Calwey, München. 360 Seiten 
Großoktav. Preis 16,80 Mark und Sortimentszuschlag. 

Ein sozial fühlender und denkender deutscher Demokrat spricht aus 
diesem schönen Buche. Und könnten idealer Schwung, poetische Sprache, 
großherzige Vaterlandsliebe, geschichtliches Wissen und frommer Sinn 
unser in Lebensgefahr schwebendes Volk retten und wieder aufrichten, 
dies Buch vermöchte dieses Wunder zu tun. „Wir wollen“ — sagt der 
Verfasser — ein selbstsicheres deutsches Volk mit wohlabgewogener 
Vereinigung von höchster Tatkraft und Opferwilligkeit, ein Schöpfer¬ 
und Bildnervolk. Wir wollen die demokratische Republik. Wir wollen 
die soziale Republik. Wir wollen das gleichberechtigte Zusammenwirken 
von Mann und Frau. Wir wollen die feste Einheit und feine Gliederung 
des deutschen Volkes im Deutschen Reich. Wir wollen die Völkerver¬ 
ständigung und den Völkerbund . . . Deutsches Volk! Wie die ganze 
Menschheit, so bist du ein tragischer Held. Gewaltiges Wollen — bald 
brutales, bald überzeugtes — gegen übermächtige Gesamtumstände, gegen 
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Gott läßt die Menschheit stets wieder absinken, hat auch dich zu Falb 
gebracht. Bejahe deinen Zusammenbruch und schreite zu neuem Leben 
. . . Schreite den Völkern unter den Werdenden voran, flechte um 
dein Haupt den Kranz der ewigen Jugend!“ Diesen Gedanken und 
"Wünschen haben wir letzthin — aus Anlaß der Wahlen — in unseren^ 
Spalten Ausdruck gegeben. Nur zweifeln wir sehr, ob geistiger Einfluß 
stark genug ist, diese Gedanken und Wünsche zu verwirklichen. Wir 
fürchten, daß erst schwere innere Kämpfe nötig sein werden, um zu 
jenem Ziele zu gelangen, das dem warmherzigen und sprachgewandten 

Verfasser vorschwebt. M. Beer. 

* 

Dr. Ernst Neumann: Die Neugestaltung des Aerztestands, des Kranken¬ 
hauswesens und der öffentlichen Gesundheitspflege. Verlag Richard 
Schoelz. Berlin 1920. Preis 5,50 Mark. 

Die fleißige und gründliche Arbeit eines Autors, der sich lange 
ernsthaft mit medizinisch-organisatorischen Fragen befaßt hat. Aber meines 
Erachtens doch ein Fehlschlag. Werden die Vorschläge Neumanns Wirk¬ 
lichkeit, dann verwandelt sich die hohe und freie Kunst des Arztens 
in einen bureaukratischen Apparat. Neumann verwechselt Sozialisierung 
mit Verbeamtung. Freie Arztwahl entschwindet im Orkus. Hingegen 
hat jedermann Anspruch auf Behandlung durch den zuständigen Bezirks¬ 
arzt, in komplizierten Fällen durch den zuständigen Krankenhausspezia¬ 
listen. Das deutsche Vaterland, ehemals in Bezirkskommandos eingeteilt, 
gliedert sich fortan in Medizinalrayons. Die Folge wird eine medizinische 
Hierarchie sein, gegen die die gegenwärtigen Zustände, die schon reich¬ 
lich genug Möglichkeiten zur Unterdrückung der für die offizielle Rich¬ 
tung unbequemen Lehr- und Forschungsmeinungen bieten, noch freiheit¬ 
lich wirken. Dabei handelt es sich um eine Kunst, deren imponderabile 
Stärke in der allen Zwangsvorschriften abholden Fähigkeit initiativen 
Handelns liegt. Aber wen kümmert heute noch die Meinung eines 
Hippokrates, eines Paracelsus oder eines Mannes, wie des alten Heim! 
Uebrigens ist Neumanns Vorschlag der Verbeamtung des Medizinal¬ 
wesens nicht neu. So etwas gab es schon einmal im alten Hessen. Auch 
da 4 waren die Aerzte erst Feuer und Flamme für die medizinisch? 
Zwangswirtschaft, um hinterher, nach ihrer Aufhebung, erlösten Herzens 
drei Kreuze zu schlagen. Man lese nur die wunderhübsche kleine Schrift 
von Dr. Heinrich Rohlfs, dem Bruder des berühmten Afrikaforschers, über 
die „Emanzipation der Medizin“ (Bremen 1867). Kurt Biging. 

* 

Josef Meurer: Die Arbeit als 'Zentralproblem, der Aufbauwirtschaft. 
Grundlinien einer Aufbauorganisation. Verlag Aufbauzentrale, Berlin 
W 30, Noliendorfplatz 7. Preis 7,— Mark. 

Diese programmatische Schrift soll dazu beitragen, „Aufklärungswerte“ 
in „Aufbauwerte“ umzuprägen durch eine großzügige Organisation der 
Arbeit. Die „Kammer der Arbeit“ ist als Endziel gedacht. Von hier aus 
werden „sachdiktatorische“ Weisungen erteilt. Um „Exekutive von oben“ 
und „Initiative von unten“ her in Einklang zu bringen, dazu ist vor allem' 
erforderlich eine glückliche Lösung des Arbeitsproblems. Diese Lösung — 
vorläufig leider nur auf dem Papier — zu geben, wird versucht in nach¬ 
stehenden Kapiteln: Organisationslinien für die Arbeitsvermittlung; Die 
Beauftragten für Arbeitsermittlung — Produktionsämter; Produktive Er- 
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werbslosenfürsorge; Zur Organisierung der Siedlung; Organisationsana- 
lyse typischer Führer und Unterführer der Aufbauwirtschaft; Die Be¬ 
deutung der Bauernräte für die Aufbauwirtschaft; Die Aufgaben der 
ländlichen Volkshochschule; Das Grenz- und Auslanddeutschtum und der 
Aufbau; Die Aufbaqzentrale. — Die Aufbauzentrale, die das Meurersdte 
Programm zu verwirklichen strebt, geht folgendermaßen vor: „In ein¬ 
schlägigen Bestrebungen, Sitzungen, Versammlungen und Schriften geprüft, 
geklärt, in ihrer Auswertung und Ausführung vorausberechnet und zum 
festen Ergebnis geführt, werden die Aufbaupläne vorerst dem Reiche 
Wirtschaftsministerium, als der zentral gelegenen Exekutivstelle der Reichs¬ 
regierung für die gesamte Wirtschaft, unterbreitet, und späterhin dem 
kommenden, von der Mehrheit des Volkes geforderten und getragenen, von 
allen Partei- und Kompetenzschwierigkeiten befreiten fachmännischen Be¬ 
rufsparlament (Kammer der Arbeit) vorgelegt und in engster Arbeits¬ 
gemeinschaft mit ihm erledigt.“ Als praktische Zusammenfassung jedes 
Kultur- und Arbeitskomplexes wird die „Arbeitsgemeinschaft“ angesehen, 
die als „ausgleichstrebige Interessenschwebe“ zwischen Gebern und 
Nehmern, Führern und Geführten, Erzeugern und Abnehmern Geltung hat 
Eine derartig ökonomisch gerichtete Wirtschaft bedeutet „Höchstpro¬ 
duktion auf Auswertung und intensivstes Sparsystem“. Alle Parteien sollen 
demnach zu Wirtschafts- und Kultureinheiten werden, die am Aufbau mit- 

wirken. Dr. f(. Nägler. 

* 

Siyawusch. Eine altpersische Sage aus dem Königsbuch des Firdusi. Aus 
dem Original übertragen von G. Leszczynski. Schahin Verlag. Preis 
10,— Mark. 

Firdusis Meisterwerk mit seiner ganzen Zartheit, Kraft und Tragik 
wird uns hier von einem gründlichen Kenner des Persischen in deutscher 
Uebertragung dargebracht. Die Ausstattung zeugt von edlem Geschmack. 


Eingelaufene Schriften. 

Otto Sdiöny: Bolschewismus kontra Bolschewismus. Ein Führer des 
Bolschewismus über die Lage in Rußland. Zentralverlag G. m. b.-H. 
Berlin 1920. 

Karl Erdmann: Gewerkschaften, Rätesystem und Demokratie. Verlag der 
Kulturliga. Berlin W 35, Lützowstraße 107. Preis 1,50 Mark und 
Teurungszus,chlag. 

Karl Aufrecht: Der Christ und die politischen Parteien. Zentralstelle zur 
Verbreitung guter deutscher Literatur. Winnenden (WürtL) 1920. 

Dr. Hans Wehberg: Der Völkerbundvorschlag der deutschen Regierung. 
Vferlag H. R. Engelmann. Berlin. 

Professor Dr. Karl Binding und Professor Dr. A. Hoche: Freigabe 
der Vernichtung lebenswerten Lebens. Verlag Felix Meiner. Leipzig 
1920. Preis 3,— Mark. 

Die Meister. (Treffliche Auszüge aus den deutschen Klassikern über 
den deutschen Gedanken.) Deutschmeisterverlag, Barmen, Klever 
Straße 18. Heft 1,50 Mark. 

Reclam-Ausgaben: Reichsabgabenordnung, Reichenotopfer, Umsatzsteuer¬ 
gesetz. (6093—6097.) 
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Verlag von J. H. W. Dietz Nach!. 6. m. b. H. in Stuttgart 


Wir empfehlen nachstehend verzeichnete Werke von 


Karl Kautsky 


Der Ursprung des Christentums. Eine historische Unter¬ 
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DE GLOCKE 

14. Heft 3. Juli 1920 6. Jahrg. 

Nadidrudt sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


M. BEER: 

Die Boykottierung der Madjaren durch die 
Gewerkschaftsinternationale. 

/. Die ungarische Revolution. 

D ER Weltkrieg, an dessen Ausbruch der aufgeblähte mad- 
jarische Nationalismus sein gerüttelt Maß von Schuld tragt, 
war für das Habsburger Reich schon im Juli 1918 ver¬ 
loren. Die letzte Offensive an der Piave, unternommen zum Zwecke 
der Entlastung des Drucks auf die deutschen Heeressäulen im 
Westen, erwies sich als die Agonie der sterbenden Donaumonarchie. 
Die Auflösung machte sodann rasche Fortschritte und der deutsche 
Rückzug im Westen nahm ihr den letzten Rest des Zusammenhalts. 
Die zentrifugalen Kräfte gewannen die Oberhand; die slawischen 
Länder und Provinzen fielen ab: die Polen, Tschechen, Rumänen, 
Seihen, Kroaten und Tschechoslowaken scharten srich um ihre 
ebenen nationalen Fahnen. Die Deutschen und die Madjaren, 
die beiden Oberherren der slawischen Stämme, wurden zu macht¬ 
losen Minderheiten. Im Oktober 1918 gehörte das Habsburger 
Reich bereits der Veigangenheit an. Während aber in Deutsch¬ 
österreich die Arbeitermassen, politisch geschult und stolz auf 
ihre parlamentarischen und gewerkschaftlichen Errungenschaften, 
das Steuer der Regierung ergriffen und es festhielten, trat in 
Madjarien eine Rat- und Hilflosigkeit ein, die auch die nackte 
Existenz des madjarischen Völkesi aufs ernsteste bedrohte. Nur 
einige Friedensfreunde, wie Graf Karolyi, und die an Zahl ge¬ 
ringe Sozialdemokratie hielten stand, bildeten im November 1918 
eine republikanische Regierung, die sich schließlich durchgesetzt 
haben würde, wenn die Westmächte auch nur einen Funken staats- 
männischen Geistes besessen und die Rach- und Habsucht der 
Serben und Rumänen gezügelt hätten. Zum Unglück oder zum 
Glück der Revolution — die Zukunft erst wird darüber entscheiden 
— ließen sich die Westmächte von denselben Beweggründen wie 
die Serben und Rumänen leiten. Tont prendre, rien rendre, 
toujours pritendre. Die pazifistisch-sozialdemokratische Regierung 
Madjariens geriet bald in kaum beherrschbare Schwierigkeiten. 
Die kornreichsten Teile des Landes wurden von den Rumänen, 
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Tschechen und Jugoslawen besetzt und abgesperrt, obwohl sie 
auf Grund des am 18. November 1918 in Belgrad abgeschlossenen 
Waffenstillstands nur einen sichmalen Grenzstreifen besetzen durf¬ 
ten. Die Entente, diese organisierte Heuchelei, ließ alles ge¬ 
währen. Die madjarischen Massen, denen ihre Junker jedes poli¬ 
tische, gewerkschaftliche und soziale Recht vorenthalten und des¬ 
halb von Staatsgeschäften und sozialen Entwicklungen wenig ver¬ 
standen hatten, blickten mit Mißtrauen auf die parlamentarische 
Arbeit der neuen demokratischen Regierung, um so mehr, als 
die Lebensnöte bis zur Unerträglichkeit wuchsen. Abgeschnitten 
von den Quellen des unmittelbaren Lebens und bedrängt von 
äußeren Feinden und inneren Wucherern litt das madjarische 
Volk körperlich und seelisch, und fiel bald der Verzweiflung an¬ 
heim. Arbeitslosigkeit und Hungersnot der zivilen Arbeiter, Obdach¬ 
losigkeit und Erwerbslosigkeit der von den Süd- und Südwesit- 
fronten heimströmenden Krieger, die immer weiter um sich greifende 
Besetzung ungarländischen Gebiets durch die Rumänen und Jugo¬ 
slawen gaben der demokratischen Regierung unlösbare Sphinx¬ 
rätsel auf. 

Inzwischen war Bela Kun aus Rußland nach Budapest cu rüde- 
gekehrt und brachte den Massen die bolschewistische Botschaft. 
Kun, der meines Wissens vor dem Kriege gar keine Rolle in 
der sozialistischen Bewegung gespielt hatte, war während des 
Krieges Soldat und geriet in russische Gefangenschaft. Nach 
dem Sieg der Bolschewisten über die Kerenskiregierung (Oktober- 
November 1917) wurde Kun in Freiheit gesetzt, schloß sich den 
Bolschewisten an und schrieb für die „Prawda“, dasi Organ der 
Bolschewisten. Er wurde in deren Prinzipien und Taktik ein¬ 
geweiht und beim Ausbruch der Revolution in Mitteleuropa nach 
seiner Heimat geschickt, um die Weltrevolution zu fördern. Die 
russischen Bolschewiki betrachten sich nur als die Vorhut der 
Weltrevolution. Sie wissen sehr gut, daß ohne den revolutionären 
Klassenkampf des mittel- und westeuropäischen Proletariats ihr 
Sieg in Frage gestellt ist oder nur ein sehr beschränkter sein 
kann. 

Durch die früher geschilderten Zustände in Madjarien — poli¬ 
tische und wirtschaftliche Rückständigkeit der Volksmassen als 
Folge der Junkerherrschaft, Hungersnot als Folge der Besetzung 
der reichsten Gebiete durch die Rumänen und die Jugoslawen, 
nationale Not und Demütigung als Folge der blindwütigen Hal¬ 
tung der Westmächte — geriet die demokratische Regierung 
in Mißkredit bei den Massen und in Mutlosigkeit und Verzweiflung 
bei sich selbst und näherte sich dem Agitationszentrum Bela 
Kuns. Bei Karolyi, einem humangesinnten und feingebildeten Edel¬ 
manne, spielte noch ein seelischer Zusammenbruch mit. ln den 
letzten Kriegsjahren hatte er sein Vertrauen in die demokratische 
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f 

Phraseologie der Westmächte und Wilsons 1 — dieser weißen Hei¬ 
lande — gesetzt. Karolyi gleicht dem Montezuma Gerhardt Haupt- 
manns. Als sich die Tragödie ihrem Ende näherte und Karolyi 
die schreckliche Wahrheit vor sich sah, brach er zusammen: 
Besser Bela Kun als Woodrow Wilson! 

2. Die madjarisehe Räterepublik. 

Am 21. Märe 1919 wurde Madjarien Räterepublik. Die Pazi¬ 
fisten und die Sozialdemokraten traten ab. Bela Kun, Tibor 
Szamuelly, Josef Pogany, eine ganze Anzahl marxistischer Schrift¬ 
steller und freiheitlicher Intellektueller stellte sich ihnen ziur Ver¬ 
fügung. Darunter befanden sich verhältnismäßig viele Juden. Die 
2500 Jahre sozialethischer und intellektueller Kultur, sowie der 
ständige soziale Druck macht die große Mehrheit des jüdischen 
. Volkes dem Sozialismus leicht zugänglich. Unter den zwölf 
Aposteln Jesu Christi wurde nur einer zum Verräter, und auch 
dieser höchstwahrscheinlich nur ausi jüdisch-nationalistischen Be¬ 
weggründen. Mögen die Antisemiten den Juden daraus einen Strick 
drehen. In seinem Gange durch die Weltgeschichte hat das 
Judentum schon ganz andere Widersacher überwunden, als die 
Wotananbeter im 20. Jahrhundert nach Christus. 

Die madjarisehe Räterepublik währte etwas über vier Monate. 
Sie stellte sich herkulische Aufgaben und nahm siie in Angriff, aber 
scheiterte * teils an der erdrückenden Uebermacht der äußenen 
Feinde, teils an dem Hauptirrtum der meisten kommunistischen 
Experimente: in einer Zeitspanne von Wochen und Monaten das 
leisten zu wollen, was erst nach einer Generation intensivster 
sittlicher Kultur und planmäßiger wirtschaftlicher und wissen¬ 
schaftlicher Arbeit zur Reife gelangen kann. Organisierte Gewalt 
kann im besten Falle nur Hindernisse beseitigen, die dem Durch¬ 
bruch des neuen Gebildes im Wege stehen. Sie kann auch be¬ 
reits sporadisch Vorhandenes zusammenfassen und konservieren, 
nie und nimmer aber neue Gebilde und freiere und bessere Cha¬ 
raktere schaffen. Und diese braucht der Sozialismus!, wenn er 
gedeihen soll. Eine nicht minder wichtige Vorbedingung ist 
die feste Organisation und die entschlossene Bereitwilligkeit der 
proletarischen Internationale, den sozialistischen Pionierländem Bei¬ 
stand zu leisten gegen die kapitalistisch-imperialistischen Ver¬ 
schwörungen und Machinationen. Fern sei es von mir, die kühnen 
sozialistischen Pioniere von Moskau, Budapest oder München durch 
superklugen Zynismus und selbstgefällig-überlegene Kritik ver¬ 
urteilen zu wollen. Die Menschheitsgeschichte ist eine Ehrfurcht 
gebietende Tragödie, deren Helden uns voranleuchten in dem 
ununterdrückbaren Sehnen und Streben nach einem Reich der 
sozialer Gerechtigkeit und des brüderlichen Zusammenwirkensi 
Ihre Fehler verbrennen zur Schlacke im Feuer ihres großen 
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Wollens. Aber auch die kalte, berechnende Vernunft ist nicht 
zu verachten, und int Lichte des Evolutionsprinzips erklärt sie 
uns, daß im Wachstum neuer Gebilde die Zeit und der biologische 
Prozeß Faktoren sind, die man nicht ungestraft außer Rechnung 
setzen kann. Bela Kun und seine Mitarbeiter versuchten, Wirt¬ 
schaft, Staatsfinanzen, Familienleben, äußere Politik in wenigen 
Wochen aus ihrem halbfeudalen und finanzkapitalistischen Boden 
herauszureißen und sie im kommunistischen Sinne umzuformen. 
Wären sie nicht in ihrer Arbeit durch äußere militärische Inter¬ 
ventionen gestört worden, so würden sie vielleicht nach und” 
nach ein langsameres Tempo eingeschlagen und den Versuch auf¬ 
gegeben haben, in sechs Tagen aus dem Chaosi eine Weltordnung 
zu schaffen. Sie wirkten jedoch unter dem Damoklesschwert der 
Entente, die im Juli 1919 den rumänischen Bojaren den Auftrag 
erteilte, der madjarischen Räterepublik ein blutiges Ende zu be¬ 
reiten. Die Rumänen setzten sich in Bewegung, durchbrachen 
schließlich an der Theiß die Front der Madjaren und marschierten 
gegen Budapest. Um einem Verzweiflungskampf vor den Toren 
der Hauptstadt zu entgehen (und das Budapester Proletariat vor 
der Rachsucht der rumänischen Bojaren und der madjarischen 
Junker zu schützen, traten die Führer der Räterepublik mit der 
Entente in Verbindung und boten ihr an, die Diktatur kampflos 
fallen zu lassen und eine der Entente genehme Regierung ein¬ 
zusetzen. Die Entente willigte ein. Von seiten der Räterepublik 
führte Böhm die endgültigen Verhandlungen mit dem englischen 
Vertreter m Wien. Eine der Bedingungen war: Amnestie für 
die Beauftragten der Räterepublik. Die Entente stimmte zu. Die 
madjarische Rätediktatur war im 'August 1919 zu Endel Die 
Rumänen rückten in Budapest ein, plünderten und tyrannisierten 
das Volk, legten ihm — nach dem Muster Fochs — die härtesten 
Bedingungen auf und machten es reif für die Herrschaft Erzherzog 
Josefs, dann des Ministeriums Friedrich und schließlich des Admi¬ 
rals Horty. Der weiße Terror begann; ein schrecklicher Rache¬ 
feldzug der Militaristen gegen alle freiheitlichen Elemente, ins¬ 
besondere gegen die Juden, nahm seinen Anfang und macht noch 
jetzt krankhafte Anstrengungen, sein Werk zu vollenden. Die 
einzigen, die an diesem Werke großen Gefallen finden, sind die 
Hortyleute in Ungarn und die Deutschnationalen in Preußen und 
Bayern. 

3. Die Aktion der Gewcrkschaftsinternationale. 

Der Internationale Gewerkschaftsbund ist vornehmlich eine 
Schöpfung Karl Legiens. Sie entstand im Jahre 1902 und vereinigte 
in sich nach und nach die große Mehrheit der europäischen und 
nordamerikanischen Gewerkschaften. Die Organisationen der ein¬ 
zelnen Länder wurden in nationale Gewerkschaftsverbände oder 
Zentralen zusammengefaßt, die ihre Spitze im Internationalen Ge- 
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werkschaftsbund fanden. Seit seiner Entstehung bis zum Jahre 
1919 befand sich das Internationale Sekretariat in Berlin (Engel¬ 
ufer 15) und Legien war das eigentliche Haupt der gewerkschaft¬ 
lichen Internationale. Bis zum Jahre 1919 hat die Organisation 
hauptsächlich wirtschaftliche Aufgaben erfüllt und sich um poli¬ 
tische Aktionen nicht gekümmert. Der Geist des Revisionismus 
und des neutralen Gewerkschaftswesens, der die Generalkommission 
beherrschte, durchdrang auch das Internationale Sekretariat. Nach 
Kriegsausbruch wurden jedoch der französische und der englische 
Gewerkschaftsbunjd (letzterer umfaßt nur etwa ein Viertel der 
Trade Unions) mit der deutschen Leitung unzufrieden. Sie hatten 
erwartet, daß die Gewerkschaftsintemationale eine Aktion gegen 
den Krieg unternehmen würde. Während des Krieges wurden 
deswegen lange und erbitterte Kontroversen zwischen Berlin, Parisi 
und London geführt. Am Engelufer fühlte man sich stark be¬ 
leidigt, daß Paris und London den Antrag stellten, das Inter¬ 
nationale Sekretariat aus Berlin zu entfernen. Schließlich kam 
eine Einigung zustande, das Sekretariat nach Amsterdam zu über¬ 
tragen. Eine neue Verwaltung wurde gewählt, die keinen einzigen 
Deutschen enthält. Appleton (England) und Jouhaux (Frankreich) 
traten an die Spitze. Die wirtschaftliche Internationale begann 
wieder zu funktionieren. Ihre erste große Aktion, die wirklich 
eine geschichtliche Bedeutung hat, ist die Boykottierung Horty- 
madjariens, um es zum politischen Ansitand zurückzurufen. Das 
Proletariat, das solange durch die II. Internationale große Worte 
machte und lange Resolutionen abfaßte, fand in der neuen Ge¬ 
werkschaftsinternationale eine aktionsbereite Vertretung. Am 
20. Juni begann der Verkehrsboykott gegen Madjarien. Der Aufruf 
der Gewerkschaftsinternationale zum Boykott ist ein historisches 
Schriftstück. Es lautet: 

„An die Arbeiter alter Länder! 

Der Internationale Gewerkschaftsbund hat beschlossen, vom 
20. Juni an Ungarn zu boykottieren und jeden Verkehr mit diesem 
Lande völlig abzubrechen. 

Es ist nun beinahe ein Jahr her, seit die sogenannten „Ordnung», 
liebenden Elemente“ in Ungarn die Regierung ergriffen haben. 
Von diesem Augenblick an wurde die Arbeiterbewegung Unter¬ 
drückungen und Verfolgungen ausgesetzt, die ohnegleichen sind 
in der Geschichte der Arbeiterbewegung und bei weitem noch 
alle Greueltaten des einstigen russischen Zarismus übertreffen. 

Es genügt, Mitglied einer nicht konfessionellen Vereinigung 
zu sein, um ins Gefängnis geworfen zu werden; eine anonyme 
Denunziation ist hinreichend” um verschleppt und in ein Ge¬ 
fangenenlager gesperrt zu werden. 

Bereits zu Beginn dieses Jahres befanden sich in den Ge¬ 
fangenenlagern in Hajamasker 9000 Männer und Frauen, Csepel 
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4000, Zalaegerszeg 2400, Eger 2000, Cegled 3000 und Komarow 
Sandberg 2000. Insgesamt wurden 50 000 Männer und Frauen 
gefangengenomm^n. Die Gefängnisse in den Städten sind über¬ 
füllt, die Gefangenen den grausamsten und raffiniertesten Martern 
ausgesetzt. 5000 Arbeiter waren bereits zu Beginn dieses Jahres 
zum Tode „verurteilt“. Tausende und Tausende wurden ohne 
jegliches vorheriges Prozeßverfahren von den Offiziersbanden er¬ 
mordet. Tausende sterben langsam an Hunger, Unterernährung 
und Krankheit dahin. Die reaktionären Offiziersdetachements sind 
allmächtig. Wer in ihre Hände fällt, ist verloren; ihre Schlacht¬ 
opfer werden gemartert und schließlich totgeschlagen. Es ist 
vorgekommen, daß die Unglücklichen bei lebendigem Leibe skal¬ 
piert, ihnen Arme und Beine entzweigebrochen, oder daß sie ge¬ 
zwungen wurden, ihre eigenen Exkremente zu essen oder Menschen¬ 
fleisch zu verzehren. Männer wurden kastriert, anderen ihre Ge¬ 
schlechtsteile mit Steinen zermalmt. Alle diese Fälle sind nach¬ 
gewiesen und durch Zeugen unter Eid festgestellt. 

Männer und Väter wurden vor den Augen ihrer Frauen und 
Kinde»- gemartert und getötet. Frauen und Mädchen vor den Augen 
ihrer Männer und Väter geschändet. Tagtäglich verschwinden 
Männer und Frauen aus der kämpfenden Arbeiterschaft, und man 
findet sie nur wieder als Leichen, ermordet, erschossen, totgeprü- 
jgelt, ertrunken und oft in der fürchterlichsten Weise verstümmelt. 

Der Internationale Gewerkschaftsbund hat gegen diese Greuel 
bei der ungarischen Regierung sowohl, wie beim Obersten Rat 
des Völkerbundes protestiert und verlangt, daß Maßregeln er¬ 
griffen werden, um all diesen Oneuein ein Ende zu machen. 
Dieser Schritt blieb erfolglos. Der weiße Terror herrscht nach 
wie vor in Ungarn. Der Oberste Rat des Völkerbundes kann oder 
will offenbar nicht den nötigen Druck auf die ungarische Rege¬ 
lung ausüben. Die Regierung selbst will die Greuel in ihrem 
Lande nicht zügeln und läßt sie entweder geschlossenen Auges 
geschehen oder ermutigt sie. 

Aus offiziellen Dokumenten der ungarischen Regierung, die sich 
im Besitze des Internationalen Gewerkschaftsbundes befinden, geht 
hervor, daß die Regierung die Richter an spornt, die Gefangenen 
zu verurteilen, auch wenn keine genügenden Beweise für das, 
was man in Ungarn „Schuld“ nennt, vorliegen, und auf das 
„Unschädlichmachen“, d. h. die Ermordung der ins Ausland ge¬ 
flüchteten Arbeiterführer Prämien gesetzt hat in der Höhe von 
20 00G bis 250 000 Kronen. 

Alle diese Tatsachen sind bekannt und erwiesen. Ehe Regie¬ 
rungen, denen sie bekannt sind, sind nicht gewillt, einzugreifen 
und frohlocken vielleicht, daß die Arbeiterbewegung Ungarns 
niedergeschlagen und ermordet wird. 

Der Internationale Gewerkschaftsbund übernimmt die Aufgabe 
der Regierungen und ruft die Aibeiter aller Länder auf, ab Sonntag, 
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den 20. Juni jede Arbeit zu verweigern, die dem Ungarn des 
weißen Terrors direkt oder indirekt zugute kommen würde. 

Ab Sonntag, den 20. Juni, darf kein Zug die ungarische Grenze 
passieren, kein Schiff in Ungarn einfahren, kein Brief, kein Tele¬ 
gramm von oder nach Ungarn weiterbefördert werden. Der ganze 
Verkehr muß stillgelegt werden. Keine Steinkohle, keine Rohstoffe, 
keine Lebensmittel, Jtein Brief und kein Telegramm dürfen mehr 
ins Land. 

Während des Krieges hat die herrschende Klasse in den krieg- 
führenden Ländern ihre Gegner mit der Waffe des wirtschaft¬ 
lichen Boykotts bekämpft. Nach dem Krieg gebrauchte sie die¬ 
selbe Waffe und trachtet sie weiter anzuwenden, um die russische 
Arbeiterbewegung zu erdrosseln. 

Der Internationale Gewerkschaftsbund ruft die Arbeiter aller 
Länder auf, nunmehr dasselbe Mittel an zu wenden, um dem Blut¬ 
regime der ungarischen Regierung Einhalt zu gebieten und Leben 
und Freiheit von Tausenden und Tausenden Genossen in Ungarn 
zu retten. 

Genossen, Transportarbeiter, Seeleute, Eisenbahnarbeiter und Be¬ 
amte, Post- und Telegraphenangestellte, Arbeiter aller Berufe, 
leistet alle wie ein Mann dem Ruf des Internationalen Gewerk¬ 
schaftsbundes Folge! 

Verrichtet ab Sonntag, den 20. Juni, keinerlei Arbeit mehr 
für Ungarn! 

Gegen den weißen Terror der proletarische Boykott! 

Hoch die internationale Solidarität! 

Der Internationale Gewerkschaftsbund: 

W. A. Appleton, Vorsitzender. 

L. Jouhaux, C. Mertens, Vizevorsitzende. 

Edo Fimmen, J. Oudegeest, Sekretäre.“ 

Die Hortyregierung hat sich bereits an Vermittler gewandt, 
die mit dem Internationalen Gewerkschaftsbund in Verbindung 
treten sollen wegen Rückgängigmachung des Boykotts. Sekretär 
Fimmen hat sich zu diesem Zwecke nach Wien begeben, um die 
Verhandlungen zu führen. Die Berliner Deutschnationalen, deren 
phantastische Unwissenheit alle Grenzen übersteigt, denunzieren 
den Judenboykott. Cherchez le juif, obwohl dieselben Leute stete 
leugneten, daß Juden überhaupt arbeiteten, also auch nicht ge¬ 
werkschaftlich organisiert sein könnten! Denn nicht die poli¬ 
tische Internationale hat diese Boykottaktion unternommen, sondern 
die wirtschaftliche Internationale. Sie ist eine Tat von weit- 
tragender Bedeutung. Die Weltrevolution ist keine leere Phrase. 
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Dr. F. M. HUEBNER (im Haag): 

Der französische „Pazifismus“ und 
der Völkerbund. 


D ER französische Pazifismus hat Seinen >Sprecher und seinen 
Leiter in Senator d’Estournelles de Constant. Durch das 
persönliche Ansehen, welches dieser Mann genießt, durch 
seine diplomatischen Beziehungen, durch die Werbereisen, welche 
er u. a. auch nach Deutschland unternahm, hat er vor dem Kriege 
zweifellos zur Verbreitung des pazifistischen Gedankens) in allen 
Ländern verdienstlich beigetragen. Diese einstigen Verdienste und 
die Rolle, welche er noch jetzt auf der Seite der Entente spielt, 
lassen es gerechtfertigt erscheinen, seine Meinung über den 
Friedensschluß und das hierbei in Angriff genommene „Völker¬ 
versöhnungswerk“ mit besonderer Aufmerksamkeit zur Kenntnis 
zu nehmen. Es wird sich hierbei herausstellen, daß der fran¬ 
zösische Pazifismus, wenigstens der, welchen d’Estournelles de 
Constant verkörpert und propagiert, seit den sechs Jahren, die 
uns vom Jahre 1914 trennen, eine merkwürdige und wenig er¬ 
freuliche Schwenkung nach der Seite des Nationalismus vollzogen 
hat. 

D’Estoumelles de Constant hat im vorigen Jahre seine Meinung 
über das Pariser Friedenswerk durch eine Denkschrift formuliert, 
die zunächst für die regierenden Staatsmänner der Entente be¬ 
stimmt war, aber unlängst durch den Verfasser der breiteren 
Oeffentlichkeit zugänglich gemacht worden ist. Die Schrift führt 
den Titel: „Was wird aus der Gesellschaft der Nationen ?“ 1 und 
zeigt schon durch diese Frageform der Ueberschrift, daß d’Estour¬ 
nelles mit dem Laufe der Dinge sich kritisch zu beschäftigen vorhat. 
Diese, seine Absicht, zu tadeln und nach Möglichkeit durch Tadel 
zu bessern, kommt besonders im Vorwort zum Ausdruck, das 
er laut Tagesangabe am 1. April 1920 geschrieben hat und 
worin er die Lage Frankreichs, dank der verblendeten Politik 
seiner Staatsmänner, als sehr unerfreulich beurteilt. Natürlich 
zielt er auf Clemenceau hin, läßt ihm aber doch so viel Ehre und 
Verdienstlichkeit um das Wohl des Vaterlandes angedeihen, daß 
der Verdacht entsteht, auch d’Estournelles, wie so viele in Frank¬ 
reich, fürchte den Tiger, und die durch ihn noch heute so leicht 
zu beeinflussende öffentliche Meinung, und suche deshalb mit 
einer Verstellung, die ihm schlecht steht, zu vermeiden, Clemenceau 
allzu sehr zu reizen. D’Estoumelles wendet sich gegen die fran¬ 
zösische Friedensschlußpolitik als solche und andererseits gegen die 
Stellungnahme Frankreichs zu Wilson und seinen Völkerbunds¬ 
plänen. Für Frankreich, sagt er, habe der Krieg nur vergiftete 


1 Que devient la Societe des Nations. Verlag Bernard Grasset, 
61, Rue des Saints-Peres, Paris. Preis 1,50 Franken. 
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Früchte gebracht. Es stehe heute vollkommen isoliert da, sowohl 
im Hinblick auf seine ehemaligen Verbündeten wie auf Deutschland. 
Diese doppelte Isolierung und die erdrückenden Lasten der Nach¬ 
kriegszeit, wie diese vor dem französischen Volke zu verschleiern, 
die offiziellen Lügenfabriken sich anstrengen, hätte die französische 
Politik unbedingt vermeiden müssen. Er schreibt: „Frankreich 
tauscht seinen Platz beim Vortrupp mit dem Platz beim Nach¬ 
züglertrosse der Nationen ein; blutend, erschöpft, leergfesogen 
muß es die Rolle des Polizisten der ganzen Welt, vom Rhein 
bis nach Kleinasien übernehmen; verfilzt in immer neue und 
unendliche Verwicklungen, wird es in ein Stampfwerk hinein¬ 
gezerrt, worin das wenige an Soldaten, darüber es noch verfügt, 
mit den Milliarden, die Frankreich nicht mehr besitzt, verschwinden 
werden.“ Clemenceau selbst, so stellt er fesit, hat zugegeben, 
„daß Frankreich einen Pyrrhussieg erfochten habe“. Aufs schärfste 
verurteilt d'Estoumelles die Art, wie Wilson persönlich und wie 
seine Weltbeglückungspläne auf einen Wink von oben bei Publikum 
und Presse in Frankreich aufgenommen wurden; und dies nicht 
nur aus ethischen Gründen, sondern vor allem wegen der sich 
daraus ergebenden Einbuße an Ansehen für Frankreich; denn 
eben dieses kurzsichtige Verhalten der Pariser Staatsmänner habe 
mitgewirkt, daß die Angelsachsen Wilson und Lloyd George sich 
gefunden hätten, und die Franzosen aus der innigen Vertraulich- 
. keit mit den größten Weltmächten herausgeglitten wären. „Prä¬ 
sident Wilson war von vornherein dazu verurteilt, in Paris nichts 
auszurichten; und dies um so mehr, als es: seine Eigenwilligkeit 
niemandem erlaubte, ihn zu warnen. Er hat sich ins Unbekannte, 
besser gesagt ins Dschungeldickicht, (das ihn belauerte, mit geschlos¬ 
senen Augen hineinbegeben. Eine große Anzahl Amerikaner sagten 
seinen Mißerfolg voraus; deren Quertreibereien wurden von der 
gutbestallten Pariser Presse geflissentlidi unterstützt. Einem in 
der Kunst des „Absägens“ so erprobtem Manne wie Clemenceau 
— sagt d’Estoumelles — konnte der unvorbereitete und mit der 
europäischen Lage nur vom Hörensagen vertraute Wilson nicht 
gewachsen sein.“ 

Was in Paris zustande gekommen ist, sei infolgedessen not¬ 
wendigerweise Stückwerk. Auf vierzig Seiten untersucht d’Estour- 
nelles die getroffenen Vereinbarungen, zeigt er den großen Ab¬ 
stand zwischen ihnen und dem Wunschgedanken auf, der den 
Völkern vorgeschwebt habe. Von der Abrüstung aller Nationen 
sei im Völkerbundsvertrage mit keinem Worte gesprochen, die 
Sicherungen gegen die Willkür und Bosheit der Geheimdiplomatie 
seien unzureichend. Doch geht d'Estournelles nicht so weit, den 
Vertrag überhaupt zu verwerfen; er will ihn als Uebergangs- 
einrichtung beibehalten wissen und schreibt zusammenfassend: „Er 
ist unvollkommen, aber er bedeutet trotz alledem einen Fortschritt 
in sich, einen nachweisbaren Fortschritt Die Gesellschaft der 
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Nationen ist geschaffen. Sie wird das darstellen, wasi wir wollen, 
das- sie sein soll, vorausgesetzt, daß die Einheitlichkeit unter 
den Alliierten erhalten bleibt Hieran ist alles gelegen.“ 

Die eigentümliche Schwenkung, die der französische Pazifismus 
in der Pierson seines Leiters auf Grund dieses Schriftstücks offen¬ 
bar macht, ist eine nicht erwartete Schwenkung nach der Seite 
des französischen Nationalismus!, die teils verhüllt, teils mit nüch¬ 
ternen Worten nicht das Wohlergehen des Erdballs, sondern die 
Sicherheit und das Fortkommen Frankreichs zum obersten Welt¬ 
begriff erhebt, an dem d’Estournelles beides mißt: die Unzuläng¬ 
lichkeit, und die immerhin mögliche Ausnutzbarkeit des Pariser 
Völkerbundspaktes. Mit besonderer Deutlichkeit fällt auf diese 
neue Einstellung des Denkens dort das Licht, wo d’Estournelles 
das Schicksal und die Rolle Deutschlands innerhalb der Liga 
bespricht. Es heißt hier über die Frage des deutschen Zutritt» 
u. a.: „Eine Gesellschaft der Nationen, die sich auf den Aus¬ 
schluß der Hälfte von Europa gründen wollte, wäre lediglich 
eine Koalition von Regierungsmehrheiten gegen eine Minderheit 
von Regierungen. Eine solche Liga wäre nicht lebensfähig. Immer¬ 
hin kann man Deutschland nicht ohne Vorsichtsmaßregeln auf¬ 
nehmen; es muß eine Probezeit seines guten Willens ablegen. . . 
Eines großen Fehlers würden die alliierten Regierungen sich schul¬ 
dig machen, wenn sie an Deutschland den Vorteil seiner inter¬ 
nationalen Beziehungen von vor dem Kriege zurückgeben wollten, 
und dies wäre der unvenneidliche Sinn seiner Zulassung in die 
Gesellschaft der Nationen. Nichts wäre für die öffentliche Mei¬ 
nung entmutigender und gefährlicher, sowohl für Deutschland 
wie für den Frieden. Frankreich z. B. würde dadurch völlig 
ratlos werden; von seiten der Alliierten isoliert, müßte es sich 
auf Deutschland als seine hauptsächlichste Hilfsquelle für die 
Zukunft stützen, dies wäre mit seinen Verwüstungen und seinen 
Trauererlebnissen für Frankreich also das Kriegsergebnis! Das 
hieße, daß man ihm den Glaubensgedanken, es habe sich für die 
Freiheit der Welt geopfert, aus der Brust reißen wollte. Der 
ganze Krieg sei also zu nichts nütze gewesen? . . . Deutschland 
kann von seinen Opfern keine blinde Vertrauensbehandlung er¬ 
warten. Eine derartige Behandlung würde es ermutigen, zu denken, 
daß es sich nichts vorzuwerfen habe, und daß sein einziger Fehler 
der sei, nicht den Sieg davon getragen zu haben.“ - 
Die Unzufriedenheit mit der Form, in welcher der Völkerbund 
errichtet ist, gibt sich noch mit einer Menge anderer kleiner 
Züge, als aus nationalistischen Beweggründen stammend, kund. 
EyEstoumelles tadelt es, daß die Bureauräume des Sekretariats in 
London und nicht auf französischem Boden errichtet seien, daß 
bei den Völkerbundsverhandlungen hauptsächlich englisch ge¬ 
sprochen, und das Französische in den Hintergrund gedrängt 
sei; es tröstet ihn, daß der Mitarbeiterstab der Londoner Geschäfts- 
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stellen auch eine hinlängliche Anzahl von Franzosen aufweist. 
Durch alles dies enthüllt sich zweierlei, nämlich: daß der fran¬ 
zösische Pazifismus, so weit er die Pariser Völkerbundsgründung 
kn Prinzip gelten läßt, befangen ist in der bürgerlich-kapita¬ 
listisch«! Weltanschauung, und daß er sein ehemaliges 1 allgemein¬ 
humanitäres Ideal eingetauscht hat in ein einseitig nationales. 
Der Völkerbund bedeutet ihm nicht mehr wie einst, als er nur 
erst ein schöner Oedankenwunsch war, einen Zweck, sondern ein 
Mittel: ein Mittel, um das eine Frankreich zu schützen, zu sichern, 
es seiner Kriegsbeute froh werden und es unangefochten genießen 
zu lassen. Diese Erkenntnis mit der großen Enttäuschung, die 
sie in sich schließt, zeitigt die Folgerung, daß gegenüber dem 
bürgerlichen Pazifismus Frankreichs auf seiten Deutschlands größte 
Vorsicht und Zurückhaltung am Platze ist. Aus französischem 
Munde selbst bekommt Deutschland es zu hören, daß der Völker¬ 
bund im Gründe eine Verlängerung der französisch-englisch-ame¬ 
rikanischen Koalition gegen Deutschland ist; d’Estoumellesi zittert 
für den Völkerbund deswegen, weil sich die Anzeichen mehren, 
daß Frankreich hinter den stärkeren Angelsachsen ins Hinter¬ 
treffen gerät Von dieser Völkerliga hat Deutschland nichts, gar 
nichts zu erhoffen; was es sich an dem Tage besonders deutlich 
vorsagen muß, wo vpn drüben her, die nur aus egoistischen An¬ 
trieben kommende Einladung, in den Bund einzutreten, an Deutsch¬ 
land gelangen wird. Wider Willen lehren die bürgerlichen Pazi¬ 
fisten Frankreichs, daß die Stellung Deutschlands hoffnungsvoller 
und eines Tages auch einflußreicher sein wird, wenn es sich 
außerhalb des Bundes hält, und wenn es seine Zuversicht allein 
auf jene internationalen Strömungen, Gruppen und Abmachungen 
baut, welche die Einigung des Erdballs als einen Bund der prole¬ 
tarischen Völkermassen anstreben. 


ARTHUR HEICHEN: 


Die Ideologie der sozialistischen Einigkeit. 


G ENOSSE M. Beer hat mit seinem Artikel „Die Problematik 
der Juniwahlen“ („Glocke“ Nr. 11), wie so viele andere 
Parteigenossen auch, versucht, unseren unabhängigen Ge¬ 
nossen goldene Brücken zu bauen. 1 Die Antwort von unabhängi¬ 
ger Seite ist in nicht mißzuverstehender Weise ausgefallen. Die 
unabhängige Führerschaft will keine Einigkeit, sie will den 


1 Mir ist selbstredend eine Diskussion über die angeschnittene Frage 
willkommen. Nur soll hier sogleich einem Mißverständnis vorgebeugt 
werden: Ich bin kein Taktiker; der Zweck, den ich mit meinen Artikeln 
verfolgte, war nicht, der U. S. P. D. goldene Brücken zu bauen, sondern 
die S. P. D. zu veranlassen, sich auf unsere marxistischen Lehren, Partei¬ 
tag«- und Kongreßbeschlüsse zu besinnen. M. Beer. 
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Kampf um die Macht bis zum Siege unter ihrem Banner. Aber 
aller realpolitischen Einsicht bar überschätzt sie ihre eigene Macht, 
unterschätzt die zähen Kräfte, die hinter der S. P. D. stehen. 
Schon jetzt läßt sich m linksradikalen Kreisen eine gewisse Er¬ 
nüchterung feststellen. Die Berliner kommunistische „Rätezeitung“ 
ist erstaunt, daß die Mehrheitssozialdemokratie sich so gut ge¬ 
halten hat, daß sie nicht in den Wahlen zerrieben worden ist. 
Auch Genosse Beer scheint allzu sehr auf die Berliner Entwicklung 
eingestellt zu sein; die Linksentwicklung des; Berliner Proletariats, 
die unverkennbar ist, hat ihm theoretische Einsichten suggeriert, 
die wir provinziellen Genossen bekämpfen müssen. Genosse Beer 
orientiert seine Ideologie an der Ideologie des Berliner Prole¬ 
tariats und kommt so gewissermaßen zu einer Ideologie im 
Quadrat, aus der wir unsererseits! die Wurzel ziehen müssen, 
um zur allein richtigen Basis der Oekonomie und Gesellschafts¬ 
verfassung zurückzugelangen. Von diesem Blickpunkt aus 1 wollen 
wir die Probleme der Koalitionspolitik, des Klassenkampfes und 
der Formaldemokratie betrachten und bei dieser Gelegenheit die 
Ressimtiments der Einigkeit — denn solche sind es — auf ihre 
Stichhaltigkeit prüfen. Uebrigens gilt das, was wir* im folgenden 
sagen, nicht bloß für Genossen Beer, sondern auch für ganze 
Gruppen in der S. P. D. (wir erinnern an die „Chemnitzer Rich¬ 
tung“ in der sächsischen Sozialdemokratie). 

Die bisherige Koalitionspolitik war nicht irgendein Mißgriff 
der S. P. D., sondern der politische Ausdruck für die gesellschaft¬ 
liche Struktur Deutschlands, für die sozialen Machtverhältnisse, 
wie sie der 9. November vorfand. Diese Novemberrevolution 
spielte der Sozialdemokratie so viel politische Macht in die Hände, 
weil zu den revolutionären Arbeitermassen die übermüdete, strei¬ 
kende Armee trat, deren einzelne Angehörigen ihrer Klassen¬ 
zugehörigkeit nach höchstens etwa zur Hälfte .Proletarier waren. 
Die anderen — die Spieß- und Kleinbürger, die sie in Zivil 
waren, und die heute schon längst wieder brave Reaktionäre sind 
— machten die Revolution mit, um möglichst bald zu Muttem 
kommen zu können. Ihre revolutionäre Tat bestand oft nur darin, 
daß sie die Truppenteile ziel- und planlos verließen, Eisenbahnen 
unsicher machten und im übrigen starke Töne über alle ^Vor¬ 
gesetzten“ anschlugen. Besonderst die jüngere bäuerliche Be¬ 
völkerung zeichnete sich in dieser Hinsicht sehr unvorteilhaft 
aus, weil ihr individualistisches' Bewußtsein sie zu organisatori¬ 
scher Einsicht unfähig machte. Heute sehen natürlich all diese 
Elemente ihre berufenen politischen Führer in Westarp und Gräfe, 
handelt es sich doch heute nicht mehr darum, am schnellsten zu 
Muttern zu gelangen, sondern um Kartoffel- und Getreidepreise. 
Aber all diese Momente zusammen, die revolutionären Allüren 
einer sozial heterogenen Soldateska, der erste panische Schreck 
des Bürgertums, die anfängliche Apathie der Bauernschaft, spiel- 
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ten der Sozialdemokratie so viel politische Macht in die Hände, 
wie sie unmöglich auf die Dauer festhalten konnte. Das Heer 
ging auseinander und löste sich in seine sozialen Einzelelemente 
auf, das Bürgertum und die Bauernschaft rüsteten zum Widerstand 
und heischten ihren Anteil an der politischen Macht. Keine soziale 
Klasse und demgemäß keine Parteigruppierung war so stark, daß 
sie ohne oder gegen die anderen hätte regieren können. • Das Prole¬ 
tariat mußte also nach und nach und Stück für Stück von der 
politischen Macht, die ihm der Zufall in die Hände gespielt hatte, 
wieder abgeben — und dies so lange, bis die soziale Klassen¬ 
gleichgewichtslage wieder hergestellt wurde. Jedenfalls war in 
Deutschland kein Platz für eine Rätediktatur, weil einer solchen 
der gesellschaftliche Aufbau des deutschen Volkes entgegenstand. 
Anders in Rußland. Dort eine ganz dünne bourgeoise Ober¬ 
schicht, ein Mittelstand kaum in den ersten Anfängen und eine 
in tiefer Lethargie befindliche Bauernschaft. Wie ganz anders 
in Deutschland! Eine zielbewußte Bauernschaft, ein Mittelstand, 
der fast die ganze Intelligenz des Landes repräsentiert und eine, 
wenn auch schon etwas altersschwache, aber doch noch lebens¬ 
tüchtige Bourgeoisie — jedenfalls alles Mächte, mit denen dasi 
Proletariat rechnen muß. Eine proletarische Minderheitsdiktatur 
war in Deutschland also unmöglich, nicht weil die S. P. D. dies 
sträflicherweise nicht gewollt hat, sondern weil die soziale Struk¬ 
tur, die gesellschaftlichen Machtverhältnisse dies unmöglich mach¬ 
ten. Da Alleinherrschaft unmöglich war, blieb nur die anteilige; 
Herrschaft. Diese fand ihren Ausdruck in der parlamentarischen 
Koalitionspolitik, so unzulänglich und unbefriedigend sie sein 
mochte. Die Koalitionspolitik, das Parlamenten der S. P. D., ist 
demnach weder sozialethisch noch formaldemokratisch-mechanisch 
zu begründen. Allerdings spricht eines für die Beersche Auf¬ 
fassung von der „demokratisch-ideologischen“ Denkweise der 
S. P. D. Das ist die Tatsache, daß sich diese Partei die theoretische 
Rechtfertigung ihrer Koalitionspolitik von der bürgerlichen Demo¬ 
kratie pumpte und auch sonst in manche ideelle Abhängigkeit 
(Völkeibund, Parlamentarismus) nach dieser Richtung geriet, ein¬ 
fach aus dem Grunde, weil die theoretischen Anschauungen in den 
letzten Jahren sehr verflacht sind. Aber sie beschrift die Bahn 
der Koalitionspolitik nicht um dieser ideologischen Einsichten 
halber, sondern einfach aus dem Grunde, weil sie sich rein 
empirisch-praktisch zu einer realpolitischen Einsicht in die wirk¬ 
lichen sozialen Machtverteilungsverhältnisse vorfühlte und auch 
den Mut hatte, daraus die nötigen Konsequenzen zu ziehen. Daß 
die Empirie und Praxis der richtigen theoretischen Erkenntnis 
voranschreitet, ist für den Marxisten nichts) Verwunderliches. Aber 
deshalb darf man sich von einer falschen ideologischen Hülle 
, nicht irretieren lassen, wie dies Genosse Beer tut. Deshalb ist 
es auch nicht richtig, wenn er schreibt: 
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„Sie (die S. P. D.) sieht nicht, daß einzig und allein der Koa¬ 
litionsgedanke die wirkliche Ursache der Spaltung des deutschen 
Proletariats ist. Sie glaubt noch immer, daß der Gedanke der 
Rätediktatur die verschiedenen Sektionen des deutschen Prole- 
taritats voneinander trennt.“ 

Genosse Beer bleibt an dieser formalen Scheidung: Diktatur- 
Demokratie hängen. Aber die wirklichen Ursachen der prole¬ 
tarischen Spaltung liegen tiefer. Der Riß verläuft dort, wo man 
zu dem realen Einblick in die soziale Morphologie, in die Macht¬ 
verteilungsverhältnisse vorgedrungen ist. Die Politik der S. P.D. 
wird also nicht von den von Genossen Beer inkriminierten Ideen 
getragen, sondern diese Ideen spiegeln die derzeitige Gesellschafts¬ 
verfassung wieder, die keine Partei, wenn sie politisch wirksam 
sein will, hinwegeskamotieren kann. Man kann die Bauernschaft 
„ nicht totschlagen, man kann dem bürgerlichen Mittelstand — 
er mag noch so reaktionär sein — nicht seine intellektuellen 
Fähigkeiten nehmen, die man nun einmal noch braucht, ebenso 
wie das alte Regime die organisatorischen Fähigkeiten und Insti¬ 
tutionen des vierten Standes schon brauchte, auch als dieser 
vierte Stand formell von den Staatsgeschäften noch ausgeschlossen 
war. Gewiß, Genosse Beer hat recht, Rätediktatur ist eine ebenso 
taktische Frage wie Demokratie. Aber die S. P. D. kann ihr demo¬ 
kratisches Hemd nicht so einfach über Nacht mit einem dikta¬ 
torischen vertauschen und vice versa, wenn nicht die Sache des 
Proletariats schwersten Schaden nehmen soll. Für sie ist diese 
taktische Frage auf lange Zeit hinaus eindeutig gelöst, und sie 
kann nicht politischer Sentiments halber daran rütteln und sich 
durch diktatorische Anwandlungen in ihrer Zielklarheit beirren 
lassen. Nichts isit wertvoller als eindeutige politische Parolen. 

Nun zum „Lebensprinzip des aufsteigenden Sozialismus“, der 
Klassenkampflehie. Als Marxist bin ich weit entfernt, daran 
rütteln zu wollen. Aber das Wort Klassenkampf ist ein un- 
gemein vieldeutiger Ausdrude. Genosse Beer scheint nur zwei 
Methoden sozialistischen Klassenkampfes anzuerkennen: prole¬ 
tarische Diktatur oder parlamentarische Betätigung in Form der 
Alleinherrschaft einer sozialistischen Parlamentsmehrheit bzw. 
strikteste Opposition gegen eine büigerliche Mehrheit. Wir kennen 
eine dritte Form, die Politik „wechselnder Klassen- (bzw. Partei-) 
Allianzen“, wie Karl Renner in seinem bekannten Buch: „Krieg, 
Marxismus, Internationale“ sie nennt. Dasi ist eben die vielberufene 
Koalitionspolitik. Von der Möglichkeit einer proletarischen Dikta¬ 
tur scheint Genosse Beer ebenso wie wir nicht viel zu halten. 
Ihm schwebt eine proletarische Alleinherrschaft in Form einer 
sozialistischen Parlamentsmehrheit — also eine Art Diktaturersatz 
— vor Augen: „Bildung einer bürgerlichen Regierung, Opposition 
der geeinigten sozialistischen Parteien, bisi diese aus eigener Kraft 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Die 'Ideologie der sozialistischen Einigkeit. 


381 


stark genug sind, das Ruder der deutschen Republik zu etgreifen.“ 
Und welche Möglichkeiten einer sozialistischen Politik ergeben sich 
dann, fragen wir uns ? So gut wie gar keine! Auch eine sozia¬ 
listische Parlamentsmehrheit wird sich mit Rücksicht auf die inter¬ 
nationale Lage darauf beschränken müssen, demokratische Politik 
zu treiben, weil wir „als Sklavenkolonie der alliierten Finanz“ 
nur in ganz beschränktem Maße die Möglichkeit haben würden, 
selbständige sozialistische Wirtschaftspolitik zu treiben. Da würden 
uns die Alliierten schön auf die Finger klopfen, würde uns unser 
Gläubiger Amerika sofort den Brotkorb höher. hängen. Nur in 
einem freien und unabhängigen Deutschland ist wirkliche sozia¬ 
listische Politik möglich. Vorläufig sind wir Ententekolonie, der 
nicht nur ihr politisches, sondern auch ihr ökonomisches Selbst¬ 
bestimmungsrecht abhanden gekommen ist. Die angedrohte Auf¬ 
sicht über unsere Staatsfinanzen würde unsi auch den letzten 
Schein einer solchen Selbständigkeit rauben. Genosse Beer sieht 
diese internationalen Zusammenhänge sehr genau, wie seine Ar¬ 
tikelserie in den Nummern 5 bis 9 der „Glocke“ beweist, aber 
er unterläßt es, daraus die Konsequenzen für unsere Innenpolitik 
zu ziehen. Und wie schließlich steht es überhaupt um die Möglich¬ 
keit einer sozialistischen Parlamentsmehrheit im Reiche? Ich halte 
sie beinahe für gleich Null. War es uns nun schon in den 
Jamiarwahlen des Jahres 1919 nicht möglich, eine solche zu er- 
r hi gen, wo doch die Voraussetzungen dafür nach dem Zusammen - 
brach des alten Regimes die denkbar günstigsten waren, so wird 
es uns auch in Zukunft erst recht nicht möglich sein, zu diesem 
Ziel zu gelangen, weil eine solche Konjunktur nicht wiederkehrt. 
Und überdies noch eins. Che zunehmende Industriealisderung 
Deutschlands vor dem Kriege arbeitete uns damals 1 in die Hände; 
für die Zukunft aber steht der ökonomische Automatismusi gegen 
uns, weil eine gewisse Reuprovisderung Deutschlands zweifellos 
kommt, weil die Industriezentren Deutschlands unter den Ein¬ 
wirkungen des Friedensvertrags notwendigerweise zusammen¬ 
schrumpfen müssen. Damit wird auch der deutsche Sozialismus 
numerisch bedroht. Wir stünden also vor der Alternative, entweder 
unsere Hoffnung auf den Sozialismus auf den St.-Nimmerleinstag 
zu verschieben oder aber auf eine direkte Einwirkung auf die 
Politik durch Teilnahme an den Staatsgeschäften überhaupt au 
verzichten. 

Und was wird schließlich aus der proletarischen „Einigkeit“? 
Für die Einigkeit im Notwendigen zu sorgen, diese Aufgabe wollen 
wir ruhig anderen, den Gewerkschaften nämlich, überlassen, die 
gezeigt haben, daß sie sich auf ihre Obhut besser verstehen als 
die politischen Parteien. 
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Dr. L. H. SCHMIDTS: 

Der Zusammenschluß der Unternehmer¬ 
verbände. 

Ein Rückblick auf die organisatorische Zusammenfassung 
der gesellschaftlichen Klassen. 

D ER bedeutsame, in den letzten Wochen vollzogene Zusammen¬ 
schluß der Untemehmerverbände erfolgte unter dem Druck 
der politischen Verhältnisse und der Zusammenschlußbewe¬ 
gung der proletarischen Gewerkschaften. Den letzten Anstoß £ab 
aus eigenen Reihen die Werbung des Hansabundes: für eine Ge¬ 
werkschaft der Unternehmer. Der Zusammenschluß der Unter¬ 
nehmerverbände ist damit beendet. Das Kapital steht auch organi¬ 
satorisch geeinigt da. Hiermit ist eine Bewegung zu ihrem logi¬ 
schen Abschluß gelangt, die sich entsprechend der kapitalistisch- 
industriellen und gewerkschaftlichen Konzentration vollzogen hat 
Eine Bewertung dieses Vorganges wird zunächst in einem ge¬ 
schichtlichen Rückblick bestehen müssen. 

Als der organisatorisch Stärkere im Klassenkampfe erwies sich 
bis heute das Proletariat, das unter den Einwirkungen der No¬ 
vemberrevolution die Oberhand über die Unternehmerschaft zu 
gewinnen schien, nachdem bis zum 8. November der Staat wohl¬ 
wollender Helfer des Kapitals gewesen war. Ausi den bescheiden¬ 
sten Anfängen hatte sich die Zusammenfassung in der deutschen 
Arbeiter- und Angestelltenschaft vollzogen; sie war bei den freien 
Gewerkschaften stärker als bei den christlichen und Hirsch- 
Dunckerschen Vereinen, obgleich die freien Gewerkschaften aus 
unzähligen kleinen Vereinen regellos entstanden, die christlichen 
und Hirsch-Dunckerschen aber von oben herab nach einem ein¬ 
heitlichen Gesichtspunkt gegründet waren: Bei den freien Ge¬ 
werkschaften, die von jeher der Sozialdemokratie nahestanden, 
9 etzte die Zusammenfassung nach Ablauf des Sozialistengesetzes 
ein. Im Jahre 1891 schlossen sich die meisten Berufsverbände der 
Metallarbeiter zu dem Metallarbeiterverbande zusammen. Der 
Schlosser- und Maschinenbauerverband trat im folgenden Jahre 
bei. Das Jahr 1901 brachte — der Gold- und Silberarbeiterverband 
war schon früher übergetreten — den Anschluß des Former¬ 
ve rban des. Ihnen folgte, nachdem sich 1892 die Loh- und Weiß- 
geHbervereine verbunden hatten, im Jahre 1893 die Gründung 
des Holzarbeiterverbandes durch die Verbände der Tischler und 
Drechsler, Stell- und Bürstenmacher, denen sich später u. a. 
noch die Korbmacher (1896) und die Korkarbeiter (1899) an¬ 
gliederten. Nach der Jahrhundertwende erfolgten längere Zeit 
keine Verschmelzungen mehr. Erst im Jahre 1907 setzte der Kon¬ 
zentrationsprozeß langsam wieder ein, als die Fortentwicklung 
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durch Kartellvierträge zwischen einer ganzen Reihe von Verbänden 
vorbereitet war. ln das Jahr 1907 fällt die Vereinigung der 
Bäcker und Konditoren, der Anschluß der Graveure und Ziseleure 
an den Metallarbeiterverband; in das Jahr 1908 der Anschluß der 
Eisenbahner an den Transportarbeiterverband, der Photographen 
an den Veiband der Lithographen und Steindrucker, denen sich ein 
Jahr später die FormsteCher zugesellten. 1909 vereinigen sich 
die Sattler mit den Portefleuillem, die Lederarbeiter mit den 
Handschuhmachern. Die für die Werften zuständigen Gewerk¬ 
schaften schufen das interessante Gebilde der Zentralwerftkommis¬ 
sion. 1910 erfolgte der Zusammenschluß desi Transportarbeiter-, 
des Seemanns- und Hafenarbeiterverbandes, der Zusammenschluß, 
der Mühlenarbeiter an den Brauereiarbeiterverband. 1911 vereinig¬ 
ten sich die Verbände der Maurer und Bauhilfsarbeiter, unter 
Einschluß des winzigen Verbandes der Isolierer und Steinholz¬ 
leger. Bis zum Kriege schlossen sich die Zigarrensortierer und 
Tabakarbeiter, die Keramiker, Töpfer, Glas- und Pprzellanarbeiter 
noch zusammen. 

Die bei Ausbruch des Krieges infolge Umstellung der Betriebe zu 
erwartende Arbeitslosigkeit, die völlig veränderte Aufgabe der 
Arbeitnehmerverbände bereitete einen engeren Zusammenschluß der 
bis dahin selbständigen großen Gewerkvereine vor. Die gleiche 
Fühlungnahme ist bei den kaufmännischen und technischen Ver¬ 
bänden der Angestelltenschaft zu beobachten. Die Verständigung: 
erfolgte meist unter dem Namen der Arbeitsgemeinschaft (Ar¬ 
beitsgemeinschaft der kaufmännischen Verbände, Arbeitsgemein¬ 
schaft freier Angestellten verbände, Arbeitsgemeinschaft der tech¬ 
nischen Verbände). Das Gefühl der Gemeinschaft zwischen den 
Angestellten- und Aibeiterverbänden, die Solidarität der Inter¬ 
essen gegenüber dem Unternehmertum, vor dem Kriege schwach 
entwickelt, verstärkte sich. Trotz vieler Reibereien und persön¬ 
licher Differenzen bahnte sich die einheitliche Kampfesfront gegen¬ 
über dem Unternehmertum an. 

Die Entwicklung des Unternehmertums erfolgte in den freien 
Interessenvertretungen und in den Arbeitgeberverbänden. Bei den 
Interessenvertretungen schließen sdch die Unternehmer zusammen, 
um der Förderung ihres Geweihes zu dienen (Wirtschaftspolitik); 
bei den Arbeitgeberverbänden handelt es sich um die Verteidigung 
der Klasseninteressen der Unternehmer gegenüber den der Arbeiter 
(Bekämpfung der Sozialdemokratie). 

Die wirtschaftspolitischen Verbände waren alsi „Kinder der Not“ 
aus schutzzöllnerischem Gedanken geboren, um den wirtschaft¬ 
lichen Liberalismus zu beseitigen. Diie siebziger Jahre zeigten 
starke Ansätze der Vereinsbildung, die in den achtziger Jahren 
durch die nach dem Krach eintretenden besseren wirtschaftlichen 
Verhältnisse und durch die berufsgenossenschaftliche Zusammen¬ 
fassung der Erwerbsstände zurückging. In den siebziger Jahren 
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erfolgte die Bildung der Vereine für Bergbau und hüttenmänni¬ 
sche Interessen im Aachener und Siegener Bezirk und in Nieder¬ 
schlesien; des Vereins deutscher Eisengießereien, des Vereins zur 
Wahrung der gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen in Rhein¬ 
land und Westfalen. 1874 wurde der Verein deutscher Eiseq- 
und Stahlindustrieller, am 15. Februar 1876 der ,,Zentral verband 
deutscher Industrieller zur Förderung und Wahrung nationaler 
Arbeit“ gegründet. Es folgte der Zusammenschluß in der Textil¬ 
industrie, in der Glasindustrie, in der Rapier- und chemischen 
Industrie. Der Beginn der neunziger Jahre brachte eine Hochflut 
von Vereinsbildungen: darunter den Verein deutscher Maschinen¬ 
bauanstalten und 1895 den Bund der Industriellen; der letztere 
geriet bald zu dem intransigenten Zentralverband in scharfen 
Gegensatz. Der Zentral verband kämpfte bei seinen Schutzzoll¬ 
bestrebungen Hand in Hand mit dem Bunde der Landwirte. Am 
12. Juni 1909 entstand der Hansabund für Gewerbe, Handel und 
Industrie zur Abwehr der „Agrardemagogie“, die in der Reichs¬ 
finanzreform 1909 ein Meisterstück geleistet hatte. Damit war 
der Gegensatz zwischen Zentralverband und Hansabund gegeben, 
so daß jetzt drei miteinander konkurrierende Spitzenverbände be¬ 
standen. Ihre Stellungnahme zur Arbeiterschaft bzw. zur Sozial¬ 
demokratie läßt sich folgendermaßen charakterisieren: „Der Zen¬ 
tralverband ist keine politische Partei, sondern er ist lediglich 
eine Partei zur wirtschaftlichen Interessenvertretung und dann 
eine Partei gegen die Sozialdemokratie.“ (Vopelius). Der Hansa¬ 
bund verwarf Zwangsmaßnahmen durch staatliche Gesetzgebung 
gegen die Sozialdemokratie. Der ursprüngliche Plan Rießers ging 
dahin, „die Sozialdemokratie zur Mitarbeit am Staatsleben zu er¬ 
ziehen und sie so langsam unschädlich zu machen“. Zwischen 
beiden, nach rechts geneigt, stand der Bund der Industriellen. 
— Es hat schon früher an Versuchen nicht gefehlt, die wider- 
streitenden Interessen und Auffassringen in der Unternehmerschaft 
unter einen Hut zu bringen. Die Anregungen dazu gingen am 
frühesten vom Syndikus Stumpf (1877—86), später von Alexander 
Tille aus. In dem Eisenacher Programm des Zentral verbände» 
wurde gesetzliche Mitwirkung Und offizielle Anerkennung der Inter¬ 
essenvertretung gefordert. 1898 tauchte auf Anregung des Bundes 
der Industriellen der Plan eines deutschen Industrierates auf, 
der im Kriege als Vorläufer des Reichsverbandesi seine Verwirk¬ 
lichung fand. Eine kurze Episode amtlicher Maßnahmen war 1880 
vorausgegangen. Am 17. November berief Bismarck den preußi¬ 
schen Volkswirtschaftsrat, der über alle Wirtschaftsgesetzentwürfe 
mit beratender Stimme sein Gutachten abgeben sollte. Es war der 
Vorläufer unseres Reichswirtschaftsrates, der schon 1881 ange¬ 
strebt, aber vom Reichstage abgelehnt wurde mit der vom Abg. 
Bamberger gegebenen Begründung: „ein solches volkswirtschaft¬ 
liches Nebenparlament kaiserlicher Observanz schmälere den Ein- 
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fluß des Reichstages“. Demgegenüber Bismarck: „Es handelt 
sich nicht um ihre Bedürfnisse, meine Herren, da Sie ja alles 
besser wissen; es handelt sich um die Bedürfnisse der Regierung, 
und die weiß eben nicht alles.“ Der preußische Volkswirtschaftsrat 
wurde aufgelöst. 

Durch die geschilderte Entwicklung sind die Arbeitgeberverbände 
2 u Verteidigungsvereinen geworden. 1872 tauchte zum ersten 
Male der Plan eines allgemeinen Arbeitgeberverbandes auf. Eine 
wesentliche Förderung der Gründungen und Konzentrationsbestre¬ 
bungen erfuhren die Arbeitgeberverbände, durch die Aufhebung de* 
Sozialistengesetzes, Ider Ankündigung der Maifeier und des/ Krimmit- 
schauer Streiks (1903—04). Der Zusammenschluß vollzog sich in 
der Hauptstelle deutscher Arbeitgeberverbände, die .dem Zentral¬ 
verband nahestand, und dem Verein deutscher Arbeitgeberverbände. 
1905 kam zwischen beiden ein Kartell zustande mit den Zwecken: 

1. Förderung des Schutzes der Arbeitswilligen; 

2. Ausdehnung der Arbeitgebernachweise; 

3. Behauptung der Streikklausel. 

Der Zusammenschluß endete in der Vereinigung der deutschen 
Arbeitgeberverbände. 

Der Zusammenschluß in den Gewerkschaften der Arbeiter und 
Angestellten ist ein starker Träger der wirtschaftspolitischen Macht 
in dem Kampfe zwischen Kapital und Arbeit gewesen, der sich 
zu einem Endkampfe allmählich zuspitzt. Die Kapitulation der 
Arbeitgeberverbände am 15. November 1918 war und konnte 
keine endgültige sein, wenn auch die Unterwerfungsbedinguro- 
gen den Anschein erwedcten. Die Anerkennung der Gewerkschaften 
als berufene Vertreter der Arbeiterschaft, die Anerkennung der 
Koalitionsfreiheit, die Aufgabe der gelben Werkvereine waren 
die dem Unternehmertum abgerungenen Voraussetzungen für die 
Arbeitsgemeinschaft zwischen den beiderseitigen Organisationen, 
verkörpert in dem Zentralausschuß. Allein der Gedanke der Ar¬ 
beitsgemeinschaft fand vielfachen Widerspruch sowohl bei den 
Unternehmern wie bei denjenigen Gewerkschaften, die von den 
politischen Gedanken der U. S. P. D. beeinflußt sind (Metallarbeiter¬ 
verband). . Die Ablehnung jedes Versöhnungs- und Einigung^ 
Versuchs zwischen Kapital und Arbeit, die Forderung nach ent¬ 
scheidendem Waffengang zwingt dem Unternehmertum den letzten 
Zusammenschluß auf. Zudem können sich die Arbeitgeberverbände 
heute eindringlicher der Aufgabe einer Abwehr des Klassenkampfes 
der Sozialdemokratie widmen, da sie von einer Anzahl wesentlicher 
Aufgaben^ die bis dato ihnen oblagen, entlastet sind. Der Arbeitsi- 
nachweis der Arbeitgeber ist unterlegen, der paritätisch-bureau- 
kratische Arbeitsnachweis hat gesiegt. Durch Bundesratsverordnung 
vom Jahre 1916 waren die Landeszentralbehörden ermäch¬ 
tigt worden, Gemeinden zu verpflichten, öffentliche unparteiische 
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Arbeitsnachweise zu errichten. Einen Erlaß des preußischen Kriegs- 
mmisteriums vom November 1916 sah eine Konzentration vor, 
um eine Ausgleichung vom Angebot und Nachfragen vorzunehmen, 
und die bestehenden Arbeitsnachweise zu gemeinsamer Arbeit zu¬ 
sammen zufassen. Am 9. November 1918 ging die Leitung des 
gesamten Arbeitsnachweiswesens für die Zeit der wirtschaftlichen 
Demobilmachung auf das Demobilmachungsamt über. Heute sind 
daher die Arme für den Kampf frei. 

Der Zusammenschluß der Unternehmterverbände bedeutet zweifel¬ 
los einen Gegenzug gegen die Konzentrationen in der Arbeiter¬ 
schaft, eine Kampfansage gegen die das Werk der konstituierenden 
Nationalversammlung und ein Banner, um das sich alle den So¬ 
zialismus bekämpfenden bürgerlichen Wirtschaftsvertretungen scha¬ 
ren werden. Die Proklamation des Rates der Volksbeauftragten 
ist nicht vergessen: „Die aus der Revolution hervorgegangene 
Regierung setzt sich zur Aufgabe, das sozialistische Programm 
zu verwirklichen.“ Noch vor dem Zusammentritt des ersten Reichsi- 
tages ist der Zusammenschluß der Unternehmerverbände die erste 
politische Tat. In etwas schieden sich doch bei der Wahl die 
Geister: Gewinn hatten die beiden reinen Parteien der Arbeiter¬ 
schaft und des Unternehmertums. Die Arbeitsgemeinschaftspolitiker 
schnitten schlecht ab. Zum ersten Male erlebte in den Kapp¬ 
putschtagen das deutsche Volk einen Generalstreik. Der letzte 
war es nicht. 


Dr. KARL FRIES: 

Der Sommerspielplan. 

D IE Berliner Bühnen treten in ihre trübste Zeit, in der das 
Publikum seine Koffer packt und ganz anderes im Sinne 
hat, als ins heiße Theater zu laufen. Dem entspricht 
denn auch der Spielplan, der mit allem Ernsten aufräumt und 
nur noch der heiteren Muse frönt. Voran das Große Schauspiel¬ 
haus, das mit „Lysisitrata“ eine reine Freude bot. Die Wahl des 
kecksten aller aristophanischen Stücke war sehr glücklich. Man 
kann dem alten Tory eigentlich nicht freundlich gesinnt sein. 
Es ist überhaupt merkwürdig, wie spärlich in dem freiheitlichen 
Athen die Whigs gesät waren. Wohin man in der Literatur sieht, 
Junker. Von der vorattischen oder vqrkleisthenischen Zeit gar 
picht zu reden, aber dort selbst, wo waren die freien Literaten? 
Aeschylus ist in den Eumeniden, wie Otfried Müller so schön 
nachwies, als Lobredner des Areopag, ein Vertreter der Vorzeit, 
Thukydides runzelt sehr die Stirn über den Parvenü und Hand¬ 
werker mit dem Feldhermstab Kleon, der ganz von Agesilaos ent¬ 
zückte Lakonist Xenophpn kann keinen Anspruch auf attische 


Digitized by 


Go», igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




Der Sommerspielplan. 


387 


Sympathien erheben, und nun gar Aristophanes gehört in den 
Klüngel der Kritias, Stesjmbrotos und Nikias; die mehr oder 
weniger mit den Aristokraten liebäugelten und einen spartanischen 
Ueberfall nebst politischem Umsturz ganz gern gesehen hätten. 
Der bekannte Putsch im peloponnesischen Krieg wurde von ihnen 
so mit Jubel begrüßt, wie die geschickt inszenierte Absetzung, 
des ursprünglich guten Demokraten Alkibiades, dem einige Klu- 
bisten und Junker im Wiein rausch den Hermokopidenskandal auf- 
halsten. Es half ihnen alles nichts, Kanon und später die The- 
baner haben ihnen das reaktionäre Ffell gegerbt. Aristophanes 
aber, der ungezogene Liebling der Grazien Goethes; ist ein ganz 
gefährlicher, bösartiger Rückschrittler, der an Sokrates’ Tode 
moralisch mitverantwortlich ist, wenn wir in den Elenden, wie 
Meietos oder Anytos, nicht mehr sehen wollen, alsi Büttel einer 
mächtigen Clique, die sich hinter anderen versteckten und ihre 
Größten mit Pantherpfeilen aus dem Versteck erlegten. Aristo¬ 
phanes haßt auch Euripides, iden Sohn der Grünkramhändlerin, 
wie er immer hämisch betont, wie er audi dem Hyperbolos 
seine schmierige Kinderstube vorwirft. Der Demos ist ihm ver¬ 
haßt : er war Oligarch. Wenn er daneben ein sehr witziger Kopf 
war und selbst das Unsympathische seiner Politik in ein be¬ 
strickendes Gewand zu hüllen wußte, so war er eben Athener 
und lebte um 420 v. Chr. Mehr Gunst des Schicksals kann 
man nicht verlangen! Sonderbar, daß die ganze antike oder alt¬ 
attische Komödie konservativ war. Das liegt daran, daß die Oppo¬ 
sition sich immer auf diese Waffe angewiesen sieht. Bei uns 
war der Freisinn in der Opposition, mithin verfügte er über 
die beste Satire. Das hört jetzt auf, und vielleicht gibt es bald 
auf unserer Rechten eine gute Satire. Anzeichen sind freilich 
noch nicht dafür da, denn was die „Deutsche Tageszeitung“ 
gelegentlich als Humor in ihrer illustrierten Beilage zum besten 
gibt, hat mit Aristophanes nichts gemein. Auch „Lysistrata“ ist 
ein reaktionärer Vorstoß, indem die Freiheitsbestrebungen |der 
Frauen verspottet werden. Lysistrata und ihre Suffragetten kommen 
für unsere Zeit zu spät, die Frauen haben bei uns gesiegt, und 
keine Macht der Welt wird ihnen die Freiheit wieder nehmen. 
Die Aufführung war ganz unpolitisch empfunden, ich bezweifle, 
daß man überhaupt im politischen Bilde war, wenigstens ließen 
einige falsche Betonungen nicht gerade auf philologische Weite 
schließen. 

Und was gibt es sonst? Das Deutsche Theater beherrscht der 
alte Schmarren „Taifun“ von Lengyel, und ist doch nicht schöner 
geworden. Einst zerbrach man sich den Kopf über die Seele des 
Japaners, in der man unbegrenzte Möglichkeiten erkannte. Jetzt, 
nach dem Kriege, ist man aufgeklärt und sieht den imperialistisch- 
manctesterhaften Zug in dem stets freundlichen Antlitz desi Japs. 
Ob auf dem Grunde seiner Seele Dämonien schlummern, uns 
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kümmert es nicht, wissen wir doch, daß von dort die Erlösung 
nicht kommt. In den Kammerspielen wird die „Büchse der Pan¬ 
dora“ noch immer nicht geschlossen, wie üble Düfte ihr auch 
entsteigen. „Seh’n Sie, das ist ein Geschäft, das bringt noch 
was ein!“ sang der Berliner früher und singen manche Direktoren 
noch jetzt. Im Königgrätzer Theater bringt man „eine amerika¬ 
nische Geschichte“, nämlich „Das Geständnis“, eine schlimme 
Filmiade mit Eifersucht, Mord und Todschlag. Kein Intellektueller 
hat Freude daran. Das Komödienhaus zeigt ein sehr harmloses, 
aber nettes Lustspiel „Die Reise in die Mädchenzeit“, das mit 
Erika Gläßner, der Unwiderstehlichen, steht und fällt. Das Beste, 
was die Volksbühne jetzt bietet, ist Calderonsi „Richter von 
Zalemea“, ein gutes, urgeslundes, in die Zeit gehörendesi Werk, 
voll sozialen Stolzes und bäuerlicher Auflehnung. Im Residenz¬ 
theater wird man immer noch nicht müde, Sudermanns derb ge¬ 
zimmerte Halbweltkomödie „Die Raschhoffs“ zu bewundern, in 
der der Snobismus einer vergangenen Zeit eine Geltung fordert, 
die ihm nun einmal versagt bleibt. Das Metropol erlabt sein Publi¬ 
kum allabendlich mit Oskar Blumenthals, wenigstensi mit Witzen 
vollgepfropftem „Weißen Rößl“, das uns in so reizende Erinne- 
rangen an das feuchtfröhliche Salzkammergut und St. Wolfgang 
versetzt, wo das gleichnamige Restaurant allerdings! weit weniger 
kurzweilig anmutet als Blumenfhäls zum Rößl degradierter PegasusL 
Im Theater des Westens führt unsi Pallenberg in die „Goldne 
Ritteraeit“, eine englische Importe, die uns schon früher, als 
sie noch jünger war, nur im zweiten Akt erwärmen konnte, 
wenn der Gentleman als Ritter eine Zigarette an zündet und damit 
das Entsetzen seiner Zeit- und Standesgenossen erregt. Wenn 
es plötzlich licht wird, erschrecken die Junker auch heut noch. 
So wird manches Erbauliche geboten, eine Sommeroper im Wallner- 
theater sei noch einer milden Kritik empfohlen, womit der Vor¬ 
hang nachsichtig über den Berliner Sommernachtstraum herab¬ 
gelassen werde. Ein Wort noch vom Kino. Es bietet gar nichts 
Uebles, sogar Emstzunehmendesi, wie den Film: „Tötet nicht 
mehr“ oder: „Die Tragödie eines Volkes“. Das Marmorhaus, der 
Tauentzienpalast und besonders dasi U.-T. am Kurfürstendamm mit 
seinem herrlichen Palast, bringen oft neben Minderem kulturell 
Bedeutendes. Empörung herrscht in diesen Kreisen über die neue 
Verfügung, daß unter 18 Jahren niemand eintreten darf. Manche 
achtzehnjährige Gattin wird zurückgewiesen, und so ist der Willkür 
und dem Nonsens Tür und Tor geöffnet. Eine Protestaktion isit 
geplant und scheint berechtigt, zumal den Leitern wieder erheb¬ 
licher finanzieller Schade erwächst. Auch das gehört in das so 
dunkle und der Lösung bedürftige Kapitel der Luxussteuer! 
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HANS CHRISTIAN MEURER: 

Von der Periodizität in der modernen 
Geschichtswissenschaft. 

G OETHE, der Forscher und Dichter - , der nur darauf aus¬ 
ging, in der Natur das einfache, aller Mannigfaltigkeit der 
Erscheinungen zugrunde liegende Bildungsgesetz zu ent¬ 
decken, sah die Weltgeschichte letztendlich nur als eine Modalität 
der Naturgeschichte an. In der Morphologie erblickte er dag 
bestimmende Prinzip auch dieses Welt- oder Menschheitsgeschichte 
genannten kontinuierlichen Sonderfalles des allgemeinen Werdens; 
und dieses innere Prinzip schien, ihm ergänzt zu werden durch 
ein äußeres, das phänomenologisch, in und durch den Wechsel 
der Erscheinungszeiten, sich kundgab alsi Periodizität. Da haben 
wir denn die naturgeschichtliche Seite einer „modernen“ Geschichts¬ 
wissenschaft, wie säe beispielsweise in Oswald Spenglers viel- 
beiufenem und durch seine furchtbane Resignation die Gemüter 
packendem Buche: „Der Untergang des Abendlandes. Umrisse 
einer Morphologie der Weltgeschichte“ (1918) gegeben ist. 

Schon ein Jahrzehnt vor Spengler, 1908, hatte Richard vcui 
Kralik in seiner Schrift: „Die neue Weltperiode. Zeitgeschichtliche 
Betrachtungen“, solchem Gedankengange Ausdruck gegeben. Wir 
müssen uns diese Kraliksche Schrift darum einmal näher an- 
sehen. 

„Der Weltgeschichte“, heißt es eingangs, „ist bisher der Rang 
einer vollkommenen Wissenschaft oft deshalb abgesprochen wor¬ 
den, weil sie nur Sammlung und Sichtung von Material sei, ohne 
Systematik, ohne allgemeine Gesetze, nach denen man dies Material 
in exakter Weise ordnen und abteilen könne, und ohne praktisch 
verwertbaren Ausblick in die Zukunft. Die Anordnung und Ver¬ 
gleichung der verschiedenen geschichtlichen Völker ist wohl eine 
wahre Wissenschaft; säe ist aber nicht Geschichte, sondern ver¬ 
gleichende Völkerkunde. Auch die Aufweisung von wirkenden 
Kräften in der Geschichte, mag man dabei mehr die physischen 
oder mehr die geistigen Ursachen hervorheben, ist nicht ein eigent¬ 
lich geschichtswissenschaftliches Problem, sondern gehört auch 
anderen Wissensgebieten zu. Gewiß war es; ein Fortschritt, neben 
der Kriegsgeschichte und der politischen Geschichte vor allem 
die Kulturgeschichte in den Vordergrund zu stellen; und hier ist 
auch der Nachweis gesetzlichen Fortschritts!, eines regelmäßigen 
Aufsteigens oder eines Niedergangs! der verschiedenen Kultur¬ 
zweige leichter nachweisbar. Aber auch dieser Nachweis erschöpft 
nicht die Aufgabe der Geschichtswissenschaft; er kommt vielmehr 
der Kulturwissenschaft zu. — Allerdings! bilden alle diese Pro¬ 
bleme in ihrer Gesamtheit den Inhalt eines allgemeinen Teils der 
Geschichtswissenschaft.“ 
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Kralik verweist dann auf frühere Schriften, in denen er das 
„System eines solchen allgemeinen Teilesi“ in seinen Grundzügen 
zu skizzieren gesucht habe, z. B. in seiner Studie „Zur Philosophie 
der Geschichte“; in einer anderen Schrift, die er „Die Welt¬ 
geschichte nach Menschenaltern, eine universalhistorische Ueber- 
sicht“ (1903) betitelte, habe er versucht, „den besonderen Teil der 
/Geschichtswissenschaft zu geben, indem ich als natürliche Ein¬ 
heit der ganzen geschichtlichen Entwicklung die Generationen auf¬ 
stellte, eine kurze Charakteristik sämtlicher bekannter Generationen 
der Weltgeschichte gab und sie zu größeren Gruppen zusammen¬ 
faßte, wie etwa der Naturforscher seine Spezies zu Gattungen 
vereinigt. Je neun Generationen schienen sich mir da zu größeren 
Gruppen zu vereinigen, die durchschnittlich eine Entwicklung von 
300 Jahren umfassen“. 

Wir erkennen da, daß diese Geschichtsauffassung Kraliks, des 
kirchlichen Professors von Münster, von der Goethes, des „Heiden, 
von Weimar“, in ihrer Grundrichtung durchaus nicht abweicht. 
Sehen wir nun zu, wie er insbesondere die „Periodizität“ auf 
seinen Fall noch besonders einsitellt. 

„Diese Arbeiten“, sagt er in Anknüpfung an seine oben be- 
zeichneten früheren Schriften, „will ich nun hier weiterführen, 
indem ich zu zeigen versuche, daß wir in der uns näher bekannten 
Geschichte deutlich zwei große Perioden unterscheiden können, 
die sich im ganzen und in ihren einzelnen Phasen merkwürdig 
entsprechen. Und zwar zeigt sich die Periode von 1 bis 1800 
n. Chr. als eine Analogie der Periode von etwa 1800 bis 
1 v. Chr. — Indem ich nun den Parallelismus dieser beiden 
Perioden vor Augen stellen will, bemerke ich 1 , daß dabei die 
weltgeschichtliche Entwicklung aller Völker als eine Einheit be¬ 
handelt wird. Die Führung der Weltgeschichte geht wohl von 
einem Volk aufs andere über^ jaber der weltgeschichtliche Geist 
schreitet trotz des Zurückbleibens mancher ^Völker, trotz ihrer 
verschiedenen Kulturzustände auf einem einheitlichen Weg vor¬ 
wärts. Mit anderen Worten, die Entwicklung geht synchronistisch 
weiter, der Orient wie der Okzident, der Norden wie der Süden, 
alles wird vom gleichen Gang der Entwicklung mitgerissen, wenn 
auchf nicht in gleicher Weise.“ 

Richard von Kralik schließt die zweite, der von ihm verglichenen 
beiden Perioden, deren jede einen einheitlichen Geist aufweist, 
mit dem Beginn des 19. Jahrhunderts ab, mit dem er eine weitere 
und gleiche Weltperiode einsetzen läßt. Bei Spengler ist ebenfalls 
jede seiner einheitlichen Großperioden von einem einheitlichen 
Geiste erfüllt, der alles in seinen Bann ziwingt: esi offenbart 
sich dieser „Geist der Zeit“ jedesmal in einem anderen „Stile“. 
Die äußerliche Differenz zwischen den beiden Periodizierungs 1 - 
weisen mag sich schon einmal darausi ergeben, daß ihren Zivi- 
lisations- oder Kulturbereichen von Kralik ein mehr ethnographi- 
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scher und von Spengler ein mehr geographischer Grundcharakter 
gegeben worden ist. Doch stimmen beide Werke darin überein, 
daß sie sich 1 methodisch als; geschichtsphilosophische Modifika¬ 
tionen der Analogiehistorik ausweisen. 

Voltaire hat die Bezeichnung „Geschichtsphilosophie“ dadurch 
allgemeiner in die Geschichtsschreibung eingeführt, daß er seiner 
(1765 gedruckten) Abhandlung über die Sitten und den Geist der 
Nationen den Titel: „Die Philosophie der Geschichte“ gegeben 
hat. Der wirkliche Schöpfer der Geschichtsphilosophie und der 
Analogiehistorik aber ist der Neapeler Professor Giovanni Bat- 
tista Vico (1688—1744), der ein entsagungsvolles Gelehrtenleben 
an die Schöpfung eines Werkes hingegeben hat, das erstmals 
1725 unter dem Titel: „Prinzipien einer neuen Wissenschaft, die 
sich mit der gemeinsamen Natur der Nationen befaßt“ („Principi 
di una scienza nuova d’intorno alle commune nature delle nazioni“) 
erschien, und von dessen Methodik der Autor sagt, sie sei zu¬ 
gleich höchste Philosophie und Menschheitsgeschichte. 

Ich will hier nur einige der Leitgedanken dieses Buches hervor¬ 
heben, oie auch noch Leitgedanken der Schriften Richard von 
Kraliks und Oswald Spenglers sind. Es sind das die folgenden: 
Wer die menschliche Geschichte mit forschenden Augen betrachtet, 
entdeckt in der unendlichen Mannigfaltigkeit von Handlungen und 
von Gedanken, von Sitten und von Sprachen, die sie ihm darbietet, 
die so oftmalige Wiederholung der gleichen Züge und der glei¬ 
chen Charaktere. In den politischen und kulturellen Verände¬ 
rungen, die ihre Geschichte nacheinander durchmacht, scheinen 
alle Nationen, selbst diejenigen, die nach Zeit und Raum am 
weitesten voneinander getrennt sind, einen auffallend analogen 
Weg zu verfolgen. Ist diese Erscheinung einmal erkannt, so muß 
die neue Wissenschaft darin bestehen, die wesentlichen Phänomene 
von den bloß zufälligen herauszusondern und die Gesetze zu er¬ 
mitteln, die die regelmäßige Wiederkehr dieser wesentlichen Phä¬ 
nomene regeln. Das Ergebnis läßt uns dann erkennen, daß der 
Verlauf der menschlichen Geschichte nach einem Plan der „Vor¬ 
sehung“ bestimmt ist, der sich ohne Vorwissen der Menschen und 
oft auch gegen deren Willen auswirkt. Die Wissenschaft, die 
nun darauf ausgeht, in diesen Plan Einsicht zu gewinnen, hat 
aber auch einen durchaus praktischen Zweck, denn sie gibt uns, 
sobald sie einmal gegründet und begründet ist, die Möglichkeit!, 
in den Verlauf des Aufsteigens und desi Niederganges der Völker 
hineinblicken und das Lebensalter der Nationen berechnen zu 
können; sie liefert uns dazu noch die Kenntnis der Mittel, durch 
die ein Bereich menschlicher Gesellschaft sich erheben und selbst 
zum höchsten Grade der Zivilisation gelangen kann, dessen er 
seiner Natur nach überhaupt fähig ist. 

Diesem Komplexe aus den Vidoschen Gedankenmassen, der sich 
wesentlich mit der Analogie und den daraus zu ziehenden Folge- 
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rungen befaßt, will ich einen zweiten Komplex anreihen, in dem 
hauptsächlich die große Periodizität behandelt wird. Es wird 
da gezeigt, daß Völker oder Zivilisationsbereiche, die in so tiefe 
Korruption versunken sind, daß kein „Heilmittel der Vorsehung“ 
mehr fruchtet, der Auflösung verfallen, auf daß der „Phönix der 
Gesellschaft“ aus ihrer Asche Wiedererstehen könne. Das antike 
und das neuere Weltalter werden hierbei miteinander verglichen. 
Im Untergange des römischen Weltreiches endete dasi eine und 
begann das andere. Durch die furchtbare Katastrophe, die die 
„Vorsehung“ über die schließlich verderbte antikische Zivilisation 
hatte hereinbrechen lassen, ,,reinigte“ sie die Welt und ließ eine 
neue europäische Gesellschaft auf den Trümmern der unter¬ 
gegangenen alten Zivilisation erstehen. Die Beweise für seine 
Doktrin, die Vioo wesentlich dem Altertum entnommen, vermehrt 
er durch eine Folge von Beweisen aus dem, „neuen Weltalter“, 
wobei er zugleich zeigt, wie Vorgänge (oder Handlungen) und 
Charaktere der vergangenen großen Periode nunmehr in der neuen 

Periode sich wiederholen. * 

* * 

* 

Wiedemm zehn Jahre vor der Kralikschen Schrift: „Die neue 
Weltperiode“ war, 1899, Houston Stewart Chamberlains Buch: 
„Die Grundlagen des 19. Jahrhunderts“ erschienen. Dieses Buch 
stellte sich schon auf den geschichtsperiodischen Standpunkt, daß 
mit dem Jahre 1 (Christi Geburt) die alte Weltperiode ende und 
die neue beginne. Damit schließt seine Methodik äußerlich an 
die Vioos an. Aber auch die Chamberlajnsche Doktrin vom zivi¬ 
lisatorischen Mehrwerte der Germanen, die mit der neuen Welt¬ 
periode emporgekommen seien zur Ablösung der korrumpierten 
und „untergegangenen“ Völkermasse der Antike, ist durchaus) noch 
ein wesentlicher Grundzug der „scienza nuova“ des Neapeler Pro¬ 
fessors ; denn in dieser ältesten Geschichtsphilosophie wird der 
Gedanke ausgesprochen, daß Völker, die von dem ihnen „natür¬ 
lichen“ geschichtlichen Verlaufswege abweichen und zivilisatorisch 
in Kormption verfallen, von der „Vorsehung“ zum Sklaven einer 
„besseren Nation“ gemacht werden, die jene mit den Waffen 
unterwirft und sie rettet, indem sie sie unterjocht; es> sei ein 
historisches Gesetz, daß das Volk, das sich selbst nicht regieren 
könne, werde gehorchen müssen, und zwar den besten Zivilisatoren 
der Welt. Diese „besten“ Zivilisatoren der Welt sind für Chamber- 
lain niemand anderes (als die „Germanen“. 

Im sonstigen wird aber nun alles, was irgendwie nach analogie¬ 
historischer Methodik schmeckt, von den „Grundlagen des 19. 
Jahrhunderts“ strengstens abgewiesen: sie verwerfen die Doktrin 
vom Immerwiederkehrenden und bekennen sich zu der vom Einzig¬ 
artig«!, das allein beanspruchen könne, als geschichtliche Wirklich- 
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keit und Wesenheit zu gelten. Wir erkennen daran sofort, daß 
inzwischen Thomas Carlyle (1795—1881) seine historischen Werke 
geschrieben hatte, vor allem die über die französische Revolution 
(1837), über Helden, Helden Verehrung und Heldentum in der 
Geschichte (1846) und über Friedrich den Großen (1858—1865). 

ln diesem, einer anderen „Moderne“ angehörenden Geschichts¬ 
philosophen Carlyle, der also um die Mitte des neunzehnten Jahr¬ 
hunderts gerungen und geschaffen, erblicke ich den geistigen 
Gegenpart Vioos, der im Beginne des achtzehnten Säkulums gelebt 
und geforscht hat. Die Gegensätzlichkeit zwischen den beiden 
Geistern, die einen so bestimmenden Einfluß auf dasi historische 
Denken ausgeübt, zeigt sich vor allem in ihrer Auffassung dessen 
was man die wirkende Kraft in der Geschichte nennt. Während 
Vioo dies Prinzip in der „Masse“ lebendig sieht, der er allein 
Leistungisbefähigung zuerkennt, erschaut esi Carlyle in der „Persön¬ 
lichkeit“, die er schlechthin als Helden bezeichnet, ganz gleich, in 
welchem Bereiche menschlichen Handelns oder Schauens die Be¬ 
tätigung hervortritt. Kennzeichnend für diese Gesamtauffassung 
des schottischen Historikers ist beispielsweise seiij Ausspruch: 
„Große Menschen sind die inspirierten Texte jenesi göttlichen 
Buches der Erfahrung, in welches von Epoche zu Epoche ein 
Kapitel geschrieben und dann von einigen mit dem Namen Ge¬ 
schichte bezeichnet wird.“ 

Es ist nun interessant, zu sehen, wie Johann Wolfgang Goethe 
seiner Zeit und seinem Geiste nach mitten zwischen Vioo und 
Carlyle steht (dieser Goethe, von dem Chamberlain sagt, daß 
er vielleicht das feinsterganisierte Gehirn gewesen sei, welches 
die Menschheit bisher hervorgebracht habe). Wenn bei ihm immer 
wieder, ausgesprochen wie unausgesprochen, das Motiv wiederkehrt, 
alles ,,Gescheite“ sei schon einmal gedacht worden, es komme 
nur darauf an, es wiederzudenken, so ist dasi nur die strenge 
analogiehistorische Auffassung des Neapeler Professors; und es 
entspricht ebenso genau der „screnza nuova“, wenn er in der 
1782 (wenige Jahre vor seiner ersten italienischen Reise) gedich¬ 
teten Ode „Das Göttliche“ bekennt: „Nach ewigen, ehrinen 
Großen Gesetzen Müssen wir alle Unseres Daseins Kreise 
vollenden“. Als ich (den Spuren Goethes über den Brenner und 
den Gardasee nach Verona und Venedig folgend) in Torbole 
am Gardasee vor dem Hause stand, in dem er die im nordischen 
Weimar in Prosa gefaßte „Iphigenie“ in Verse umzuformen begann, 
verspürte ich es, was ihn da ergriffen hat. Denn er sitand dort 
selber an einem Ufer, „das Land der Griechen mit der Seele 
suchend“: er suchte die Antike in dem Sinne, den Vioo erst¬ 
mals wieder erschlossen hatte. Was ihn dann aber in seinem 
Spätalter mit Carlyle, dem Manne aus Eoclefechan, dem Sprossen 
schottischer Hochlandsmenschen, geistig verband, das offenbart 
sich uns schon aus seinem allbekannten Bekenntnisse, daß die 


Digitized by 


Go», igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



3Ü4 


Bücherschau. 




Digitized by 


Persönlichkeit doch das höchste Glück der Erdenkinder sei. Er 
trat auch in unmittelbare Korrespondenzbekanntschaft zu dem Lite¬ 
raten, der die zeitgenössische deutsche Literatur, vor allem gerade 
Goethesche Poesie, durch Uebersetzungen der englischen Nation 
zu vermitteln suchte. (Schluß folgt.) 


Bücherschau. 

Die deutsche Schulreform. Ein Handbuch für die Reichsschulkonferenz. 
Herausgegeben vom Zentralinstitut für Erziehung und Unterricht, 
Berlin. Verlag von Quelle & Meyer in Leipzig. 331 Seiten. Preis 
geh. 15,— Mark, geb. 20,— Mark. 

Das Zentralinstitut für Erziehung und Unterricht hat hier ein Material 
zusammengestellt, das den Ueberblick über die schwebenden Fragen 
der Schulreform zu erleichtern und für die Erörterungen der Reichs* 
schulkonferenz Anhaltspunkte zu liefern geeignet ist. Hervorragende 
Männer unseres Geisteslebens haben daran mitgearbeitet. Das Geleit 
schrieb Unterstaatssekretär Wulf, die Seele des Reichsschulgedankens. 
In den weiteren Abschnitten über die rechtlichen Grundlagen der Schul¬ 
reform, über die äußere und 'innere Einheit des Unterrichtswesens, 
über die Lehrer, Schüler und Elternbeiräte betreffenden Fragen haben 
aus dem preußischen Unterrichtsministerium die Geheimen Räte Kästner, 
Reinhardt, Pallat, Karstädt und Jahnke mitgearbeitet, aus dem Ministerium 
für Handel und Gewerbe Geheimrat Kühne. Wir finden auch Namen 
wie Kerschensteiner, Pretzel, Karl Götze u. a. unter den Mitarbeitern. 
Dem Leser wird so die Möglichkeit gegeben, sich über alle wichtigen 
Fragen der Schulreform zu unterrichten und ein selbständiges Urteil 
zu gewinnen. Dadurch erhält das Werk über die Zeit der Reichsschul¬ 
konferenz hinaus bleibenden Wert und sollte von jedem Schulmann und 
Kulturpolitiker, aber auch von den Eltern gelesen werden als Ratgeber 
für alle Fragen der Schulreform. Nicht immer werden unsere Leser 
einverstanden sein mit der Auffassung der Referenten, z. B. nicht mit 
dem Artikel über den Arbeitsunterricht von Dr. Max Löweneck. In 
einer Zeit größter wirtschaftlicher Not, die für Deutschland noch lange 
dauern wird, genügt es nicht, die Arbeit als methodisches Unterrichts 1 - 
prinzip anzusehen. Es muß mehr gefordert werden. Audi die Schulen 
müssen in den Produktionsprozeß unseres Volkes eingegliedert werden und 
bei und in dieser Arbeit muß die Ausbildung in den Schulen erstrebt 
werden, wie ja auch die Arbeit seit 'Beginn aller Kultur der große 
Schulmeister der Menschheit war, sdion ehe es Schulen gab und trotzdem 
Schulen eingerichtet werden. Pestalozzi hat ähnliches versucht. Die 
Ungunst der Verhältnisse war seinen Bestrebungen nicht günstig und er 
selbst der Aufgabe noch nicht gewachsen. Allgemeinen Beifall wird der 
Aufsatz von Karl Götze, „Die Selbstregierung der Schüler“ finden. 
In ihm werden wirklich Wege gewiesen, belegt durch Aeußerungen und 
Hinweise auf solche Männer, die bahnbrechend und praktisch auf diesem 
Gebiete tätig gewesen sind, auf F. W. Foerster, Dr. Maria Montessori, 
Fichte, Lyttletons, Burkhardt, Langermann-Remscheid. 

Den Schluß des Buches bilden die Leitsätze der Referate, die der 
Reichsschulkonferenz vorgelcgt worden sind. p. 
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Sowjetrußland 
und wir 
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In der Schrift wird nachgewiesen, 
daß die Wiederaufnahme der wirtschaftlidien Be¬ 
ziehungen zwischen Deutschland und Rußland ein dringendes Erfor¬ 
dernis sowohl der deutschen wie der russischen Wirtschaftspolitik ist 
Alle dagegen erhobenen Einwände werden einer 
eingehenden Prüfung unterworfen. 
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Nachdruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


M. BEER: „ 

Spa und “die europäische Sackgasse. 

V ERMÖCHTEN die Franzosen es über sich zu bringen, die 
kurzsichtige, augengerötete Rache beiseitezuschieben und auf 
den Rat der weitausschauenden Politik zu horchen, dann 
könnten die Beratungen in Spa uns einen Schritt näher zum wirk¬ 
lichen Frieden führen. Denn die Erfahrungen der letzten acht¬ 
zehn Monate sind wohl geeignet, die Franzosen einigermaßen 
zu ernüchtern und zu kühlem Nachdenken zu veranlassen. Die 
Gloire- und Siegestrunkenheit hat ihnen — wie sie in wachsendem 
Maße einzusehen beginnen — viel geschadet. Während sie jubelten, 
heimste der nüchterne, rechnerische John Bull die Kriegsbeute 
ein und ließ ihnen ungeschmälert die Gloire, die ruinierten Departe¬ 
ments, den fallenden Franken, die sinkende Ausfuhr und die sinkende 
Geburtsziffer. Pourquai notre feunesse a-t-elle piri? Warum und 
wofür ist unsere männliche Jugend hingemäht worden? Der klein¬ 
bürgerliche praktische Sinn Frankreichs erwacht und stellt weh¬ 
mütig diese Frage an das Schicksal. 

Die Briten nahmen die mesopotamischen Petroleumgebiete, Per¬ 
sien, Palästina, die deutschen Kolonien, die deutsche Handels¬ 
marine; sie gewannen in der alten Welt die unbestrittene See- 
herrschaft und die reichsten Rohstoffquellen. Und was erhielt 
Frankreich ? Den Sieg über das verarmte, zahlungsunfähige und 
revolutionierte Deutschland. 

Würde diese Einsicht bei den Franzosen vorherrschen und nicht 
durch andere Gefühle verdunkelt werden, dann dürfte man mit 
großer Bestimmtheit Voraussagen, daß Spa eine Entspannung der 
französisch-deutschen Beziehungen bringen würde. Die Einsicht 
wird aber durch ein kaum besiegbares Gefühl der Furcht stark 
neutralisiert. Frankreich lebt in tödlicher Furcht vor einer Er¬ 
starkung der deutschen Volkskraft. Seine Strategen und militäri¬ 
schen Schriftsteller mögen noch so viel vom Wunder der Marne, 
vom Todesmut der Poilus und dem Feldherrngenie Fochsi erzählen, 
Frankreich fühlt und weiß, daß es ohne die Hilfe von zwei 
Dutzend Nationen jetzt nur noch ein Kleinstaat wäre. Und ohne 
das Eingreifen Englands wären die zwei Dutzend Nationen nicht 
mitgegangen. Wird England im nächsten Kriege auf seiten Frank¬ 
reichs zu finden sein? Der nationale Selbsterhaltungstrieb stellt 
diese Frage ebenfalls an dasi Schicksal. 
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Unzufrieden mit England über den Löwenanteil, den es sicft 
von der Kriegsbeute aneignete, kann Frankreich trotz alledem nicht 
mit England hadern — aus Furcht vor der Zukunft, aus Furcht, 
in einem Kriege mit Deutschland isoliert kämpfen zu müssen. 
Der französischen /Unzufriedenheit mit England fiel Clemenaeau 
zum Opfer, denn er wird der Nachgiebigkeit gegenüber Lloyd 
George beschuldigt. ( 

Die Sache scheint nun die gewesen zu sein: Clemenoeau und 
Lloyd George arbeiteten freundschaftlich zusammen, um Wilson 
an die Wand zu drücken; dann nahm Lloyd George, beraten von 
seinen Fachmännern, die ganze Friedensfrage in die Hand und 
druckte Clemenoeau an die Wand. Der alte Jakobüjejr, ideologisch 
und nationalistisch, begnügte sich mit der französischen Gloire 
und dem Siege „des Rechts und der Gerechtigkeit“ und überließ 
den Briten die imperialistische Oekonomik des Weltkrieges. 

In dieser Enttäuschung und ohnmächtigen Erbitterung führt der 
nationalistische Chauvinismus das große Wort. Und Millerand, 
der weder das Ansehen noch die trotzige Selbständigkeit Clemen- 
oeaus besitzt, muß sich dem Diktat der lärmenden Chauvinisten 
fügen, die von ihm verlangen: Stolz gegenüber England, Un¬ 
nachgiebigkeit gegenüber Deutschland, Bündnis mit Polen, Rumä¬ 
nien, Belgien, Jugoslawien, um im Falle eines Krieges mit Deutsch¬ 
land nicht auf die Hilfe Englands angewiesen zu sein. Aus 
dieser vorgeschlagenen Orientierung eigibt sich auch das Un¬ 
behagen zwischen Frankreich und Italien, denn dieses ist selbst¬ 
redend gegen eine Erstarkung Jugoslawiens und gegen die Ab¬ 
kehr von England. Hinzu kommt, daß im gegenwärtigen Augen¬ 
blick ein Hauptfaktor der diplomatischen Rechnung des fran¬ 
zösischen Nationalismus sich als eine Illusion erweist: die kata¬ 
strophale Niederlage Polens — der in Aussicht genommenen fran¬ 
zösischen Ostfront gegen Deutschland — zeigt, daß die Millerand, 
Foch, Daudet, Maurras auf Sand bauen. Die französische Phan¬ 
tasie, von Furcht gepeitscht, sieht bereits die siegreichen Bolsche¬ 
wisten als die Bundesgenossen eines revolutionären Deutschlands, 
was selbstredend das Ende aller Zivilisation und aller französischen 
Moden bedeuten würde. 

Das ist gegenwärtig die Stimmung Frankreichs!. Man versteht 
es deshalb, daß eine Französin kürzlich einem englischen Sozia¬ 
listen gegenüber die ganze Lage mit folgenden drastischen Worten 
kenn zeichnete: „Les AUemands sont battus, mais tes Frang als 
sont foutus .“ Sie isit kein gutes Vorzeichen, daß die französi¬ 
schen Vertreter in Spa sachlich und weise handeln werden. 

Von rein bürgerlichem Standpunkt aus gesehen, befindet sich 
Europa in einer Sackgasse. Spa wird und kann keinen Ausweg 
zeigen, höchstens einige Scheinbewegungen ausifähren lassen, um 
den französischen Chauvinisten und den deutschen Nationalisten 
die Galgenfrist zu verlängern. Wie anders würde Europa aussehen. 
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wenn in allernächster Zeit in Deutschland und Frankreich wirkliche 
Sozialisten zur Regierung gelangten! Furcht und Mißtrauen wür¬ 
den bald verschwinden als Folge vollständiger Abrüstung; gegen¬ 
seitige Hilfe würde den Wiederaufbau beider Länder erleichtern 
und beschleunigen und die Wunden der europäischen Mensch¬ 
heit heilen. Das Unglück ist, daß so viele unter uns die Abgabe 
einer sozialistischen Stimme für eine sozialistische Tat halten. 

< r *» > ?/*-*/ ■ ♦ t 

- 

Dr. HERMANN OESTREICHER: 

Wirtschafteprogramm und Sozialdemokratie . 1 

2. Sozialistischer Neubau. 

W IR wiederholen: Aus der durch den Krieg geschaffenen 
Wirtschaftskrise kommt dasi deutsche Volk nur heraus 
durch den sozialistischen Neubau. An die Spitze de& Wirt¬ 
schaftsprogramms isit deshalb das Ziel dieses Neubaus zu setzen 
und der Weg, den wir einzuschlagen haben. Dann haben die 
Uebergangsforderungen zu folgen, und hierzu gehört schließlich 
die Summe der sozialpolitischen Maßnahmen, auf die wir, um des 
augenblicklichen Standes der Arbeiterbewegung in den Betrieben, 
die von der sozialistischen Wirtschaft noch nicht erfaßt werden 
können, Wert legen müssen, damit der Willkür des Unternehmer¬ 
tums Einhalt geboten wird. Das Ziel aber isit die in das Eigentum 
der Volksgemeinschaft übergeführte Wirtschaft. Denn der Volks¬ 
gemeinschaft gehören die Riesenwerte, die in den Erzeugungs¬ 
maschinen stecken, ihr gehört das Produkt der Arbeit; desi Volkes 
Hände, ob Arbeiter oder Angestellter, leisten die Tagesarbeit; 
diese müden und harten, diese jungen und alten Männer und 
Frauen sitzen in Wirklichkeit am Webstuhl der Arbeit und schaffen 
der Menschen bedürftiges Kleid und bitter nötige Nahrung. Marx 
nennt das in den Produktionsmitteln angelegte Kapital ein gesell¬ 
schaftliches und fordert damit ipso jure, daß den Privatkapitalisiten 
das Verfügungsrecht zu entziehen ist; freilich kann es sich, trotz 
aller Grundsätzlichkeit, für die Zukunft der nächsten dreißig Jahre 
wohl nur um das in den Großbetrieben angelegte Kapital handeln, 
obwohl wir wissen, daß damit der Umkreis des 1 ausbeuterischen, 
Mehrwert hedeenden Kapitals in den Mittel- und Kleinindustrien 
und -gewerben noch lange nicht erschöpft ist Aber wir legen 
Wert darauf, zu formulieren: daß alles in den Großbetrieben 
angelegte Kapital als gesellschaftliches Eigentum der Volksgemein¬ 
schaft zuzuführen ist. Grundsätzlich. Dasi Wirtschaftsprogramm 
darf darin nicht unklar sein; wir werden den Grund bald einsehen. 
Nun ist es eine selbstverständliche Sache, daß aus eitler solchen 

i Siehe „Glocke“ Nr. 13. 


Difitized by Gougle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



398 


Wirtschaftsprogramtn und Sozialdemokratie. 


Digitized by 


Formulierung törichter Unverstand, auch bei Sozialisten, leicht 
das Gegenteil machen kann. Heben wir so das Kapital in den 
Großbetrieben heraus, so ist esi eben das, worüber alle sozia¬ 
listischen Theoretiker und Praktiker einig sind, das Entscheidende, 
daß die sozialisierten Wirtschaftszweige einen gesteigerten Wirt¬ 
schaftsertrag abzuwerfen haben. Steigerung der Produktion soll 
zunächst die sozialisierte Wirtschaft bringen, sie wird sie tat¬ 
sächlich nur bringen'können, wernr 1 wir die verhängnisvollen' Ver¬ 
flechtungen zwischen den sozialistischen Anfängen und der kapi¬ 
talistischen Methode erkennen, die jede Steigerung der Erzeugung 
bis heute unmöglich gemacht haben. Diese Verflechtungen, diese 
Hemmungen sind unbedingt dann auszuschalten, wenn ein Wirt¬ 
schaftszweig sozialistisch durchorganisiert werden soll. Nichts ist 
mit größerer Sorgfalt zu verfolgen als der kommende Reichs¬ 
wirtschaftsrat; aus ihm werden in erster Linie die Schwierigkeiten 
erwachsen, die einen gesunden sozialistischen Neubau verhindern 
und diskreditieren sollen, es sei denn, daß er in der nur beratenden 
Situation und damit in einer gewissen Einflußlosigkeit auf das 
endgültige Geschehen zurückgehalten wird. 

Die Produktionssteigerung ist freilich nur durchzuführen, wenn 
wir sofort die Fordetting anschließen : solange Deutschland — 
es sei auch nach einer Revision dieses unsinnigsten aller Friedens¬ 
verträge, über dessen brutale Ungerechtigkeit und niederträchtige 
Heimtücke gerade wir Sozialdemokraten die Klassengenossen der 
Entente unermüdlich aufzuklären haben — in einer solchen Armut 
und wirtschaftlichen Notlage lebt, wie es heute der Fall ist, 
darj kein gesunder Arm, kein heller Kopf, der zur Arbeit fähig 
ist, feiern. De Großbetriebe sind als Quellen der wirtschaft¬ 
lichen Wohlfahrt verpflichtet, Arbeitswillige zu beschäftigen. De 
Arbeitslosigkeit ist nicht durch Erwerbsilosenunterstützung zu mil¬ 
dem, sondern durch Arbeitsbeschaffung zu beheben, hierdurch wird 
der Wohlstand des Volkes gehoben, während jede Unterstützung 
ihn aufzehren muß. Das hat zunächst für die in die sozialistische 
Organisation übergeführten Betriebe zu gelten. De sozialistische 
Maßnahme der Erwerbslosenunterstützung, eine alte sozialdemo¬ 
kratische Forderung, die heute endlich Erfüllung gefunden hat, 
bleibt für die sämtlichen übrigen Zweige der Wirtschaft bestehen. 
De Tendenz, daß die Arbeitslosigkeit nicht vom Wirtschaftsegois¬ 
mus des Unternehmertums abhängen darf, hat freilich grundsätz¬ 
lich, will sagen, nicht nur theoretisch, sondern auch praktisch die 
politische Haltung der Sozialdemokratischen Partei in Zukunft zu 
bestimmen. Daraus können Ansporne erwachsen, die den prak¬ 
tischen Sozialismus rascher, als man anzunehmen wagen wird, 
vorantreiben. Ansporne , die zuverlässiger die ökonomische Revo¬ 
lution. in der wir leben, beschleunigen, als jeder Phrasenradikalis¬ 
mus. Ein armes Deutschland arbeitet — ein jeder, damit auch ein 
jeder einen Teil des Lebensgenusses gewinnen kann. 
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Das Wirtschaftsprogramm hätte nun zu unterscheiden zwischen 
den Rohstofferzeugem, die die lebensnotwendigen Erzeugnisse für 
die Wirtschaft liefern und den weiterverarbeitenden Gewerben, 
zwischen den Großbetrieben der Rohstofferzeugung, und den 
weiterverarbeitenden Industrien einerseits und den Mittel¬ 
und Kleinbetrieben in den fabrikatorischen und noch 
auf das Handwerk eingestellten Gewerben andererseits). 
Dann haben die Fragen dqp. Grob- und. Kleinhandels mit 
Einschluß des Geldr und Bankwesens) zju folgen. Die Landwirt¬ 
schaft hat den Anspruch auf eine besonders sorgfältige Behandlung, 
weil es hier gilt, die Produktionssteigerung im Auge zu behalten 
umL gleichzeitig die ländliche Bevölkerung für die sozialistische 
Wirtschaft zu gewinnen. — Die Außenhandelsbeziehungen, Ein¬ 
fuhr und Ausfuhr, und was damit zusammenhängt, dasi heißt 
insbesondere die Beziehungen einer wenigstens! zum Teil und, wie 
wir hoffen, bald zum wichtigsten, wenn auch freilich nocfy nicht 
quantitativ größeren Teil erfolgten sozialisierten Wirtschaft — deren 
Beziehungen zum kapitalistischen Ausland wären das Nächste. 
— Zu folgen hätte die Frage, ob die zunächst nicht sozialistisch 
erfaßbaren oder erfaßten Wirtschaftszweige einer besonderen Or¬ 
ganisierung, etwa einer paritätischen Planwirtschaft, wie Wisset! 
es anstrebte, zu unterwerfen sind, oder es mehr im Sinne des 
Sozialismus liegt, eine kapitalistische Ausreife, unter stärkster 
steuerlicher Belastung natürlich, abziuwarten, bei Gewährung des 
liberalen laissez faire. Abschließend hat das Wirtschaftsprogramm 
den Weg der Sozialpolitik, der sozialen Reform, aufzuweisen. 
Schon rein äußerlich würde damit gezeigt, worauf es ankommt, 
auf den praktischen Sozialismus, und nicht auf soziale Reform¬ 
politik; da sei auf das im ersten Teil von mir Ausgeführte hin¬ 
gewiesen. Und so wächst endlich der sozialdemokratischen Arbeiter¬ 
bewegung vor den eigenen Augen, die sehen wollen, das greif¬ 
bare Ziel empor, das keine Utopie ist, das vielmehr schon so 
sehr in die Wirklichkeit drängt, daß die gestaltende politische 
Vernunft es aus sich gebären muß. Wer die Dinge kennt, in 
wessen Kopf sie sich gestalten, kann etwas von der dialektischen 
Gegenbewegung in unserer großen Zeit verspüren, die zur Syn¬ 
these, zur höheren Einheit, führt, weil sie nicht anders leben kann. 
Dabei will ich nicht unterlassen, jetzt schon — um eine über¬ 
flüssige Kritik von vornherein zu unterbinden, weil mir nur die 
fruchtbare Weitererörterung, die aufbaut, wertvoll erscheint — 
auszusprechen, daß ein solches* Wirtschaftsprogramm immer ein 
Relativum bleiben wird und nur den Anspruch erheben mag, unter 
all den Möglichkeiten die relativ beste zu sein. So denke ich 
mir das sozialdemokratische Wirtschaftsprogramm jetzt, für dreißig 
Jahre, als das Bestmögliche, von Zeit zu Zeit der Aenderung 
bedürftig, hn einzelnen zwar ein Instrument der Lücken und 
menschlichen Unzulänglichkeiten — aber in der Zielsetzung und 
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in der Wegleitung klar und sicher! Wir, die wir theoretisch 
und besonders auch praktisch in den Dingen der Wirtschaft er¬ 
fahren sind, wollen mit unablässigem Fleiß arbeiten und formen, 
9etzen und verwerfen, neu aufbauen und höherführen, bis wir 
nicht nur das Programm, sondern die' praktische Gestaltung, als 
ein Vorbild für uns selbst zum Wiederaufbau und für die übrigen 
Völker als bestmögliche Lösung eines produktionsreichen, wohl¬ 
standzeugenden Sozialismus gefunden haben. Ich weiß als Jang- * 
jähriger Praktiker selbst genau, wie sehr die wirtschaftliche Wirk¬ 
lichkeit eine harte Tatsachenwelt ist, und daß kein noch so guter 
Wille wird etwas leisten können, wenn nicht tiefstes Wissen 
und sichere Uebung sich verbinden. 

Völlige Einigkeit herrscht darüber, daß die Industrien der wich¬ 
tigsten Rohstoffe für die sozialistische Organisation reif sind. 
Wir fordern deshalb, daß ohne Zeitverlust mit der Sozialisierung 
des Kohlenbergbaus, der Eisenerzgewinnung und Hüttenindustrie, 
des Kalibergbaus, der Stickstoffindustrie, der elektrischen Strom¬ 
versorgung in ausgedehnterem Maße als bisher, der Baustoff¬ 
industrien — i der Zemerit-, Kalk-, Ziegelei- und Steinindustrien 
— und der Ueberführung der Forsten und des landwirtschaftlichen 
Großgrundbesitzes in das Eigentum der Volksgemeinschaft be¬ 
gonnen wird. Den Anfang mache man industriell mit Kohlen, 
Eisenerz und Eisen. Man täusche sich aber nicht, daß jedes 
sozialistische Beginnen im Sumpf der ersten Erwägungen und 
Schwierigkeiten stecken bleiben muß, wenn nicht die genannten 
Industrien als eine in der Wechselwirkung aufeinander angewiesene 
Einheit verstanden wird. Es hieße Altbekanntesi wiederholen, wenn 
man besonders auf die Bedeutung des Kohlenbergbausi noch hin- 
weisen wollte; aber ohne die Produktionssteigerung der Baustoff¬ 
industrien und ohne die Verbilligung ihrer Fabrikate keine Indu¬ 
striegesundung, keine Behebung des städtischen und ländlichen 
Wohnungselends; billigere Kohle senkt den Strompreis», senkt die 
Gestehungskosten der ganzen industriellen Produktion. Wie aber 
sollen die Kohle, die Baustoffe billiger werden? Ist das möglich, 
daß die wahnsinnige Preispolitik der Unternehmer geändert wird? 
Nein. Wird sie der Unternehmer aber freiwillig ändern? Wird 
er nicht gute Gründe genug anführen können, die für die Preis* 
erhöhungen sprechen? Gewiß. Bleibt da etwas anderes übrig, 
als eir.zugreifen und dem Unternehmertum das Verfügungs- und 
Eigentumsrecht zu entziehen? Man mag die Sache drehen und 
wenden, wie man will, die Profitjägerei ist und bleibt der tiefste 
Grund unserer industriellen Wirtschaftsnot. Hört man, daß es 
im Ruhrgebiet ein gutes Dutzend Familien sind, in deren Händen 
das Eigentum jener Zechen und Hütten liegt, daß sie bislang die 
seinerzeit vom Staat verschenkten Berggerechtsame ausbeuteten, 
ohne der Volksgemeinschaft auch nur einen Pfennig mehr zu- 
kommen zu lassen, als die steuerliche Pflicht, die gering genug 
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bemessen war, ihnen auferlegte, daß sie allein die Preise machten, 
daß sie durch Syndizierung die Verbilligung hintertrieben, so 
versteht man wohl, daß der Bergarbeiter sich nicht mehr mit einer 
■Scbekisozialisiening zufrieden geben kann. Das Eigentums- und 
Verfiigungsredht ist dem Unternehmer zu entziehen; ohne Brechung 
seines Einflusses keine sozialistische Organisation. Auf die wirt¬ 
schaftsstatistische Darstellung der sozialisierbaren Gewerbezweige 
können wir hier verzichten; das neueste Material fehlt noch, 
weil es vom Wirtschaftsminisiterium leider noch immer nicht ver¬ 
öffentlicht worden ist. Jedenfalls liegen die Dinge aber doch so, 
daß es nicht an der wirtschaftswissenschaftlichen Einsicht der 
Sozialdemokraten und an der Energie zum praktischen Zugriffe 
in der Zukunft fehlen wird, wenn nichts geschehen sollte, sondern 
nur an der politischen Macht, auf deren sicheren Boden allein 
solche umwälzenden Tatsachen geschaffen werden können. 

Allerdings, und damit kommen wir zum nächsten Schritt, wird 
es nötig sein, programmatisch fesitzulegen, daß wir keine über¬ 
teuertet. Industrien zu übernehmen gedenken. Die Entschädigung, 
bzw. Abfindung der Unternehmer und Vorbesitzer ist ein Problem, 
dessen Lösung nicht zu kompliziert gestaltet werden darf. Hätte 
Marx heute etwas dazu zu sagen, so würde er wahrscheinlich 
spöttisch über die Verlegenheit mancher Sozialisten lächeln; denn 
sie wollen ein Neues beginnen und beachten nicht die Scylla 
und Charybdis der radikalen Negation und sozialreformerischen 
Schwammigkeit. Gewiß wäre es ein Unrecht, zwar nicht so sehr 
wohlerworbene, als wohlbesessene Rechte ohne weiteres abzu¬ 
schneiden ; auch der Unternehmer hat so gut wie der Sozialist 
Anspruch auf gerechte Behandlung, denn beide sind die artigen 
und unartigen Kinder einer stürmischen ökonomischen Entwicklung, 
in die sie vom Schicksal hineingestellt worden sind, ohne ge¬ 
fragt zu werden. Aber es wäre nun andererseits ein Unding, die 
neue sozialistische Organisation mit den Schulden der Ablösung 
der Vorbesitzer zu belasten, ohne eine Lösung zu suchen und 
zu finden, diese Schulden auf das geringste Maß zu beschränken. 
Nicht, als ob man dem Unternehmer und Voreigentümer ein ge¬ 
ruhsames Rentnerdasein bis zum Lebensende nicht gönnen sollte, 
zumal seine Erben durch eine gründlich zufassende Erbschafts-, 
Einkommens- und Vermögenssteuer schließlich doch nur geringen 
Gewinn zu erwarten hätten, nein, darum geht es nicht. — Die 
Belastung der sozialistischen Organisation durch diese Entschädi¬ 
gungssumme stellt eine starke Erhöhung der Selbstkosten dar, 
wodurch die Produktion ungehörig verteuert wird; man arbeitete 
dann immer noch für den Kapitalisten; nur hätte er selbst Muße, 
sich in Goethe, Beethoven und das Studium der modernen Tänze 
tu vertiefen. Die Entschädigung hat zu erfolgen, um jeden stören¬ 
den Widerstand im Fortgang der sozialistischen Organisation aus- 
zusdhalten, sie ist aber nicht auf Grund der Kriegsergebnisse und 
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tu den Sätzen der zerrütteten deutschen Währung zu errechnen, 
sondern auf Grund der buchmäßigen Ertrags Ziffern im Jahrfünft 
vor dem Kriege unter Absetzung der abgeschriebenen Werte 
und Berücksichtigung des auf diese Weise gefundenen Bestand¬ 
wertes; wesentliche durch die Kriegswirtschaft bedingte Verschie¬ 
bungen sind zu berücksichtigen, indem an dem gesunden Währungs- 
satz der Vorkriegszeit, an dem Grundsatz der unvergütbaren Ab¬ 
schreibungen und damit an einer dem tatsächlichen und nicht 
dem fiktiven Bestandswert entsprechenden Preisfestsetzung der 
zu übernehmenden Betriebe festgehalten wird. Der Unternehmer 
wird in Versuchung geführt, den Wert seines Betriebes) in Gold¬ 
mark zu errechnen und den Preis um das Vielfache des gesunkenen 
Papiergeldes hinaufzusetzen, während umgekehrt, zur Gesundung 
der Wirtschaft, der Goldmarkwert als Preis zu gelten hat, ohne 
Rücksicht auf die in Papiergeld ausgedrückten Verkehrspreise. 
Daß dies keine Willkür, sondern ein gutes und selbstverständliches 
Recht der sozialistischen Wirtschaftsorganisation ist, geht daraus 
hervor, daß es keinem Industriellen einfallen wird, seine Aktiv- 
und Passivbilanz durch fiktive Papiergeldabschätzung der Bestände 
zu verbessern; vorhandenes, teuer eingekauftes Material wird eher 
noch zurückgesetit im Preis, um Gewinne zu verdecken; gewiß 
wird aber unter keinen Umständen, z. B. Thyssen, den Wert der 
Baulichkeiten, Maschinenanlagen, Einrichtungen seiner Gewerk¬ 
schaft „Deutscher Kaiser“, die au» der Zeit vor dem Kriege stam¬ 
men, heute zu dem gesunkenen Geldwert als Bestand in der 
Bilanz aufführen, abgesehen von den Abschreibungen, wonach 
die Maschinen mit einer Mark, nur nominell noch zu Buche stehen 
werden. Hat aber der Privatkapitalist den gesellschaftlichen Wert 
des angelegten Produktionskapitals zum Teil oder ganz durch den 
gesellschaftlich erzeugten Mehrwert in Form von Abschreibungen 
getilgt, um die Gestehungskosten der Fabrikation zu vermindern — 
wäre es da nicht ein Widersinn, wenn die sozialistische Wirt¬ 
schaft, dem trügerischen oder drohenden Wort der Unternehmer 
eine nicht angebrachte Bedeutung beilegend, ihre Produktion 
durch Uebernahme ungerechtfertigter Lasten verteuerte? Ein 
Stinnes, oder tun kleinere ’ Männer zu nennen, der neue Reichs¬ 
wirtschaftsminister Scholz, oder Schweighoffer oder Köhler, könn¬ 
ten mit solchen Mätzchen die sozialistische Organisation von vorn¬ 
herein zu sabotieren versuchen, aber bleiben wir unerbittlich fest, 
weil die sozialdemokratische Arbeiterbewegung uns den Rücken 
steift, so müssen diese Profitjäger auch an der empfindlichsten 
Stelle, der Entschädigungsfrage, nachgeben. Und so setzt die Ver¬ 
billigung der Fabrikation mit der Senkung der Gestehungskosten 
beim Anlagekapital ein. Der erste Punkt zur Gesundung; die 
erste gemiedene Klippe, an der eine gesunde sozialistische Wirt¬ 
schaftsorganisation, nach dem Willen der Unternehmer scheitern 
müßte. 
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Damit wären^die Hauptfragen der Sozialisierung angeschnitten, 
die einer programmatischen Klärung bedürfen. Vor allem die 
politische Macht. Dann: erstens, die gesetzliche Enteignung und 
Uebemahme mit einer angemessenen Entschädigung; zweitensi: 
die sozialistische Organisation der hierzu reifen Wirtschaftszweige; 
drittens: die Rohstoff- bzw. Kreditbeschaffung; viertens: die 
Preissenkung in der Fabrikation, einschließlich der Lohnfrage; 
fünftens: Steigenmg der Produktion und, damit zusammenhängend, 
die Ueberwindung der Arbeitslosigkeit; sechstens: Bedarf, Ver¬ 
teilung und Ausfuhr. Als grundsätzliche Forderung stellten wir 
den fünften Punkt an den Beginn dieses zweiten Teiles, also 
Steigerung der Erzeugung und Arbeitsbeschaffung. Jetzt handelt 
es sich weniger um die kategorischen Forderungen alsi vielmehr 
um die ökonomische Modalität, darum, wie kann man die Forde¬ 
rung verwirklichen. 

Ist über die Uebemahme und die Entschädigungsfrage eine 
Klärung erfolgt, so ist das nächste Problem die Form der sozia¬ 
listischen Organisation, in welche der der Volksgemeinschaft zu¬ 
zuführende Wirtschaftszweig am zweckmäßigsten übergeführt wer¬ 
den soll. Da stehe ich nicht an, die von Karl Kautsky angeregte, 
durch die Mehrheit der Sozialisierungfekommission beschlossene und 
in der Denkschrift von Professor Willbrandt skizzierte Organi¬ 
sation sform als den brauchbarsten Vorschlag zu bezeichnen. Völliger 
Ausschluß jedes privatkapitalistischen Einflusses, keine „freie“ 
Wirtschaft mehr, kein Staatsbetrieb, keine verödende langweilige 
Bureaukratie, die von den reaktionären Elementen zum Bremsen 
mißbraucht werden könnte, Ausschaltung der widerwilligen f vom 
alten Regime übernommenen Wirtschaftsberater — dagegen ein 
in sich gegründeter, selbständiger, vom Staatsbetrieb, von der 
staatlichen Verwaltung und Reglementierung freier Wirtschafts¬ 
körper, selbständig wie ein privatkapitalistisches Monopol; im 
Eigentum, im Besitz des gesamten Volkes*, unter einer sich nur 
auf die Preisbildung und Verschuldung beziehenden Kontrolle des 
Reiches; beweglich in der Disposition, im Einkauf, in der tech¬ 
nischen Leitung, in der kaufmännischen Verwaltung, in der Organi¬ 
sation des Vertriebes nach Maßgabe der für den Großhandel ge¬ 
troffenen Bestimmungen. Man kann formulieren: die selbständige, 
im Sinne des Privatmonopols nachgebildete Organisation neuer 
Wirtschaftskör per, gleichsam amerikanischer Riesensyndikate , ist 
die einzige , wirklich praktische Möglichkeit, die Energien zu¬ 
sammenzufassen, die Hindernisse zu überwinden und den sozia¬ 
listischen Aufbau zu ermöglichen. Es ist für den Kenner dieser 
Dinge unnötig, die Methode Kautskys und der Kommission noch 
einmal darzustellen. Natürlich darf man diese Organisation nicht 
als etwas nun Unabänderliches wieder ansehen; es wird sich zeigen, 
daß bei der Organisationsarbeit selbst sich dies und jenes so oder 
so zu handhaben mehr empfehlen wird. Nur ist diese Methode 
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deshalb kein Sprung ins Dunkle, weil sie die Jfqrtsetzung der f 
privatmonopolistischen Tendenzen darstellt, davon jedoch unter¬ 
schieden, durch die Ausscheidung desi privatkapitalistischen Prinzips- 
zu produzieren und anzueignen, nämlich für die eigene Tasche des 
Unternehmers. Gerade, daß diese Organisationstform sich genetisch 
an das Bisherige anschließt, ist ein Beweis dafür, daß sie nicht 
etwa willkürlich erdacht ist, daß sie sich vielmehr, im Sinne 
Karl Marx’, aas der ökonomischen Entwicklung als eine Not¬ 
wendigkeit ergibt. Ein erfreuliches Kennzeichen für die wirk¬ 
liche Güte dieses Vorschlages!, auf den man sich ohne weiteres 
grundsätzlich einigen kann, ist die außerordentliche Elastizität 
und Anpassungsfähigkeit bei vollkommener Wahrung der grund¬ 
sätzlichen sozialistischen Eigenschaften. Denn welchen Vorzuges 
könnte sich die sozialistische Organisation vor der privatkapi¬ 
talistischen rühmen, wenn sie mit der Produktionssteigerung eine 
schärfere Bindung und Fesselung im Arbeitsprozeß für den Men¬ 
schen, den Arbeiter, verbinden müßte? Jede sozialistische Organi¬ 
sation wird schlecht sein, die schon im Umstellungsverfahren 
zu katastrophalen Reibungen führt, die aber ist die schlechteste 
zu nennen, die im laufenden Arbeitsprozeß nicht den Grundsatz 
der Freiheit, die der notwendigen Autorität und Disziplin keines¬ 
wegs widerspricht, praktisch durchführen kann. Diejenige wird 
mustergültig genannt werden, die ein Erzeuger der Arbeitsfreudig¬ 
keit ist; im Rahmen des Oiganisationsivorschlages von Kautsky 
ist eine solche Lösung möglich. Auf ein Moment ist allerdings 
noch hinzuweisen; es wird notwendig sein, daß die Durchführung 
solcher sozialistischer Organisationen nicht nur mit einer solchen 
Kraft beschlossen, sondern auch mit einer solchen Entschlossen¬ 
heit und tunlichsten Beschleunigung, unter Gewährung von Macht¬ 
mitteln gegen jede starrköpfige Renitenz und Passivität, rückhalt¬ 
los getätigt wird, daß dem Unternehmertum von vornherein zum 
Bewußtsein kommt, daß es ein sträfliches! und schwer zu ahnendes 
Unterfangen wäre, unter den Arbeitern und Angestellten Sabo¬ 
tage zu treiben. Ein Beispiel: weder mit Herrn von Raumer noch 
mit C. F. von Siemens, dem neuen demokratischen Abgeordneten, 
ist eine sozialistische Organisation möglich, weil deren beider 
Köpfe von Rießerschen Theorien und Gothieinschen Leitartikeln 
altmanchesterlicher Gattung angefüllt sind. Deshalb wird das 
Führerproblem, weil es sich dabei nicht nur um ökonomische, 
sondern um geistige Qualitäten handelt, von ausschlaggebender 
Bedeutung sein. Noch oft und viel wird in der Zukunft, wo 
es sich um die Gestaltung der Einzelheiten handelt, um die 
Frage der Organisationsform gerungen werden müssen; wenn 
nur der Typ feststeht, und das kann bejaht werden. Der Typ 
ist das sozialistische Volksmonopol unter Verwendung der brauch¬ 
baren Methoden der großkapitalistischen Verwaltung. 

(Fortsetzung folgt.) 
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Ordnung als Ziel der Volkswirtschaft. 

D AS Nachstehende soll ein Versuch sein, einen neuen Begriff 
in die Wirtschaftslehre einzuführen oder — wenn das zu 
anmaßend klingt — die Anschauungen über den „Gebrauchs¬ 
wert“ neu zu begründen und zu vertiefen. 

Ich selbst betrachte die 1 Lehre von der „Ordnung“, wie ich 
sie im folgenden entwickeln werde, als eine Weiterführung und 
Ergänzung des bekannten Ostwaldschen Energieprinzips 1 , das in 
dem „energetischen Imperativ“ gipfelte: „Vergeude keine Energie, 
verwerte sie!“ Doch um der Wahrheit die Ehre zu geben, muß, 
ich bemerken, daß Ostwald persönlich sich meinen Gedanken gegen¬ 
über ablehnend verhält 

Es handelt sich darum, durch eine Abstraktion herauszufinden, 
was denn eigentlich bei aller menschlichen Tätigkeit oder, noch 
allgemeiner gefaßt, bei allem Zweckgeschehen das Wesent¬ 
liche ist. 

Während Ostwald sich fragte, was aus 1 der Energie wird, die 
wir bei unseren Handlungen. Umsetzen, möchte ich — in dem festen 
Glauben, daß dies richtiger ist — den Zustand der Materie und 
seine Veränderungen durch die menschliche Tätigkeit in den Mittel¬ 
punkt der Betrachtung rücken. 

Alles menschliche Tun besteht in einer Einwirkung auf die 
Gegenstände der materiellen Welt, deren Energieform und Struktur 
dadurch eine Umwandlung erfährt. Diese Art des Wirkensi ist 
tatsächlich die einzige, die in unserer Macht steht. Stoffe und 
Kräfte können wir weder vernichten noch schaffen, wir ver¬ 
mögen immer nur ihre Anordnung zu ändern. 

Unsere Einwirkung auf die Materie geschieht — abgesehen von 
krankhaften und zunächst auch von instinktiven Handlungen, Spie¬ 
lereien u. dgl. — planvoll, d. h. so, daß sie dem Handelnden ge¬ 
eignet scheint, bestimmte, ihm erwünschte Folgen nach sich zu 
ziehen. Es ist unser Bestreben, die Dinge dieser Welt in einen 
Zustand zu bringen, der sie, kurz gesagt, in unsere Gewalt gibt. 
Wir wollen unsere Herrschaft über die Natur befestigen und 
ausdehnen. 

Und daraus ergibt sich sogleich die beste Definition des Be¬ 
griffs „Ordnung“. Ordnung ist der Zustand der Dinge, der dem 
Geist die Herrschaft sichert. 1 


1 Es mag überraschen, daß hier „der Geist“ in einer Definition 
auftaudit, ohne selbst definiert zu sein. Ich glaube aber das Wort recht- 
fertigen zu können, indem ich erkläre, daß es nur ein mathematisches 
Zeichen sein soll für den Inbegriff des finalen Geschehens. — Daß 
es Vorgänge gibt, bei denen die Folge wie eine Ursache wirkt, und 
daß gerade derartige Vorgänge typisch sind für das menschliche Han- 
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Was unterscheidet z. B. eine Zange von einem Stüde Stahl 
gleichen Gewichts und gleicher chemischer Beschaffenheit? Der 
Stoff ist derselbe und der energetische Inhalt ebenfalls). Und 
doch besteht zweifellos ein gewaltiger Unterschied. Esi haftet 
der Zange etwas an, worauf ihr Wert für unsere Kultur beruht. 
'Zerbreche ich das Werkzeug öder schmiede es zu einem gewöhn¬ 
lichen Metallklotz um, so habe ich offenbar irgendetwas ver¬ 
nichtet, ohne doch Stoff oder Energie zsu vernichten oder auch 
nur beiseite zu schaffen. Nun, das einzige, was die Zange vom 
Rohstoff unterschied, war ihre Form. In der räumlichen An¬ 
ordnung, in welcher sich die Stahlteilchert befanden, lag die be¬ 
sondere Brauchbarkeit des Dinges begründet. Und dieser Zustand 
der Brauchbarkeit war es, den wir die Ordnung nennen wollten. 

Dieselbe Eigenschaft des Geordnetseins kommt in höherem oder 
geringerem Qrade allen Dingen zu, die wir Oüter nennen. Hin¬ 
sichtlich der Werkzeuge usw. ist das einleuchtend, ich möchte 
es daher nur noch kurz für einCn der weniger handgreiflichen 
Fälle durchführen. 

So ist z. B. ein Buch nichts andenesi, als auf besonders sinn¬ 
reiche Art angeordnete Materie. Ein Wilder könnte glauben, die 
Rußteilchen der Druckerschwärze seien ziemlich regellos über die 
weiße Fläche des Papiers verstreut. Wir aber wissen, daß für 
iedes Zeichen mit Bedacht ein Platz gewählt wurde, an dem 
es auf das Him und den Geist des Lesers wirken muß, so wirken, 
daß die Gedanken dessen, der das Buch schrieb, zu denen gelangen, 
die es lesen. 

„Ordnung“ ist ein relativer Begriff. Ob wir 500 Gramm Stahl 
eine wertvollere Anordnung geben, indem wir eine Zange oder 
indem wir 100 Uhrfedern daraus herstellen, das hängt nicht 
von dem Fabrikat allein ab. Wer gerade eine Zange benötigt, 
für Uhrfedern aber keinerlei Verwendung hat, für den wäre die 
Ordnung im ersten Fall die höhere. 2 Und der Nutzen eines 
Buches ist bekanntlich sehr verschieden, je nach der Vorbildung 
und augenblicklichen Stimmung des Lesers. Also müssen wir bei 


dein und, nebenbei gesagt, auch für das biologische Geschehen, das 
ist eine bloße Tatsache, die wohl niemand leugnen wird. Vermutlich 
bilden die finalen Abhängigkeitsverhältnisse nur einen besonderen Fall 
der Kausalität (eine Durchbrechung des Kausalgesetzes anzunehmen, er¬ 
laubt uns ja überhaupt die Organisation unseres Denkapparates nicht), 
aber auch dann bleibt die ganz einzigartige Besonderheit und Bedeutung 
dieser Geschehensform bestehen, für die wir nun einmal das Wort 
Finalität oder Zweckgeschehen haben. Und da, wie ich noch zeigen 
werde, Finalität kennzeichnend ist für das Wirken dessen, was wir 
den Geist nennen, so halte ich die oben gebrauchte Abkürzung für 
berechtigt. 

2 Mit dem Tauschwert haben diese Erörterungen selbstverständlidv 
gar nichts zu tun. 
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der Feststellung des Grades von Ordnung (des Gebrauchswerts), 
den ein Ding besitzt, in Gedanken stets den Vorbehalt machen: 
„bezogen auf den und den als Gebraucher“. Dabei ist sowohl an 
die besonderen Eigenschaften und Fähigkeiten des Betreffenden 
zu denken, — ein Hobel hat in der Hand eines Tischlers höheren 
Wert als in der eines Schneiders —, als auch an die Nebenumstände, 
die im Vorhandensein unentbehrlicher Hilfsstoffe und -kräfte, in 
der Erfüllung bestimmter physiologischer und klimatischer Be¬ 
dingungen u. dgl. zu bestehen pflegen. 

Verfolgen wir diesen Gedankenfaden weiter, so werden wir bald 
dahin geführt, gar nicht mehr ein Ding gesondert zu betrach¬ 
ten, sondern unsere Aufmerksamkeit gleich einem ganzen Kreis» 
von Dingen zu?uwenden, welche durch wechselseitige Beziehun¬ 
gen zueinander gehören. Einen solchen „Beziehungskreis“ oder 
„Dingkreis“ bildet z. B. »ein Jäger zusammen mit seinem Gewehr 
und mit dem Wild, auf das er zielt. Je nach der Treffsicherheit 
des Schützen, der Güte der Waffe und der Stellung des Opfers 
werden wir die Ordnung dieses Dingkreises (den die Physiker ein 
„System“ nennen würden) höher öder niedriger veranschlagen. 
Wenn wir indes ganz genau sein wollten, so müßten wir auch 
Sonnenstand, Windrichtung und zahllose andere Faktoren von 
größerem oder geringerem Einfluß berücksichtigen. Infolge der 
Unübersichtlichkeit der meisten Dingkreise läßt sich ihre Ordnung, 
schwer abschätzen, und die alltägliche Erfahrung lehrt ja auch, 
wie häufig wir uns in der Bewertung von Ordnung täuschen. 
Doch ist die Ordnung eines Dingkreises» in jedem Falle theoretisch 
mit völliger und meist auch praktisch mit ausreichender Genauigkeit 
bestimmbar. 

Nicht angeben könnten wir indes die „Ordnung eines Dinges“, 
z. B. eines Hammers. Denn dazu müßten wir, wie gesagt, wissen, 
wer ihn gebrauchen und unter welchen Umständen das geschehen 
soll. Wollen wir also — was praktisch natürlich gerade von be¬ 
sonderem Wert ist — die Ordnung einzelner Dinge gegeneinander 
ab wägen, z. B. die eines Hammers gegen die einer Flasche 
Wein, so müssen wir Übereinkommen, unter der Ordnung eines» 
Dinges den Grad von Naturbeherrschung (Macht, Freiheit) zu 
verstehen, den sein Besitz einem Menschen von durchschnittlicher 
Vorbildung und Begabung unter normalen Umständen verleihen 
würde. 

Ordnung ist stets final zu bewerten. Nicht die Vergangenheit 
der Dinge und Zustände, sondern nur die Möglichkeiten ihrer 
zukünftigen Verwendung spielen dabei eine Rolle. Ob ein Stück 
Eisen von einem zertrümmerten Werkzeug stammt oder frisch 
aus dem Hochofen gekommen oder als Meteorstein vom Himmel 
gefallen ist, das ist für die Bewertung der Ordnung, die es» 
darstellt, ganz belanglos. 
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Fragen wir uns nun, wie wir die Ordnung anzuwenden pflegen, 
die das Schicksal in unsere Hand gegeben hat! Auch hier bedarf es> 
wieder einer entschlossenen Abstraktion, um in der Fülle der 
Erscheinungen das Gemeinsame zu erkennen. Worauf ist alle 
unsere Arbeit gerichtet? Weswegen (müht sich der Schmied stunden¬ 
lang an einem Stüde Eisen, wofür wendet er die Ordnung seines 
Geräts, seines Schmiedefeuers und seiner Muskeln auf? Nun, 
auf Grund des Vorhergegangenen kann die Antwort nur lauten: 
Er formt aus dem Eisen ein Werkzeug, dafei infolge des ihm eigenen 
Gefüges höhere Ordnung darstellt als der Eisenblock, aus dem 
es geschaffen ward. Die vorhandene Ordnung wurde also dazu 
benutzt, um höhere Ordnung zu erzeugen. 

Durch unsere ganze Kultur geht ein fortwährendes Streben 
nach Erhöhung der Ordnung, die uns zu Gebote steht Es darf 
auch nicht anders sein. Stillstand ist Rückschritt! Stoff und 
Kraft sind ja nicht willige Sklaven, sie „hassen das Gebild der 
Menschenhand“. Wie ein Stein in der Brandung, so werden alle 
unsere Werke ständig abgeschliffen und zerrieben in der rastlosen 
Mühle der Zeit. Der Zufall, d. i. die Gesamtheit der nicht unserem 
Willen unterworfenen Vorgänge, arbeitet fast immer gegen uns. 

Dazu kommt, daß wir selber genötigt sind, unablässig Ordnung 
zu zierstören, wenn wir Ordnung gewinnen wollen. Dies selt¬ 
same Gesetz ist ohne Ausnahme. Es gibt keine Art der Benutzung, 
die nicht zugleich eine Abnutzung wäre. Das ist nicht immer 
so deutlich wie bei dem zuletzt gegebenen Beispiel, wo die erhöhte 
Ordnung des Dingkreises mit offenbarer Einbuße an Dingordnung 
erkauft wurde: Zerstörung der Ordnung, die in der Kohle gege¬ 
ben war, Aufwand an Arbeitskraft, Abnutzung von Hammer und 
Amboß usw. Ein Verlust an Ordnung aber tritt immer ein. 

Wir müssen also bei jeder unserer Handlungen einen Ueber- 
schuß an Ordnung zu erzielen suchen, wenn unsere Herrschaft 
über die Natur erhalten bleiben soll. Und die Entwicklung geht 
offenbar dahin, sie nicht nur zu erhalten, sondern unbegrenzt 
auszubreiten. Es scheint der Sinn der Weltentwicklung zu sein, daß 
das Chaos sich zum Kosmos umgestaltet. Ob man diesen Vor¬ 
gang für mechanisch erklärbar öder für übersinnlich halten soll, 
tut hierbei nichts zur Sache. Ich persönlich habe es aufgegeben, 
darüber nachzugrübeln. Doch scheint es mir zweckmäßig, den 
Begriff „das Ordnende“ zu bilden. Denn das Ordnende oder der 
Geist, wie wir gewöhnlich sagen, steht doch tatsächlich dem 
Ungeordneten wie ein Wesen durchaus anderer Art gegenüber. 
Wer daher den Erscheinungen gerecht werden will, wird den Oeist 
— er mag sich darunter vorstellen, was er will — niemals zu leugnen 
versuchen. Das Reich des Geistes aber ist das Reich der Zwecke. 
Innerhalb einer dem Kausalgesetz unterworfenen Welt ringt sich 
eine neue, die finale Gesetzlichkeit zu immer allgemeinerer Gel- 
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tung empor. Und das Gebiet, das f sie erobert hat, nennen wir 
geordnet. 

Dieser Sieges zug der Ordnung ist kennzeichnend nicht nur für 
die menschliche Tätigkeit, sondern für alle Gebiete, auf deneln 
das Leben mit der unbelebten Natur im Kampfe liegt. Leben ist 
„geprägte Form“, ist Ordnung, die sich selbst erhält und steigert. 
In unermeßlicher Vervollkommmingsarbeit hat sich die Ordnung, 
die die lebenden Wesen verkörpern, zu ihrer jetzigen Höhe ent¬ 
wickelt. Der unsäglich feine strukturelle und chemische Aufbau 
der Organismen befähigt sie, innerhalb einer Umwelt, die ausi 
denselben Stoffen und Kräften zusammengesetzt ist wie sie, eine 
Welt für sich zu bilden und eigenen Gesetzen zu gehorchen. 

Der Mensch und seine Schöpfungen bilden naturgemäß nur 
einen Teil dieses großen Kampfplatzes, auf dem der Geist mit 
dem Chaos ringt. Unsere Wirtschaft muß sich vollkommen ein- 
fiügen lassen in das System des Fortschreitens von niederer Ord¬ 
nung zu höherer. Unser Körper, unsere Werkzeuge, der Erd¬ 
boden, das Klima, die Bodenschätze, Rohstoffe und Naturkräfte, 
unser Wissen, unsere Einrichtungen und Bräuche und nicht zuletzt 
unsere geistigen und sittlichen Anlagen, die ja ebenfalls an mate¬ 
rielle Strukturen gebunden sind, alles das stellt Ordnung dar, 
die es weise zu benützen gilt. Ordnung ist die soziale Form 
des Gebrauchswerts, ist die Möglichkeit, mit Hilfe des Guten 
Besseres zu schaffen. Ordnung ist gleichbedeutend mit der Macht 
zum Guten. 

Gerade darin, daß der Begriff Ordnung sowohl die sichtbaren und 
greifbaren Verhältnisse, wie auch die ,,Imponderabilien“ umfaßt, 
liegt nach meiner Ansicht sein Wert. Er ermöglicht es uns, die für 
unsere Kultur bedeutungsvolle Eigenschaft der Dinge und Er¬ 
scheinungen trotz ihrer Proteusnatur in ein Wort zu fassen. Und 
ich erwarte schon deshalb von dieser Betrachtungsweise, daß 
sie uns die Erkenntnis wirtschaftlicher Zusammenhänge erleichtert, 
eben weil sie eine Vereinheitlichung des Denkens darsitellt. Hat 
uns aber weiter nichts gefehlt als dasi Wort —, nun, um so 
besser. Mit Hilfe von Worten pflegt sich unser Denken zu 
vollziehen. 

Schlechthin alle Erscheinungen des Wirtschaftslebens müssen, 
wenn man einmal das hier vorgetragene Denkschema anerkennt, 
unter dem Gesichtspunkt betrachtet werden, ob sie geeignet sind, 
die Ordnung des Beziehungskreisesi, welchen wir die Kultur nennen, 
zu erhöhen. Und in Anlehnung an den eingangs erwähnten 
energetischen Imperativ läßt sich für das menschliche Tun und 
Lassen die Forcierung aufstellen: „Zerstöre keine Ordnung, son¬ 
dern benutze sie so, daß höhere Ordnung entsteht!“ 
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Dr. RODERICH VON UNOERN-STERNBERO: 

Weltpolitisches . 1 

W ENN wir uns die zurzeit viel erörterte Frage vorlegen, ob 
die bolschewistische Propaganda in Asden und der russisch¬ 
polnische Krieg günstige Wirkungen für unsere Außen¬ 
politik haben können, so müssen wir bei Beantwortung dieser 
Frage uns erst über gewisse Tatsachen der internationalen Lage 
Deutschlands klar werden und diese als Ausgangspunkt jeder 
weiteren Erörterung annehmen. Grundlegend ist nun m. E. die 
hier nicht näher zu veranschaulichende Tatsache, daß Englands 
Imperialismus das Haupthindernisi für Deutschlands Wiedererstar¬ 
kung bildet, daß das heutige England, als führender Staat der 
Entente, unser eigentlicher Vergewaltiger ist, und daß infolgedessen 
erst ein Rückgang der englischen Weltmacht auch Frankreich zur 
Nachgiebigkeit uns gegenüber veranlassen würde. Unsere außen¬ 
politischen Bestrebungen müssen daher darauf abzielen, alles zu 
unterstützen, was die englische Machtstellung zu erschüttern ge¬ 
eignet ist. Kriegerische Machtmittel kommen für uns heute nicht 
in Betracht, — unsere ganze Aufmerksamkeit ist auf geistige 
Kräfte zu konzentrieren. In dieser Hinsicht aber sind die Möglich¬ 
keiten viel größer, als es auf den ersten Blick erscheinen mag. Es 
käme vor allem darauf an, die Vertreter der Völker und Rassen, 
die sich zurzeit gegen das britische Joch aufbäumen, in einer 
organisatorischen Zentralstelle zusammenzufassen. Wir müssen als 
vergewaltigtes Volk an die Spitze aller dieser Iren, Inder, Aegyp- 
ter, Perser, Türken, Chinesen, Araber usw. treten und die ideelle 
Fühnuig übernehmen. Das in seiner Entwicklung in jeder Hin¬ 
sicht vergewaltigte deutsche Volk muß die Unterstützung und 
geistige Leitung der national-revolutionären Bewegung in der 
ganzen Welt als seine Aufgabe, ja als eine weltgeschichtliche 
Mission erkennen, die ihm durch die gegenwärtige Weltkonstella¬ 
tion aufgezwungen ist. Allerdings kann man dagegen einwenden: 
hierzu fehlen bei uns die notwendigen psychologischen Voraus¬ 
setzungen, wir ermangeln der revolutionären Leidenschaft, die 
alltägliche graue Nüchternheit hat die Schwingen unserer Seele 
angefressen — kurz die Deutschen sind für diese Aufgabe un¬ 
tauglich. Richtig — aber der Diapason der deutschen Volksseele 
ist nicht so eng, daß er keine Saiten aufweist, die heute wohl 

1 Die Redaktion kann sich die Ansichten des Verfassers nicht zu eigen 
machen. Deutschland darf nicht das Zentrum irgendwelcher nationaler 
Befreiungsversuche werden. Wir glauben, den vergewaltigten Völker¬ 
schaften am besten dienen zu können, wenn wir unsere Tätigkeit auf 
Deutschland beschränken und es zum Muster eines sozialistischen Gemein¬ 
wesens machen. Im übrigen sind wir damit einverstanden, daß Deutsch¬ 
lands Interessen mit denen der Sowjetrepublik Zusammengehen. 
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stumm sind, aber morgen in Schwingung geraten können. Eime 
ganze Reihe von Umständen arbeitet darauf hin. So wird z. B. 
der elementare Vorgang der fortschreitenden Volksvermehrung, 
dazu führen, daß wir in den eingeengten Grenzen, bar aller 
Kolonien, selbst bei noch so intensiver Ausnutzung der heimat¬ 
lichen Erde und weitgehendster Planwirtschaft, den Volksmassen 
auf die Dauer eine befriedigende Existenz nicht bieten können. 
Aehfllich waren ja die Verhältnisse in Deutschland bereitst 1914, 
al9 wir nicht mehr weiter konnten, ohne die alten Großmächte 
zurückzudrängen, die, in Voraussicht einer kommenden mittel¬ 
europäischen Entladung, uns umstellt hatten, um beim er säen 
deutschen Manöverierfehler über uns herzufallen. Heute liegen 
die Dinge doch nur insofern anders, als unser Nahrungsspielraum 
noch viel geringer geworden, und unser Volkskörper einstweilen 
ausgemergelt ist, — Umstände, die bei einem aufstrebenden Volk 
dazu beitragen müssen, über kurz oder lang den Willen zur 
Sprengung der Fesseln erstarken zu lassen. Daran können wir 
aber nur denken, wenn in einer Vereinigung aller vergewaltig¬ 
ten Völker die nötigen Voraussetzungen geschaffen werden, denn 
aus eigener Muskelkraft vermögen wir die englische Vergewal¬ 
tigung natürlich nicht zu beseitigen. Hierüber hat uns der Welt¬ 
krieg doch gründlich belehrt. 

Als so ein Hort des nationalen Freiheitsgedankens wird bisher 
von allen vergewaltigten Völkern die russische Räteregierung be¬ 
trachtet, wobei es ja völlig gleichgültig ist, ob die Völker Asiensi 
sich über das Wesen desi „Bolschewismus 1 “ klar sind oder nicht. 
Entscheidend ist doch, daß die Sowjetregierung als« ein revolutio¬ 
näres Symbol angesehen wird, als Hochburg des> revolutionären 
Gedankens schlechtweg. Es lebt in Millionen von Indem, Persern, 
Türken usw. die Vorstellung, daß Moskau heute die große Kraft¬ 
zentrale der Weltrevolution ist! Demgegenüber zu behaupten, wie 
das Dr. Jenny im „Tag“ („Gar kein Dilemma“) tut, daß „jede 
andere energische russische Regierung, die sich der britischen 
Einschnürung zu erwehren hätte“, auch in der Lage wäre, solche 
revolutionäre Kräfte in Asien zu entfesseln, erscheint mir gänz¬ 
lich verfehlt. Wir müssen uns doch unter „jede andere Regierung“ 
etwas .Konkretes vorstellen. Eine russische Regierung von Eng¬ 
lands Gnaden könnte natürlich Übehaupt keine antienglische revo¬ 
lutionäre Bewegung entfachen und eine durch deutsche militärische 
Machtmittel (wenn wir mal die« Möglichkeit annehmen) auf¬ 
gerichtete, — wäre notwendigerweise rückschrittlich orientiert und 
daher nicht befähigt, nach außenhin revolutionierend zu wirken. 
Es hat in den 90 er Jahren in Rußland der Plan bestanden, Eng¬ 
land in Indien militärisch anzugreifen, aber niemals ist die zaristi¬ 
sche Regierung oder irgendein englandfeindlicher russischer Politiker 
auf den Gedanken gekommen, die Völker Asiens zum Aufstand gegen 
die britischen Machthaber aufzurufen. Erst die Räteregierung 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



412 


Sozialistische Malet#. 


hat bei den Völkern dies Islams (Lind in Indien die revolutionäre 
Energie zu entfachen vermocht, nachdem diese Völker während des 
ganzen Krieges das englische Joch weitergetragen haben! 

Hieraus ergibt sich aber konsequenterweise, daß eine anti¬ 
englisch orientierte deutsche Politik sehr wohl am Fortbestand 
einer russischen Regierung interessiert ist, die den von England 
beherrschten Völkern als Symbol der Freiheit gilt; jedenfalls 
solange, bis wir selbst in der Lage und willens sind, die vergewal¬ 
tigten Völker unter unserer Führung zu einigen. Möglich, daß 
wir sehr bald Veranlassung haben werden, zu dieser Frage Stel¬ 
lung zu nehmen, nämlich dann, wenn als Endergebnis der Krassän- 
schen Verhandlungen eine gänzliche Einstellung der offiziellen 
bolschewistischen Propaganda in Asten erfolgt sein wird. 

Mit dem heutigen Polen, an dessen Schwächung wir ein hand¬ 
greifliches Interesse haben, liegen die Dinge so, daß wiederum 
nur das Bestehen (der Sowjetregierung und der Wunsch der Entente, 
dieselbe, wenn möglich, gewaltsam aus der Welt zu schaffen, 
es Polen ermöglicht hat, sich in diesen größenwahnsinnigen Krieg 
zu stürzen. Bestände in Rußland eine andere, etwa eine kadettische 
Regierung, so wäre den jetzigen Machthabern in Polen, diesen 
Vasallen des westeuropäischen Finanzkapitals, ja niemals der Auf¬ 
trag erteilt, bzw. gar nicht erlaubt worden, Rußland anzugreifen. 
Der ganze russisch-polnische Streit wäre in diesem Fall durch 
einen Machtspruch der Entente entschieden worden. Es isit daher 
sicherlich eine „Trübung der Einsicht“, wenn man verkennt, daß 
nur die Sowjetregierung das heutige Polen bekämpfen muß, und 
sich dadurch auch vom deutschen Standpunkt ein Verdienst er¬ 
wirbt, insofern ein wahrscheinlicher kriegerischer Mißerfolg der 
Polen jedenfalls einen gewissen moralischen Zusammenbruch dieser 
bis zur Albernheit eitlen Nation nach sich ziehen und sie außerdem 
in den Augen der Entente im Mißkredit bringen wird. 

Es läßt sich eben nicht leugnen und beim besten Willen nichts 
an der Tatsache ändern, daß das Deutschland desi Versailler Frie¬ 
dens mit Sowjetrußland auch in der polnischen Angelegenheit 
gemeinsame Ziele zu verfolgen hat. 

Dr. KARL FRIES: 

Sozialistische Malerei. 

V OR Jahren malten Baluschek und Brandenburg den Sozialis¬ 
mus, wir sahen ihn in seinen Vertretern, sahen die Genossen 
auf der Leinwand und hörten ihr Wort. Die jetzigen Künst¬ 
ler leben in einer sozialistischen Atmosphäre und künden aus 
ihr heraus ihre Lehre. Sie wissen nicht um ihre politische Wir¬ 
kung, sie ist ihnen Liebenstuft, sie bekennen nur Persönliches, 
dies ist aber von einem einigen Geiste erfüllt. Wenn wir nämlich 
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von den Künstlern reden,, die führen und gelten. Es gibt, wie die 
Große Berliner Kunstausstellung zu zeigen pflegt, auch ein Heer 
von meistens älteren Malern, die nicht in der Front stehen noch 
jemals standen, sondern sich in der Etappe der Entwicklung 
begnügten und da beschaulich die Saat noch Früherer ernteten. 
Man kann nicht gerade sagen, daß die Neueren ein eigentlich 
sozialistisches Programm vertreten oder überhaupt in irgendeinem 
Sinn politische Absichten hätten. Ihre Kunst istt tonlos und ihr 
Wollen ein geräuschloses, abseits jedes Marktlärms. Sie gleichen 
Denlcem, Gelehrten, die aus ihrem Atelier niemals hervortreten; 
Ausnahmen wie der Worpswede r Anarchist Vogel bestätigen die 
Regel. Man sieht niemals etwa Arbeiterbilder oder die Not des 
Tages dargestellt; das war vor dreißig Jahren üblich. Man grü¬ 
belt den Urproblemen nach und kommt zu einer Lösung, die der 
sozialistischen homogen isit. 

Greifen wir eine Persönlichkeit heraus, Erich Waske. Er neigt 
in jugendlicher Frühe bereits zu neuesten Formen, ballt energisch 
Fabrikumrisse zu cyklopischen Expressionen, um dann bei Pariser. 
Ateliereindrücken zu dortigem Verismus der Farbe heimzukehren. 
War er bislang nur methodisch für den neuen Ausdruck inter¬ 
essiert, so reißt ihn der Krieg und die folgende Gigantomachie 
ganz ins Fahrwasser der Zeitideen. Er flieht ajusi dem Besonderen, 
Zufälligen, Willkürlichen ins Allgemeine, Urtümliche. Urwelt¬ 
landschaften drücken seine kosmisch eingestellte neue Weltansicht 
aus, primitive Empfindung strahlt aus unendlich innigen Liebesi- 
bildern und hinreißend schönen Frauenköpfen voll edler Lyrik 
und sulamithischer Inbrunst. Ein Simsonzyklus entfaltet männ¬ 
liche Willenskraft im Ringkampf mit entgegenstrebendem Schick¬ 
sal. Die Säulen einer alten Welt brechen unter dem Arm des 
Riesen zusammen und die Aussicht auf eine neue, kühnere, lautere 
Welt hebt uns über diese Trauer. 

Das Unglück der Zeit ist kunstfördernd, wie der Reiche, der 
beatus possidens in seiner Sattheit zur Denkträgheit neigt, der 
Hungernde zum Grübeln, zum Suchen verführt wird. Wir suchen, 
wir philosophieren, entweder mit Spengler pessimistisch oder freu¬ 
dig wie Crooe, jedenfalls bis in Klaftertiefe der Dinge. Auch die 
Baukunst zeigt ganz unerhörten Ernst. Mit Sehnsucht und In¬ 
brunst hängt man der Zukunftgestaltung nach, baut Luftschlösser 
von krasser Tollkühnheit, wie etwa Bruno Taut, dessen Alpine 
Flora (Folkwang-Verlag) zum Unerhörtesten an architektonischer 
Halsbrecherei gehört, was man erleben kann. Die Bauanlage dient 
zur Vollendung der Natur, in einen Alpenpaß baut sich gelb und 
blau ein als Gesamtheit geschautesi Dorf. Die Kunst mutet als 
Kristallisation der Natur an, wir sehen goldene Fernen, Märchen 
und Zauberei blendet das überraschte Auge vor dieser fabelhaften 
Phantasie, endlich weitet der Himmel selbst mit Sternen und 
Monden sich zu koloristischem Hymnus auf das große Werden, 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



414 


Von der Periodizität in der modernen Geschiehtswissenschaft. 


das große Wollen, die grandiose Umgestaltung dieser Tage. Noch 
erregender ist Tauts architektonisches! Drama. Ootische Dome 
tauchen auf und sinken hin mit Donnergetöse, aus der Leere 
ballen sich neue siderische Formen, der Stern wird KunstmotiV, 
und choralartig entschleiert sich die Nähe der freiesten Offen¬ 
barung, die je einer Zeit zuteil ward. Mit Sozialismus steht das 
in keiner direkten Verbindung, und doch sind die chromatischen 
Harfentöne dieser Kunst auf verbrüdernde, Allsehnsucht stillende 
Gedanken gerichtet, schwingt sich das Jauchzen dieser unbewölk¬ 
ten Hymnodik in grenzfreie Liebe. Versöhnung und Friede läutet 
überall. 

Vor dem Kriege blühte die satirische Kunst, der Dadaismus war 
ihre letzte Blüte, jetzt hat er ziemlich abgewirtschaftet und wird 
nur in engen Kreisen epigonisch gepflegt; Karl Schwitters zeigte 
in Herwarth Waldens Sturm zwar Talent und Art, aber zu boden¬ 
ständigem Einfluß reichte seine orakelnde Grimassenkunst nicht 
hin; wir sind Freunde der Elegik geworden, orphische Ursprüche 
locken unseren Anteil weit mehr als lachender Spott oder satter 
Humor. Die Richtungen befehden sich, aber die Besten sind 
von dem Licht, das in der Finsternis leuchtet, so einig durchglüht, 
wie einst die russischen Studenten zu einem großen Tugendbunde 
der Revolution zusammengehörten, ohne sich zu kennen i und von¬ 
einander zu wissen. Die große Revolution ist dort noch im Gange, 
auch bei uns ruht sie nur scheinbar, die Revoluttemierung der 
Intelligenz, die allerschwerste Aufgabe, steht noch ausi und nimmt 
ihren bedeutsamen Anfang bei der Kunst, von der sie über die 
verstehende Masse endlich auch zu den harthörigen und obstinaten 
Intellektuellen gelangen wird. Die moderne Kunst läutet Morgen¬ 
glocken. 


HANS CHRISTIAN MEURER: 


Von der Periodizität in der modernen 
Geschichtswissenschaft. 


(Schluß.) 


E RST nach Goethes Tod (den Ludwig Börne, der erste typi¬ 
sche „Revolutionär“, der auf deutschem Boden erstand, als 
die Befreiung des deutschen Bereiches von einer un¬ 
erhörten Geistestyrannei feierte) schuf der schottische 
Historiker jene seine Werke, die ebensoviele Hymnen auf 
den „Heros“ als den Schöpfer aller menschlichen Kul¬ 
tur sind. Das war die Zeit, in der ein Bismarck 
und ein Marx dem Beginne ihrer umwälzenden Schöpfungen Zu¬ 
schriften . der Geist desi neunzehnten Jahrhunderts selber 
begann seine ihm eigentümliche Größe zu offenbaren. Carlyle, 
dessen Lebenszeit beinahe mit dem neunzehnten Jahrhundert zu- 
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sammenfällt, und der gerade aus dem Geiste dieses Säkulums 
heraus den des vergangenen zu erfassen trachtete, hatte aber 
auch in Friedrich den Großen den letzten der Könige erkannt 
(wörtlich sagt er: „Für mich ist er der letzte der Könige“). Danach 
muß es also seine Meinung gewesen sein, daß die großen Persön¬ 
lichkeiten und Führer, die nach dem Jahre 1800 in die Erscheinung 
traten und zur Wirkung kamen, nach Charakter und Tendenz 
anderen Wesens waren. 

Eine eigentümliche Koalition zwischen Viooscher und Carlyle- 
scher Geschichtsauffassung erkenne ich als die Grundstimmung 
im Kralikschen wie im Spenglerschen geschichtsphilosophischen 
Denken. Richard von Kralik hat in seiner Schrift von 1908 
(„Die neue Weltperiode“) den Nachweis zu führen unternommen, 
daß mit dem Jahre 1601 eine neue Weltperiode beginne, die 
eine Analogie zu einer vorangegangenen Periode vom Jahre 1 
(Christi Geburt) bis zum Jahre 1800 darstelle. Bereitst in seiner 
früheren Schrift „Das neunzehnte Jahrhundert als Vorbereitung 
und Erneuerung einer religiösen und nationalen Kultur“ (1905) 
hatte er die religiös abgetönte Romantik als den führenden Ge¬ 
samtgeist des neunzehnten Jahrhunderts! zu erklären versucht, und 
zwar derart, daß !mir diese Schrift als eine pure (allerdings glänzend 
durchgeführte) Paraphrasierung eines Carlyleschen Satzes! erscheint, 
der selber also lautet: „Unser höchster Orpheus wandelte vor 
neunzehnhundert Jahren in. Judäa. Seine in ungekünstelten heimi¬ 
schen Tönen fließende Sphärenmelodie fesselte die entzückten 
Seelen der Menschen, und da sie in der Tat und Wahrheit eine 
Sphärenmelodie war, so fließt und tönt sie noch durch alle Herzen 
und stimmt dieselben und leitet sie mit göttlicher Gewalt.“ 

Das ist eine durchaus religiöse Geschichtsauffassung. Zu einer 
„klerikalen“ aber wird sie erst in Kraliks späterer Schrift, 
eben der „Die neue Weltperiode“, in der es dann heißt: „Ich 
werde, um unsere eigene Zeit besser zu begreifen, am Schluß 
dieser Untersuchung noch eingehend den Beginn unserer dritten 
Periode (1800 bis 1900) mit dem Beginn der zweiten vergleichen 
(1 bis 100) und dabei einen Blidk in die Zukunft wagen.“ In 
dieser Schlußbetrachtung (ich gebe einige Sätze daraus) verkündet 
nun der Autor: „Diese ,Neueste Zeit* beginnt nicht so sehr mit 
der französischen Revolution, als vielmehr mit der Romantik und 
Restauration. Die Revolution ist der Abschluß der vorhergehenden 
Periode, die Romantik ist das Neue, ist das) Thema der Zukunft. 
In ihr, die schon etwa mit 1794 einsetzt, sind die radikalsten und 
konservativsten Elemente in genialster Weise gemischt. Sie will 
nicht die Kirche jaufheben, sondern vergeistigen, sowie dasi Christen¬ 
tum auch kein Jota vom Gesetz abschaffen wollte, sondern esi 
nur zu erfüllen bestimmt war. Es ist allerdings! mit dem Beginn 
des neunzehnten Jahrhunderts keine neue Offenbarung not ge¬ 
wesen, kein neuer Abraham oder Christus. Aber zu dieser Zeit 
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haben doch Novalis und Friedrich Schlegel Gedanken ausge¬ 
sprochen, die seit dem Magnifikat, seit dem Prolog aim Johannes^ 
evangelium, seit den Oesprächen bei der Geburt des Täufers 
und des Heilands nicht prophetischer erklungen sind. . . Das 
Ende des neunzehnten Jahrhunderts gleicht in dieser Beziehung dem 
Ende des ersten mit dem geisterfüllten Wirken des Evangelisten 
und Apokalyptikers Johannes, des' letzten überlebenden Apostels. 
Ich sehe diese Erneuerung als etwas: viel zu Wunderbares an, 
als daß man dem Flammensturm des Geisites mit einigen ^Re¬ 
formen“ nachkommen könnte. . . Wir müssen vielmehr, wohl 
belehrt von der Geschichte, so konservativ wie möglich vorgehen, 
um zum Neuesten, Unerhörtesten vorzuschreiten. Und ich glaube 
wohl, daß wir Unerhörtem zuschreiten. . . Die Kirche und ihre 
Kultur, seit neunzehn Jahrhunderten im geistigen Kampf mit allen 
Hindernissen der Trägheit; des Mißverständnisses und des Irrtums, 
soll einfach in ihr endlich aller Welt einleuchtendes Recht ein¬ 
gesetzt werden. Das ist das konservative und doch so radikale 
Programm der neuen Weltperiode, an deren Anfang wir stehen, 
der wir unsere ganze Arbeit zu widmen haben.“ 

Wenn Kralik auch den Geist des neunzehnten Jahrhunderts 
so eigentümlich gezeichnet hat, wie er gerade ihm erschien, so 
hat er doch diese Zeichnung wirklich durchgeführt. Houston 
Stewart Chamberlain hat zwar ein zweibändiges Werk über „Die 
Grundlagen des neunzehnten Jahrhunderts“ geschrieben, das* ver¬ 
sprochene Werk über dieses Säkulum. selber aber nicht geliefert. 
Diese Lücke scheint mir nun Oswald Spengler mit seinem Buche 
über den „Untergang des Abendlandes“ ausgefüllt zu haben. In 
seinem oben bezeichneten Werke hat uns Chamberlain auf den 
Seiten, die seiner Darstellung der „Entstehung einer neuen Welt 44 
vorangehen, den hochmittelalterlichen Kampf zwischen Papsttum 
und Kaisertum oder zwischen „Kirche“ und „Staat 44 gekennzeich¬ 
net; in die Periodizität dieser seiner „neuen Welt 44 gab er uns 
aber schon vorher, in der allgemeinen Einleitung, eine Einweisung: 
„Während also das Jahr 1, als (ungefähres) Geburtsjahr Christi, 
ein für die Geschichte des Menschengeschlechts und auch für die 
bloße Historie ewig denkwürdiges Datum festhält, besagt das 
Jahr 500 gar nichts. Noch schlimmer steht est um das Jahr 1500; 
denn ziehen wir hier einen Strich, so ziehen wir ihn mitten durch 
alle bewußten und unbewußten Entwicklungen und Bestrebungen 
— wirtschaftliche, politische, künstlerische, wissenschaftliche —, 
die auch heute unser Leben ausfüllen und einem noch fernen 
Ziele zueilen.“ So läßt er seine eigene „neue Weltperiode 44 bald 
nach dem Beginne des zweiten Jahrtausends unserer Weltnech- 
nung einsetzen, wobei er vom Jahre 1200 als dem eines ^mitt¬ 
leren bequemen Datums“ ausgeht: damals beginne der Uebergang 
von der Naturalwirtschaft zur Geldwirtschaft, beginne in Europa 
die Fabrikation des Papiers („ohne Frage die folgenschwerste 
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Errungenschaft der Industrie bis zur Erfindung der Lokomotive“), 
und es trete eine demokratische Regung zutage: die Verleugnung 
der Despotie der Kirche wie der Despotie des Staates'. 

Das furchtbare Ringen des Weltkrieges gerade zwischen Deutsch¬ 
land und England, die beide für Chamberlain „germanische Na¬ 
tionen“ und die Hauptträger seines Kulturgedankens gewesen, 
muß darum für ihn auch zu einer furchtbaren ,,Lektion“ ge¬ 
worden sein: einer Lektion, die ihn zu vollster Resignation führte 
— einer Resignation, wie sie dann in Spenglers Buch zu geschichts¬ 
philosophischem Ausdruck gelangt isit. Chamberlain, Engländer 
von GÄurt, war „Wahlösterreicher“ seit 1899. So trägt auch 
Spenglers Denken keineswegs etwa „deutsches“ Gepräge. Alles 
darin ist vielmehr rein und echt ^österreichisch“: est ist letzt¬ 
gründlich und letztendlich eine symbolisch aus der Perspektive 
der Entstehung, der Blüte und des Untergangs einer „österreichi¬ 
schen Weltmonarchie“ heraus erschaute Weltgeschichts¬ 
philosophie.“ 

' Wer die chronologischen Systeme kennt, in die bereits von den 
vormittelalterlichen Frühhistorikern unserer Zeitrechnung der Welt¬ 
geschichtsverlauf gefaßt wurde, der hat es schon verspürt, daß 
Kralik das eine dieser Systeme wiederaufgenommen hat, dasi ein 
echt kirchengeschichtliches ist und „Weltkirchen“ alsi Großperioden 
behandelt, während das andere chronologische System, dasi der 
„Weltstaaten“ (wörtlicher: „Weltmonarchien“), von Spengler 
wiederaufgenommen worden ist. Beide Autoren haben allerdings 
das „uralte“ historiographische Erbe, dasi sie damit angetreten, 
unter Vermehrung durch eigenen Erwerb neuschöpferisch zu ge¬ 
stalten versucht. Trotz alledem aber muß es sein Bewenden 
dabei haben, daß diese Werke infolge ihres aufgezeigten Grund¬ 
charakters nicht geeignet sein können, die weltgeschichtliche Be¬ 
deutung des großen Momentes, in dem wir nun selber leben 
(und d. h. • schauen und handeln), uns zu offenbaren. 

* * 

* 

In seinem 1918 (also gleichzeitig mit dem bisher erschienenen 
ersten Bande des Spenglerschen Werkes) erschienenen Buche „Drei 
Jahre Weltrevolution“ bekennt sich Paul Lensch schon durch dasi 
vorangesetzte Motto (nämlich Hegels Wort: „Wer die Welt ver¬ 
nünftig ansieht, den sieht sie auch vernünftig an, beides ist in 
Wechselbeziehung“) als Hegelianer. Er bekennt sich aber auch 
als marxistischen Hegelianer, der uns den Sinn einer „Weltwende“, 
die nun im zwanzigsten Jahrhundert eingesetzt habe und sich 
weiter durchsetze, erläutern will. Sehen wir darum einmal zu, 
,wie Lensch im Jahre 1918 den „Moment“ zu erfassen versucht 
hat. Die Erkenntnis, die er da gewonnen zu haben glaubte, hat 
er kn Schlußpassus seines Buches also formuliert: ,,Die alte 
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Doppelsklaverei Europas, von der Marx einst sprach, ist zur 
Hälfte erledigt Der Zarismus liegt zertrümmert am Boden. . . 
Bald wird auch der englische Weltdespot von seinem Throne 
steigen müssen. . . Was bedeutet die französische Revolution 
von 1789, gemessen an den ungeheuren Dimensionen der Welt¬ 
revolution von heute? — Der Sturz der englischen Weltherr¬ 
schaft durch die Deutschen hat in der Geschichte seine Parallele 
nur im Sturz der römischen Weltherrschaft durch die Germanen. 
Der ganze bekannte Erdkreis geriet ins Wanken. So damals, so 
jetzt. Damit aber bricht eine neue Epoche der Menschheit an.“ 

Die von Chamberlain abgelehnte Bedeutung des Jahres 500 
n. Chr. wird sonach von Lensch wiederhergestellt: es ist dieses 
Jahr, nach bisheriger Geschichtsauffassung, der Wendepunkt 
zwischen Altertum und Mittelalter — es bezeichnet das Ende 
des römischen Reiches und den Beginn desi fränkischen, von dem 
sich dann einige Jahrhunderte später das „heilige römische Reich 
deutscher Nation“ abtrennte, daS J „his ans Ende der Welt“ dauern 
sollte. Sind aber „französische Revolution“ und „Sturz der römi¬ 
schen Weltherrschaft durch die Germanen“ kommensurable Größen 
im Sinne einer weltgeschichtlichen Periodizität? 

Die neuere, an Vico bewußt anknüpfende und doch zu einem 
eigenen Wesen gewandelte Analogiehistorik ist zuerst bekannt¬ 
geworden aus des Berliner Historikers Kurt Breysig 1901 erschiene¬ 
nem Buche: „Altertum und Mittelalter als Vorstufen der Neuzeit 
Zwei Jahrtausende europäischer Geschichte im Ueberblick. Ein 
universalhistorischer Versuch.“ 

Die große Periodizität betreffend erklärt Breysig die alte Ein¬ 
teilung der Weltgeschichte in Altertum, Mittelalter und Neuzeit 
für unhaltbar. Dafür setzt er „vierzehnhundert Jahre vor und 
vierzehnhundert Jahre nach dem Untergang des weströmischen 
Reiches je eine Epoche der europäischen Geschichte“ an, nämlich 
„die griechisch-römische und die germanisch-romanische“. Diese 
beiden großen Perioden Breysigs sind zweifellosi als große Massen¬ 
bewegungen zu erfassen, da sie in sich als völlige Einheiten ge¬ 
dacht sind; das Persönlichkeitsmoment ist aber ebenso gleich¬ 
wertig vertreten, und zwar dadurch, daß innerhalb dieser etwa 
anderthalbtausendjährigen Perioden die ihnen zugehörigen und 
wie Persönlichkeiten sich voneinander unterscheidenden Völker ihre 
Eigengeschichte erleben, wobei jede dieser Volksgeschichten für 
sich nacheinander ein Altertum, ein Mittelalter und eine Neuzeit 
durchmacht. Eine gegenseitige Anpassung zwischen der Massen¬ 
bewegung der jedesmaligen Großperiode und dem Eigen verlauf 
einer jeden ihr zugehörigen Völkergeschichte wird dabei konstruiert 
auf Grund der Annahme, daß das „Entwicklungstempo“ der ver¬ 
schiedenen Völkerindividualitäten (oder, nach ihrem Erleben, Völker¬ 
geschichten) ein verschiedenes sei. Breysig nimmt dann noch 
weiterhin an, daß der Gegensatz zwischen Massenbewegung und 
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Person lichkeitswirkung auch innerhalb der einzelnen Volks¬ 
geschichten wiederum als dauernder Gegensatz verläuft, und zwar 
so, daß Epochen mit Präponderanz der „Gemeinschaft“ und Prä- 
ponderanz der „Persönlichkeit“ einander ablösen. — Dieser Vor¬ 
gang würde dann, in die ökonomische Geschichtsauffassung über¬ 
setzt, bedeuten, daß Epochen mit mehr sozialistischer und solche 
mit mehr kapitalistischer Grundrichtung miteinander abwechseln. 

Franz Oppenheimer meinte in seiner (190*1 veröffentlichten) 
Kritik dieses Breysigschen Werkes, sein Autor grabe allerdings 
bis zur tiefsten psychologischen Wurzel aller soziologischen Er¬ 
kenntnis: ihm heiße der eigentliche Gegenstand der Sozialwissen¬ 
schaft das Problem, wie sich das 1 Individuum zum Individuum und 
zu der es umgebenden Gemeinschaft, zu einem sozialen Milieu, 
verhalte. „Aber“, fährt Oppenheimer dann fort, „es fragt sich 
eben, of> das tief genüge gegraben heißt. . . Gobineau fand nur 
eine Ursache, die ihm von genügender Kraft und Allgemeinheit zu 
sein schien: die Rasse und ihre Degeneration in der Mischung. 
Wir aber, die wir nach Marx leben, kennen eine noch allgemeinere 
und mächtigere Potenz, deren Veränderungen von der psycho¬ 
logischen Anlage so gut wie unabhängig sind, während säe doch 
wieder mit ungeheurer Gewalt auf die Willensrichtung des ein¬ 
zelnen und der Gemeinschaften einwirken: die Wirtschaft.“ Seit 
Oppenheimer diese Kritik geschrieben, haben aber auch Marx¬ 
forscher die Marxsche Meinung, daß die Veränderungen der Potenz 
„Wirtschaft“ von der „psychologischen Anlage“ so gut wie un¬ 
abhängig seien, sehr erheblich abgeändert. 

Es scheint so, alsi ob nun Paul Lensch in seinem oben benannten 
Buche diesen Grundmangel der Marxschen Geschichtsauffassung 
gerade durch eine engste Verknüpfung der Begriffe „deutsche 
Nation“ und „Sozialismus“ habe beseitigen wollen, nach dem 
er schon vorher in seinem (1916 erschienen) Buche: „Die So¬ 
zialdemokratie, ihr Ende und ihr Glück“ ausgesprochen hatte, 
er glaube zu erkennen, daß die sozialdemokratische Bewegung 
und der Weg des deutschen Volkes immer deutlicher in „paralleler 
Richtung“ laufen. Wir sehen hier Lensch zwischen Chamberlain 
und Spengler stehen, wenn wir einen Blick werfen auf Spenglers 
neueste Schrift: „Preußentum und Sozialismus“. Zu erkennen 
ist aus alledem aber nur, daß für die geschichtliche Vorstellung 
Lenschs — genau so wie für die Kraliksi und Spenglers — ledig¬ 
lich das Wesen des neunzehnten Jahrhunderts' maßgeblich gewesen 
ist, nicht aber das des zwanzigsten. Ich meine jedoch, daß wir 
endlich in die Geschichte des kommenden, in die Geschichte desi 
zwanzigsten Jahrhunderts, Einblick zu gewinnen suchen müssen, 
denn ich halte dafür, daß alle geschichtliche Forschung unnütz 
und alle ihre Ergebnisse wertlos sind, wenn es nicht gelingt, 
wirklich die Bedeutung und das Wesen des weltgeschichtlichen 
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Moments zu erfassten, in dem wir unsere eigenen Kräfte betätigen 
müssen. 

, Diese Erkenntnis des „Momentsi“ erlangen wir aber nimmermehr 
aus Oswald Spenglers Buch: „Der Untergang desi Abendlandes" 

— einem Buche, aus dem uns vom Geiste desi zwanzigsten Jahr¬ 
hunderts noch kein 1 Hauch entgegenweht. Spengler und Kraiik 
(schon vor ihm) Sind vpn der durch Kurt Breysig begründeten 
neuerdn Analogiehistorik ausgegangen und haben die Ergebnisse 
der Breysigschen periodizitätshistorischen Methode den von ihnen 
wiede raufgenommenen vormittelalterlichen chronologischen Welt- 
geschichtssysitemen („Weltkirchen“ — „Weltmonarchien“) angepaßt 
und eingepaßt. ' j 

Ich habe oben auf Breysigs Großperioden von vierzehn hundert 
Jahren hingewiesen, von denen er die eine vom Untergange des 
weströmischen Reiches aus rückwärts rechnet und als_älteres 
europäisches Weltalter bezeichnet, während er die andere von 
eben diesem Punkte aus vorwärts zählt UÄd neueres europäisches 
Weltalter nennt. Daraus machte dann Kraiik „Weltperioden“ von 
je achtzehn hundert Jahren; den Scheidepunkt verlegte er in das 
Jahr 1. Wir wollen einmal Zusehen, wie er das Jahrhundert von 
1800 bis 1700 v. Chr., also das Beginnjahr hundert seiner älteren 
Weltperiode, das dem Beginnjahrhundert 1 bis 100 seiner neueren 
Weltperiode und dem Jahrhundert 1800 bis 1900 der „neuesten“ 
Zeit entsprechen soll, kennzeichnet: „Die Epoche von 1800 
v. Chr. bedeutet für das alte Aegypten eine große Umwälzung; 
auf das alte Reich folgt ungefähr in dieser Zeit das Zwischenreich 
der Hyksos, eine neue Rassenmischung, neue Religionsverände- 
ningen. Im Zusammenhang nämlich mit jenen Völkerverschiebun¬ 
gen steht wohl . . . das Aufleuchten einer erneuten weltgeschicht¬ 
lichen Offenbarung von dem einen Gott, dem Weltschöpfer. Abra¬ 
ham und seine Sippe steht etwa am Anfang dieses! Zeitalters. . . 

Und ähnlich wie in der ersten Periode die Hyksos und ihre 
Nachfolger die alte Kultur bedrohen, so in der zweiten Periode die 
Parther und Sassaniden. Dort wie hier findet infolgedessen ein 
Aufhehmen orientalischer Kulturelemente statt Das alte Aegypten 
nimmt die geflügelten Sphinxe, die Greifen, die Verehrung des 
Gottes Set oder Sutech an, das neuere Rom den Mithraskult 
und orientalische Kunstelemente.“ Das Jahrhundert von 1800 bis 
1900 unserer eigenen Zeit müßte also diese Vorgänge wiederum 
in Wiederholung aufweisen. 

Wenn nun Spengler seinerseits sein Periodizitätsschema so ein¬ 
richtet, daß einmal die Zeit der Hyksoseinwanderung in Aegypten 
und dann wiederum das römische Zeitalter von Scipio bis Marius 
dem Jahrhundert von 190Q, bis 2000 unserer eigenen Zeit ent¬ 
sprechen soll, so kann ich darin nur eine äußerliche Verschiebung 
gegenüber dem Kralikschen Schema erkennen. Alles weitere folgt 
daraus. 
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Breysigs Methodologie der analogiehistorischen Periodizität ent¬ 
hält allerdings Ansätze, von dienen aus zu einer neuen Einsicht 
m das Wesen des mensehheitlichen Weltgeschehens vorgedrungen 
werden könnte. Indem aber Kralik die noch völlig rohen Ent¬ 
würfe Breysigsdher Historik einfach hernahn), um sie noch mit 
einem chronologischen Systeme aus „Urväter Hausrat“ zu ver¬ 
quicken, so stellt sich seine Leistung nur als eine verschlechterte 
Kopie dar. Soll nun die Arbeit Spenglers, die wiederum ypn 
dem Kralikschen Schaffen ausgegangen ist, hinsichtlich ihrer 
Leistung gewertet werden, so kann sie nur als die noch weiter ver¬ 
schlechterte Kopie einer verschlechterten Kopie bezeichnet werden. 

Die weltgeschichtliche Periodizität (wissenschaftlich gesprochen: 
das Problem der Zeiträume) ist sonach noch ein ungelösites 
Problem. 


Bücherschau. 

Heinrich Schulz: Der Weg bum Reiöhsschulgesetz. Verlag von Quelle & 
Meyer in Leipzig. 195 Seiten. Preis geh. 8,— Mark; geb. 12,— Mark 
zuzüglich Teuerungszuschlag. 

Das Reichsschulgesetz ist auf dem Marsche. Der zielbewußte Vor¬ 
kämpfer für das Gesetz, Heinrich Schulz, dessen Name auch über 
die Grenzen seiner Partei hinaus einen guten Klang hat, weil er stets 
in vornehmer, sachlicher und doch begeisterter Form für die kulturelle 
Emporbildung unseres Volkes gearbeitet hat, und dem nun auch im 
letzten Akte des Kampfes um das .Reichsschulgesetz eine hervorragende 
Rolle zukommt, schildert in dem vorliegenden Werke, teils aktenmäßig 
belegt, den schicksalsvollen Weg, den die reichsgesetzliche Regelung 
unseres deutschen Schulwesens von 1799 bis heute genommen hat. Be¬ 
sonders wohltuend wirkt die maßvolle, immer nur das wirklich erreich¬ 
bare klar ins Auge fassende, dabei doch nicht das große Ziel aufgebende 
Art des Kampfes, wie sie auch in dem Buche zum Ausdrude kommt. 

Folgende Kapitelüberschriften mögen den Inhalt kurz andeuten: Die 
preußischen Vorarbeiten, Die Versuche in der achtundvierziger Bewegung, 
Der Reichsschulgedanke in der Lehrerbewegung, Die Hilfe der Sozial¬ 
demokratie, Die Schuldebatten im Reichstag, 1912, 1913, 1914, Der 
unerledigte Initiativantrag, Die Reichsschulkonferenz, Militärische Er¬ 
ziehungspläne, Reichstag und Reichsschulkonferenz, Nach dem November 
1919, Reichsschulausschuß und Reichsschulbeirat, Der Reichsschulgedanke 
in der Weimarer Verfassung, Weltanschauung und Schule, Erste Lesung 
und Ausschußberatungen, Das erste Schulkompromiß, Das endgiltige Schul¬ 
kompromiß, Das erste Reichsschulgesetz, Die zukünftige Reichsschulgesetz- 
gebung. 

„Die Schule immer mehr aus dem Kampfe der politischen und religiösen 
Parteien herauszuziehen und die vereinte Kraft aller Parteien und Volks¬ 
kreise zur technischen Hebung und Vollendung unseres deutschen Schul¬ 
wesens zusammenzufassen“ — „unser Schulwesen technisch so vollendet 
zu gestalten, daß es die heraftwachsendeb Jugend in den Stand setzt, 
ihre geistigen, sittlichen und körperlichen Kräfte und Fähigkeiten voll 
zu entfalten, sowohl zur Freude des einzelnen am Werden und Wirken 
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seiner eigenen Persönlichkeit als auch zur tatbereiten und freudigen 
Mitarbeit aller am gemeinsamen Werke der Gesellschaft“, das ist ein 
"hervorragendes Ziel der Reichsschulgesetzgebung, das war das Lebensziel 
Heinrich Schul?’ und diesem schönen Ziele soll auch das vorliegende 
Buch dienen. 

Wer die bevorstehenden Kämpfe, auch diesmal wird es leider nicht 
ohne Kämpfe gehen, recht verstehen und verfolgen will, der muß zurück¬ 
greifen in die Vergangenheit, und dazu ist ihm das Buch von Heinrich 
so4M ein guter Mftfrer, der Eltern, Lehrern und Eltentbeiräten bestens 
empfohlen sei. Pauli. 

Hermann Wendel: Aus und über Südslawien. „Vorwärts“-Buchhandlung. 
Berlin 1920. 111 Seiten. 

Eine Sammlung von 14 Aufsätzen aus der Zeit vom September 191S 
bis September 1919, die vorher in verschiedenen Zeitungen und Zeit¬ 
schriften erschienen waren und in durchaus sachkundiger und sachlicher 
Weise über die Zustände im serbisch-kroatisch-slowenischen Stgat unter¬ 
richten. Sie sind durch die (neuesten Ereignisse noch keineswegs über¬ 
holt. Getragen sind die Aufsätze jpm Geist jier Völkerversöhnung. Sie 
zeigen südslawische Dinge wie sie wirklich sind und streben, „uns 
ein viel verkanntes und verleumdetes Volk näher zu bringen, das, wenn 
über kurz oder lang Deutschösterreich mit uns verschmolzen ist, zu 
den unmittelbaren Nachbarn der deutschen Republik gehören wird.“ 

ff. Fehlinger. 

Relation between wages and the increased co$t of living. Bureau of 
Applied Economics. Washington 1920. 93 Seiten. 

Studies of the cost of maintaining a family at a level of health and 
reasonable comfort. Bureau of Applied Economics. Washington 1920. 
79 Seiten. 

Auf Grund reichlichen statistischen Materials, das vorwiegend aus 
amtlichen Quellen stammt, wird in der ersten dieser Broschüren nach¬ 
gewiesen, daß die gegenwärtig in Amerika herrschende Teurung keines¬ 
wegs auf erhöhte Arbeitskosten zurückzu führen ist, sondern daß in 
erster Linie die im Vergleich mit der Vorkriegszeit enorme Steigerung 
der Erzeuger-, Zwischenhändler- und Kleinhändlergewinne dafür ver¬ 
antwortlich ist. Die Arbeiterschaft ist nun im ganzen schlechter gestellt 
als sie vor dem Kriege war. 

Die zweite Schrift behandelt die Kosten der Lebenshaltung kleiner 
Familien auf Grund von fünf Erhebungen, die in der Zeit vom Herbst 
1918 bis Herbst 1919 ausgeführt wurden. Dazu wird die bis Mai 
1920 eingetretene Teurung berechnet. Nach der zuverlässigen Statistik 
des Arbeitsamts zu Washington waren für eine Familie von zwei Er¬ 
wachsenen und drei Kindern im August 1919 2262 Dollar erforderlich, 
im Mai 1920 2534 Dollar. — Die Broschüren sind im Aufträge der 
vereinigten Eisenbahngewerkschaften Amerikas herausgegeben worden. 

H. Fehlinger. 


Eingelaufene Schriften. 

Finnland im Anfang des XX. Jahrhunderts. Druckerei der Finnischen 
Literaturgesellschaft. Helsingfors 1919. 510 Seiten mit 102 Ab¬ 

bildungen und einer Karte. 
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Wir empfehlen nachstehend verzeichnete Werke von 

Karl Kautsky 


Der Ursprung des Christentums. Eine historische Unter¬ 
suchung von Karl Kautsky. 10. Tausend. Preis gebunden M. 16.— 

Vorläufer des neueren Sozialismus. Von Karl Kautsky. 

Fünfte unveränderte Auflage. 

Erster Band: Kommunistische Bewegungen Im Hittelalter. 

Preis gebunden M. 12.— 

Zweiter Band: Der Kommunismus in der deutschen Reformation. 

Preis gebunden M. 12.— 

Karl Marx' ökonomische Lehren. Von Karl Kautsky. 

Neunzehnte Auflage. Preis gebunden M. 10.50 

Das Erfurter Programm. Von Karl Kautsky. Sechzehnte 
Auflage. Preis gebunden M. 1(^.50 

Thomas More und seine Utopie. Von Karl Kautsky. 

Vierte Auflage. Preis gebunden M. 12.— 

Ethik und materialistische Geschichtsauffassung. 

Von Karl Kautsky. 11. Tausend. Preis gebunden M. 9.— 

Vermehrung und Entwicklung in Natur und 
Gesellschaft. Von Karl Kautsky. Preis gebunden M. 10.50 

Die KlassengegensStze im Zeitalter der franzö¬ 
sischen Revolution. Von Karl Kautsky. Dritte Auflage. 
Preis kartoniert M. 3.— 

Parlamentarismus und Demokratie. Von Karl Kautsky. 

Zweite, durchgesehene und vermehrte Auflage. Preis kartoniert 
M. 3.— 

Die Vereinigten Staaten Mitteleuropas. Eine volks¬ 
wirtschaftliche Studie von Karl Kautsky. Preis M. 2.— 

Die Befreiung der Nationen. Von Karl Kautsky. Vierte 
Auflage. Preis M. 2.— 

Serbien und Belgien in der Geschichte. Historische 
Studien zur Frage der Nationalitäten und der Kriegsziele von 
Karl Kautsky. Preis M. 3.— 

ElsaB-Lothringen. Eine historische Studie von Karl Kautsky. 

Preis M. 3.— 
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Der Elternbeirat 

der Feder namhafter Pädagogen, Sdiulpolitiker und Aerzte 
und will damit den Elternbeiräten, deren tätige Mitarbeit an 
dem Blatte vorgesehen und erstrebt wird, das wissenschaft¬ 
liche Rüstzeug zur Ausübung ihrer Tätigkeit und Gelegenheit 
zur Aussprache über alle einschlägigen Fragen geben. — 
Einen parteipolitischen Standpunkt wird die Zeitschrift nicht 
vertreten. 

Wir hoffen so tatkräftig daran mitzuwirken, daß die junge 
Generation unter zeitgemäßer Führung ins tätige Leben 
eintritt. 


Der Elternbeirat erscheint zweimal im Monat, um¬ 
faßt 32 Seiten und kostet vierteljährlich Mk. 6,50 
einschließlich Zustellungsgeb. vom Verlag direkt 
unter Streifband Mk.6,—, das Einzelheft Mk. 1 # — 


Bestellungen auf den „Elternbeirat“ nehmen alle Postämter 
und der Verlag entgegen. 
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16. Heft 17. Juli 1920 6. Jahrg. 

Nadidruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


M. BEER: 

Der Parteitag der britischen Arbeiter 
und Sozialisten. 

I N der letzten Juniwoche tagte in Scarborough die zwanzigste 
Jahreskonferenz der britischen Arbeiterschaft (Labour Party), 
die über 3,5 Millionen männliche und weibliche Arbeiter und 
Sozialisten einschließt. Es waren 1100 Delegierte aus allen Teilen 
Großbritanniens anwesend. Den Vorsitz führte W. H. Hutchinson 
(Mechaniker), der in seiner Eröffnungsrede ausführte: 

„Im Berichtsjahre waren epochemachende Ereignisse zu ver¬ 
zeichnen. Ein Friede wurde geschlossen, der kein Friede ist. 
Auch im Wirtschaftsileben sind wir vom sozialen Frieden enti 
femter denn je, trotz aller Schlichtungsausschüsse und Schieds¬ 
gerichte und gemeinsamen Industrieräte. Dasselbe gilt von der 
politischen Lage unseres Landes: überall Ungewißheit, Mißver¬ 
ständnis und Schwierigkeit. Ueberall geht ein Zusammenschluß der 
sozialen Kräfte vor sich, ein Rüsten zum kommenden Kampf. Die 
Arbeiterklasse ist wach, entschlossen, intelligent und machtvoll, 
und sie wird siegen. Vor mehr als achtzehn Monaten wurden die 
Feindseligkeiten eingestellt, und noch ist nichts geschehen, lum 
jenen Wiederaufbau unserer Wirtschaftsordnung in Angriff zu 
nehmen, von dem man uns während desi Krieges so viel ge-i 
sprochen hat. In Wirklichkeit verhält esi sich so, daß der Zeit4 
abschnitt des sogenannten Friedens nicht nur nicht dazu benutzt 
wurde, eine Lösung der dringendsten Probleme herbeizuführen, 
sondern es. wurden noch neue geschaffen, die innerhalb der 
Grenzen der bestehenden Gesellschaftsordnung gar nicht gelöst 
werden können. 

Die Friedensverträge haben Europa künstlich in den Bankerott 
gestürzt (und neue Ungerechtigkeiten und Verwicklungen geschaffen, 
die den Ausbruch neuer Kriege wahrscheinlich machen. Der Völker¬ 
bund wurde allem Anschein nach von den siegreichen Mächten 
abgewürgt, während der Oberste Rat tatsächlich eine militärische 
Allianz der siegreichen Mächte darstellt. 

Ebenso wenig hat die Arbeiterpartei Ursache, sich zu beglück¬ 
wünschen. Sie hat zwar Proteste erhoben, aber fast tatenlos zu¬ 
gesehen, wie die Reaktionären der Welt: die kapitalistischen Regie¬ 
rungen und Zeitungen, Versuche machten, die russischen Soiv- 
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Jets zu viemichten. Es ist gar nicht nötig, in voller Sympathie 
mit der Gedankenwelt und der' Taktik der Bolschewisten zu sein, 
um zu fühlen, daß der Kampf der Sowjets gegen die kapitalistische 
Reaktion vion ungeheurer Wichtigkeit ist für die Arbeiter aller 
Länder. Die russische Sowjetregierung hat sich in wunderbarer. 
Weise {behauptet: gegen die kapitalistische Blockade, die Rußland 
in das Wirtschaftschaos und fast in den Abgrund stürzte; gegen 
die aufeinanderfolgenden Wellen vpn Angriffen, die, durch die 
Alliierten gestützt, von Koltschak, Denikin, Judenitsch und Wrangel, 
vpn Briten, Franzosen, Japanern, Tschechen und Polen unter¬ 
nommen wurden ; gegen alle Machinationen, die unsere Herrscher 
in Bewegung zu setzen wagten, ohne die Grenzen unserer Geduld 
oder unserer Apathie zu überschreiten; —« gegen all diese Unter¬ 
nehmungen hat sich Rußland behauptet Schon, daß der Welt- 
kapitalismus und seine Regierungen alle ihnen zur Verfügung 
stehenden Mittel anwandten, um Rußland zu vernichten, ist Grund 
genug für die britische Arbeiterklasse, Rußland zu unterstützen. 

Blicken wir nach Ungarn. Durch die Intrigen und die mili¬ 
tärischen Kräfte der Alliierten ist die ungarländische Arbeiter¬ 
klasse fast zugrunde gerichtet worden. Wir haben gesehen, wie 
der {Militarismus) dort mit der Arbeiterklasse umgegangen ist, 
als jer die Revolution niederwarf und wieder zur Macht gelangte. 

Wehe dem russischen Volke, wenn es dem Kapitalismus und der 
Reaktion gelingt, es zu besiegen ! 

Wenden wir nun unseren Blidc dem britischen Reiche zu. Hier 
haben wir die ewige irische Frage. Heuchelei, Brutalität und 
Dummheit vereinigen sich, um eine friedliche Lösung zu ver¬ 
hindern. Nackte Gewalt und militärische Herrschaft haben iii 
Irland die Oberhand. 

Was meine Person anbetrifft, so sage ich klipp und klar: Unter 
solchen Bedingungen habe ich kein Interesse am Besteh«! des 
Britischen Reiches:. Mir ist das Reich nur willkommen als ein 
Gemeinwesen freier Völker, verbunden durch Blutsverwandtschaft 
und freundschaftliches) Zusammenwirken. Mir wären auch Irland, 
Indien und Aegypten als Teile desi Reiches willkommen, voraus¬ 
gesetzt, daß diese Länder dies aus freien Stücken wünschten. 
Aber für ein Reich, daß durch Gewalt zusammengehalten wird, 
habe ich nichts übrig, und ich glaube nicht, daß die britische 
Arbeiterklasse bereit ist, auch nur einen Finger zu führen, um 
ein derartiges Reich zusammen zu halten. Ich bin der Ansicht, daß 
der Zeitpunkt nahe ist, wo kein Volk gewillt sein wird, über 
ein anderes Volk zu herrschen oder vön einem anderen Volk be¬ 
herrscht zu werden. Und die britische Arbeiterklasse wirkt dafür, 
daß dieser Zeitpunkt bald kommen mag. (Allgemeiner Beifall.) 

Was (soll also unsere Politik gegenüber Irland sein? Was ver¬ 
langt die politische Ehrlichkeit von uns? Irland muß eine Regie¬ 
rung haben, wie das irische Volk sie wünscht. Soll die britische 
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Arbeiterklasse dagegen sein, wenn Irland sich für eine selbständige 
Republik (entscheidet? Nein! Wird Irland anständig behandelt, 
dann, glaube ich, wird es verziehen, ein autonomer Teil desi briti¬ 
schen Reichs zu bleiben. Es ist gar kein Zweifel, daß wir unser 
bestes: tun müssen, Irland zu helfen. Wie es sich auch entscheiden 
mag, so muß die erste Bedingung sein, daß es in aller Freiheit 
entscheidet, das heißt: die britischen Truppen müssen sofort aus 
Irland zurückgezogen werden. 

Unsere (Stellungnahme zur irischen, indischen und ägyptischen 
Frage ist eng verknüpft mit der Frage.der Arbeiterinternationale. 
Denn wir können gar nicht als anständige Menschen mit unseren 
Kameraden von der Internationale verkehren, wenn wir keine 
klare, ehrliche Haltung gegenüber den unterworfenen Völkerschaf¬ 
ten des Reiches einnehmen. Wenn wir auf internationale Kon¬ 
gresse kommen, so mjüssen wir imstande sein, eine Botschaft von 
unseren Arbeitern mitzubringen, daß sie sich ihrer internationalen 
Pflichten bewußt sind, die der Größe des* britischen Reiches ent¬ 
sprechen, und daß sie bereit sind, ihren Aufgaben gerecht zu 
werden. Die Delegierten werden Gelegenheit haben, sich über die 
Frage der Internationale auszusprechen. Der kommende Kongreß 
in Genf steht allen Organisationen offen, die der Internationale 
vor dem Kriege angehörten. Wir dürfen nicht erwarten, daß alle 
Länder gleiche Ansichten haben und ein einheitliches! Programm 
jannehmen, aber sie können einander beisitehen und voneinander 
lernen. Mehr als das zu leisten, sind wir vorläufig nicht im¬ 
stande, denn die Zeit ist meiner Ansicht nach noch nicht reif 
dazu. Aber schon die Zusammenkunft ist von großer Wichtig-i 
keit. Wir brauchen gegenseitige Belehrung, denn die Aufgaben 
der Arbeiterbewegung wachsen zusehends, sowohl an Zahl wie 
an Umfang. 

Die britische Arbeiterklasse ist in wachsendem Maße damit 
beschäftigt, den Umsturz des Kapitalismus vprzubereiten. Dieses 
Wirken ist bewußt und planvoll. Wir lernen aus unseren Kämpfen, 
verbessern unsere Methoden, lernen unsere Schwächen kennen 
und versuchen, säe zu beseitigen. Der Massenstreik der Eisen¬ 
bahner Und der Kampf für die Vergesellschaftung der Bergwerke 
haben gewisse Schwächen der Arbeiterklasse enthüllt und den 
Anstoß gegeben zur Reoiganisation und zur Schaffung eines Gene¬ 
ralstabs. Oie hierzu gemachten Vorschläge werden, wenn vom 
nächsten Gewerkschaftskongreß angenommen, ein engeres Zu¬ 
sammenarbeiten zwischen dem politischen und dem wirtschafte 
liehen Flügel der Partei herbeiführen und ich hoffe, daß auch die 
Genossenschaften hieibei mitwirken werden. 

Die Agitation für die Vergesellschaftung der Bergwerke hat 
vorläufig zu keinem greifbaren Ergebnis geführt, aber einen er¬ 
heblichen erzieherischen Wert gehabt, sowohl in bezug auf die 
Klärung des Begriffs» der Sozialisierung, wie auch in bezug auf die 
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Beweisführung, daß die kapitalistische Klasse eine Schwächung des 
Staates nicht gestatten kann, obwohl sie selbst auf ihn pfeift. 
Außer diesen Kämpfen hatten wir im Berichtsjahre zu rechnen mit 
dem Wettrennen von Preisen und Löhnen rund herum um den 
falschen Zirkel. Die Regierung gewährt den Kriegsgewinnlern 
freie Hand, bis eine rücksichtslose Steuerpolitik diesem Treiben 
ein Ende machen wird, was aber nicht geschehen kann, solange 
wir eine kapitalistische Regierung haben. 

Unsere 'Arbeiterfraktion empfindet immer mehr dasi Bedürfnis nach 
umfassenden Kenntnissen der Kräfte des sozialen Lebens und ihres 
Wirkens. Unsere Hauptfrage ist jetzt, wie gelangt die Arbeiter¬ 
klasse zur Herrschaft im Produktionsprozeß, um allen Schichten 
des Volkes als Verbrauchern dienen zu können. Unsere Forderung 
ist sehr weitgehend, und wenn von Erfolg gekrönt, wird sie eine 
vollständige soziale Umwälzung herbeiführen. Eine derartige Um¬ 
wälzung kann selbstredend nicht an den Grenzen unseres Landes 
haltmachen. Es ist nun unsere Sache, diese Umwälzung nicht 
nur vollzogen zu sehen, sondern auch eine Verständigung mit 
den Arbeitern anderer Länder zu erzielen, so daß die friedliche 
Revolution einen internationalen Charakter erhält. 

Die Zukunft gehört der internationalen Arbeiterbewegung, und 
wenn die Zeit erfüllt ist, wird das» kapitalistische System in der 
ganzen Kulturwelt stürzen. (Beifall.) Unsere Aufgabe ist, uns 
vorzubereiten, aber nicht auf die Zerstörung, sondern auf die 
edlere und schönere Mission des Aufbaus einer gerechteren Ge¬ 
sellschaftsordnung, unter der die Völker miteinander in Frieden 
leben |und die Menschen ein würdigeres) und froheres Dasein führen 
können als jetzt.“ (Allgemeiner Beifall.) 

Die Rede Hutchinsons 1 war, wie die Parteitagsdebatten später 
zeigten, der wirkliche Ausdruck der Empfindungen, Gedanken und 
Bestrebungen der organisierten Arbeitermassen Großbritanniens. 
Es hat keinen Zweck, uns etwas vorzumachen und Wünsche für 
Realitäten zu halten, aber es darf gesagt werden, daß die britn 
sehe Arbeiterpartei sozialistisch, demokratisch und international 
denkt, aber nicht revolutionär ist: sie wird nicht unter Gefährdung 
ihrer Existenz die Initiative ergreifen, um durch Massenaktionen 
die britische Regierung und dasi britische Kapital zu zwingen, 
ihre auswärtige Politik der Gewalt und der Ausbeutung und Aus¬ 
saugung aufzugeben. Wohl aber hat die Partei die feste Hoff¬ 
nung, in den nächsten Jahren — ich rechne: in zehn Jahren — 
zur Regierung zu gelangen und dann die britische Politik im 
Sinne der Arbetierinternationale umzuwandeln, stets' aber durch 
parlamentarische Mittel. 

Nach der Rede Hutchinsonsi sprach Camille Huysmans, Sekretär 
der II. Internationale. Er setzte sich selbstredend für den Fort¬ 
bestand des Internationalen Bureaus ein, jedoch wünschte er dessen 
Uebertragung von Brüssel nach London. 
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In der Tat haben wir nur die Wahl zwischen Moskau und 
London. Und wenn schon Moskau nicht möglich sein sollte, dann 
könnten wir nichts Besseres tun, als uns für London zu ent- 
scheiden. Die Internationale würde in diesem Falle zwar nicht 
für revolutionäre Massenaktionen zu haben sein, aber doch für 
eine großzügige freiheitliche und sozialistische Arbeiterpolitik; auf 
jeden Fall würde der Phrasenpolitik, an der die II. Internationale 
zugrundeging, |ein Ende gemacht werden. Wenn etwas nach ge¬ 
nügender Aussprache und reiflicher Ueberlegung in London be¬ 
schlossen wird, dann wird es auch zur Ausführung gelangen. 

J. Ramsay MacDonald, der alsi Delegierter der Independent 
Labour Party (Unabhängige Arbeiterpartei) in Scarborough an¬ 
wesend war, schildert seine Eindrücke in der Londoner „Nation“ 
vton» 3 . Juli und meint, etwa fünf Sechstel der Zeit desi Partei¬ 
tags waren internationalen Fragen gewidmet. Die Delegierten 
begriffen, daß Englands Existenz zum großen Teile von einem 
Wiederaufbau Europas, von einer Revision der Friedensverträge, 
abhängt. Die Aussprachen bezogen sich auf Rußland, Ungarn, 
Polen und Deutschland. Der Grundgedanke der Aussprache iwar 
ein ganz anderer als der, der die auswärtige Politik des britischen 
Kapitals |und Imperialismus beherrscht. Downing Street (die Straße, 
in ider das britische Auswärtige Amt sich befindet) sagt: „Erkennen 
wir die Schwächen unserer Gegner und beuten wir sie zu unserem 
Nutzen aus.“ Scarborough sagte: „Erkennen wir die Ursachen 
der allgemeinen Unzufriedenheit und beseitigen wir säe. Hierzu 
brauchen wir politische Macht, die wir erlangen müssen, und 
zwar: indem wir das britische Volk überzeugen,daß wir regierungs¬ 
fähig sind und sein Vertrauen verdienen.“ 

Nur in bezug auf Irland folgte der Parteitag nicht den Ansichten 
Hutchinsons. Das britische Proletariat ist wohl entschlossen, dafür 
zu kämpfen, daß Irland ein autonomer Teil des britischen Reiches 
wird, aber nicht für eine unabhängigeirische Republik: Irland soll so 
frei sein wie Kanada, Südafrika oder Australien, aber doch einen 
Teil des Reiches« bilden. Nur eine Minderheit der Arbeiterpartei 
stimmt mit den Wünschen der Sinn-Feiner (lies: Schinn-Fehiner) 
überein, die — wie bekannt — eine vollständige Trennung von 
Großbritannien verlangen. 

In der inneren Politik wurde die britische Regierung einer 
äußerst scharfen Kritik unterzogen, insbesondere wurde ihre voll¬ 
ständige Unfähigkeit in der Behausungsfrage von allen Rednern 
gegeißelt. Aber das sind Nebensachen, denn eine parlamentarische 
Opposition muß ihre Existenzberechtigung vor allem durch Kritik 
beweisen. Zur Erkenntnis der internationalen Lage ist die Fest¬ 
stellung wichtig, daß die Arbeiterpartei in Scarborough sich voll¬ 
ständig auf den Boden des Parlamentarismus gestellt und auch 
die III. Internationale abgelehnt hat. 
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Dr. HERMANN OESTREICHER: 

Wirtschaftsprogramm und Sozialdemokratie. 

3. Kapitalistische Irrwege und sozialistische Rettung. 

G EGEN das sozialdemokratische Wirtschaftsprogramm konn¬ 
ten wegen Punkt eins und zwei: Enteignung und Organi- 
sationsform, von verständigen Wirtschaftskennem, selbst von 
kapitalistischer Seite, kaum irgendwelche Einwendungen erhoben 
werden. Gesetzt, Punkt eins und zwei seien durchgeführt. Man 
wird die Fragen stellen: woher nehmen wir aber das Material 
und den Kredit zum Einkauf? Wie senken wir die Preise ? Wie 
reduzierer. wir die Löhne? Wie steigern wir die Produktion, 
wenn niemand vollwertiges Geld hat zum Kauf? Wie ist eine 
Produktionssteigerung möglich bei eingeschränktem Bedarf? Wie 
soll man dabei der Arbeitslosigkeit steuern? Und selbst wenn 
ein sozialisierter Wirtschaftszweig mehr produziert, als der innere 
Markt aufnehmen kann, wie soll die Verbindung zwischen einem 
sozialistischen Monopol und dem großkapitalistischen Ausland her¬ 
gestellt und ermöglicht werden ? So viel Fragen, so viel angebliche 
Einwände gegen die sozialistische Organisation! Nur dürften sich 
Marxisten nicht auf die Seite dieser kleingeistigen Zweifler schla¬ 
gen; sonst haben sie Karl Marx schlecht begriffen, während 
ihnen die heutige Wirtschaft obendrein ein Buch mit sieben Siegeln 
geblieben ist, wenn sie auch noch so klug darüber zu schreiben 
verstehen. Legen sie freilich Wert darauf, Sozialisten zu heißen und 
Zweifler zu bleiben, so würde damit nur erneut bestätigt wenden % 
daß der Großkapitalismus mit der Zeit auch auf Sozialisten wie 
Chloroform wirken kann. Nun lehnen wir freilich jedes Ein- 
geschwörtsein auf irgendeine Doktrin als unfrei ab. Es kommt 
nicht auf das Dogma an, sondern auf die Wirklichkeit; und 
wenn Marx darin recht behalten soll, daß die ökonomische Dia¬ 
lektik, sofern wir, als Träger dieser Entwicklung, sie begreifen 
und unterstützen, als immanente Bewegung den richtigen Ausschlag 
machen muß, so gilt es jetzt zu beweisen, daß die von uns er¬ 
lebte wirtschaftliche Wirklichkeit unaufhaltsam zur sozialistischen 
Organisation drängt, ohne daß die gestellten Zweifelsfragen auf 
irgendwelche unüberwindliche Hindernisse hinweisen. Ein Schritt 
weiter: gelingt es, soweit zu kommen, dann wird es uns auch 
noch gelingen, einzusehen, daß die vermeintlichen Hem¬ 
mungen in Wahrheit nichts anderes sind, alsi die Antreiber, die 
Förderer, die Wirklichkeitsgestalter des Sozialismus, ohne die wir 
uns ins Nebeltal der kapitalistischen Gewohnheiten verirren müßten. 

So sehr nun jede einzelne Frage eine eingehende und besondere 
Darstellung verlangt, so wenig kommt es jetzt auf die Einzel¬ 
heiten an. Die Hauptsache wird sein, das Gesamtbild heraus¬ 
zuarbeiten, damit wir aus dieser Einsicht programmatische Klar¬ 
heit und programmatische Sätze gewinnen. 
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Haben wir nicht gewarnt, die sozialistische Organisation der 
reiten Wirtschaftszweige als Einheit zu zerreißen? Hier liegt 
das Geheimnis des Erfolgest Man kann die Probleme nur lösen 
als eüi Einheitsproblem. Die Wirtschaft ist nun einmal eine le¬ 
bendige Totalität und keine Summe von Atomen! Wov|on sollen wir 
nusgehen? Lassen wir unsi die Antwort geben. Die Unternehmer 
oines industriellen Riesensyndikates, das einen Milliardenumsatz 
jährlich hat, würden nicht zögern, zunächst alles daranzusetzen, 
die Selbstkosten v der Werke niederzuhalten. Sie tun recht daran, 
denn sie denken an ihren Profit, der doch nur nach zwei Seiten 
wachsen kann, indem entweder die Verkaufspreise rücksichtslos 
in die Höhe gesetzt, oder die Gestehungskosten rücksichtslos 
niedergehalten werden. Jede Syndikatspolitik einer künstlichen 
Preistreiberei ist begrenzt durch Weltmarktpreis einschließlich Zoll¬ 
zuschlag. Bleibt also die Niederhaltung der Selbstkosten. Das 
geht aber nur, indem man den Rohstoff billig einkauft und die; 
Löhne drückt. Material und Arbeitskraft sind Exponenten der 
industriellen Erzeugung. Wie aber kann in der Gegenwart ein 
volkswirtschaftlich gebildeter und praktisch m der Wirtschaft er¬ 
fahrener Mann die Senkung der Löhne und Materialpreise fordern, 
wenn er nicht gleichzeitig begründet, wie man mit weniger Ein¬ 
nahmen ebensoviel Nahrungsmittel und Gebrauchsgüter einkaufen 
kann, wie zuvor? Ohne daß die landwirtschaftliche Produktion 
ganz wesentlich gesteigert wird, ohne daß die Nahrungsmittel in 
größeren Mengten auf dem Markt erscheinen, und die Preise 
durch wachsendes Angebot sinken, Bit und bleibt eine Gesundung 
der deutschen Volkswirtschaft, bleibt jedwede Durchführung der 
sozialistischen Wirtschaftsorganisation unmöglich. Eine plan¬ 
mäßige, genossenschaftliche Organisation der Staatsdomänen hat 
mit der Ueberfährung des Großgrundbesitzes in Eigentum und 
Besitz der Volksgemeinschaft Hand in Hand zu gehen zum Zwecke 
der Steigerung der Nahrungsmittel Produktion. Hier ist der Hebel, 
anzusetzen! Im übrigen wird jede mögliche Förderung, die Hint¬ 
anhaltung jeder Störung der landwirtschaftlichen Entwicklung von 
Nutzen sein. Mehr Lebensmittel ermöglichen eine billigere und 
bessere Existenz; das bedeutet Beruhigung der werktätigen Be¬ 
völkerung, Steigerung der Arbeitsfreude, Verbilligung der indu¬ 
striellen Selbstkosten; das allem kann der Anfang sein. Sonst 
fährt man mit der Stange im Nebel heifun. Erst den Magien füllen, 
dann vom Gehirn und von der Einsicht etwas verlangen. Lohn-* 
Senkungen, nach denen die Privatkapitalisten schreien, wie der 
Hirsch nach frischem Wasser, können erst nach der Existenz¬ 
gesundung (der Arbeiter Und Behebung der Arbeitslosigkeit bewilligt 
werden. Was die Arbeitslosigkeit anlangt, so kann eine vernünftige 
Agrarpolitik eine solche Aufschließung des Großgrundbesitzes Und 
der Staatsdomänen in die Wege leiten, daß beide wie ein Ab¬ 
saugungsapparat auf landwirtschaftlich noch brauchbare Arbeitsu 
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willige in den Großstädten wirken. Je mehr Siedler durch eine 
energische Siedlungspolitik das flache Land bevölkern, um so mehr 
wächst die Kraft des ländlichen Marktes. Nun kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß die Aufnahmefähigkeit des inneren deut¬ 
schen Marktes für industrielle Erzeugnisse beschränkt ist, einmal 
durch den agrarischen Bedarf der kaufkräftigen Elemente und 
ferner durch did noch langanhaltende Kaufunfähigkeit der städti¬ 
schen Massen, die ihre Arbeitseinkommen in Existenzmitteln anlegen 
müssen. Dabei hängt die industrielle Produktion von einem mög¬ 
lichst hohen, nicht sinkenden, sondern langsam wachsenden Bedarf 
ab, wobei es nun die Tragik der gegenwärtigen Krise ist, daß 
der Bedarf zwar riesengroß, die Kauffähigkeit der Massen und 
zugleich damit die Produktionsmöglichkeit aber auf ein erschreckend 
geringes Maß zurückgegangen ist. Die Spannung zwischen beiden 
Elementen ergibt, wird sie nicht behoben, die Verelendung des 
ganzen Volkes, den restlosen wirtschaftlichen Niederbruch. Der 
private Kapitalist ist nun in einem üblen Dilemma; denn selbst 
wenn es gelingt, durch die landwirtschaftliche Produktionssteige¬ 
rung die Verbilligung der Lebensmittel ihm in dem entscheidenden 
Punkte Lebensraum, Luft und Ruhe zu verschaffen, so bleibt 
für ihn die Beschränkung des inneren Marktes als ein unüber¬ 
windliches Hindernis der Produktionssfeigerung bestehen; und er¬ 
wägt er den Export, so beginnt die Sorge um die notwendigen 
Kapitalien und ,um den Kredit ihr Haupt zu erheben. Denn wie 
soll er es möglich machen, ohne Kredit die teuren Rohstoffe vom 
Auslande zu beziehen, die wachsenden Wochenlöhne zu bezahlen, 
und auf diese Weise eine Produktion für den Export, bei dem 
erfahrungsgemäß erst nach erfolgter Lieferung bezahlt wird, in 
die Wege zu leiten? Eine noch nicht genügend erkannte Tat¬ 
sache ist es — wir Sozialdemokraten sollten sie wenigstens recht 
klar erkennen! —, daß die privatkapitalistischen Industrien durch 
die zuerst stürmisch begrüßten Preissteigerungen, die schließlich 
einen unsinnigen Wuchercharakter annahmen, und durch die zu¬ 
letzt, trotz aller Warnungen, angestrebte Annäherung der Preise 
an die Weltmarktpreise sich selbst ruiniert haben, zum Teil noch 
im Begriffe stehen, sich selbst zu ruinieren. Denn die unerhörten 
Preise, die zuerst ein Göttergeschenk schienen, leicht eingeheimst 
— heute sind sie der Striök am Galgen: denn für die gleiche 
Kapitalssumme hat die Industrie von Monat zu Monat weniger 
Rohstoff erhalten, so daß die von einer maßlosen Profitgier auf¬ 
gepeitschte Preispolitik der Industrie ihre eigene Erzeugung zu¬ 
rückgedämmt hat! Will sie mehr Rohstoffe kaufen, so weiß sie 
nicht, woher sie das Kapital nehmen soll; die Banken haben 
blitzwenig Goldmark und auf Papierzettel spuckt dasi Ausland. Ein 
Beispiel: Die A. E. G. ist heute froh, wenn ihre Kundschaft Auf¬ 
träge zurückzieht, weil sie sonst wirklich nicht wüßte, wie sie 
für alte Aufträge Kupfer zum Preise von 1800 Mark verwenden 
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sollte, ohne, beim niedrigeren Preis zur Zeit der Auftragsbestä- 
gung, gegenüber heute, noch Geld zuzusetzen. Weisen auch ihre 
Bücher am Jahresende das Doppelte oder Dreifache der Umsatz¬ 
zahlen gegenüber 1914 aus, wobei ihr Kapital bis zum letzten 
Pfennig angespannt war, und die flüssigen Beträge auf depn 
Bankkonto weniger der Flut als der Ebbe glichen, so hat sie, 
logt man nicht die Wert-, sondern die Materialstatistik zugrunde, 
gegenüber 1914 einen Produktionsrückgang etwa um die Hälfte 
aufzuweisen. Aehnlich liegen die Verhältnisse in der ganzen Groß¬ 
industrie, ob das Borsig, Siemens, Thyssen oder sonst wer ist, 
mit Namen oder ohne Namen. Nun erscheint es bei dieser Sach¬ 
lage zum mindesten ein müßiges Unterfangen des Untersitaats- 
sekretärs Hirsch, natürlich unter dem Beifall der industriellen 
Kreise, das Pferd am Schwänze aufzuzäumen und zu erwägen, wie 
man in Deutschland der Industrie Kapital zur Produktionssite ige- 
rung beschaffen kann. Hirsch ist ein braver Mann, er will Kapi¬ 
tal besorgen, warum auch nicht, und die Industrie wird' ihm 
das auf ihre Art danken, die Preise bei nächster Gelegenheit 
gründlich erhöhen und nach einiger Zeit, ganz naiv, die Hand 
ninstrecken: gib wieder Kapital! Ja, das ist privatkapitalistisch 
gedacht; freilich so geht die Sache nicht. 

Hätten wir weiter keinen Grund, die sozialistische Organisation 
der reifen, großen Industrien zu fordern, so hätte uns schon diese 
verhängnisvolle Sorge um die industrielle Kapitalsbildung |auf- 
merken lassen müssen. Da hätte schließlich auch der naivste 
Sozialist begreifen können, daß etwas nicht in Ordnung ist. Der 
Kapitalismus wird das Problem überhaupt nicht auf ruhigem Wege 
lösen können, wie man bei beschränktem inneren Markt die Pro¬ 
duktion steigern, die Preise senken, für die Ausfuhr arbeiten, 
die Arbeitslosigkeit damit überwinden und den Volkswohlstand 
neu begründen kann. Wir sagen auf ruhigem Wege! Denn er 
hat nur einen Weg, und diesen wird er rücksichtslos! beschreiten, 
wenn die Sozialdemokratie zögert — dieser ist freilich in Wahrheit 
ein Wieg voll Unruhe, voll Hungerelend — ein Weg, der getränkt 
sein wird mit Blut, fügen wir hinzu. Das ist der Weg 
der Arbeiterentlassung. Damit will der kapitalistische Betrieb 
sich und sein Geld retten, durch Arbeitsruhe will er Kraft schöpfen, 
sein letztes Kapital Zusammenhalten, um erst wieder bei billigeren 
Einstandspreisen — das 1 gilt für Material wie für Lohn — die 
Profitmaschine, die heute zum Teil eine Schuldenmaschine ge¬ 
worden ist, anlaufen zu lassen. Die sozialistische Wirtschafts¬ 
organisation ist in diesem Dilemma dep kapitalistischen Organi¬ 
sation 'überlegen. Und wCil wir Sozialdemokraten diese Wirklichkeit 
erleben, weil wir als WirtsChaftskritiker durchschaut haben, des¬ 
halb sind wir verpflichtet, zu handeln. Zur Begründung zwei 
Beispiele; die sozialistische Organisation des Kohlenbergbaus kann 
nicht als Beispiel für den Rohstoffbezug aus dem Auslande und 
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das» Problem des beschränkten inneren Marktest dienen, schon 
deshalb nicht, weil wir fiür Kohle noch einen unbeschränkten 

inneren Markt haben. Aber nehmen wir an, die Anlage neuer 

Zechen käme in Frage, so könnte das' Kapitalproblem gelöst 

werden, auch wenn in Deutschland kein Kapital danu vorhanden 
wäre. Heute liefern wir Kohlen nach dem Ausland, noch mehr 
in Zukunft, als Gegenwert für die Rohstoffe, die wir vom Aus¬ 
land für die Industrien benötigen, deren Produktion im Lande 
bleiben muß.. Nun wird aber die sozialistische Kohlenorgani¬ 

sation, die Kohlengemeinschaft, vertreten durch den Kohlenrat, 
für die das Direktorium des Kohlenrats verantwortlich zeichnet, 
auf das Ausland wie ein privatkapitalistisches Riesenmonopol wir¬ 
ken und dementsprechend seine Anlagen und Lieferungen finan¬ 
zieren können. Beanspiudit mm der Kohlenrat für die projek¬ 
tierten zehn neuen Zechen eine Milliarde Mark in deutscher 
Papierwährung, so kann kein Zweifel darüber bestehen, daß er 
das Geld vom 'Auslande auf Grund eines in konzilianter Weise 
die kommenden Valutaschwankungen berücksichtigenden Vertrags 
noch eher erhalten wird, als jeder andere Kontrahent, etwa das 
alte Kohlensyndikat. Denn einmal haftet für diese Kredite ein 
verhältnismäßig niedrig zu Buch stehendes Vermögen, dann aber 
kann insbesondere bei aufsteigender Konjunktur die Amortisation 
in Vergünstigungen bei Lieferungen leicht eingeschlossen werden. 
Was ist daneben ein Hänülermonopol, wie das KohlenSiyndikat? 
Trotz seiner respektablen Größe ein Bettel. Das ist der schwie¬ 
rigste Fall der Kapitalbeschaffung, weil es sich um langfristigen 
Kredit handelt. 

Ganz anders spielt sich die Sache beim Einkauf von Rohstoffen 
ab, wo es sich höchstens! um Halbjahrskredite, meistens um Ein-, 
Zwei- und Dreimonatskredite handeln darf. Nehmen wir als Bei¬ 
spiel die Eisengewinnung. Es fehlen unsi etwa über 35 Millionen 
Tonnen Eisenerze gegenüber dem Friedensstand; 10 Millionen 
Tonnen haben wir früher vom Ausland bezogen, über 25 Millio¬ 
nen Tonnen gewannen wir in Lothringen, das heute Frankreich 
gehört. Die deutsche Eisen-, Stahl- und Maschinenindustrie ist 
tötlich getroffen, wenn wir nicht Eisenerze einführen und dafür 
Eisen, Stahl, Maschinen und Werkzeuge exportieren. Wir müssen 
zum teuren Auslandspreise Eisenerze kaufen; das Eisen, das wir 
daraus gewinnen, gehört nicht uns, dreiviertel dem Ausland, aber 
doch ein Viertel uns; das eine Viertel ist der deutsche Gewinn. 
Freilich, der Hauptgewinn ist der Verdienst, das Arbeitseinkömmen 
der vollbeschäftigten ArbeiterSöhaft — das ist der Weg, das 
ist der einzige Weg, die Arbeitslosigkeit zu überwinden. Roh¬ 
stoffe, d. h . Eisenerze und den Kredit dazu kann allein die 
sozialistische Organisation der Eisen- und Stahlindustrie beschaffen. 
Weiter: je länger wir das aus ausländischen Eisenerzen gewonnene 
Eisen im Lande behalten können, um so besser, es wird zu Stahl, 
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wird zur Werkzeugmaschine, wird zum Fabrikationsinstrument; 
denn je mehr gesellschaftlicher Wert, Arbeit, im Eisenfabrikat 
steckt, um so höher ist der Qualitätswert der Ware — um so 
weniger müssen wir an Quantität bei gestiegener Qualität ans 
'Ausland fjür das bezogene Eisenerz bezahlen. Wenn auch, nach 
der Ursprungsliefcrung, das Anleihevprhältnis - steht wie drei zu 
eins, allmählich wird es sinken auf zwei zu eins, schließlich 
tauf eins zu eins. Aber das Ausland wird allein einem Riesen¬ 
monopol, dessen Geschäftsführung durch den Staat kontrolliert 
wird, einem Monopol mit einer gesunden Aktivbilanz, d. h. ohne 
überflüssige Entschädigungslast»], solche Kredite, die allein zur 
Gesundung fuhren können, bewilligen. Nützen, voll ausschöpfen 
kann sie aber nur eine großzügige Wirtschaftsorganisation, durch 
welche die hauptsächlichsten, in die Monopoltendenz bereits hin¬ 
eingewachsenen Großindustrien erfaßt werden. Je mehr durch 
Fertigfabrikation, durch Produktionsmehrung und durch Qualitäts¬ 
steigerung, unter Anspannung dest Auslandskredits auf Grund der 
Solidarhaftung des Vermögens der sozialistischen Wirtschafts¬ 
organisationen, das Getriebe ins Laufen kommt — je mehr fällt 
von den ausländischen Einfuhrwerten, als ein durch Volksarbeit 
erworbenes Gut, dem deutschen Volkswohlstand zu. Steigt auf dem 
inländischen Markt auf diese Weise das Angebot, so sinkt der 
Preis für industrielle Gebrauchsgüter. 

Wir sind auf dem Wege der Gesundung! 

Die kapitalistische Methode ist bankerott! Je tiefer wir hin¬ 
einsehen, um so stärker wächst die Ueberzeugung, daß der Sozia¬ 
lismus der Weg und die Wahrheit ist. 

Sind die Zweifelsfragen nun nicht trügerisches Blendwerk, ge¬ 
schaffen von den Wirtschaftsegoisten zu ihrem Nutzen? Ist auch 
das Programm noch nicht erschöpft, die Zweifel sind nieder- 
gemngen, und das Tor zum praktischen Sozialismus ist auf¬ 
gestoßen. 


Dr. L. H. SCHMIDTS: 

Richtlinien zum Preisabbau. 

Ein Vorschlag im Ausgleich der Interessen. 

E S ist notwendig, den Stand der Dinge klarzulegen, lim bei 
dem Preisabbau nicht bei einer theoretischen Erörterung 
stehen zu bleiben, vielmehr greifbare Resultate, praktische 
Maßnahmen, die moigen in die Tat umgesetzt werden können, 
mit nach Hause zu nehmen. Lohn und Warenpreis sind heute 
in unlösbaren Widerspruch geraten. Der Stillstand der Konjunki 
tur, die notwendig gewordene Erneuerung der Lohntarife, gar 
die drohende Arbeitslosigkeit, bringt den Widerspruch erschreckend 
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vor Augen. Bei den Verhandlungen über eine Erneuerung der 
Gehälter und Löhne wird dauernd auf den Abbau der Preise ver¬ 
wiesen, von dem bfci heute nur schwächliche Ansätze vorhanden 
sind. Man täte unrecht, würde man im Bausch und Bogen die 
Erzeuger, Großhändler und Kleinhändler dafür verantwortlich 
machen. Es gibt Gründe, jdife außer unserer Macht liegen, der 
menschlichen Beeinflussung beinahe entzogen. 

1. iDie Erzeuger bauen die Preise nicht oder im geringen Maße 
ab, die Selbstkosten zwingen sie dazu. 

2. Die Einfuhr ist unter Kontrolle, die einen mühseligen bureau- 
kratischen Instanzenweg vorschreibt, oder ganz verboten. 

3. Die Nachfrage im Inland, überwiegt bei weitem das Angebot. 
Doch außer diesen schwer beeinflußbaren Ursachen der Teurung 
haben, zum Teil durch Mißverständnisse, Gewinnsucht und Bruta¬ 
lität, sich vierschärfte Gegensätze gebildet, die eine Lösung er¬ 
schweren. Zunächst einmal die Vorwürfe, die vor allem den .Klein¬ 
händler als den letzten Vermittler zum Publikum treffen. 

Zwei Vorwurfe werden dem Kleinhandel gemacht: Unredlichkeit 
beim Gewinn und Uebermäßigkeit, das ist Wucher, beim Verdienst. 
Wir wollen zwar Einsicht in geschehene Dinge haben, nicht um 
die Kluft zu vergrößern, die Verbitterung zu steigern, sondern 
um mit einem Appell um Vergebung und einem Aufruf zur sittlichen 
Erneuerung einen “Strich unter die Vergangenheit machen. Doch 
wer gesündigt hat, soll büßen: Gebrandmarkt bleibt, der sich 
als unzuverlässig erwi&s. Um die beiden Worte Unzuverlässigkeit 
und Preis gruppieren sich als Forderungen: 

1. Ausschaltung der unzuverlässigen Elemente; Werbung des 
Vertrauens, des Einvernehmens zwischen Händlerschaft einerseits 
und Verbrauchern andererseits, Ausgleich zwischen freier Wirt¬ 
schaft einerseits, und Notwirtschaft andererseits. 

2. Abbau der Preise, Kontrolle, Regelung der Verdienste; in 
erster Linie aber Kapital- und Warenbeschaffung. 

Die Unzuverlässigkeit, das moralische Element, wollen wir dem 
wirtschaftlichen voranstellen: 

1. Auf örtlicher Grundlage schließen wir die unzuverlässige 
Händlerschaft aus und bitten Gewerkschaften lund Verwaltungen üm 
Benennung der Firmen. 

2. Die zuverlässigen Händler schließen wir in eine lokhle Or¬ 
ganisation zusammen, die, soweit sie noch nicht der Großeinkaufs¬ 
genossenschaft der Lebensmittelhändler beigetreten sind, ihr an¬ 
gehören müssen. Nur die beigetretenen Mitglieder werden mit 
Gemeindewaren beliefert. 

3. Um die Unzuverlässigkeit weiterhin zu kontrollieren, wird 
ein Ueberwachungsausschuß gebildet, bestehend aus vier Mitglie¬ 
dern bzw. ihren Stellvertretern, welche vertreten: 

ä) Die Preisprüfungsstellen, 

b) die Lebensmittelkommission, 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Zur Frage der Arbeitspflicht. 


435 


c) Gewerkschaften und Angestelltenverbände, 

d) die Händlerschaft. * 

Bei der Preisbildung werden den vertretenen Gruppen grund¬ 
sätzlich folgende Rollen zugewiesen: * 

1. Die Gewerkschaften und Angestelltenvierbände stellen die 
Preisprüfer, sie können Einsicht nehmen in die Bücher der Groß¬ 
einkaufsgenossenschaft und müssen Sich über die Marktpreise unter¬ 
richten und die Kleinverkaufspreise der Kleinhändler kontrollieren! 
Ueber die Preisspanne und zulässigen Verdienste liegen Normen 
der Lebensmittelkommission der örtlichen, provinzialen und Landesi- 
preisprüfungsstelle vor. Anträge auf Abänderung sind an die 
Preisprüfungsstellen zu richten, deren Beschlüsse von allen Par¬ 
teien als bindend anerkannt werden. 

2. Die Gemeinde ist Geldgeber und Warenlieferant. 

a) Geldgeber: Sie leistet erforderlichen Falles Bürgschaft für 
die Großeihkaufsgenossenschaft der Lebensmittelhändler, 

b) sie liefert aus 1 ihren Beständen die ihr behördlicherseits zu¬ 
gewiesene Ware. 

3. Die Händlergenossenschaft ist zusammen mit der Lebensmittel¬ 
kommission Einkaufs- und Verteilungsstelle. Die angeschlossenen 
Einzelhändler sind vorbehaltlich einer Mängelrüge gezwungen, zum 
festgesetzten Preise abzunehmen. Selbstverständlich ist, daß die 
Genossenschaft ihre Organisation in den Dienst dieses Planes 
stellt, jedoch kauft und verkauft sie auf eigene Rechnung im 
Einvernehmen mit der Lebensmittelkommission. 

Es bleibt unbenommen, in den Kreis der Waren außer Lebens¬ 
mitteln, auch andere Gegenstände desi täglichen Bedarfes zu nehmen. 
Für Gebrauchsgegenstände wird die vorher bezeichnete Kommission 
unter Hinzuziehung weiterer Sachverständiger, Richtlinien für den 
Einkauf von Artikeln des täglichen Bedarfs aufstellen. Der Zu¬ 
sammenschluß der Branchen zum gemeinsamen Einkauf wird, an¬ 
gestrebt ; und die Branchen wiederum vereinigen sich zu einer 
Ortsorganisation. 


Dr. ERNST NEUMANN: 

Zur Frage der Arbeitspflicht. 

I N dem Aufsatz „Ueber den wirtschaftlichen Aufbau in Deutsch¬ 
land“ („Glocke“ vpm 27. März 1920) fordert Hans von Kiesn 
ling die Schaffung eines Arbeitsiheeres als Grundlage zur Er¬ 
möglichung des wirtschaftlichen Aufbaus. Die Ausführungen Kies¬ 
lings Bind in jeder Hinsicht zu unterschreiben. Die Einführung 
der Arbeitspflicht einest jeden Deutschen — ob Mann, ob Frau —, 
die Schaffung eines Arbeitstoeeres ist so sehr die Grundvoraus¬ 
setzung für Durchführung des Sozialismus nicht nur, sondern 
überhaupt für die Möglichkeit des wirtschaftlichen Aufbaus in 
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Deutschland, idaß sich wohl viele schon lange wundem, wam» 
bisher noch nicht einmal Ser Anfang zu, dieser erst notwendige» ' 
Tat gemacht ist. Da die Dringlichkeit dieser Tat gar nicht genug 
betont und nachgewiesen wenden kann, so seien im folgenden 
noch einige Ergänzungen zu dem Aufsätze Kieslings gestattet. 

Neben Kohle und Verkehrsmittel, für die Kiesding das Arbeits¬ 
beer vferlangt, sind die Nahrungsmittel und das Holz die Grund¬ 
lage jeder Volkswirtschaft. Die Landwirtschaft schafft unter sonst 
gleichen Bedingungen die meisten Nahrungsmittel als Kleinbetrieb 
mit möglichst gärtnerischer Bodennutzung und in Gestalt großer 
Güter, die weite zusammenhängende Flächen planmäßig mit 'Aush 
nutzung aller Hilfsmittel der neuzeitlichen .Technik bebauen. Für 
die gärtnerische Nutzung desi Bodens in Form des Kleinbetriebes 
kommt ein Aibeitsheer nicht in Betracht; die Bewirtschaftung 
großer Güter ist im jetzigen Deutschland nur mit Hilfe eines 
'Arbeitsheeres möglich. Große Güter bedürfen in den verschiede¬ 
nen Jahreszeiten einer verschiedenen Zahl von Menschenhänden 
zur (Erledigung ihrer Aufgaben. Im kapitalistischen Staat konnten 
große Güter nur mit Sklavenmassen oder mit schlecht bezahlten 
.Wanderarbeitern betrieben werden. Wir können und wollen in 
Zukunft auf keinem Gebiet der Wirtschaft, besonders aber nicht 
zu der 90 umotwendigen Erzeugung von Nahrungsmitteln auf 
Wanderarbeiter angewiesen sein, die wohl gar fremder Rasse ange¬ 
hören, Im Interesse einer möglichst ertragreichen Landwirtschaft 
ist aber das Vorhandensein großer Güter in gewissen Teilen 
Deutschlands erforderlich. So bleibt als Ausweg nur die Be¬ 
wirtschaftung der großen Güter mit Hilfe von Kräften dest Arbeits¬ 
heeres, zu dessen Dienst jeder Deutsche verpflichtet ist Zur 
Leistung dieser Arbeit können Männer wie Frauen verwandt 
werden. Sie ist obendrein, anderst als die; Arbeit in den Bergwerken, 
gesundheitsfördernd, und kann so wie der Dienst im alten Waffen- ( 
heer eine gesundheitliche Wohltat für die Dienstpflichtigen werden. 

Bewirtschaften wir die größten Güter, (die ja Ivpr allem die Massen¬ 
nahrungsmittel — Getreide, Kartoffeln, Zucker — liefern, im 
wesentlichen mit dem Arbeitsheer, so können wir" diese Nahrungs¬ 
mittel, die den Grund zu einer ausreichenden. Volksernährung 
geben, auch verhältnismäßig billig den Verbrauchern zur Ver¬ 
fügung (stellen. 

Selbstverständliche Voraussetzung für die Bewirtschaftung der 
großen Güter mit Hilfe des Arbeitsheeres ist, daß diese Güter 
ausnahmslos Eigentum der Gesellschaft und nicht einiger weniger 
einzelner sind. Die Ueberführung aller Landgüter von einer ge¬ 
wissen Größe an — diese Festsetzung ist eine technische Einzel¬ 
heit, iüber die man verschiedener Meinung sein kann, — in geselh 
schaftlichen Besitz, die Sozialisierung des größteren landwirtschaft¬ 
lichen Besitzes 1 muß Hand in Hand gehen mit Schaffung eines 
Arbeitsheeresi. Im Vergleich mit der Aufgabe, die die Sozialist- 


Digitized by 


Go», igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Zur Frage der Arbeitspflicht 


437 


ntng der Industrie und desi Handels stellt, ist die Sozialisierung 
der Großlandwirtschaft einfach {und leicht, da esi sich um eine 
einfache Wirtschaft handelt. Ob die großen Güter von Privat¬ 
angestellten der Einzelbesitzer und Wanderarbeitern oder von 
Staatsbeamten und mit Hilfie desi Arbeitsheeres bewirtschaftet wer¬ 
den, bedingt für die Ertragfähigkeit keinen Nachteil, sondern 
eher einen Vorteil. Oie Ueberfühnung der größeren Güter in 
gesellschaftlichen Besitz verhütet ferner aber einzig und allein 
sicher den Güterschacher, den Verkauf von großen Bodenflächen an 
Ausländer [und das Entstehen vpn Liuxusgütern, die nicht in erster 
Linie der Hervorbringung von Nahrungsmitteln, sondern der Be¬ 
friedigung iigendeines Luxusbedürfnisses dienen. 

So ist aus mehr als einem wichtigen lebenswichtigen Grunde des 
deutschen Volkes neben der Sozialisierung der Bergwerke |die 
Sozialisierung der Großlandwirtschaft das erste wirtschaftliche Ge¬ 
bot Unserer Zeit. 

Was vom landwirtschaftlichen Großbesitz gilt, das hat im ver¬ 
stärkten Maße Geltung für Waldwirtschaft und Waldbesitz., Die 
Waldwirtschaft Mt durch Privatbesitz gar keinen Vorteil, kann 
vielmehr durch Staatsbesitz und Bewirtschaftung mit einem Arbeits¬ 
heer voraussichtlich viel ertragreicher und billiger gestaltet werden. 
Neben Kohle und Erz ist das Holz die Grundlage unserer ganzen 
Kultur, des wirtschaftlichen und geistigen Lebens. 

Sozialisieren wir unsere Großlandwirtschaft, den Waldbesitz und 
die Bergwerke, so ist das eine Riesenaufgabe und eine Riesentat, 
aber doch verhältnismäßig leicht gegenüber der Aufgabe, Indu¬ 
strie und Handel zu sozialisieren. Sozialisierung der genannten 
Urproduktionen ist durchführbar, allerdings nur bei energischem 
Willen; sie würde die Inangriffnahme eines organischen Neublaus 
unserer Wirtschaft bedeuten, da sie die Grundlagen der ganzen 
Volkswirtschaft neu gestaltet; si(e ist nur möglich, wenn die 
Arbeitsdiensitpflicht für jeden Deutschen, ob Mann, ob Frau, ein¬ 
geführt wird, wenn wir ein Arbeitsheer schaffen! Haben wir 
ein Arbeitsheer, so sind die Urproduktionen, Land- und Wald¬ 
wirtschaft, sowie die Gewinnung von Kohle und Erz, reif für 
die Sozialisierung. Industrie und Handel sind zum großen Teil 
heute vielleicht erst reif für Demokratisierung, aber noch nicht 
für Sozialisierung. 

Das Arbeitsheer würde uns ferner in den Stand setzen, jede 
nur irgendwo vorhandene und geeignete, bisher aber brachliegende 
Bodenfläche in land- oder forstwirtschaftlich nutzbaren Boden 
umzuwandeln, Moore und Heiden zu kolonisieren und so neue 
Lebensmöglichkeiten für das deutsche Volk zu schaffen. 

Großzügiger Ausbau unseres Verkehrswesens, vor allem der 
Bau von Wasserstraßen, der früher viel zu sehr vernachlässigt ist, 
wird nur durchführbar sein, wenn wir ein Arbeitsheer haben. 
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Vori (den Kulturgebieten pn engeren Sinne bedarf wr allen Dingen 
das Heilwese« der Sozialisierung, da die Not auf diesem Gebiet 
vom Standpunkt der Kranken, der öffentlichen Gesundheitspflege 
wie der die Heilkunde Ausübenden besonders groß und nur durch 
Sozialisierung zu heben ist. Ein gutes Heilwesen, eine gute öffent¬ 
liche Gesundheitspflege ist eine der notwendigen Voraussetzungen 
für einen gesunden lebensfähigen Staat. 

Ein jsozialisiertes Heilwesen braucht nicht jnur in, der zur Kranken¬ 
pflege in der Familie wie in den Krankenhäusern und sonstigen 
Heilanstalten, sondern auch zur Durchführung der öffentlichen 
Gesundheitspflege einer größeren Zahl von weiblichen Hilfs¬ 
kräften. Zu einem nicht kleinen Teile könnten diese ausi den 
Dienstpflichtigen des Arbeitsheeres genommen werden. Dadurch 
würde jder Betrieb des sozialisierten Heilwesens sich bedeutend 
billiger gestalten. 

Die Arbeitsdienstpflicht für jeden Deutschen schafft die Mög¬ 
lichkeit, daß wir aus der wirtschaftlichen Not, die die Folge vpn 
Krieg und Niederlage ist, herauskommen, ist allein imstande, den 
Gmnd zu legen, auf dem ein organisch gewachsener, festgefügter 
sozialistischer Staat gebaut werden kann. Arbeitsdienstpflicht und 
Arbeitsheer befriedigen die Bedürfnisse der Gegenwart und sorgen 
für die Zukunft. Die Arbeitsdiensitpflicht nützt dem Staate und 
ganz unmittelbar auch dem einzelnen. Die Arbeit in Feld und 
Wald, beim Bau von Kanälen, in Moor und Haide bringt auch den 
Stadtmenschen mit der Natur zusammen, ist gesundheitsfördernd. 
Der Dienst in den mannigfachen Zweigen desi Heilwesens und 
der Gesundheitspflege v)ermittelt für weite Volkskreise Kenntnisse, 
die dem eigenen Leben zugute kommen, und gibt durch Erleben 
wirklich nachhaltige Einsicht in die Zusammenhänge, die zwischen 
leiblicher und geistiger Gesundheit oder Krankheit mit dem Blühen 
oder dem Verfall des einzelnen nicht nur, sondern ganzer Völker 
und Staaten bestehen. So kann allmählich die Dienstpflicht auch 
dazu helfen, daß in weite Volkskreise ein Verständnis für Rasse¬ 
hygiene, die wichtigste Aufgabe einer Volksgemeinschaft, kommt 
und diese im Laufe der Zeiten endlich auch das Leben des einzelnen 
wie die Gesetze des Staates bestimmend beeinflußt. 

Die Erfüllung noch einer Aufgabe, die ganz unmittelbar mit 
Krieg und Niederlage zusammenhängt, kann das Arbeitsheer uns 
erleichtern: den Wiederaufbau der zerstörten Gebiete Nordfrank«- 
reichs. Verwenden wir Teile des Arbeitsheeres dazu, so erwachsen 
uns einmal bedeutend weniger Kosten aus der Wiederaufbaupflicht, 
und die in Frankreich vierwandten Arbeitskräfte brauchen zu ihrem 
eigenen Vorteil dort immer nur kurze Zeit diese Fronarbeit zu ver¬ 
richten, da sie ja immer wieder durch neue Dienstpflichtige er¬ 
setzt werden. Wir können die beim Wiederaufbau verwandten 
Volksgenossen zu ihrem eigenen Heil und zum Heil der ganzen 
Volksgemeinschaft durch straffe Zucht und Ordnung besser vor 
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mancherlei Schaden bewahren, als wenn „freie“ deutsche Arbeiter 
diesen Wiederaufbau in Frankreich besorgen müssen. 

Alles in allem jsf die Einführung der Arbeitsdienstpflicht, die 
Schaffung eines Arbeitsiheeres die dringendste Aufgabe des wirt¬ 
schaftlichen .Wiederaufbaus' Mon Deutschland und die Voraussetzung 
dafür, daß ein organisch gewachsener, fest gefügter Bau eines so¬ 
zialistischen Staates in Deutschland möglich ist. 

Soll (die deutsche Revolution nicht bloß äußerliche Demokratie 
gebracht haben, will sie nicht in Lohnkämpfen und Streiktorheiten 
jämmerlich vierflachen, will sie vielmehr wirklich zur sozialistischen 
Revolution werden — noch ist sie es nicht im entferntesten —, 
so muß sie die Arbeitsdienstpflicht für Mann und Frau bringen, so 
muß sie ein großes Arbeitsheer mit Zucht und Ordnung schaffen. 
Dies Arbeitsheer wird allein imstande sein, die sozialistische 
Revolution durchzuführen, den Sozialismus Wirklichkeit werden 
zu lassen. 

Das Arbeitsheer setzt uns in den Stand, ein sozialistischer Staat 
zu werden, der wenigstens! für die dringendsten Lebensnotwendig- 
keiten mit den eigenen Rohstoffen und den eigenen Arbeitskräften 
auskommt. Beides ist (erforderlich, um dem ßtaat im Zusammenleben 
der Völker Macht und Geltung zu verschaffen. 

Das Gebot der Stunde als Notwendigkeit für Gegenwart und 
Zukunft ist: 

1. Bildung eines Aibeitsheeres. 

2 . Sozialisierung der Großlandwirtschaft und des Waldbesitzes. 

3. Sozialisierung der Bergwerke. 

4. Ausbau des 1 Verkehrswesens. 

5. Sozialisierung des Heilwesen». 

Diese Forderungen müssen erreicht werden, können aber nur 
durchgesetzt werden ohne zu große Erschütterungen, wenn der 
neue Reichstag «ine arbeitsfähige, handlungsbereite sozialistische 
Mehrheit hat und eine zur Sozialisierung entschlossene Regierung 
schafft. 

m 

Der Gedanke des Sozialismus ist getragen von der Industrie¬ 
arbeiterschaft. Verwirklicht wird er zuerst werden auf dem Ge¬ 
biete der verhältnismäßig einfachen Urproduktion, der Erzeugung 
von Nahrungsmitteln, der Gewinnung von Holz, Kohle und Erz. 
Daß die Land- und Waldwirtschaft fast zuerst reif für die So¬ 
zialisierung werden wird, früher als* einer der komplizierten Indu¬ 
striezweige, deren Arbeitskräfte gerade für Sozialisierung sind, 
ist eine der Merkwürdigkeiten, die man in der Geschichte nicht 
gar so selten findet. 
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Professor Dr. PAUL OESTREICH:* 

Ein Ausweg aus der Studentennot? 

D IE materielle Not der Studentenschaft, erst recht der Kriegs* 
teilnehmer unter ihnen, ist noch ständig im Steigen. Schon 
Ende November vorigen Jahres überreichte der „aus dem \ 
Zwang der Umstände heraus“ an der Universität Berlin gegrün- j 

dete Kriegsteilnehmervehband (K. T. V.) dem Reichsarbeitsminister 
eine Denkschrift, in der er seine Hilfe erbat und in der folgendes 
ausgeführt wurde. 

Der K. T. V., eigentlich geschaffen, den Kriegsteilnehmern „die 
ihnen im Rahmen der Universität zustehende Stellung zu geben“, 
mußte bald einsehen, daß „erst in zweiter Linie an Examens»- 
er leichte rungen gedacht werden dürfe, da ein großer Teil der 
Studentenschaft überhaupt nicht in der Lage sei, ordentlich zu 
arbeiten, weil ihn der Hunger und die wirtschaftliche Not daran 
hinderten“. Die Einrichtung einer Berufsberatungs- und Hilfe¬ 
stelle eimöglichte es, einen Ueberblick über die bestehenden Hilfs¬ 
wege zu schaffen und Rat zu erteilen, es gelang aber nicht, so 
eine wirkliche Besserung zu erzielen. In der Hauptsache war man 
bestrebt, die Erwerbsilosemm terstützung der Studentenschaft 
einigermaßen zugänglich zu machen. Daneben kam die Besorgung 
von Freitischen und Freiwohnungen vereinzelt in Betracht. Das 
bei dieser Hilfsaktion gesammelte Material ergab einen für jede 
Hilfsmaßregel wichtigen Einblick in die erschütternde Notlage. Die 
meisten Studenten sind auf Erwerb angewiesen, da die ihnen von 
Hause oder sonstwie zufließenden Summen völlig unzulänglich sind. 

Es ergab sich die Tatsache, daß (schon damals !) ein Drittel der 
Berliner Studentenschaft berufstätig war. ' Eine genaue Fest¬ 
stellung der Zahl ist unmöglich, da die alten Bestimmungen — 
deren Aufhebung das Kultusministerium nicht glaubt durchsetzen Zu 
können ; es begnügt sich deshalb, auch die akademischen Behörden 
verfahren so, von Verstößen gegen diese Bestimmungen nicht 
Notiz zu nehmen ! — dem Studenten immer noch einen festen Beruf 
verbieten! Die Vereinigung vjon Studium und Beruf bedeutet an 
sich schon eine gefährliche Anspannung der Kräfte; doppelt 
gefährlich wird sie dem Nervensystem, wenn die Arbeit un¬ 
sicher, herab würdigend und minderbezahlt ist. Der Bericht des 
K. T. V. sei hier wörtlich zitiert: „Der Student muß Arbeit haben, 
um sein Studium nicht aufgeben zu müssen. Er wird in ihr 
nicht getragen von einer Berufsorganisation wie andere Schich¬ 
ten unseres Volkes, daher muß er unter dem Durchschnittslohn 
arbeiten. Auf der Deutschen Bank sind etwa 100 Studenten für 



1 Professor Paul Oestreidi, Stadtrat in Berlin-Sehöneberg, Berlin-Friede¬ 
nau, Menzelstraße 1, bittet um Zuschriften. 
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3,— Mark stündlich beschäftigt, während der für situdentische 
Hilfsarbeiter festgesetzte Lohn 5,— Mark beträgt. Und nicht 
einmal für diesen Lohn finden alle Studenten eine anständige, 
für sie geeignete Arbeit. Ein Komilitone geht, um seinen Hunger 
stillen zu können, nachmittags Holz zerkleinern, andere helfen 
sich durch Straßenfegen, Schneeschaufieln usiw. Leider ist es nicht 
einmal immer ehrliche Arbeit, die sie verrichten müssen. Die Not 
zwingt die Studenten immer mehr zum Schieber- urid Wucher- 
tum. Der ganze studentische Ehrbegriff hat unter dem Hunger und 
der Verelendung stark gelitten. Uns sind nicht weniger als vier 
Fälle bekannt geworden, in denen Studenten als Aufpasser und 
Ziutreiber in Spielklubs tätig wanen; den einen trieb seine Liebe 
zuin Studium dazu, abends derart seinen Lebensunterhalt zu 
verdienen, obwohl er sehr stark darunter litt. Die Zahl der 
Studenten, die Erwerbslosenuntereitützung (150 Mark monatlich) 
beziehen, beträgt etwa 1000. Sie verlieren durch die Kontrolle 
und andere Bestimmungen jede Woche vjer Vormittage/* Die 
Denkschrift des K. T. V. zählt weiter eine „der Zahl nach nicht 
fest zu erfassende Kategorie von Studenten** auf, die ohne Wechsel, 
Erwerb, Erwerbslosenuntereitützung sich förmlich durchs Leben 
hungern. „Ungenügende Ernährung ist das Hauptelend.** Dabei 
soll verstärkte geistige Arbeit geleistet werden! — Studenten 
haben jetzt oft nur eine Schlafstelle oder ziehen schuldenmache risch 
von Pension zu Pension oder ruhen sich am Tage in Bibliotheken, 
Lesesälen, Seminarien aus). Heizung konnten sich die wenigsten 
leisten ( 

Die Denkschrift des K. T. V. verlangte „staatlich geregelte Unter¬ 
stützung in IFonn einer Studienbeihilfe**. Die Regierung habe solche 
'Anträge stets wegen Mangel an Mitteln, zu rückge wiesen. Ihr 
fehle offenbar aber die rechte Einsicht in die wirkliche Lage 
der studierenden Jugend, in die Schädigung, die dem Volksganzen 
vion dorther drohe. Aufklärung und Selbsthilfe sei deshalb ge¬ 
boten, izuerst also Selbstbesinnung und Zusammenschluß. Dann 
seien Gemeinden und Privatleute um Hilfe anzugehen, damit bil¬ 
lige Speisung, billige oder freie Wohnung, billige Kleidung, Bücher 
usw. beschafft werden könnten. 

Der K. T. V. hatte in seiner Eingabe an den Reichsarbeitei¬ 
minister darauf hingewiesen, daß das» Treibenlassen der Dinge, 
die Erwartung, die Not werde hinreichend viele Studenten ver¬ 
anlassen, andeie Berufswege einzuschlagen, den Erfolg haben müsse, 
daß eine solche „Regelung** eine „Auslese** nach den Geldmitteln 
also sicher keinen „Aufstieg der Tüchtigsten** bedeuten würde. 
Deshalb solle, damit sofort geholfen werden könne, der "Reichs- 
arbeitsminister die drückendsten Ausführungshärten (die Beschrän¬ 
kung auf die im August 1914 Ortsanwesenden, den zweitägigen 
Meldezwang, die Pflicht zur Uebemahme jeder Art von Arbeit) 
für die Zubilligung der nach einem Erlaß der Regierung vom 
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Januar 1919 auch für Studenten berechneten Erwerbslosenfürsorge 
für diese aufheben. Der „Akademische Hilfsbund“ könne und 
wolle als Sammelstelle für geistige Arbeit dienen und die Kontrolle 
und Verrechnung der Erwerbslosenuntersitützung für Studierende 
übernehmen. 

Der Reichsarbeitsminisfter antwortete wohlwollend und einsichts¬ 
voll, lehnte aber die gestellte Forderung ab, weil „nicht einzelne 
Klassen von Untersitützungsempfängem bevorzugt werden könn¬ 
ten, da sonst andere Personengruppen das gleiche verlangen 
würden“. 

Inzwischen sind die Zusitände nun nicht besser geworden, da 
die Hochschulen noch mehr Besucher aufnehmen mußten, die 
Geldentwertung weiter fortschritt. Es kann aber auf keinen Fall 
dem „freien Spiel der Kräfte“, dem „Kampf ums Dasein“ über¬ 
lassen werden, zu einem Gleichgewicht zu führen. Wir glauben 
nicht mehr daran, daß dabei die Besten und Fähigsten übrig¬ 
bleiben, daß diese ohne sittliche Schädigung, ohne Charaktere 
verbiegung davon kommen. Selbst wer sich alsi Mensch unver¬ 
dorben hält, wenn er die Nächte hindurch als Kabarettmusiker 
tätig sein muß', wird am Tage studierend nichtsi leisten oder seine 
Gesundheit untergraben. Eine Fülle von Verbitterung, oft genug 
von mehr oder minder gut maskierter sittlicher Verkommenheit 
wird ins Land, in die Amts- und Schulsituben, von der in diesem 
Kampf „Siegenden“ getragen werden. Wir aber haben nötig, 
jetzt unser durch den Krieg schon dezimiertes) Menschenmaterial 
schonsam zu behandeln, es* zur Lösung der hohen und höchsten . 
Aufgaben, die uns gestellt sind und werden, zu stählen und zu 
befähigen. Sozialpolitik ist nicht „ein Luxus für reiche Völker“: 
gerade unser armes deutsches Volk und Vaterland braucht sie 
jetzt doppelt, gerade weil wir arm geworden sind und zur aus¬ 
reichenden Existenz streben! Es war ein jahrzehntelang von allen 
Sozialpolitiken! — gleichgültig welcher Parteirichtung — ver¬ 
fochtener Satz, daß ein ausgeruhter, satter Arbeiter in kurzer 
Arbeitszeit mehr leiste, alsi ein ausgemergelter in vielen Stunden. 
Vergessen wir nicht alle unsere Lehrsätze und richten in blinder 
Torheit durch Ueberlastung ausgehungerter Menschen diese und 
die kommende Generation, damit unser Volk zugrunde! 

Alle Parteien haben sich programmatisch zur „Versöhnung von 
Geist und Handarbeit“ bekannt, alle fordern die Einheitsschule, 
die Hinführung jedes einzelnen an den für ihn geeigneten Platz. 
Die alte Schule, mit ihren Vorschulen, mit ihrer einseitigen in¬ 
tellektuellen Züchtung ist sicherlich nicht die richtige Ausdesei 
Stätte, die Studenten von heute sind nicht nach ihrer Auswahl 
die aus der ganzen Volksmasse für das Studium geeigneten An¬ 
wärter. Aber sie sind einmal da, der Staat hatte ihnen durch die 
Organisation seines* Bildungs- und BerechtigungsWesens Anrechte 
und Aussichten gegeben, die nun aufs* äußerste — ohne Schuld 
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des einzelnen! — bedroht sind. Kein Wunder, daß da Verbitterung $ 
herrscht, daß weite Kreise dieser Studentenschaft im Begriff sind, 
unterzugehen, oder bereit sind, sich an jeder Bewegung zur Herbei-t 
führung der früheren Verhältnisse zu beteiligen, also ein Element 
ständiger Bedrohung der öffentlichen Ruhe darstellen. Die Oeffent J 
lichkeit hat gegenüber dieser Jugend, die doch auch zumeist Kinder 
der jetzt verarmten Kleinbürgerschicht umfaßt, ganz fraglos die 
Pflicht, ihr entweder die Beendigung ihrer Studien oder den 
ruhigen, überlegten, einigermaßen geebneten Uebergang in einen 
anderen Beruf zu ermöglichen! Sonst bleiben alsi Feldbehaupter 
übrig einmal die Kinder der Reichen und die sich in ihre Reihen 
einfügenden Abkömmlinge der Kriegs- und Revolutionsschieber und 
zweitens eine Schar von Menschen, die durch die Not desi Lebens 
bereit geworden sind, sich jedes Mittels zum „Aufstieg“ zu be¬ 
dienen. Nach einigen Jahren dürfte zudem der Anwärterstrom 
sich auf die veränderten Umstände einsitellen und die Hoch¬ 
schulen besuchten dann nur noch die Kapitalisitensprößlyige: sicher 
kein Weg zum „Volksstaat“; sicher wäre solche Oscillation des 
Besuchs für die Hochschulen ruinös, sicher führte das zu neuen 
Komplikationen statt zum allmählichen Uebergang in neue Ver¬ 
hältnisse. Es ist nun einmal ein Traum, daß die Auslese durch 
einen Hebeldruck zu bewerkstelligen ist: Die „Einheitsschule“ in 
ihrer produktiven Gestaltung wird dasi Werk vieler Jahre sein. 
Die Jugend muß allmählich in das Neue hineinwachsen, vor allem 
sind neue Lehrer, Lehrer des Neuen und Lehrer im neuen Geisite, 
nötig. Diese Lehrer kann die gegenwärtige Hochschuljugend nur 
liefern, wenn sie aveder verelendet noch korrumpiert wird, wenn 
sie — positiv gesprochen ! — aius dem reinen Intellektualismus sich 
hinüberfindet in das tätige Verständnis? der Handarbeit, wenn sie 
Handarbeit und Wissenschaft, Leben und Geist vereinigt, zur 
Synthese des neuen Menschen und des neuen Lebens. Der Aus¬ 
schuß für den „Arbeitsunterricht“ der Reichsschulkonferenz hat 
das so ausgedrückt: „Die Möglichkeit des Bestandes einer Volks¬ 
einheit hängt ab von der festen Begründung der Arbeitsfreude 
in allen Volksschichten. Diesi hat zur Voraussetzung, daß wieder 
sich die Arbeit zum Geist, der Geiat zur Arbeit findet. Das 
aber erwächst nur aus der Unmittelbarkeit des; Zusammenlebens in 
unmittelbarer Gemeinschaft. Darum muß Arbeit, und zwar die am 
sinnlichen Stoff geübte Arbeit Grundlage der Erziehung sein. 
Und auf allen Stufen muß die Beziehung zu ihr lebendig er¬ 
halten werden. Sie müßte sein der Nährboden der Volksschule 
als der Schule zum Volke, der Einheitsschule als der Schule zur 
Einheit.“ 

Sollte es nicht möglich, nicht eines wohlüberlegten und wohl¬ 
vorbereiteten Versuchs wert sein, der Not unserer Studentenschaft 
planmäßig abzuhelfen, indem man gleichzeitig dies „Finden von 
Geist und Arbeit“ anstrebt, also einen Weg beschreitet, der nicht 
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abbräche, wenn einmal — es wird sobald nicht der Fall Spin.!-— 
die studentische Not dieser Art nicht mehr bestände, sondern ikttf 
den sich dann stet» neue Scharen zur Führerschaft des Volks ge¬ 
eigneter Kinder begeben könnten ? Wir meinen, diese Frage kräftig 
bejahen zu müssen. 

Natorp hat solche Linien angedeutet, ein Berliner Ausschuß hat 
jetzt die Angelegenheit eingehend durchberaten und tritt mit einer 
Abhandlung über „Studentische Produktionsgemeinschaft und Ein- 
heitsschule“ an die Oeffentlichkeit. 2 Die Vorarbeiten in Berlin, 
insbesondere für dip praktische Verwirklichung, sind recht weit 
gediehen. Man kann ein großes geeignetes Grundstück mit passen¬ 
den Baulichkeiten erwerben oder pachten. Dort ließe sich leicht 
Nutzgärtnerei, Korbwaren-, Spielzeug- und Textilwarenherstellung 
betreiben, auch eine billig zu erwerbende Druckerei könnte dort¬ 
hin übersiedeln, was angesichts der Büchernot unserer Zeit von 
unmittelbarem, kaum abzumessendem Nutzen für die Universitäts¬ 
welt wäre. Holzwaren- (Möbel-) Herstellung könnte in der dazu 
bereiten, über sichere Absatzmöglichkeiten verfügenden gemein¬ 
nützigen Hausratgesellschaft vorgenommen werden. Andere pro¬ 
duktive Betätigungen ließen sich leicht anfügen. Genaue Berech¬ 
nungen über die Rentabilitätsaussichten sind bereits vorgenotnmen 
und sie zeigen deutlich die Ausführungsmöglichkeit, wenn für den 
Anfang gewisse Garantien — durch den Staat, die Provinzen, 
die Großstädte, andere Korporationen oder einsichtige Privatleute 
— übernommen werden. 

Fast von selber drängt sich der Gedanke des zweckmäßigen 
Verzehrs auf. Der Student muß sicher sein, auf Grund seiner 
körperlichen Arbeit auch jseine Existenz abständig führen zu können. 
Jeder Ausbeutung entziehen kann man ihn aber nur, wenn er in 
der Gemeinschaft lebt, wenn er also in den Gebäuden der Produk¬ 
tionsgenossenschaft Wohnung und Beköstigung fände, bald hof¬ 
fentlich auch durch die Genossenschaft seine Bedürfnisse an Klei¬ 
dung usw. befriedigen könnte. Natürlich müßte soche Gemein¬ 
schaft sich selbst regieren, ihre eigenen Gesetze eifersüchtig inne¬ 
halten. 

Alle Einwände, sind dem, der guten Willens ist, nicht stich¬ 
haltig. Wer freilich zum „laissez aller“ schwört, ist nicht zu 
überzeugen: a priori sind nur mathematische Sätzie richtig, ,,be¬ 
weisbar“. Wer Anstoß daran nimmt, daß die jungen Leute vier 
Stunden — geordnet, ruhig, hygienisch — körperlich arbeiten 
sollen, aber die Achseln zuckt, wenn sie jetzt sieben Stunden 
in unwürdiger Arbeit verbringen müssen, wer die Wege zum 
Mittagessen beanstandet, aber die jetzigen Zeitverluste des stu- 


8 Oestreich-Müiler: Die freie studentische Produktionsgemeinschaft als 
Vorstufe der Einheitsschule. Verlag Gesellschaft und Erziehung, Berlin- 
Fichtenau. Preis 2,50 Mark. 
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dentischen Gelegenheitsarbeiters!, der oft nicht sicher über seine 
Zeit verfügen kann, nicht anschlägt, wer den festen Vorlesungs-» 
plan der Hochschulen mit den Arbeitsschichterj einer Produktions¬ 
gemeinschaft nicht vereinbar findet — obgleich doch die Hoch4 
schule als Mittel zum Zweck der Bildung sich zu Zugeständnissen 
zu bequemen hätte — der mag Rabulist sein, ganz gewiß ist er aber* 
kein Volksfreund, ist ihm soziale Gesinnung in tiefster Seele} 
fremd. Der Geistesarbeiter muß wieder heran an den Stoff, er 
muß es lernen, sich mit dem Handarbeiter zu verstehen, er wird 
es lernen, wenn er durch Handarbeiter in die praktische Beschäftig 
gung eingeführt wird, wenn er mit ihnen zusammen schafft, er 
wird ihnen umgekehrt von seinen geistigen Interessen abgeben 
können. Es bieten sich hier auch Aussichten auf schnelle und 
doch gründliche Ausbildung spät erwachter Geistestalente aus 
der Handarbeiterschaft. Im Lieben einer solchen Gemeinschaft 
könnten passende Arbeitskameradschaften sich zusammenfinden. Es 
wird andererseits Studenten geben, welche — durch die frühe 
Einschulung in die „höhere“ Schule zu Zwangsintenessen ver- 
-urteilt — hier zum Bewußtsein ihrer Freude an, ihres Glücksi 
in der Arbeit am sinnlichen Stoff kommen würden. Sie könnten 
nun bequem ins Gewerbe übergehen, mit dem Bewußtsein, mit 
ihrer doppelseitigen Bildung im zukünftig weder schlechter be-* 
zahlten noch weniger geehrten praktischem Tun ihren Weg sicher 
zu machen. Hier würden sich wahrscheinlich die besten Lehrer für 
die „Arbeitsschule“ entwickeln können. 

Des Guten wäre noch viel zu sagen. Mag esi genügen. Einem 
Berliner Versuch würden die anderen Hochschulen — für viele 
liegen die Versuchsumstände weit günstiger! — bald folgen. Es 
kommt alles darauf an, daß begonnen wird. Die Regierungen, 
Behörden, Parlamente, Städte, Korporationen, Gewerkschaften usw. 
jeden Weitsichtigen, Menschenfreundlichen und Begüterten bitten 
nun die am Werke Tätigen, ihnen durch Bereitstellung von Mitteln 
oder durch Uebemahme einer Garantie zu helfen. Es geht um 
große Werte, um die Volksgesundung, um den Uebergang in die 
neue Zeit. Es geht um Dinge, ohne welche unser Volk nicht seines 
Selbst bewußt und würdig werden kann. Wer helfen will, 
melde sich! 
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Oberlehrer Dr. ERICH WITTE: 

Die Erneuerung des Bestandes der 
Schülerbibliotheken. 

W ENN die Bilder des früheren Kaisers und des früheren 
Kronprinzen aus der Schule entfernt worden sind, wenn 
die weitere Benutzung der alten Geschichtsbücher verboten 
worden ist, so kann man nicht an den Schülerbibliotheken vorüber¬ 
gehen, da die Gesichtspunkte, nach denen diese zusammengestellt 
worden sind, ganz andere als 1 die sind, nach denen jetzt die Jugend 
erzogen werden soll. 

Die Berliner Deputation für die äußeren Angelegenheiten der 
höheren Schulen hat auf meinen Antrag beschlossen, eine Revision 
der Schülerbibliotheken vorzunehmen. Ich habe über dreißig Kata¬ 
loge durchgesehen. Nationalistische, militaristische, byzantinisti- 
sche Werke habe ich iii großer Zahl gefunden, aber kein Buch 
über Völkerrecht, kein Buch über Sozialismus 1 , kein Buch über 
Pazifismus, kein Buch über die internationalen Schiedsgerichte 
und die Haager Friedenskonferenzen. Mancher wird fragen: Soll 
denn der Unterricht ein anderer werden, sobald eine andere Partei 
die Führung der politischen Geschäfte übernimmt? Soll dem¬ 
gemäß nach jeder Neuwahl aus unseren Schülerbibliotheken eine 
Reihe von Büchern entfernt werden, sollen sie dann durch Hand¬ 
bücher der Partei, die dann ans Ruder gekommen ist, bereichert 
werden? Keineswegs! Die Parteipolitik soll aus der Schule ent¬ 
fernt werden. Vor einiger Zeit wurde in einem Erlaß des Ministers 
Haenisch jede parteipolitische Beeinflussung der Schüler nach der 
einen oder anderen Richtung untersagt. 

Aber (über den Parteien steht die Verfassung, in der die repu¬ 
blikanische jStaatsform durch den Willen der Mehrheit des deutschen 
Volkes fesitgelegt ist. Daher müssen alle Bücher entfernt werden, 
die eine einseitige Verherrlichung der Hohenzollem enthalten. 
Solche Bücher sind vielfach von den linksstehenden SchulpolH 
tikem schon vor dem Kriege alsi ungeeignet bezeichnet worden. 
Ich erwähne das von dem Kaiser-Wilhelm-Dank herausgegebene 
Buch „Wilhelm II.“, welches zum fünfundzwanzigjährigen Jubi¬ 
läum des letzten Träger» der deutschen Kaiserkrone veröffentlicht 
wurde. Darin werden diesem so ziemlich alle Tugenden beigelegt, 
die ein Herrscher und Mensch haben kann. Einige Stellen seien 
zur Charakteristik angeführt: „Unbekümmert um dasi Murren und 
Nörgeln im Inneren (und um die Drohungen von Außen, geht unser 
Kaiser seinen Weg geradeaus. Er fühlt sich verantwortlich' auch 
den Geschlechtern, die einst kommen werden . . . ihnen schon 
will er die sichere Zukunft bereiten. Sie werden einst das Andenken 
Kaiser Wilhelms II. segnen, des Herrschers, der die Kraft des 
deutschen Volkes auf die rechte Bahn gelenkt hat, gerade wie 
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die Engländer das Andenken ihrer Königin Elisabeth segnen, die 
ihren Vorfahren den Wieg zurWeltmachtstellung gewiesen hat.“ 
(Seite 51.) „Dje machtvolle Persönlichkeit Kaiser Wilhelms II. 
ist die lebende Verkörperung aller der Gedanken, die öinat das 
deutsche Volk bewegt haben, dem Gedanken an, Einheit und Wieder¬ 
gewinn der ihm gebührenden Stellung unter den. Völkern Europas.“ 
(Seite 60.) Fast wie eine Ironie .klingen jetzt die Worte: „Wasi 
unseren Vätern vor fünfzig Jahren noch ein Traum war, uns 
ist es zur Wirklichkeit geworden: Wir haben eine deutsche Flotte! 
Ja, |und wir haben eine Flotte, die nicht mehr wie einst der Spott 
anderer Völker ist, sondern auf die sie mit heimlicher Furcht 
blicken. Daß wir sie aber haben, isit unseres Kaisers eigenstes 
Werk.“ (Seite 92 bis 93.) 

Dies Buch habe ich in verschiedenen Berliner Schülerbibliothefen 
gefunden. Man wird zügeben, daß es direkt im Sinne der Gegen-, 
revolution wirkt. Die Kinder müssen sich doch sagen: „Wenn 
der Kaiser ein solcher unvergleichlicher Herrscher gewesen ist, 
warum rufen wir ihn dann nicht zurück?“ 

Sodann wird in der Verfassung gefordert, daß die Schüler 
im Geiste der Versöhnung erzogen werden sollen. Damit ist es 
nicht vereinbar, wenn sie Bücher lesen, in denen Schlachten mit 
allen ihren Grausamkeiten verherrlicht werden. Niemand wird die 
Dichter der Befreiungskriege |ausi den Bibliotheken entfernen wollen. 
Wenn aber Bücher darin enthalten sind,'die im Geiste mancher 
Gedichte Körners und Arndts verfaßt worden sind, so muß es 
unbarmherzig heißen: Heraus damit! In einem bekannten Gedichte 
Körners heißt esc „Es legt sich in nächtlichen Hinterhalt; das 
Hurra jauchzt und die Büchse knallt, esi fallen die fränkischen 
Schergen.“ Also mit Hurra soll der Tod von unschuldigen Men¬ 
schen begrüßt werden, die doch nur ihre Pflicht taten, indem sie 
den Befehl ihres Kaisers ausführten. 

Beschreibungen von Schlachten habe ich in den Bibliotheken 
in großer Zahl gefunden. Schlachtenbilder von allen möglichen 
Kriegen, besonders' aber vom Weltkriege, sind darin vertreten. 
Einige Bücherartikel seien angeführt: „Marsch, Marsch, Hurrah!“, 
„Zitt’re England, unsere Emden ging nicht unter!“. Die „Jung-, 
deutschlandbücher“ fehlten fasit in keiner Bibliothek. Selbstver¬ 
ständlich ist eine genaue Durchsicht der Bücher notwendig, damit 
ihre Entfernung beantragt werden kann. Der Titel allein recht¬ 
fertigt diese nicht. 

Eben so wichtig aber, als die Entfernung ungeeigneter Bücher, 
ist die Anschaffung von solchen, in denen der Völkerbund, das 
internationale Schiedsgerichtsverfahren, das internationale Leben 
der letzten Jahrzehnte dargestellt werden. Bücher, wie die A. H. 
Frieds, Professor Schückings, Bertha von Suttners, sollten in jeder 
Schülerbibliothek vorhanden sein, und doch habe ich sie in keiner 
gefunden. 
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Daher sollte der Minister für Wissenschaft, Kunst und Volks¬ 
bildung eine Kommission feinsetzen, welche Listen von Büchern her¬ 
stellt, die zu entfernen sind, und von solchen, deren Anschaffung 
zu empfehlen ist. Die Kositen, welche eine solche Kommission ver¬ 
ursachen würde, würden nicht bedeutend sein, jedenfalls gering im 
Verhältnis zu dem Oelde, das jetzt für die Anschaffung von 
Büchern ausgegeben wird, die als ungeeignet für unsere Jugend be¬ 
zeichnet werden müssen. 


Bücherschau. 

Prof. Dr. Arthur Siebert: August Strindberg. Sammlung Collignon, 
Band 5. Verlagsanstalt Collignon, Berlin W. 62. 

Siebert definiert die gestellte Aufgabe: „Strindberg zu erfassen, nicht 
in der Aeußerlidikeit und Gegebenheit seines Seins, sondern als Symbol 
und Typ, als Verkörperung und Gestalt allgemeinster Gesinnungszüge 
und Beschaffenheiten des europäischen Geistes auf einer bestimmten Stufe 
seiner Entwicklung, und zwar einer Entwicklung, die ihn auf die volle 
Höhe der Krisis geführt hat.“ Dies ist, um es gleich vorweg zunehmen, 
Siebert völlig gelungen. Sein Strindberg packt den Leser derart, daß 
er wie vorwärts gedrängt das Buch liest, liest bis zu Ende. 

Die Schilderung der Weltanschauung Strindbergs führt uns in die Jahre 
1880—1910. Er gibt uns in seiner Kunst diese'Zeit als ein geschlossenes’ 
Ganzes, als eine im System erfaßte Einheit. Siebert versteht es nun 
meisterhaft Strindbergs funktionelle Abhängigkeit mit seiner Zeit zu 
schildern. Jedoch wird der Ewigkeitsgehalt der Strindbergschen Werke 
gleichfalls aufgedeckt. So lernen wir das Antithetische in diesem Künstler 
kennen. Er „ist der Fleisch und Blut gewordene Ausdrude der ganzen 
modernen Problematik; er ist die Verkörperung unserer heülosen Ver¬ 
flochtenheit in die Relativität und Antithetik des empirischen Daseins 
auf der einen Seite und unseres unstillbaren metaphysischen Dranges nach 
Absolutheit und Ewigkeit . . . auf der andern.“ Wir erleben den „herben 
Kampf zwischen den Kräften des Gefühls und denen des kritischen Ver¬ 
standes. Charakteristisch für den jganzen Strindberg ist seine „geschichts¬ 
philosophische Darlegung“, das Beispiel von dem Weltlenker als Schach¬ 
spieler, der das Spiel für „Schwarz und Weiß“ führt, in ewigem 
Streben nach der Gleichgewichtslage bis zum Remis. Hier zeigt sich 
besonders die Stärke der Siebertschen Darstellung wie auch in dem 
Aufzeigen der beiden Tendenzen, des Mechanistischen und Romanti- 
zistischen in Strindbergs Lebensauffassung. Man merkt, wie dem Ver¬ 
künder und Erneuerer Hegel’scher Philosophie die Analyse und Synthese 
der Strindbergschen Gedanken Freude bereitet. 

Die Darstellung der Strindbergschen Kunst zeigt uns seine Menschen 
in ihrer konsequent durchgeführten gänzlichen Abhängigkeit, als Ma¬ 
schinen des Weltlenkers. Typisch ist hier der Schicksalsgedauke. „Man 
kann seinem Schicksal nicht entfliehen.“ Der mechanistische Gedanke hat 
hier sein uneingeschränktes Uebergewicht. Entsprechend wird bei der 
Behandlung der Schuld der naturalistische Gedanke von dem Dichter 
derart überspannt, daß selbst der Einfluß der Gesellschaft keine Rolle 
spielt. Selbst jedes Gefühl des Glückes wird mehr oder weniger vor- 
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nichtet. Strindbergs Menschen würgen ihr eigenes Gefühl der Glück¬ 
seligkeit durch ihre alles zersetzende Kritik ab. Es ist der Kampf 
der Idee mit der diese Idee nie realisierenden Empirie, die uns so auf 
das Ergreifendste geschidert wird. 

Eingebettet und vermischt mit diesem bis zum äußersten durchgeführten 
Naturalismus ist bei unserem Dichter ein an E. Th. A. Hoffmann erinnern¬ 
der Romantizismus. Denken wir an seinen Direktor Hummel oder die 
Köchin in der „Gespenstersonate“. 

Wir dürfen sagen, daß selten ein Dichter sich als der Typ seiner 
Zeit mit Recht so darstellen läßt wie Strindberg. Aber auch die 
Darstellung dieses Doppellebens im tnodemen Menschen, sein Hang 
wissenschaftlich berechtigte Kritik zu überspannen und in zersetzende 
Skepsis zu übertreiben, als wiederum sein Hineintaumeln in Mystik als 
Auslösung seines Strebens nach Erkenntnis des Absoluten, weiß Siebert 
spannend und glänzend zu gestalten. Walter Israel. 

Kurt Sternberg: Moderne Oedanken über Stdät und Erziehung bei Plato. 

Sammlung Collignon. Bd. III., Verlagsanstalt A. Collignon, Berlin 

W. 62. 

Sternberg beginnt mit den Erläuterungen des Platonischen Gedanken des 
„Staates als moralische Anstalt“. „Wohl leitet auch er die Entstehung des 
Staats psychologisch aus den naturnotwendigen Bedürfnissen der Menschen 
ab, aus dem Bedürfnis nach Nahrung, Kleidung usw.; aber das Große an 
ihm ist, daß er trotz dieser Ableitung und unabhängig von ihr den Staat 
gleichzeitig als Erfüllung einer sittlichen Aufgabe ansieht, als Verwirk¬ 
lichung einer moralischen Idee.“ In diesem Zusammenhang ist ein Ver¬ 
gleich dieser Lehre mit der Manchesterdoktrin recht anregend. Platos 
Staatsauffassung basiert auf seiner Ansicht von der Einheitlichkeit der 
menschlichen Seele. Wie hier nur wahre Sittlichkeit sein kann, wenn 
die verschiedenen Seelenkräfte harmonisch Zusammenwirken, so auch 
im Staat; dieser kann nur etwas leisten, wenn seine Glieder zur Einheit 
verknüpft sind. Seine Bemerkungen im Anschluß hieran über Arm und 
Reich beweisen uns wie auch an anderen Stellen den Ewigkeitsgehalt der 
Platonischen Ideen. Für den Nationalökonomen dürfte es nicht iminter¬ 
essant sein das Prinzip der Arbeitsteilung als von Plato herrühren zu 
sehen. Ueberhaupt sind für den Volkswirt und Politiker die Ausführungen 
von höchstem Reiz; sie zeigen wie jede ethische Staatsauffassung, die 
nicht die bewußte Herrschaft einer Klasse mit der Absicht, nun die anderen 
iVolksteile auszubeuten, aufrichten will, mit unseren heutigen sozialistischen 
Auffassungen eng verwandt sind. Gerade die zeitlich bedingten Ab¬ 
weichungen iiun, sind äußerst lehrreich. Das so reichhaltige Büchlein 
bringt aber auch unseren Frauen den „Frauenrechtler“ Plato. Hier 
darf darauf hingewiesen werden, daß Sternbergs Auffassung in seinem 
Kapitel „Die Emanzipation der Frau“ als eine glückliche zu bezeichnen 
ist. Stellen in Platos Original beweisen eindeutig, daß Plato — nicht 
wie so viele fälschlich annehmen i— die Frau mißachtete. Im Gegenteil. 
Aus ethischen Gründen spricht er beiden Geschlechtern gleiche Rechte aber 
auch gleiche Pflichten zu. 

Zusammenhängend läßt sich sagen, Sternbergs Büchlein ist, was seinen 
wissenschaftlichen Wert anbetrifft, unanfechtbar; es ist leichtfaßlich 
geschrieben, lehrreich für alle, denn einem jeden bringt es in seinem 
inhaltlichen Reichtum etwas. Walter Israel. 
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Eingelaufene Schriften. 

Reclam-Ausgaben: Nr. 6102: Montesquieu: Betrachtungen über die Uni¬ 
versalmonarchie in Europa. 

Nr. 6103: Battista Nani: Ein venezianischer Gesandtschaftsbericht über 
das Frankreich Mazarins. 

Beide sind unentbehrlich für den Historiker und gebildeten Zeitungs¬ 
leser; beide enthalten Einleitungen, die ihren Zweck trefflich erfüllen, 

insbesondere gilt dies von der Einleitung zu Montesquieu, die von Dr. 

Hildegard Trescher geschrieben ist. 

Nr. 6106: Die Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika (mit Ein¬ 
leitung herausgegeben von Dr. Adolf Rein). 

Dr. Gustav Mayer: Friedrich Engels’ Schriften der Frühzeit. Aufsätze, 
Korrespondenzen, Briefe, Dichtungen, Zeichnungen, 1838—1844. Ver¬ 
lag Julius Springer. Berlin 1920. 

Professor Dr. J. Jastrow: Die Reform der staatswissenschaftlichen 
Studien. Im Auftrag des Vereins für Sozialpolitik herausgegeben. 
Verlag Duncker & Humblot. München und Leipzig 1920. 

J. M. Keynes: Die wirtschaftlichen Folgen des Friedensvertrags. Ueber- 
setzt von C. Brinkmann. Verlag Duncker & Humblot. München 
1920. Preis 10,— Mark. 

Hans Nawiasky: Die Grundgedanken der Reichsverfassung. Verlag 
Duncker & Humblot. München 1920. Preis 8,— Mark. 

Dr. Ludwig Heyde: Abriß der Sozialpolitik. Verlag Quelle 8t Meyer. 
Leipzig. Preis 5,— Mark. 

Walther Classen: Wie der deutsche Osten entstanden ist. Verlag des 
Deutschen Volkstums in Hamburg. Preis 5,20 Mark nebst Teuerungs¬ 
zuschlag. 

Reinhold von Thadden: Völkerrecht und Völkerbund.' (Monographien 
zum Völkerbund, Heft 8. Herausgegeben von der Deutschen Liga 
für Völkerbund.) Verlag Hans Robert Engelmann. Berlin 1920. 

Dr. Walter Schätzei: Nationalismus, Bolschewismus, Völkerbund. Verlag 
Hans Robert Engelmann. Berlin 1920. 
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DIE GLOCKE 

17. Heft . 24. Juli 1920 6. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 
M. BEER: 

Die Lehren von Spa. 

V ERSAILLES war die theoretische Spekulation erhitzter 
Phantasie und herzloser Rechnerei, Spa der Beginn der prak¬ 
tischen Exekutionen. In Angriff genommen wurde die Ent¬ 
waffnung und die Kohlenlieferungen. 

Der Herabsetzung der Reichswehr auf 100 000 Mann und jm 
allgemeinen der Entwaffnung Deutschlands 1 werden wir keine 
Thräne nachweinen. Es fehlt unsi durchaus nicht an Verständnis 
für das tief verwundete nationale Gefühl weiter Kreise des 
Reiches; wir begreifen und würdigen wohl den Schmerz un|serer 
militärischen und nationalistischen Schichten über die ihnen an¬ 
getane Schmach erzwungener Entwaffnung, aber in den schweren 
Krisen des deutschen Volkes seit November 1918 hat sich bei 
vielen Offizieren, Kriegsgerichtsherren und Zeitfreiwilligen ein der¬ 
art erschreckender Mangel an sittlich-volksgenössischer Kultur ge¬ 
zeigt, daß es keinem ruhig denkenden Sozialisten einfallen kann, 
bei irgendwelchem Befreiungswerke auf sie zu rechnen und ihr 
militärisches Können in Anspruch zu nehmen. Auch diejenigen 
unter uns, die von der Trefflichkeit militärischer Erziehung eine 
hohe Meinung hatten, sind jetzt — nach den Kriegsgerichtsurteilen, 
nach der Ermordung Luxemburgs, Liebknechts, Paasches und so 
vieler anderer Kommunisten und Arbeiter, proletarischer und huma¬ 
nitärer Vorkämpfer — gänzlich davon abgekommen, sich irgendwie 
mit militärischen Kreisen zu verbinden. Wer es noch nicht ge¬ 
lernt hat, nur unter Herzensängsten und mit tiefen Mitgefühl das 
Amt des Strafrichters' über seine Volksgenossen, ja über seine 
Mitmenschen ausizuüben, ist eines solchen Amtes gar nicht würdig, 
dann ist er nur ein unerzogener Prügelpädagoge oder ein Henker, 
und mit Henkern alliiert man sich nicht. 

Auch die Entwaffnung der Volksmassen ist kein Unglück, denn 
ich sehe noch kein Anzeichen dafür, daß große Massen des deutschen 
Volkes gewillt sein würden, dem Beispiele der russischen Kommu¬ 
nisten zu folgen und in einen Revolutionskrieg gegen das Entente¬ 
kapital zu ziehen. Wenn die Bolschewisten siegreich bis an die 
ostpreußische Grenze Vordringen, werden sich wohl manche deut¬ 
sche Männer ihnen anschließen, aber an eine levie en masse ist 
kaum zu denken. Wenn je das deutsche Volk sich erhebt, so wird 
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dies nur den unerträglichen französischen Pressionen zu ver¬ 
danken sein. Esi waren die unerbittlichen französischen Pressionen 
auf Rußland im Jahre 1916 Und 1917, die der russischen Revo¬ 
lution zum Durchbruch verhalten, und ähnliches wird auch in 
Deutschland passieren, aber erst nach einiger Zeit. Früher pflegten 
französische Ideen revolutionär zu wirken, jetzt übernehmen diese 
Rolle die Profit- und Geldgier, die Rachsucht und Furcht der fran¬ 
zösischen Bourgeoisie. Vorläufig ist ein großer Teil des deutschen 
Volkes teils körperlich, teils moralisch gÄrochen. Schon die bloße 
Drohung mit der Besetzung des Ruhrreviers brachte die deutsche 
Delegation in Spa auf die Knie, und die liberale deutsche Presse 
lobt die staatsmännische Knievierbeugung ihrer klugen und ge¬ 
wandten Vertreter. 

Aktionsfähig ist lediglich ein Teil des deutschen Proletariats, und 
seine wirksamste Waffe ist vorläufig nur aus der ökonomischen 
Rüstkammer zu holen. Und esi wird sie, brauchen. Denn die 
„Lösung“ der Kohlenlieferungsfrage ist schrecklich einfach: Die 
deutschen Bergleute fördern monatlich zwei Millionen Tonnen 
Kohle als Abschlagszahlung der Kriegsentschädigung an die En¬ 
tente, und den Preis hierfür — etwa 400 Millionen Mark monat¬ 
lich — erhalten die deutschen Kohlensiyndikate vom Deutschen 
'Reiche. Ist diese Lösung nicht einfach? Die deutschen Bergleute 
sollen jährlich — nach gegenwärtiger Berechnung — etwa 24 
Millionen Tonnen Kohle als einen Teil der Wiedergutmachung^ 
summe an die Entente liefern; die französische Industrie, d. h. 
die französische Bourgeoisie zieht Profite hieraus und die deut¬ 
schen Zechenherren erhalten jährlich rund fünf Milliarden Mark 
vom Deutschen Reiche, d. h. von den deutschen Steuerzahlern. 

Der Rücken des deutschen Bergmanns soll zum Fundament 
des kapitalistischen Wiederaufbaus Europas werden. 

Und dafür soll er — auf Empfehlung Lloyd Georges an Dr. 
Simons — wie die Kommunards behandelt werden : an die Mauer 
der Föderierten gestellt und blaue Bohnen in den Leib! Einen 
Gallifet her! 

Hue fand ja einige kräftige Worte, um Lloyd George eine 
einigermaßen würdige Antwort zuteil werden zu lassen. Che Worte 
waren gut, soweit sie reichten, aber sie reichten nicht weit genug. 
Mit Lloyd George und Millerand muß „russisch“ gesprochen 
werden, oder auch nur englisch. Und wie dies englisch lautet, 
zeigt die Londoner „Nation“ vom 10. Juli. Das Blatt zitiert fol¬ 
gende zwei Aussprüche über das LloydjQeorge^Kabinett: Lord 
Welby erklärte öffentlich gegenüber der Regierung: „Wir sind 
in den Händen einer Organisation von Schurken.“ Lord Hugh 
Gecil erklärte im Unterhause: „Ich habe schon viele Regierungen 
kennengelernt, aber nie eine wie die gegenwärtige i Regierung, 
die einen so schlechten Ruf hat in bezug auf Wahrhaftigkeit und 
Aufrichtigkeit.“ 
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Die kapitalistischen Elemente Mittel- und Westeuropas werden 
nach und nach einig. In Spa wurde die Einigkeit eingeleitet. 

Wie lange noch sollen die Proletarier gespalten sein? 


A. HOPFNER: 

Das sozialpolitische Programm der neuen 

Regierung. 

I N seiner Einführungsrede hat der neue Reichskanzler ein ganzes 
Füllhorn von Gesetzesvorlagen angekündigt, die sich auf alle 
Zweige unseres' öffentlichen Lebens beziehen. Besonders reich¬ 
haltig ist das sozialpolitische Gebiet mit Reformen und Neu¬ 
einrichtungen bedacht, die zu erfüllen jahrelange gesetzgeberische 
und organisatorische Arbeit erfordern. Es sei nur auf die Ver¬ 
einheitlichung des Arbeiterrechtsi hingewiesen, das die schwierig¬ 
sten und umstrittensten Materien umfaßt — man denke nur an 
die neue Schlichtung^» rdnung, an die Reform der Sondergerichts¬ 
barkeit. Ohne heftig^ Kämpfe und Debatten wird es dabei kaum 
abgehen, handelt es sich doch in einzelnen Vorlagen um Ein¬ 
dämmung von Streikbewegungen (in lebenswichtigen Betrieben), 
um das Verbot wilder Streiks u. dgl. 

Die Wahlen zu den Betriebsräten sind abgeschlossen, beide 
politische Arbeiterparteien haben sich meist auf eine Liste ge¬ 
einigt. Die daraus hervorgegangenen Betriebsräte und Obleute 
gehören zumeist dem radikalen Flügel an. Ueber ihre Tätigkeit 
kann erst später geurteilt werden; vorderhand werden an vielen 
Orten Ausbildungskurse für Betriebsräte abgehalten, in denen über 
Betriebstechnik und Betriebswissenschaft Vorträge stattfinden. Die 
Bewegung ,auf Zusammenfassung der Betriebsräte stößt auf man¬ 
cherlei Schwierigkeiten. Während die eine Richtung alle Macht 
diesen Räten übertragen will, tritt die andere (unpolitische) Rich¬ 
tung für ein Zusammenarbeiten mit den Gewerkschaften ein. 

Der Betriebsrätegedanke hat (sich seit der Revolution zum Lebens¬ 
bedürfnis der Arbeiterklasse ausgewachsen; sein Ausbau und seine 
Eingliederung in den Wirtschaftskörper ist das Gebot der Stunde. 

Von ebenso großer Wichtigkeit ist die große Reform der Reichs¬ 
versicherungsordnung. Die veränderten Verhältnisse erfordern die 
Anpassung der Gesetze, um wenigstens den dringendsten Bedürf¬ 
nissen der Versicherten als auch der Versicherungsträger gerecht zu 
werden. Die Nationalversammlung hat für die Krankenkassenmitglie¬ 
der bereits die Versidherungspflicht bis auf Einkommen von 15 000 
Mark hinaufgesetzt und eine Begrenzung für den Grundlohn jauf 
30 Mark vorgenommen. Die große Reform müßte sich neben der 
Ausdehnung auf Familienversicherung auch auf die Aufbesserung 
der Still- und Mutterschaftsversicherung erstrecken. Ebenso not¬ 
wendig ist die gesetzliche Festlegung der freien Arztwahl und die 
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Aufrechterhaltung der Ersatzkassen, welch letztere besonders in 
der Angestelltenschaft noch viele Anhänger zählt. 

Auch die Invaliden- und Altersversicherung erfordert den Aufbau 
neuer Lohnklassen und eine Neufestsetzung der Beiträge ent¬ 
sprechend den höheren Leistungen. Eine der Nationalversammlung 
zugegangene Vorlage will den fünf Lohnklassen drei hinzufügen. 
Die Wochenbeiträge für die acht Lohnklassen sollen sich auf 
1 ,— Mark für die unterste (jetzt 18 Pfennig) belaufen und bis: auf 
2,40 Mark für die achte Lohnstufe steigern. Nach einer Aus¬ 
rechnung würde dann ein Versicherter, der 2000 Beiträge in 
der vierten Lohnklasse entrichtet hat, eine Invalidenrente von 
710 Mark beziehen, doppelt so viel als« bisher, während seine 
Witwe nach den neuen Sätzen 314 Mark erhält. Die erhöhten 
Beiträge und Leistungen treten demnächst in Kraft, die neuen . 
Lohnklassen bleiben, Karenzen usw. bleiben der Gesetzgebung 
Vorbehalten. 

Jeder Arbeiter muß das Bewußtsein haben, daß das Reich ihn 
und seine Familie bei Invalidität und im A$er vor größter Not 
schützt. Die Festsetzung der Altersgrenze auf 60 Jahre dürfte 
lebhafte Debatten entfesseln, ebenso die Frage der Verschmelzung 
der Invaliden- mit der Angestelltenversdcherung. 

Die Unfallversicherung beruht bekanntlich auf dem Umlage¬ 
verfahren, wozu das Reich einen Zuschuß leistet. Die Fest¬ 
setzung der Renten erfolgt durch die Berufsgenossenschaften,, 
deren Spruchpraxis häufig Angriffe erfahren hat. Es ist not¬ 
wendig, daß das Reich den Einfluß der Arbeitnehmervertreter 
verstärkt, die Wahlen in öffentlichem Verfahren vornimmt. — 
Die gewährte Zulage von 20 Mark zu Renten über 50 Prozent 
Erwerbsunfähigkeit bedeutet für heutige Verhältnisse keine Auf¬ 
besserung der Unfallrentner, die Erhöhung der Renten muß viel 
weitgehender sein, sollen diese Aermsten der Armen nicht phy¬ 
sisch und moralisch verkommen. Dazu gehört natürlich die Steige¬ 
rung der Umlagekosten und die Erhöhung des Reichszuschusses. 

Die Vereinheitlichung des Arbeitsrechts, sowie die Reform der 
Reichsversicherungsordnung werden nach der Erklärung des Kanz¬ 
lers voraut sichtlich einen großen Teil der ersten Session des 
Reichstags bilden. In weiterer Folge wird man auch der Sozia¬ 
lisierung von gewissen Betrieben näher treten müssen, will man 
in dieser wichtigen Frage der Sozialdemokratie entgegenkommen. 
Die beschlossene Sozialisierung der Elektrizitätswirtschaft soll 
loyal durchgeführt werden. Andere Gebiete sollen folgen, sofern 
die eingesetzte Sozialisierungskommission solche in Vorschlag 
bringt. Augenblicklich wird wieder für eine Sozialisierung des 
Hausbesitzes und des Baugewerbes eine rege Agitation entfaltet. 
Ob ein verarmter Staat sich die Uebemahme des: gesamten Hypo¬ 
thekenbesitzes leisten kann, ist eine Frage für sich, ebenso ob* 
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der Stadt billige Grundstücke zu bauen in der Lage ist als die 
Privatwirtschaft. Für den Wohnungsbau haben sich bisher (die 
gemeinnützigen Baugenossenschaften mit staatlicher Unterstützung 
als das geeignetste Mittel erwiesen. Auf diesem Wege dürften auch 
das ländliche Siedlungswesen und der Bau von Heimstätten, ins¬ 
besondere für Kriegsbeschädigte, ihrer Lösung entgegengehen. Die 
nächste Sorge der Regierung ist die menschenwürdige Unter¬ 
bringung der Bergarbeiter. Die Beträge zum Wohnungsbau für 
150 000 Bergarbeiter, sind ja von der Nationalversammlung bereits 
bewilligt. Diese große Vermehrung der Bergarbeiterschaft ist (not¬ 
wendig geworden, um Kohle und Kali in höchster Menge zu 
fördern. Alle technischen, sozialen und wirtschaftlichen Maßnahmen 
müssen diese Aufgabe unterstützen. 

Trotz des großen Warenhungers; wächst die Arbeitslosigkeit 
in den Städten ununterbrochen an. Man weiß ja zur Genüge, daß 
durch das Steigen unserer Valuta im Aus lande unsere Industrie 
und unser Handel bei der Einführung von Ware und Rohstoffen 
bedeutende Verluste erlitten haben. Die hohen Preise für Schuh¬ 
werk, Textilwaren usw. kann der Käufer nicht mehr zahlen und 
so greift die Arbeitslosigkeit in den verschiedensten Gewerben 
rapide um sich. Die Ziffern für Erwerbsdosenunterstützung schwel¬ 
len beängstigend an. Bedeutende Kapitalien müssen Staat und 
Kommunen für unproduktive Zwecke ausgeben. Nun ist es sicher 
unsozial, wenn der Unternehmer seinen Betrieb stillegt, sobald 
er keinen Nutzen daraus ziehen kann. Da die Allgemeinheit die 
Erwerbslosenunterstützung auf bringen muß, kann sie auch ver¬ 
langen, daß die Betriebe möglichst lange arbeiten, auch wenn sie 
augenblicklich nicht rentabel sind. 

Der (am 1. Juli zusammengetretene Reichsiwirtschaftsrat beschäf¬ 
tigte sich gleich zu Beginn seiner Verhandlungen mit dieser wich¬ 
tigen Frage. Der Antrag Wissell, welcher Maßnahmen fordert, die 
Erwerbslosenfürsorge produktiv umzugestalten, soll in einem Aus¬ 
schuß eingehend behandelt werden. Die Art, wie der Wirtschafts¬ 
rat dieses Problem anfaßt, wird ein Vorzeichen dafür sein, wie 
er seiner Aufgabe gerecht wird. Oft genug tragen die Behörden 
durch engherzige Maßnahmen Schuld an Betriebsstillegungen. 
Durch behördlich erlassene Bestimmungen ist es z. B. in den 
Automobilfabriken zur Stockung des Absatzes gekommen. Dazu 
kommt, daß der Auslandsabsatz so durch die hohen Preise fast 
ganz aufgehört hat und Benzin, sowie Benzol durch die Zwangsi- 
bewirtschaftung nur zu schwindelnden Preisen zu erhalten sind. 
Infolgedessen sollen wesentliche Betriebseinschränkungen vorge¬ 
nommen werden. Es jsit nötig, daß der WirtsChaftsrat sich auch mit 
diesen behördlichen Maßnahmen befaßt, um der Erwerbslosigkeit 
entgegen zu wirken. Notstandsarbeiten der Kommunen sind gewiß 
zu begrüßen, das können immer nur Kollektivmittel sein. Not¬ 
wendig ist die bessere Verteilung der Arbeitskräfte von Stadt 
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und Land. Soll die wachsende Arbeitslosigkeit nicht zu inner- 
politischen Verwicklungen führen, dann sind schleunige Maßnah¬ 
men Ider Regierung im Einvernehmen vorderhand mit den Industrie- 
verbänden (erforderlich. 

Das neue Kabinett (siteht also, wie wir sehen, vor schweren sozial¬ 
politischen Aufgaben. Mit gutem Willen und Energie läßt sich 
viel erreichen, wenn auch der Weg oft über Drahtverhaue führt 
Regierung, Reichstag und Reichswirtschafts rat müssen Zusammen¬ 
arbeiten, um die Kräfte der arbeitenden Bevölkerung ökonomisch 
nicht nur zu erhalten, sondern auch zu steigern. Denn höchste 
Produktivität ist das Gebot der Stunde. 


RÄTEZENTRALE: 

Entwurf 

zum Aufbau einer Betriebsräteorganisation. 

Entwurf der Rätezentrale. 

D ER Ausschuß der Berliner Gewerkschaftskommission hat der 
Oeffentlichkeit einen Entwurf zur Betriebsräteorganisation 
unterbreitet und die Betriebsräte aufgefordert, dazu Stellung 
zu nehmen. Wir waren und sind jederzeit bereit, mit der Berliner 
Gewerkschaftsikommission über die Zusammenfassung der Betriebs¬ 
räte |und die Abgrenzung ihrer Tätigkeit eine Verständigung herbei¬ 
zuführen. Von dem Entwurf des Ausschusses haben wir erst durch 
die Veröffentlichung in der Presse Kenntnis erhalten. Warum 
der Ausschuß der Gewerkschaftskommission die Veröffentlichung 
vomahm, ohne uns Gelegenheit zu geben, dazu Stellung zu nehmen, 
ist uns nicht verständlich. Er hat den von uns bereits vor längerer 
Zeit aufgestellten Entwurf benutzt und mit Bestimmungen ver¬ 
sehen, die eine wesentliche Beschränkung des Selbstbestimmungs¬ 
rechts der Betriebsräte zur Folge habe. 

Wollen die Arbeiter- und Angestelltenbetriebsräte zu dem Ent¬ 
wurf des Ausschusses Stellung nehmen, dann müssen sie auch den 
Entwurf der Zentrale der Betriebsräte kennen. Wir geben den¬ 
selben hiermit bekannt. 

Besonderen Wert legen wir darauf, fesitzustellen, daß über die 
Zusammenfassung der Betriebsräte sowie über die Aufgaben und 
das Tätigkeitsgebiet derselben die Betriebsräte selbst zu entschei¬ 
den haben. Jede Instanzenpolitik lehnen wir ab; über unseren 
Vorschlag sollen die Betriebsräte entscheiden. ' 

Einleitung. 

Das Rätesystem wird als Organisationsform der sozialistischen 
Gesellschaft anerkannt. Seine beiden Betätigungsformen, die po¬ 
litische und die wirtschaftliche, sind bereits vor der Eroberung 
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der politischen Macht durch das Proletariat mit aller Energie zu 
erstreben. Diese Notwendigkeit hat der bisherige Verlauf der so¬ 
zialen Revolution bestätigt. 

Die soziale Revolution erfordert die Einsetzung aller Kräfte 
des Proletariats!. Das deutsche Proletariat ist zur Stunde organi¬ 
satorisch und politisch zerklüftet; es zu einheitlichen und ge¬ 
schlossenen Kampfformationen zusammenzufassen, ist das nächste 
Ziel. Das Rätesystem gewährleistet die Sammlung des Prole¬ 
tariats. 

Zur Verwirklichung der wirtschaftlichen Betätigungsform des 
Rätesystems können die technisch-organisatorischen Bestimmungen 
des zu konterrevolutionären Zwecken geschaffenen Betriebsräte- 
gesetzesi (erfolgreich ausgenützt werden. Es gilt jetzt, die Betriebs¬ 
räte aller Organisationen und Parteirichtungen nach Industrie- 
und Verkehrszweigen zusammenzufassen und unter eine nach den 
Gxundsätzen des Rätesystßms gewählte Leitung zu bringen. Oberste 
Instanz dieser Rätevereinigung ist die Generalversammlung der 
Betriebsräte des Wirtschaftsbezirks, in der die Betriebsräte aller 
Gruppen ihrer Stärke entsprechend vertreten sind. 

Die Aufgaben und das Tätigkeitsgebiet der Rätevereinigung wird 
durch die Kämpfe im Verlauf der sozialen Revolution bedingt. 
Solange die politischen Arbeiterräte noch nicht in Funktion ge¬ 
treten sind, übernehmen die Betriebsräte die Durchführung der 
großen politischen Aktionen, die über den engen Partei- und Ge- 
werkschaftsrahmen hinausgehen, und die Wahrnehmung des prole¬ 
tarischen Gesamtinteresses zum Ziele haben. Das macht eine Er¬ 
gänzung der Leitung der Räteorganisation durch Vertreter der 
politischen Parteien und Gewerkschaften, die sich zum proletari¬ 
schen Klassenkampf bekennen, notwendig. 

I. 

Organisationsaufbau und Tätigkeitsgebiet der Betriebsräte. 

Die Zusammenfassung aller Betriebsräte (Arbeiter- und Ange¬ 
stelltenräte) erfolgt auf der Grundlage der Industriegruppen, wobei 
nicht der Beruf, sondern der Betrieb für die Zugehörigkeit zur 
Gruppe ausschlaggebend ist. 

Die Zusammenfassung der .Betriebsräte erfolgt durch die Zentrale 
der Betriebsräte und durch die Ortsausschüsse der Berliner Ar¬ 
beiter- und Angestelltengewerkschaften, nach folgenden Industrie¬ 
gruppen : 

1. Landwirtschaft, 2. Bergbau, Hütten- und Salinenwesen, Torf¬ 
gräberei; 3 .Stein- und Bauindustrie; 4. Metallindustrie; 5. Che¬ 
mische Industrie; 6. Bekleidungs- und Textilindustrie; 7. Papier¬ 
industrie; 8. Lederindustrie; 9. Holzindustrie; 10. Lebens- und 
Genußmittelindustrie; 11. Banken und Handel; 12. Verkehr; 
13. Staats- und kommunale Behörden und Institute; 14. Freie 
Berufe. 
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Die produktive Eigenart des Betriebes» oder Berufes entscheidet 
über die Zugehörigkeit zu einer Haupt- bzw. Untergruppe. Hat ei» 
Betrieb mehrere Produktionsarten, so ist der größte Produktions¬ 
zweig des Betriebes 1 für die Zuteilung maßgebend. Die Gewerk¬ 
schaften haben das 1 Recht und die Pflicht, zur Erledigung von Be- 
rufs .7 und Bildungsfragen ihre Betriebsräte zusammenzuberufen. 

II. 

Organe der zusammengefaßten Betriebsräte des Wirtsdhaftsbezirks. 

a) Generalversammlung. 

Die zusammengefaßten Betriebsräte (Arbeiter- und Angestellten¬ 
räte) wählen die Generalversammlung des» Wirtschaftsbezirks. Die 
Generalversammlung setzt sich aus den Delegierten der Industrie¬ 
gruppen zusammen. Die Anzahl der auf die einzelnen Industrie¬ 
gruppen entfallenden Delegierten ergibt sich ausi der Anzahl der 
in den Industriegruppen Tätigen (Arbeiter, Arbeiterinnen, Ange¬ 
stellte). 

b) Aktionsausschuß (Zentrale). 

Die Generalversammlung wählt aus ihrer Mitte die Leitung 
der Organisation (Aktionsausschuß). Diese besteht aus 24 Per¬ 
sonen und soll sich mittels Kooptation durch Vertreter der auf 
dem Boden des Klassenkampfes stehenden Gewerkschaften und 
politischen Parteien auf 48 Mitglieder ergänzen. 

Die Generalversammlung wählt ausi ihrer Mitte einen geschäfts¬ 
führenden Ausschuß. Die Mitglieder dieses geschäftsführenden 
Ausschusses werden besoldet. 

c) Vollversammlung der Hauptgruppen. 

Die Betriebsräte (Arbeiter- und Angestelltenräte) einer jeden 
Industrie- bzw. Verkehrsgruppe bilden die Vollversammlung der 
Hauptgruppe. 

d) Geschäftsführender Ausschuß der Hauptgruppe. 

Die Vollversammlung einer jeden Hauptgruppe wählt aus» ihrer 
Mitte den geschäftsführenden Ausschuß der Hauptgruppe. Sie 
entscheidet über die Stärke des» Ausschusses und über etwaige 
Besoldung einzelner Mitglieder desselben. 

e) Untergruppen. 

Für diejenigen Hauptindustrie- bzw. -verkehrsgruppen, die in¬ 
folge ihrer Stärke die Betriebsräte nicht in einer Vollversammlung 
fassen können, werden Untergruppen mit Untergruppenausschüssen 
gebildet. Die Wahl aller Organe der Räteorganisation wird nach 
den Gmndsätzen der Verhältniswahl vorgenommen. Die Gewählten 
können jederzeit abberufen werden. 

III. 

Aufgaben und Tätigkeitsgebiet der Organe der Räteorganisation. 

Die Räteoiganisation will alle Kräfte des werktätigen Volkes 
sowohl zu einer Kampforganisation zur Erkämpfung des Sozia- 
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listnus erfassen, wie auch gleichzeitig alle Vorbereitungen zur 
Uebemahme der kapitalistischen Wirtschaft und deren Ueber- 
leitung zum sozialistischen Gemeinwesen treffen, um sich dann 
selbst zu einem das ganze Wirtschaftsleben tragenden Organismus 
fortzubilden. 

a) Die Generalversammlung der Räteorganisation nimmt zu allen 
■wirtschaftlichen und politischen Fragen Stellung. Sie entscheidet 
über die Notwendigkeit politischer Aktionen und führt diese 
Aktionen gemeinsam mit den sozialistischen Parteien und den auf 
dem Boden des Klassenkampfes stehenden Gewerkschaften durch. 

Die Generalversammlung stellt außerdem einheitliche Richtlinien 
für die Tätigkeit der Betriebsräte auf, wie sie auch das Verhält¬ 
nis der Hauptgruppen zueinander regelt. 

Die Beschlüsse der Generalversammlung sind bindend für die 
Räteorganisation. 

b) die Vollversammlung der Hauptgruppen entscheidet über 
alle Fragen der Hauptgruppen nach den von der Generalversamm¬ 
lung der Räteorganisation aufgestellten allgemeinen Richtlinien. 
Sie regelt außerdem das Tätigkeitsgebiet der Untergruppen. 

Die Organe der Hauptgruppen müssen mit den Leitungen der Ge¬ 
werkschaften, die auf dem Boden des Klassenkampfes stehen, 
gemeinsam arbeiten, um einheitliche und geschlossene Aktionen 
durchführen zu können. Soweit reaktionäre Gewerkschaften 
Schwierigkeiten bereiten, haben die Mitglieder die Pflicht, für 
die Beseitigung der rückständigen Leitungen dieser Gewerkschaften 
Sorge zu tragen. 

IV. 

Finanzierung. 

Die zur Erfüllung der Aufgaben der Räteorganisation erforder¬ 
lichen finanziellen Mittel werden durch freiwillige Beiträge der 
Arbeiter und Angestellten aufgebracht. Zu diesem Zwecke gibt 
die Zentrale der Betriebsräte Marken heraus. Ueber die Verwen¬ 
dung der Mittel entscheidet die Generalversammlung. 

V. 

Rätekongreß, 

Die Zentrale der Betriebsräte und die Gewerkschaftskommission 
bereiten sofort die Einberufung eines Reichsrätekongresses der 
Betriebsräte Deutschlands vor. Als Delegierte mit Stimmrecht 
dürfen nur Betriebsräte entsandt werden. Die Rätezentrale, Ge¬ 
werkschaften und Parteien können eine beschränkte Anzahl Dele¬ 
gierte entsenden, die nur mit beratender Stimme am Kongreß teil¬ 
nehmen. 

Der Reichskongreß der Betriebsräte entscheidet endgültig über 
die Zusammenfassung der Betriebsräte, ihre Aufgaben und ihr 
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Tätigkeitsgebiet. Die Vorschläge der Berliner Gewerkschafts¬ 
komm ission und der Zentrale der Betriebsräte können als Anträge 
dem Kongreß unterbreitet werden. 

* * 

* 

Resolution. 

Die wirtschaftlichen und politischen Katastrophen mit ihren 
volksverdcrbenden und kulturzersitönenden Folgen resultieren aus 
der kapitalistischen Gesellschaft. Daher wird die Arbeiterklasse, 
solange die kapitalistische Gesellschaft besteht, in ihrer Lebens¬ 
haltung von den kapitalistischen Verelendungstendenzen bedroht. 

In Erwägung, daß die Arbeiterklasse mit dem Ringen gegen 
die kapitalistischen Verelendungstendenzen zugleich den Kampf um 
die Ueberwindung der kapitalistischen Gesellschaftsordnung führen 
muß, damit die Grundlagen dieser Klassengesellschaft beseitigt 
werden und planmäßig organisierte sozialistische Gesellschaft her¬ 
beigeführt wird, müssen diese Kämpfe bewußt und zielklar gemein¬ 
sam viön den revolutionären proletarischen Organisationen der 
Gewerkschaften, der Räte und der Parteien geführt werden. Daher 
ergeben sich als Aufgaben für die Betriebsräte in ihrem Zusammen¬ 
wirken mit Gewerkschaften und Parteien: 

1. die sozialistische Aufklärung der Arbeiterschaft, 

2. der planvolle Kampf Um die Eroberung 

a) des Rechtes der Einstellung und Entlassung der Arbeiter 

und .Angestellten, 

b) der Mitbestimmung bei der Festlegung der Arbeits¬ 
bedingungen, 

c) der völligen Bilanz- und Inventareinsicht, 

d) der Mitbestimmung bei der Produktion in Art und Qualität, 

e) der Mitbestimmung bei der Kalkulation. 

Da diese Aufgaben nur erfüllt werden können, wenn die Betriebs¬ 
räte der Arbeiter und Angestellten restlos erfaßt sind und deren 
Aktionskraft bis zur denkbar größten Stärke gesteigert wind, eiv 
achtet es der Ausschuß für notwendig, daß die Betriebsräte von 
den Gewerkschaften erfaßt werden. 

Doch nicht als Funktionäre der einzelnen Gewerkschaften, son-* 
dem in Industriegruppen, wobei der Betrieb und nicht der Beruf 
des einzelnen entscheidend sein muß. 

Der Ausschuß glaubt hierdurch nicht nur die Betriebsräte, son¬ 
dern auch die Gewerkschaften zu Trägern des Sozialisierung^* 
gedankens (und zu dessen Kampforganen zu machen, die gesamte 
Arbeiterschaft zu dem großen Kampfe völlig reif vorzubereiten 
und mit Machtbewußtsein zu erfüllen. 

Um diese Mindestforderungen durchführen zu können, beschloß 
die Berliner Gewerkschaftskommission die Errichtung eines Räte- 
sekretariats'. Unter gleichzeitiger Bekanntgabe eines die einheit¬ 
liche Kampfführung ermöglichenden Organisationsentwurfs fordern 
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wir alle bestehenden Rätezentralen auf, sich aufzulösen, um hier 
mitzuarbeiten, da kein Ueberschuß an organisatorischen Kräften 
vorhanden und ein Erfolg nur bei einheitlicher Organisation ver¬ 
bürgt ist. 

Der {Ausschuß fordert dieses um so mehr, da er glaubt, daß 
im Kampfe um diese Mindestforderungen alle sich ehrlich in den 
Dienst der Arbeiterbewegung Stellenden, unbeschadet ihrer son¬ 
stigen politischen Meinungsfreiheit, einig und geschlossen handeln 
müssen. 

Wir fordern die Betriebe auf, zu unserem Vorschlag und Organi¬ 
sationsentwurf Stellung zu nehmen. 

Der Ausschuß der Gewerkschaftskommission Berlins u. Umgegend. 

gez.: Rusch. 

* * 

* 

Organisationsaufbau der Betriebsräte. 

(Entwurf und Verhandlungsgrundlage.) 

Die Berliner Gewerkschaftskommission beschließt im Anschluß 
an ihre prinzipielle Erklärung folgenden Organisationsaufbau zur 
Betriebsräteorganisation für Berlin und das Reich: 

I. 

a) Die Zusammenfassung aller Betriebsräte 
» (Arbeiter- und Angestelltenräte) 

erfolgt auf der Grundlage der Industriegruppen, wobei nicht der 
Beruf, Isondern der Betrieb für die Zugehörigkeit zur Gruppe ausi- 
schlaggebend ist. 

Unbeschadet dessen haben die Gewerkschaften nicht nur das 
Recht, sondern die Pflicht, zur Erledigung von Berufsi- und ßil- 
dungsfragen ihre Betriebsräte zusammenzuberufen. 

Die Zusammenfassung der Betriebsräte erfolgt durch die Orts¬ 
ausschüsse der Berliner Arbeiter»- und Angestelltengewerkschaften 
nach folgenden Industriegruppen: 

1. Bank- und Handelsgewerbe; 2. Baugewerbe, Steinindusfrie; 
3. Bekleidungs- und Textilindustrie; 4. Chemische Industrie; 
5. Freie Berufe; 6. Graphische Gewerbe und Papierindustrie; 

7. Holzindustrie; 8. Landwirtschaft; 9. Lebens- und Genußmittel¬ 
industrie; 10. Lederindustrie; 11. Metallindustrie; 12. Staatliche 
und kommunale Behörden und Institute; 13. Verkehr; 14. Berg¬ 
bau, Hütten, Salinen, Torfgräbereien. 

'Entstehen über die Zuteilung zu einer Industriegruppe Zweifel, 
so soll nach der in der Anlage gegebenen Einleitung verfahren 
werden. 

b) Leitung der Berliner Betriebsräteorganisation. 

Jede ider in Absatz a) genannten Industriegruppen wählt eine 
der Stärke entsprechende Gruppenleitung. Die Obleute der 
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Gruppenleitung bilden die Betriebsrätezentrale der Berliner Gewerk¬ 
schaften. 

Die Berliner Betriebsrätezentrale entscheidet in allen technischen 
und organisatorischen Fragen vollständig selbständig. An den 
Sitzungen der Betriebsrätezentrale nehmen mit beratender Stimme 
teil: I 

1. Die angestellten Sekretäre der Betriebsrätezentrale. 

2. Die gleiche Anzahl Mitglieder der Ortsausschüsse den Arbeiter¬ 
und Angestelltengewerkschaften. 

Zum Zwecke der Ausführung der Beschlüsse der Betriebsräte» 
Zehtrale wird von der Berliner Gewerkschaftskommission ein 
Betriebsrätesekretariat errichtet. 

Die Wahl der Sekretäre erfolgt durch die Betriebsräte nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl. 

Erfolgt die Einigung durch Auflösung aller bestehenden Betriebs¬ 
rätezentralen und der Anschluß an das» Betriebsrätesekretariat der 
GewerksChaftskommission, so werden fünf Sekretäre gewählt. 

C) Wirtschaftliche Richtlinien und Aktionen. 

Bei der Aufstellung von wirtschaftlichen Richtlinien und bei 
Vornahme von wirtschaftlichen Aktionen, die sich aus dem Auf¬ 
gabenkreis der Betriebsräte ergeben, haben beratende und beschlie¬ 
ßende Stimme: 

1. Die Mitglieder der Betriebsrätezentrale und die Sekretäre 
der Betriebsrätezentrale. 

2. Die gleiche Anzahl Mitglieder des Ortsausschusses der Berliner 
Gewerkschaftskommission und der Afa. 

d) Politische Richtlinien und Aktionen. 

Bei der Aufstellung vlon politischen Richtlinien und bei Vor¬ 
nahme von politischen Aktionen, die sich aus den wirtschaftlichen 
Kämpfen ergeben, haben beratende und beschließende Stimme: 

1. Die unter c) Genannten. 

2. 18 Vertreter der politischen Parteien (S. P. D., U. S. P. D., 
K. P. D.) entsprechend ihrem Stärkeverhältnis bei der Wahl der 
Sekretäre. 

II. 

Zentrale. 

Die Berliner Gewerkschaftskommission errichtet ein provisori¬ 
sches Zentralsekretariat für die Betriebsräte Deutschlands bis zum 
Stattfinden des sofort zusammenzuberufenden ersten Betriebsräte¬ 
kongresses Deutschlands. 

Die Aufgaben dieser provisorischen Zentrale sind: 

1. Die Vorbereitungen zur Wahl des Betriebsrätekongresses. 

2. Die Aufforderung an die einzelnen Ortsausschüsse der Gewerk¬ 
schaften und Angestelltenorganisationen in den einzelnen Orten 
zur Errichtung einer gleichartigen Organisation (siehe Ziffer I). 
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3. Die Beschaffung von und Belieferung mit dem notwendigen 
Material für die Betriebsräte Deutschlands. 

Um eine möglichst allgemeine Erfassung bei dem Betriebsräte¬ 
kongreß zu ermöglichen, wird diese Zentrale besetzt mit drei 
Genossen, und zwar je einen von der S. P. D., U. S. P. D. und 
K. P. D. Die Berliner Gewerkschaftskommission schlägt als Vor¬ 
sitzenden den Genossen Däumig (U. S. P. D.) und mit gleichen 
Rechten beigeordnet die Kollegen Brolat (S, P. D.) und Paul Lange 
(K. P. D.) vor. 

III. 

Der erste Kongreß der Betriebsräte. 

Die Aufstellung der Tagesordnung und die Bestellung der Refe¬ 
renten erfolgt gemeinschaftlich von der Berliner BetriebsTäte- 
zentrale mit ihrem Beirat, den zentralen Parteileitungen der 
S. P. D., U. S. P. D. und K. P. D., dem geschäftsführenden Aus¬ 
schuß des Deutschen Gewerkschaftsbundes und dem geschäfts¬ 
führenden Ausschuß der Afa. 


IV. 

Finanzierung der Berliner Betriebsrätezentrale. 

Zur Aufbringung der Kosten für die Betriebsrätezentrale Ber¬ 
lins beschließt die Berliner Gewerkschaftskommission, daß durch 
Umlageverfahren pro Mitglied und Jahr eine Mark zu erheben ist. 

Ueber die Finanzierung des Zentralrats der Betriebsräte Deutsch¬ 
lands entscheidet der Betriebsrätekongreß. Die vorläufigen Aus¬ 
gaben deckt die Berliner Gewerkschaftskommission. 


Dr. HERMANN OESTREICHER: 


Wirtschaftsprogramm und Sozialdemokratie. 

4. Sozialisierung; Ausfuhr; Ursache der Defizite der Staatsbetriebe. 

D ER marxistische Theoretiker, der zugleich Wirtschaftspraktiker 
ist, wird ohne weiteres zügeben, daß die ausi dem zweiten 
und dritten Abschnitt zu gewinnenden programmatischen 
Sätze, so knapp auch die Skizze mit Rücksicht auf den 
Aufsatzcharakter der Darstellung sein mußte — was wieder¬ 
um den Vorzug einer gedrängten Uebersichtlichkeit ergibt 
—, er wird eingestehen, daß diese Sätze in unerbittlicher 
Folgerichtigkeit auf die Gestaltung der sozialistischen Wirtschaft 
hindrängen, soweit diese heute schon in Angriff genommen werden 
kann. Indessen können noch drei weitere Einwände erhoben wer¬ 
den, die einer Widerlegung bedürfen, ehe wir zu dem nächsten 
Teil des sozialistischen Wirtschaftsprogramms übergehen können. 
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Ausgehend einmal von der Frage der Enteignung und Entschädi¬ 
gung und zweitens der Organisationsform, stellten wir die Forde¬ 
rung der Produktionssteigerung auf und zeigten, wie die Steige¬ 
rung der landwirtschaftlichen Produktion, die Verbilligung der 
Lebensmittel, der Abbau der Löhne Hand in Hand gehen müssen 
und wie dennoch die Kluft zwischen Bedarf und industrieller 
Produktionsmehrung, zwischen Rohstoff- und Kreditnachfrage und 
-langebot klafft. Der innere Markt ist X T. hilflos, weil er krankt an 
einer zunächst unheilbar scheinenden Gold- und Rohstoffarmut. 
Der Gegensatz vergrößert sich, und in dieser Wirtschaftsöde tost 
der Kampf der Arbeit gegen das Kapital, der Kampf der Kapita¬ 
listen um den Gewinn. Aus diesem Dilemma führt allein die 
sozialistische Wirtschaftsorganisation. Nur das auf der Solidari¬ 
tät der werktätigen Arbeit errichtete sozialistische Volksmonopol 
wird die Kreditunterlagen schaffen, die notwendig sind, damit 
das Kapital des Auslands helfend eingreifen kann, und ohne diese 
Mittel an Kredit und Rohstoffen wird es überhaupt, unmöglich 
sein, die (deutsche Wirtschaft aufzurichten; darüber sind auch 
wir Sozialdemokraten einig. Nehmen wir nun an, es gelingt, 
die sozialistischen Volksmonopole in den wichtigsten Wirtschafts¬ 
zweigen zu organisieren, das Ausland macht die Abschlüsse^ die 
die volksmonopolistischen Betriebe laufen — entsteht da nicht 
die Gefahr, daß die notwendige Ausfuhr der erzeugten Fabrikate 
an der Preispolitik des Auslands, in Zeiten einer Wirtschafts¬ 
krise, scheitern muß > and dadurch das ganze Gebäude der sozia¬ 
listischen Volksmonopole Zusammenstürzen wird? Machen wir uns 
klar, was das heißt. Wir müssen Eisenerze einführen, sonst ist 
unsere Eisen-, Stahl- und Maschinenindustrie erdrosselt. Ent¬ 
weder wir führen drei Viertel des produzierten Eisens aus und 
bezahlen damit die Erze, oder wir liefern dem Ausland Stahl, 
Draht, Werkzeuge, Maschinen, d. h.: wir liefern weniger Eisen, 
aber dafür höher im Werte stehende Qualitätswaren. Eisenerz 
plus Gestehungskosten für Eisen, Eisen plus Gestehungskosten 
für Stahl, Stahl plus Gestehungskosten für Maschinen sind unsere 
Selbstkostenpreise; hinzu kommt der jeweilige Gewinnzuschlag von 
10, 20 oder 30 Prozent, so, daß die Einfuhr dieser Fabrikate nach 
Deutschland zum Weltmarktpreis! einschließlich Transport und Zoll 
noch verhindert wird und bleibt. 

Nun gibt es praktisch zwei Möglichkeiten, ausgenommen die 
Gleichgewichtslage im Preist. Einmal: wir führen mit Erfolg aus, 
weil die Auslandspreise höher liegen als die Selbstkosten plus 
Gewinn Zuschlag der Fabrikate; wir machen ein gütest Geschäft, 
verdienen Geld, erzeugen Kapital, und das Plus! gehört dem sozia¬ 
listischen Volksmonopol, d. h. der Volksgemeinschaft, die damit 
entweder den Inlandspreis verbilligt oder, bei gleichbleibenden 
Inlandspreisen, die Arbeitseinkommen der werktätigen Monopo- 
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listen, wenn man sie so nennen darf, vergrößert oder auch den 
Mehrwert als Gewinnanteil an die Staatskasse zu anderweitiger Ver¬ 
wertung abliefert. Diesen Fall meinen die Herren Kapitalisten 
natürlich nicht; darüber schweigen sie, weil das ja der Grund 
ihres Verdienstes ist, und weil sie dies als ihr ureigenstes selbst¬ 
verständliches Geschäft betrachten, Profite einzuheimsen. — Um 
so lauter machen sie auf die zweite Möglichkeit aufmerksam: 
wir haben die Eisenerze eingeführt; nun fallen die Erzpreise auf 
dem Weltmarkt, und dennoch sind wir genötigt, Eisen aus dem 
teuer eingekauften Eisenerz herzustellen. Oder: der Weltmarkt¬ 
preis für Eisenerz hält sich; aber die inländischen Gestehungs¬ 
kosten steigen, weil die Lebensmittelpreise steigen, die Löhne 
höher werden, die Frachtspesen wachsen, kurz: die hauptsächlich¬ 
sten Produktionskosten wie die verhältnismäßig geringer anzu¬ 
schlagenden Handlung«- und Verwaltungsspesen an allen Ecken 
und Kanten steigen. Ergebnis): der Eisengestehungspreis plus bis¬ 
herigem Gewinnzuschlag von etwa 15 bisi 20 Prozent übersteigt 
den Weltmarktpreis, sagen wir, um 20 Prozent, wir sitzen auf 
dem Eisen fest und müssen nun beim Verkauf die Differenz 
als Verlust tragen; denn ans Ausland muß soviel verkauft werden, 
als der Einkaufswert des Rohmaterials ausmacht, ob wir wollen 
oder nicht. Diese Verluste, mit denen man in der gegenwärtigen 
Wirtschaftskrise tatsächlich rechnen muß als mit einer unabwend¬ 
baren Folge kapitalistischer Weltproduktion und kapitalistischer 
Händlermonopole, dienen dem Kapitalismus gleichsam als Passiv¬ 
beweismittel gegen jede sozialistische Wirtschaftsform, ganz be¬ 
sonders 1 aber gegen die Sozialisierung der zum großen Teile gerade 
auf die Ausfuhr angewiesenen Großindustrien, wie z. B. die Ma¬ 
schinengroßindustrie. Und der Kapitalist schlägt an seine Brust: 
schaut her ihr Leute, wie bin ich selbstlos und aufs gemeine 
Wohl bedacht, wie bereitwillig trage ich diese Verluste und wie 
großmütig schone ich damit den Wohlstand des breiten Volkes, 
auf dessen Schultern die Verluste abgewälzt würden — erkennt 
dies an und stört mir meine Kreise nicht! 

Die Selbstlosigkeit ist Schwindel, die Großmut Flitter und der 
Glaube an diese vermeintlichen Tugenden Unkenntnis, im besten 
Falle Torheit. Er soll uns selbst belehren, der Kapitalist, daß 
er die Verluste auf die Dauer nicht trägt, weil er sie nicht tragen 
will und den Weg genau kennt, ihnen zu entgehen. Die deutsche 
Volkswirtschaft hat ein instruktives Beispiel erlebt: das Kohlen-. 
Syndikat. Es wurde gegründet, um die Inlandspreise auf der Höhe 
zu halten, und die Kontingentierung der Fördermengen, durch 
die die Produktion so zurückgehalten wurde, daß sie nur immer 
behutsam den gesamten in- und ausländischen Aufträgen nach¬ 
stieg, damit die Preise nicht gestört werden konnten — diese 
Kontingentierung verschonte das- deutsche Volk vor dem möglichst 
billigen Preis, zu ungunsiten des Volkes, zugunsten der Zechen- 
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besitzen Sank nun der Auslandspreis unter den Inlandspreis, so 
trugen nicht die Unternehmer die Verluste, sondern das Volk 
durch Steigerung der Inlandspreise, und damit dies automatisch, 
zum Schutze der industriellen Interessen, möglich war, hatte man 
sich das 1 Instrument des Syndikats geschaffen, als dessen schärfste 
Waffe die Zwangskontingentiemng gelten konnte. Wenn man es 
aber nicht wagen konnte, den Inlandspreis zu erhöhen, wenn der 
Erlös aus den geförderten und ins Ausland gelieferten Kohlen 
dennoch immer mehr zurückging, wenn die Profitrate der Unter* 
nehmer schließlich wie Schnee in der Märzensonne dahinschmolz, 
so blieb endlich nichts anderes übrig, als die Arbeiterlöhne gründ¬ 
lich zu drücken, bis der ersehnte Streik ausbrach — und nun taten 
Streik und Sperre und reguläre Entlassungen das ihre, um die 
Selbstkosten der Produktion zu verringern und die Förderung 
einzuschränken —, und zwar so lange, bis der aus dem Inlands¬ 
absatz stammende Gewinn den Verlust des Auslandsgeschäftes 
in ein sogenanntes erträgliches Gleichgewicht gebracht hat. Das 
war die Gesundung. So hat also nicht der Kapitalist, so haben 
die Arbeiter arid die breiten Volksschichten allein den Verlust 
der Ausfuhr getragen. Die Krise, mit Verlust zu exportieren , 
wurde überwunden durch steigende Inlandspreise, Arbeiterentlas¬ 
sung und Produktionseinschränkung. Und, so fahren wir fort, 
auch das sozialistische Volksmonopol wird mit diesem dreifachen 
Gegner so lange ringen müssen, als dem sozialistischen Wirt¬ 
schaftszweig das kapitalistische Ausland gegenübersteht. Aber es 
kämpft nicht unter schlechteren, sondern unter besseren Be¬ 
dingungen. Was das Beispiel Kohlensyndikat, die Kohlenausfuhr 
anlangt, so wird die volle Aufrechterhaltung der Betriebe, selbst 
bei niedrigeren Preisen, der Arbeiterentlassung vorzuziehen sein, 
der höhere Inlandspreis wäre dann gleichsam die Ausgleichs¬ 
quote für die Summe, die den entlassenen Bergarbeitern als Unter¬ 
stützung zu zahlen wäre. In absehbarer Zeit wird aber der Welt¬ 
marktpreis für Kohle kaum die deutschen Gestehungskosten unter¬ 
bieten, weil die Nachfrage noch ungeheuer ist. — Als Beispiel für 
Einfuhr und Weltmarktpreis: Erz und Kupfer — sinken die Ver¬ 
kaufspreise dieser Produkte, hält der Preisdruck selbst längere Zeit 
an, so wird auch diese Krise, auch wenn sie länger dauert, als 
man zuvor annehmen konnte, von dem sozialisierten Wirtschafts¬ 
zweig dadurch überwunden werden, daß er Produktion und Aus¬ 
fuhr weiter aufrecht erhält: zunächst ohne Gewinn und ohne 
Verlust zu Selbstkosten, dann aber auf Kosten der Inlandspreise, 
wenn die Auslandspreise dies notwendig machen. Eine kluge 
Finanzpolitik der sozialisierten Zweige wird freilich Vorsorge zu 
treffen haben für solche Krisenzeiten, die das Ausland aufnötigt^ 
die aber doch kaum im Inland hart fühlbar werden können, weil 
die Arbeiterschaft nicht betroffen und die Produktionsweise nicht 
eingeschränkt zu werden braucht. 
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So können wir zusammenfassen: Gerade der Einwand, der aus 
der Ausfuhr und der daraus resultierenden Preispolitik hergeleitet 
wird, ist hinfällig. Das sozialistische Volksmonopol ist, auch in 
der Frage der Ausfuhr, bei schwankenden Weltmarktpreisen der 
kapitalistischen Methode in zweifacher Hinsicht überlegen, in der 
Produktionserhaltung und in der Arbeitergarantie. 

Wird man nicht danach fragen dürfen, wie sich der Verkehr 
zwischen dem sozialistischen Volksmonopol und dem Ausland ab¬ 
spielt? Nun, wir antworten: gerade so, als ob ein kapitalistisches 
Unternehmen dem anderen gegenübersteht. Das Volksmonopol 
für Eisen und Stahl unterhält, weil es ein- und ausführen muß, 
ausländische Vertretungen ebenso gut, wie vor dem Krieg der 
Stahlwerksverband seine Vertreter in aller Herren Länder hatte. 
Die Fragen dieser äußeren Organisation bieten, obgleich sie ge¬ 
wiß sorgfältig gelöst werden müssen und viel Kenntnis, Erfahrung 
und Gewandtheit verlangen, wesentlich geringere Schwierigkeiten 
als die wirtschaftskritischen Einwände, weil letztere in Wahrheit 
die Probleme der ökonomischen Dynamik sind, während die Fragen 
des internationalen Zusammenspieles, der Vertreterorganisationen 
und andere Fragen in das Gebiet der Organisationsmechanik ge¬ 
hören. 

Je länger wir den Rohstoff im Lande behalten, je höhere 
Qualitätsarbeit wir darausi erzielen, um so rascher kommt Deutsch¬ 
lands Wirtschaft in die Höhe. Deshalb dürfen wir nicht nur bei den 
sozialisierbaren Großindustrien der Rohstofferzeugung, die wir oben 
namentlich aufgeführt haben, stehen bleiben, wir müssen (dazu 
übergehen, diejenigen Großindustrien, die sich auf den Rohstoff- 
erzeugungsindusitrien * aufgebaut haben, ebenfalls in sozialistische 
Volksmonopole umzugestalten. Zur Eisengewinnung gehört die 
Stahlproduktion. Die Eisen- und Stahlindustrie ist als eine ein¬ 
heitliche Größe anzusehen, weshalb die Schwerindustrie insgesamt 
durchaus sozialisierbar ist. Anders verhält es sich bei den vielfach 
verzweigten, weiterverarbeitenden Industrien, die auf Eisen und 
Stahl aufgebaut sind, Draht-, Werkzeug-, Maschinen-, Klein¬ 
eisenindustrie bis zur Solinger Messerfabrikation. Man kann ganz 
gewiß nicht überall hier die Funktion (des, Untemehmersi ausschälten 
und sozialistische Organisationen schaffen, weil besonders die 'Be¬ 
triebszersplitterung und die Vielgestaltigkeit der Produktion die 
Zusammenfassung fast unmöglich macht, und so wird, wo der 
Großbetrieb noch nicht herrscht, mit wenigen Ausnahmen, (der 
Grundsatz in Geltung bleiben: keine sozialistische Organisation, 
Beibehaltung des kapitalistischen Prinzips. 

Aber wir müssen die Ueberführung der Großmaschinenindu - 
strien in die Volksgemeinschaft fordern. Die drei wichtigsten Bei¬ 
spiele : die Fabrikation der Dampf kraftmaschinen, der Lokomotivßn 
-und 1 der Lokomobilen, das sind etwa Borsig, Krupp, Schwarzkopf 
und andere; zweitens: der Motorindustrien, das sind Köln-Deutz^ 
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Daimler, usw.; drittens: die Elektrizitätsindustrie. Madien wir 
uns klar, das sind lediglich großkapitalistisch orientierte Industrien . 
bei denen die Kapitalkonzentration außerordentlich weit gediehen 
ist; ich weiß dabei wohl, es gibt noch eine beträchtliche Zahl 
von Mittelbetrieben in diesen Branchen, so in der Elektrizitäts¬ 
industrie, bei der es noch vielleicht 150 größere und mittlere Be¬ 
triebe geben mag, abgesehen von den Kleinbetrieben, die kn 
Krieg wie Pilze aus der Ende geschossen sind; aber beherrscht 
werden diese Industrien stets von einigen wenigen überragenden 
Werken. In der Elektrizitätsindustrie bestimmen die A. E. G., der 
Siemenskonzern Und die Bergmannwerke, an denen Siemensi beteiligt 
ist. Man hat bislang leider falsch argumentiert: weil dies Ausfuhr¬ 
industrien sind, deshalb können sie nicht sozialisiert werden, so 
sehr sie zum sozialistischen Volksmonopol anreizen, weil sie schon 
im höchsten Maße einen Monopolcharakter an sich tragen. — 
Gemach! Man muß argumentieren, weil sie monopolistisch sind 
und Ausfuhrindustrien zugleich, sind sic besonders geeignet zum 
sozialistischen Volksmonopol! Der Ausfuhrschwindel der Groß¬ 
industriellen is,t schließlich doch, wie eben gezeigt, zu durch¬ 
sichtig, als daß er auf die Dauer dichthält. Wir fügen hinzu, daß 
der Lokomotiven fab rikation auf dem Fuße die Erfassung der 
Waggonfabriken folgen wird. Man schaue sich nur um, und man 
wird zu seinem größten Erstaunen so viele Ansätze zur prakti¬ 
schen sozialistischen Organisation finden, daß man schließlich mit 
Recht fragen muß, wo ist die Grenze? Schritt für Schritt drängen 
wir den Gegner der sozialistischen Organisation zurück und ent¬ 
ziehen ihm den Boden zur Eigennutzwirtschaft. 

Sollen wir noch darauf besonders' aufmerksam machen, daß es 
kein Zufall ist, daß man in der Schwerindustrie und in der Groß¬ 
maschinenindustrie die radikalste Arbeiterschaft findet? Die Berg- 
und Metallarbeiter sind tatsächlich die unruhigsten Köpfe, dann 
kommen die Landarbeiter in den östlichen Gutsibezirken, und achtet 
man auf die Verhältnisse der Kapitalkonzentration* so sind es 
wieder die am weitesten vorangeschrittenen Betriebe. Je näher 
diese der sozialistischen Wirtschaft stehen, je stärker sie im 
historischen materialistischen Prozeß nach der neuen Wirtschafts¬ 
synthese drängen — i um so unruhiger sind die Arbeiter geworden , 
wobei man dieses tiefste klassenkämpferische Moment wohl fest- 
halten muß, und sie werden nicht eher mehr zur Ruhe und Arbeits¬ 
freudigkeit kommen, als bis sie sehen, daß die Lösung dieser 
Fragen w'irfdich ernst, mit dem festen Willen zur restlosen anti¬ 
kapitalistischen Durchführung, in Angriff genommen worden ist. 
Auch hier gilt die alte und doch immer neue Weisheit, daß es 
einem Versäumnis gleichkommt, (die Massen als stürmerisch, dränge¬ 
risch, unreif, mit Worten zu strafen, statt die Lösung der Fragen 
energisch anzufassen, ein Versäumnis, das sich später bitter rächen 
kann. Die neue Zeit verlangt neue Energien! 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Wirtschaftsprogramm und Sozialdemokratie. 


469 


Den törichtsten Einwand gegen die sozialistische Wirtschafts¬ 
organisation hat freilich jener erhoben, der auf l das Defizit der 
Staatsbetriebe , der Post lind Eisenbahn hinweist mit dem Kassandra¬ 
ruf : Wehe! Der Staatsbetrieb ist eben Staatsbetrieb, d. h. er 
ist mehr kapitalistisch als sozialistisch. Ich stimme auch nicht 
ganz, wie man wohl bemerken kann, mit L. Quessel überein, der die 
sozialistischen Organisationsformen dreifach unterteilt, in staats-, 
gemeinde- und genossenschafts-sozialistische; obwohl ich nicht ver¬ 
kenne, daß, was er in seinem Buch: „Der moderne Sozialismus“ 
ausführt, wohl durchdacht ist, und sehr viel Beachtenswertes ent¬ 
hält. Wenn ich nun auch die Organisationsifbrm für außerordentlich 
wichtig halte, so ist, nehmen wir selbst an, der Staatsbetrieb 
wäre ein rein sozialistischer Betrieb, was ja nicht der Fall sein 
kann, schon deshalb, weil das Arbeits- und Personalproblem keine 
genügende Lösung im Sinne der Freiheit gefunden hat, — so ist 
das Defizit, so gefährlich es ist, dennoch kein Grund gegen den 
Sozialismus. Fragen wir den — nun den im Ministerium einfluß¬ 
reichsten, mit diesen Dingen vertrauten, wenn auch namenlosen, in 
der weiten Oeffentlichkeit unbekannten Geheimrat: woher stammt 
das Defizit der Bahn? — so wird er antworten, ganz zaghaft: 
weil die Kohlen kein Mensch, kein Staat, auch kein Reich mehr 
bezahlen kann, ohne daran bankerott zu werden. So ist esi. Die 
Kohlenpreise sind es, die uns ruinieren. Und' wir beißen die Zähne 
zusammen und schweigen, weil wir glauben, wir fielen den Berg¬ 
arbeitern in den Rücken, wenn wir das aussprechen. Sind wir 
verpflichtet zu schweigen? Gibt esi dlenn eine Industrie der Roh¬ 
stoff- und Fertigfabrikate, in der die Löhne im gleichen Tempo 
gestiegen sind wie die Materialeinkaufs- und wie die 
Verkaufspreise? Das gibt es in ganz Deutschland nicht. Das Bei¬ 
spiel der Staatsbahnen müßte uns lehren, wenn man den Defizit¬ 
einwand erhebt, den Gegenschlag bereitzuhalten, nämlich die Tat¬ 
sache, (daß man unsi und den Staat mit dem Kohlenpreis schamlos 
überwuchert. Es kommt mir natürlich nur auf den wichtigsten 
Grund an; ich weiß natürlich wohl, daß der Materialmangel 
infolge Kriegsabnützung und Auslieferung, und auch die Behand¬ 
lung der Personalangelegenheiten mit an der Ueberteurung schuld 
sind. Aber die Kohle ist der Grund zum dauernden Defizit. 

Das wären die wesentlichsten Einwände in Ansehung des Aus¬ 
fuhrhandels, der weiterverarbeitenden Großindustrien und des 
staatsbetrieblichen Defizits. 

Und was ist von ihnen geblieben? Wer will es nicht offen 
aussprechen? —: sie sprechen für den praktischen Sozialismus, 
sie sprechen für die sozialistische Wirtschaftsorganisation, sie ist 
möglich, sie ist durchzuführen, heute lieber als morgen beginnen. 
Freilich eins nach dem andern, soweit die physischen und geistigen 
Kräfte der Männer reichen, die voll in diesen Gedanken stehen; 
die sorgfältigste Arbeit bringt die beste Leistung. 
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Je reiner und vollkommener die deutsche Sozialdemokratie den 
Urtyp der sozialistischen Wirtschaftsorganisation schafft, um so 
rascher wickeln sich die darauf folgenden Arbeiten ab, und um 
so begeistertere Anhänger erwirbt sich der deutsche Sozialismus 
hier, in der engeren Heimat, und dort bei unsem Brüdern im 
Ausland., 


Professor D. SIEGFRIED KAWERAU: 

Vom alten Geist christlicher Politik. 

D ER ehemalige Reichskanzler Georg Michaelis schreibt im Juli¬ 
heft der „Furche“ einen Aufsatz: „Der Christ und der 
Wiederaufbau“. Er spricht dort von der „unversieglichen 
Lebenskraft“ Deutschlands, er glaubt nicht an einen langen Be¬ 
stand des Versailler Gewaltfriedens. Mit trefflichen Worten lehnt 
er jeden Gedanken an einen neuen Krieg ab: „Den kindlich den¬ 
kenden Menschen, die die» in ihrer Begeisterung für möglich 
halten, schweben Zeiten und Verhältnisse vpr, wo noch ein Landes¬ 
herr das letzte Aufgebot aufrufen und seine treuen Landeskinder 
mit Sensen und Dreschflegeln in den Kampf gegen den Feind 
führen konnte. In (einer Zeit, wo die Kriege die Kriege der Technik 
und des Geldes sind, kann ein Land, das bis über die Höhe seines 
Vermögens verschuldet, aller seiner technischen Hilfskräfte, seiner. 
Land- und Seemacht beraubt ist, keinen Krieg führen.“ Viel¬ 
leicht hätten sich ja vom christlichen Standpunkt aus auch andere 
Gründe gegen einen Rfevanchekrieg finden lassen, als nur rein 
technische, aber es ist immerhin erfreulich, wenn auf der Rechten 
wenigstens die praktische Vernunft sich durchsetzt. Eigenartig 
ist (nun der christliche Standpunkt hinsichtlich der bald zu er¬ 
hoffenden Besserung unserer Lage: „Schneller als vor hundert 
Jahren nach dem Zusammjenbruch (damals dauerte die Zeit der 
„Schmach“ sechs 1 Jahre), also noch vor 1925, wird die Zeit kom¬ 
men, wo sich die Feinde Deutschlands in die Haare kriegen werden, 
und (darin wird man das Walten eine» gerechten Gottes ver¬ 
spüren.“ Merkwürdig, wie ein Christ auf die Feindschaft seiner 
Nachbarn hoffen kann, merkwürdig, wie ein Christ glauben kann, 
daß aus dem Haß anderer Segen für ihn selbst ersprieße. Um 
nun aber wieder zur praktischen Seite der Sache zu kommen: 
der ehemalige Reichskanzler hofft auf die Feindschaft zwischen 
Japan und England, „wenn erst da» unnatürliche Bündnis zwi¬ 
schen Japan und England sein Ende erreicht und in das Gegen« 
teil (!!) umgeschlagen sein wird“. Diese Hoffnung auf Japan 
ist allerdings keine besondere Weisheit des Verfassers, so ge¬ 
heimnisvoll er auch spricht, sie ist aber dennoch eine von den 
politischen Harlekinaden, wie sie immer wieder durch Deutsch¬ 
land 6puken. Es ist nach meiner Meinung nur ein neuer Beweis 
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für die politische Unfähigkeit der alten Staatsmänner, wenn sie 
derartige Luftigkeiten kolportieren. Japan denkt ja gar nicht daran, 
sich in einen Krieg mit England oder Amerika in absehbarer Zeit 
einzulassen. Es ist in Asien reichlich beschäftigt, und die anderen 
Staaten haben vorläufig in sich so viel Aufgaben zu erledigen, 
haben vor allem auch die „Segnungen“ selbst „siegreicher“ Kriege 
zur Genüge kennengelernt, als daß sie so leicht sich in neue 
Abenteuer verwickelten. Von einer solchen Konstellation, die 
Michaelis also in kürzester Zeit erwartet, erhofft er Deutschlands 
Erstarkung, es wird eine „umworbene Macht“ sein „für den — 
Gott gebe es — friedlich sich vollziehenden Auseinandersetzung^ 
Wettstreit der Völker“. Man könnte über die Worte: „Gott gebe 
es — friedlich“, einen ganzen Kommentar schreiben. Natürlich 
sind sie ehrlich gemeint, keine Blasphemie, wie man nach den 
vorangegangenen Erörterungen auch meinen könnte; nein, sie sind 
ehrlich gemeint und gerade darum so furchtbar. Sie zeigen mit 
erschreckender Deutlichkeit die Zwiespältigkeit und ungewollte 
Zweideutigkeit, die Unklarheit und verhängnisvolle Begriffsverwir- 
rung jener christlichen Politiker. Einerseits sind sie ganz in den 
Gedankengängen imperialistischer Machtpolitik zu Hause, können 
gar nicht anders denken als in Kriegen, Fleindschaften, kapitalisti¬ 
schen Unternehmungen usiw., und andererseits sagen sie: „Gott 
gebe es, friedlich!“ und wissen ganz genau, daß sich derartige 
nicht „friedlich“ abspielen, denn die „bösen“ Feinde handeln ja 
nicht „christlich“ und geben uns nicht freiwillig das,' was wir 
wünschen. Wäre es „technisch“ möglich, dann wäre aber ein 
„Befreiungskrieg“ mit Rückeroberung von Lothringen und der 
polnischen oder dänischen Teile selbstverständlich gerecht und 
gottgewollt; dann wäre Gottes Wille die Gewalt. Solange wir 
ohnmächtig sind, ist Gottes Wille der Friede. Unsere amtliche 
deutsche Berichterstattung und „Aufklärung“ des Volkes wird 
stillschweigend gebilligt — wenn aber die Feinde imperialistische 
Politik treiben, dann sind e9 „Raub“kriege, wenn die Feinde be¬ 
richten, so wird folgendes Urteil gefällt: „Die Christen, ins¬ 
besondere der angelsächsischen Länder, sind in einem Maße unter 
dem Einfluß einer organisierten satanischen Lüge (!!) gewesen, 
wie es wohl noch nie in der Welt beobachtet worden ist.“ Dabei 
muß man wissen, daß in keinem der kriegführenden Länder so 
scharf und ehrlich kritisiert werden dürfte während des Krieges, 
wie in England, daß nirgends ein so machtvoller Widerstand 
gegen Krieg und Kriegsgeschrei geleistet wurde, wie in weiten 
Kreisen Englands» und Amerikas. Und dabei spricht der ehemalige 
Reichskanzler und Christ von „organisierter satanischer Lüge“, 
spricht von „merkwürdig inferioren Eigenschaften des Engländers 
auf politischem Gebiet“, er glaubt sich verpflichtet, „warnen“ 
zu müssen, „daß die Christen sich für berufen halten, in voreiliger 
Weise an dem Wiederzusammenschluß der feindlichen Völker mit- 
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zuarbeiten“, er sät also von neuem Haß und Mißtrauen, und sagt 
im gleichen Atemzug: „Gott gebe es, friedlich“ —, er erwartet 
also von den andern ein Verhalten nach dem Maßstabe des Rechts 
und der Gerechtigkeit, findet aber kein Wort der Verurteilung für 
die „organisierte satanische Lüge“ und Zweideutigkeit in Deutsch¬ 
land. Wie hat doch die kapitalistische Machtpolitik den Christen 
das reinliche Denken getrübt! — In einem zweiten Teil handelt 
Michaelis vom wirtschaftlichen Wiederaufbau. Auch da sind durch¬ 
aus gesunde Urteile vorhanden, wie z. B.: „Es ist ein unbegreiß- 
licher Leichtsinn, von dem sogenannten freien Spiel der Kräfte die 
Gesundung unseres Wirtschaftslebens zu erwarten.“ Und später: 
„Es darf in Deutschland nur sovjel und nur das importiert werden, 
was zum Wiederaufbau des Wirtschaftslebens und zur Gesund¬ 
werdung und Gesunderhaltung der Bevölkerung unbedingt nötig 
ist.“ Es ist durchaus erfreulich, so klar und deutlich einer groß- 
zügigen „Planmäßigkeit und Gemeinwirtschaft“ dasi Wort geredet 
zu finden (trotz allerlei unbewiesener Ausfälle auf „kommunisti¬ 
sche Grundsätze“, die mit dem „Recht der Straße“ identifiziert 
werden, auf den „falsch-sozialistischen“ Standpunkt „auf der ande¬ 
ren Seite“ usw.) — es 1 ist aber wiederum ein Zeichen der abso¬ 
luten Unklarheit des Denkensi, wie man von einer großzügigen 
Regelung des Importsi und Exports sprechen kann und darauf 
hoffen, während man andererseits Verwicklungen kriegerischer Art 
bei den Nachbarn herbeisehnt, vor dem Völkerbunde warnt und 
den Gegner der satanischen Lüge und Inferiorität beschuldigt. 
Derartige Dinge können eben nur nebeneinander im Kopfe eines 
Staatsmannes alter Schule bestehen. 

Mit großer Schärfe tritt der Verfasser dann für Mitverantwor-i 
tung und Mitbeteiligung der Arbeiter in den Betrieben ein, um bei 
der Gelegenheit gleich wieder in Kassandrarufe über „unvprständ- 
dige Sozialisierung oder (womöglich kommunistische Umwälzung der 
privatwirtschaftlichen Verhältnisse“ auszubrechen. Er merkt dabei 
gar nicht, daß er einem Manne gleicht, der einem Wanderer über 
die Straße nach Dinkelsbühl Ausikunft gibt und sagt: „Diesen 
Weg müssen Sie gehen, hören Sie wohl? Diesen Weg: Dort 
über die Brüdce und dann geradeaus, und hinten sehen Sie schon 
Dinkelsbühl liegen. Aber hüten Sie sich den Weg ganz zu gehen, 
vor dem zweiten Teil warne ich Sie dringend, der ist höchst 
anstrengend, zumal, wenn Sie den ersten Teil hinter sich haben.“ 
Wie der arme Mann dann aber nach Dinkelsbühl kommen soll, das 
verrät pr nicht — er fürchtet sich ( vor der eigenen Kourage, den 
ersten Teil des Weges gewollt zu haben. 

Mit großer Freude kann man zustimmen, wenn Michaelis seine 
Standesgenossen zu einfacher Lebensführung aufruft, wenn er für 
die Auffassung eintritty »Maß eine tunlichst gleichmäßige Ver¬ 
teilung der notwendigen Lebensgüter auf breiteste Schichten der 
arbeitenden Bevölkerung das Ideal ist“. Und weiter prägt er 
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das Wort: „Der Krieg ist verloren gegangen, weil ein tiefer 
Riß durch das ,VioIk ging“, 'und czwtar schon v|»r dem Kriege. Also les 
stimmt nicht mit der Fabel von der (erdolchten Front. Scharf redet 
er den Couleurstudenten ins Gewissen: „Das Volk hat kein Ver¬ 
ständnis mehr für gewaltsames Totschlägen der Zeit, für 
Renommierbummel und öffentlichen Frühschoppen.“ Scharf geißelt 
er das Kasdnoleben des Offiziers und sein Heimleben, „ob gerade 
seine Stellung zu und vor seinem Burschen ihn nicht schamrot 
machen muß“, scharf brandmarkt er das 1 Verhalten der ^Herr¬ 
schaften“ zu ihren Dienstboten, da die Herrschaften „nie daran 
dachten und darauf Rücksicht nahmen, daß sie (die Dienstboten) 
ein? Seele, eine unsterbliche Seele hatten“. 

Und dann redet er von der Schuld (des Volkes', das sich blind 
mache gegen „das Gute und Edle, dasi Helfende und Fürsorgende 
und Teilnehmende ... bei zahlreichen Arbeitgebern und Arbeit¬ 
geberinnen“ — und vergißt dabei, daß dem Volk mit Wohltaten 
nicht gedient ist, sondern, daß es nur Recht und Gerechtigkeit 
will. Mit der „Selbsterlösung“, mit der Hoffnung auf einen 
„Völkerfrühling durch menschliches! Tun“ sei es nichts, einzig 
im Christentum liege die Erlösung. 

Es ist wunderbar, wie sich in diesem Manne gute und tapfere 
Gedanken mit dem ganzen Ballast überlieferter Vorstellungen von 
Macht- und Gewaltpolitik, mit der ganzen Angst vor klarem 
sozialpolitischen Denken und Handeln verbinden. Nun noch einige 
Schritte weiter, Herr Michaelis, und sie werden ihr Christentum 
ohne Zweideutigkeiten im Sozialismus betätigen können! 


ADOLF QUOSIG: 

Zur Auswanderungsfrage. 

N ACH neuerlichen Pressemeldungen sind in den letzten elf 
Monaten allein in Argentinien 5000 Familien aus Deutsch¬ 
land, Oesterreich und den Balkanländern eingetroffen. Be¬ 
trachtet man die Auswanderungsziffern aus den Vorkriegsjahren, 
so wird man an der Zahl der Auswanderer nach Südamerika nichts 
Erstaunliches finden. Berücksichtigt man aber die ungeheuerlichen 
Schwierigkeiten, die der Auswanderer, namentlich ausi Deutschland, 
zu (überwinden hat, bevor er sich an Bord des: Ueberseedampfers 
befindet, berücksichtigt man ferner die durch den ungünstigen 
Stand der deutschen Valuta bedingten hohen Kosten, die dem Durch¬ 
schnitt der Auswanderer aus der Vorkriegszeit eine Abwanderung 
zurzeit fast unmöglich machen, so wird man ermessen können, 
daß bei den jetzt Abwandernden die Europamüdigkeit sehr groß 
sein muß. — (Die billigste Fahrtgelegenheit von einem holländi¬ 
schen Hafen nach Buenos Aires stellt sich auf 228 hfl.; der 
holländische Gulden kostet heute 13,21 Mark.) 
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Die bisher aus Deutschland und Oesterreich nach Südamerika 
Ausgewanderten stellen jedoch nur einen kleinen Bruchteil jdar 
im Vergleich zu den aus Europa überhaupt in Südamerika ein¬ 
getroffenen Auswanderern. B|ereitsi im Mai 1919 war die Zahl 
der Einwanderer aus Spanien, Italien und der Schweiz zu solcher 
Höhe angewachsen, daß die Gewerkschaften in Argentinien vor 
weiterem Zuzug warnten. Wenn nun auch die industrielle Ent¬ 
wicklung Südamerikas, namentlich in Argentinien und Brasilien, 
gewaltige Fortschritte macht und auch in den landwirtschafte 
liehen Großbetrieben genügtend Arbeit vorhanden ist, so ist doch dk 
Gefahr groß, daß die landfremden Einwanderer zu Lohndrückern 
werden. In Nr. 6 der „Glocke“ ist diese Angelegenheit bereits 
von mir behandelt worden. Heute möchte ich einmal eine Frage 
anschneiden, die nicht unbedingt dem sozialistischen Gedanken 
entspricht. 

Die Aufwärtsbewegung der europäischen Wirtschaft ist ohne 
Zweifel für lange Zeit, wenn nicht für immer, zum Stillstand ge¬ 
kommen. Wenn der heute in der Industrie bemerkbare Rückgang 
auch zum großen Teil auf den bösen Willen der Unternehmer 
zurückzuführen ist, so wollen wir uns nicht der Tatsache ver¬ 
schließen, daß der Mangel an Rohstoffen und der fast völlig 
stockende Absatz einen nicht geringen Teil Schuld an dieser folgen¬ 
schweren Erscheinung tragen. Deutschland muß heute bereits 
60 Prozent seines Bedarfs an Eisenerzen einführen. Frankreich, 
das jetzt noch Eisenerze ausführt, wird nach vollständigem Wieder¬ 
aufbau seiner durch den Krieg zerstörten Industrie die jetzigen 
Ueberschüsse selbst verarbeiten können. Die Erzlager Skandi¬ 
naviens werden, wie schon festgestellt ist, in absehbarer Zeit 
erschöpft sein. Alles in allem werden die Erzgruben Europas in 
Zukunft nicht mehr die Ausbeute liefern, die dem Bedarfe der 
europäischen Industrie entspricht. Der Bezug von Erzen faus 
Uebersee würde aber das Fertigfabrikat derartig verteuern, daß 
eine rentable Wirtschaftsweise ausgeschlossen erscheint. In der 
Eisenindustrie lag aber bisher unsere wirtschaftliche Macht. Wäh¬ 
rend wir die vor dem Kriege aus den Kolonien und Amerika im¬ 
portierten Rohstoffe fast ausschließlich für den europäischen Be¬ 
darf verarbeiteten, abgesehen von Textilwaren und einigen Genuß¬ 
mitteln, war unsere Eisenindustrie, die die weitaus größte Zahl 
Menschen beschäftigte, in der Hauptsache auf den überseeischen 
Markt angewiesen und fand auch reißenden Absatz für alle ihre 
Erzeugnisse. Dies hat sich aber im Verlaufe des Krieges geändert. 
Die überseeischen Länder, die bisher fleißige Abnehmer euro¬ 
päischer, namentlich deutscher Erzeugnisse waren, haben sich 
emanzipiert und beginnen die im eigenen Lande ruhenden Schätze 
selbst zu heben und zu verarbeiten. Ich habe hier speziell Süd¬ 
amerika im Auge. Es ist den Südamerikanem ja noch nicht 
möglich, den eigenen Bedarf an Maschinen und Eisenfabrikaten 


Go^ gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Zur Auswanderungsfrage. 475- 

<lurch Selbstherstellung zu decken, aber die europäischen Erzeug¬ 
nisse werden sich in Zukunft so enorm teuer stellen, daß man 
versuchen wird, auch die heute noch von Europa und Nordamerika 
benötigten Waren im eigenen Lande herzustellen. Selbst das ver- 
dammenswerte „Dumping“system, das von den deutschen Unter¬ 
nehmern mit Vorliebe zur Eroberung ausländischer Märkte (wie 
jetzt in Schweden und Norwegen) angewendet wird, kann an der 
obigen Tatsache nichts ändern. 

In Brasilien sind Eisenerzlager entdeckt, die an Ausdehnung 
und Ergiebigkeit alle bisher bekannten Fundstellen übertreffen 
sollen. Wolfram- und Manganerze werden bereits heute von nord¬ 
amerikanischen Unternehmern geschürft. Warum soll der Boden 
nicht auch Kohle und andere Schätze bergen? Sie wollen nur 
gesucht werden. Hier bietet sich auch dem deutschen Unter¬ 
nehmertum, soweit es; durch den Zusammenbruch Europas an der 
Entfaltung seiner Kräfte gehindert ist, günstige Gelegenheit, sich 
zu betätigen und einen maßgebenden Einfluß auf den südamerika¬ 
nischen Markt zu gewinnen. Es könnte mit Hilfe der in Deutsch¬ 
land brachliegenden Arbeitskräfte, mit Hilfe der jetzt zur Untätig¬ 
keit verurteilten Fach- und Qualitätsarbeiter sdch ebenfalls an 
der Ausbeutung dieser noch schlummernden Werte beteiligen. Es 
könnte mit Hilfe seiner Erfahrung und der ihm zur Verfügung 
stehenden Technik aus den vorhandenen Rohstoffen an Ort und 
Stelle die fertigen Produkte erstehen lassen. Und es erreicht damit 
zweierlei. 

Erstens wird der Einfluß Deutschlands auf dem Weltwirtschafts- 
markt sich ohne Zweifel mehr geltend machen, alsi es bei einer 
vollständigen Abstinenz der Fall ist. 

Zweitens wird ein großer Teil freier Arbeitskräfte absorbiert,, 
der sidh unter günstigeren Lebensbedingungen an der Hebung 
der allgemeinen Wirtschaftslage beteiligen könnte. 

Es ist das Wort gefallen, „Deutschland muß entweder Waren 
oder Menschen exportieren“. Ke Regierung mag — und man 
wird es verstehen — Menschen nicht abstoßen. Sie ist aber auch 
nicht in der Lage, die nötige Menge Waren zu erzeugen und 
abzusetzen, um die Existenz aller Staatsangehörigen zu verbürgen 
und den ihr aufgezwungenen Verpflichtungen nachzukommen. Der 
Tonnagemangel und die Transportkosten werden einer Einfuhr von 
Rohstoffen zur Verarbeitung und dem Export der fertigen Pro¬ 
dukte als große Hindernisse entgegentreten. Zur Verarbeitung der 
vorhandenen Rohstoffe jedoch, und zur Befriedigung desi euro¬ 
päischen Bedarfes wird unsere Industrie für die Zukunft bei 
weitem nicht voll beschäftigt sein; Europa ist ein ausgepowertes 
Land, das nur das Notwendigste verbraucht. 

Das Elend Europas liegt mit in der Ueberviölkerung begründet. 
Caprivi warnte seinerzeit vor den Folgen der starken Bevölkerungs- 
Zunahme. Man kann hierüber ja verschiedener Ansicht sein. Aber 
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zu ,allien Zeiten und bei allen Völkern, wo durch irgendwelche 
katastrophalen Ereignisse die Wirtschaft gestört, der Reichtum 
vernichtet, und die Arbeitsmöglichkeit diminuiert wurde, ist eine 
Massenabwanderung zu verzeichnen gewesen. Diese Erscheinung 
wird auch bei uns zutage treten, sobald die Schranken, die einer 
Massenauswanderung jetzt noch hindernd im Wege stehen, gefallen 
sind. Die Regierung hat keine Möglichkeit und sollte auch kein 
Interesse haben, die Abwanderung zu unterbinden, aber sie hat 
die Aufgabe, die Abwanderung in die richtige Bahn zu leiten. 
Es würde eine gfofte Erleichterung dieser Aufgabe zur Wieder¬ 
aufrichtung der deutschen Weltwirtschaft bedeuten, wenn deutsche 
Unternehmungen in aufnahmefähigen Ländern für Arbeitsmöglich¬ 
keit mit sorgen helfen. 

Die in Frage kommenden Länder haben ja wohl diese und jene 
Bestimmungen zum Schutze der eigenen Unterftehmungen erlassen, 
aber das Kapital ist ja international und findet überall seinen 
Weg. Die Gefahr der Ausbeutung der Arbeiterschaft durch die 
Unternehmer wird durch das ständige Anwachsen der Gewerk¬ 
schaften auch in diesen Ländern verringert und ist nicht größer 
als in Europa. Die soziale Hebung des Arbeiterstandes wird dort 
mit weniger Kämpfen zu erreichen sein, alsi die Errungenschaften 
der Arbeiterschaft der alten Welt erfochten sind. Den Arbeitern 
stehen die Erfahrungen einer jahrhundertelangen Emanzipations¬ 
bewegung zur Seite, und die Unternehmer werden sich der Not¬ 
wendigkeit einer Gleichstellung der Arbeiter aller Länder nicht 
verschließen können. 

Neue Arbeitsgebiete erschließen, gleichgültig wo sie gelegen 
sind, ist auch ein Gebot der Stunde. Der Wiederaufbau Deutsch¬ 
lands verlangt gebieterisch auch die Beteiligung Deutschlands an 
außerdeutschen und überseeischen Unternehmungen. Also heraus, 
Pioniere der Wirtschaft, und bahnt den gezwungen Abwandernden 
den Weg zu einem neuen Arbeitsfeld ! 


Dr. KARL FRIES: 

Stuttgarter Eindrücke. 

D ER Berliner hat zuerst einen stark residenzhaften Eindruck. 
Auf dem Schloß prangt die gewaltige Krone, und das Wort 
„Königlich“ ist überall an den Staatsgebäuden zu lesen. 
Aber das ist nur Hülle. Gewiß ist der sozialistische Gedanke 
dort unten nicht tiefer in die Volksseele eingedrungen als bei 
uns, und wenn man mit bürgerlichen Kreisen Fühlung bekommt, 
nimmt man dieselbe Unterwerfung unter das: Gesetz der politischen 
Beharrung wahr wie bei uns, dieselbe Andacht zum Vorgestrigen 
mit der zur Schau getragenen gleichen bitteren Verachtung gegen 
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das Heutige. Wer aber etwa das- Gebäude der ehemaligen Karls¬ 
schule betritt, nimmt dort ein lustiges Treiben wahr. Die Nach¬ 
kommen jener Eleven sind froher aJs diese. Die Akademie war 
bekanntlich eine Folterkammer des menschlichen Geistes, aus der 
Schiller auf den hohen Bogserwald flüchtete, um seine Plutarchi- 
schen Großen Männer zu Wort kommen zu lassen. Ich wollte 
hineingehen und den Schillersaal besuchen. Man wies mich ab, 
bestimmt, aber doch höflich, wie der Schwabe stets ist, denn 
die Polizeitmppe liege dort. Ich sah nur den Hof. Die Polizei¬ 
soldaten spielten Faustball und waren vergnügt wie Phäaken. 
Der mich führende Soldat sagte, jetzt wären die Leute glücklich, 
und zwar vor allem, weil der militärische ZWang von ihnen ger 
nonunen sei. Es lag etwas wie aufatmende Freiheit in diesen 
frischen Burschengesichtern. Sie sind ihre Peiniger los, denen 
sie nur Mittel zu anderer Glück, nie Selbstzweck dein durften. 

Erschütternd war ein Besuch auf Hohen-Aßberg, einem in schön¬ 
ster, sonnigster Natur auf lieblichem Hügel ragenden Gefängnis. 
Schubarts Zelle wird gezeigt. Ein Brief von ihm schildert, wie 
grausam, zur Verzweiflung treibend die Gefängnisstrafe sei. Der 
Dichter ritzte in das Holz der Zelle seine „Fürstengruft“, man 
entdeckte sie und verfinsterte die Dichtergruft. Das Gedicht ist 
schön und heute selbstverständlich, aber es war damals zu wahr¬ 
haft. Ein Bild zeigt Schiller bei Schubart. Jener war der Schüler, 
ich sehe z. B. in Schubartsi Semele eine Quelle des Schiilerschen, 
die glicht aus Ovid allein schöpfte. Unser Führer gab Schubart 
Recht; jetzt seien alle die Fürsten samt ihrem Troß, ihren Tressen 
und Maitressen weg, und das sei besser, trotz gegenwärtiger 
böser Zeiten. 

In und um Sfutlgart weht die Stimmung Schillers und der 
Kabale und Liebe. Rings Maitressenschlösser, Solitüde, Monrepos, 
Ludwigsburg. Bei der Solitüde sollen eine Reihe von kleinen 
Häuschen für die ausrangierten Damen sein. Der Herzog sitzt 
jetzt |als Wilhelm JI. depossediert in Bebenhausen, der Hofmarschall 
von Kalb ist verduftet, der Präsident von Walter ist jetzt ver¬ 
bitterter Deutschnationaler, der Musikus Miller ist vielleicht lang¬ 
sam zur Deutschen Volkspartei übergegangen; aber der Diener 
der Milford, die nach Amerika verkauften Soldaten- und auch Ferdi¬ 
nand |md Walter sind stramme Sozialdemokraten geworden. Die 
steifen Schillerdenkmäler in Stuttgart muten wie Dekorationen für 
den Hof an. Der Dichter der Räuber, der Gedankenfreiheit, 
der gesunde, leuchtende, d. h. vorgoethesche Schiller, der in 
Weimar verkrüppelte, soll ersit von einem modernen Künstler 
dargestellt werden. Dannecker und Hofer haben ihn nicht gesehen. 

In Stuttgart herrscht die Kirche. Dasi Zentrum ist mächtig, das 
katholische wie das- protestantische. Es legt seine Hand fest 
auf alles, wie es das in dem zusammenbiechenden Polen auch 
getan hat. Auch das Theater leidet darunter, wie z. B. der aust- 
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gezeichnete, hochgesinnte Direktor Walter desi „Deutschen Thea¬ 
ters“ empfinden muß. 

Die allgemeine Lebenslage isit leidlich, besser als bei uns. Man 
ißt besonders» in den Dörfern sehr billig und sehr gut, trinkt dazu 
einen leidlichen Wein oder Most und v;ergißt das» Berliner Elend. 
Auf dem Lande bekommt man Fleisch, Butter, Wurst, Käse in 
reinster Qualität und zu unglaublich niedrigen Preisen. Die Ein¬ 
wohner sind dabei von rührender Gutmütigkeit und fragen nicht 
viel nach all den Bestimmungen der Kriegszeit. Wir lebten, drei 
Große una zwei Kinder, in voller Pension bei einem Dorfwirt für 
64,50 Mark und wurden übersatt. Von Preußenhaß isit nichts 
zu merken. Alle sagen, sde hassen keinen Preußen, keinen Fran¬ 
zosen, keinen Engländer; sie wollen ihre Ruhe haben und handeln 
nach dem Grundsatz: „Leben und leben lassen“, dessen zweiter Teil 
für die gute alte Zeit nie viel Geltung hatte. Das Volk ist gesund 
und gut; lasse man es in Ruhe, beute es nicht mehr zum Vorteil 
Weniger aus und suche ihm aus selbstloser Liebe alle Güter, auch 
die geistigen, in möglichst großen Portionen zukommen zu lassen. 
Das ist die ganze soziale Frage, deren Lösung nicht im Ver¬ 
stände, sondern im Herzen zu suchen ist. 
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M. BEER: 

Moskau und Genf. 

■ ■ i. 


G EGENWÄRTIG tagen zwei Sozialistische Internationale Kon¬ 
gresse: fcfuer in Moskau, der andere in Genf. Aber beide 
zusammen genommen umfassen noch lange nicht die gesamte 
organisierte, yorwärtsstrebende, kämpfende 'Arbeiterklasse der Welt, 
und auf keinem der beiden Internationalen Kongresse ist die 
Arbeiterklasse jedes der einzelnen Länder vollständig vertreten. 
Nehmen wir Deutschland: die Kommunistische Partei Deutsch¬ 
lands (K. P. D.) sandte ihre Delegierten Ernst Meyer und Paul 
Levi nach Moskau zur III. Internationale; die Sozialdemokratische 
Partei Deutschland» (S. P. D.) [ist bei der II. Internationale in Genf 1 
durch Wels, Molkenbuhr, Bernsitein, Stampfer usw. vertreten; hin¬ 
gegen ist die Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutsch¬ 
lands (U. S. P. D.) noch ohne bestimmte internationale Zugehörig¬ 
keit und ist auf keinem der beiden tagenden Kongresse vertreten. 

Die Wunden, die der Krieg dem international organisierten Pro¬ 
letariat geschlagen hat, sind noch nicht geheilt. Die Internationale, 
die seit 1889 bis 1914 feine (einheitliche Form und im iInternationalen 
Sozialistischen Bureau in Brüssel einen einheitlichen Mittelpunkt 
hatte, besteht nicht mehr. Sie ist durch die verschiedenartige und 


1 Es gab bis jetzt zwei sozialistische Arbeiterinternationalen: die 
erste wurde im September 1864 in London gegründet; sie währte bis 
1876. Die tweite wurde 1889 in Paris gegründet und existierte bis 1915. 
Sie teilte sich vorerst in Entente- und Mittelmächtesozialisten! Im Fe¬ 
bruar 1915 hielten jene eine Konferenz in London ab, dann die deutschen 
und österreichischen Sozialisten in Wien. Der Ruf zur proletarischen 
Einigkeit kam von den sozialistischen Frauen, die im März 1915 in 
Bern eine Konferenz abhielten und an welcher Delegierte aus den 
kriegführenden Ländern teilnahmen. Im September 1915 versammelten 
sich die revolutionären Sozialisten des europäischen Festlandes in Zimme^ 
wald (Schweiz), wo u. a. Lenin und Axelrod (Rußland), Ledebour und 
Hoffmann (Deutschland), Merrheim und Bourderon (Frankreich), Lazzari 
und Modigliani (Italien), Racowski (Rumänien), Höglund (Schweden) 
anwesend waren. Es waren die Führer der später entstandenen kommu¬ 
nistischen und unabhängig-sozialistischen Richtungen, die sich von der 
II. Internationale abwandten. 
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gegensätzliche Haltung der einzelnen Sektionen zum Weltkriege 
in die Brüche gegangen. Sie war auch nicht geeignet, dem Welt» 
Proletariat klare Direktiven zu geben. Ihre Resolution über Krieg 
wurde auf dem Stuttgarter Internationalen Sozialistenkongreß 
(1907) entworfen und mit einem Zusatz von Luxemburg, Lenin 
und Martoff angenommen. Die Resolution lautet: 

„Der Kongreß bestätigt die Resolutionen der früheren inter¬ 
nationalen Kongresse gegen den Militarismus und Imperialismus, 
und er stellt laufe 1 neue fest, daß der Kampf gegen den Militarismus 
nicht getrennt werden kann von dem sozialistischen Klassenkampf 
im ganzen. Kriege zwischen kapitalistischen Staaten sind in der 
Regel Folgen ihres Konkurrenzkampfes auf dem Weltmärkte, denn 
jeder Staat ist bestrebt, seine Absatzgebiete sich nicht nur zu 
sichern, sondern auch neue zu erobern, wobei Unterjochung frem¬ 
der Völker und Länderraub eine Hauptrolle spielen. Diese Kriege 
ergeben sich weiter ausi den unaufhörlichen Wettrüstungen des 
Militarismus!, der ein Hauptwerkzeug der bürgerlichen Klassen¬ 
herrschaft und der wirtschaftlichen und politischen Unterjochung 
der Arbeiterklasse ist. Begünstigt werden die Kriege durch die 
von den Kulturvölkern im Interesse der herrschenden Klassen 
systematisch genährten Vorurteile des einen Volkes gegen das 
andere, um dadurch die Massen des Proletariats von ihren eigenen 
Klassenaufgaben, sowie von den Pflichten der internationalen 
Klassen Solidarität abzulenken. Kriege liegen also im Wiesen des 
Kapitalismus!; sie werden erst aufhören, wenn die kapitalistische 
Wirtschaftsordnung beseitigt ist, oder wenn die Größe der durch 
militärtechnische Entwicklung erforderlichen Opfer an Menschen 
und Geld und die durch die Rüstungen hervorgerufene Empörung 
die Völker zur Beseitigung dieses Systems treibt. Insbesondere 
ist die Aibeiterklasse, die vorzugsweise die Soldaten stellt und 
hauptsächlich die materiellen Opfer zu bringen hat, natürlich 
Gegnerin der Kriege, weil diese im Widerspruch stehen zu ihrem 
Ziel: Schaffung einer auf sozialistischer Grundlage ruhenden 
Wirtschaftsordnung, (die die Solidarität der Völker verwirklicht. 
Der Kongreß betrachtet es deshalb als Pflicht der arbeitenden 
Klassen und insbesondere ihrer Vertreter in den Parlamenten, unter 
Kennzeichnung des Klassencharakters der bürgerlichen Gesellschaft 
und der Triebfeder für die Rüstungen zu Wasser und zu Lande 
zu bekämpfen und die Mittel hierfür zu verweigern, sowie dahin 
zu wirken, daß die Jugend der Arbeiterklasse im Geiste der Völker¬ 
verbrüderung und des Sozialismus erzogen und mit Klassen¬ 
bewußtsein erfüllt werde. 'Der Kongreß sieht in der demokratischen 
Organisation desi Wehrwesens, der Volkswehr anstelle der stehen¬ 
den Heere eine wesentliche Garantie dafür, daß Angriffskriege 
unmöglich werden und die Ueberwindung der nationalen Gegen¬ 
sätze erleichtert wird. Die Internationale isit außerstande, die 
in den verschiedenen Ländern naturgemäß verschieden«, der Zeit 
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cuid dem Ort entsprechende Aktion der Arbeiterklasse gegen den 
Militarismus in starre Formen zu bannen. Aber sie hat die Pflicht* 
die Bestrebungen der Arbeiterklasse gegen den Militarismus und 
den Krieg möglichst zu verstärken und in Zusammenhang zu 
bringen. Tatsächlich hat seit dem Internationalen Kongreß in 
Brüssel (1900) das Proletariat im unermüdlichen Kampfe gegen 
den Militarismus 1 durch Verweigerung der Mittel für Rüstungen 
zu Land und m Wasser durch die Bestrebungen, die militärische 
Organisation zu demokratisieren, mit steigendem Nachdruck und 
Erfolg zu den verschiedensiten Aktionsformen gegriffen, um den 
Ausbruch von Kriegen zu verhindern oder ihnen ein Ende zu 
machen, sowie um «die durch den Krieg herbeigeführte Aufrüttelung 
der Gesellschaft für die Befreiung der Arbeiterklasse auszunutzen; 
so namentlich die Verständigung der englischen und französischen 
Gewerkschaften nach dem Faschodafalle zur Sicherung des Frie¬ 
dens und zur Wiederherstellung freundlicher Beziehungen zwi¬ 
schen England und Frankreich; das/ Vorgehen der sozialistischen 
Parteien im deutschen und im französischen Parlament während 
der Marokkokrise; die Kundgebungen, die zum gleichen Zweck 
von den französischen und deutschen Sozialisten veranstaltet wur¬ 
den ; die gemeinsame Aktion der Sozialisiten Oesterreichs und 
Italiens, die sich in Triest versammelten, um einem Konflikt der 
beiden Staaten vorzubeugen; weiter das nachdrückliche Eingreifen 
der sozialistischen Arbeiterschaft Schwedens zur Verhinderung eines 
Angriffs auf Norwegen; endlich die heldenhaften Opfer und 
Massenkämpfe der sozialistischen Arbeiter und Bauern Rußlands 
und Polens, um sich dem vom Zarismus entfesselten Kriege zu 
widersetzen, ihm ein Ende zu machen und die Krise zur Befreiung 
des Landesi und der arbeitenden Klassen auszunutzen. Alle diese 
Bestrebungen legen Zeugnisi ab von der wachsenden Macht des 
Proletariats und von seinem wachsenden Drange, die Aufrecht¬ 
erhaltung des Friedensi durch entschlossenes Eingreifen zu sichern. 
Die Aktion der Arbeiterklasse wird um so erfolgreicher sein, 
je mehr die Geister durch eine unaufhörliche Agitation vorbe¬ 
reitet und die Arbeiterparteien der verschiedenen Länder durch 
die Internationale angespornt und zusammengefaßt werden. Der 
Kongreß ist überzeugt, daß unter dem Drucke des Proletariats 
eine ernsthafte Anwendung der Schiedsgerichte an die Stelle der 
kläglichen Veranstaltungen der Regierungen gesetzt und die Wohl¬ 
tat der Abrüstung den Völkern gesichert werden kann, die es 
ermöglichen würde, die enormen Aufwendungen an Geld und 
Kraft, die durch die militärischen Rüsitungen und die Kriege ver¬ 
schlungen werden, für die Sache der Kultur zu verwenden.“ 

Wie man sieht, vermied die Hauptresolution jede klare Stellung¬ 
nahme, insbesondere jede «revolutionäre Stellungnahme gegenüber 
Krieg. Luxemburg, Lenin und deren russische Genossen beantragten 
deshalb folgenden Zusatz; 
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„Droht der Ausbruch eines! Krieges, so sind die arbeitenden 
Klassen pind deren parlamentarische Vertreter in den beteiligten 
Ländern verpflichtet, unterstützt (durch die zu&ammenfassende Tätig¬ 
keit des Internationalen Sozialistischen Bureaus alles aufzubieten, 
um durch die Anwendung der ihnen am wirksamsten erscheinenden 
Mittel den Ausbruch des Krieges zu verhindern, die sich je nach 
der Verschärfung des Klassenkampfes und der allgemeinen poli¬ 
tischen Situation naturgemäß ändern. 

Falls der Krieg dennoch ausbrechen sollte, sind sie verpflich¬ 
tet, für dessen rasche Beendigung einzutreten und mit allen Kräf¬ 
ten dahin zu streben, die durch den Krieg herbeigeführte wirt¬ 
schaftliche und politische Krise zur Aufrüttelung des Volkes aus¬ 
zunutzen und dadurch die Beseitigung der kapitalistiscsen Klassen¬ 
herrschaft zu beschleunigen/' 

Die Beschlüsse der Internationalen Kongresse von Kopenhagen 
1Q1Q und Basel 1912 waren im Sinne der Stuttgarter Resolution 
gehalten pind sie übernahmen von ihr wörtlich die beiden letzten 
Absätze. 

Bei Kriegsausbruch waren es nur wenige Sozialisten, die ihn 
bewußt und folgerichtig verurteilten und als imperialistisch be¬ 
kämpften. Erst nach und nach traten umfassendere Meinungs¬ 
verschiedenheiten ein, die Spaltungen nach stich zogen und die 
Einheit der Internationale sprengten. Man kann die Träger dieser 
Meinungsverschiedenheiten in zwei Gruppen teilen: 

1. Eine Gruppe geht vom Grundsatz aus 1 , daß auch die Sozia¬ 
listen die Pflicht zur Landesverteidigung anerkennen müssen. Der 
Streit dreht sich nur um die Frage, ob die Mittelmächte oder die 
Ententemächte sich in der Verteidigung befanden, oder welche 
Regierangen die Verantwortung für den Krieg tragen. Sind die 
Regierangen der Mittelmächte oder der Entente am Kriegsaus¬ 
bruch schuldig? Im ereteren Falle hätten die Sozialisten der Entente¬ 
länder das Recht gehabt, ihre Regierangen zu untersitützen. Im 
letzteren Falle — die Sozialisten der Mittelmächte. Die Träger 
dieser Gruppe von Meinungsverschiedenheiten sind die sogenannten 
Mehrheitsparteien und sie bilden den rechten Flügel der sozia¬ 
listischen Bewegung. Ihre Vertreter tagen gegenwärtig auf dem 
Genfer Kongresse, dem die S. P. D. eine von Dr. Eduard David aus- 
gearbeitete Verteidigungsschrift (abgedruckt im „Vorwärts" vom 
24. und 25. Juli) unterbreitet hat, die den Nachweis führt, daß 
Deutschland sich im großen Ganzen in einem Verteidigungskrieg 
befunden habe. Ke dort anwesenden Belgier mit Vandervelde- 
Brüssel und Anseele-Gent an der Spitze sind entgegengesetzter 
Meinung und sie werden die deutsche These energisch bekämpfen. 
Die Vertreter der britischen Arbeiterpartei (Labour Party) werden 
vermitteln. In letzter Analyse gehört diese ganze Frage in das 
Gebiet der Scholastik: sie läuft auf das ewige Problem der 
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Willensfreiheit hinausi. Die Anhänger der II. Internationale haben 
sich bereits' mit diesem Problem auf den Internationalen Konfe¬ 
renzen im Februar 1919 in Bern und im August 1919 in Luzern, 
beschäftigt, ohne zu irgendeinem Resultat zu gelangen. Vielleicht 
ist Genf, die Wiege des 1 Calvinismus (der Prädestination), ein ge¬ 
eigneter Ort, die Schuldfrage zu entscheiden. 

Z Die andere Gruppe der Meinungsverschiedenheiten geht vom 
Prinzip des Klassenkampfes aus. Dieses Prinzip sollte auch in der 
äußeren Politik entscheiden. Am reinsten und folgerichtigsten wird 
dieses Prinzip von den Kommunisten (Bolschewiki, Spartakusbund 
usw.) vertreten, während diejenigen Richtungen, die der deutschen 
U. S. P. D. ähnlich sind, in der Theorie zwar den Klassenkampf 
anerkennen, aber in der äußeren Politik, auf die es hier ankoramt, 
zwischen den beiden Extremen pendeln und zu keiner klaren 
Stellungnahme gelangen. Die Kommunisten haben sich deshalb 
leicht entscheiden können: sie trennten sich vpn der II. Inter¬ 
nationale und gründeten die III. Internationale in Moskau, während 
die Richtung der U.S. P. D. zwar aus der II. Internationale aus¬ 
getreten ist, aber noch kein internationales! Hehn finden konnte: sie 
ist international heimatlos; sie steht zwischen der 11. und der 
III. Internationale, oder, wie Lenin sagte, sie ist 2i/ 8 . Mit den 
Unabhängigen gehen auch viele Pazifisten und schwärmende In¬ 
tellektuelle, die in fanatischer Weise der alten deutschen Regie¬ 
rung alle Schuld am Kriege zuschreiben, sonst aber vom Sozia¬ 
lismus und vpm KLassenkampf nichts verstehen und auch nichts 
wissen wollen — sie werden sich früher oder später von ihnen 
trennen und dorthin gehen, wo sie eigentlich hingehören: zur 
demokratischen Partei. Die U. S. P. D. - Richtung besteht über¬ 
all aus verschiedenartigen Elementen, die zwar Zusammen¬ 
halten, solange sie in der Opposition sind; aber auseinanderfallen, 
sobald sie an positive Aufgaben herantreten. In dieser Lage be¬ 
finden sich die deutsche U. S. P. D., die französische Sozialistische 
Partei, die deutsch-österreichischen Sozialisten und <£e britische 
Independent Labour Party. 

Die II. Internationale bildet den rechten Flügel, die III. Inter¬ 
nationale den Unken Flügel, während die noch unentschiedene 
Internationale das Zentrum genannt werden darf. Ueber die zif¬ 
fernmäßige Stärke dieser Gruppen liegt noch keine Statistik vor. 
Schätzungsweise darf gesagt werden, daß die II. Internationale 
und das Zentrum etwa je sechs Millionen organisierte Arbeiter 
und Sozialisten zählen dürften, die III. Internationale (Moskau) 
etwa zwei Millionen, aber ungezählte Millionen Proletarier pller 
Weltteile bUcken auf Moskau als ihre Vorhut. — 
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OTTO BAUER: 

Die sozialistische Lage in Deutsch-Oesterreich. 

Der folgende Aufsatz erschien im Wiener „Kampf“ vom 
Juli 1920. Sein Verfasser ist Otto Bauer, einer der bedeu¬ 
tendsten Köpfe der internationalen sozialistischen Bewegung. 
Wir drucken den Aufsatz hier ab, da er trefflich geeignet 
ist, einen Einblick in die deutschösterreichische sozialistische 
Bewegung zu geben und deren drohende Spaltung zu be¬ 
leuchten. Redaktion der „Glocke“. 


I. 

I M Herbst 1919 hat sich im Wiener Kreisarbeiterrat eine Gruppe 
von Parteigenossen zusammengeschlossen, die sich „Sozial¬ 
demokratische Arbeitsgemeinschaft revolutionärer Arbeiterräte“ 
nennt. Nach den Anfangsbuchstaben des von ihr gewählten Namens 
wird sie gewöhnlich „Sara“ genannt. Sie tritt im Wiener Kreis>- 
arbeiterrat und in einigen Wiener Bezirksarbeiterräten als (eine 
besondere Fraktion auf. Sie verbreitet ihre Ansichten auch in der 
Provinz durch die von ihr gegründete Wochenschrift „Der Ar¬ 
beiterrat“. Sie hat die jüngste Tagung des* Reichsarbeiterrats 
stark beeinflußt. Es< ist daher unerläßlich, daß wir uns mit dieser 
Richtung innerhalb der Partei auseinandersetzen. 

In jüngster Zeit bezeichnet sich die „Sara“ selbst gern als 
„die Linke“. Aber sie hebt selbst hervor, daß sie nicht identisch 
ist mit der „alten Linken“, die während des* Krieges unter Friedrich 
Adlers Führung die damalige Opposition innerhalb der Partei 
organisiert hat. In der Tat stehen fast alle Genossen, die während 
des Krieges die Linke gebildet haben, der „neuen Linken“ fern, 
und viele Genossen, die sich heute zur „neuen Linken“ bekennen, 
standen in der Kriegszeit am rechten Flügel der Partei. Wir 
glauben daher, die Meinungsverschiedenheiten, die uns von der 
„neuen Linken“ trennen, am klarsten, darstellen zu können, indem 
wir die Grundauffassungen der „alten“ und der „neuen“ Linken 
einander gegenüberstellen. 

Die alle Linke. 

Die Kommunisten haben in ihtem Kampfe gegen Friedrich Adler 
das Schlagwort in Umlauf gesetzt, Adlers Tat sei nicht der Aus¬ 
fluß wirklich revolutionärer Gesinnung, sondern nur die Frucht 
(eines „verstiegenen Pazifismus!“ gewesen. Die „Sara“, für jedes 
kommunistische Schlagwort empfänglich, hat auch dieses aufge¬ 
nommen. Sie liebt es, den Gegensatz zwischen ihr und uns so 
darzustellen, daß die alte Linke pazifistisch gewesen, die neue 
Linke revolutionär sei. In Wirklichkeit ist diese Gegenüberstel¬ 
lung absurd. Man muß nur Friedrich Adlers* Artikel aus der Kriegs- 
aeit und seine Reden vor Gericht wieder einmal nachlesen, um die 
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Albernheit dieser Darstellung zu erkennen. Adler hat in der Zeit 
des Kriegsäbsolutismus nicht den gewaltsamen Kampf überhaupt, 
sondern nur den Krieg des Imperialismus bekämpft. Er hat in 
der Zeit des blutigen Massenmordens den Kampf gegen den Krieg 
geführt nicht im Namen der Verbrüderung aller Menschen, sondern 
im Namen des Klassenkampfes der Proletarier. Er hat vor den 
Schranken des Ausnahmsgerichtes als die nächste geschichtliche 
Aufgabe nicht den „ewigen Frieden“ verkündet, sondern die 
Revolution. 

Der Oedanke, von dem Friedrich Adlers Wirksamkeit während 
des Krieges 1 ausging, war die aus den Lehren der Qeschichte ge¬ 
wonnene Erkenntnis, daß der Krieg die Revolution auslösen werde. 
Deshalb hielt er es> für die Aufgabe der Sozialdemokratie, die 
Arbeiterklasse zur Ausnützung der nahenden revolutionären Mög¬ 
lichkeiten geistig vorzubereiten. Zu diesem „Zweck war es not¬ 
wendig, den herrschenden Klassen allein die Verantwortung für 
die Kriegspolitik zu überlassen, jede Teilnahme an ihr, jede Mit¬ 
verantwortung für sie abzulehnen und dasi durch den Krieg hervor- 
gemfene Massenelend zur Aufrüttelung der Massen, zur Weckung 
ihres Klassenbewußtseins, zur Befestigung ihrer unversöhnlichen 
Feindschaft gegen die kapitalistische Welt zu benützen. Das war 
Friedrich Adlers „Pazifismus“. Das waren die Oedanken, zu deren 
Verfechtung sich die jalte Linke vereinigte. 

In diesem ersten Feldzug hat die alte Linke dank Friedrich Adlers 
geschichtlicher Tat vollständig gesiegt. Alls ich im September 1917 
aus der russischen Kriegsgefangenschaft zurückkehrte, war bereits 
der einst so mächtige Einfluß der Kriegsideologie auf die Partei 
gebrochen, stand bereits die ganze Partei im Kriege gegen den 
Krieg. Aber die Aufgabe der Linken war damit nicht erschöpft. 
Demi jetzt genügte es nicht mehr, die allgemeinen massen¬ 
psychischen Voraussetzungen der Revolution zu schaffen. Jetzt 
mußten wir uns damit beschäftigen, welche konkreten Formen 
die Revolution unter den besonderen Bedingungen desi alten Oester¬ 
reich annehmen könne und werde. 

Die Revolution siegt, indem sde den alten Herrschaftsapparat 
zerbricht „Was wird“, so mußten wir fragen, „geschehen, wenn 
der Herrschaftsapparat der habsburgischen Monarchie zerbrochen 
wird?“ Niemand, der Oesterreich kannte, konnte sich darüber 
täuschen, daß die Zertrümmerung der habs*burgischen Herrschafts¬ 
maschinerie nicht die „Erneuerung“, sondern den Zerfall Oester¬ 
reich-Ungams zur Folge haben werde; daß Tschechen, Polen, 
Südslawen, Ungarn, sobald die Gewalt sie nicht mehr aneinander¬ 
ketten kann, abfallen, ihre selbständigen Nationalstaaten aufrichten 
weiden. „Was sollen“, so fragten wir weiter, „in diesem Falle 
die deutschösiterreichischen Arbeiter tun?“ Sollen sie sich dem 
Zerfall Oesterreich» widersetzen, die nach ihrer Freiheit strebende!! 
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Nationen gewaltsam zusammenzuhalten versuchen? So wären die 
•deutschö&terreichischen Arbeiter in eine konterrevolutionäre Stel¬ 
lung geraten, wären sie zu Alliierten oder zu Nachfolgern der 
Dynastie, der deutschen Bourgeoisie, der madjarischen Gentry ge¬ 
worden. Vor dieser Gefahr mußten wir die deutschösterreichische 
Arbeiterschaft bewahren. Wir mußten sie lehren, daß sie ihre 
Hoffnung nicht auf den „übernationalen Staat“, nicht auf die 
„Erneuerung Oesterreichsi“ setzen dürfe, sondern das uneinge¬ 
schränkte Selbsitbestimmungsrecht der anderen Nationen, ihr Recht 
auf den Abfall von Oesterreich anerkennen müsse und nur das¬ 
selbe Recht auch für Deutschösterreich fordern dürfe. Zugleich 
erkannten wir aber auch schon, daß Deutschösterreich als selb¬ 
ständiger Staat nicht leben könne; wir zogen daraus den Schluß, 
daß die Revolution zum Anschluß Deutschösterreichs an das Deut¬ 
sche Reich führen müsse. 

Ich hatte schon im Jahre 1907 che Ansicht verfochten, daß die 
sozialistische Gesellschaft eine Föderation nationaler Gemeinwesen 
sein werde, die soziale Revolution zunächst den Zerfall Oester¬ 
reich-Ungarns, die Aufrichtung von Nationalstaaten auf den Trüm¬ 
mern der Monarchie, den Anschluß Deutschösterreichs an Deutsch¬ 
land bringen müsse. 1 Aber damals, unter dem Eindruck der Nieder¬ 
lage der ersten russischen Revolution, glaubte ich die soziale 
Revolution noch fern; als nächste Aufgabe erschien mir damals 
noch der Kampf um die Demokratie und nationale Autonomie 
innerhalb Oesterreichs 1 . Erst im Jahre 1909, unter dem mächtigen 
Eindruck der Annexionskrise, der Verschärfung der Gegensätze 
der Weltmächte und der nationalen Gegensätze innerhalb Oester¬ 
reichs und unter dem Einfluß von Kautskys „Weg zur Macht“ 
erkannte ich, daß wir der Revolution näher waren, als ich zwei 
Jahre vorher noch geglaubt hatte. Von 1909 bis 1914 habe ich 
in einer Unzahl von Aufsätzen im „Kampf“ nicht nur den Krieg 
und die in seinem Gefolge einhergehende Revolution voraus»- 
gesagt, sondern auch die Erkenntnis zu wecken versucht, daß die 
Revolution das Nationalitätenprinzip zum Siege führen, dasi alte 
Oesterreich zerstören, die deutsche Einheit im Sinne der Demokratie 
von 1848 verwirklichen werde. An diese Gedankengänge hat nach 
Kriegsausbruch Friedrich Adler angeknüpft in einer Zeit, in der 
die Partei, ganz unter dem Banne des Oe&terreichertums Renners, 
nur in friedlicher Reform der altösterreichischen Verwaltungs¬ 
organisation die Lösung des österreichischen Problems suchte. Aber 
hat Adler noch mit beiden Möglichkeiten der Lösung des öster¬ 
reichischen Problems, der reformistischen der nationalen Auto¬ 
nomie (und der revolutionären des Nationalitätenprinzipsi, gerechnet, 
und isich ihnen gegenüber auf „den Standpunkt der striktesten 


1 Bauer, „Die Nationalitätenfrage und die Sozialdemokratie“. Wien 
1907. Seite 507 bis 517. 
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Neutralität“* gestellt, so mußte die Linke weitergehen, je näher 
sie der revolutionären Situation rückte, je konkreter sich ihr daher 
das Problem einer österreichischen Revolution darstellte. In der 
„Erklärung“, die die Linke dem Parteitag von 1917 vorlegte, wird 
gegen die reformistische Lösung bereits sehr deutlich die revo¬ 
lutionäre proklamiert: „Nicht die Kreisverwaltung kann unsere 
Losung sein im Kampf um die nationale Autonomie, sondern nur die 
Einberufung konstituierender Nationalversammlungen der einzelnen 
Nationen, von denen jede die Verfassung und die Verwaltungs- 
Organisation ihrer Nation souverän festsetzt.“ 3 Und hn Jahre 1918, 
an demselben Sonntag, |an dem der große Jännersitreik, der Vorbote 
der Revolution, abgebrochen wurde, formulierten wir das „Natio¬ 
nalitätenprogramm der Linken“, das das- Selbstbestimmungsrecht 
der slawischen und romanischen Nationen, ihr Recht auf selb¬ 
ständige Nationalstaaten, rückhaltlos anerkannte, „die Vereinigung 
aller Deutschen in einem demokratischen deutschen Gemeinwesen“ 
forderte und als Weg zu diesem Ziele die Revolution bezeichnete. 

Um dieses Programm wurde in den folgenden Monaten in den 
leitenden Körperschaften der Partei und ln den Spalten desi „Kampf“ 
gerungen. Aber sehr bald fällte die Geschichte selbst ihre Ent¬ 
scheidung. Nach dem Zusammenbruch Bulgariens beschloß dife 
sozialdemokratische Fraktion im Abgeordnetenhause am 3. Ok¬ 
tober die geschichtlich gewordene Resolution, in der sie die Grund¬ 
sätze des Nationalitätenprogramms der Linken annahm. Nun wär 
die irevolutionäre Situation gekommen: die deutschburgerlichen 
Parteien mußten sich der sozialdemokratischen Resolution anschlie¬ 
ßen. Am 21. Oktober konstituierte sich die provisorische National¬ 
versammlung und proklamierte sie die Gründung des Deutsch- 
österreichischen Staates. Am 12. November wurden die Republik 
und dej* Anschluß an Deutschland verkündet. 

Die Linke hat die Revolution nicht gemacht, aber sie hat die 
Partei zur Ausnützung der durch den Krieg und die Niederlage 
hervorgerufenen Revolution geistig vorbereitet Indem sie die 
Partei von dem Banne der Kriegsideologie befreit und zur unver¬ 
söhnlichen Gegnerschaft gegen die Kriegspolitik gedrängt hat, 
hat sie die Partei befähigt, die Führung an sich zu reißen, sobald 
Kriegsideologie und Kriegspolitik in Blut und Schande zusammen¬ 
brachen. Indem sie in der Partei die vorbehaltlose Anerkennung 
des Selbstbestimmungsrechts der Nationen durchsetzte, hat 6ie 
die Partei vor dem konterrevolutionären Kampf um die „Integrität“ 


* Vergleiche: „Friedrich Adler vor dem Ausnahmsgericht.“ Berlin 1918. 
Seite 37 bis 46. 

3 Protokoll der Verhandlungen des Parteitages der deutschen sozial¬ 
demokratischen Arbeiterpartei vom 19. bis 24. Oktober 1917. Wien 1918. 
Seite 116 f. 
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des „Wirtschaftsgebietes“, wie ihn die ungarische Arbeiterschaft zu 
ihrem Unheil geführt hat, bewahrt. Indem sie die Forderung 
nach dem Anschluß an Deutschland in die Massen warf, hat 
sie es> der Partei ermöglicht, ohne Opfer die Republik zu erobern; 
denn nur die Forderung nach dem Anschluß, dem die Herrschaft 
der Habsburger im Wege stand, gewann einen großen Teil des 
Bürgertums der Republik. Indem sie schließlich die Proklamation 
des Anschlusses am 12. November 1918 durchsetzte, machte sie 
die Frage des Anschlusses zum europäischen Problem, stellte 
sie die nunmehr herrschenden Westmächte selbst vor die Alter* 
natilve, entweder den Anschluß zuzulassen oder aber selbst die 
Sorge um den wirtschaftlichen Bestand des lebensunfähigen Landes 
zu übernehmen. Das ist die geschichtliche Leistung des „ver¬ 
stiegenen Pazifismus“ der „alten Linken“. 

Die Voraussetzungen der proletarischen Revolution. 

Friedrich Adler hat schon vor dem Ausnahmsgerichtshof gesagt, 
in Oesterreich sei die nächste Aufgabe noch nicht die Eroberung 
des Sozialismus, sondern vorerst noch die klassische Aufgabe der 
bürgerlichen Revolution: die Zertrümmerung des Absolutismus, 
die Durchsetzung der Demokratie. Diese bürgerliche Revolution 
vollzog sich im November 1918. Aber mit der Eroberung jder 
demokratischen Republik hat das* Proletariat noch nicht sein Ziel 
erreicht, sondern nur das Terrain zum Kampfe um sein Ziel, 
um den Sozialismus) gewonnen. Die Eroberung der Demokratie 
stellte uns daher vor die Frage, in welcher Weise und mit welchen 
Mitteln wir auf dem neueroberten Terrain den Kampf um den 
Sozialismus zu führen haben. Der Sieg der bürgerlichen Revo¬ 
lution stellte uns vor das Problem der proletarischen Revolution. 

Wir hatten während des Kriegest nicht von der Revolution an 
sich und überhaupt geträumt, sondern die konkrete Frage aufge¬ 
worfen und beantwortet, in welchen Formen sich die Revolution 
unter den besonderen österreichischen Bedingungen vollziehen 
werde. Ebenso hatten wir nach der Novemberrevolution nicht von 
der proletarischen Revolution an sich und überhaupt zu schwätzen, 
sondern zu erwägen, wast die Voraussetzungen der proletarischen 
Revolution hinter den besonderen deutschösterreichischen Bedingun¬ 
gen seien. 

Unsere Erwägungen mußten von den wirtschaftlichen Tatsachen 
ausgehen. Oesterreich muß fünf Sechstel seines Lebensmittelbedarfs 
und neun Zehntel seines) Kohlenbedarfs durch Zufuhr aus dem 
Ausland decken. Unsere zerrüttete Volkswirtschaft ist aber nicht 
imstande, die Ausfuhrgüter zu produzieren, mit denen wir die 
ausländischer. Lebensmittel und die ausländische Kohle bezahlen 
könnten. Wir sind daher gezwungen, ausländische Lebensmittel 
und Kohle zum Teil auf Kiedit zu kaufen, zum anderen Teil durch 


Digitized by 


Go», igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 

na 



Die sozialistische Lage in Deutsch-Oester reich. 489 

den Verkauf unserer Bank- und Indusitrieaktien, Fabriken, Forsten 
an das Ausiland zu bezahlen. Nun ist es aber gewiß, daß das 
Ausland unsi keinen Kredit gewährt, sobald ein Bürgerkrieg in 
unserem Lande unsere Kreditfähigkeit erschüttert. Ebenso un¬ 
zweifelhaft ist, daß ausländische Kapitalisten ihr Kapital nicht 
in unseren Banken, Fabriken, Forsten anlegen werden, wenn sie 
hier die Expropriation durch eine proletarische Regierung zu 
fürchten haben. Eine proletarische Revolution in Deutschösterreich 
könnte also weder jene Kredithilfe der kapitalistischen Regierungen 
des Westens noch jenen Import westlichen Kapitals erlangen, die 
allein es uns möglich machen, ausländische Lebensmittel zu be¬ 
ziehen, obwohl wir sie nicht bezahlen können. Die proletarische 
Revolution in Deutschösterreich könnte daher die notwendige 
Lebensmittelzufuhr nicht sicherstellen, sie könnte den Hunger der 
Volksmassen nicht stillen, sie müßte in kürzester Zeit, binnen 
wenigen Tagen oder Wochen in einer Hungerkatastrophe zusammen- 
b re eben. 

Deutschösterreich ist kein wirtschaftlich lebensfähiges Oebilde. 
Es ist zum Hungertod verurteilt, sobald das westliche Kapital 
ihm seine Hilfe entzieht. Diese Hilfe verlöre es im Augenblick der 
proletarischen Revolution. Am Tage nach der proletarischen Revo¬ 
lution stünden die Massen vor der Alternative: Hungertod oder 
Konterrevolution! 

Die isolierte proletarische Revolution in Deutschösterreich ist 
demnach unmöglich. Das deutschösterreichische Proletariat kann 
die Alleinherrschaft nicht an sich reißen, den Kapitalismus nicht 
überwinden, solange es 1 in die allzu engen Schranken des lebens¬ 
unfähigen Zwergstaates! gebannt bleibt. Die erste Voraussetzung 
der proletarischen Revolution ist die Eingliederung Deutschöster¬ 
reichs in ein größeres«, wirtschaftlich lebensfähiges, vom Ausland 
in geringerem Maße abhängiges Wirtschaftsgebiet. Dazu gibt es 
nur zwei Wege: entweder die Donauföderation oder den Anschluß 
an das Deutsche Reich. 

Die Donauföderation könnte schwerlich entstehen, gewiß nicht- 
auf die Dauer bestehen, wenn nicht über die Nationen ein Zwing-' 
Herr tritt, der ihrem Selbständigkeitsdrang Schranken setzt, ihren 
Interessenstreit schlichtet, die Auseinanderstrebenden Zusammenhalt. 
Die Donauföderation setzt also die Restauration der Habsburger 
voraus. Sie kann nicht eine Voraussetzung der proletarischen Revo¬ 
lution, sondern nur ieine Folge der habstburgisefren Konterrevolution 
sein. Zur proletarischen Revolution kann uns also nur der andere 
Weg fuhren: der Anschluß an Deutschland. 

Die bürgerliche Revolution ist für uns« noch nicht abgeschlossen. 
Erst wenn die Proklamation vom 12. November 1918 zur Wirk¬ 
lichkeit geworden, der Anschluß an Deutschland vollzogen sein 
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wird, wird für uns die bürgerliche Revolution abgeschlossen, das 
Terrain der proletarischen Revolution erobert sein. 

Es ist denkbar, daß wir zunächst zu einem bürgerlichen, ja 
sogar zu einem «reaktionären Deutschland kommen. Selbst in diesem 
Falle wäre der Anschluß für unsi die notwendige Vorbedingung der 
proletarischen Revolution. Denn die wirtschaftlichen und sozialen 
Voraussetzungen der proletarischen Revolution sind in dem großen 
Deutschen Reiche unvergleichlich günstiger als in Deutschöster¬ 
reich, mag auch in einer Augenblickssituation die Reaktion dort 
ungleidi stärker erscheinen als hier. Der Klassenkampf des 
deutschösAerreichischen Proletariats kann, solange Deutschöster¬ 
reich isoliert bleibt, niemals zum vollen Siege führen; den vollen 
Steg erkämpfen können wir nur, wenn wir Unseren Klassenkampf 
nicht mehr in Deutschösiterreich, sondern in Oesamtdeutschland, 
nicht mehr isoliert, sondern als ein Zweig des gesamtdeutschen 
Proletariats fuhren. 

Es ist aber auch möglich, wohl sogar wahrscheinlich', daß uns 
der Weg zum Anschluß überhaupt gesperrt bleiben wild, solange 
die bürgerliche Ordnung in Deutschland und in Frankreich un- 
erschüttert bleibt. Es ist nicht unwahrscheinlich, daß erst die 
proletarische Revolution in Deutschland, die zugleich ziim Signal 
für das französische Proletariat wird, die Hinderhisse nieder-t 
reißen wird, die jetzt der französische Imperialismus dem Anschluß 
entgegenstellt. In diesem Falle würde der Anschluß an Deutsch¬ 
land unmittelbar unseren Anschluß an che proletarische Revo¬ 
lution, unseren Anschluß an den Sozialismus bedeuten. 

Ein isoliertes 1 sozialistisches Deutschösterreich ist undenkbar. Der 
Sozialismus! kann nur in ganz Mitteleuropa gleichzeitig, er kann 
nicht vereinzelt in einem der neuen mitteleuropäischen Kleinstaaten 
siegen. Es wird daher nie ein sozialistisches Deutschösterreich, aber 
es wird ein sozialistisches Deutschland, dessen Teil Deutschöster¬ 
reich sein wird, geben. 

Diese Erwägungen bestimmten die Haltung der „alten,“ Linken 
nach der Novemberrevolution. In klarer Erkenntnis der ökonomi¬ 
schen Unmöglichkeit einer proletarischen Revolution innerhalb der 
allzu engen Schranken der deutschösiterreichischen Republik mußten 
wir das Proletariat vor jeder vorzeitigen Erhebung, die unter den 
gegebenen Verhältnissen nur zur Hungerkatastrophe und damit 
zur Konterrevolution führen konnte, warnen. Wir mußten die 
engen Schranken, die die Abhängigkeit von den kapitalistischen 
Weltmächten der Aktion des deutschosterreichischen Proletariats 
setzt, nicht verhüllen, sondern sie den Massen offen aufzeigen. 
Wir mußten das Proletariat mit der Ueberzeugung erfüllen, daß 
es nur durch den Anschluß an Deutschland revolutionäre Be¬ 
wegungsfreiheit ferlangen kann. Wir mußten schließlich unsere 
ganze Politik der Aufgabe dienstbar machen, die demokratische 
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Republik zu erhalten, die Wiederkehr der Habsburger zu verhüten, 
allen Bestrebungen nach einer Donauföderation entgegenzuwirken, 
um auf diese Welse den Weg zum Anschluß an das Reich offen- 
zu Halten. Wir hatten also keine neue revolutionäre Losung aus¬ 
zugeben, sondern nur {an der Losung festzuhalten, die das NatjonalU 
tätenprogramm der Linken schon im Jänner 1918 ausgegeben 
hatte: an der Losung „Anschluß an Deutschland!“ 

» - I ' .m. I MUH I« J I .J *» *.. '■> ' P P** ~ ' • 11 M i ' ■» 

Professor ROBERT CRAMPE: 


Die Vertretungen der Länder bei der 
Reichsregierung. 


O B überhaupt Vertretungen der Länder bei der Reichsregienmg 
und die Vertretung der Reichsregierung bei den Ländern 
noch nötig sind, muß die Erfahrung lehren, und die Sach¬ 
kunde entscheiden. Wenn sie kein unbedingtes Bedürfnis sind, 
so wäre es sicher aus Sparsamkeitsgründen wertvoll,,solche mög¬ 
lichst schnell zu beseitigen. 

In jedem Falle aber verlangt es der nationale Oedanke, daß 
die Formen des internationalen Verkehrs! nicht auf die Glieder 
eines einigen Reichs übertragen werden. Deshalb ist der Nffne 
eines Gesandten oder einer Gesandtschaft unter allen Umständen 
zu vermeiden. Man möge, wenn es wirklich nicht ohne Ver¬ 
tretungen abgeht, den Vertreter eines Landest einen Landesbevoll- 
mächtigten oder einen Landeskommissar oder sonstwie nennen, 
aber man hänge ihm nicht den internationalen Namen eines Ob* 
sandten an, als ob er der Vertreter einer fremden Macht wäre. 

Was nun die Vertreter der Reichsiregierung bei den Ländern 
betrifft, so scheint man hier aus dem alten Reiche den Gebrauch 
übernommen zu haben, daß man solche „preußische Gesandte“ 
nennt. Das ist der Gipfelpunkt der Verkehrtheit. 

Emmal ist esi sachlich völlig unwahr, Preußen ist gar nicht 
mehr wie früher der Führer des Reichs!, und seine Regierung ist 
nicht mehr die „Reichsleitung“. Die jetzige Reichsregierung hat 
mit Preußen ebenso wenig und ebenso viel zu tun, wie mit jedem 
andern Lande des Reichst. 

Werden nun die Vertreter des Reichst bei den Ländern, nach altem 
bequemen Gebrauche „preußische Gesandte“ genannt, weil diese 
wie früher dem Auswärtigen Amte unterstellt sind und die Be¬ 
zeichnung „deutsche Gesandte“ zu unpassend wäre, so muß im 
nichtpreußischen Deutschland der Gedanke immer aufs neue auf¬ 
leben, daß das Reich auch jetzt noch mit Preußen enger verbunden 
sei als mit jedem andern Lande. So wird besonders im Süden 
das Reich als etwas „Preußisches“ empfunden. Dies ist unbedingt 
zu vermeiden und entspricht in keiner Weise den Tatsachen. 
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Wenn dann eine Vertretung der Reichsregierung bei den Ländern 
durchaus nicht zu umgehen ist, so weise man die Vertreter dem 
Reichsministerium des Innern zu und bezeichne sie als Reichs¬ 
bevollmächtigte oder gebe ihnen einen Namen, den man sonst 
für passend hält; nur dürfen sie unter keinen Umständen „preußi¬ 
sche Gesandte“ heißen. 

Also räume man schleunigst mit dem Übeln Gebrauche der 
Gesandtschaften kn innera Dienste des Reiches entweder ganz 
auf, wenn es irgend möglich isit, und erspare dem Volke viel Geld, 
oder, wenn dies gar nicht angängig isit, ändere man wenigstens 
den Namen. Man muß auch in Aeußerlichkeiten immer auf die 
Pflege des nationalen Gedankens bedacht sein, zumal es sich um 
ein Volk handelt, das erst allmählich in den Einheitsstaat hinein* 
wachset] muß. 


Dr. HERMANN OESTREICHER: 

Wirtschaftsprogramm und Sozialdemokratie. 

5. Nahrungsmittelfrage und Bodenreform. 

W EIL die Mehrzahl des Volkes im städtischen Gewerbe und 
Handel ihr Brot findet, weil das industrielle Proletariat das 
treibende Element in der gegenwärtigen Gärung und Um* 
wälzung darstellt, so wird ein sozialistisches Wirtschaftsprogramm 
nur dann der historischen Wahrheit gerecht geworden sein, wenn 
es die Lösung der Großindustrie- und der städtischen Arbeits¬ 
probleme als eine sozialistische Lösung — als Kern und Stern der 
sich ausiwirkenden sozialen Revolution — in den Mittelpunkt stellt. 
Die Zeitfrage ist sekundär solange, als das grundsätzliche Pro¬ 
blem nicht gelöst ist, weil es immer als ein taktisches Ausweichen 
und Ausbiegen empfunden werden muß, die Tempofrage zu be¬ 
nützen, um das sozialistische Programm, die sozialistischen Grund* 
sätze in den Hintergrund zu schieben. Deshalb hielten wir es für 
unsere Pflicht, mit einer Untersuchung derjenigen Punkte dem 
Problem der grundsätzlich praktischen Gestaltung des Sozialis¬ 
mus näher zu kommen, die fortgesetzt als Gründe gegen jede 
praktische Forderung, gegen jede programmatische Zielsicherheit 
erhoben werden. Obgleich ich mir wohl bewußt bin, wie unzu¬ 
länglich knapp in Begründung und Ausführung diesi und jenes 
ausfalle»! mußte, so bin ich doch der Ueberzeugung, daß die 
Leitung der Sozialdemokratischen Partei ebenso wie die Partei¬ 
genossen im Lande sich <ter Aufgabe nicht mehr werden entziehen 
können, die angeschnittenen Fragen programmatisch zu klären, 
und ich würde für meinen Teil dankbar sein, zu wissen, daß ich 
einen wesentlichen Beitrag zur Erkenntnis des Gesamtproblems habe 
leisten können. Es wird dann nicht mehr schwer sein, die ein- 
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zelnen Punkte in Programmsätze zu fassen und so abschließend 
zu gestalten, nachdem man sich über die Bejahung oder die Ver¬ 
neinung der Hauptfragen verständigt hat. 

Dem sozialistischen Wirtschaftsprogramm ist als nächste Aufgabe 
die Formulierung der landwirtschaftlichen Forderungen gestellt. 
Wir haben gesehen, wie grundlegend wichtig es ist, festzuhalten, 
daß die Wirtschaft eine lebendige Einheit, ein Organon, ist, daß 
ein Glied nur gesunden kann, wenn auch das andere nicht dem 
Verderben anheim fällt, sondern auch auf dem Weg zur Gesundung 
ist. Von der Förderung der Nahrungsmittelproduktion hängt es 
ab, ob wir endlich einmal die Bahn zu normalen Verhältnissen 
der Existenzfristung beschreiten können. Für diesen kommenden 
Winter kündigt der Ernährungsminisiter zwar steigende Nahrungs- 
mittelmengen, aber dennoch wieder erneut steigende Preise an. 
Man wird solange nicht aus dem Widerspruch zwischen dem tat¬ 
sächlichen Nahrungsmangel in den Städten und den Nahrungs¬ 
mittelvorräten auf dem Lande, die nicht abgeliefert, oder zu 
Wucherzwecken zurückgehalten werden, herauskommen, als zwi¬ 
schen die bisherigen landwirtschaftlichen Produzenten und die städ¬ 
tischen Konsumenten das Mittelglied der neuanzusetxenden sozia¬ 
listischen Großbetriebe geschoben wird, durch das nicht nur die 
Produktion gesteigert, sondern auch, ohne Zwang, kontrolliert 
werden kann. Diese neuen genossenschaftlichen Betriebe sind zu¬ 
nächst auf den Staatsdomänen anzusetzen, indem die bisherigen 
Arbeitsverfasisungen pfleglich, so gut es geht, belassen und nur, 
in der Arbeitsleitung und in der Güter- und Gewinnverteilung um¬ 
gebaut werden. Die vorhandenen 'Arbeitskräfte sind ohne weiteres 
als Genossen der neuen Großbetriebe aufzunehmen, und, fehlen 
Arbeitskräfte, so sind brauchbare, ordentliche Landarbeiter und 
kleinbäuerliche Söhne zuzulassen. Arbeitsstockungen können dabei 
schon deshalb nicht eintreten, weil es sich nicht um Ansiedlung 
neuer bäuerlicher Kräfte handelt. Die Lösung der Pachtverträge 
hat durch gesetzliche Bestimmungen ermöglicht zu werden; so¬ 
lange die Möglichkeit besteht, dem abgelösten Pächter inner¬ 
halb der sozialistischen Grundbesitzorganisation einen, wenn auch 
lange nicht so profitergiebigen Posten, als den bisherigen anzu¬ 
bieten, hat die Lösung des Vertrags ohne jede Entschädigung zu 
erfolgen, so daß schließlich nur die wenigen Fälle übrig bleiben 
werden,. wo man nicht imstande ist, Ersatzposten zu schaffen, 
und diese Fälle müßten freilich am zweckmäßigsten durch eine 
verhältnismäßig geringe Entschädigung gelöst werden. Weil wir 
es für eine selbstverständliche Pflicht halten, daß der Staat mit 
dem eigenen Großgrundbesitz beginnt, so fordern wir als die daraus 
folgende Weitemng, daß vor dem privatkapitalistischen Großgrund¬ 
besitz nicht haltgemacht werden darf. Die Ueberführung des 
privaten Großgrundbesitzes in die sozialistische Organisation wird 
aber in dem Augenblick eine nicht mehr aufzuhaltende Tatsache 
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werden, wo zu dem kleinbäuerlichen Besitzer und dem proletari- 
skrten Landarbeiter die Nachricht von dem sozialisierten Staats¬ 
besitz und der darauf herrschenden Produktions- und Arbeits¬ 
verfassung gedrungen sein wird. 

Die Entschädigungsfrage bei der Enteignung des Großgrund¬ 
besitzes ist so zu lösen, daß, nachdem der Zentrumsführer Herold 
dÜe Durchsetzung der Ertragswerteinschätzung zu Steuerzwecken 
als ein besonderes Verdienst seiner Partei geprksen hat, wobei 
er des Beifalls* der Männer des Bundes der Landwirte sicher 
sein konnte —, daß auch tatsächlich der Ertragswert allein maß¬ 
gebend sein darf; und dabei ist noch besonders zu berücksichtigen, 
laß der Ertragswert des Friedensstandes deshalb in Ansatz zu 
bringen ist, weil die Berechnung der Entschädigung nach dem 
Krkgsertragswerte, zu den gegenwärtigen hohen Preisen, nichts 
anderes bedeutete, als eine sofortige, unerhörte und unerträgliche 
Verschuldung der Uebernehmerorganisation, wodurch der Zweck, 
dk Verbilligung der Nahrungsmittelproduktion, hinfällig gemacht 
würde. Man wird wohl damit rechnen müssen, daß solche Maß¬ 
nahmen als „Bolschewismus“ verketzert werden, freilich kann uns 
daa vollkommen gleichgültig lassen, zumal eine jede sozialistische 
Maßnahme, ohne Ausnahme, diesem Schreckensruf ausgesetzt sein 
wird. Wir werden dies ruhig ertragen, indem wir an die Aber¬ 
tausende von Landarbeiterfamilien denken, denen es früher, ohne 
dk Hilfe der heute sich bedrängt fühlenden Großgrundbesitzer, 
jämmerlich genug erging, und welche heute als Masse aufsteigen 
gegenüber einer agrarischen Minderheit, dk lange genug im Reich¬ 
tum und Machtgefühl gelebt hat, als daß säe nicht jetzt gelassen, 
nicht in dk Not, das liegt uns fern, sondern in die Bescheidenheit 
der Gleichberechtigung mit Iden anderen Arbeitsgenossen des Volkes 
zurücktreten sollte. Das sozialdemokratische Wirtschaftsprogramm 
wird, wenn es in diesem Punkte offen spricht, eine revolutionierende 
und zugleich aufbauende Wirkung von geradezu ungeheurer Euer- 
gk aus lösen. Wir fordern demnach, daß wir uns nur solange an 
das System der landwirtschaftlichen Arbeitsgemeinschaften für dk 
Gebiete des Großgrundbesitzes als gebunden erachten, als es uns 
noch nicht möglich ist, die reine sozialistische Forderung nach 
Vergesellschaftung des Großgrundbesitzes durchzuführen. Freilich 
wird et ebenso notwendig sein, wie in der Frage des Großgrund, 
besitzes, so auch in der Frage des reinen bäuerlichen Besitzes 
offen auszusprechen, daß die sozialistische Wirtschaft grundsätzlich 
nicht daran denkt, den bäuerlichen, mit familiärer Arbeitsvierfas¬ 
sung arbeitenden Betrieb, ebenso wie das bäuerliche Grundeigentum 
irgendwie anzutasten. Diese Unterscheidungslinien haben wir pro¬ 
grammatisch klar zu ziehen. 

Dk Form der sozialistischen Organisation des Großgrundbesitzes 
wild der genossenschaftliche Großbetrieb unter fachmännischer Lei¬ 
tung seht. Die Ueberlegenheit des Großbetriebes in der Pro- 
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duktion der in weiten Flächen anzubauenden Volksnahrungsmittel, 
wie Roggen, Kartoffeln, ist unbestritten und darf nidit beein¬ 
trächtigt werden. Freilich verschließen wir unsi nicht der Er¬ 
kenntnis, daß auf guten geeigneten Böden in Stadtnähe der mehr 
der gärtnerischen Sorgfalt sich annähernde Kleinbetrieb gewisse, 
nicht zu unterschätzende Vorteile aufzuweisen hat, wobei wir 
aber die vorzüglichen Resultate nicht außer Acht lassen wollen, 
wonach auch hochstehende Gemüsekultuien auf landwirtschaft¬ 
lichen Großbetrieben gepflegt werden können. Die Steigerung 
der Erzeugung durch reichlichere Belieferung der Landwirtschaft 
mit Stickstoff, Kali, Phosphaten und anderen Mitteln ist natürlich 
nicht zu übersehen. So wenig die Produktion» und Arbeits- 
,vjerfassung auf den sozialistisch-genossenschaftlichen Großbetrieben, 
die wiederholt auch in der wissenschaftlichen Literatur geschildert 
und mit Beispielen belegt worden ist, Schwierigkeiten machen 
dürfte, so ist doch besonders zu betonen, daß die Reihenfolge 
vder Inangriffnahme des Großgrundbesitzes nicht von den abzu¬ 
lösenden Großgrundbesitzern selbst zu bestimmen ist, daß sie sieb 
vielmehr zunächst lediglich nach der Bodengüte und der Dringlich¬ 
keit richten muß, mit der die Verhältnisse selbst eine Aenderung 
heischen. Ferner wird tnan dem aus der Stadt aufs Land sich drän¬ 
genden Siedlerstrom, der eine Entlassung der Städte und der 
städtischen Wohnungsnot bedeutet, der aber mehr die Klein- und 
Einzelsiedlung im Auge hat, Land zur Verfügung stellen müssen, 
ohne daß man in diesem Falle an dem Prinzip der Großbetrieb» 
form starr fest zu halten hat. 

Wir sind uns bewußt, daß die sozialistische Organisation des 
ländlichen Großgrundbesitzes fast undurchführbar zu sein scheint, 
wenn es nicht gelingt, die Baustoffindustrien dem Wucher xu 
entreißen, sie zu sozialisieren und damit Zement, Kalk, Ziegel 
und Sterne zu erschwinglichen Preisen auf das Land zur Erweckung 
der Bautätigkeit zu bringen. Man darf doch nicht verkennen, 
welcher Wucher heute im Baugewerbe im Schwange ist, dabei 
steigt die Arbeitslosigkeit der Bauarbeiter und Bauhandwerker 
von Tag zu Tag, während die Wohnungsnot, das ist zugleich die 
Not nach Arbeit, um neue Wohnungen zu errichten, auf dem 
Lande fast ebenso dringlich ist, wie in den Städten, wo die Not 
dem katastrophalen Höhepunkt zuzusitreben scheint. Wer greift 
da ein? Ach, — laßt doch das Pfuschen, wenn ihr nur da helfen 
und dort ein Loch zustopfen wollt, gleich jenem Blinden, der 
die Mängel durch mühsames Tasten feststelien muß! 

Wir müssen groß und einheitlich, als das uns gestellte Oesamt - 
Problem, die Wirtschaftsnot der Gegenwart erleben, wissenschaft¬ 
lich durchdringen und den unbeugsamen Willen zeigen, die Lösung 
einheitlich zu gestalten, wir müssen so handeln, weil wir sonst 
unter gehen; so spricht nicht die Verzweiflung, .sondern die aus 
den Tatsachen geschöpfte Entschlossenheit zur Ueberwindung der 
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Not. Und, fügen wir hinzu, mag auch ein Menschenalter dahin* 
gehen, bis reife Früchte vom deutschen Volksacker gepflückt wer¬ 
den, so kann dies doch kein Grund sein zum taktischen Zögern. 
Denn wer will heute die Gabe der Prophetie für sich beanspruchen, 
wo der brausende Weltsturm bereits alle Berechnungen über den 
Haufen geworfen hat fund nur kleine Geister noch gewichtig nicken: 
Ich hab’ es gewußt! Werfen wir in zehn oder zwanzig Jahren 
einen Blick rückwärts, so kann das Tempo der- Entwicklung unsere 
Erwartungen um ein Vielfaches übertroffen haben, und deshalb 
gilt auch für |die landwirtschaftlichen Forderungen im sozialistischen 
Programm, man soll sde niederschreiben, so klar als man sie 
erkannt hat, man soll danach handeln, so energisch, als die poli¬ 
tische Macht es gestattet. 

Was daraus wird, ist das Schicksal des Volkes, und wir kämpfen 
für das bestmögliche Schicksal. 

Dr. L. H. SCHMIDTS: 

Der Grundsatz einer proletarischen 
Industriepolitik. 

E S ist notwendig, ab und zu Selbsitverständlichkeiten zu be¬ 
tonen. 

Bei den heutigen wirtschaftspolitischen Kämpfen fehlen 
vielfach die großen einheitlichen Gedanken; man schlägt über¬ 
flüssig viel Lufthiebe, redet aneinander vorbei und vermehrt die 
so schon entstandene Verwirrung. Ein Reformprogramm wird erst 
wertvoll durch den Zusammenhang mit dem großen Ganzen des 
völkischen Lebens. Der anarchische Kampf der Geister, der Inter¬ 
essen Widerstreit von heute ist ein getreues Spiegelbild der vor¬ 
handenen wirtschaftlichen Anarchie. Ein einheitliches Zielstreben 
in der volkswirtschaftlichen Theorie, in den Wirtschaftsprogrammen 
der Parteien, in dem Arbeitsplan der Regierung muß ausgehen 
von dem Zusammenhang zwischen Bevölkerungs-, Produktions¬ 
und Handelspolitik. 

Schlagwortartig heißt ja heute das Ziel für alle: Aufbau der 
deutschen Wirtschaft, die im Kriege durch Einstellung auf Wert¬ 
vernichtung, auf Verzehr statt Erzeugung zusammengebrochen ist. 
Der Aufbau kann aber keine Restauration in dem Sinne sein, daß 
man mit allen Mitteln erstrebt, den Statusi quo ante 1914 herzu¬ 
stellen. Ein derartiges' Wollen würde nicht nur mit dem Sinne 
der Geschichte, die keine Neuauflagen kennt, im Widerspruch 
stehen, würde nicht nur einen Weltkrieg, periodische Riesen¬ 
katastrophen heraufbeschwören, sondern auch keinen Anspruch auf 
ideellen Beweggrund machen können. Der Aufbau muß ein Neu¬ 
bau sein, der diejenigen Erschütterungen aushält, die 1914 sich 
zur Weltkatastrophe auswirkten. 
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Ihre Impulse empfingen die Erschütterungen aus der Ueber- 
völkerung Europas, der Voraussetzung einer internationalen, indu¬ 
striellen Treibhauskultur, deren Folge der wirtschaftliche und 
kulturelle Imperialismus! ist, der wiederum in einer angreifenden 
Handelspolitik sich äußerte. Dasjenige Land wurde naturgemäß 
als erstes von dem Erdbeben in Trümmer gelegt, welches als 
ganzes sich am weitesten von seiner natürlichen Basis des wirt¬ 
schaftlichen Eigenlebens entfernt hatte. Die außenpolitische Basis 
Mitteleuropas war, wie der Krieg bewies, zu schmal. Im Innern 
brachte die durch Uebervplkerung ermöglichte und hochgezüchtete 
Industrie den modernen sozialen Kataklysmus herauf, der sich 
eines Tages in einer sozialen Revolution auswirken mußte. Ohne 
die viel zu vielen Arme und hungrigen Mäuler keine Industrie, 
ohne die Industrie keinen Großstadtsumpf, keine Arbeiterfrage. 
Notwendig gebar (fiese Entwicklung zur Ueberyölkeiung, zur Ueber- 
industrie, zum Handlelsimperialismus, mit dem Arm in Arm der 
kulturelle Imperialismus marschierte, die ihm wesensgleiche und 
bedingte Theorie des freien Spiels der Kräfte, mit der uns heute 
Reaktionäre wieder glücklich machen wollen. In Wirklichkeit hat 
aber das freie Spiel der Kräfte, der Machtkampf aller gegen alle 
in letzter Konsequenz nie bestanden. In dem höchsten Oesetz 
menschlichen Zusammenlebens, staatlicher und beruflicher Gemein¬ 
schaft hat es immer seine Grenzen gefunden. Gewiß, jenen Zeit¬ 
genossen Darwins war der Struggle for Life das eherne Gesetz 
alles Lebens, aller Wohlfahrt und Glückseligkeit. Die Verfechter 
der Glaubens-, Gewissens- und Preßfreiheit sahen in der wirt¬ 
schaftlichen Freiheit das erstrebenswerteste Ziel. Nach ihnen lag 
alles Uebel auf dieser Welt an dem Mangel und der Unvoll¬ 
kommenheit der Freiheit. „Ach,“ rief Bastiat, „man hat so vieles 
versucht! Wann wird man endlich einen Versuch mit dem ein¬ 
fachsten machen: der Freiheit?“ Das freie Spiel der Kräfte wirkte 
sich anders aus, als ihre Befürworter hofften. Dunoyers Hart¬ 
herzigkeit, „es isit gut, daß es in der Gesellschaft eine Unterwelt 
gibt. Die Familien, die sich schlecht aufführen, versinken. Diese 
Unterwelt ist das Elend“, führte eines Tages zu blutigen Aus¬ 
einandersetzungen, deren Entstehen man nachspürte, mit dem Er¬ 
folg, daß, unter Ablehnung jener vermeintlichen wirtschaftlichen 
Freiheit, die ein anarchischer Machtkampf ist, eine planvolle, ver¬ 
nunftgezügelte Wirtschaft befürwortet wurde. These — Anti¬ 
these, freie Wirtschaft — Planwirtschaft. 

Die Planwirtschaft ist auf den 'Bedarf der Bevölkerung eingestellt 
Es handelt sich darum, das Gleichgewicht zwischen Bedarf und 
Bedarfsdeckung durch die landwirtschaftliche und industrielle Er¬ 
zeugung herbeizuführen. Der Bedarf steht durch den Raubbau des 
Krieges, durch seine Werte- und Kräfteverminderung in schreien¬ 
dem Gegensatz zu der möglichen Befriedigung. Heute noch, wo 
es am Notwendigsten gebricht, ist die Industrie zu sehr auf Er- 
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zeugnng von Luxuswaren eingestellt. Man wendet ein: Aber 
für das Ausland brauchen wir doch den Export hochwertiger .Waren 
zutn Ausgleich unserer Handelszahlungsbilanz. Allein im Auslande 
liegen doch teilweise die Verhältnisse wie bei uns, vor allem in 
den Staaten, auf die wir politisch und wirtschaftlich am dringend¬ 
sten angewiesen sind. So, beispielsweise sind doch heute noch 
die Verhältnisse in der Industrie: Man stellt in 5000 verschiedenen 
Ausfertigungen Porzellangeschirre her, vom einfachsten Dekor bis 
zürn luxuriösesten. Zu fordern sind höchstens ein Dutzend, weil 
das Luxusservice, heute kaum gekauft, brachliegendes Kapital dar- 
«tellt, weil wir sitatt eines kostbaren zehn brauchbare, einfache 
hersteilen können, weil die schwierige Ersatzfrage für ein zer¬ 
brochenes Teil damit gelösit ist, weil eine ins Auge fallende soziale 
Differenzierung (Unmöglich wird, weil letzten Endes der dringendste 
Bedarf am ersten zu befriedigen isit. 

Die Ansätze zu einer derartigen Planwirtschaft sind vielfach, 
am schärfsten ausgedrückt im § 10 der Verordnung betreffend 
Beseitigung der Wohnungsnot, gegeben: Der Bezirkswohnungs- 
kommissar ist befugt, Luxusbauten zu verbieten. Dieser klare Leit¬ 
satz, der eine Selbst Verständlichkeit ist, gibt die Richtlinie für die 
gesamte Indusitriepolitik. Das Reichswirtschaftsministerium ist be¬ 
tagt, jedv Herstellung von Luxuswaren zu verbieten. Die große 
Aufgabe, diese Sozialisierung im eigentlichsten Sinne des Wortes 
durchzuführen, besteht in der Einstellung der Industrie auf eine 
restlose innere Bedarfsdeckung, in der Umstellung der Luxus¬ 
gewerbe, in dem Verbot der Luxuseinfuhr. Früher erzeugte die 
Produktion für den Markt erst dasi Bedürfnis, und die Bedürfnisse 
wuchsen schneller als die Einkommen und die Bedarfsdeckung 
nächkommen konnten. Heute müssen wir unter dem Drude der 
Verarmung auf viele liebe Angewohnheiten und Wünsche ver¬ 
zichten. Dadurch ist eine Konzentration des* Kapitals in der Pro¬ 
duktion des Lebensnotwendigen und unbedingt Nötigen gewähr¬ 
leistet. Für die Umstellung kommen als Träger der Produktion 
Zwangsverbände in Betracht. ' 

Die Zwangsverbände, deren Vorläufer die Kartelle und Syndikate, 
die Zwangsinnungen sind, regeln die Erzeugung, die Verwendung 
von Stoffen und den Absatz. Ihnen liegen die Zusammen- und 
Stillegung der Betriebe ob. Ihre Rechtsform ist eine Verbindung 
von Rechtssätzen der privatrechtlichen Körperschaft mit denen 
des öffentlichen Rechtsi. Während das Grundgesetz jeder privat¬ 
rechtlichen Körperschaft die Selbstbestimmung ist, bleibt von ihr 
m den Zwangsverbänden nur noch wenig übrig. Der einzelne 
Betrieb ist Kraft seiner Zugehörigkeit zu einem Gewerbe Mitglied 
des Zwangsiverbandes. Die Mitwirkung beim Zustandekommen des 
Aufgabenkreises bleibt den Mitgliedern beinahe völlig versagt 
Die einzelnen Unternehmungen haben dagegen die Pflicht, das 
erforderliche Kapital aufzubringen, Auskunft zu erteilen usf. Die 
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Maßnahmen der Zwangsverbände, Stillegungen und Einschrän¬ 
kungen sind öffentlich-rechtlichen Charaktere. Die Regierung stellt 
den bevollmächtigten Leiter des Zwangsverbandes, der folgende 
Tätigkeit auszuüben hat: Er gibt Anweisungen über Art, Ort und 
Umfang der Erzeugung, des Absatzes und der Verteilung; er er¬ 
läßt Vorschriften über den Verkaufspreis, verteilt die eüigeführten 
Rohstoffe. iNur Höchsitleistungsbetriebe, Hinter technischer und kauf¬ 
männischer Vereinfachung, werden beschäftigt. Der Absatz er¬ 
folgt im Namen und auf eigene Rechnung. Die einzelnen Mit- 
- ^jer haften für gute und vorschriftsmäßige Lieferung. Dem 
Zwangsveibande steht eine Beschlagnahme der Roh- und Hilfs¬ 
stoffe, der Produktionsmittel, der Patent- und Schutzmusterrechte 
m. — 

Die Vereinfachung in der Produktion wirkt sich im Handel 
aus. Die meisten der heute miteinander konkurrierenden Geschäfte 
werden überflüssig, weil sie dieselben Waren führen. Reine Luxus¬ 
geschäfte hören auf zu besitehen. 

Dieser ganze Gedankengang wird zwei Widerlegungen erfahren: 
Der Hinweis auf die Verelendungsarbeit zum Export schlägt aber 
nicht ein, weil eine derartige industrielle Umstellung letzten Endes 
international gedacht ist; das Absterben jeder Individualität kann 
nicht ernstlich in Betracht kommen, weil der subjektiven Ge¬ 
staltung in der Zusammensetzung bei dem Verbrauch des einzelnen 
genügend Spielraum gelassen ist. Die Psyche des Käufers wird 
heilsam einseitig beeinflußt, insofern er nur handwerklich gute, 
schlichte Ware zu sehen bekommt. Aller überflüssiger Kram fällt 
weg. Und alle Einwendungen widerlegt die Not der Zeit, die uns 
zu solchen harten Maßnahmen zwingt, um nicht den größten 
Teil des Volkes am Notwendigsten darben zu lassen, während eine 
verschwindende Minderheit mit erschobenem Oelde in überflüssi¬ 
gem Wohlleben sich breit macht. Da» ist der Sinn jeder proletari¬ 
schen Industriepolitik. 


H. L. MENCKEN (Baltimore): 

Der rätselhafte Fall Wilson. 

i. 

S O viel ich weiß, hat bisher noch keiner, der mit der Psycho¬ 
logie der Dummköpfe vertraut ist, — gleichviel ob er Fach¬ 
mann oder Laie ist —, esi für der Mühe wert gehalten, eine 
der merkwürdigsten Erscheinungen, welche die Republik seit dem 
Fall Breckenridge-Folland 1 erlebt hat, zum Gegenstand einer wissen- 


1 Der alte Senator Breckenridge wurde beschuldigt, seine Sekretärin, 
Miß Pollard, verführt zu haben. 
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schaftlichen Prüfung zu machen. Ich meine den plötzlichen und 
vollständigen Zusammenbruch jener Doktrin, die uns Woodrow 
Wilsons 1 göttliche Eingebung und unendliche Tugend lehrte, — 
ich meine den tiefen Sturz des Sittenstrengen, des Ueberidealisten, 
des berühmten, unfehlbaren und entzückenden Menschen. 

Cibt es für dasi mehr oder weniger blöde Geschäft, den Dingen 
auf den Grund zu gehen, etwas Rätselhafteres, etwas Interessan¬ 
teres und Anregenderes? Wer könnte, wenn er nicht mit über¬ 
menschlichen Geisitesgaben ausgestattet ist, ein dramatischeres und 
erschütterndes 1 „d^bacle“ ersinnen? Noch vor Jahresfrist stand 
der bedeutende Professor in dem Urteil der Welt auf einer so 
hohen Warte, daß der leisesite Wink seines Auges auf die große 
Masse zündend wirkte wie ein blendender Blitz. Jedes zufällige 
Wort erhielt den Wert einer göttlichen Offenbarung. Sein literari¬ 
scher Stil war unbedingt tadellos*, sein Scharfsinn ging weit über 
die Grenzen des Anormalen hinausi, seine Tugend stand über 
jedem Zweifel. 

Das mindeste, was in jenen Tagen zu seinem Lobe gesagt 
wurde, lautete, daß er der größte Mann jauf der Welt sei. Leute, 
die seiner Person sehr nahestanden, seine Vertrauten und die 
Adjutanten aus seinem Gefolge gingen in der Tat noch weiter: 
d. h. sie erlaubten sich — als Ergebnis ihres besseren Verständ¬ 
nisses und ihres Wohlgefallens an seinen außergewöhnlichen Vor¬ 
zügen — zarte Anspielungen zu machen, daß er wirklich ein 
geheimes Werkzeug des Allerhöchsten sei, eine Art Oberst House 
aus der Himmelssphäre, zum mindesten Johannes dem Täufer 
ebenbürtig. 

Nun, sehen wir einmal nach, wie esi heute steht! O weh, o weh, 
wie tief ist er gesunken! Vor einem Jahre wurden die weniger 
tollkühnen Bilderstürmer, die seine Unfehlbarkeit anzuzweifeln 
wagten, als Agenten des Kaisers, der Bolschewisten und des 
Teufels ins 1 Gefängnis gesteckt, heute würde ein Mann, der öffent¬ 
lich ein Wort für ihn laut werden ließe, schleunigst in einem 
hermetisch verschlossenen Krankenwagen wie ein Aussätziger in 
die nächste Irrenanstalt befördert werden. Jeder Politiker steht 
eine Todesangst aus, daß er für Wilsons Freund oder selbst nur 
für einen oberflächlichen Bekannten gehalten werden könnte. Wer 
aber selbst gern Präsident werden möchte, zeigt sich sehr be¬ 
flissen, ihr zu verhöhnen und zu verleugnen. Ein so verächtlicher 
Geselle, wie Dr. Lanstng, wird durch den einfachen Trick, sich 
von Wilson verabschieden zu lassen, über Nacht zum Helden, dem 
im Kino zugejübelt wird. Senatoren, die ihn früher mit öliger 
Inbninst kriechend umwedelten, weisen jetzt dreist darauf hin, 
daß er unzurechnungsfähig wäre und entlassen werden müßte. 
Das niedere Volk, das Zeuge seiner schmählichen, durch die 
Lodge-Johnson-Kamorra bewirkten Niederlage ist, dankt Gott, 
daß ihm das zuteil wird, was ihm gebührt. In diesem ganzen 
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imperialistischen Lande kenne ich nur eine Gruppe von Männern, 
die dem Thron die Treue gewahrt haben, das sind die logisch- 
denkenden Schulmeister. Selbst die Kriegsgewinnler haben Reiß¬ 
aus genommen. 

II. 

Wie gesagt, wir ,alle haben dieses Schauspiel vor Augen. Niemand 
kann sich dieser staunenswerten Tatsache entziehen; ich darf wohl 
behaupten, selbsit dem Herrn Doktor ist ein Licht darüber auf¬ 
gegangen, daß er aus der Dreieinigkeit abgeschoben worden ist. 
Aber die innerlichen Ursachen dieses Geschehens bleiben noch 
in Dunkel gehüllt. Durch welchen Vorgang änderten die großen 
Volkskreise ihre Meinung über den Präsidenten? Welches war 
denn gerade die Straßeneckenredekunst, die seinen Fuß zum Strau¬ 
cheln brachte? Wie ging dieser ungeheure Sturz vönsitatten? 

Natürlich schweigen die Erwägungen nicht über dieses Thema, 
das ist bei keinem Thema der Fall, wenn es auch noch so viel 
umstritten ist. Man hört allerwärts, wo öffentliche Debatten statt¬ 
finden, gewisse Erläuterungen |und einige scheinen beim ersten Blick 
eine verführerische Ueberzeugungskraft zu besitzen. Aber bei ge¬ 
nauere - Prüfung gehen sie alle in die Brüche. So z. B. die Erklä¬ 
rung, daß der Friedensvertrag den einstigen Helden zur Strecke 
gebracht hat. Entspricht dasi wohl der Wahrheit? Ich möchte 
das stark bezweifeln. Es muß doch einleuchtend sein, daß die 
große Mehrheit des amerikanischen Volkes prinzipiell nichts gegen 
den Friedensvertrag oder den Völkerbund einzuwenden hatte. Sie 
ließ den Völkerbund als ein brauchbares! Mittel gelten, um die 
Greuel eines zweiten Kriege» zu verhüten. Sie war im Herzen 
für dii Grundsätze, auf denen der Völkerbund beruhte und ganz 
außerstande, die Einzelheiten desi Schriftstücks selbst zu verstehen. 
Die Beweismittel zu seinen Gunsten waren ja ganz einfach, ganz 
tugendsam und blöde, — also mit einem Worte, vollkommen dazu 
angetan, um harmlose Gemüter zu überzeugen. Die Beweismittel 
gegen den Völkerbund waren alle schwer verständlich und spitz¬ 
findig, — mit einem Worte, wie geschaffen, um dasi Mißtrauen 
des Proletariats) zu erwecken. Wenn die Erörterungen überhaupt 
irgendeine positive Stimmung beim Publikum auslösten, so war 
sie für eine schleunige Beendigung des albernen Geschwätzes. Im 
schlimmsten Falle war den einfachen Leuten der Völkerbund immer 
noch lieber, als der Lärm und Streit, der darüber erhoben wurde. 

Es haben auch beim Volke, soweit ich es zu beurteilen ver¬ 
mochte, niemals irgendwelche Bedenken gegen den Friedensvertrag 
ah si&i Vorgelegen, d. h. gegen den Friedenwertrag auf einer 
anständigen und gerechten Basis. Anstand und Gerechtigkeit wur¬ 
den beide ausgeschaltet, als der Krieg begann, und nicht das 
leisesite Zeichen deutet darauf hin, daß sie heutzutage wieder in 
Kraft treten sollen. Nach jedem siegreichen Kriege ist das niedere 
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Volk für einen unbannherzigen Frieden, je unbarmherziger, desto 
besser. Der Pöbel besitzt stark ausgeprägte sadistische Neigungen, 
er hat seine Freude an grausamen Strafen von langer Dauer. 
Ueberdies ist er unverbesserlich moralisch und kann sich über¬ 
haupt nicht vorstellen, daß ein Gegner auch irgendeine gute 
Eigenschaft hat. Wenn man gelegentlich den Einwand hört, daß 
der Friedensvertrag in dieser Fassung barbarisch und schimpflich 
ist, so stammt dieser Protest von einem berufsmäßigen Menschlich- 
keitsapositel, der vermutlich im Solde der Wilhelmstraße steht. 
Wenn die breiten Volksschichten überhaupt für eine Revision sind, 
so sind sie für eine starke Vermehrung der Strafen. Folglich ist 
die Behauptung widersinnig, daß sie Dr. Wilson den Rücken ge¬ 
wendet haben, weil er seine 14 Punkte aufgegeben und die Schrau¬ 
ben fest angezogen hat. Was! sie verlangen, — wenn sie überhaupt 
etwas fordern —, ist, daß noch mehr Schrauben angelegt werden. 

III. 

Ebenso widersinnig ist die These, daß die Bewegung gegen 
Wilson Von den theinigekehrten Soldaten ausgeht, .und daß ihr Anlaß 
in der seltsamen Untreue zu suchen ist, die der würdige Herr 
gegen alle die erhabenen Gesinnungen begangen hat, die er zu 
Anfang des Krieges zum Ausdruck brachte, nämlich die Gesinnun¬ 
gen, die — w$e der Befehl lautete — die Soldaten in Ehren halten 
sollten und unter deren Aegide sie ins Feld gezogen sind und viele 
Leiden auf sich genommen haben. Man hörte im Verlauf dieses 
Krieges ziemlich viel darüber reden, daß die feldgrauen Jungens^ 
wenn sie als freie Staatsbürger in die Heimat zurückkehrten, diese 
Oesinnungen einer etwas gründlichen und schonungslosen Prü¬ 
fung unterziehen würden, daß sie insgesamt enttäuscht wären 
und die Gelegenheit herbeisehnten, diese Enttäuschung kund¬ 
zutun. 

Was taten sie nun wirklich, als sie wieder zu Hause waren? 
Sie traten — mindestens) zur Hälfte — unverzüglich als Mit¬ 
glieder in eine Organisaton, die „American Legion“, ein, die sich 
haftbar gemacht hatte, die Redefreiheit, die Versammlungsfreiheit 
und jedes andere wichtige Sonderrecht und Vorzugsrecht des 
freien Staatsbürgers abzuschaffen, mit anderen Worten, praktisch 
den Institutionen ein Ende zu machen, für deren Throne sie 
draußen gekämpft hatten. ' 

So gerät man in Verlegenheit, wenn man die Meinung ver¬ 
treten will, daß Dr. Wilsonst Volkstümlichkeit so vollständig 
Schiffbruch gelitten hat, weil er von diesem heiligen Kriege für 
die Demokratie abließ, denn alle anderen Beteiligten nahmen an¬ 
scheinend in demselben Augenblick davon Abstand, und es ist 
jetzt fast ebenso gefährlich für einen Amerikaner, für demo¬ 
kratische Ideale einzutreten — gleichviel ob in oder außer dem 
Hause — alsi sich vor zwei Jahren für monarchische Ideale ein- 
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zu setzen. Wenn säe heutzutage ins Gefängnis kommen möchten, so 
brauchen sie sich nur von einem Regierungsspitzel bei der Lektüre 
e|ner jüdischen Broschüre, in welcher behauptet wird, daß die 
Russen ein unverbrüchliches Recht auf die Selbstbestimmung haben 
oder sich beim Lesen eines Flugblatts, welches bekundet, daß die 
Aegypter und die Hindus frei sind, frei sein müssen und schon 
längst ein Anrecht auf ihre Freiheit besitzen, ertappen zu lassen. 

Noch ein Weilchen Und die Schutzengel der öffentlichen Ordnung 
werden die Staatsbürger einsperren, die besdiuldigt werden, {die 
deutschen Spartakisten zu unterstützen. Nur die Iren haben nach 
dem heutigen amerikanischen Gesetz ein Recht auf das sehnsüchtige 
Verlangen, ihr Land selbst zu regieren, aber selbst dieses Recht 
wird in demselben Augenblick ungültig, in dem esi mehr als eine 
Sehnsucht ist. 

Bei uns sind Präsident und Volk, Hirt und Herde eine un¬ 
trennbare Einheit, und les wäre ein offenkundiger Unsinn, ihre Ein* 
mütigkeit als Grund für ihre Unstimmigkeit anzuführen. Zweimal 
hat Dr. Wilson, in dem sichtlichen Bemühen, seine einstige Be¬ 
liebtheit wiederzugewinnen, die alten vorjährigen Ideale zurück- 
gerufen, erstens bei der Erörterung über die Adriafrage und 
zweitens anläßlich der Meinungsverschiedenheiten über den fran¬ 
zösischen Imperialismus. Bei beiden Gelegenheiten sah man so¬ 
fort, dafs die Stimmung im Lande gegen ihn, oder zum mindesten 
nicht merklich für ihn war, und so gab er vorsichtigerweise 
das Rennen auf. 

IV. 

Nun wohl, wenn die Volksstimmung Seiner Exzellenz genügend 
den Rücken deckte, (als der Friedenswertrag, das Selbstbestiimmungs- 
recht, die Demokratie und die Bolschewistenfrage zur Erörterung 
standen (und ich dürfte wohl noch die Sozialisteneinkerkerung 
und das Alkoholveibot — er selbst ist übrigens gewiß kein 
allcoholdichter Antialkoholiker — und fast jede andere Frage von 
öffentlichem Interesse hinzufügen), wenn also die Volksstimmung 
' ihm so weit den Rücken deckte, wesihalb wendet sie sich in der 
Wilsonfrage gegen ihn? 

Die Antwort, die ich zu geben habe, ist feinfach, glaubwürdig 
und deshalb — blöde. Sie kann kurz in folgende Worte zusammen¬ 
gefaßt werden: der Herr Doktor ist von seinen eigenen Zeitungs¬ 
agenten umgebracht worden, ihre riesigen Weihrauchwolken haben 
zuerst die einfachen Volkskreise stutzig gemacht, sie dann — 
hn Laufe der Zeit — benebelt, sie in Entzücken versetzt, ihr 
Mißtrauen erregt, sie verschnupft und sie schließlich in große 
Wut gebracht. Diese einfachen Leute machen bis zu einem ge¬ 
wissen Grade gern vor einem großen Manne Kotau. Sie schwärmen 
für Helden; und es bereitet ihnen Vergnügen, diesen Helden zu 
huldigen. Aber für alle Zeiten hegen sie einen schlummernden 
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Argwohn gegen jede Verstiegenheit, eine angeborene Abneigung 
gegen jede Ueberlegenheit, und früher oder später muß das zum 
Ausbruch kommen. Je größer der Riese ist, um so gewaltiger ist 
sein Sturz. Eine zeitlang schrauben sie ihn immer höher und höher 
hinauf und jubeln ihm wie die Rasenden zu, wenn sein Kopf 
das Himmelsgewölbe überragen will und seine Beine die un¬ 
ermeßliche Breite zwischen ihren gleichlaufenden Längenlinien um¬ 
spannen, dann aber, hu! hu!, ziehen sie ihm seinen Marktschreier¬ 
bretterthron unter den Füßen weg, und holterdiepolter kullert 
er hemnter — ebenso, wie die Alpen in dast piemontesische Flach¬ 
land zu Tal fahren. 

Woodrow beging den ungeheuren Fehler, seinen eigenen Presse¬ 
agenten Glauben zu schenken. Er hielt die geschmacklosen, über¬ 
triebenen Schmeicheleien käuflicher Schmarotzer für die wahre 
Stimme der großen, üppig ins Kraut schießenden Gesamtheit, er 
handelte nach der Theorie, daß er tatsächlich unverletzlich, über¬ 
menschlich und unfehlbar sei. Eine Weile blieb diese Theorie 
unangefochten. Einerseits! war sie durch das Spionagegesetz ge¬ 
schützt, und andererseits entsprach sie einem natürlichen Er¬ 
fordernis des Augenblicks. 

In den Krieg mit hineingezogen, brauchten die einfachen Leute 
einen Helden, einen herrlichen strahlenden Ritter, irgendeinen 
Uebermenschen, der ihren Patriotismus, ihre Begeisterung, ihre 
Sehnsucht nach dem Melodramatischen und Ueberwältigenden ver¬ 
körperte und vergegenwärtigte. So wurden alle Scheinwerfer auf 
Dr. Wilson gerichtet, und er funkelte wie eine Bergspitze aus der 
Himalajagruppe. Seit den Tagen der alten Propheten hatte die 
Welt keinen Menschen geschaut, der ihm bedingungslos an die 
Seite gestellt werden konnte. Er war die Weisheit in Menschen¬ 
gestalt, er war der Unvergleichliche und Sündenlose. Er war 
Washington und Linctoln in einer Person; er war das herrliche 
Sinnbild der nationalen Größe, der nationalen Verstandeskraft und 
der nationalen Tugend! 

Aber er ging doch ein kleines bißchen zu weit; er verstieg sich 
sozusagen etwas zu hoch. Drunten begann die alte, unausrottbare, 
Jahrhunderte alte Feindschaft gegen jede Ueberlegenheit, das alte 
Mißtrauen gegen jeden hohen Rang, des einfachen Mannes trieb¬ 
hafte Abneigung gegen alles, wasi hochstrebend und phantastisch 
ist, zu wallen und zu sieden. Man vernahm zuerst hin und wieder 
ein mißbilligendes Hüsteln. Dann wurde mit den Füßen gescharrt. 
Dann schneuzte man sich vernehmlich die Nase. Dann stand der 
eine oder der andere verwegene Geselle auf und verließ das 
Lokal. Dann ertönte hoch vom Olymp ein spöttisches Bravo, 
ein niederträchtiger Sozialist schrie gellend auf, als die Polizei 
Hand an ihn legte. Dann fingen die Liberalen an, sich davon 
zu schleichen und ließen ihr warmes Plätzchen im Stich. Dann 
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schleuderte jemand eine Bierflasche. Dann kam es in der demo¬ 
kratischen Jacksongruppe zu einer Rauferei. Es gab ein Hallo, 
es gab ein Gekreisch — und der Krawall war da! 

Die „Gendarmerie“ leistete kolossales, um dem Aufruhr Einhalt 
zu tun, und die Zeitungsagenten arbeiteten aus> Leibeskräften. 
Luftschiffe kreuzten über der Versammlung und warfen zentner¬ 
weise, in Millionen von Exemplaren Farbendrudcbilder ab, die 
Dr. Wilson, Washington und Lincoln in trautem Verein, umrahmt 
von einem Ruhmeskranze, darsitellten. Man stürzte sich auf die 
Anstifter des> Tumults, als sie losgehen wollten und schleppte 
sie schreiend ins Militärgefängnis. Die Artillerie wurde mit ihrem 
Musikkorps herbeigeholt. Und aus zehntausend rauhen Kehlen 
ertönte die Weise: „Näher, mein Gott, zu Dir“ (Nearer my God 
to Thee). * *f , i 

Dr. Wilson selbst gab Stilblüten von sich, die vor wenigen 
Monaten das ganze Volk in schluchzende Verzückung über seine 
Literatur versetzt haben würden. Seine Worte sprudelten und 
streichelten. Hauptwörter, Zeitwörter, Eigenschaftswörter, Um¬ 
standswörter, Beiwörter, Fürwörter und Bindewörter schwirrten 
durch die Luft, wie Schwärme summender Vögel, wie ein Regen 
von Rosenblättem, wie Wolken von Talkumpulver! 

Aber es war bereits! zu spät. Das Schaustück, einen so hoch¬ 
stehenden Mann heruhterzu reißen und mit Füßen zu treten, war 
weit interessanter als ihn in die Wolken zu heben, — es war wirk¬ 
lich noch interessanter als der Krieg. Ein höheres Wesen! Ach 
was! Schließlich doch auch nur ein Mensch! Ein Kollege von 
Müller und Schulze! Runter mit ihm! Bringt ihn hin, wo er hin¬ 
gehört ! Zum Teufel mit allen Aristokraten, hochtrabenden Schwät¬ 
zern und hochmütigen Schnüfflern, — gleichviel, ob es Hohen- 
zollem oder Presbyterianer sind. Nieder mit der göttlichen Ein¬ 
gebung! Ran an den Galgen! 


V. 

Ich täusche mich vielleicht, — aber ich möchte glauben, daß 
das Diner auf den goldenen Schüsseln in England viel dazu bei¬ 
getragen hat. Zweifellos war das« Essen sehr gut, ein Bratenstück 
und zwei Gemüseplatten und nach Belieben noch ein Häppchen 
Stilton als Nachtisch urfd ein Gläschen Magenbitter. Aber wieviel 
Ptomaüigifte steckten in den braven englischen Speisen! Was 
gab es für furchtbares' Bauchweh, als die großen Massen des 
Volkes sie verdauen sollten! 

(Ins Deutsche übertragen von Tony Noah.) 
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Bücherschau. 

A. Nord: Die Handelsverträge Chinas. Auf Grund des Quellecmaterials 
dargestellt. (Auslandswirtschaft in Einzeldarstellungen, Band 5.) 
Köhler. Leipzig 1920. VII und 215 Seiten. 16,— Mark. 

Das Buch Nords enthält eine ausführliche Darlegung der Handels¬ 
beziehungen Chinas zu anderen Staaten. Die Verhältnisse vor dem Ab¬ 
schluß formeller Handelsverträge behandeln die ersten beiden Abschnitte, 
dann wird die Entwicklung von 1842 bis in die neueste Zeit auf 
Grund von Dokumenten anschaulich gemacht. Der Verfasser geht nicht 
bloß auf die Handelsverträge ein, sondern auch auf die aus verschiedenen 
Anlässen abgeschlossenen Sonderverträge und Abkommen der verschiedenen 
Mächte, einschließlich der Pachtverträge des Jahres 1898 und der auf 
die Außenländer bezüglichen Abkommen. 

Der im Jahre 1842 zwischen China und Großbritannien zustande- 
gekommene Vertrag von Nanking machte der mehr als drei Jahrhunderte 
währenden chinesischen Abschließungspolitik ein Ende und erzwang die 
Eröffnung von fünf Häfen für den fremden Handel. Ueber die Nieder¬ 
lassung Fremder enthielt er noch keine Bestimmungen. Erst die (auf 
Seite 27 u. ff. behandelten) späteren Verträge setzten fest, daß die 
örtlichen Polizeibehörden in Gemeinschaft mit den fremden Konsulen 
geeignete Wohnbezirke für die Fremden aussuchen und ihnen beim 
Erwerb von Grundstücken behilflich sein sollen. Auf der Grundlage 
der betreffenden Bestimmungen haben sich die fremden Niederlassungen 
im engeren Sinne ebenso wie die Konzessionen entwickelt. Das Recht, 
das Innere Chinas zu bereisen, erhielten die Fremden im Jahre 1858. 

Vertragsmächte sind gegenwärtig Großbritannien, Norwegen, Schweden, 
Dänemark, Holland, Belgien, Frankreich, Spanien, Portugal, Italien, die 
Schweiz, Rußland, die Vereinigten Staaten von Amerika, Mexiko, Brasi¬ 
lien und Peru. Deutschland und Oesterreich sind vorläufig ausgeschieden. 
Besonders hingewiesen sei auf die Mitteilungen über den Status der 
Angehörigen der vertraglosen Staaten in China, sowie die Abschnitte 
„China im Weltkrieg“ und „China im Versailler Vertrag“. 

Adolf Bieter: Brasilien . (Auslandswegweiser, Bd. 4.) Friedrichsen. Ham¬ 
burg 1920. 142 Seiten mit einer Karte. Preis 10,80 Mark. 

Einer kurzen geographischen Uebersicht läßt der Verfasser eine aus¬ 
führliche Darstellung des gegenwärtigen Standes der Volkswirtschaft 
Brasiliens folgen, wobei er reichliches, meist amtlichen Quellen entstam¬ 
mendes Zahlenmaterial zugrundelegt. Ueberdies sind Abschnitte über 
das Einwanderungswesen, die rechtliche Stellung der Fremden in Brasilien. 
Ansiedlung und Landerwerb, sowie über die Aussichten der Angehörigen 
verschiedener Berufe beigegeben. Das Buch wird nicht nur jenen gute 
Dienste tun, die sich in Brasilien niederlassen oder geschäftliche Be¬ 
ziehungen mit diesem Lande anknüpfen wollen, sondern es ist auch als 
übersichtlidies und auf der Höhe der Zeit stehendes Nachschlagewerk 
brauchbar. 

H. Fehlingcr. 
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DIE GLOCKE 

19. Heft 7. August 1920 6. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


M. BEER: 

Zum 25. Todestage von Friedrich Engels. 

(Geboren 1820, gestorben 5. August 1895.) 

/. Erinnerungen. 

N ACH einer an nützlichen und peinvollen Erfahrungen reichen 
Redaktionszeit an der „Magdeburger Volksstimme“ (1892 
bis 1894) fuhr ich Anfang Juni 1894 hach England und 
kam am 10. Juni morgens in London an. Im Gefängnis! £u 
Gommern hatte ich etwas englisch gelernt, was gerade reichte, 
um durch Mienen und einige Handbewegungen dem Londoner 
Pferdeomnibusschaffner anzudeuten, daß ich zum Kommunistischen 
Arbeiterbildungsverein, Tottenham Street, fahren wollte. Alsi er 
sich aber begriffsstutzig zeigte und — dumm, wie die Engländer 
•nun einmal sind — mich durchausi nicht verstehen wollte, wurde 
ich grob und die gewaltsam durchwachte Nacht auf der Seereise 
von Antwerpen nach Harwich steigerte noch meine Gemütsiwallung, 
so daß ich in Aufregung geriet und mein ganzes englisches Wissen 
zusammennahm und dem Schaffner insi Gesicht sagte: „English- 
men only widerstand money“ (Engländer verstehen nur Geld). 
Inzwischen waren wir über Holborn nach Oxford Street gekommen. 
Ecke Tottenham Court Road wurde haltgemacht, wo mir ein 
Mitreisender andeutete, daß ich am Ziele meiner Fahrt sei. Ich 
nahm mein Bündel, Stieg ab und ging meines Weges. Bald war 
ich im Lokal des Kommunistischen Arbeiterbildungsvereins, wo 
ich mich ausruhte. Abends fand die regelmäßige Mitglieder¬ 
versammlung statt. Deutsche Arbeiter und kleine Geschäftsleute 
aus den verschiedensten Teilen Groß-Londons kamen nach und nach 
zusammen, darunter der alte Friedrich Leßner und Juliusi Motteter 
(der rote Postmeister). An Leßner hatte ich ein Empfehlungs¬ 
schreiben von Karl Kautsky. Motteier, damals der leitende Geist 
des Vereins, forderte mich bald auf, über die Lage in Deutschland 
zu sprechen. Unmittelbar vor Schluß des Vortrags erschien auch 
Eleanor Marx, die mit englischen Genossen von der Bloomsbury 
Sozialist Society ebenfalls im Kommunistischen Arbeiterbildungs¬ 
verein ihre Sitzungen abhielt. In lebhafter Erinnerung ist mir 
noch die tiefe Ehrfurcht, mit der ich zu ihr — der Tochter von 
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Karl Marx — emporblickte. Ich wurde ihr von Motteier vorgestellt. 
Kurze Zeit darauf besuchte ich sie in Gray’s Inn Square. Mich 
interessierte damals ein Londoner Roman, der unter dem Titel 
„Rüben Sachs“ in der „Neuen Zeit“ erschien. Seine Verfasserin 
war Amy Levy, eine bedeutende englische Schriftstellerin, die 
das jüdische Finanzmilieu der City sehr gut kannte. Der Roman 
war von Eleanor Marx ins deutsche übertragen. Ich frug sie 
deshalb über die Verfasserin aus. Eleanor sagte mir, Amy Levy 
habe in Girton College, Cambridge, studiert, sei dichterisch stark 
veranlagt, stamme aus sehr reichem Hause, sei mit ihrer Familie 
und mit dem Judentum zerfallen und neige stark zum Sozialismus 
und Zionismus. Diese Mitteilung hatte mein Interesse noch ge¬ 
steigert. Ich frug sodann, was die Verfasserin jetzt mache. Eleanor 
zögerte eine Weile, als ob sie ein Geheimnis preisgeben wollte, 

. . . dann antwortete sie traurig: „Amy Levy hat sich unlängst 
das Leben genommen “ . . . Wir wurden beide sftill. Vor meinem 
Aufbruch ersuchte ich sie, mich bei Friedrich Engels einzuführen. 
Etwa eine Woche später — es war Anfang Juli 1894 — erhielt 
ich eine Einladung von Engels. 

An einem heißen Nachmittag trottete ich nach Regents Park 
Road 122, dem Hause Engels’. Aus Deutschland hatte ich einen 
ungeheuren Respekt vor dem Mitbegründer des modernen Sozia¬ 
lismus mitgebracht. Der heutigen Generation von Sozialisten sind 
diese Empfindungen kaum vom Hörensagen bekannt. Viele Sozia¬ 
listen, auch solche, die hervorragende Stellungen in der Bewegung • 
innehaben, kennen nicht einmal die Schriften unserer Altmeister, 
geschweige die lebendige Tradition, die sich an diese knüpfte 
und die eigentlichen Marxisten zu Anfang der neunziger Jahre 
miteinander verband. Engels empfing mich in seiner Bücherei. 
Es war ein großes 1 , hohes Zimmer. Am Tische saß die geschiedene 
Frau Kautsky, die Sekretärin von Engels. Anwesend waren auch 
Wilhelm Liebknecht, Viktor Adler und ein Belgier, aber sie hielten 
sich in einem Nebenzimmer auf und kamen nur dann und wann 
auf einen Augenblick zu uns herein. Engels setzte sich mit dem 
Rücken zum Fenster, ich ihm gegenüber, so daß das Sonnenlicht 
auf mich fiel. Er beobachtete mich sehr genau — und ich ihn. 
Sein Gesicht war kräftig, aber weder regelmäßig noch geistreich. 
Sein Kopf war entschieden nicht der eines Gelehrten, sondern 
der eines praktischen tüchtigen Deutschen, der genau weiß, was 
er will und die Kraft in sich fühlt, seinen Willen durchzusetzen. 
Er fragte mich, wie die Bewegung in Deutschland sei. Ich sagte, 
die Bewegung sei gesund, die jungen Genossen zeigten viel Lern¬ 
eifer, aber die polizeilichen Verfolgungen — ich sprach auf Grund 
meiner Magdeburger Erfahrungen — hemmten uns auf Schritt 
und Tritt. Hierauf antwortete Engels: „Es ist die Aufgabe der 
Sozialdemokratie, nicht nur das Proletariat zu erziehen, sondern 
auch die Polizei.“ Hierbei zog er seine langen Beine energisch 
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zusammen und fuhr fort: „Nach so vielen Jahren Kampf müßte 
die Polizei schon mehr zur Räson gebracht sein.“ Ich sagte ihm, 
ich verstände nicht viel vom praktischen Kampf, mich interessierten 
am Sozialismus in erster Linie die intellektuellen Schätze, die in 
ihm liegen und ich möchte alles lesen, was Marx und er (Engels) 
geschrieben haben. Aber wo könnte man die Sachen erhalten? 
Er und die Partei im allgemeinen sorgten nicht für einen Abdruck 
der alten Sachen, wie „Zur Kritik der politischen Oekonomie“ 
von Marx, der „Heiligen Familie“, von Marx und ihm, der „Deutsch- 
Französischen Jahrbücher“ usw. Der wissenschaftliche Sozialis¬ 
mus ließe sich überhaupt nicht aus zweiter Hand lernen, man 
müsse selber die Quellen studieren. Ich sah, wie Engels ärgerlich 
wurde. Er stand auf und sagte in Aufregung: „Ich plage mich 
seit Jahren mit dem Nachlaß von Marx ab, und nun muß ich noch 
Vorwürfe hören. Wer kennt denn die Verlagsverträge, die Marx 
seinerzeit abgeschlossen hat? Wer weiß, ob die Verleger den 
Neudruck gestatten würden? Das muß doch alles erst nachge¬ 
forscht werden! Uebrigensi, wer sollte die Neuausgaben besorgen ? 
Meine Arbeit ist getan.“ Auf meine Antwort, daß diesi eine 
Aufgabe für Mehring und Kautsky wäre, antwortete Engels: 
„Kautsky und Mehring sind mit dem Schreiben einer allgemeinen 
Oeschichte des Sozialismus vollauf beschäftigt.“ 

Wir tranken dann Tee, wobei Engels mich fragte, ob ich in 
Deutschland englisch gelernt habe. Ich verneinte die Frage, wor¬ 
auf Engels meinte: „Das ist gut so, Sie werden hier rascher 
und besser die Sprache erlernen; wer in Deutschland englisch 
lernt, muß — Kvenn er hierherfcommt — erst viel verlernen, um 
ans richtige Englisch herangehen zu können.“ 

Ich sah Engels im Winter 1894/95 zweimal. Er war umgezogen 
nach einem anderen Hause in derselben Straße. Der Umzug hatte 
ihn hart mitgenommen. Sein Hals war in einem Wolltuche ein¬ 
gehüllt und im ganzen sah er viel, viel älter aus als im Juli 1894. 
Er war plötzlich ein Greis geworden. Ich wünschte das Original 
einer seiner Vorreden zum „Kommunistischen Manifest“ zu haben, 
die ich für meine Arbeit brauchte. Wir gingen in seiner Bücherei, 
wo alles voll Unordnung lag, auf und ab; er legte seine Hand 
auf meine Schulter und sprach mit großer Freundlichkeit über 
Tagesfrage/i; er erkundigte sich nach meinem Befinden, ermutigte 
mich zu weiterer Arbeit und zeigte großes Interesse für die 
jüdische Arbeiterbewegung in Ost-London. Zum letzten Male sah 
ich ihn am Leben im Frühjahr 1895. Aus Anlaß eines) Beleidi¬ 
gungsprozesses Liebknecht-Reuß mußten Eleanor Marx und ich 
Beweismaterial sammeln, daß Reuß im Jahre 1886 im Kommu¬ 
nistischen Arbeiterbildungsverein Vorträge gehalten und zur Pro¬ 
paganda der Tat aufgefordert hatte. Nach langem Forschen und 
Suchen fand ich das fragliche Vereinsprotokoll bei deutschen An- 
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archisten, aber gerade die Seiten, auf denen der betreffei 
sammlungsbericht enthalten war, waren ausgeschnitten und 
verschwunden. Jedoch fanden wir mehrere Zeugen, daruriter 
alten Rackow, die an jenen Versammlungen teilgenommen hat 
und die in einem Affidavit vor dem Londoner Gericht in BcNr 
Street die Richtigkeit der Angaben Liebknechts beschworen. Am 
selben Abend waren Eleanor Marx, Julius) Motteier und ich zu. 
Engels geladen. Außer uns waren anwesend: Vera Sassulitsch, 
Eduard Bernstein und Stanislaus Mendelsohn, einer der liebens¬ 
würdigsten, edelsiten und geistreichsten Menschen, die ich je 
kennengelernt habe. Ich berichtete über meine Erfahrungen, wor¬ 
auf Engels, schon totkrank, mit großer Erregung gegen die An¬ 
archisten vom Leder zog und so manches aus den Kämpfen gegen 
die Bakunisten in den Jahren 1869—1872 erzählte. 

Das letztemal sah ich ihn am 7. August 1895 aufgebahrt. 
Am 10. August wurde er im Krematorium zu Woking bestattet. 
Die Leichenfeier wurde jedoch auf der Waterloostation, London- 
Süd, abgehalten. Eine Schilderung der Leichenfeier gab ich in 
dem von Schippel geleiteten Bierliner „Sozialdemokrat“ vom 
15. August 1895 unter dem Zeichen: mb. 


2. Aus Engels' Jugend Schriften . 

Dr. Gustav Mayer hat unsi alle zu großem Dank verpflichtet 
durch die Sammlung und Herausgabe der schriftstellerischen Ar¬ 
beiten von Friedrich Engels ausi den Jahren 1838—1844. 1 Wir 
sind Zeugen des Erwachens des hochbegabten jungen Wupper¬ 
taler Fabrikanten- und PietistensdHhes aus der traditionellen Reli¬ 
giosität und der politischen Indifferenz zu freiem Denken und. 
Streben. Wir sehen sein Heranwachsen zum rebellischen Jung¬ 
deutschen und Junghegelianer und sozialen Kritiker, aber es ist 
doch in erster Linie der Stilist, der gewandte Publizist, der uns 
fesselt. Nirgends werden wir durch Ursprünglichkeit des Ge¬ 
dankens und Tiefe desi philosophischen Schürfens überrascht, nir¬ 
gends ein großes 1 Fragezeichen, das uns auf eine Lösung in der 
Zukunft verwiese. Viel Emst und Wissen, viel Charakter und 
Können, — darüber kann gar kein Zweifel sein, aber nirgends^ 
Bahnbrechendes. Man bedauert tief, daß. Engels/ nach der Ab¬ 
solvierung des Gymnasiums nicht auf die Universität ging, um 
die Gelegenheit zu haben, an einem systematischen Studium 
der Philosophie seinen lebhaften und beweglichen Geist zu dis¬ 
ziplinieren und gründlich zu entfalten. In den gesammelten Auf- 


1 Gustav Mayer: Friedrich Engels Schriften der Frühzeit. Aufsätze, 
Korrespondenzen, Dichtungen, nebst einigen Karikaturen und einem Jugend¬ 
bildnis des Verfassers. Ergänzungsband zum ersten Band der Biographie. 
Verlag von Julius Springer. Berlin 1920. Preis geh. 26,— Mark, 
geb. 38,— Mark und Teuerungszuschlag. 
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Sätzen isit Engels politisch und philosophisch nicht über Ludwig 
Börne und Bruno Bauer hinausgekommen. Und sozialistisch nicht 
über die Owenisten oder Moritz Heß. Am schwächsten zeigt er 
sich gerade dort, wo Marx am stärksten war: im Hegelianismus, 
das heißt: in derjenigen Gedankenarbeit, die Marx befähigte, von 
der Utopie zur sozialistischen Wissenschaftlichkeit zu gelangen. 
Nichts ist bei Engels da, was auf die revolutionäre Bedeutung 
der Hegelschen Dialektik hinweisen könnte. Und das ist der 
springende Punkt. 

* 

Der Engels der Jahre 1838—1844 findet seinen besten Ausdrude 
im Aufsatz über Emst Moritz Arndt (Seite 139—15!2), — ein 
Essay, abgerundet, glänzend an Stil und Gedanken., Er feiert Börne 
und Hegel, die die Entwicklung des deutschen Geistes jener Zeit 
am meisten beeinflußt haben. Dies ist das Leitmotiv, das in 
allen seinen Arbeiten in den Jahren 1840—1842 durchklingt. 
Während er aber (über Börne viel Schönes und auch Gründliches zu 
sagen weiß, hilft er steh bei Hegel mit einem Hinweis auf Arnold 
Rüge, Bruno Bauer usw., oder mit feuilletonisfischen Redewendun¬ 
gen. Das macht, daß Engelsi ein bedeutender politischer Kopf, 
ein hervorragender Literaturkenner, aber kein Philosoph war. 
Engels schreibt: 

„Schon vor der jüngsten Welterschütterung (er meint: die Pa¬ 
riser Julirevolution 1830) arbeiteten zwei Männer im Stillen an 
der Entwicklung des deutschen Geistes, welche vorzugsweise die 
moderne genannt wird, zwei Männer, die sich im Leben selbst 
beinahe ignoriert und denen gegenseitige Ergänzung erst nach 
ihrem Tode erkannt werden sollte, Börne und Hegel.“ Börne 
steht — wie Engelsi an einer anderen Stelle sagt — einzig da als 
Persönlichkeit in der deutschen Geschichte, Börne war der Banner¬ 
träger deutscher Freiheit; |er stand gegen 40 Millionen Deutsche 
auf, um das Reich der Idee zu proklamieren. „Der größte Ein¬ 
fluß, den Börne gehabt hat, das ist jener stille auf die Nation, 
die seine Werke als ein Heiligtum bewahrt und sich daran gestärkt 
und aufrechterhalten hat in den trüben Zeiten von 1832—1840, 
bis die wahren Söhne desi Pariser Briefstellers in den neuen, philo¬ 
sophischen Liberalen entstanden. Ohne die direkte und indirekte 
Wirkung Börnes wäre esi der aus Hegel hervorgehenden freien 
Richtung weit schwerer geworden, sich zu konstituieren. Es kam 
jetzt aber bloß darauf an, die verschütteten Gedankenwege zwi¬ 
schen Hegel und Börne auszugraben, und das war so schwer nicht.“ 
Börne hat also die Idee proklamiert und das sei auch die Leistung 
Hegels. In einem langen Aufsatz: „Schelling über Hegel“ be¬ 
richtet Engels in Gutzkows „Telegraph“ über die Vorlesung 
Schellings (in der Berliner Universität, Dezember 1841) gegen v 
Hegel. Er gibt einen langen Bericht hierüber, schreibt vier Seiten 
Kritik gegen Schelling, „um für den großen Toten (Hegel) in die 
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Schranken zu treten“, produziert aber nichts als gute, gewandte 
Journalistik. Engels sieht in Hegel den Philosophen, der ,jiie 
Berechtigung der Vernunft, in die Existenz zu treten, das Sein 
zu beherrschen “ gelehrt hat. Er sieht in ihm den Mann, der 
den Strauß, Bauer, Feuerbach usw. Ideen geliefert hat, die dog¬ 
matische Religion zu bekämpfen. In dem einzigen Marxschen 
Briefe vom IQ« Novtember 1837 an seinen Vater ist mehr Philo¬ 
sophie, mehr Forschen, mehr Zukunftschwangeres, mehr Ungestümes 
und Ungetümes als in sämtlichen Aufsätzen Engels’ 1838 bis 
1844. Aber prächtig schreiben, sich rasch orientieren und emp¬ 
fangene Anregungen publizistisch ausbauen, das verstand Engels 
meisterhaft. 

Eine sorgfältige Lektüre des hier besprochenen Ergänzungs¬ 
bandes bestärkte mich noch in meiner Auffassung über Marx und 
Engels, der ich in meinem Büchlein „Karl Marx“ und m der 
„Glocke“ Ausdrude gegeben habe. 1 

'Den Deutschen steht Engels allerdings viel näher als Marx, 
ebenso wie ihnen Schiller näher steht als Goethe. Aber Schiller* 
ist vornehmlich eine national-deutsche Größe, während Goethe 
international groß dasteht und der Weltliteratur angehört. Aehn- 
lich verhält es sich mit Marx und Engels. 

Der Streit um das Größenverhältnis zwischen Marx und Engels 
ist kein müßiger oder rein akademischer, wie etwa der um Goethe 
und Schiller. Letztere gehören fast ausschließlich der schönen 
Literatur an, und ästhetische Fragen greifen nicht entscheidend ins 
praktische Leben ein. Andersi steht es mit Marx und Engels. Nach 
dem Tode von Marx hat Engels die Taktik der sozialistischen 
Bewegung stark beeinflußt und im großen ganzen eine mäßigende 
Wirkung ausgeübt. Auf die deutsche Sozialdemokratie hat er 
stets 1 im nationalen Sinne der Landesverteidigung gegen Rußland 
und Frankreich eingewirkt. Bebel folgte immer dem Rate Engels’. 
Die Frage ist nun die: Wenn Engel» kein bahnbrechendes Genie 
war, durfte man sich seinem Einflüsse so ohne weiteres unter¬ 
werfen? Ein wissenschaftliches Genie ist ein Denker, der durch 
alle sachlichen Ablenkungen und Brechungen, durch das ganze 
Dickicht menschlicher Leidenschaften und Schwächen hindurch das 
Wesen der Dinge erfaßt und ihm theoretischen Ausdruck verleiht. 
Das konnte Engels nicht. Das ist meine Behauptung. Wer mich 
eines Besseren überzeugen kann, mag es versuchen. 


1 Siehe „Eine Engelsbiographie“, in der „Qlocke“, 5. Jahrgang, 
Nr. 50, Seite 1521—23. 
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OTTO BAUER: 

Die sozialistische Lage in Deutschösterreich. 

ii. 

Die Koalition. 

W ÄHREND des Kriegest hat die „alte“ Linke die ministerialisti- 
sche Strömung in der Partei 4nit Öfer größten Entschiedenheit 
bekämpft. Warum? Weil wir damals das Proletariat zur 
Revolution vorzubereiten hatten. Wenn man die Revolution gegen 
«in Herrschaftssystem vorbereiten will, dann darf man nicht an 
diesem Herrschaftssystem teilnehmen, nicht für dieses Herrschafts¬ 
system mitverantwortlich werden. 

Jetzt lehnt die Unabhängige Sozialdemokratie im Deutschen Reich 
den Eintritt in feine Koalition mit bürgerlichen Parteien ab. Warum? 
Weil sie glaubt, daß die proletarische Revolution gegen die bürger¬ 
liche Republik bevorstehe. Wenn sie das Proletariat zu dieser 
Revolution erziehen will, kann sie nicht an der Regierung der 
bürgerlichen Republik teilnehmen, nicht für die bürgerliche v Repu- 
blik die Mitverantwortung übernehmen. 

In jDeutschösiterreich steht es anders. Hier kann niemand, der 
auch nur ein einzigesmal die wirtschaftlichen Voraussetzungen der 
proletarischen Revolution ernsthaft überprüft hat, die proletarische 
Revolution für denkbar halten, solange der Anschluß an Deutsch¬ 
land nicht vollzogen werden kann. Hier besteht unsere Aufgabe 
vorläufig darin, die Republik zu erhalten, die Donauföderation 
und die Restauration der Habsburger zu verhindern. Die Gründe, 
aus denen wir iwähilend des Krieges jeden Ministerialismus bekämpft 
haben und aus denen im Reiche die Unabhängigen jede Koalition 
ablehnen, gelten jetzt in Deutschösterreich nicht. Ganz andere 
Gründe bestimmen unser Verhalten zur Frage der Koalition. 

Die angeblich „pazifistische“ alte Linke hat in den Oktober- und 
Novembertagen 1918 verstanden, daß fest vor allem notwendig war, 
der Arbeiterklasse die bewaffnete Macht zu sichern. In Deutsch¬ 
österreich ist gelungen, was weder in Deutschland noch in irgend¬ 
einem der Nachfolgestaaten gelungen ist: eine Wehrmacht auf¬ 
zustellen und zu erhalten, die überwiegend ausi klassenbewußten 
Arbeitern zusammengesetzt ist und gänzlich ungeeignet ist, einer 
Restauration der Bourgeoisie als Werkzeug zu dienen. Diese ent¬ 
scheidende Tatsache hat die ganze folgende Entwicklung bestimmt. 

Konnten wir die proletarische Wehrmacht benützen, um (die 
Alleinherrschaft desi Proletariats aufzurichten? Nein! Denn die 
proletarische Revolution in Deutschösterreich war und ist eine 
ökonomische Unmöglichkeit. 

Konnten wir die Alleinherrschaft der Bourgeoisie überlassen, 
obwohl die bewaffnete Macht in den Händen des Proletariats» 
war? Jede Regierung braucht eine bewaffnete Macht. Eine bür- 
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gerliche Regierung hätte sich auf die Volkswehr nicht stütze^, 
können. Sie hätte es versuchen müssen, entweder die Volkswehr 
von ginnen zu zersetzen und zu korrumpieren oder ihr eine reak¬ 
tionäre Gegenarmee entgegenzustellen. Wasi sollte das Proletariat 
in diesem Falle tun? 

•Hätte das Proletariat einer bürgerlichen Regierung erlaubt, eine 
reaktionäre Wehrmacht unter dem Kommando schwarzgelber Offi¬ 
ziere laufzustellen, so hätte es die bereits errungene Macht preis- 
gegeben, hätte es die tatsächliche Macht dem monarchistischen 
Offizierkorps ausgeliefert, hätte es selbst der Konterrevolution den 
Weg gebahnt. 

Das Proletariat hätte dasi nie getan. Es hätte sich gegen die 
bürgerliche Regierung, die einen solchen Versuch gewagt hätte, 
erhoben, es hätte sie gestürzt. Aber was dann? Eine proletarische 
Diktatur aufrichten ? Aber das bedeutete ja den Abfall der klerikal¬ 
agrarischen Länder, den Bürgerkrieg, die Einstellung der Aus¬ 
landskredite und der Lebensmittelzufuhr aus dem Auslande, die 
Hungersnot binnen wenigen Tagen und in ihrem Gefolge — 
abermals die Konterrevolution! 

Hätten wir in den letzten anderthalb Jahren die Alleinherrschaft 
der Bourgeoisie überlassen, so hätte dies schließlich unvermeidlich 
zur Konterrevolution geführt. Das Proletariat konnte also weder 
seine Diktatur aufrichten noch der Bourgeoisie die Alleinherrschaft 
überlassen. Die internationalen ökonomischen Machtverhältnisse 
machten die Alleinherrschaft des» Proletariats, die inneren mili¬ 
tärischen Machtverhältnisse, machten die Alleinherrschaft der Bour¬ 
geoisie unmöglich. So blieb keine andere Möglichkeit alsi die der 
Koalition. Dieselbe Einsdcht in die ökonomische Unmöglichkeit 
einer proletarischen Revolution in dem allzu engen staatlichen. 
Rahmen, die uns zwang, in der auswärtigen Politik uns den An¬ 
schluß an Deutschland zum Ziele zu setzen, zwang uns auch, 
in der inneren Politik die vorübergehende Notwendigkeit der Koa¬ 
lition anzuerkennen. 

Das soll natürlich nicht besagen, daß die Koalition in jeder Ent¬ 
wicklungsphase notwendig bleibt. Es hängt von den konkreten 
Umständen desi Augenblicks ab, ob die Koalition notwendig ist 
oder nicht. 

In der Zeit der ungarischen Rätediktatur hätte dasi deutschöster¬ 
reichische Proletariat keine Woche lang eine bürgerliche Regie- 
mng ertragen. Damals hätte der Auflösung der Koalition nur 
die Rätediktatur folgen können, die in Deutschösiterreich noch 
viel schneller zusammengebrochen wäre als in Ungarn. Damals 
mußten wir an der Koalition festhalten, um der deutschöster¬ 
reichischen Arbeiterschaft das Schicksal zu ersparen, das die un¬ 
garische seither erlitten hat. Heute weiß die Masse der deutsch¬ 
österreichischen Arbeiter schon, daß die Rätediktatur in Deutsch¬ 
österreich derzeit unmöglich ist; selbst die Kommunisten haben 
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das nun schon eingestehen müssen. Heute können wir die Macht 
also der Bourgeoisie anbieten, ohne befürchten zu müssen, die 
proletarischen Massen dadurch zu einem selbstmörderischen Aben¬ 
teuer zu verlocken. Freilich, die Bourgeoisie wagt esi auch jetzt 
noch nicht, die ihr angebotene Macht auch zu übernehmen! In 
den jüngsten Verhandlungen über die Neubildung der Regierung 
.haben die bürgerlichen Parteien immer wieder erklärt, daß sie 
„unter keinen Umständen“ eine bürgerliche Regierung bilden wol¬ 
len, daß sie sich von uns zur Alleinherrschaft „nicht zwingen“ 
lassen. Denn die Bourgeoisie weiß, daß ihre Regierung kein Macht¬ 
mittel zur Niederhaltung des Proletariats 1 besäße. 

Als die neue Wehrmacht aufgestellt werden mußte, wäre es ein 
Verbrechen an der Zukunft des Proletariats 1 gewesen, ihre Auf¬ 
stellung einer bürgerlichen Regierung zu überlassen. Ist die Auf¬ 
stellung erst beendet und die neue Wehrmacht hinreichend ge¬ 
festigt, können wir ohne Sorge einen Mataja oder Schürff in das 
Staatsamt für Heerwesen einziehen sehen. 

In einer Zeit, in der über die Donauföderation entschieden wird, 
'werden wir das Staatsamt für Aeußeres nicht einem Christlich¬ 
sozialen überlassen. In ruhigerer Zeit, in der wir für den An¬ 
schluß nicht wirken können, bekümmert esi uns wenig, wer am 
Ballhausplatz sitzt. 

Wir können also die Koalition nicht grundsätzlich v ablehnen. 
Wir müssen die Frage, ob die Teilnahme an der Regierung oder 
<iie Oppositionsstellung vorzuziehen ist, je nach den besonderen 
Erfordernissen der Stunde beantworten. 

Gewiß ist jede Koalition der Sozialdemokratie mit einer bürger¬ 
lichen Partei ein Gebilde von sehr geringer Leistungsfähigkeit. 
Die Koalitionsregierung kann dasi Proletariat nicht gewaltsam 
niederhalten; sie bietet daher dem Wiederaufbau der kapitalisti¬ 
schen Produktion nicht die günstigsten Bedingungen. Die Koa¬ 
litionsregierung kann aber auch die Bourgeoisie nicht nieder- 
'werfen; sie kann daher auch nicht an die Stelle der kapitalistischen 
Produktion eine sozialistische setzen. Sie muß daher schließlich 
mit den Erfordernissen der Produktion in Widerspruch geraten, 
durch sie gesprengt werden. Wenn in Europa das Proletariat 
siegt, wird das* Erbe der deutschösterreichischen Koalitionsregie¬ 
rung die deutsche proletarische Regierung antreten. Sollte sich 
m Europa der Kapitalismus noch einmal des Ansturmes der Ar¬ 
beiterklasse erwehren, dann wird unvermeidlich auch in Deutsch¬ 
österreich die Koalition abgelöst werden durch die Restauration der 
Bourgeoisie. Solange aber der Kampf noch nicht entschieden ist, 
ist esi unsere Pflicht, dem Proletariat die Machtstellungen und 
Machtmittel zu erhalten, die es in der Stunde der Entscheidung 
brauchen wird; wenn und solange die Koalition zu diesem Zwecke 
notwendig sein kann, können wir die Koalition nicht grundsätzlich 
ab lehnen. 
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Die neue Unke. 

Der während des Kriegest so schroffe Gegensatz zwischen der 
„alten“ Linken und der „Rechten“ innerhalb der Partei ist seit 
der Revolution wesentlich milder geworden. Gibt esi auch heute 
noch Meinungsverschiedenheiten zwischen beiden, so sind sie doch 
bei weitem nicht mehr so groß wie früher, da sich die ganze Partei 
die Auffassungen angeeignet hat, die während des Krieges die 
Linke verfochten hatte. Während aber dieser Gegensatz innerhalb 
der Partei überbrückt wurde, sind neue Gegensätze entstanden. 

Der Krieg und der Zerfall des Wirtschaftsgebietes haben das 
deutschösiterreichische Proletariat in furchtbares Elend gestürzt, 
das nur allmählich, nur im Verlauf von Jahren gelindert werden 
kann. War die Partei gezwungen, die Koalition einzugehen und 
an der Regierung teilzunehmen, so konnte die Koalitionsregierung 
die unentrinnbaren Wirkungen des Kriege» und der Niederlage 
doch nicht beseitigen. Breite darbende, leidende Massen, die die 
Schranken, die die internationalen Machtverhältnisse unserer Aktion 
setzten, nicht zu erkennen vermochten, verstanden die zwingenden 
Gründe nicht, die der Partei eine Politik zuwartender Selbst¬ 
beschränkung auferlegten. Sie forderten die Auflösung der Koa¬ 
lition. Sie verloren den Glauben an die Demokratie. Sie gerieten 
unter den Einfluß der kommunistischen Losungen. Der Ausdruck 
dieser Massenstimmung ist die „neue Linke“. 

Die neue Linke erklärt, sie sitehe „auf dem Boden der Räte¬ 
diktatur“. Es ist dies eines jener „Lippenbekenntnisse“ zur Räte¬ 
diktatur, die Lenin jüngst so grausam verhöhnt hat; die Lippen¬ 
bekenntnisse derer, die, wie Lenin sagt, das Idol der Diktatur des 
Proletariats den Massen „wie ein Heiligenbild“ voraustragen. In 
der Tat kommt es nicht darauf an, sich auf irgendwelchen „Boden“ 
zu stellen oder irgendein Idol aufzupflanzen. Esi handelt sich 
darum, der Arbeiterschaft den bestimmten, unter den konkreten 
Bedingungen unseres Landes gangbaren Weg zur Macht zu zeigen. 
Deshalb verschmähen wir es, von der Rätediktatur zu schwätzen, 
die in unserem Lande doch kein realisierbares Ziel ist. Wir ziehen 
es vor, dem Proletariat offen zu sagen, daß die proletarische 
Revolution in einem Lande, dessen Volk zum Hungertod ver¬ 
dammt ist, sobald die kapitalistischen Weltmächte ihm ihre Hilfe 
entziehen, nicht möglich ist; daß sie für uns erst möglich wird, 
wenn wir in einem größeren, wirtschaftlich stärkeren, dem Aus¬ 
land nicht so völlig wehrlos ausgelieferten Wirtschaftsgebiet auf¬ 
gehen. Dem bloßen Lippenbekenntnis zur Rätediktatur stellen vir 
entgegen das konkrete Kampfziel de» Anschlusses an Deutschland. 

Die heue Linke ist sehr erfinderisch in der Auffindung „revo¬ 
lutionärer“ Forderungen. Sie fordert die Unterstellung der Staatsi- 
verwaltung, der Polizei usw. unter das Kommando der Arbeiter¬ 
räte. Sie verlangt eine auswärtige Politik ohne Rücksicht auf 
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den Einspruch der Ententemächte. Alle diese Forderungen sind 
ohne weiteres zu erfüllen — am Tage nach der proletarischen 
Revolution! Alle diese Forderungen sind unerfüllbar, solange die 
proletarische Revolution unmöglich ist. Wir ziehen es vor, dem 
Proletariat offen zu sagen, daß esi nicht Maßregeln, die die Allein¬ 
herrschaft des Proletariats voraussetzen, durchsetzen kann, solange 
es noch in den Fesseln des Kapitalismus lebt; und daß es diese 
Fesselt: nicht brechen kann, solange es verurteilt ist, in einem Staat 
zu leben, der, auf seine eigene Kraft angewiesen, nicht lebens¬ 
fähig ist und darum nur alsi Vasall des Ententeimperialismus 
leben kann. 

Die neue Linke redet den Arbeitern ein, die Ersetzung der 
bureaukratisdhen Verwaltung durch die Diktatur der Räte könne 
den Schleichhandel ausrotten, dasi Schiebertum ausmerzen. Wir 
ziehen es vor, den Arbeitern die Wahrheit zu sagen, die niemand, 
der auch nur die Elemente der Wirtschaftsgeschichte kennt, leug¬ 
nen kann: daß keine Staatsverfassung imstande ist, das Schieber- 
tum auszurotten, die Teuerung zu überwinden, solange die Güter- 
zufuhr weit hinter dem Bedarf zurückbleibt; daß daher Schieber- 
tum und Teuerung unausrottbar sind, solange wir in ein Wirt¬ 
schaftsgebiet eingezwängt bleiben, das an so furchtbarem Wider¬ 
spruch zwischen seinem Importbedarf und seiner Exportfähig¬ 
keit krankt. 

Die neue Linke schwätzt den Arbeitern vor, eine rücksichtslos 
zugreifendc Vermögensabgabe wäre dasi Mittel, dem Volke „Brot 
und Arbeit“ zu beschaffen. Auch wir halten eine solche Ver¬ 
mögensabgabe für notwendig, wenngleich wir viele der konkreten 
Einzelforderungen der neuen Linken an die Vermögensabgabe für 
undurchdacht und dilettantisch halten. Aber wir sehen es als un¬ 
erlaubt und als nichts weniger als revolutionär an, den Arbeitern 
einzureden, daß durch bloße Maßregeln der Steuergesetzgebung 
ein Zustand der Not überwunden oder auch nur wesentlich ge¬ 
lindert werden könne, der in der ganzen Struktur unserer Volkse 
Wirtschaft, in der ganzen Berufsgliederung unserer Bevölkerung, 
in dem ganzen Zustand unserer Produktivkräfte, der in der Lebens¬ 
unfähigkeit unseres Staatsgebildes begründet ist und nur durch 
seine Eingliederung in ein größeresi, wirtschaftlich lebensfähiges 
Staatswesen überwunden weiden kann. 

Die neue Linke sieht den Klassenkampf nur innerhalb der engen 
Grenzen unseres armseligen Zwergstaates. Sie argumentiert, als 
käme es nur darauf an, die Wiener Spießbürger und die alpen¬ 
ländischen Bauern niederzuwerfen; sie spottet über das „beliebte 
Bedenken“, daß die Abhängigkeit von den kapitalistischen West¬ 
mächten unserer Aktion Schranken setzt. Wir ziehen es vor, den 
Arbeitern die realen Machtverhältnisse nicht zu verhüllen, sondern 
aufzuzeigen; ihnen zu zeigen, daß der Klassengegner, der uns 
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niederhält, nicht mehr nur die armselige deutschösterreichische 
Bourgeoisie ist, sondern das weltbeherrschende Kapital des 
■Westens, das sich unserer Banken, das sich beinahe aller großen 
industriellen Unternehmungen unseres /Landes, das sich eines großen 
Teiles unseres Handels bereits bemächtigt, das die heimischen 
Kapitalisten in seine bloßen Tributeintreiber verwandelt, das un¬ 
sere Regierung zu seinem Vollstnedkungsorgan gemacht hat und 
das (uns selbst täglich durch die Sperrung der Kredite und der 
Lebensmittelzufuhr zur Kapitulation zwingen kann. So lehnen wir 
die Arbeitermassen, daß unsere Befreiung nicht durch Katzbalge¬ 
reien mit heimischen Kleinbürgern und Bauern, sondern nur durch 
die internationale Revolution, durch den Sturz des Herrschafts¬ 
systems von Versailles und, Saint-Germain, nicht durch bloße Re¬ 
formen an dem kläglichen deutschösterreichischen Zwergstaat, son¬ 
dern nur durch die Zerstörung desi internationalen Herrschafts¬ 
systems, das diesen Staat überhaupt zu unfreiwilligem Dasein 
zwingt, errungen werden kann. Diese Erkenntnis 1 mag uns frei¬ 
lich zum Verzicht auf manche scheinrevolutionäre Phrase, 
auf manche scheinrevolutionäre Gebärde zwingen; aber 
ihre Verbreitung bedeutet wirklich revolutionäre Erziehung 
der Ärbeitermassen: Weitung ihres Denkens über die armseligen 
Grenzen des kleinen, kleinbürgerlichen Staatesi hinaus in den Be¬ 
reich der großen Probleme der internationalen Revolution gegen 
das internationale Kapital. 

Diese Grundverschieden heit des Denkens zeigt sich nun auch in 
der Beurteilung der aktuellen Probleme der politischen Praxisu 
Die zeitweilige Notwendigkeit der Koalition war freilich so augen¬ 
fällig, daß sich ihr selbst die neue Linke nicht entziehen konnte. 
Als die zweite Koalition geschlossen wurde, hat im Wiener Kreis¬ 
arbeiterrat (auch die „Sara“ ihre Notwendigkeit anerkannt. Als 
sie aufgelöst wurde, hat auch Täubler, der Redner der neuen 
, Linken, in der Wiener Vertrauensmännerversammlung zugestanden, 
daß sie zeitweilig notwendig war. Aber in der Zwischenzeit hat das 
Organ der neuen Linken, der „Arbeiterrat“, den „Teufelsbund“ 
der Koalition als einen Verrat an den Grundsätzen des Klassen¬ 
kampfes, als! eine Verunreinigung der Partei bekämpft. Fragen 
wie die, ob wir etwa durch vorzeitige Lösung der Koalition die 
bewaffnete Macht der Bourgeoisie ausgeliefert und dadurch die 
ganze Zukunft des Proletariats! gefährdet oder ob' wir dadurch eine 
Lage herbeigeführt hätten, in der das Proletariat seine Diktatur 
aufzurichteu gezwungen gewesen wäre und sich dadurch selbst¬ 
mörderisch in den Konflikt mit der überlegenen Gewalt der 
Ententemächte gestürzt hätte, hat dasi Oigan der neuen Linken 
seiner Untersuchung nicht für würdig befunden. Wir dagegen 
ziehen es vor, dem Proletariat offen zu sagen, daß eine Koope¬ 
ration der Sozialdemokratie mit bürgerlichen Parteien, eine Tei¬ 
lung der Macht zwischen beiden, unvermeidlich ist, solange die 
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internationalen ökonomischen Machtverhältnisse die Alleinherrschaft 
des Proletariats und die inneren militärischen Machtverhältnisse 
die Alleinherrschaft der Bourgeoisie unmöglich machen; daß, so¬ 
lange die internationalen und die inneren Machtverhältnisse keine 
wesentliche Veränderung erfahren, zwar die Formen dieser Koope¬ 
ration wechseln können, aber die Kooperation selbst immer wieder 
unvermeidlich werden kann. Die Notwendigkeit dieser Kooperation 
kann nicht überwunden werden durch bloße Entschließung der 
Partei: sie wird erst überwunden, wenn der weitere Gang der 
iWeltrevolution das Gleichgewicht der Kräfte sitört, der einer oder 
der anderen der beiden) Klassen die Aufrichtung ihrer Allein¬ 
herrschaft möglich macht. 

Die neue Linke rühmt sich, sie spreche nur aus, was die Massen 
selbst denken und fühlen. Darin hat sie wohl nicht ganz unrecht. 
Sie ist in der Tat der Ausdruck einer in den Massen weitverbreiteten 
Stimmung. D|ie alte Linke ist nie lein bloßesi Spiegelbild der Massen¬ 
stimmung gewesen. Denn nicht das ist die Aufgabe der Marxisten, 
die innerhalb der Arbeiterbewegung wirken. Die Marxisten haben 
vielmehr, dank der Forschungsi- und Denkmethode, die sie Marx 
gelehrt hat, „vor der übrigen Masse des Proletariats die Einsicht 
in die Bedingungen, den Gang und die allgemeinen Resultate der 
proletarischen Bewegung vorausi“. Die Marxisten haben daher die 
Aufgabe, nicht einfach auszudrücken, wasi in den Massen lebt, 
sondern die Massen selbst die ihnen zunächst undurchsichtigen 
Bedingungen, den ihnen zunächst unverständlichen Gang der pro¬ 
letarischen Bewegung verstehen zu lehren. Das ist die Aufgabe, 
die sich die alte Linke gestellt hat. 

Als sich Friedrich Adler am Anfang des Krieges der Kriegs¬ 
ideologie entgegengestellt hat, war er vereinsamt. Ausdruck der 
Massenstimmung, die in Deutschland und in Deutschösterreich 
zu Kriegsbeginn unzweifelhaft patriotisch war, waren damals 
sicherlich die Scheidemänner. 

Als die Linke in ihrem Nationalitätenprogramm dasi Selbst- 
bestimmungsrecht der Nationen und den Anschluß Deutschöster¬ 
reichs (an Deutschland proklamierte, war (die Massenstimmung gegen 
sie. Die deutschösterreichischen Arbeiter sahen damals noch in dem 
Befreiungskampf der slawischen Nationen bloßen „Nationalismus“, 
wenn nicht gar „Hochverrat“, und sie hatten keinerlei Sympathie 
für den Anschluß an das ihnen verhaßte imperialistische Deutsch¬ 
land. ; 

In beiden Fällen hat die alte Linke keineswegs der augenblick¬ 
lichen Massienstimmung Ausdruck verliehen. Aber da sie vor der 
übrigen Masse des 'Proletariats die Einsicht in die Bedingungen und 
den Gang der nahenden Revolution voraus hatte, konnte sie gegen 
die augenblickliche Stimmung der Massen ihr künftiges, dauerndes 
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Interesse vertreten, die Massen selbst allmählich zur Einsicht 
in die Bedingungen und den Gang ihrer Bewegung fuhren. Mit 
welchem Erfolg sie das» getan hat, hat die Novemberrevolution 
gezeigt. 

Es ist auch heute nicht landers. Auch heute sehen wir unsere Auf¬ 
gabe nicht darin, die augenblickliche Massenstimmung des Prole¬ 
tariats auszudrücken, die zu revolutionären Aktionen drängt, welche 
unter den gegebenen internationalen Bedingungen nur zur Hunger¬ 
katastrophe, zu blutiger Niederlage, zu schimpflicher Kapitulation 
führen könnten. Auch heute ist esi unsere Pflicht, die Massen im 
Kampfe gegen augenblickliche Massenstimmungen die Bedingungen, 
den Gang und die allgemeinen Resultate der proletarischen Be¬ 
wegung verstehen zu lehren; sie verstehen zu lehren, daß die 
Bedingung ihrer Befreiung der Sturz des Staatensystems von Ver¬ 
sailles und Saint-Germain, der Gang ihrer nächsten Revolution 
der Anschluß an das revolutionäre Deutschland, ihr Resultat nicht 
die Diktatur des Proletariats in Deutschösterreich, sondern die 
Herrschaft des Proletariats in der großdeutschen Republik sein 
wird. 

Die neue Linke hat den leichteren Teil erwählt. Viele ihrer 
Mitglieder waren „Sozialpatrioten“, als die Massenstimmung patrio¬ 
tisch war, und sie sind heute revolutionär, da die Massenstimmung 
revolutionär ist. Wir glauben, daß der Marxist, den die wissen¬ 
schaftliche Methode Marxens! und Engels’ zur Erkenntnis der 
ökonomischen und sozialen Bedingungen der proletarischen Revo¬ 
lution befähigt, eine andere Aufgabe hat als die, sich vorbehaltlos 
der jeweiligen, augenblicklichen Stimmung der Massen hinzugeben, 
und um ihren Beifall zu buhlen. Friedrich Adler hat einmal 
gesagt, die Popularität |siei ein Kapital, das man nur dazu'verwenden 
dürfe, es zu konsumieren. Nie hat jemand ein größeres Kapital 
von Popularität besessen als Friedrich Adler zu der Zeit, als die 
Revolution ihn aus dem Kerker befreite. Nie hat jemand pflicht¬ 
treuer seine ganze Popularität auf das 1 Spiel gesetzt, um das 
Proletariat vor Abenteuern, die zur Niederlage führen müßten, zu 
warnen und es den schweren, schwer verständlichen Weg, den 
die Bedingungen und der Gang der proletarischen Bewegung 
in unsrem Lande, unter unseren besonderen Verhältnissen er¬ 
fordern, zu führen. Der Unterschied zwischen der alten und der 
neuen Linken ist nicht bloß ein Unterschied der Einsicht und 
Erkenntnis; er isit, dünkt uns, ein Unterschied des moralischen 
Mutes. 
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M. BEER 

Moskau und Genf. 

ii. 

Die französischen Sozialisten in Moskau. 

D IE französischen Sozialisten auf dem Straßburger Parteitag 
(siehe „Glocke“, 5. Jahrgang, Nm. 50, 51/52) und die 
deutschen Unabhängigen auf ihrem Leipziger Parteitag hatten 
beschlossen, den Versuch zu machen, mit Moskau in Verkehr zu 
treten, um, wenn möglich, eine neue, die ganze Linke und das 
Zentrum einschließende Internationale aufzurichten und eventuell 
sich der III. Internationale anzuschließen. Im letzten Monat be¬ 
gaben sich zu diesem Zwecke die französischen Sozialistenführer 
Cachin (Schriftleiter der „Humanit€“) und Frossard (Sekretär 
der Partei), sowie die deutschen Unabhängigenführer Crispien und 
Däumig zum Moskauer Kongreß. Wie die Berliner „Rote Fahne“ 
mitteilt, gaben nach wochenlangen Auseinandersetzungen die fran¬ 
zösischen Sozialisten Cachin und Frossard folgende, wie eine 
Sensation wirkende Erklärung ab: 

„Wir haben euch, Genossen, das Mandat vorgelegt, das uns 
vom Straßburger Kongreß gegeben wurde. Wie ihr aus seinem 
Inhalt ersehen könnt, hat der Kongreß uns) beauftragt, mit den 
Organisationen, die der III. Internationale beigetreten sind, in 
yerbindung zu treten. 

In ihren Resolutionen auf dem Kongreß hat die französische 
sozialii tische Partei ihre volle Solidarität mit der großen Be¬ 
freiungsbewegung 4e$ Proletariats in allen ihren Formen bestätigt. 
Die Partei hat festgesitellt, daß nicht eine einzige der grundlegen¬ 
den Erklärungen der Moskauer Internationale in Widerspruch zu 
den Grundsätzen des Sozialismus steht, und daß die Diktatur des 
Proletariats der Grundsitein der revolutionären Ideologie ist, daß 
die Bildung von Räten der Arbeiter-, Bauern- und Soldaten¬ 
delegierten als die Haupteroberung auf dem Wege zur Verwirk¬ 
lichung der Macht des Proletariats! anerkannt werden muß. Ihr 
habt von uns ergänzende Erläuterungen in bezug auf einige Punkte 
unserer ersten Erklärung gefordert. Ihr habt einige kritische 
Bemerkungen gemacht, hauptsächlich über die innere Tätigkeit 
unserer Partei und unserer Presse. Als Antwort auf alle uns ge¬ 
machten Bemerkungen halten wir es für notwendig, folgende Er¬ 
klärung vorzulegen: 

Vor allem ist es notwendig, darauf hinzuweisen, daß schon 
seit zwei Jahren die Mehrheit unserer Partei bei jeder günstigen 
Gelegenheit gegen die reformistische Taktik kämpft. Im gegebenen 
Augenblick, bei der gegenwärtigen sozialen und wirtschaftlichen 
Lage fühlen wir uns noch mehr als« zur Zeit des Amsterdamer Kon- 
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gresses solidarisch mit euch in der Auffassung, daß 
der Wiederherstellung oder auch nur der UntersÄüt 
talistischen Wirtschaftssystems durch die Wirklich!« 
und darum nichts (als- eine reine Utopie ist. Mit jeder Stunde 
sich die bürgerliche Gesellschaft mehr und mehr der tödlic 
Krise, und die Rolle der Arbeiterschaft besteht eben darin, 
in Krämpfen sich wälzenden Zeitabschnitt, den wir gegenwärtig 
durchleben, nach Möglichkeit 211 verkürzen. Um in der Welt 
die Ordnung und Gerechtigkeit wiederherzustellen, ist es not¬ 
wendig, daß allerorten in möglichst kurzer Zeit , die sozialistische 
Ordnung siegt. Der Sozialismus kann nicht heute oder morgen 
als Ergebnis von Parlamentswahlen oder eines ständigen Volks¬ 
referendums kommen, weil die kapitalistische Klasse alles tut, was 
von ihr abhängt, um den wirklichen Volkswillen zu entstellen, 
und weil die Kirche, die gelbe Presse lund das Gold der Bourgeoisie 
fortwährend ihr verderbliches Werk verrichten, um dasi Bewußtsein 
der arbeitenden Massen vom rechten Weg abzulenken. Es ist 
selbstverständlich, daß wir das System des Parlamentarismus, das 
der Bourgeoisie so teuer ist, nicht anerkennen. Wir kennen nur 
allzugut den inneren (Wert lies 'Parlamentarismus, als daß wir hoffen 
könnten, daß durch (die Benutzung eines solchen gefälschten Mittels 
die Volksmehrheit irgend einmal durch einfache Abstimmung inner¬ 
halb der Grenzen der Gesetzlichkeit das große Werk der Befreiung 
der Arbeit vollziehen könnte. Einmütig mit euch erklären wir, 
daß nur die arbeitende Klasse den Staat umwandeln und dann 
auch verwalten kann, und gleich euch behaupten wir, daß unter 
den mächtigen Stößen der auserwählten entschlossenen Minder¬ 
heit der proletarischen Vorhut die ganze Arbeiterklasse im vollen 
Bewußtsein Ihrer Pflicht nach sich zieht, die( alte # GeselIschaft fallen, 
die Stunde der sozialen Revolution schlagen und der Sozialismus die 
Herrschaft antneten wird. Ihr habt uns wieder lebendige Lehren 
der Geschichte durchleben lassen. Ihr habt uns noch einmal an¬ 
schaulich bewiesen, daß iftir auf dem Wege der Gewalt und der 
unmittelbaren revolutionären Aktion, nur im Feuer des Bürger¬ 
krieges die alte Gesellschaft vernichtet werden, und die Grund¬ 
lagen einer neuen sozialen Ordnung gelegt werden können. Esi ist 
für uns klar, daß wir keine andere Wahl haben. Wir müssen uns 
entweder wie früher unter das Joch desi. Kapitalismus und des 
Imperialismus beugen oder uns mit derselben Unerbittlichkfeit, 
mit der sich die soziale Reaktion gegen das Proletariat wendet, 
gegen seinen Erbfeind richten. Der jetzigen Diktatur der Bour¬ 
geoisie muß das Proletariat seine Diktatur entgegenstellen. Die 
Wirklichkeit fordert das unwiderleglich. Für unsi genügt es, uns 
unserer nationalen Vergangenheit zu erinnern, um die Rechtferti¬ 
gung für die Methoden der Gewalt und des Terrorsi zu finden, 
zu denen unvermeidlich eine Klasse greifen muß, die die Macht¬ 
ergreifung anstrebt, wenn sie sich halten und hinter sich dauer- 
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hafte Grundlagen der künftigen sozialen Ordnung errichten will. 
Ihr werft Uns manchmal vor, daß wir die Notwendigkeit der 
Enteignung .öer Bourgeoisie dadurch, daß wir von Sozialisierung 
reden, vertuschen. Wir wollen nicht die alten banalen Streitig¬ 
keiten um dieses Thema erneuern, um so mehr, als die Frage der 
Entschädigung in den Sektionen der Internationale schon genügend 
erörtert worden ist. Es; genügt, zu sagen, daß diese Frage bei der 
gegenwärtigen Finanzlage aller ^Völker im Grunde genommen m,üßig 
ist. Wir bleiben Unserem sozialistischen Programm treu lund fordern 
die Enteignung und Beschlagnahme des Großgrundbesitzes und 
aller Produktionsmittel desi industriellen und Transportkapitals. 
Mit einem Worte: Keiner der Vertreter des revolutionären So¬ 
zialismus kann es ableugnen, daß das nächste Ziel der Arbeiter¬ 
klasse die Enteignung oder, wie wir es nennen, die Konfiskation 
sein muß. Das einzige Mittel zur Erreichung dieses Zieles ist 
natürlich die Gewalt mit allen ihren Folgen, die man Bürgerkrieg 
nennt, wobei die Hauptwaffe natürlich die Diktatur des Prole¬ 
tariats sein muß. In Rußland hat diese Frage schon in Gestalt 
des Sowjetregimes ihre praktische Lösung gefunden. Ihr weist 
uns mit vollem Recht darauf hin, daß tesi nicht genügt, alle diese 
durch die russische Revolution geheiligten Grundsätze nur in 
Worten * anzuerkennen. Die Worte müssen durch die Tat be¬ 
wiesen werden. Damit sind wir vollkommen einverstanden. Wir 
wollen nicht die Mängel und Schwächen unserer Taktik in der 
Vergangenheit verleugnen. Unbestreitbar, wir haben immer gegen 
unsere Bourgeoisie gekämpft und haben bei jedem Aufflammen 
der Revolution danach gestrebt, alle ihre Errungenschaften bis 
zu Ende zu bewahren. Aber ihr habt von eurem Standpunkt recht, 
wenn ihr uns vorwerft, daß wir nicht die nötige Kraft gezeigt 
haben. Angesichts; der langwierigen unerhörten Leiden des russi¬ 
schen Arbeiters^ und Bauers verstehen wir euern Zorn und eure 
Vorwürfe. Unsere Pflicht war esi, euch rechtzeitig zu Hilfe zu 
kommen, und wir haben nicht die Kühnheit gefunden, diese brüder¬ 
liche Pflicht zu erfüllen. Ebenso habt ihr dasi Recht, zu fordern, 
daß die alltägliche Taktik unserer Partei entschlossener, bestimmter 
und revolutionärer sei. Kurz und gut, wir hätten den Weg gehen 
sollen, den Rußland gegangen isit, wo die proletarische Revolution 
triumphiert. Unser Besuch in Moskau wird uns, ganz abgesehen 
von der internationalen Bedeutung des Kongresses, alle jene Wahr¬ 
heiten vor Augen führen, die wir vielleicht allzu theoretisch auf¬ 
genommen haben. Wir werden in unser Vaterland, nach Frankreich, 
zurückkehren jmit dem festen Entschluß, (unser Proletariat zur Hand¬ 
habung jener heldenhaften Kampfmethoden vorzubereiten, die der 
Arbeiterklasse in Rußland erlaubt haben, die Macht in die Hände 
zu nehmen, sie zu erhalten und auf den Ruinen desi alten Regimes 
die Grundlage zu feiner neuen sozialen Ordnung, deren ganze Größe 
sich jetzt vor unserem Auge öffnet, zu legen. 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



524 


Lenins Sieg. 


Digitized by 


Einige unserer Genossen haben ihre Solidarität mit dem Mos¬ 
kauer Programm erklärt. In vollster brüderlicher Einheit mit 
ihnen werden wir unsere Anstrengungen dahin vereinigen, daß 
die ganze französische sozialistische Partei beschließt, der 
III. Internationale beizutreten. Wir werden die Einberufung eines 
außerordentlichen Parteitages fordern, um ihn mit den Beschlüssen 
des Kongresses der III. Internationale bekanntzumachen. Wir 
bitten euch, Genossen, unsere aufrichtige Versicherung darüber 
anzunehmen, daß wir nicht nur in Worten, sondern auch in Taten 
bereit sind, unsere volle Bereitschaft zum Kampf auf Leben und 
Tod mit dem absterbenden Kapitalismus zu beweisen.“ — 
Soweit der Bericht über die Erklärung der französischen Sozia¬ 
listen in Moskau. Erweist er sich als richtig und sprechen Cachin 
und Frossard im Namen des französischen Zentrums, so ist ein 
bedeutender Schritt zur Weltrevolution getan. 


Dr. RODERICH VON UNGERN-STERNBERG: 

Lenins Sieg. 

V OR mehr als einem halben Jahre istt an dieser Stelle auf die 
Notwendigkeit hingewiesen worden, im Interesse der Wider¬ 
erstarkung unserer Wirtschaft mit der Sowjetregierung ein 
wirtschaftliches Abkommen zu treffen. Wir stellten damals fest, 
daß die Bedenken hinsichtlich der Stabilität der russischen Räte¬ 
regierung hinfällig sind, und daß solches bereits von England 
richtig erkannt wird, und Lloyd George sich anschickt, daraus die 
für England wichtigen Folgerungen zu ziehen. Die Entwicklung der 
Dinge, scheint mir, hat unsi im wesentlichen Recht gegeben. 
„Besonnene“ Kritiker sahen damals freilich weder die Möglich¬ 
keit einer Wandlung der kommunistischen Wirtschaftspolitik, die 
eine Annäherung möglich und wünschenswert machen würde, noch 
ließ ihr „fachmännischesi“ Urteil Zweifel darüber aufkommen, daß 
die Sowjetregierung der militärischen Bedrohung und der wirt¬ 
schaftlichen Schwierigkeiten nicht Herr werden könne; ich will 
schon gar nicht von den kindischen Versuchen reden, durch Ver¬ 
breitung „tendenziöser“ (um nicht zu sagen erlogener) Nachrichten 
die Sowjetregierung in den Augen der „Kulturmenschheit“ her¬ 
unterzureißen. 

Heute wird kein ernstzunehmender Mensch leugnen können, daß 
wir in Rußland vor folgenden Tatsachen sitehen: Aussöhnung 
weitester Volkskreise mit dem Sowjetsystem, das immer mehr zu 
einer nationalen Lebensform wird, Wandlung der kommunistischen 
Wirtschaftspolitik in der Richtung einer Anpassung am westeuro¬ 
päische Zusitände, Ueberwindung der größten wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten durch Erweiterung des Herrschaftsgebietes (Baku !), 
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Militarisierung der Arbeit, Fühlungnahme mit dem Auslande, Ein¬ 
stellung heimischer intellektueller Kräfte in den Dienst der plan¬ 
mäßig geleiteten Volkswirtschaft. 

In Anbetracht dieser Verhältnisse, die fraglos auf eine beginnende 
Konsolidierung der politischen Lage in Rußland hinweisen, ver¬ 
lohnt es stich, auf zwei Argumente einzugehen, die angeblich die 
völlige Haltlosigkeit der gegenwärtigen Zustände in Rußland be¬ 
weisen sollen: 1. das mysteriöse Schweigen der Bauern und 2. die 
Folgen, welche sich aus/ dem Bestehen der Roten Armee ergeben 
müssen. Von den ersteren wird behauptet, JSie seien der Räteregierung 
feindlich gesinnt und erstrebten ihren Sturz, von der letzteren 
erwartet man eine Entwicklung zum Bonapartismusi nach fran¬ 
zösischem Muster! Was die Bauernschaft anbelangt, so überschätzt 
man hieit>ei, auf ihrer zahlenmäßigen Ueberlegenheit fußend, sehr 
ihren politischen Einfluß. Mit der Erledigung desi Großgrund¬ 
besitzes/ haben alle politischen Fragen für die breite Masse der 
eigentlichen Bauern sehr an Bedeutung verloren. Entscheidend 
bleibt für sie in der Frage Räteregierung oder Zarismus immer 
der Umstand, daß es* die Kommunisten gewesen sind, die die Ab¬ 
hängigkeit der Bauern vom Gutsbesitzer beseitigt haben, — ein 
Ausbeutungsiverhältnis, welches sich in Form von steigenden Zah¬ 
lungen für gepachtetes Land von Jahr zu Jahr immer drückender 
fühlbar machte, und von dem befreit zu haben die kommunistische 
Regierung das unbestreitbare Verdienst hat. Neuerdings versucht 
die Wrangelsche Regierung die Bauern dadurch zu gewinnen, 
daß sie u. a. den tatsächlichen Besitz der Bauern an Gutsland ge¬ 
setzlich zu bestätigen verspricht und auf diese Weise dem Bauer 
ein verbrieftes Recht auf dieses Land zuerkennen will — ein 
Köder, der angesichts der rechtlich ungeordneten Zustände auf 
dem Lande, vielleicht zu Beginn der Koltschakschen und Denikin- 
schen Offensive bei einem Teil der Bauern einen gewissen Erfolg 
gehabt hätte — jetzt aber, nach den Erfahrungen mit der Denikin- 
schen Regierung — ein Schlag ins Wasser ist. Das Mißtrauen 
der Bauern gegen alle zaristischen, antibolschewistischen Gene¬ 
räle ist nicht mehr zu beseitigen, selbst wenn die Bauern nicht 
einer sehr geschickten Propaganda von kommunistischer Seite 
unterzogen würden, — eine Werbetätigkeit, gegen die keine an¬ 
dere Beeinflussung mehr aufkommen kann und die besonders die 
ganze bäuerische Jugend gewonnen hat. Es ist daher ein ganz aus¬ 
sichtsloses Unternehmen, wenn vom Auslande her versucht wer¬ 
den soll, «die Bauern gegen die Räteregierung in Bewegung zu 
setzen. Das* hatte nur so lange Aussicht auf Erfolg, als die 
Kommunisten den Fehler begingen, die Revolution auf dem Lande 
dadurch w’eitertreiben zu wollen, daß sie gewaltsam kommunistische 
Großbetriebe izu schaffen versuchten, rücksichtslos beschlagnahm¬ 
ten, die „Dorfarmut“ gegen die Mittelbauern auszuspielen suchten 
usw. Von all diesen Versuchen ist die Regierung Lenins heute 
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weit abgerückt. Das Schweigen der Bauern beruht also nicht etwa 
darauf, daß sich da antirevolutionäre Kräfte sammeln, sondern 
lediglich auf politischer Indifferenz. 

Die Uebertragung der Kommandogewalt in der Roten Armee 
an frühere zarische Generäle und Generalsitabsoffiziere hat neuer¬ 
dings die Vermutung aufkommen lassen, daß wir in Rußland 
vor einer bonapartistischen .Entwicklung stehen. Diese Erwartungen 
entbehren m. E. der realen Grundlage. Vor allem fehlt es bisher 
ganz an dem geeigneten Mann, denn BmsSilow, der vielfach als 
der kommende Bonaparte bezeichnet wird, ist nach übereinstimmen¬ 
der Ansicht derjenigen, die ihn kennen, zu dieser Rolle ganz 
unfähig. Ferner sind, gerade weil theoretisch der Bonapartismus im 
Bereich des Möglichen liegt, von der Sowjetregierung Kontroll- und 
Aufsichtsinstanzen in der Gestalt von Kommissaren geschaffen, 
um alle Ansätze zu einer Militärdiktatur sofort im Keime ersticken 
zu können. Jeder höheren Kommandostelle sind ein bis zwei 
solcher Kommissare beigegeben, mit der Befugnis, alle nicht rein 
operativen Maßnahmen zu überwachen und zum Teil mitzuent¬ 
scheiden. Und schließlich ist die geschichtliche Parallele schon 
deshalb nicht geeignet, die voraussichtliche Entwicklung erkennt¬ 
lich zu machen, weil dazumal, nach 1795, die bedeutendsten Köpfe 
an der Spitze der Armeen standen, während in Rußland heute das 
ganze Willenszentrum in Moskau sitzt und die Rote Armee nur 
eine Schöpfung der kommunistischen Regierung (Trotzky) ist. Von 
den Männern der Räteregierung aber hat sicherlich niemand den 
Ehrgeiz, erster Konsul zu werden. 

In letzter Zeit hat die Sowjetregierung noch insofern einen 
großen moralischen Erfolg zu verzeichnen, alsi weite Kreise der 
bisher oppositionellen Intelligenz ihre Mitarbeit zugesagt haben. 
Wortführer in dieser Richtung ist Professor Gredeskul, der für 
eine bedingungslose und aufopfernde Verschmelzung, „ein • Auf¬ 
gehen der Intelligenz in der Arbeiterschaft“ eintritt. 

Es ließen sich noch viele Ereignisse aufzählen, die dafür bürgen, 
daß die Räteregierung aller Schwierigkeiten Herr werden wird, 
wie z. B. die starke Zuwanderung russischer qualifizierter Arbeiter 
aus den Vereinigten Staaten, die Auswanderung deutscher, schwedi¬ 
scher und anderer Arbeiter nach Rußland, deren Arbeitskraft vor 
allem zur Instandsetzung des Transportwesens verwendet werden 
soll, die immerhin nicht zu unterschätzenden Erfolge der Militari¬ 
sierung der Arbeit, hauptsächlich auf dem Gebiet des Verkehrs¬ 
wesens! und der Bereitstellung von Heizmaterial, die beginnende 
Einfuhr von Industrieerzeugnissen aus Skandinavien, England und 
anderen Ländern. Jedenfalls ergibt sich aus alledem, daß, so 
verworren, ja schauderhaft nach westeuropäischen Begriffen die 
Verhältnisse im einzelnen noch sein mögen, ein Aufstieg zu ver¬ 
zeichnen ist und der Abstand zwischen dem kapitalistischen West¬ 
europa und dem kommunistischen Rußland längst nicht mehr 
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so groß isit, daß ein „Zusammenarbeiten“ nicht möglich wäre. 
Das haben unsere Gegner (vor allem England) auch längst erkannt 
und nur wir, vielmehr das offizielle Deutsehland, wartet, bis die 
Herren aus London, Parisi, Brüssel usw. gütigst den Vortritt 
nehmen. Spa liegt nun hinter uns . . . Werden wir nun auch Genf, 
Gent usw. abwarten, ehe wir unsi zu leiner Annäherung an Räte- 
rußland entscheiden? Rückt nicht dasi Eintreffen russischer Trup¬ 
pen an unsere Landesgrenze den Gedanken einer Erneuerung 
sämtlicher Beziehungen jedem nahe, der nicht von närrischem 
’Antibolschewisimus angekränkelt ist? 

Erscheint ps i nicht geradezu als ein schlechter Witz, wenn man 
allen Ernstes behauptet, die Entente werde unserer wirtschaftlichen 
Betätigung in Rußland keine Hindernisse in den Weg legen. 
Entspricht etwa diese optimistische Auffassung von Gleich¬ 
berechtigung in Außenhandelsfragen der bisherigen Praxis Eng¬ 
lands? Isit Frankreich nicht darauf versessen, uns von Rußland 
femzuhalten und kann es überhaupt dem zustimn^en, daß Ruß¬ 
land, Frankreichs größter Schuldner, von uns wirtschaftlich „aus¬ 
gebeutet“ wird, was doch in der Vorstellung der Franzosen die 
Folge einer deutsch-russischen Annäherung wäre ? Nimmermehr 
werden wir, trotz besserer Kenntnis der russischen (vorrevolu¬ 
tionären !) Verhältnisse, gegen die vereinigte Uebermacht des eng¬ 
lischen, französischen und belgischen Kapitals in Rußland auf- 
kornmen können. Selbst die erforderlichen persönlichen Kräfte 
können die genannten drei Staaten in ganz ausreichendem Maße 
stellen, so daß wir sogar als Handlanger des Ententekapitals nur 
eine untergeordnete Rolle spielen werden. 

Nur die vorbehaltlose Anerkennung der Räteregierung kann 
uns heute einen gewissen Vorsprung der Entente gegenüber ver¬ 
schaffen. Aber zum Vertragschließen gehören, wie ein besonders 
scharfsinniger Kritiker bemerkt, doch mindestens zwei, und es 
fragt sich, ob die Räteregierung auch gewillt ist, mit Deutschland 
Verträge abzuschließen, die für uns. von Vorteil sind. Sicherlich 
ist die Zeit, wo man sidi in Moskau unbändig gefreut hätte, mit 
Deutschland ein Abkommen zu treffen, längst vorüber. Immer¬ 
hin können wir als Gegenleistung Räterußland so wichtige Dinge 
bieten, daß eine Verständigung nicht schwer fallen dürfte. 

Alle diejenigen aber, die aus innerpolitischen Gründen eine 
Annäherung an Sowjetrußland ablehnen, sind entweder einseitig 
kapitalistisch orientiert, oder sie stellen dem deutschen Volk, ins¬ 
besondere der deutschen Arbeiterschaft, ein geistiges Armutszeugnis 
aus. Denn sie geben dadurch zu erkennen, daß ihrer Ansicht nach 
wir einer Beeinflussung seitens der russischen Kommunisten nicht 
gewachsen sein und das russische Experiment bei uns wiederholen 
würden. Eine mit nichts zu begründende Befürchtung, die durch 
unsere innerpolitische Entwicklung der letzten Jahre widerlegt 
wird. 
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Dr. ERNST NEUMANN (Vohwinkel): 

Eine Reform im Eisenbahnwesen. 

D IE möglichst weitgehende, wenn nicht vollkommene, soziale 
Gleichheit der Volksgenossen muß ein Ziel im sozialistischen 
Staate sein. Nur langsam, durch besonnenen Umbau der Ge¬ 
sellschaft, wird dies Ziel zu erreichen sein. Auf einem kleinen 
Teilgebiet unseres sozialen Lebens kann es jedoch schon jetzt er¬ 
möglicht werden: bei der Eisenbahn. 

Die Personenzüge der (Eisenbahn führen noch immer viel- Klassen. 
Eine solche Einteilung entsprach den Ansichten und Sitten der 
bisherigen Lebensordnung. In einem Staate, der sich die Durch¬ 
führung des Sozialismus zur Aufgabe gemacht hat, darf eine 
öffentlich-staatliche Einrichtung wie die Eisenbahn nicht mehr 
verschiedene Klassen kennen, sondern nur eine. Eine verschiedene 
Ausstattung der zur Personenbeförderung dienenden Wagen sollte 
nur nach sachlichen Gesichtspunkten erfolgen. 1 

Ich möchte folgendes vorschlagen: In den dem Nahverkehr 
dienenden Zügen hat man zwei Wagenarteh; die einen ein¬ 
gerichtet wie die Wagen der heutigen dritten Klasse, die anderen 
wie die der vierten Klasse. Die Wagen der bisherigen vierten 
Klasse dienen zur Beförderung der Reisenden mit großen Gepäck¬ 
stücken, Körben und dergleichen, und der Arbeiter, die im Arbeits>- 
zeug zur Arbeit fahren. Für solche Arbeiter und für Schüler, die 
regelmäßig zur Schule fahren müssen, werden billigere 4^ a ^r- 
karten ausgegeben, sonst ist für alle Reisenden der Fahrpreis 
gleichartig; er müßte ungefähr in den Sätzen der heutigen dritten 
Klasse gehalten sein. In den Schnellzügen gibt es nur eine Wagen¬ 
art. Wären wir noch reich wie vor dem Kriege, so würde est sich 
empfehlen, diese grundsätzlich ähnlich wie die bisherige zweite 
Klasse einzurichten, nur mit Lederbezüg der Polster statt des 
bisherigen Stoffbezugsi. Da wir mit Rohstoffen sparen müssen, 
sollten jetzt alle Wagen, auch der Schnellzüge, ungefähr so aus¬ 
gestattet werden wie die Schnellzugswagen der bisherigen dritten 
Klasse. Als Fahrpreis müßten die Sätze der bisherigen dritten 
Klasse gelten. 

Der Einnahmeausfall, der durch Abschaffung der ersten und 
zweiten Klasse entsteht, würde mindestens z. T. dadurch aus¬ 
geglichen, daß die vierte Klasse gleichfalls fortfällt. Es ist ferner 
zu bedenken, daß das öffentliche Verkehrswesen nicht in erstem 
Linie eine Einnahmequelle sein soll. 

Würden wir in Zukunft in allen Zügen nur eine Wagenklasse 
haben, so würde esi nicht mehr Vorkommen können, daß die 
eine Art der Reisenden sich in drangvoll fürchterlicher Enge in 
den billigeren Klassen zusammendrängen muß, während in der 
zweiten oder gar ersten Klasse wenige Leute, die sich vielleicht nur 
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durch mehr Geld vor ihren Volksgenossen auszeichnen, es sich 
in leeren Abteilen auf Polstern bequem machen! Eine derartige 
Reform im Eisenbahnwesen würde ein deutlicher Ausdruck dafür 
sein, daß wir in Deutschland die Menschen nicht mehr nach der 
Größe ihres Geldbeutels) in verschieden bevorrechtete Klassen ein¬ 
teilen wollen, sondern daß wir nur noch Volksgenossen kennen, 
die sich nach ihren natürlichen Gaben unterscheiden, aber materiell 
eine möglichst gleiche Lebensführung haben. 

Diese Reform dürfte technisch von der Eisenbahnverwaltung 
verhältnismäßög leicht durchzuführen sein. Es werden in Zu¬ 
kunft nur noch gleichartige Personenwagen gebaut; die bisherigen 
Wagen der ersten und zweiten Klasse werden nach Möglichkeit 
nur in Schnellzügen verwandt, für ihre Benutzung werden keine 
Preisaufschläge erhoben, sie sind vielmehr grundsätzlich allen 
Reisenden zugänglich. 

Gibt man Arbeiter- und Schülerkarten wie bisher zu billigeren 
Preisen aus, so kann die große Masse der Bevölkerung den Fort¬ 
fall der vierten Wagenklasse in den Kauf nehmen, zumal da die 
unteren Einkommen in letzter Zeit mit Recht verhältnismäßig 
mehr gestiegen sind als die höheren. 

Alles in allem dürfte die vorgeschlagene Aenderung eine Reform 
sein, die durchführbar isit und den sozialistischen Gedanken auf 
einem zwar kleinen, aber wichtigen Teilgebiet unseres) gesell¬ 
schaftlichen und wirtschaftlichen Lebens verwirklicht. Sie würde 
dadurch zugleich dazu beitragen, alle Bevölkerungskreise an eine 
mehr sozialistische Lebensweise zu gewöhnen. Man sollte deshalb 
aber auch an eine Durchführung solcher Reform möglichst bald 
herangehen. 

Als Anhang noch ein paar Worte über Ausstattung unserer 
Personenwagen! Mit Rücksicht auf unsere wirtschaftliche Not 
ist es erforderlich, daß die Ausstattung der Abteile so einfach 
wie möglich gehalten wird. Das sagt aber nicht, daß Behagen 
und Schönheit aus unseren Eisenbahnwagen verbannt sein müssen. 
Zum Behagen gehört zunächst, daß für die Reisenden genügend 
Platz in den Abteilen ist. Dies wird eher möglich sein, wenn wir 
in allen Zügen keine Klasseneinteilung, sondern nur eine Wagenart 
haben. Schönheit kann auch in Wagen, die im wesentlichen wie die 
bisherigen Wagen der dritten Klasse eingerichtet sind, sein, wenn 
man sich entschließt, nicht den ganzen Wagen ipnen nur mit der 
einen unschönen hellgelben Farbe zu versehen. Man bringe Farben 
in unsere Eisenbahnabteile, und man wird sie ohne große Kosten 
schöner machen. Sitriiank und Lehne seien vielleicht dunkelbraun, 
die übrige Wand andersfarbig und durch bunte Kanten abgegrenzt! 
Es wäre eine dankbare und wirklich wichtige Aufgabe für unser 
Kunstgewefbe, Musiter für eine ganz einfache, dabei in den Far¬ 
ben harmonisch abgesitimmte Ausstattung unserer Eisenbahnabteile 
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zu finden, daß nicht alle Eisenbahnwagen durch ihr ödest gelbes 
Einerlei von Gedankenlosigkeit und Mangel an Schönheitssinn 
zeugen, sondern jeder Eisenbahnwagen seine Eigenart hat, schlich¬ 
tes Behagen gewährt, durch harmonische Farben froh zu stimmen 
vermag und so sitreng einfache Sachlichkeit mit Schönheit ver- 
bindet. 

Auch diese kleine einfache Reform im Eisenbahnwesen könnte 
zeigen, daß die sozialistische Lebensordnung wohl für alle Volks¬ 
genossen schlicht und einfach sein soll, daß sie aber durchaus 
nicht Eigenart und Schönheit aus dem Menschenleben verbannen 
will. Jeder Ausländer, der in Deutschland reist, würde auf der 
Eisenbahn vielleicht „Komfort“ und „Luxus“ vermissen, dafür 
aber etwa von der sozialen Gerechtigkeit und von schlichter, 
einfacher Schönheit spüren, die in Zukunft Deutschlands Eigen¬ 
art sein sollen. Sie sind wertvoller als aller „Komfort“ und 
„Luxus“. 


ROBERT BEK-GRAN: 

Lebensfragen der Gegenwart . 1 

/. Volk und Geist. 

R ASSE, diese Kette von Geschlechtern, diese Tradition des 
Blutes. Diese Summe von völkischen Leistungen, jeder von 
uns Summe von Geschlechtern. Wir können, wir wollen 
sie nicht verleugnen. Wir wissen um das Erbe der Väter und 
der Mütter. Wir erkennen Wert und Unwert. Wir wachsen 
hinaus über Rasse durch den Geist der Erhebung, der Größe, 
des Menschen. 

Ich will nicht vom rassischen Volk, ich* will vom Volke der 
Kulturgemeinschaft reden, vom Volk geboren aus dem gemeinsamen 
Geist. Vom Volke, das über die Rasse hinausstrebt und das vor 
allem eines verlor: den Begriff der Nation. 

Dieses* Wahrhafte Volk wird den Krieg nicht mehr kennen. Es 
wird in ihm selbst Kampf sein, doch die Gewalt der brutalsten 
Kräfte ist tot. Ein Menschenleben ist wertvoller als der Ruhm, 
siegreich zu sein. Es ist Schande, Sieger durch physische Kraft zu 
sein. Es* ist Ruhm wehrlos Uebermannter zu sein im letzten 
Krieg. Krieg jeder Gewalt. Wir setzen der Gewalt einesi ent¬ 
gegen: die Nichtgewalt. Der Schlag der Gewalt geht ins Leere. 
Sie bricht zusammen. An sich selbst. Die, Verzeihung der Mensch- 


1 Aus „Wesen der Anarchie“, — einem merkwürdigen Büchlein, er¬ 
schienen im Verlag „Der Bund“, Spindler & Co., Nürnberg, Jakobs¬ 
platz 20. 
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lichkeit und das mit dem andern leiden, dasi ohne den Geschmack 
der Verachtung ist, bestehen. Der Sozialismus tritt seinen Weg 
an. Mag die Wirtschaftsform immerhin die kommunistische sein, 
nie wird sie die Glieder desi Volkes zu Heloten herabwürdigen. 
Denn freiwillige Gemeinsamkeit und die Achtung vor der Unver¬ 
letzbarkeit des Menschen werden den alles verwaltenden Staat 
zum lebenden Körper des Volkes 1 werden lassen. Seine Zivilisation 
wird zur Kultur und an ihr wird er zerbrechen. Er wird 
das Volk befreien, wird untergehen und wird hinüberführen durch 
seinen Untergang zu Menschen der Gemeinschaft. 

Dieses 1 Volk wird Dome bauen, wird Religion haben. Es wird 
Rechtlichkeit haben, und kein Gesetz. Esi wird ein Bund von 
Gemeinschaften sein und wird nichts mehr wissen von Nation 
und Patriotismus, diesen Krankheiten der Zivilisation. — Der 
Internationalismus der modernen Sozialisten und der Gedanke des 
Völkerbundes des Liberalismus sind Schatten dieses anderen Men¬ 
schen. Wohl aber» sind sie Wege zu ihm. Dies Volk wird das 
Volk der Völker sein. Wir erleben die ersten Anzeichen seines 
Heraufkommens. 

Es wird beide in sich tragen: 

Den bürgerlichen und den unbürgerlichen Menschen. Sie werden 
besessen sein vom Geist und ihr Böses wird sein: Die Sünde 
wider ihn. 

Sie werden Aufstieg und Untergang sein und die Erfüllung 
des Geschickes der Erde. — 

* 

2. Wirtschaft und .Staat. 

Die Wirtschaft erschuf die heutige Form des Staates, den Zweck¬ 
verband; der als letzter Faktor einer nationalen Oekonomie den 
Stempel der rechtlichen und völkischen Macht aufdrückt. Dasi 
Zeitalter der kapitalistischen muß dem der kommunistischen Wirt¬ 
schaft weichen. Der sfaatenbildende Besitz wird abgelöst durch die 
im letzten staatszertrümmemde Besitzlosigkeit. Die letzte Zu¬ 
sammenballung und Zentralisation der wirtschaftlichen Kräfte er¬ 
zwingt den Kommunismus, üm aufzugehen in die natürliche Tausch¬ 
wirtschaft der Gemeinden und Werkgemeinschaften. Das Grund¬ 
übel der kapitalistischen Wirtschaft: Das zinstragende Geld, wird 
umgewandelt werden zu zinslosem Geld, also Geld, das nur Tausch¬ 
mittel. Man wird ihm Eigenschaften geben, die eine Ansammlung 
nicht wünschenswert erscheinen lassen; wird auch die Ansammlung 
von Rohstoffen und Erzeugnissen durch die Regelung der Gemein- 
wirtschaft zu unterbinden wissen. Der egoistische Trieb des ein¬ 
zelnen wird durch seine Befriedigung dennoch altruistisch wirken 
müssen. ' 
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Es wird dem Kommunismus, wie er vor uns heute steht, nie 
gelingen, Staat und Wirtschaft zu trennen. Erst mit der Zer¬ 
trümmerung des nationalen Staates*, mit dem Erstehen des letzten 
erdumspannenden Staates und seiner allmählichen Ueberflüssigkeit 
wird die Wirtschaft befreit werden. Die Organisation der Wirt¬ 
schaft wird allesi Politische abwerten und wird nur Werkzeug 
ökonomischer Gesetze. Mit fortschreitender innerer Zentralisation 
der Oekonomie wird ihre äußere Dezentralisation in Erscheinung 
treten, ti. h., die Last und der Zwang der wirtschaftlichen Or¬ 
ganisation des Kommunismus wird zur befreienden Tat: die 
natürliche innere Struktur der Wirtschaft wird den Menschen und 
ihren Organisationen selbstverständliches Gesetz werden. 

Nicht die Oekonomie bildet den Menschen, der Mensch ist 
Herr der Wirtschaft und nicht ihr Produkt. Trotzdem übte sie den 
ungeheuerlichsten Einfluß auf seine Entwicklung aus. Den Aus¬ 
schlag gab und gibt immer der Geist. Mögen Gesellschaftsformen, 
Staaten und Menschenmassen ihr Werk sein, ,am einzelnen, am 
Bund, an der Kultur scheitert sie und sie zerbricht ohnmächtig. 
Ihre Zivilisation isit tot ohne die Tat der Religion. 


3. Marxismus und Idee. 

Aus der marxistischen Lehre vom Sozialismus erhebt sich stärker, 
mächtiger das neue Kommende: Der Glaube an die Idee. 

So muß er denn werden auf diesem Weg ein Schritt zur Be¬ 
freiung des einen und aller. 

Der eine äußere Weg: Gesellschaftliche gesetzmäßige Erzeugung 
aller Lebenswerte, Lebensmöglichkeit allen, das Niederbrechen der 
Staaten, und die wirtschaftliche Gemeinschaft aller Völker. 

Der andere Weg, der innere: Revolutionierung des einzelnen, 
das Erwachen der Liebe, Ueberwindung der Gewalt, und Ent¬ 
fesselung der Seele, das Erwachen der Gemeinschaften, das 
Werden der Kirche, das endliche Wissen um die Individualität 
Daraus entstehend: Die Kultur des Sozialismus, die Stufe werdend 
zur völligen Befreiung des Menschen. 

Wir werden beide Wege gleichermaßen gehen. Dennoch wird 
der Marxismus Sieger im Kampf um den Sozialismus, wird der 
Marxismus das Letzte, so wird uns nur Zivilisation, nie aber 
Kultur, also auch der Untergang sicher, nie aber Erfüllung sein. 

* 

4. Sozialismus und die Zukunjt. 

Und so kommt der Sozialismus über uns. Nicht als harte 
Doktrin. Er kommt als harte Notwendigkeit, als Weg, als Ziel, 
als Ueberwundener zu den Ueberwundenen und unaufhaltsam rollt 
das Geschick weiter durch ihn hindurch, um nach Zehntausenden 
von Jahren in Anarchie, im Menschen zu enden. — 
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Die Welle einer neuen Kultur naht. Mögen wir untergehen. Im 
Osten wogt esi empor. Mögen wir reif sein, überreif. Mögen wir 
±>ereit sein. — 

Aufrufen zum Erwachen, einhämmern in Gehirne, Herzen, 
I-eiber, Menschen. Das Wachsein, Emporreißen, Zerbrechen, 
Ueberwinden und mit sieghaftem Glauben vor sich hertragen: 
<ias Wissen, das Glauben um das Letzte. 


Bücherschau. 

Karl Scheffler: Sittliche Diktatur. Ein Aufruf an alle Deutschen. Heraus¬ 
gegeben vom Deutschen Werkbund. Deutsche Verlagsanstalt. Stutt¬ 
gart. Preis 1,65 Mark. 

• 

Diese Flugschrift wendet sich an alle Deutsche, die nach Wegen suchen), 
'wie Deutschland aus dem Elend dieser Jahre herauskommen könne. 
Die Rettung ist nicht von außen, nicht von einem Wunder zu erwarten/, 
sondern nur von der Selbstbesinnung der Nation. Die wirtschaftlichen 
Fragen, im Verbrauch und in der Herstellung, sind sittliche Fragen, 
sind Angelegenheiten der allgemeinen Verantwortung. Und dies mit aller 
.Eindringlichkeit den Deutschen zum Bewußtsein zu bringen, ist die 
Aufgabe dieser Arbeit von Karl Scheffler; sie ist ein Mahnruf, der nicht 
ungehört verhallen wird. Denn tvas er ausspricht, daß wir durch 
Freiwilligkeit unserer Entschlüsse dem Zwang der Not die Bürde nehmen 
und ihm so eine Würde geberi, bewegt heute viele Menschen. Wir müssen 
die Entschlüsse unseres privaten Lebens unter den Gesichtspunkt des 
allgemeinen Wohles stellen, Unabhängigkeit vom Ausland in unseren Ver- 
braucfasgütern, soweit immer es möglich ist, Veredelung der deutschen 
Produkte, Zurückgewinnung einer anständigen und geistigen Einfachheit in 
den Formen unseres Gemeinschaftslebens . . . das sind die Ziele. Wie 
aber ist der Weg? Er liegt im Entschluß derer, die von der Wahrheit 
dieser Notwendigkeit überzeugt sind. Sie sollen sich zusammenfinden, um 
in der Gemeinsamkeit ein Beispiel zu geben und den anderen Führer zu 
werden. Wir brauchen eine nationale Uebereinkunft derer, die diesen 
Weg gehen wollen. Schefflers Schrift soll sie vorbereiten, sie ist heute 
«ine Notwendigkeit. 


Eingelaufene Schriften. 

Professor Dr. Heinrich Dietzel: Beiträge zur Geschichte des Sozialismus 
und Kommunismus. Staatswissenschaftliche Musterbücher, heraus¬ 
gegeben von Professor Dr. Johann Plenge. Verlag G. D. Baedecker. 
Essen a. d. R. 1920. Preis 10,— Mark. 

Walter Bagehof: Das Herz der Weltwirtschaft („Lombard Street“). 
Bearbeitet von Professor Dr. Johann Plenge. Staatswissenschaftliche 
Musterbüdher. IV. Verlag G. D. Baedecker. Essen a. d. R. 1920. 
Preis 10,— Mark. 
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Otto Neurath: Vollsozialisierung. — Heinrich Dehmel: Hausbesitz sei 
Reichsbesitz. — Alma de l’Aigles: Beschaffenheitsmarken. Nrn. 15, 
17 und 18 der Schriftenreihe „Deutsche Gemeinwirtschaft“. Verlag 
Eugen Diederichs. Jena 1920. Preis zwischen 2,— und 3,— Mark. 

U. Lysses: Wie soll die Kriegsentschädigung aufgebracht werden? Ein 
Vorschlag für Spa (Genf). Verlag Zeitungszentrale. Berlin SW 19, 
Jerusalemer Straße 5/6. 

Dr. Ernst Hamburger: Zur Kohlen - und Rohstoff not. Verlag Kulturliga. 
Berlin W 35. Preis 2— Mark. 

Franz Schauwecker: Weltgericht. (Betrachtungen über das Heer, seine 
Führer im Weltkrieg. Geschrieben vom völkisch-vaterländischen Ge¬ 
sichtspunkt.) Verlag Heinrich Diekmann. Halle (Saale) 1920. 

Salomon Dembitzer: Lieber die Liebe. (Skizzen aus dem jüdischen Leben 
in Galizien und Amsterdam. Weich, empfincisam, milde Kritik der 
jüdischen Bourgeoisie.) Verlag Schwetschke & Sohn. Berlin 1920. 
Preis geh. 8,40 Mark. 


„Produktionsschule und Produktionsgemeinschaf t u ist das Gesamtthema 
der großen öffentlichen Tagung, welche der Reichsbund entschiedener 
Schulreformer vom 2. bis 6. Oktober in Berlin-Lankwitz (Gemeindefest¬ 
halle) abhält. Vortragende sind Pädagogen, Volkswirtschaftler, Soziologen, 
Industrielle, Arbeiter, Studenten: Mitglieder und Gäste des Bundes. Aus¬ 
gehend von den Zeitnotwendigkeiten, die zur Vereinigung von Geist und 
Handarbeit hindrängen, soll die von der Produktionsgemeinschaft Studien¬ 
beflissener aus sich aufbauende Einheitsarbeitsschule in ihrer Gestaltung, 
ihrem Wesen, ihren Wirkungen, ihren Beziehungen zu Industrie, Arbeiter¬ 
schaft, zum Siedlungsproblem usw. dargestellt werden. Wer sich für 
diese Tagung interessiert, wende sich an Dr. Franz L. Müller, Berlin- 
Lankwitz, Charlottenstraße 52. — Die Eröffnung erfolgt am 2. Oktober 
durch festliche Vorführungen. Der Sonntag ist internen Sitzungen ge¬ 
widmet. Die öffentlichen Verhandlungen, jedermann zugänglich, finden 
vom 4. bis 6. Oktober statt und rechnen auf starke Beteiligung aus ganz 
Deutschland und aus allen Kreisen. Montag: „Begründung und Aufbau“ 
und „Jugend und Lehrer“; Dienstag: „Erziehung und Produktionsschule“ 
und „finanzielle Grundlage und volkswirtschaftliche Wirkungen“. Am 
Mittwoch sollen eine Waldschule, eine Schulfarm, Fröbel-, Montessori- 
und kunstgewerbliche usw. Ausstellungen, die für die gleiche Zeit ge 
plant sind, besichtigt werden. Am Nachmittag schließt die Tagung nach 
der letzten Vortragsgruppe „Produktionsschule und Lebenspraxis“ mit 
einer Aufführung der „Antigone“, begleitet von der Musik nach antiken 
Originalen. 
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Nachdruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


M. BEER: 

Moskau und Genf. 

in. 

D ER Kongreß der II. Internationale tagte in der ersten Aiugust- 
woche in Genf. Die Kerntruppen bildeten die Britische 
Arbeiterpartei und die deutsche Mehrheitspartei; um sie 
gruppierten sich Holländer, Dänen, Schweden, Belgier, Franzosen 
und Polen. Die Revisionisten und die sonstigen Sozialreformer 
waren unter sich, und es ist charakteristisch, daß die einzige 
Opposition gegen das „Immer-langsam-voran“ von englisch- 
sprechenden Arbeitern kam. 

Der schwierigste Punkt der Tagesordnung war die Schuldfrage 
oder der Anklageakt gegen die deutsche Mehrheitspartei, die 
schließlich verurteilt und nach ihrem Sündenbekenntnis wieder als 
reuiger Büßer in den Schoß der Internationale aufgenommen 
wurde. Das Sündenbekenntnis lautet: 

„In Erwägung, daß die deutsche Sozialdemokratie in ihrer Denk¬ 
schrift selbst erklärt, daß die deutsche Revolution zum großen 
Unglück der Welt und ganz besonders des deutschen Volkes 
selbst um fünf Jahre zu spät ausgebrochen ist, ferner, daß sie 
bedauert, daß sie im Kriege den Kampf gegen Militarismus und 
Imperialismus nicht mit ausreichendem Erfolg geführt hat, vor 
allem hinsichtlich der Leitung der auswärtigen Politik, die der 
Kontrolle der Volksvertretung entzogen war, 
in weiterer Erwägung, daß der Vertreter der deutschen Sozial¬ 
demokratie in der Kommission über die Schuldfrage die nach¬ 
stehenden Erklärungen abgegeben hat: „1. Das Bismarcksche 
Deutschland hat, wie schon Marx und Engels erkannt haben, den 
Weltfrieden auf das schwerste erschüttert, indem es Elsaß-Loth¬ 
ringen im Jahre 1871 mit Gewalt annektiert hat. Für Deutschland 
darf es keine elsaß-lothringische Frage mehr geben. 2. Das kaiser¬ 
liche Deutschland hat ein neues Verbrechen gegen das Völkerrecht 
begangen, als es lim Jahre 1914 (die Neutralität und die Unabhängig¬ 
keit Belgiens verletzte und sich durch die Mißhandlung der Be¬ 
völkerung der besetzten Gebiete gegen die Gesetze der Menschlich¬ 
keit verging. 3. Das republikanische Deutschland selbst fühlt sich 
verpflichtet zur Wiedergutmachung der Folgen des Angriffes, 
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die da; kaiserliche Deutschland ausgelöst hat, nachdem es das 
noch am Vorabend des Konfliktes mögliche Schiedsgericht abge¬ 
lehnt hatte, 

nimmt der Kongreß diese Erklärungen zur Kenntnis und er¬ 
neuert die Erklärung der alliierten Sozialisten vom Jahre 1915, 
daß das kapitalistische System durch die Uebertreibung seiner 
Interessenpolitik und seiner Raffsucht eine der tiefsten Ursachen 
des Krieges ist, und erklärt gleichzeitig, mit den gleichen Aus¬ 
drücken wie die deutsche Denkschrift, 

„daß sein unmittelbarer Anlaß hauptsächlich, wenn auch nicht 
ausschließlich, bei der mit Kopflosigkeit gepaarten Gewissenlosig¬ 
keit der jetzt gestürzten deutschen und österreichischen Machthaber 
lag.“ 

Der Kongreß gibt die Urheber der abscheulichen Schlächterei, 
die Europa und die Welt in Blut gebadet haben, dem Abscheu 
der Völker preis und bekräftigt seinen festen Willen, all seine 
Kräfte der Wiederherstellung der durch den Krieg zerstörten Welt 
zu widmen und von nun an zu kämpfen gegen die kriegerischen 
Mächte im Geiste und im Dienste der Internationale/* 

Gegenüber dieser Entschließung, die alle Schuld dem deutschen 
Volke aufbürdet, möchte ich auf eine Entschließung hin weisen, 
die zwei Jahre vor dem Kriege von der Britischen Arbeiterpartei 
auf ihrer Jahreskonferenz in Birmingham (24. Januar 1912) an¬ 
genommen wurde und folgenden Wortlaut hat: 

„Die Konferenz erhebt Einspruch gegen die geheime auswärtige 
Politik und ist der Ueberzeugung, daß die deutschfeindliche Politik, 
die Sir Edward Grey im Namen der Regierung betrieben hat, 
zu vermehrten Rüstungen, internationalen Spannungen und zum 
Verrat unterdrückter Völker geführt hat. Die Konferenz ist der 
Ansicht, daß diese Politik der gegenwärtigen Regierung die Ge¬ 
fahr eines Krieges mit Deutschland, um der marokkanischen Inter¬ 
essen französischer Finanzleute willen, heraufbeschworen hat, daß 
sie den italienischen Tripolisraubzug und den russischen Diebstahl 
in der Mongolei ermutigt hat, und daß sie, um allem die Krone 
aufzusetzen, Rußland die Hand reichte, um einen Angriff auf die 
nationale Unabhängigkeit und Freiheit Persiens zu unternehmen. 
Die Konferenz fordert die Arbeiterfraktion auf, für eine Aenderung 
der gegenwärtigen auswärtigen Politik zu kämpfen.** 

Der Einpeitscher Greys war Pöincare, der seit 1912, seitdem er 
nacheinander Ministerpräsident und Auswärtiger Minister und Prä¬ 
sident der französischen Republik wurde, unablässig zwischen 
Petersburg und London wirkte, um bei irgendeiner günstigen 
Gelegenheit den Dreiverband gegen Mitteleuropa mobilzumachen. 
Frankreich, Großbritannien und Rußland waren zum Kriege erz¬ 
bereit. PoincarS und Viviani mit ihrem Generalstab glaubten, 
binnen wenigen Monaten mit Oesterreich und Deutschland fertig 
zu werden. „La guerre avait ett pr feue de courte dürfe“, erklärte 
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Mistral in der französischen Kammer am 22. Februar 1917. 
„On croyait ä une guerre courte“ schrieb Cheradame in der 
„Victoire“ vom 10. April 1917. Die französischen Offiziere hatten 
sich im Sommer 1914 neue Kleidungsstücke angeschafft, um den 
Einmarsch in Berlin mit größter Eleganz zu machen. Noch am 
30. Juli 1914 durften in Paris keine Friedensdemonstrationen 
stattfinden. Die „Union Sacree“ (der Burgfriede zwischen Jouhaux 
und der Regierung) war bereits am 29. Juli geschlossen. 

Alle sind sie schuldig: Asquith und Grey, Wilhem II. und Beth- 
mann Hollweg (einschließlich Fürst Bülow), Poincar£, Viviani und 
Millerand, Nikolaus II., Sasonow und Januschkiewitsch, die Wiener 
Kamarilla und Graf Berchtold. _ 

Aber auch die ganze revisionistische Richtung ist schuldig, das 
heißt: die ganze II. Internationale. Wäre das Proletariat revo¬ 
lutionär geblieben, dann würden .die Regierungen nicht in den 
Krieg gegangen sein. In dem Maße, wie die revisionistische Rich¬ 
tung in allen Ländern die Oberhand gewann, wuchs die Kriegslust 
der Regierungen. Diese schmerzhafte Wahrheit sollen wir an¬ 
erkennen. Sonst wird es nicht besser. Die S. P. D‘. hat ja in 
der Genfer Entschließung zugegeben, daß die Revolution schon 
1914 hätte ausbrechen müssen. Die S. P. D. und alle ihr ver¬ 
wandten Richtungen bekennen sich also zur Forderung: Besser 
Revolution als Krieg! Die polnischen Delegierten in Genf stimmten 
auch für die Entschließung. Warum ließen sie den Zug Pilsudskis 
nach Kiew zu? Warum schließen sie nicht Daszynski aus der 
Partei aus? Wie anders handelten die Italiener! Sie zwangen 
ihre Regierung, den Zug nach Albanien aufzugeben. Die Italiener 
sind eben Anhänger der III. und nicht der II. Internationale. Das 
ist der Unterschied. 

Die Probe auf die Genfer Entschließung dürfte leider bald 
kommen. Wir werden sehen, wie sich die französischen und eng¬ 
lischen Revisionisten verhalten werden. Vorläufig hört man nur 
von der „Humanite“ und vom „Daily Herald“, daß sie die Arbeiter¬ 
massen zu Taten aufmuntem. Und beide Blätter sind in Händen 
von Anhängern der III. Internationale. 

Wenn die letzten sechs Jahre uns etwas gelehrt haben, so 
ist es dies; Festhaltend am Prinzip kann man siegen oder sterben, 
aber nimmer in den Sumpf geraten. Und die Genfer Tagung hat 
nichts getan, um luns vor dem Sumpf zu retten. Sie hat auch 
Lloyd George und Millerand nicht eine einzige unruhige Sekunde 
verursacht. Lloyd George kennt seinen J. H. Thomas, und Mille¬ 
rand kennt seinen Rozier und ähnliches Gelichter. Vor diesen 
Leuten ist ihnen nicht bange. Zum Glück gibt es noch andere 
proletarische Elemente, die den Frieden bewachen. 
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MÜLLER-BRANDENBURG, Major d. G.: 

Immer wieder Gefühlspolitik. 

D ER Reichsminister des Aeußeren, Dr. Simons, hat im Reichstag 
eine Rede gehalten, die im Volke das größte Aufsehen er¬ 
regt hat. Weite Kreise haben diese Rede mit höchst ge¬ 

mischten Gefühlen entgegengenommen, andere sie entrüstet ab¬ 
gelehnt. Kaum daß Bich erhebliche Teile rückhaltlos auf den Boden 
der Auffassungen Simons gestellt haben. Dabei wird niemand 
bestreiten können, daß der Außenminister hier einmal, endlich, 
die Dinge so zeichnete, wie sie in der Tat sind, daß er mit 

kalter Berechnung ohne Phrasen die harte Wirklichkeit uns vor 

Augen geführt hat. \ 

Aber das ist ja gerade das Verbrechen, das er begangen hat! 
Das ist ja das Unerhörte, daß er es gewagt, die Dinge beim 
richtigen Namen zu nennen. 

Diese Vorgänge zeigen uns, daß wir trotz Krieg, trotz Revolution 
nichts gelernt haben, daß noch heute zu recht besteht, was ich 1918 
in meiner Schrift „Irrungen und Wirrungen“, Schlaglichter auf 
unsere Außenpolitik, 1 schrieb. Es heißt dort: 

„In der Tat ist die Außenpolitik ein Gebiet voll dunkler Gegen¬ 
den, und es ist sehr schwer, den rechten Weg zu finden. Besonders 
schwer aber ist das für die, die voreingenommen das Gebiet be¬ 
treten, die da von vornherein Wünsche und Forderungen mit¬ 
bringen. Solche Menschen streben naturgemäß danach, daß ihr 
Sehnen verwirklicht werde, unbekümmert darum, ob das Geforderte 
durchzusetzen ist, ob, wenn es durchgesetzt würde, uns auch 
zum Segen für die Zukunft gereicht. Die meisten aber sind vor¬ 
eingenommen an die große Politik herangetreten und sind vor¬ 
eingenommen geblieben, in erster Linie unsere Diplomaten und 
Volksvertreter. Das Unzulängliche ist hier Ereignis geworden, 
das Unzulängliche des falschen Sehens. 

Man lese einmal die Reichstagsverhandlungen beim Etat des 
Auswärtigen. Welch ein Mangel an. Sachkenntnis, wieviel falsches 
Beurteilen der Lage! Fast durchgängig sahen vor dem Kriege 
die Abgeordneten die Dinge durch die Brille ihrer Partei. Sie 
urteilten über Rußland als Konservative oder Sozialisten, Eng¬ 
land war der „Hort der Freiheit“ oder das „perfide Albion“ je 
nach Parteistandpunkt. Und Frankreich? Na, da las man sicher 
oft Urteile, wie sie der Primaner zu geben pflegt. Man verfällt 
eben bei uns sehr gern in die Fehler, die Politik fremder Staaten 
mit unseren Augen zu betrachten, d. h., sie so zu sehen, wie 
man sie aus bestimmten Interessen heraus gern sieht, man ver¬ 
meidet es oft geflissentlich, sich in die Seele fremder Staats¬ 
männer zu versetzen, um so zu erkennen, was ihr Wollen und 


1 Verlag Politik, Berlin W. 57. 
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ihr Ziel ist, welche Kräfte für ihr Wirken ihnen zur Verfügung 
stehen. Wir lassen uns von Gefühlen und Wünschen treiben und 
übersehen Entwicklungen, die sich vollzogen haben. Die Folgen 
sind Fehlschlüsse gefährlichster Art, Anstoßen bald hier, bald 
dort, Verlieren sich bietender Gelegenheiten, letzten Endes der 
Krieg, im Kriege dessen Verlängerung. Für das falsche Sehen 
unserer Diplomaten aber gibt es ein treffendes Beispiel. Da konnte 
vor dem Kriege in einer hochangesehenen Zeitschrift ein Diplomat 
schreiben, Deutschland brauche unter seinen^ Diplomaten keine 
Köpfe, wir ständen so groß da, daß wir uns solchen Luxus 
schenken könnten! Eine Diplomatie, in deren Reihen solche.Auf¬ 
fassungen hochkommen können, muß versagen. Und sie hat versagt !“ 

Heute können wir getrost erklären, die Aufnahme der Rede 
des Dr. Simons zeigt, daß weiteste Kreise der Oeffentlichkeit (ein¬ 
schließlich Parlament und Presse!) noch immer in Gefühls- und 
Parteipolitik Außenpolitik zu machen bestrebt sind, statt die Außen^ 
politik kaltredinend ohne Voreingenommenheit zu betrachten, und 
ohne Gefühl innerpolitischer Art, nur nach Zweckmäßigkeit, zu 
handeln. Die Illusionspolitik hat uns in den Abgrund gerissen, 
sie bedroht uns, weil sie im Volke ihre Basis hat, noch heute. 
Es ist wirklich allerhöchste Zeit, daß dies anders wird, sonst 
kommen wjr nie aus dem Elend heraus. 

Große Teile der Presse sind sich anscheinend der riesigen 
Verantwortung, die die Presse in außenpolitischer Beziehung hat, 
gar nicht bewußt. Wie wäre es sonst möglich, daß z. B. die „Deut¬ 
sche Tageszeitung“, die für sich in Anspruch nehmen will, einen 
außenpolitischen Kopf in ihrem Grafen Reventlow zu haben, es 
fertigbringt, die Rede des Dr. Simons wie folgt zu glossieren: 

„Der Herr Außenminister faßt den Begriff seines Amtes etwas 
eigenartig auf. Er spricht mehr nach außen (zum Ausland hin) 
als für uns, die wir doch die Nächsten dazu wären, etwas über 
den Gang der Verhandlungen in Spa aus direkter Quelle zu hören. 
Simons redet um Spa herum und steht auf einmal mitten in Sowjet¬ 
rußland, vor dem er allerhand Achtung hat. Er glaubt, man könne 
sich in Deutschland nach mancher Richtung hin an der Sowjet¬ 
republik ein Beispiel nehmen und erntet für diese eigenartige 
Feststellungen ein lautes Lob der äußersten Linken.“ 

Ueber die Reden gewisser Parlamentarier zu den Ausführungen 
des Außenministers will ich hier schweigen. Im Reichstag sitzen 
zu viel Leute, denen die Außenpolitik ein Buch mit sieben Siegeln 
ist. Es kann daher nicht überraschen, daß da Dinge gesagt werden, 
die geradezu kindlich sind. Nicht mit derselben Leichtigkeit kann 
man über die Ausführungen der Presse hinweggleiten, denn ihre 
Macht ist eine größere als die der einzelnen Abgeordneten, ihr Ein¬ 
fluß ist entscheidender. 

Der Schreiber obiger Ausführungen der „Deutschen Tages¬ 
zeitung“ will gegen Simons den Vorwurf erheben, er spräche 
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mehr zum Ausland als zu uns. Für den illusionsfreien Mann 
ist das aber kein Vorwurf, sondern ein Lob, und zwar ein berech¬ 
tigtes. Gott sei Dank, daß unser Außenminister na<di außen spricht 
— endlich einmal —, daß er seine .Politik einstellt, wie es die 
außenpolitische Lage erfordert, unbekümmert um die inner- 
politischen Strömungen. Man kann nur die Hoffnung hegen, daß 
Dr. Simons bei dieser Politik bleibt, sich allen Widerständen 
zum Trotz damit behauptet Nie seit den Tagen Napoleons I. sind 
wir so vom Auslande abhängig gewesen, denn heute. Nie ist es 
notwendiger gewesen, die Außenpolitik unseres Volkes nach der 
Weltlage einzustellen, sie von innerpolitischen Strömungen frei¬ 
zumachen, als heute. Endlich haben wir einen Mann, der dies auf 
sich nimmt zu tun, und da geht ein großes Blatt hin und macht 
ihm den Vorwurf, er spräche nicht zu uns, sondern zum Auslande. 
Haben wir noch nicht genug des Unglücks, das dadurch entstand, 
daß wir innerpolitischen Strömungen die Herrschaft auf unsere 
Außenpolitik (überließen? Ganz gewiß, Einflüsse der Innenpolitik 
werden sich stets in der Außenpolitik geltend machen. Das ist gar 
nicht zu vermeiden. Sowie aber diese Einflüsse ausschlaggebend 
werden, ist es mit den Erfolgen der Außenpolitik vorbei. Inner- 
politische Einflüsse haben uns dazu verleitet, unsere :unselige 
Orientpolitik zu beginnen, innerpolitische Einflüsse haben dazu 
geführt, durch die Errichtung eines polnischen Staates den Frieden 
mit Rußland, der winkte, zu zerschlagen, innerpolitische Einflüsse 
haben uns nach Brest-Litowsk geführt. Ist es noch nicht genug? 

Nehmen wir ein anderes Objekt! Mit einem riesigen Aufwand 
vOn moralischer Entrüstung wird jetzt gegen die Sowjetregierung 
geschrieben, weil aus Moskau Andeutungen gefallen sind, daß 
Rußland lauf die Dauer die .Randstaaten nicht jals völlig unabhängige 
Staaten bestehen lassen könne. Was soll diese moralische Ent¬ 
rüstung? Welcher Außenpolitiker hat die Kühnheit, sich für solch 
einen Dummkopf zu erklären, daß er zugibt, daß die Forderung 
von Moskau ihn überrasche? Ist diese Forderung nicht einfach 
eine Selbstverständlichkeit? In Nr. 37 der „Glocke“, Jahrgang 
1919, habe ich in einem Aufsatz 2 gesagt: 

„Und nun eine Frage: Mußte nicht Peter der Große die Fenster 
nach Europa aufschlagen, indem er Petersburg gründete. Mußten 
die Zaren nicht den Blick zum Bosporus lenken? Und weiter: 
Mag Herr in Rußland sein wer will: Ob Zar, ob Lenin, muß nicht 
jeder, der für die Entwicklung des russischen Volkes verant¬ 
wortlich ist, der seine Entwicklung will, wieder den Blick zur 
Ostsee richten und an das Tor von Konstantinopel klopfen? Ja, 
er muß, ob er will oder nicht!“ 


* „Betrachtungen über den Einfluß der geographischen Lage Rußlands 
auf die Entwicklung der russisdien Nation/' 
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Was soll also die moralische Entrüstung? Was wird mit ihr 
erreicht ? Will man mir einen Vorteil nennen ? Wir sind wehrlos, 
können also den Randstaaten gar keine Unterstützung leisten, 
können ihnen also gar nichts nutzen. Wir verbittern nur Rußland 
gegen uns ohne jeden berechtigten Grund! Ja, sagt man, da 
herrscht der Bolschewismus, der ist auch uns gefährlich, den 
müssen wir bekämpfen. Mit Verlaub! Glaubt man wirklich, den 
Bolschewismus mit solchen lächerlichen Mitteln bekämpfen zu 
können? Will man etwa sagen, daß hier Sinn und Verstand im 
Handeln ist? Nein, da spricht einfach außenpolitische Kindskopf¬ 
politik. Den Randstaaten wird solch platonische „Hilfe“ nichts 
nützen, der Sowjetrepublik nichts schaden. Wohl aber läßt solch 
Handeln die Folgeerscheinung aufkommen, daß der Blick weiter 
Volkskreise für die tatsächliche Lage noch mehr getrübt wird, 
als dies ohnehin der Fall ist. 

Man höre doch endlich auf, die Außenpolitik als ein interessantes 
Gebiet für jeden politischen Kindskopf zu betrachten! Unsere 
außenpolitischen Lächerlichkeiten haben uns genug Unglück ein¬ 
gebracht. Es wird wirklich höchste Zeit, daß wir zur Besinnung 
kommen. Es ist wirklich nicht politisch gedacht, wenn man sich 
auf den Standpunkt stellt, wir können uns mit Rußland nicht 
vertragen, weil es bolschewistisch regiert wird, wir können mit 
diesem oder jenen Staat nicht verhandeln, weil er monarchistisch* 
ist. Diese wilhelminisdie Politik, die Frankreich, weil Republik, 
nicht für hoffähig, Japan, weil gelbrassig, für demi-vierge hielt, 
sollte doch endlich begraben werden. Dr. Simons scheint auf dem 
besten Wege zu sein, deshalb laufen alle außenpolitischen Troddel 
Sturm gegen ihn. Hoffentlich läßt er sich nicht beirren. Wir 
müssen wirklich lernen, außenpolitisch in Erdteilen zu denken, 
nicht wie bisher in Provinzen! 


Dr. HERMANN OESTREICHER: 

Wirtschaftsprogramm und Sozialdemokratie . 1 

6. Handel; 

Geld , Banken, Schulden, Valuta; Wissell;Stillegungen; Sozialpolitik. 

P ROBLEMATISCH war lange Zeit die Stellung der Sozial¬ 
demokratie zu den Fragen des Handels, ob es sich um den 
Großhandel oder um die kleinhändlerischen Betriebe handelte. 
Theoretisch stimmte man dem Satz zu, daß der Handel, neben 
seiner Verteilungsfunktion, eine enorme Verteuerung der Verkaufs¬ 
preise bewirke, aber über diese theoretische Gemeinplätzlichkeit 


1 Siehe Oestreicher: „Wirtschaftsprogramm und Sozialdemokratie“, 
„Glocke“ Nr. 13, 15, 16, 17, 18; sowie auch „Die Lehren des Rückr 
Schlages der S. P. D.“, „Glocke“ Nr. 12. 
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ist man praktisch lange Zeit nicht hinausgekommen. Erst die 
Kriegswirtschaft erzwang eine Handelskontrolle, die, bei aller 
Kleinlichkeit, doch einer Einschränkung, auf vielen Gebieten einer 
Ausschaltung des Handels gleichkam. Also schien es möglich zu 
sein, man konnte mit dem Kriegsexperiment insofern zufrieden 
sein, als er die ersten Unterlagen für Zukünftige, nun wirklich 
erst sozialistisch auszubauende Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Handels darbot. Man 'hat auch in sozialistischen Kreisen, besonders 
in einem kleinen, allerdings sehr rechts gerichteten Kreise der 
S. P. D. vor jedem Experiment eine bemerkenswerte Angst; man 
verbindet mit dem Experiment gar zu gern den Begriff der Utopie, 
wobei man freilich übersieht, daß ohne Experiment die ganze 
Welt zum Stillstand verdammt würde; schon vor Kolumbus gilt 
das, erst recht im Zeitalter der Naturwissenschaften, der Ma¬ 
schinenkultur, der höchstorganisierbaren Wirtschaft, wo nicht 
weniger als alles, auch das staatliche Leben, in den reißenden 
Strom der revolutionären Umwertung, der aus der Tiefe der 
ökonomischen Bedingtheit emporrauscht, hineingerissen wird. 

So ist mit der politischen Revolution nur die staatliche Epoche 
halbwegs zum Abschluß gekommen, und die Energie der sozialen 
Revolution, worin wir stehen, wird für die Probleme, die bislang 
«unlösbar schienen, vielleicht überraschendere Lösungen bereithaben, 
als der Menschenwitz kleingeistiger Theoretik überhaupt ahnt, 
obwohl diese soziale Revolution erst am Anfang steht; es wäre 
vermessen, von einem halben Weg zu sprechen, den sie zurück¬ 
gelegt habe. Erfreulich ist, daß auch manche Politiker, die noch 
bis in die Märztage über den Fortgang, dieses sozialen Umwälzungs¬ 
prozesses mehr mit zuckenden Achseln und herabhängenden Mund¬ 
winkeln redeten, heute beginnen, begeisterte Worte über das Pro¬ 
blem der Sozialisierung der möglichen Branchen zu finden. 

Aehnlich wird es mit dem Agrarprogramm, ähnlich mit dem 
Handelsproblem und den anderen Fragen gehen: die Entwicklung 
der ökonomischen Tatsachen ist die entscheidende Triebkraft, und 
diese Energie drängt unaufhaltsam zum vollkommenen Umbau 
der wirtschaftlichen und sozialen Grundlagen. Das Wirtschafts- 
Programm wird zum Wegweiser in stürmischer Zeit sein müssen, 
denn, sobald die Sonne des wirtschaftlichen Friedens einmal durchs 
Gewölk bricht, brauchen wir keinen Wegweiser mehr, weil es auf 
dem Sonnenpfad sich gut wandeln läßt. 

Der Großhandel in Waren, die Lebensnotwendigkeiten für 'die 
Massen sind, muß, dem privaten Projitstreben entzogen werden. 
Für die Ein- und Ausfuhr sind, ähnlich den Außenhandelsstellen, 
nicht nur Kontrollorganisationen, sondern auch Bestell- und Ver¬ 
teilungsorganisationen zu schaffen, die den Bedarf sammeln und 
ihn durch Ein- und Ausfuhr decken, den Bedarf des Inlands, den 
Bedarf der Aufträge vergebenden Auslandskunden. Für die Indu- 
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strien mit sozialistischer Organisation ist dies ohne weiteres durch* 
zuführen, weil diese in ihrem Organisationsaufbau nicht nur die 
Summe der Gesamtleistungen, sondern selbstverständlich, ganz zu¬ 
erst, die Summe ihres Bedarfs an Rohmaterial und Halbfabrikaten 
ziehen müssen. Es ist also klar, daß die Einfuhr wie die Ausfuhr 
keine Quelle für privaten Profit abzugeben hat. Für die Nahrungs¬ 
mitteleinfuhr • gilt dieses staatliche System ja heute schon, und 
man hat es solange beizubehalten und zu fördern, bis der Aus¬ 
gleich zwischen Inland und Ausland erfolgt ist, in Hinsicht der 
Produktionsmengen, |die zur Weltverteilung stehen für die Ent¬ 
lastung der hungernde,n Völker, und in dieser Hinsicht der Preis¬ 
bildung, die sich — wir dürfen dies berechtigterweise hoffen — 
bei günstigen Normalernten und bei einer durch Kriege nicht 
gestörten Wirtschaftsperiode rascher nach unten entwickeln kann, 
als man heute noch allgemein annimmt. 

Anders liegen scheinbar die Dinge für den Großhandel im In¬ 
land selbst. Es stehen hier zunächst die Fragen der sozialisierten 
Industrien im Vordergrund. Da sehen wir allerdings keinen Grund, 
weshalb man dem Großhandel nicht grundsätzlich das Lebenslicht 
als verteuernder Instanz ausblasen soll. Die gegenwärtigen Mo¬ 
nopolindustrien, Eisen, Großmaschinenbau, ganz zu schweigen von 
den Handelssyndikaten selbst, haben sich Organisationen als parallel 
geschaltete Handelskörper geschaffen, die meist in starken Fach¬ 
verbänden zusammengeschlossen, eine so festgefügte Einheit bil¬ 
den, was den Absatz, die Bedingungen über Lieferungen, Preis, 
Reklamationen bei Abnahme usw. angeht, daß man sagen muß: 
Was hierin die Vielheit einzelner Industrien, die nur an ihren Ge¬ 
winn, ganz egoistisch, denken, zusammenschweißt, näJmlich das 
harte Gesetz der ökonomischen Tatsachen — dieses gleiche Gesetz 
wird seine Wirksamkeit nicht einbüßen, wenn die Vielheit einzelner 
Individuen ausgeschaltet wird, damit die Verteilung rationeller, 
sparsamer und billiger vorgenommen wird nach einem einheit¬ 
lichen Platt- Für die Nahrungsmittelverteilung kommen, nach wie 
vor, die kommunalen Verbände und Kommunen in erster Linie als 
Träger des Großhandels in Frage. Für diejenigen industriellen 
Produkte, die, wie Kohle, Kleidungsstücke, Stiefel, Massenartikel 
des Volkes sind, die demnach der Masse auf dem billigsten Weg 
anzubieten sind, sind ebenfalls die kommunalen Organisationen als 
Träger der Großhandels für die Feststellung des Bedarfs, wie für 
die Verteilung dieser Waren heranzuziehen. Es mag zunächst ein 
ungewohnter Gedanke sein, daß für die Volksmassen in dieser Weise 
zu sorgen ist. Aber wir müssen doch daran in erster Linie fest- 
halten, daß der Sozialismus nicht nur, allerdings in erster Linie, 
eine Frage der Organisation der Produktion ist, daß er vielmehr 
auch die Lösung gestalten will, wie die Volksmassen das, was sie 
unbedingt benötigen, einmal sicher zugeführt erhalten und dann 
in möglichst hochstehender Qualität. Das Volk als proletarische 
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Masse verlangt Ernährung und Bekleidung und Wohnung and 
Arbeit: und das allein ist praktischer Sozialismus, wie ihn Marx 
in der ökonomischen Bewegung als die den Kapitalismus über¬ 
windende neue Wirtschaftspraxis aufsteigen sah, daß diese wenigen 
und doch vielen Güter, die in der Summe die Existenz der Familie 
fristen, auf dem Wiege der volksgemeinschaftlichen Organisation 
beschafft werden. Deshalb müssen wir in die großhändlerische 
Lösung auch die notwendigen Gebrauchsgüter wie Stoffe und 
Stiefel einbeziehen. Für jene Industrie waren aber, die nicht dem 
Massenverbrauch dienen, haben die sozialistischen Volksmonopole 
Handelsabteilungen zu schaffen, die den Vertrieb leiten und die 
Fühlung mit dem einzelnen Konsumenten aufrechterhalten, soweit 
an nichtsozialistische Organisationen geliefert wird. Man könnte 
hier eine eingehende Begründung hinzufügen, aber sie versteht 
sich für den Sehenden eigentlich von selbst, und wer nicht sehen 
kann, sehe zu, wie er helle Augen bekommt. 

Die Wirkung auf den Kleinhandel wird eine Einschränkung be¬ 
deuten. Der Kleinhandel wird nicht mehr, wie heute, die Zuflucht 
arbeitsloser oder gar arbeitsuntüchtiger und sich herumdrückender 
Menschen sein, die den einst mit bescheidenen Gewinn arbeitenden 
Kleinhandel diskreditieren; wenn wir auch nicht ohne Kleinhandel 
auskommen können, so wollen wir doch das kleinhändlerische 
Schmarotzertum (unmöglich machen. Diese Ausbeuter sollen mit 
ihren gesunden Annen und ihren frischen Kräften produktive 
Arbeit leisten. Große kommunale Konsumorganisationen werden 
denjenigen Kleinhandel, der keine Existenzberechtigung hat, bald 
das Leben sauer machen, ihn ausschalten. 

Geld- und Bankwesen — zum Teil nur ein Händlerproblem. 
Das Entscheidende ist, daß der Einfluß auf das Kreditgeschäft 
der Banken in dem Augenblick den Volksinteressen dienstbar wird, 
und die Einbeziehung der Bankorganisationen in den Kreis der 
sozialistischen Organisationen erfolgen kann, wo die hauptsäch¬ 
lichsten Industrien, Kohle, Eisen, Stahl, Kali, Stromversorgung, 
Großmaschinenbau usw. bis hin zur Großgrundbesitzerorganisation 
als sozialistische Monopole verwaltet werden bzw. in diese neue 
Wirtschaftsform hinein wachsen. Wem diese Industrien gehören, 
dem gehören die Banken, der disponiert selbstherrlich über die 
Verwendung der Gelder oder, besser, der Kreditunterlagen, und 
deshalb ist es zwar wohl zu verstehen, daß die radikale Bank¬ 
angestelltenschaft, die unter ihren Händen und Federn die Ver¬ 
mögenszahlen, die Kreditkonten der Kunden wachsen sieht, mit 
erlebt, wie viel Millionen im Handel mit Effekten und Auslands¬ 
valuten verdient worden bind, die die Riesengehälter und Tantiemen 
vom Prokuristen aufwärts, in der Gesammtsumme der Abschrei¬ 
bungen hierfür, erfährt, kurzweg die Sozialisierung der Bank¬ 
institute verlangt. Und dennoch ist eine solche Sozialisierung, ohne 
vorhergehenden, sozialistisch-industriellen Unterbau ein Unding und 
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muß zu Erschütterungen führen. Grundsätzlich freilich soll man 
aussprechen, daß die Gewinnquoten der Banken ebenso wie die 
industriellen Profite der Volksgemeinschaft gehören, weil kein 
Wechsel, kein Pfennig Depositengeld, kein Kredit, genommen oder 
gegeben, Akzept oder Kontokorrent, audh keine noch so kleine 
Beteiligung, vornehmlich kein Gründungsgeschäft möglich ist ohne 
gesellschaftliche Aibeitswirkung; und so ist es eine unbedingte 
Forderung, daß, wie heute die Dinge liegen, auch die Gewinne 
aus all diesen Geschäften, seien es Provisionen oder Zinsen oder 
Erträgnisse auf Konsortial- und Effektenkonto oder Emissions¬ 
gewinne, d. h., daß somit die Summe dieser Geschäfte, das System 
der Geld- und Kreditbeziehungen, dem Volke als gesellschaftliche 
Aibeitsleistung zugehören. Nun wäre hierüber noch manches zu 
sagen, es kommt aber hier bei einer Programmskizze nicht darauf 
an, alles zu sagen, sondern hauptsächlich darauf an, die haupt¬ 
sächlichsten Punkte und deren Lösung anzudeuten. So wie wir erst 
lernen müssen, das Geld- und Banksystem als eine enorm gesell¬ 
schaftliche Organisation, losgelöst aus dem manchesterlich'-indi- 
vidualistischen Gedankenkreis, zu verstehen und dem liberalisti- 
schen Organisationszweck den gesellschaftlichen entgegenzusetzen, 
so wird die Umschichtungsarbeit jedoch erst dann praktisch ge¬ 
leistet werden können, wenn die Voraussetzungen, die man indessen 
beschleunigen kann, erfüllt sind, ln einem nach sozialistischen 
Grundsätzen organisierten Banksystem wird solange kein Geld 
für Luxusindustrien und unproduktive Händlergrändungen zu er¬ 
halten sein, als die lebensnotwendigen Gewerbe Kreditebedarf 
zeigen. Es ist vielleicht nicht unangebracht, zu betonen, für die¬ 
jenigen, die diesen feinen Apparat nicht genügend kennen, daß 
an dem grundlegenden Geschäftsgebaren der Banken, die freien 
Kapitalien zu sammeln und Kredite zu vermitteln, nichts zu än¬ 
dern ist; nur hat die Leitung dieser grundlegenden Organisationen 
nicht nach dem erstrebten Profit des einzelnen, sondern nach dem 
Gemeinsamkeitsinteresse des Volkes zu geschehen. 

Das Wirtschaftsprogramm der deutschen Sozialdemokratie hat 
ferner die Aufgabe, zu zeigen wie eine Gesundung unseres Geldr 
marktes eintneten kann. Hier bewegen sich die meisten Politiker 
immer noch in Phantasien, insofern sie die Gesundung der deut¬ 
schen Wähiung, der [Mark, von allen möglichen Faktoren erwarten. 
Gewiß wird die Bewertung des deutschen Geldes im Ausland und 
im Inland steigen bei Sparsamkeit, bei wachsender Ausfuhr, bei 
steigender Arbeitsleistung; das sind Selbstverständlichkeiten, die 
man nicht als (ökonomische Weisheiten auszusprechen braucht. Aber 
das läßt uns doch auf den Tiefstand beharren, solange wir die 
Schuldenlasten, (entstanden im Kriege und nach dem November 
1918, weiterschleppen müssen, wozu die heute noch unbekannte 
Summe der Wiedeigutmachungen zu zählen ist, die demnächst 
in Genf festgestellt werden soll. Und wenn man noch drei Erz- 
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bergersche Finanz- und Steuerreformen aufeinandertürmt, so wird 
das deutsche Volk dennoch nicht aus der Währungs-, Valuta-, 
Schulden- und Preisnot herauskommen. Das sind Utopien, denen — 
leider Gottes! — auch ernste Politiker nachhängen! Mit Arbeit 
und Besteuerung allein löst man diese Fragen nie und nimmer. 
Wir müssen unbedingt fordern, einmal die Anerkennung der Schul¬ 
den aus dem Friedensvertrag, zweitens die Konsolidierung, das 
heißt, Zusammenlegung der Kriegsschulden, möglichst in drei 
Raten im Zeitraum von je zwei Jahren. Es kann nicht so weiter 
gehen, daß man die Schuldenlast weiterschleppt, weil sie am 
schwersten die breiten Massen bedrucken. Die Kriegsversprechen 
vor 1918 können wir nicht als bindend ansehen, nachdem durch den 
völligen Niederbruch des alten Regierungssystems die Unterlagen 
zur Einlösung jener Versprechen hinfällig geworden sind. Nur 
ein Lump verspricht mehr als er halten kann, und die Sozialdemo¬ 
kraten können sich nicht auf die Dauer an die dünnen Ketten von 
Versprechungen legen 'lassen, während sie andererseits ihre An¬ 
strengungen verdoppeln, um die fast unzerreißbar scheinenden 
Ketten des Kapitals zu sprengen. Hat das demokratische Deutsch¬ 
land Versailles nicht abgelehnt, so müssen wir diese Zusagen, 
soweit sie gerecht sind, upd soweit wir sie erfüllen können, be* 
dingungslos einlösen. Mit unseren Kriegsschulden und mit den 
sogenannten, nach Kriegsschluß aufgenommenen, „Valutaschulden“ 
haben wir anders zu verfahren. Ist ein Hundertmillionenunter^ 
nehmen bankerott, so reduziert es den Wert seiner Aktien durch 
Zusammenlegung etwa im Verhältnis 0: 3, bis der noch vorhandene 
Aktivbestand in Uebereinstimmung mit dem Gläubigerkapital ge¬ 
bracht ist. Warum sollte das nicht in Deutschland möglich sein? 
Müßten nicht gerade die Herren Stinnes und Hugenberg, mit 
ihrer großkapitalistischen Erfahrung hierfür Verständnis haben? 
Nun, fehlt es daran, so soll das die Sozialdemokratische Partei 
nicht hindern, aüf diesem Wege weiter zu schreiten. Unsere ge¬ 
samte Schuldenlast, mit Ausnahme der aus dem Friedensvertrag 
resultierenden, wäre demnach in drei Raten, etwa zu 30 Prozent, 
40 Prozent, 20 Prozent durch Zusammenlegung zu tilgen. Die 
kleinen Anleihezeichner mit Beträgen bis zu 5000 Mark wären aus¬ 
zunehmen ; damit wäre die Schuldenlast auf etwa 30 Prozent 
zusammengestrichen. Nun erst könnte (eine Steuerreform, wie die 
letzte, praktische, wenn auch kleinere Erträgnisse zeitigen. Der 
Finanzminister, der das Wort von der notwendigen Schulden¬ 
reduktion spricht, ist der erste wirklich brauchbare, die anderen 
bleiben Stümper. Man komme nicht mit der Phrase von der Er¬ 
schütterung unseres Währungssystems“, von der „Erschütterung 
unseres Kredits im Ausland“, und ähnlichem Zeug; haben 250 
Milliarden uns noch nicht so „erschüttern“ können, daß wir auf¬ 
gehört haben zu arbeiten, so wird die Tatsache, daß wir nach 
sechs Jahren statt 250 Milliarden nur noch 85 Milliarden Schulden, 
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ohne Zinsenzuschläge, zu tragen und zu verzinsen haben, uns 
wahrhaftig eher förderlich als hinderlich sein; und wer diese 
Rechnung nicht begreifen will, der fördert bewußt die Geschäfte 
der kapitalistischen Bürgerklasse, die heute schon fieberhaft be¬ 
strebt ist, die Arbeiterklasse in die vorrevolutionäre Abhängigkeit 
vom Kapital und in die vorrevolutionäre Unfreiheit zurückzuwer¬ 
fen, wozu freilich (nichts besser geeignet ist, als die biedermännische 
Versicherung, durch erhöhte Arbeitsleistung den zusammen¬ 
gebrochenen und durch Schulden erstickten Wohlstand aufzubauen. 
Die Bourgeoisie benutzt die Schulden, sich am Ruder zu erhalten. 
Man hat ihr deshalb die Schulden und damit das Ruder aus der 
Hand zu schlagen. Und so wird die deutsche Mark auch wieder 
etwas gelten können, weil dann in Wahrheit die Arbeitsleistung des 
Volkes nicht den Gläubigern des Staates, sondern dem Volke dient, 
und idas Geld seiner ökonomischen Bestimmung wieder zugeführt 
wird, ausschließlich Ausdrucksmittel zu sein für den Wert der 
Ware im Zirkulationsprozeß und nicht Mittel der Arbeitsausbeu¬ 
tung zugunsten der Staatsgläubiger als Drohnenrentner. Schwe¬ 
bende Schulden sind auf dem Wege der Zwangsanleihen zuvor 
unterzubringen; dann hat eine sorgfältige Goldsammelaktion gleich¬ 
zeitig eingeleitet zu werden; es ist ein Unding, daß man in Deutsch¬ 
land Gold, Perlen, platingefaßte Diamanten handeln kann, während 
die Mark zehn Pfennig Wert ist und das Volk hungern muß; 
zunächst müssen für das zirkulierende Geld reale Deckungen ge¬ 
schaffen werden. 

Kein Zweifel wird herrschen darüber, daß das Bürgertum solche 
Wirtschaftsforderungen, die ihm an den Nerv gehen, mit stürmi¬ 
scher Entrüstung ablehnen wird. Man kann aber mit Sicherheit 
annehmen, daß die Arbeiterbewegung, als die gesamte kulturelle 
Bewegung der bis heute vom Kapital in Abhängigkeit Gehaltenen 
und nach voller Lebensgeltung Ringenden, um so lebhafteres 
Verständnis für solche Forderungen an den Tag legen wird, und 
schließlich hat die letztere uns ausschließlich zu bestimmen; denn 
die S. P. D. ist keine Partei des kapitalistischen Bürgertums, sie 
ist eine umwälzende Kulturbewegung, ihr Programm hat deshalb 
den Rahmen des Herkömmlichen zu sprengen und kann nicht 
nach demokratisch-politischen Gesichtspunkten allein gemessen 
werden. 

Der Prozeß der Verwirklichung des Sozialismus hat ungeheuere 
Fortschritte gemacht. Der Weltkrieg, dieses riesenhafte kapita¬ 
listische, imperialistische Unternehmen, hat sogar Bebels Prophe¬ 
zeihungen vom Kladderadatsch wahrgemacht, hat Marxens Konzen¬ 
trations- und Verelendungstheorie glänzend wieder vorgeführt und 
dem Revisionismus das Lebenslicht ausgeblasen, weil eben, letzten 
Endes, die Katastrophe, die gewisse Sozialisten zuvor abgelehnt 
haben, als Folge des kapitalistischen Systems tatsächlich einge¬ 
troffen ist! Daß man so tut, als hätte der Krieg nichts mit 
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dem Kapitalismus weiter zu schaffen, ist eine kleine Inkonsequenz, 
die man zunächst liebenswürdig übersehen mag. 

Mag auch der Fortschritt der sozialen Revolution in einem 
noch so raschen Tempo vor sich gehen, so verbleibt doch stets ein 
großer, nicht vom Sozialismus und seiner Organisation erfaßter 
Teil der Wirtschaft und Gesellschaft unter der Herrschaft des 
kapitalbtisdhen Prinzips. Wie hat sich dazu das sozialdemokratische 
Wirtschaftsprogramm zu verhalten? Einmal können wir nicht mit 
der Ansicht zurückhalten, daß ein freier Zustand kapitalistischer 
Regsamkeit immer noch besser ist als die bureaukratische Zwangs¬ 
wirtschaft, die, ohne jede genossenschaftliche oder sonstwie 
tiefere organisatorische Zusammenfassung, die wirtschaftenden 
Einzelwesen mit Dekreten überhäufte und mit ihrem vielfach un¬ 
glaublich schwerfälligen Apparat verwaltete. Wenn es nicht mög¬ 
lich sein sollte, etwas anderes als die Kriegsgesellschaften Ra- 
thenauscher Provenienz zu schaffen, so lieber grundsätzlich die 
sogenannte freie Wirtschaft. Jenes war kein Kriegssozialismus, 
es war Kriegskapitalismus von der Brotkarte Michaelis’ bis zur 
Ledergesellschaft und zum „Wumba“, und die darin saßen, haben 
das auch richtig so verstanden und sind nicht ärmer dabei ge¬ 
worden. Weg mit diesem Schwindel! 

Der sozialdemokratische Wirtschaftsminister Wissell hatte seiner 
Zeit einen Plan für die Neuorganisation der deutschen Wirtschaft 
vorgelegt. Das Kabinett hat ihn abgelehnt. Mit Recht, denn es 
war dies kein Sozialismus; mit Unrecht, denn das Kabinett hatte 
nichts besseres an die Stelle der vorgeschlagenen Planwirtschaft 
zu setzen. Das Kabinett hätte folgendes mit Wissell vereinbaren 
müssen: erstens: welche Industrien sind ohne Verzug für die 
sozialistische Organisierung reif, Kohle, Eisen, Stickstoff, Kali usf.; 
also, schaffen wir hier mit Sorgfalt und ‘Hingabe das Neue. 
Zweitens: welche Industrien und Gewerbe müssen, obwohl sie 
im Eigentum der Kapitalisten verbleiben, aus wirtschaftlichen und 
sozialen Gründen dem reinen egoistischen Erwerbstrieb des 
Unternehmertums entzogen werden. Hierfür käme die paritätische 
Leitung, die obligatorische Selbstverwaltung und die Reichs¬ 
kontrolle in Frage. Drittens: welche Industrien können bis auf 
weiteres sich selbst überlassen bleiben, indem ihnen lediglich der 
fakultative Eintritt in die Organisation der Selbstverwaltung, wie 
unter zweitens, anheimgestellt wird. Das hätte geschehen müssen, 
so hätte unterteilt werden können, und Wissell hätte dann heute 
nicht alle Veranlassung, auf das Versäumnis im Frühjahr 1919 
hinzuweisen. Gerade weil nicht jedes industrielle Gewerbe reif 
zum Sozialismus ist, hat Wissells Plan eine nicht geringe Be¬ 
deutung, freilich sind wir der Ueberzeugung, daß in der Selbst¬ 
verwaltung eine ernste antisozialistisch wirkende Gefahr liegt, 
ebenso wie dies ja auch bei den Arbeitsgemeinschaften unbestritten 
der Fall ist: man richtet sich aufeinander ein, und wem es 
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gut geht, der will keine Aenderung mehr. Ueber diese Planwirt¬ 
schaft für den von der sozialistischen Organisation nicht er¬ 
faßten Wirtschaftsteil dürfte eine Verständigung mit Wissell un¬ 
schwer erfolgen, — die Hauptsache bleibt allerdings der praktisch 
durchgeführte Sozialismus für die dazu reifen Zweige, und das 
ist nicht wenig Arbeit. 

Eins scheint mir noch programmatisch wichtig zu sein, so daß 
es nicht bei der Formulierung übersehen werden darf, das ist 
unsere Haltung in der Frage der Betriebsstillegungen. Wir steuern 
in eine Zeit härtesten Kampfes mit dem bis zu den Zähnen wohl¬ 
gerüsteten Unternehmertum. Seine schärfste Waffe wird sein: 
der Betrieb wird stillgelegt, die Fabrik geschlossen, die Arbeiter¬ 
schaft entlassen. Unsere Ueberlegung hat stets dahin zu gehen, 
wie können wir am besten aus jeder Kampfhandlung der Kapi¬ 
talisten, zum Wohle der Arbeiterschaft, zum Fortschritt des So¬ 
zialismus ein positives Ergebnis herausholen. Nicht, wie ver¬ 
handeln wir mit den Unternehmern, um möglichst rasch die un¬ 
angenehme Situation zu überwinden, ohne grundsätzlich voran- 
zukoirmen. Nirgendwo ist eine bessere Gelegenheit gegeben, den 
Sozialismus zu fördern, als da, wo die schärfste Unternehmerwaffe 
stumpf gemacht werden muß, — muß, weil sonst unheilbares Un¬ 
heil entstehen wird. In der kommenden Wirtschaft wird sich der 
Kapitalist nur in den nichtsozialisierten Industrien noch mit dem 
Schließen von Fabriken zu helfen suchen. Weil diese Gewerbe 
nicht reif zur sozialistischen Organisation sind, sollen deshalb 
die Willkür und der Eigennutz herrschen dürfen ? Auf die Betriebs¬ 
stillegung hat man nur eine Antwort zu geben: Wenn der Unter¬ 
nehmer durch die Stillegung sich außerstande erklärt, den Betrieb 
fortzuführen, so hat er damit das Verfügungsrecht über diesen 
Betrieb verwirkt; der Unternehmer ist auszuschalten, der Betrieb, 
der ganze Bestand des Unternehmens, zu enteignen 1 und auf Kosten 
der Volksgemeinschaft nach Einsetzung eines Betriebsleiters unter 
Zustimmung des Betriebsrates weiterzuführen. Man hat nun Bei¬ 
spiele angeführt, wo es angeblich nicht möglich sein soll, in dieser 
Weise zu verfahren; man nennt dies eine Sozialisierung, die ohne 
Brandiensozialisienung scheitern müßte. 

Nur gemach! Sehen wir einmal zu, wie das praktische Wirt¬ 
schaftsleben noch unter dem kapitalistischen Prinzip verfährt! 
Daß in den letzten anderthalb Jahren eine machtvolle Kapital- und 
Betriebskonzentration stattgefunden hat, weiß jedermann zur Ge¬ 
nüge. Das letzte Beispiel war der Gielsenkirchener Bergwerks¬ 
verein und Deutsch-Luxemburg. Aber auch kleine Betriebe sind 
in großer Zahl diesen Weg gegangen; in Zukunft noch mehr 
als bis heute; die bösen hohen Preise und der leidige Kapital¬ 
mangel sind schuld daran. Ja, sagt man, aber z. B. in der Textil 
Industrie ist das ja ganz unmöglich, wenn es auch sonst angängig 
wäre, die vielfachen Unterteilungen, die Spezialisierungen, Typi- 
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sierungen, die Normal- und Musterserienfabrikation, — also da 
geht’s überhaupt nicht, laßt das! 

Nein, antworten wir. Wir wissen wohl, dies eben ist das 
Musterbeispiel, wonach sowohl die Sozialisierung, als ganz be¬ 
sonders die sozialistische Gegenwirkung gegen die Willkür¬ 
herrschaft der Unternehmer, gegen Betriebseinschränkungen, gegen 
Stillegungen, ein Schlag in die Luft sein soll. Es zeugt zunächst 
nur davon, daß, wer so spricht, weder die Spinnerei-, Weberei-, 
Bleicherei-, Färbereibetriebe aus eigener Kenntnis beurteilen kann, 
noch daß er die Urteile der intelligenten führenden Textilarbeiter-* 
schaft zu Rate gezogen hat, was doch auch nicht unwichtig 
ist. Schon während des Krieges, als die Umsatzsteuer kam, er¬ 
klärten mir führende Textilfachmänner von der deutsch-holländi¬ 
schen Grenze, von Rheine, Ochdrup, Gronau, sie wüßten sich schon 
dagegen zu schützen, die einzelnen selbständigen Betriebe müßten 
eben ausfallen, vom Garn bis zum appretierten und gefärbten Stoff 
werde es nur noch Einheitsbetriebe geben. Und in der Tat hat 
die Umsatzsteuer im Sinne einer starken Betriebskonzentration 
zu wirken begonnen, die Trustbildung ist auch in der Textil¬ 
industrie, zwar erst langsam, auf dem Marsche, und sie ist ein 
Beweis dafür, daß selbst die Feingliedrigkeit dieser Industrie das 
sich auswirkende Konzentrationsgesetz des Kapitals nicht dauernd 
aufhalten kann. - Wo demnach die Willkür der Unternehmer, zur 
Rettung der Rentabilität, die Stillegung oder auch die ungerecht¬ 
fertigte Betriebseinschränkung zu erzwingen bestrebt ist, da hat 
der Staat als die politische Organisation der Volksgemeinschaft 
einzugreifen, die Betriebe zu übernehmen, und zunächst, wie ein 
Privatunternehmer, zugunsten der Arbeiterschaft fortzuführen, 
indem das Ziel sein wird, eine sozialistische Kartellorganisation 
dem kapitalistischen Unternehmertum der Branche gegenüber¬ 
zustellen, unter besonderer Vorzugsstellung für staatliche und 
kommunale Aufträge. 

Dieser Ansicht hat sich der Deutsche Textilarbeiterverband für 
Rheinland und Westfalen lauf der Gauvorstandssitzung vomi 15. Juli 
1920 in Barmen angeschlossen. Es wurden u. a. folgende Forde¬ 
rungen aufgestellt: „Entziehung der absoluten Verfügungsgewalt 
des einzelnen Kapitalisten über die Fabrik; Beschränkung der 
Profitwirtschaft durch planmäßig organisierte Produktion; zwangs¬ 
weiser Zusammenschluß der Betriebe zu Kartellen . . .; zwangs¬ 
weise Weiterführung stillgelegter Betriebe.“ 

Wenn dies aber sogar in der Textilindustrie möglich sein wird, 
so ist nicht einzusehen, weshalb man zögern soll, auf die gleiche 
Weise den Widerstand der Unternehmer in andern nichtsozia- 
lisierten Branchen zu brechen und deren schärfste Waffe za 
zerschlagen. Aus dem Widerstand gilt es den Fortschritt des 
Sozialismus zu organisieren! In der Metallindustrie wird der 
Tag nicht fern sein, sofern nicht die sozialistische Organisation 
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bei dem Großmaschinenbau eingesetzt hat, wo die Metallindu¬ 
striellen als die ersten zur Sperre und Stillegung schreiten werden 
— man denke nur an die Hartnäckigkeit der Berliner Metallindu¬ 
striellen bei den diesjährigen Sommerverhandlungen über die Ange¬ 
stelltentarife ! Borsigs und Waldschmidts Selbstbewußtsein haben 
einen bemerkenswerten hohen Grad erreicht! — 

Wir kommen zum letzten Abschnitt. Nachdem für den sozia¬ 
listisch noch nicht organisierten Wirtschaftszweige wirtschafts- 
politischc Richtlinien aufgestellt sind, müssen für diesen Wirt¬ 
schaftsteil, der sich in dem Maße verringert, als der praktisch auf- 
bauendc Sozialismus in Wirklichkeit tritt, als Ergänznug, zum 
Schutz der Arbeiterschaft, sozialpolitische Maßnahmen getroffen 
werden. Die Sozialpolitik ist das notwendige Schutzmittel gegen 
den noch herrschenden Kapitalismus. Die Aufgabe der Staats¬ 
politik ist eine solche Sozialpolitik durchzusetzen, die der Arbeiter¬ 
schaft die Erzielung der bestmöglichen Arbeits- und Existenz- 
' bedingungen unter Förderung einer produktiven Arbeitsleistung 
ermöglicht. Sozialpolitik ist Taktik des Tages. Auf der Grundlage 
der bereits erreichten Erfolge ist das Betriebsrätegesetz auszu¬ 
bauen. Die Bewegungsfreiheit der Unternehmer ist einzuengen; 
Mitbestimmungsrecht bei Einstellung und Entlassung, bei Bilanz¬ 
aufstellung, Inventuraufnahme, Betriebsveränderungen, Auftrags¬ 
ablehnungen und ähnlichen wichtigen, den Betrieb und die gesamte 
Arbeit beeinflussenden Vorkommnissen. Die Leitung der Betriebs¬ 
räteorganisationen hat, als ökonomische Aufgabe, den Gewerk¬ 
schaften Vorbehalten zu bleiben. 

Freilich wird es eine der entscheidensten sozialpolitischen Auf¬ 
gaben sein, auch im Hinblick auf die Arbeitsgemeinschaften, die 
Arbeiter und Angestellten zur Erfüllung dieser Aufgaben zu er¬ 
ziehen Diese Pädagogik in Wirtschaftsdingen ist die Zukufts- 
aufgabe, die uns vielfach bedeutungsvoller erscheint, als vieles 
Reden und Politisieren mit erhitzten Gehirnen. Die Frankfurter 
Arbeiterakademie scheint die erste große Tat in dieser Hinsicht 
zu werden. Wir werden in aller Kürze ein Akademikerproletariat 
in Deutschland haben, das Kenntnisse in Geschichte, Philosophie, 
römischem Recht, bürgerlicher Nationalökonomie, Kunstgeschichte 
und Literatur besitzt, das aber für die aufzubauende Wirtschaft 
nichts bedeuten wird, weil eben nichts von diesen Dingen ver¬ 
steht, die hier in Frage kommen. Man bilde lieber wirklich in¬ 
telligente ^Angestellte und Arbeiter für die deutsche Wirtschafts¬ 
führung aus. Freilich, die Initiative wird von den freien Gewerk¬ 
schaften ausgehen müssen. Das Problem der Lehrkräfte ist dabei 
nicht zu unterschätzen, denn mit dem alten bürgerlichen Dozenten 
ist ebenso wenig etwas anzufangen, wie mit den brav übernomme¬ 
nen Geheimräten, die, zunächst mit passiver Resistenz, trotz aller 
Sozialdemokratie, gut hohenzollcrnsch weiter regiert haben. 
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Die sozialpolitischen Forderungen sind nur auf das Wichtigste 
zu beschränken, damit die grundlegende und überragende Be¬ 
deutung des sozialistischen Wirtschaftsprogramms nicht beein¬ 
trächtigt wird; denn die nahenden Kämpfe werden um diesen 
Programmteil >ausgefochten. — 

Und damit sind wir am Schlüsse unserer Programmskizze. Die 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands steht in der entscheidungs¬ 
vollsten Epoche. Es stürmt und drängt; hoher Eisgang ist, die 
alten Brücken brechen ein, in abgrundtiefe Gewässer reißt der 
Strudel der Zeit die abgelebten und abgestorbenen Glieder einst 
gepriesener Toten, die Vergangenheit sinkt ins Grab und eine 
neue Zeit, heut noch qualvoll, morgen mit jungem Glanze über¬ 
gossen, steigt herauf. Wohl glauben wir die Grenzen des in 
der kommenden Generation zu verwirklichenden Sozialismus zu 
übersehen, wir haben sie stets angedeutet Aber die Tatsache 
bleibt bestehen, daß der Kapitalismus seine von Marx und Bebel 
und Liebknecht erwartete Katastrophe auf dem europäischen Kon¬ 
tinent und besonders in Deutschland erlitten hat und noch im 
Begriffe steht, sie bis zum letzten Ende zu erleiden, wenn die 
sozialistischen Kräfte, welche durch die ökonomischen Tatsachen 
geboren werden, zu voller Entfaltung gelangen. 

Das Wirtschaftsprogramm wird das Aktionsprogramm der Zu - 
kunft sein; sowohl für die sozialdemokratischen Arbeitermassen, 
wie für die in der Regierung sitzenden Genossen. Man mag an 
Karl Marx, am ersten Teil des Erfurter Programms mancherlei aus¬ 
zusetzen haben, Marx hat, dank seiner glänzenden wissenschaft¬ 
lichen Begabung, seinen Sinn für die ökonomische Dialektik, die 
Bahn richtig erkannt, er war Wegweiser im Beginn der Arbeiter¬ 
bewegung in Deutschland, er wird auch den Weg zu erkennen 
uns heute wieder lehren, wenn wir in Wahrheit solche Sozia¬ 
listen sind, die der sozialen Revolution zum Durchbruch ver¬ 
helfen wollen, wenn die demokratische Politik, das Mittel zum 
Zweck, nicht den Zweck — die wirtschaftliche und gesellschaft¬ 
liche Umwälzung — verschlingt oder in schwächlichen, antisozia¬ 
listischen Reformismus verketzert! 

Der Kampf in der S. P. D. um das Wirtschaftsprogramm, sollte 
es dessen überhaupt bedürfen, wird, im letzten Grunde ein Kampf 
sein für Marx, den Meister, oder gegen Marx, für Sozialismus, 
gegen Reformismus! » 

Und Marx ist heute größer und lebendiger als 1847 und 1867! 
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Oberlehrer Dr. KARL HEDICKE: 

Zwischen Krieg und Frieden. 

I N einem bemerkenswerten Aufsatz spricht Viktor Schiff, der 
Vertreter des „Vorwärts“ bei der Konferenz in Spa, von der 
augenblicklichen Geistesverfassung der französischen Bericht¬ 
erstatter und stellt einen auffallenden Unterschied zwischen ihrer 
persönlichen Meinung und ihren veröffentlichten Berichten fest. 
Mit Recht verfällt er darüber nicht in moralische Entrüstung, 
sondern (erklärt die, (wenn auch bei ihnen schon gemilderte, Stellung¬ 
nahme gegen Deutschland aus einer Massensuggestion, aus einer 
Kriegs- und Siegspsychose, der das französische Volk immer noch 
unterliegt, und gegen die auch die Vertreter seiner Presse nicht 
aufzubegehren wagen. Wieder erhellt daraus, daß diese der öffent¬ 
lichen Meinung gegenüber in Frankreich überhaupt unfreier ist 
als in andern Ländern. Kennzeichnend dafür bleibt, ihre stete 
Rücksichtnahme auf den nationalen Glauben an die Herrlichkeit 
der französischen Nation auch da, wo sie die schärfste Kritik an 
Einrichtungen des Staates oder an Zuständen der Gesellschaft 
übt. Kennzeichnet auch ihre Haltung während des Krieges und 
ihre unbedingte Unterstützung des rücksichtslosen Kampfes gegen 
den „Defaitismus“. Bestimmte Grundanschauungen der Masse sind 
mächtiger als sie selbst und nehmen sogar ihre selbständigsten 
Köpfe gefangen. Dabei darf man nicht vergessen, daß sie mehr 
als anderswo von der Gunst der Massen abhängig ist, wenn 
sie wirken will, daß der Einzelverkauf zur Rücksichtnahme auf 
gewisse Vorurteile der Leser hindrängt, daß auch der pekuniäre 
Gesichtspunkt eine Rolle spielen muß, da sie Inserate kaum kennt. 
Sie kann und wird daher sich „der Befangenheit in den Gemein¬ 
plätzen des Nachkrieges“ nicht aus eigenem Antrieb entziehen, 
sie ist aber in hervorragendem Maße ein Spiegelbild der öffent¬ 
lichen Meinung und der in ihr wirksamen persönlichen Einflüsse. 

Diese äußeren Einflüsse, vor allem kapitalistischer Art, haben 
es nun in Frankreich besonders leicht, eine Massensuggestion zu 
erzeugen und aufrechtzuerhalten. Der Franzose, der Mann des 
Südens wie der des Nordens, liest bekanntlich vorwiegend die 
Pariser Tageszeitungen, sie stammen ja aus dem geistigen Lande 
seiner Sehnsucht undjsind ihm durch (die Art des Vertrieba (Straßen¬ 
verkauf auch in den Mittelstädten) bequem zugängig, die Provinz¬ 
blätter haben im Gegensatz zu Deutschland und England nur 
einen beschränkten Wirkungskreis. Paris, das Gehirn und das. 
Herz Frankreichs, gibt also auch für die politische Tagesmeinung 
den Ausschlag und mit Hilfe seiner Presse ist diese Meinung mit 
sicherem Erfolg zu beeinflussen unter der Voraussetzung, v daß 
man auf bestimmte Anschauungen des Gesamtgeistes Rücksicht 
nimmt. Mit welcher Selbstverständlichkeit man von diesem Mittel 
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Gebrauch macht, davon zeugt in jüngster Zeit der Versuch, für 
die Zusammenarbeit der französischen Industrie mit Stinnes Stim¬ 
mung zu machen. Ob aber der französische Kapitalismus jetzt 
schon ein allgemeines Interesse daran hat, sich auf eine allmähliche 
Verständigung mit Deutschland umzustellen, bleibt sehr die Frage; 
ob ein solcher einseitiger Ausgleich, der die Machtstellung des 
internationalen Kapitals und seiner Profitwirtschaft verstärken 
muß, vom sozialistischen Standpunkt aus überhaupt wünschens¬ 
wert ist, scheint ernster Erwägung wert. 

Andererseits aber würde es falsch sein, wenn man die bewußten 
Einwirkungen einzelner Interessengruppen überschätzen würde. Sie 
können nur dann zu voller Geltung kommen, wenn sie mit dem 
Denken und Fühlen des Kollektivgeistes in der Richtung über¬ 
einstimmen; sie können ihn vorwärts treiben, ja verfälschen, aber 
nicht umgestalten. Es ist kennzeichnend, daß gerade die Franzosen 
das Prinzip seiner Wirksamkeit in der Imitation, in der Nach¬ 
ahmung gefunden haben wollen; ohne Zweifel unterliegt er be¬ 
sonderen psychologischen Gesetzen, dem Gesetz der Beharrlichkeit, 
der Trägheit z. B., er wurzelt tiefer im Volkstum und zeigt im 
Durchschnitt ein stärkeres Vorherrschen der Instinkte als die 
Individualseele. Wir wissen ja alle, daß der Volksgeist in erregten 
Zeiten in einen fiebernden Zustand gerät, der wohl durch einen 
Fortfall von Hemmungen, die. sonst zwischen Individuum und 
Individuum und in der Einzelseele selbst bestehen, zu erklären ist. 
Krieg und Revolution haben jeden, der sie aufmerksam miterlebt 
hat, zu dieser Beobachtung führen müssen. Während nun in Eng¬ 
land und Italien die Kriegspsychose, aus durchaus verschiedenen 
Gründen zwar, im Schwinden ist, während sie in Deutschland 
durch die Revolution auf ein anderes Gebiet Übergriff und dort 
noch weiter wirkt, herrscht sie in Frankreich, genährt durch die 
Siegesstimmung, immer noch vor. Und das ist auch durchaus 
verständlich. Sie fand bei Beginn des Krieges einen günstigen 
Boden, der ihr durch die unermüdliche und weite Verbreitung des 
Revanchegedankens in Schule und Heer bereitet war; erst jüngst 
hat die „Humanite“ diese Tatsache noch einmal aus Anlaß eines 
Einzelfalles hervorgehoben. Der Krieg selbst mit seinen furcht¬ 
baren, unvergessenen Folgen für das Land, die trotz des Sieges 
weiter steigende wirtschaftliche Not, die wohlberechtigte Besorg¬ 
nis um die politische und wirtschaftliche Zukunft, das nicht grund¬ 
lose Mißtrauen gegen das Erstarken einer deutschen Reaktion, 
die Furcht der Bourgeois vor einer nationalen Erhebung und vor 
einem „bolschewistischen“ Deutschland, das Interesse des fran¬ 
zösischen Imperialismus und Militarismus wirken zusammen, um 
diejenigen Spannungs- und Erregungszustände der französischen 
Volksseele zu erhalten, die einem allmählichen Nachlassen der 
Kriegspsychose widerstreben und vorläufig noch eine allgemeine 
affektlose Beurteilung des Verhältnisses der beiden Länder un- 
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möglich machen. Auch die französische Sozialdemokratie ist davon 
nicht durchaus frei; ihre Stellung zu Spa beweist es. Vor allem 
aber sind es zwei Grundanlagen des französischen Nationalcharak¬ 
ters, die gerade einer Kriegspsychose günstig sind: das ist die 
schnelle Erregbarkeit, die, Vielleicht ein Erbteil gallischer Art, dürch 
den starken Anteil der Südfranzosen an der Politik sich auf diesem 
Gebiete besonders geltend macht, und die Ruhmliebe, die an 
sich durchaus ehrenwert, von dem einzelnen auf die Nation über¬ 
tragen wird, Großes geleistet hat auch im Dienste der Humanität, 
aber leicht, wenn sie Widerstand findet, in : Chauvinismus aus¬ 
artet und zum Haß gegen den Feind sich steigert. Es liegt mir 
fern, daraus eine Anklage gegen Frankreich zu schmieden, ich 
stelle nur eine Eigentümlichkeit französischer Wesensart fest, mit 
der wir rechnen müssen, und erinnere zugleich daran, daß auch 
Deutschland nach 1870 Isich einer ähnlichen Geistesverfassung nicht 
hat envehren können, und wie Frankreich den Revanchegedanken 
seinerseits die Rede vom Erbfeind in schicksalsschwerer Ver¬ 
blendung zum Thema von Festreden, zum Grund von Siegesfeiern 
und zu einem pädagogischen Mittel gemacht hat. Und wenn 
man jetzt eine Rede Bismarcks, in der er von seiner absichtlichen 
Mäßigung gegen Frankreich gesprochen hat, den Franzosen ent¬ 
gegenhält, so darf man dabei doch nicht übersehen, daß jene 
Mäßigung damals nicht als solche von ihnen empfunden wurde, 
und auch bis in die neueste Geschichtsschreibung hinein nie von 
ihnen anerkannt worden ist. 

Aus diesen Gründen glaube ich nicht, daß selbst bei der korrek¬ 
testen Haltung Deutschlands — und wer könnte in allen Einzel¬ 
heiten dafür bürgen? — in nächster Zeit ein Erlöschen der 
Kriegspsychose zu erwarten ist. Ja, ich fürchte, daß Rückfälle 
eintreten werden. Vollständig verschwinden können natürlich die 
Eindrücke des Krieges nicht mehr aus dem Gedächtnis derer, 
für die er lein bewußtes Erlebnis war; sie verblassen und versinken, 
Einsicht und Wollen können ihre Macht auf das Handeln der Ge¬ 
samtheit beschränken und zeitweise aufheben, aber bei der Stärke 
und Allgemeinheit des Erlebnisses ihre unbewußt wirkende Kraft 
und das plötzliche Hervorbrechen der mit ihnen zähverknüpften 
Affekte nie und (nimmer verhindern. Und doch wird ohne seelisches 
Gleichgewicht auf beiden Seiten ein friedliches Nebeneinander und 
eine gemeinsame Arbeit am Wiederaufbau Europas unmöglich sein. 
Wenn auch der Zwang der wirtschaftlichen Verhältnisse zu einer 
Revision des Friedensvertrags führen sollte, die Versöhnung der 
Geister ist damit nicht erreicht. Denn gibt man dem gerechten 
Widerspruch Deutschlands nach, so fühlt sich Frankreich, das 
sich sowieso in seinem geschichtlichen Leben Unfähigkeit, poli¬ 
tische Erfolge auszunutzen, zuschreibt, um den Preis seines Sieges 
betrogen, es sei denn, daß bis dahin eine Aenderung seiner Men¬ 
talität erfolgt. Nur von zwei Mittelpunkten kann sie ausgehen: 
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Von den Mähnem, die sich um die Clartebewegung scharen und 
ihre Hoffnung auf die jungen Generationen der Völker setzen, und 
von der französischen Arbeiterschaft. Diese nennt zwei Gründe 
ihrer ablehnenden Stellung: die Frage nach der Schuld der deut¬ 
schen Sozialdemokratie am Kriege und das Mißtrauen gegen die 
innerpolitische Entwicklung Deutschlands. Die überzeugenden Aus¬ 
führungen und die entgegenkommende Haltung <ier deutschen 
Denkschrift, für die zweite Internationale müssen zur Klärung 
der Schuldfrage beitragen. Gelingt es, in den französischen Füh¬ 
rern ein Verständnis für die besondere Lage der sozialistischen 
Bewegung in Deutschland und für die berechtigte, eigentümlich 
deutsche Auffassung vom Sozialismus zu erwecken (Jaures, der 
unantastbare Patriot, hätte sich zu der notwendigen Unparteilich¬ 
keit durchgerungen und säe auch öffentlich vertreten), so wird 
selbst der Vorsichtigste unter ihnen kein Recht mehr haben, an 
dem endgültigen Siege der Demokratie in Deutschland zu zweifeln, 
und mit derjenigen Loyalität, die ein Stolz des französischen Volkes 
ist, die gemeinsame zukunftssichere, völkerversöhnende Arbeit an 
den Aufgaben des Sozialismus wieder aufnehmen. 


> 

Ä. KOLB (Schwebheim): 

Mehr wirtschaftliche Macht! 

D ER kommende Parteitag in Kassel wird Rück- und Ausschau 
zu halten haben und jedenfalls rücksichtslos eine bessere 
Parteitätigkeit verlangen. So sehr man eine „geschichtliche 
Mission“ verstehen kann, sind die Tage der Ministerherrlichkeiten 
nicht geeignet gewesen, fördernd auf die Entwicklungsmöglich¬ 
keiten der Partei (zu wirken. In Weimar sonnten wir uns im Spiegel 
der Wahl von 1919, wo uns mühelos über elf Millionen Stimmen 
zufielen, zu viel — und doch zu wenig, um den Glauben an eine 
sozialistische Regiemngsmöglichkeit zu festigen. Dazu fehlt die 
Einigung des Proletariats, welche zurzeit nicht gegeben ist, ob¬ 
wohl die ganze ökonomische Struktur Deutschlands darauf hinweist, 
daß in absehbarer Zeit der Sozialismus zur Herrschaft gelangt. 
War schon der Streit früherer Parteitage die taktische Frage, 
leider noch mehr in der Zeit des Niederbruchs der deutschen 
Nation Die Folge davon waren die erlebten Ereignisse, ein Schul¬ 
beispiel, wie es nicht gemacht werden darf. 

Meines Erachtens ist nicht die Frage der politischen Macht, 
sondern die Frage der wirtschaftlichen Macht wichtiger. Je mehr 
letztere wächst, um so rascher fällt uns erstere zu, die auf Grund 
de» sozialen, ökonomischen Entwicklung dem Proletariat zufallen 
muß. Von dem ökonomischen Standpunkt sind auch die Wahlen 
1919/20 zu kritisieren. 1919 haben von 38 Millionen Wählern 
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30 Millionen ihr Wahlrecht ausgeübt, acht Millionen Wähler, die 
sich von der roten Welle fernhielten, bildeten in der Hauptsache 
die Reserven der erschütterten Reaktion. Das beeinflußte das 
Wahlresultat. 1920 kam das Gegenteil, bei zirka 35 Millionen 
Wählern blieben 10—15 -Prozent der Linksparteien aus Verärgerung 
der Wahl fern. Die Reaktionäre brachten ihre Wähler restlos 
zur Urne, der Wahlausfall ist geklärt, das Kräfteverhältnis der 
Parteien verschob sich vorübergehend. 

Die SaChe des Proletariats verlangt nun dringend wirtschaftliche 
Macht. Die Ernährung^-, Produktions- und Lohnverhältnisse be¬ 
dürfen einer Revision, die ein System schaffen, desseh Endeffekt 
dem Proletariat die wirtschaftliche Macht sichert. Genosse Dr. 
Oestreicher behandelt in der „Glocke“ in einer Artikelserie das 
Wirtschaftsprogramm der Sozialdemokratie. Meines Erachtens sind 
die Gewerkschaften die ausschlaggebenden Faktoren der Wirt¬ 
schaftsfragen — Genosse Lensch verlangt mit Recht den Schwer¬ 
punkt des Proletariats ins Gewerkschaftslager —, nur müssen 
solche endlich aktiv behandelt werden. Vor allem die Agrarfrage. 
Wenn Genosse Oestreicher sagij: „Ohne Steigerung der landwirt¬ 
schaftlichen Produktion ist eine Durchführung der sozialistischen 
Wirtschaftsorganisation unmöglich“, so frage ich: Wer steigert 
die landwirtschaftliche Produktion ? — Die Bauern ? — Selbst 
Landwirt, muß ich in die Frage starken Zweifel setzen. Und ich finde 
es so natürlich, wenn die Gewerkschaften, als Zentrale der arbei¬ 
tenden Schichten, ihre bisherige Aengstlichkeit in wirtschaftlichen 
Unternehmungen abstreifen, aktiv dieselben anfassen, so zunächst 
die Agrarfrage. Sind die Gewerkschaften nicht die berufenen 
Förderer der landwirtschaftlichen Produktion im Interesse ihrer 
Mitglieder sowohl als im Gesamtinteresse der Verbraucher? Die 
Bauern werden der gesteigerten landwirtschaftlichen Produktion 
mißtrauisch gegenüberstehen. Aus leicht begreiflichen Gründen; 
siehe Zollpolitik. , 

Der landwirtschaftliche Beruf hat merkliche Fortschritte bis 
jetzt nicht zu verzeichnen. Der maschinelle Betrieb hat nicht revo¬ 
lutionierend gewirkt, ist auch noch zu gering, weil das Klein- 
bauemtum solchen aus finanziellen Gründen bisher scheute. Die 
technische Konkurrenz, die Handwerk und Industrie revolutio¬ 
nierten, tritt in der Landwirtschaft noch gering in Erscheinung. 
Auch ist es nicht der maschinelle Betrieb allein, der den landwirt¬ 
schaftlichen Betrieb steigert. Hierzu gehört eine moderne Arbeits¬ 
methode, bessere Ausnützungsmöglichkeiten, andere Transport- und 
Neueinrichtungen, die es ermöglichen, sich vom Wetter unab¬ 
hängiger machen, fabrikmäßiger Betrieb zur Verarbeitung land¬ 
wirtschaftlicher Produkte, Verwendung der Abfallstoffe usw., 
kurzum, die Industrialisierung der Landwirtschaft bringt erst eine 
nennenswerte Aenderung der landwirtschaftlichen Betriebe. Sodann 
die Arbeitskräfte. Ueber 11/ 2 Millionen ausländischer Arbeiter 
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dienten früher als Saisonarbeiter den Großgrundbesitzern. Das 
änderte alles der Krieg und noch mehr seine Folgen, der un¬ 
selige Friedensvertrag. 

Wenn England und Amerika nach der Monopolstellung auf 
dem Weltmarkt trachten, wenn heute die Blockade, wohl nicht 
aktiv, aber passiv, tfeiterbesteht, Deutschland als Binnenland degra¬ 
diert wird, so ergibt das eine Aenderung unserer Wirtschafts¬ 
weise. Vor dem Kriege war Deutschlands Ausfuhr an Industrie¬ 
produkten durch die Einfuhr von Lebensmittelprodukten bedingt 
(jährlich über zwei Milliarden Mark). Sperren die Westmächte die 
Rohstoffe zur Verarbeitung der Industrieprodukte, heißt das doch 
nichts anderes, als daß Deutschland andere Einfuhrmöglichkeiten 
für Lebensmittel finden muß oder selbst mehr produziert. Das 
letztere ist das Nächstliegende. 

Wir sind damit wieder bei der Agrarfrage — wie sind Steige¬ 
rungen möglich? Bis jetzt fehlt es immer noch, trotz Arbeitslosig¬ 
keit, lauf dem Lande an Arbeitskräften. Doch ist Landarbeit — 
Saisonarbeit. Abwanderungen aus der Stadt bleiben ein Problem, 
vollständig ungenügend, weil schon kulturelle Gründe die Zu¬ 
nahme der Städte bedingen. Laut Mitteilungen der städtischen 
statistischen Aemter "weisen die Großistädte, trotz Krieg und er¬ 
höhter Sterbeziffern, noch Zunahmen auf, wenn auch geringer 
wie früher. Der Krieg hat die Fluktuation noch verstärkt, wahre 
Völkerwanderungen gebracht. Und immer zieht noch ländliche 
Bevölkerung in die Städte. Drängt sich da nicht von selbst 
die Frage auf, diese vorgelemten Kräfte landwirtschaftlich aus¬ 
zunützen ? — Aufs Land mit ihnen! — ja, Kuchen. Wer dies 
glaubt, stößt auf energischen Widerstand, die ländlichen Städter 
sind die .größten Gegner der platten Landes. Konzentration tritt 
auch auf dem Lande zutage. Schon vor dem Kriege hat ein 
englischer Genosse in diesem Sinne geschrieben. Und die Woh¬ 
nungsmisere wird ein rasches Tempo in die Frage bringen. Der 
Ruf nach Aufteilung der großen Güter ist allgemein, nur meist 
nicht aus sozialen Gründen. Wir Sozialisten sowohl als der 
Staat und die Allgemeinheit haben kein Interesse, noch mehr 
Privatbesitz zu schaffen. Aber die Zerschlagung der großen Güter 
in solchen würde ein Experiment sein, nicht nur vom sozialen, 
auch vom technischen Standpunkte aus. Hier setzt die Neu¬ 
ordnung ein, hier können die Gewerkschaften eingreifen, die vom 
Land stammenden Elemente der Stadt verwerten. Die Peripherie 
der Städte so hinausgerückt, daß sie jene der Millionenstädte 
noch (übertreffen, ohne expropriieren zu müssen. Das geht auch 
ohne politische Macht, sogar in kapitalistischer Form, indem sich 
die Gewerkschaften die umliegenden Orte der Städte sichern. 
Die dadurch freigewordenen Landwirte dieser Orte, werden zum 
genossenschaftlichen Betrieb der großen Güter verpflichtet, unter 
fach- und kaufmännischer Kontrolle. Die Gewerkschaften arbeiten 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Zur Reichsschuikonferenz. 


559 


ebenfalls genossenschaftlich, modernisieren durch Transport- und 
technische Neueinrichtungen den Kleinbetrieb. Der städtische 
Düngt- findet seine Verwendung, Wärmeenergien, Organisation 
der Wasserkräfte, Bewässerungsmöglichkeiten, das sind Faktoren, 
die eine Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion ermög¬ 
lichen. Nicht der Kleinbetrieb an sich ist besser, seine Arbeits¬ 
methode genossenschaftlich ausgenützt, arbeitet intensiver, nützt 
der Landwirtschaft. Zugleich würde die Viehproduktion vermehrt, 
was wieder bessere Düngemittel schafft. Die Frage erhöhter 
Futtermöglichkeiten muß der Tauschhandel lösen. Bevor nicht 
das Proletariat seine Ernährung selbst sichert, in die landwirt¬ 
schaftliche Monopolstellung Bresche legt, kann es nicht ander¬ 
wärt; sozialisieren. Eins bedingt das andere. Das Proletariat wird 
Herrscher der wirtschaftlichen Macht und damit der ausschlag¬ 
gebende Faktor des Staates, der es heute nur nominell ist. 


GEORO HOFFMANN (Dresden): 

/ 

Zur Reichsschuikonferenz. 

S TUDIENRAT Dr. Karl Fries hat in Nr. 12 der „Glocke“ zur 
Reichsschuikonferenz einige ganz richtige Bemerkungen ge¬ 
macht ; aber mir scheint, daß er das*, worauf es bei der 
Neugestaltung desi deutschen Schulwesens eigentlich ankommt, 
auch nicht so recht erfaßt hat. Denn mit den bisherigen „Idealen“, 
Dichtungen, Göttern, und alten Ueberlieferungen konnte der leben¬ 
wollende Mensch keinen Hund vom Ofen locken, und in Deutsch¬ 
land konnte man auf dem engen Boden nicht für 70 Millionen 
ein menschenwürdiges. Dasein schaffen. 

, Gewiß soll die neue Schule zunächst eine „deutsche“ Wendung 
und danach vielleicht eine „Weltwende inaugurieren“. Aber was 
soll denn durch die Schulen „gewendet“ werden? Doch wohl 
die 90 zahlreichen, zumeist auf Irrtümern beruhenden, auseinander¬ 
strebenden, sich gegenseitig reibenden und bekämpfenden Meinungen 
und Interessen und Geistesrichtungen in den Menschen, die sich 
so verschieden durch so verschiedenartige Belehrung und Er¬ 
ziehung entwickelt haben. An Stelle der vielen Welt- und Lebens¬ 
anschauungen und Glaubensrichtungen soll der Jugend eine mög¬ 
lichst einheitliche „Anschauung“ von der Menschenwelt, ein wirk¬ 
liches Wissen von Natur- und Lebenswahrheiten beigebracht wer¬ 
den. Nur das durch unsere Sinne Wahrnehmbare und Beweisbare 
ist für den Menschen Wahrheit! Eine „Anschauung“, eine richtige 
Meinung, ein wirkliches Wissen über die Welt und Menschennatur 
kam man nur gewinnen durch wirkliches Anschauen, Beobachten, 
Erforschen und Erkennen der Natur in ihren gesetzmäßigen Kraft- 
und Stoffwirkungen, von denen die Erscheinungen, die Dinge 
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hervorgebracht werden, von denen auch das Leben aller Lebe¬ 
wesen auf unserem Planeten abhängt, bedingt ist. 

Wir haben nun immer mehr erkannt und wissenschaftlich durch 
genaue Untersuchungen, durch Vergleiche in der Entwicklungs¬ 
geschichte der höheren Tiere beweisen können, daß der Mensch 
sich aus dem Tierischen entwickelt hat, und daß sein Leben 
von denselben naturgesetzlichen Kraft- und Stoffwirkungen ab¬ 
hängt, wie das der höher entwickelten Vierfüßer. Wir wissen 
jetzt, daß der Mensch kein von einem Gotte „besonders“ er¬ 
schaffenes Lebewesen ist, und daß die aus seinem Organismus 
heraus wirkenden Kräfte oder Triebe nur die anderst und weiter 
entwickelten Naturtriebe auch der anderen Lebewesen sind: der 
Erhaltungs- oder Nährtrieb und der Fortpflanzungs- oder Ge- 
schlechtsitrieb. 

In der unkultivierten Natur folgt das Leben jedes) Lebewesens 
unbewußt in der Richtung dieser Triebe und rücksichtslos gegen 
andere Lebewesen im „Kampfe ums Dasein“ und im „Rechte des 
Stärkeren“. Da nun die Menschen sich verschieden entwickeln, 
sind ihre Triebe auch verschieden stark und nach verschiedenen, 
oft gegensätzlichen Richtungen, gerichtet. Dasi noch nicht durch 
eine wirkliche Menschenkultur überwundene Tier im Menschen 
vermag seine Naturtriebe noch nicht in organ-, lebens- und volks¬ 
günstige, entwicklungsfördernde Richtungen zu lenken; der Mensch 
vermag die auf ihn, in ihm und aus ihm heraus* wirkenden Kräfte 
noch nicht zu beherrschen — wie er ea z. T. in der Technik, in 
der „äußerlichen“ Kultur gelernt hat, die Naturkräfte zu seinem 
Vorteile zu lenken, zu beherrschen. Wir verstehen es noch nicht, 
unsere Triebkräfte mit den entgegengerichteten Trieben der Mit¬ 
menschen in einen reibungslosen, einen harmonischen Ausgleich 
zu bringen, wie es unser eigener Organismus durch seine vielen 
Organe mit den Gegensätzlichkeiten der Naturkraftwirkungen ver¬ 
mag, so lange er ,gesund“ ist. Trotz ihrer „sozialen 1 “ Instinkte 
verschwenden die Menschen in der Uebertreibung ihrer Lebens- 
triebe, körperliche wie geistige, und sie kommen dadurch zu fort¬ 
währenden Reibungen und Kämpfen miteinander. Uebertreibungen 
unserer Denk- und Vorstellungskräfte über die Grenzen des Wahr- 
nehmungs- und Begriffsvermögens hinaus, führen in die Irre, und 
Irrtümer stiften, wie Schopenhauer ganz richtig sagte, früher oder 
später Schaden an. Irrtümer (also Unwahrheiten) können aber nur 
durch rohe Gewalt oder List, Lug und Trug aufrechterhalten 
werden, durch Unterdrücken der Naturwahrheiten. 

Es gilt nun, zunächst die einheitliche Anschauung zu verbreiten, 
es „anschaulich“ zu machen, daß die Menschen — auch die sich 
als hochkultiviert oder gar göttlich dünkenden — eigentlich nichts 
weiter sind alsi weiter entwickelte Tiere, die eben noch zum großen 
Teil ihre Lebenstriebe nicht beherrschen, nicht in organ-, lebens- 
und volksgünstigen Anpassungsgrenzen halten und sie noch nicht 
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in eine wirklich menschliche („höhermenschliche“) Richtung lenken 
können. Die Erkenntnis von der gemeinsamen Entwicklung aus 
dem Tierischen, von den gemeinsamen Naturtrieben nach Sicherung, 
Erleichterung und Verschönerung desi Lebens wird die ja schon 
vorhandenen, vererbten sozialen Triebe und die „Sinne“ auch 
in eine gemeinsame Richtung, also zum Gemeinsinn lenken. 

Die deutsche „Wendung“, die durch die Neugestaltung (der 
Schulen heibeigeführt werden möchte, kann nur eintreten, wenn 
den neuen Generationen auch eine gemeinsame Welt- und Lebenst- 
anschauimg auf Grund beweisbarer Naturwahrheiten beigebracht 
wird; wenn die Ideen, die „Ideale“, nicht über das naturgesetzlich 
begrenzte Wahmehmungs- und Begriffsvermögen hinaus nach 
Wölkenkuckucksheim, nach Utopien getrieben werden. Esi muß 
immer mehr das Gemeinsame, das Zusammenhängende, das Von- 
emanderabhängende, (sowie das» (wirklich Organ- und Lebensgünstige, 
das Entwicklungsfördernde vor Augen, „zur Anschauung“ ge¬ 
bracht (werden. Bisher (wurde mehr dasi Unterscheidende, Trennende, 
das Sichbekämpfende und Vernichtende in der Natur- wie in 
der Menschheitsgeschichte hervorgehoben. Man strebte noch nicht 
nach der Macht des Wissens über seine eigene Natur, seine 
naturgesetzlichen Abhängigkeiten, nach der Macht über sich selbst, 
sondern immer nur nach der Macht über andere Menschen, und 
die Mehrwissenden beuteten die Unwissenheit der Massen aus, 
übertrieben ihre Lebenstriebe zu Süchten und Leidenschaften und 
schafften so die „Leiden“ der Menschheit. In den Uebertreibungen 
ging man eben in die Irre. — ,,Es irrt der Mensch, so lang’ er 
strebt“, d. h. so lange pr über die Grenzen seines Wahrnehmungs¬ 
und Begriffsvermögens/ hinausstrebt. — Und wie in den Schulen 
bisher mehr das/ Trennende betont wurde, so suchten auch die 
nach Macht strebenden stärkeren Menschentriebe die Gemein¬ 
schaft vieler Menschen, die Sozietät, zu trennen, um über die 
getrennten Teile leichter herrschen, sie leichter ausbeuten zu 
können. „Divide et impera.“ 

Jetzt soll nun nach den Perioden der Trennungen, Zerlegungen, 
Analysen das dabei erworbene Wissen dazu verwendet werden, 
ein Zusammenfügen, Vereinen, eine Synthese unter der Mensch¬ 
heit herbeizuführen. Unser Volk soll auch in den durch das 
Trennen erzeugten schwierigen Lebensverhältnissen zu einem volks¬ 
organgünstigen, entwicklungsfördemden Leben gebracht werden. 
Wir müssen hierzu das Tier im Menschen überwinden, beherrschen 
lernen, vor Uebertreibungen seiner Naturtriebe bewahren. Hierzu 
müssen die Menschen durch Wahrheiten belehrt, erzogen, gebildet, 
„kultiviert“ werden. Das kann nur geschehen im Wissen von den 
gesetzmäßigen Wirkungsweisen der Naturkräfte und Stoffe, von 
denen die Organtätigkeit, auch die des Denkorgans!, des Gehirns, 
bedingt ist. Bloße bequeme Vorstellungen, Ideen über diese Wir¬ 
kungen und schöne Illusionen über ihre Richtunggebung führen 
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nur zu Irrungen und Wirrungen. Die Alten wußten noch nichts 
von den naturgesetzlichen Lebenstoediitgungen, und die Götter haben 
uns dieses Wissen auch nicht beigebracht, durch das wir uns auch 
ungünstigen Lebensiverhältnissen anpassen und möglichst alle Be¬ 
dingungen erfüllen können. Der wahre Sozialismusi möchte aber 
für alle Volksglieder und alle Menschen diese Bedingungen er¬ 
füllen und wirklich lebensgünsitige Verhältnisse schaffen. Also 
haben wir uns und unsere Jugend das nötige Wissen hierzu bei¬ 
zubringen, das ja erst , in den letzten Jahrzehnten durch unsere 
Forscher erworben, leider aber noch sehr wenig verbreitet wor¬ 
den ist. 1 

Das „Ideale“, das Dr. Fries für die Schulbildung fordert, ist 
dann die Belehrung zur Selbsterkenntnis! (des „Tiers im Men¬ 
schen“), zur Selbstbeherrschung seiner selbstsüchtigen Triebe, die 
Belehiung und Erziehung zu einem organgünstigen, entwicklungs^- 
fördernden Leben, zur Ueberwindüng des Tierischen iund zur Höher¬ 
entwicklung zum wirklichen Menschen, zum homp sapiens. Und 
die „Religion“ des wahren Sozialismus ist das Sichinbeziehung- 
bringen (religio-Beziehung) nicht zu einem unbegreiflichen, erdach¬ 
ten Gotte, sondern zu den gesetzmäßigen Wirkungsweisen der 
Naturkräfte, von denen allein das Leben abhängt. Die „Religions- 
übung“, der Kultus, wird das Lenken der Lebenstriebe nach einer 
höhermenschlichen Richtung, zu Gemeinsinn und gegenseitigem 
Menschheitsdienste sein, bei dem nicht rohe Gewalt und Geld, 
nicht Uebertreibung der niederen Triebe die „Macht“ bilden, son¬ 
dern das höhere Wissen die Macht ist. 


1 Siehe: „Die deutsche Schule auf der Grundlage des neuen Wissens 
vom Leben. Die Kulturschule.“ Hephaestos-Verlag, Hamburg 26. Preis 
zirka 2,50 Mark. 


Eingelaufene Schriften. 

Albert Goedeckemeyer: Die Idee vom ewigen Frieden. Philosophische 
Zeitfragen. Verlag Felix Meiner. Leipzig 1920. Preis 2,50 Mark. 
K. Chr. F. Krause: Entwurf eines europäischen Staatenbundes. (Geschrie¬ 
ben im Jahre 1814, beim Abschluß der Napoleonischen Kriege.) 
Herausgegeben und eingeleitet von Hans Reichel. Philosophische 
Bibliothek, Band 98. Verlag Felix Meiner. Leipzig 1920. Preis 
3,— Mark. 


Druckfehlerberichtigung. 

Der Verfasser des Artikels „Vom alten Geist christlicher Politik“ ■ 
Nr. 17 der „Glocke“ heißt Professor Dr. Siegfried Kawerau und nicht 
Professor D. Siegfried Kawerau. 
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21. Heft 21. August 1920 6. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


Professor Dr. FERDINAND JAKOB SCHMIDT: 

Hegel. 

A M 27. August sind es 150 Jahre, daß Hegel in Stuttgart ge¬ 
boren würde. Er gehört zu den tiefsinnigsten Denkern nicht 
nur des deutschen Volkes, sondern der ganzen Menschheit. 
Gegen Ende seines Lebens und noch bis zum Jahre 1848 hin übte 
er durch seine Gedankenarbeit auf das ganze deutsche Geistes¬ 
leben einen beherrschenden Einfluß aus, und auch in den außer¬ 
deutscher Ländern erwarb sich seine Philosophie eine begeisterte 
Anhängerschaft. Durch ihn (erhielt der klassische Idealismus, wie er 
von Kant begründet worden war, seine abschließende Gestalt, 
so daß sich in seinem Lebenswerk erst die epochemachende Denk¬ 
bewegung jener glanzvollen Zeit zu einem allseitig durchgearbeite¬ 
ten System zusammenfaßte. Das aber ist jene große geistige 
Hervorbringung, von der später der Franzose Hippolyte Taine 
sagen konnte: „Von 1780 bis 1830 hat Deutschland alle Ideen 
unseres gegenwärtigen Zeitalters hervorgebracht, und für ein halbes 
Jahrhundert, ja sogar für ein ganzes wird es unsere Haupt¬ 
aufgabe sein, sie zu verarbeiten.“ Seit dem Auftreten Kants, 
Fichtes, Schellings und Hegels hat der Weltgeist in deutscher 
Sprache zu denken begonnen. 

Von dem äußeren Lebensgang Hegels ist nicht viel Außer¬ 
gewöhnliches zu berichten. Nachdem er das Gymnasium verlassen» 
hatte, studierte er in Tübingen Theologie und war dort zusammen 
mit Hölderlin und Sdhelling Mitglied des theologischen „Stifts“. 
Darauf war er 1794 bis 1797 Hauslehrer in Bern und 1797 bis 
1800 ebenso in Frankfurt a. M. Aus dieser Zeit stammt der Ent¬ 
wurf zu einem „Leben Jesu“ und die beiden staatswissenschaft¬ 
lichen Abhandlungen über die „neuesten inneren Verhältnisse 
Württembergs“ und über die „deutsche Reichsverfassung“. Danach 
aber wandte er sidh der Philosophie zu, indem er schon damals 
die Giundlinien eines eigenen Denksystems ausarbeitete. Im Jahre 
1801 wurde er Privatdozent an der Universität Jena und gab als¬ 
bald mit seinem schon vor ihm dort wirkenden Landsmann Schel- 
ling das „Kritische Journal“ heraus, in dem er mehrere Abhand- 
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lungen veröffentlichte. Hier arbeitete er auch sein erstes Haupt¬ 
werk aus, die „Phänomenologie des Geistes“; die letzten Zeilen daran 
schrieb er wenige Stunden vor der Schlacht bei Jena. Infolge der 
unsicheren Verhältnisse verließ er jedoch die Universität, um 
die Redaktion der Bamberger Zeitung zu Abernehmen. Im Jahre 
1808 wurde er sodann von der bayrischen Regierung zum Rektor 
des Gymnasiums in Nürnberg ernannt und wirkte hier bis zum 
Jahre 1816. Während dieser Zeit vollendete er sein ziweites großes 
Hauptwerk, die , Wissenschaft der Logik“ (18L2 bis 1816). Von 
Nürnberg aus wurde er 1817 an die Universität Heidelberg berufen, 
wo ei die Gesamtübersicht über sein System unter dem Titel 
„Enzyklopädie der philosophischen Wissenschaften im Grundriß“ 
verfaßte. Aber schon im Jahre 1818 wurde er nach Berlin berufen 
und wirkte, an dieser preußischen Universität bis zu seinem Tode 
am 14 November 1831. Veröffentlicht hat er hier seine „Rechts¬ 
philosophie“ (1821) und eine Reihe von Abhandlungen, die haupt¬ 
sächlich in der von seiner Schule herausgegebenen Zeitschrift 
„Jahrbücher für wissenschaftliche Kritik“ erschienen. Seine Vor¬ 
lesungen über Aesthetik, Religionsphilosophie, Philosophie der Ge¬ 
schichte und Geschichte der Philosophie wurden erst in der Ge- 
famtausgabe seiner Werke von seinen Schülern zum Druck ge¬ 
bracht. 

Welches ist nun, im ganzen genommen, die weltgeschichtliche 
Bedeutung des Hegelschen Denksystems? Das ist die Frage, die 
hier zur Beantwortung steht! Ein Mann, wie Friedrich Engels, hat 
darauf die Auskunft erteilt: „Ihren Abschluß fand die neuere 
deutsche Philosophie im Hegelschen System, worin zum erstenmal 
— und das ist sein großes Verdienst — die ganze , natürliche, 
geschichtliche ur.d geistige Welt als ein Prozeß , d. h. als in steter 
Bewegung, Veränderung, Umbildung und Entwicklung begriffen 
dargestellt und der Versuch gemacht wurde, den inneren Zusammen¬ 
hang in dieser Bewegung und Entwicklung nachzuweisen. Von 
diesem Gesichtspunkt aus erschien die Geschichte der Menschheit 
nicht mehr als ein wüstes Gewirr sinnloser Gewalttätigkeiten, 
die vor dem Richterstuhl der jetzt gereiften Philosophenvernunft 
alle gleichverwerflich sind, und die man am besten so rasch wie 
möglich vergißt, sondern als der Entwicklungsprozeß der Mensch¬ 
heit selbst, dessen allmählichen Stufengang durch alle Irrwege zu 
verfolgen, und dessen innere Gesetzmäßigkeit durch alle schein¬ 
baren Zufälligkeiten hindurch nachzuweisen, jetzt die Aufgabe des 
Denkens wurde!“ — In der Tat ist dies ein wesentlicher Grundzug 
der Hegelschen Philosophie, und es ist vor allem derjenige, der 
für die Ausbildung des historischen Materialismus das bestimmende 
Leitmotiv abgegeben hat. Andererseits aber hat sowohl Engels, 
wie Marx den Idealismus Hegels scharf bekämpft, und doch ist 
auch dieser von dem Grundgedanken des dialektischen Welt¬ 
prozesses gar nicht zu trennen. Das ist der Punkt, von dem aus 
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Hegel und die klassische deutsche Philosophie überhaupt ver¬ 
standen werden muß. 

Es ist längst darauf hingewiesen worden, daß, bereits mit Kant 
eine Oeistesrevolution einsetzte, wie sie bis dahin auf dem Gebiete 
des Denkens noch nicht erlebt worden war. Denn alle Umwälzun¬ 
gen, welche die Philosophie von ihrer Begründung im Altertum ab 
bis ins 18. Jahrhundert hinein durchzumachen hatte, sind doch 
immer noch solche, die als Abwandlungen ein und desselben 
Erker.ntnisprinzips hervorgetreten sind. Das änderte sich aber 
grundsätzlich mit dem Auftreten Kants. Nur täuscht man sich 
fortgesetzt, wenn man meint, daß dies schon mit den tiefgründigen 
Auseinandersetzungen in der „Kritik der reinen Vernunft“ ge¬ 
schehen sei. Denn in diesem Werk wird ja gerade noch die her¬ 
gebrachte Erkenntnisweise mit ihrem Schema Sinnlichkeit, Verstand, 
Vernunft einer strengen Kritik unterzogen und als Endergebnis 
festgestellt, daß auf diesem Wege wohl die Möglichkeit der 
Mathematik und der Naturforschung als strenge Wissenschaft dar¬ 
getan werden könne, nicht aber diejenige der philosophischen 
Weltwissenschaft. So endet die erste kritische Hauptschrift Kants 
mit der Paradoxie: „Die Philosophie hat sich auf eine strenge 
erkenntnistheoretische Untersuchung zu stützen.“ Dadurch aber 
wird festgestellt, daß es demgemäß Philosophie selbst als Grund¬ 
wissenschaft vom Wirklichkeitsganzen überhaupt nicht geben könne. 
Das hieß denn letzten Endes gar nichts anderes, als daß die 
Philosophie einen gänzlich anderen Weg einschlagen müsse, wenn 
sie zu dem von ihr erstrebten Ziel, nämlich der Ermittlung vom 
Grund, Wesen und Zweck des Wirklichkeitsganzen, gelangen wolle. 
Und da war es nun Kant selber, der in seinen beiden anderen 
kritischen Hauptwerken den Zugang zu dem Wege dieser neuen, 
ganz anders angelegten Philosophie abschloß. Noch ein Jahr vor 
der großen französischen Revolution beginnt mit dem Erscheinen 
der „Kritik der praktischen Vernunft“ eine welterneuernde Denk¬ 
epoche. 

Aber selbst, wenn man hinzunimmt, was Fichte und Schelling 
für den weiteren Ausbau der Kantschen Neuschöpfung getan haben, 
so würde doch noch immer schwer zu sagen sein, was das wahr¬ 
haft Epochemachende daran sei. Erst durch Hegels abschließende 
Fundamentierung dieses geistigen Umwälzungsprozesses wird völlig 
durchsichtig, worauf das alles zuguterletzt hinauswill. Zunächst 
gilt hier das Wort des einen jener großen Denker: „ Der Gedanke, 
die Freiheit einmal zum ein und alles der Philosophie zu machen, 
hat den menschlichen Geist überhaupt, nicht bloß in bezug auf 
sich selbst, in Freiheit gesetzt und der Wissenschaft in allen 
ihren Teilen einen kräftigeren Umschwung gegeben als irgendeine 
frühere Revolution /“ Aber was heißt das? Mutet es nicht 
geradezu wunderlich an, wenn man sein Sinnen auf die Betrachtung 
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des geheimnisvollen Weltgefuges richtet, und man erfährt dann, 
die Freiheit sei der Urheber, Lenker und Endzweck dieses rätsel¬ 
haften Universums? Aber da war es nun doch Hegel, der erst 
völlig aufdeckte, was es damit auf sich habe. Die Freiheit in 
dem Sinne unseres klassischen deutschen Idealismus war der ganzen 
vorkantischen Philosophie eine verschlossene Lebensmacht ge¬ 
blieben. 

Geht man nämlich, wie es bis zu unseren klassischen Denkern 
hin geschah, bei filier Eikenntnis stets von der sinnlichen Erfahrung 
und der natürlichen Weltanschauung aus, so kann danach das 
letzte und allgemeinste alles Wirklichen nie etwas anderes sein 
als da^> unendliche, allem Endlichen zugrundeliegende Sein. In¬ 
folgedessen war denn auch die ganze Philosophie bis zu dem 
deutschen Idealismus hin grundsätzlich Seinsphitosopfrie geblieben, 
und es kam alles darauf an, das Wesen und dre Bestimmungen 
dieses universellen Seins erkennbar zu machen. Das aber wollte nie zu¬ 
reichend gelingen, und es zeigte sich schließlich, daß auf diese Weise 
stets nur die Daseinsbestimmungen der sinnlichen Erscheinungs- 
welt, nicht aber ein absolutes Sein selbst positiv faßbar zu machen 
sei. Daß es ein solches Absolutes tatsächlich gibt, darüber konnte 
niemals ein ernsthafter Zweifel aufkommen. Wirklich gezweifelt 
wurde nur immer daran, ob der Mensch eine wahre Erkenntnis 
dieses Absoluten jemals erreichen könne, oder ob dessen Kundbar- 
machung in alle Ewigkeit hin lediglich dem Offenbarungsprozeß 
des religiösen Glaubens überlassen bleiben müsse. Das wäre aller¬ 
dings notwendig, wenn eben Kants Kritik der reinen Vernunft 
und alles, was auf dieser erkenntnistheoretischen Bahn liegt, das 
letzte Wort wäre, das die Philosophie zu sprechen hat Da aber 
wurde von Kant selbst die alles mit einem Male verändernde Ent¬ 
deckung gemacht, daß es eine unzweifelhafte Erkenntnis des 
Absoluten gebe, und zwar unabhängig sowohl von der sinnlichen 
Erfahrung wie von der Religion. Es war dies jene nie genug zu 
bewundernde Entdeckung, daß sich der Mensch kraft seines 
Denkens ein schlechthin absolutes Sittengesetz zu geben vermag, 
das nicht bloß für sein Einzelsubjekt gilt und auch nicht nur 
für die Gemeinschaft des Menschengeschlechts, sondern sogar 
für das absolute Vemunftwesen selbst. Ob dieses Gesetz in dem 
sogenannten kategorischen Imperativ sogleich glücklich formuliert 
worden ist, mag dahingestellt bleiben; unanfechtbare Tatsache 
aber ist, daß dem menschlichen Denken die Möglichkeit einer 
solchen absoluten Gesetzgebung wesenhaft innewohnt. Damit war 
der Bann gebrochen, der solange auf der Philosophie gelastet 
hatte. Die Quellen des menschlichen Philosophierens sind nicht 
bloß die sinnliche Erfahrung, die daran entwickelten Begriffe 
und die daraus gewonnenen Schlüsse, sondern ihr letzter und 
tiefster Springpunkt ist die sich im Denken ihr Selbstbewußtsein 
gebende Kraft des Unbedingten: Das war die Enthüllung des 
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Weltgeheimnisses, wie es hier zunächst an der Selbstbestimmung 
des absoluten Sittengesetzes aufgedeckt wurde. Das Rätsel der 
Sphinx ist nicht schon in Helgas durch Oedipus, sondern wahr¬ 
haft erst ducch Kant gelöst worden. 

Von diesem Tatbestände ging auch Hegel aus. Erst von ihm 
wurde die Natur und das Wesen des Absoluten begrifflich ent¬ 
wickelt, und das war möglich, weil sich diese Urkraft im Menschen 
unmittelbar vergegenwärtigt. So aber wurde nun ans Licht ge¬ 
bracht, daß demnach das Unbedingte, Ewige, Urschöpferische kein 
bloßes, in sich beharrendes Sein ist, sondern vielmehr eine das 
Sein, den Weltstoff, die Materie erst hervorbringende und ge¬ 
staltende Urtätigkeit, die sich im dialektischen Denken des Men¬ 
schen ihr eigenes, all hervorbringendes Tun zum Bewußtsein bringt. 
Als diese reine, produktive Urtätigkeit wird sie in unserer Sprache 
Geist genannt; ebenso wird sie aber auch, da sie den Grund ihres 
ursprünglichen Wirkens und seines sich als sittliches Wollen und 
dialektisches Denken erkennbar machenden Wesens in sich selbst 
trägt, in diesem höheren, produktiven Sinne als Freiheit bezeich¬ 
net. Demnach ist noch nicht das Sein, wie die frühere Philo¬ 
sophie lehrte, der Urgrund aller Dinge und alles Lebens, sondern 
der alles hervorbringende und das Hervorgebrachte stufenweise 
mit sich selbst in Uebereinstimmung setzende Freiheitsprozeß,. 
Der bewußte, d. !h. wollende und denkende Träger dieses Freiheits¬ 
prozesses ist aber der Mensch, und auf Grund dieser Erkenntnis v 
ist darum die höchste Aufgabe unseres Wesens dahin formuliert 
worden: „Dies sei die eigentliche Bestimmung des Menschen¬ 
geschlechts auf der Erde, daß es mit Freiheit sich zu dem mache, 
was es eigentlich ursprünglich ist!“ 

Da war es nun die große bahnbrechende Leistung Hegels, daß 
er in seiner Wissenschaft der Logik den Denkprozeß darlegte, 
in welchem sich das Wirken der Freiheit das Gesetz seiner uni¬ 
versellen Selbstbestimmung im Menschen begreifbar macht. Das 
hatten schon Fichte und Schelling versucht, und doch waren sie 
über die vorbereitenden Gestaltungen noch nicht hinausgekommen. 
Aber die Arbeit dieser seiner unmittelbaren Vorgänger zusammen¬ 
fassend, war nun Hegel der Erste auf der ganzen Erde, der das 
Denken in der vollendeten Unabhängigkeit von allen anderen 
Einflüssen als das Begriffsgesetz des allwaltenden Freiheitsprozes¬ 
ses lebendig erfaßte. Seine ganze weitere Arbeit bestand dann darin, 
dieses Urgesetz der sich im Denken selbst erkennenden Freiheit 
in den Produktionen des Rechts, der Geschichte, der Kunst, der 
Religion als die (alles durchdringende und alles bestimmende Grund¬ 
macht aufzuzeigen. Zugleich erblickte er in der Bewußtmachung 
und allseitigen Ausprägung dieses durch den Menschen zu wollen¬ 
den Freiheitsprozesses die ureigenste Aufgabe der germanischen 
Völker. Alles, was er zu sagen hatte, sprach sich ihm so in dem 
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Ergebnis aus: „Der germanische Geist ist der Geist der neuen 
Welt, denen Zweck die Realisierung der absoluten Wahrheit als 
der unendlichen Selbstbestimmung der Freiheit ist, der Freiheit, 
die ihre absolute Form selbst zum Inhalte hat. Die Bestimmung 
der germanischen Völker ist, Träger des christlichen Prinzips 
abzugeben. Der Grundsatz der geistigen Freiheit, das Prinzip der 
Versöhnung, wurde in die noch unbefangenen, ungebildeten Ge¬ 
müter jener »Völker gelegt, und es wurde diesen auf gegeben, 
im Dienste des Weltgeistes den Begriff der wahrhaften Freiheit 
nicht nur zur religiösen Substanz zu haben, sondern auch in der 
Welt aus dem subjektiven Selbstbewußtsein frei zu produzieren.“ 
Erst aus dem Lebenswerk Hegels wird es völlig durchsichtig, 
daß sich in dem klassischen deutschen Idealismus die Erhebung 
des Menschengeistes vollzogen hat, durch die endlich die Freiheit 
zum obersten Lebensprinzip herausgebildet worden ist. 

Eine völlig neue Auffassung von der Welt und dem Menschen 
war damit wachgerufen worden, die allmählich eine durchgreifende 
Umwälzung aller tatsächlichen Verhältnisse heraufführen muß. 
Der Mensch ist nicht bloß ein sinnlich-vernünftiges Naturgeschöpf, 
dem die Grundmacht des urtätigen Geistes nur von außen her ira 
Glauben offenbart wird, sondern er ist selber ein Organ dieses 
sich in ihm erst denkend erfassenden Urgeistes. 1 So aber ist der 
Mensch ein freies, selbsttätiges, schöpferisches Wesen, dazu be¬ 
stimmt, über und an der Naturschöpfung eine zweite eigene Welt¬ 
schöpfung hervorzubringen, nämlich die gesellschaftliche Ge- 
schichts- oder Gesittungswelt. Von ihr ist mit nachdrucksvoller 
Deutlichkeit gesagt worden: „In der Gesamtheit des Daseienden 
scheidet sich auf den ersten Blick ein mächtiges und unendlich 
vielgestaltiges Gebiet, das in ganz selbständiger Ordnung und 
mit eigenen Prinzipien seines Lebens dasteht. Das ist das Leben 
der Menschheit in seiner Betätigung. Es umfaßt dieses Gebiet 
des Daseienden nicht bloß den einzelnen mit allen seinen tätigen 
Bedürfnissen, Genüssen, Anstrengungen und Erfolgen, nicht bloß 
die Umgestaltung der Natur, wie sie aus dieser Arbeit hervorgeht, 
sondern auch die Beziehungen der einzelnen zueinander, und ihre 
Gemeinschaft in einheitlichem Wollen und Tun. Es ist dies Gebiet 
nicht eine bloß organische Fortsetzung desselben, was sich in dem 
Natürlichen zeigt; es ist vielmehr eine zweite Welt in der ersten, 
eine Welt, die in sich selber die Elemente tausendfacher Gegen¬ 
sätze leitet, und doch als Gesamtheit dem Natürlichen mit arbei¬ 
tender Tat erst bewältigend entgegentritt. Es ist die zweite 
Schöpfung, die noch immer lebendige, innerhalb der ersten, natür¬ 
lichen, nach manchen machtvollsten Umgestaltungen in sich fertige, 
die ihre endlich gefundene und in sich abgeschlossene Ordnung jetzt 
in sich auslebt!“ — So war denn endlich ans Licht gebracht, 
daß der Mensch, und zwar der vergesellschaftete Mensch, kraft 
des sich in ihm begreifenden Freiheitsprinzips selber der Urheber 
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des solchermaßen erst zum Abschluß kommenden Weltprozesses sei, 
wie dieser sich in dem Reich der weltgeschichtlichen Vergemein¬ 
schaftung aller Menschen ünd Völker seine eigene, objektive Gestalt 
gibt. Das ist der theoretische Grundgedanke des klassischen Idea¬ 
lismus, den Marx einmal in die profane Form umgoß, daß er 
sagte: „Die einzige mögliche Befreiung Deutschlands ist die Bef- 
freiung auf dem Standpunkt der Theorie, welche den Menschen für 
das höchste Wesen des Menschen erklärt. Das gründliche Deutsch¬ 
land kann nicht revolutionieren, ohne von Grund aus zu revolutio¬ 
nieren. Die Emanzipation des Deutschen ist die Emanzipation 
des Menschen!“ 

Bekundet sich nun aber in der Herausbildung des universellen 
Freiheitsprinzips die weltgeschichtliche Bedeutung des Hegelschen 
Systems, so liegt es auch auf der Hand, daß diese zweite Welt¬ 
philosophie als Freiheitsphilosophie eine Neuschöpfung des Idea¬ 
lismus werden mußte. Denn, wenn der Urgrund aller Dinge und 
alles Lebens sich im Menschen nicht als ein materielles Sein, son¬ 
dern als reine Tätigkeit, als Geist, als Freiheit zu erkennen gibt, 
so haben wir es darin eben mit einer immateriellen, unbedingten 
Gmndmacht zu tun, und diese kann auch nur in einem idealistischen 
Denksystem zum Ausdruck kommen. Dazu kam aber noch ein 
zweites. Unsere klassischen Denker und zumal Hegel fanden sich 
vor die große Aufgabe gestellt, den Entwicklungsprozeß jenes 
Freiheitsprinzips erst einmal in seiner rein gedanklichen, begriff¬ 
lichen Urgestalt zu begründen. Sie hatten sich also vorerst noch 
ausschließlich mit der philosophischen Theorie dieses idealistischen 
Urprinzips zu befassen, noch nicht mit seiner praktischen Ver¬ 
wirklichung. Demnach tritt uns, wie man sagen möchte, in der 
Hegelschen Philosophie sogar ein doppelter Idealismus entgegen; 
denn erstens ist das Prinzip der Freiheit ein durchaus idealistisches 
Prinzip, und zweitens ist sein Selbstgestaltungsprozeß von Hegel 
auch nur in rein theoretischer, ideeller Form dargelegt worden. 
Selbst, wo dieser Denker den Werdegang der Freiheit in den 
objektiven Mächten des rechtlichen, geschichtlichen, religiösen 
Lebens aufzeigt, beschränkt er sich doch auch hierin auf die 
Erfassung der bloß begreiflichen Entwicklungsmomente in diesen 
Prozessen. Hier muß frnan sich denn vor allen Dingen klar machen, 
daß unsere klassische Philosophie mit Einschluß der Hegelschen 
nicht nur durchaus theoretische 1 nt eilektualPhilosophie ist, son¬ 
dern, daß sie das auch in dieser ihrer grundlegenden Gestalt 
sein mußte. Denn erst, nachdem sie als eine solche herausgebildet 
war, konnte daraus die Willensphilosophie der welterneuernden 
Praxis hervorgehen. Die überragende Größe Hegels zeigt sich 
nicht zuletzt darin, daß er zwar den Uebergang von der neu¬ 
weit liehen N Intellektualphilosophie zu der ihr entsprechenden 
Willensphilosophie noch nicht selbst vollzogen, daß er ihn aber 
weltwirksam ermöglicht hat. 
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Wie aber zeigte sich das? — Ais sich der Oeist der Hegelschen 
Philosophie in den (dreißiger und vierziger Jahren des vorigen Jahr¬ 
hunderts, durch die Einzelwissenschaften vermittelt, allgemeiner 
verbreitete, entstand jetzt erst das Bewußtsein des unerträglichen 
Widerspruchs zwischen der Theorie der klassischen Freiheits¬ 
philosophie und der Unfreiheit der tatsächlichen Verhältnisse. 
Wohl war das Gefühl dafür in den mittleren und unteren Ständen 
auch schon vorher da; aber man hatte doch nun erst an jener 
begreiflichen Freiheitstheorie einen eigenen, untrüglichen Maß¬ 
stab, in wie beschämender Rückständigkeit sich die politischen 
und gesellschaftlichen Zustände befanden. Etas erreichte seinen 
Höhepunkt im Jahre 1848. Eta aber geschah zweierlei. Der bürger¬ 
liche Liberalismus wandte sich seit der Mitte des vorigen Jahr¬ 
hunderts immer entschiedener von der Hegelschen Philosophie ab, 
während sie von der soeben bei uns entstehenden sozialistischen 
Bewegung unter Umsetzung in das ihr entsprechende Gegenteil 
auf das tatkräftigste fortgebildet wurde. Eter Kampf um die Hegel- 
sche Philosophie ist noch heut nicht ausgefochten. 

Der Liberalismus fand sich insbesondere durch die Rechts-, 
Staats- und Geschichtsphilosophie dieses Denkers enttäuscht. 
Worauf es dabei letzthin ankam, hat Friedrich Engels sehr treffend 
mit den Worten charakterisiert: „Kein philosophischer Satz hat 
so sehr den Etank beschränkter Regierungen und den Zorn ebenso 
beschränkter Liberalen auf sich geladen, wie der berühmte Satz 
Hegels: „Alles, was wirklich ist, ist vernünftig, und alles, was 
vernünftig ist, ist wirklich“.“ Etas war doch handgreiflich die 
Heiligsprechung alles Bestehenden, die philosophische Einsegnung 
des Despotismus, des Polizeistaates, der Kabinettjustiz, der Zensur. 
Und so nahm es Friedrich Wilhelm III., so seine Untertanen. 
Bei Hegel aber ist keineswegs alles, was besteht, ohne weiteres 
auch wirklich. Das Attribut der Wirklichkeit kommt bei ihm 
nur demjenigen zu, was zugleich notwendig ist. Was aber not¬ 
wendig ist, erweist sich in letzter Instanz auch als vernünftig, 
und auf den damaligen preußischen Staat angewandt, heißt also 
der Hegelsche Satz nur: „EMeser Staat ist vernünftig, der Ver¬ 
nunft entsprechend, soweit er notwendig ist; und wenn er uns 
dennoch schlecht vorkommt, aber trotz seiner Schlechtigkeit fort¬ 
existiert, so findet die Schlechtigkeit der Regierung ihre Berech¬ 
tigung und ihre Erklärung in der entsprechenden Schlechtigkeit der 
Untertanen. EHe damaligen Preußen hatten die Regierung, die 
sie verdienten!“ — Der tiefere Grund aber, weshalb der Liberalis¬ 
mus die Hegelsche Philosophie zu verwerfen begann, lag darin, 
daß die Freiheitsidee dieser Etankrichtung weit über das hinausging, 
was diese bürgerliche Demokratie erstrebte. Ihr viel bewundertes 
Vorbild war der englische Liberalismus, und 'von dem ausgesehen 
mußte allerdings das klassische Freiheitssystem Hegels wie ein 
Hirngespinst erscheinen. Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts 
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vollzog sich in der liberalen Welt der vollständige Verfall des 
klassischen deutschen Idealismus. 

Oerade umgekehrt ging aber Karl Marx und seine Anhänger¬ 
schar von dem Grundgedanken aus, daß der unleidliche Wider¬ 
spruch zwischen der philosophisch verlebendigten Freiheitsidee 
des deutschen Viplksgeistes und der Praxis der tatsächlichen Ver¬ 
hältnisse nur dann überwunden werden könne, wenn die Zustände 
der gesellschaftlichen Willensorganisation von unten, d. h. von 
der materiell-wirtschaftlichen Lebensordnung auf mit dem Ent¬ 
wicklungsstände unseres philosophischen Grundbewußtseins in Ein¬ 
klang gebracht würden. „Es genügt nicht,“ so erklärte Marx, 
„daß der Gedanke zur Wirklichkeit drängt, die Wirklichkeit muß 
sich selbst zum Gedanken drängen! Der Kopf dieser Emanzipation 
ist die Philosophie, ihr Herz das Proletariat! Die Philosophie kann 
nicht verwirklicht werden ohne die Aufhebung des Proletariats, 
das Proletariat kann sich nicht aufheben ohne die Verwirklichung 
der Philosophie!“ Indem sich aber der Marxismus zum geistigen 
Organ dieser Bewegung machte, fand damit die Hegelsche Philo¬ 
sophie eine Fortsetzung großen Stils. Aber wohlgemerkt! Diese 
Philosophie wurde nicht als - solche, als intellektuelle Theorie, als 
Idealismus fortgesetzt, sondern sie wurde in dem urtätigen Willen 
des Menschen zur Selbstverwirklichung erweckt, und zwar radikal, 
von der Wurzel an, nämlich da, wo der menschliche Wille sich 
der materiellen Natur bemächtigt, um durch ihre Verwandlung 
in wirtschaftliche Güter immer erst die Bedingungen für die 
Existenz des Menschen !m schaffen. So wurde der Wille von seiner 
materiellen, proletarischen Tätigkeit an emanzipiert und von dieser 
Basis aus der Verwirklichung jenes unseres klassischen Freiheits¬ 
prinzips entgegengeführt. Eben das aber war es, was geschehen 
mußte: Die Freiheitsphilosophie unserer großen Denker war mit 
Hegel soweit ausgebaut, daß von ihm ab die Umsetzung des 
theoretischen Intellektualsystems in ein praktisches Willensgefüge 
notwendig wurde. Zum Werkzeug dieser geschichtlichen Not¬ 
wendigkeit hat sich Karl Marx erhoben, und damit wurde an Stelle 
des utopischen der wissenschaftliche Sozialismus begründet, ln 
ihm fand die Hegelsche Geistesemanzipation ihre lebendige Fort¬ 
setzung, und zwar nunmehr von ihrem extremen Gegensatz, dem 
zunächst materiell betätigten Willen, aus. Hatte die übrige Zunft¬ 
philosophie mit ihren Philosophien und Erkenntnistheorien den 
Genius des deutschen Denkgeistes in Acht und Bann getan, so 
konnte Friedrich Engels siegesbewußt in die Welt hinausrufen: 
„Nur bei der Arbeiterklasse besteht der deutsche theoretische 
Sinn unbekümmert fort; die deutsche Arbeiterbewegung ist die 
Erbin der deutschen klassischen Philosophie!“ 

Es geht daher niCht an, von einem Titanensturz des Hegelschen 
Idealismus zu sprechen. In Wahrheit hat dieser, wenn außerhalb 
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der einflußlosen akademistfien Schulrichtungen, allein eine welt¬ 
bewegende Weiterentwicklung in der Gestalt des historischen 
Materialismus erfahren. Nur lasse man sich dabei durch die 
Bezeichnung Materialismus nicht beirren. Marx und Engels sind 
als Vertreter des Freiheitsprinzips so gut Idealisten wie Hegelauch. 
Nur sind sie nicht Vertreter des theoretischen, sondern des prak¬ 
tischen Idealismus; ihre große Aufgabe war es, die allerstlich nur 
intellektuell entwickelte Freiheitsidee in gerader Umkehr von der 
Gegeninstanz des Willens, und zwar zuvörderst des natürlichen, 
auf das materielle Dasein gerichteten Willens her in Bewegung 
zu setzen. Der von Marx begründete Materialismus ist ebenso 
wohl Idealismus; nur ist er ein an den materiellen Willensgegen¬ 
ständen sich verwirklichender Idealismus und ist lediglich darum 
Materialismus genannt worden. So ist es zu verstehen, wenn 
Marx bekennt: „Gerade als ich den ersten Band des „Kapital“ aus¬ 
arbeitete, gefiel sich das . verdrießliche, anmaßliche und mittel¬ 
mäßige Epigonentum, welches jetzt im gebildeten Deutschland 
das große Wort führt, darin, Hegel zu behandeln, wie der brave 
Moses Mendelssohn zu Lessings Zeit* den Spinoza behandelt, näm¬ 
lich als „toten Hund“. Ich bekannte mich daher offen als Schüler 
jenes großen Denkers und kollektierte sogar hier und da im Kapital 
über die Werttheorie mit der ihm eigentümlichen Ausdrucksw'eise. Die 
Mystifikation, welche die Dialektik in Hegels Händen erleidet, ver¬ 
hindert in keiner Weise, daß er ihre allgemeine Bewegungsformen 
zuerst in umfassender und bewußter Weise dargestellt hat. Sie 
steht bei ihm auf dem Kopf. Man muß sie umstülpen, um den 
rationellen Kern in der mystischen Hülle zu entdecken!“ — Die 
große Entdeckung des menschlichen Freiheitsprinzips, wie cs im 
Fortgange von Kant über Fichte und Schelling zu Hegel endlich 
wissenschaftlich zu Bewußtsein gebracht worden ist, wurde von 
Marx aus dem Begriff in die Tat umgesetzt, und dadurch ist die 
Htgelsche Philosophie erst vollends die mächtigste der ganzen 
Erde geworden. 

Wenn das deutsche Volk und insbesondere die deutsche Arbeiter¬ 
schaft Hegels an dem 150. Erinnerungstage seiner Geburt in 
Treuen gedenkt, so ehrt es damit nur den auch in diesem Denker 
kundgewordenen Genius der Menschheit. 
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Dr. KURT STERNBERO: 

Hegels Oeschichtsphilosophie. 

W OHL niemals hat ein großes philosophisches System un¬ 
mittelbar nach der Zeit seines Glanzes eine solche Ver¬ 
dunkelung erlebt wie das Hegelsche; dem Maß der Be¬ 
wunderung, die ihm während seiner Blüte gezollt wurde, entsprach 
das der Verachtung, die ihm sehr bald danach zuteil wurde. Zur 
Zeit, als Marx sein „Kapital“ schrieb, wurde Hegel, wie der 
Begründer des wissenschaftlichen Sozialismus sagt, als ein „toter 
Hund“ betrachtet. Erst der Aufschwung des Marxismus, der be¬ 
kanntlich auf der Hegelschen Dialektik beruht, sowie die Er¬ 
neuerung der metaphysischen Geistesrichtung haben das System 
des letzten wahrhaft großen Metaphysikers zu neuem Leben er¬ 
weckt. Man ist sich allmählich doch bewußt geworden, wie tiefe, 
unverwischbare Spuren Hegel in der geistigen Kultur Deutsch¬ 
lands zurückgelassen hat, wie sehr diese in ihrer Entwicklung 
von ihm beeinflußt worden ist. Es sind die Geschichtswissen¬ 
schaften — im weitesten Sinne des Worts — und ihre Philosophie 
gewesen, die den Anschluß an Hegel wiedergefunden haben. In 
der Tat: Hegels Geschichtsphilosophie ist die Perle seines Systems; 
sie ist in diesem der Teil, welcher die größte Wirksamkeit gehabt 
hat und auch in Zukunft haben wird. Auch wer ihr vom Stand¬ 
punkt kritisch-wissenschaftlicher Philosophie aus nicht ohne starke 
Bedenken gegenübersteht, kann nicht verkennen, daß es sich um 
einen der genialsten modernen Versuche handelt, eine einheitliche 
Geschichtsauffassung wirklich großen Stils zu schaffen. 

Zwar kann man Hegel vorwerfen'— und man hat es getan —, 
daß er das geschichtliche Leben weniger zu verstehen als viel¬ 
mehr zu konstruieren trachte; er selbst ist sich dessen jedenfalls 
nicht bewußt gewesen. Im Gegenteil: Er erklärt ausdrücklich, 
der Geschichtsphilosoph habe sein subjektives Denken keineswegs 
in die Wirklichkeit hineinzulegen, sondern diese in ihrer objektiven 
Vernünftigkeit zu erkennen, ihre objektive Vernunft aufzudecken. 
Daß alles Sein von der Vernunft beherrscht ist, beherrscht sein 
muß, da es sonst nicht von der Vernunft und durch sie begriffen 
werden könnte, das ist die Gmndüberzeugung Hegels. Berühmt ist 
sein Satz geworden, daß das Vernünftige wirklich und das Wirkliche 
vernünftig ist. Man hat diesen Satz nicht selten mißverstanden 
und von gegnerischer Seite wohl auch mißverstehen wollen. Natür¬ 
lich meint Hegel nicht, daß es auf der Welt nichts Unvernünftiges 
und Verbesserungsfähiges gebe; aber er ist sich darüber klar, 
daß auch in dem Begriff der Unvernunft der der Vernunft ent¬ 
halten ist, daß das Unvernünftige nur in der Beziehung auf 
das Vernünftige gedacht zu werden vermag, daß ihm Sinn nur 
insofern zukommen kann und darf, als es von einer höheren und 
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besseren Vernunft überwunden wird, wodurch es denn selbst zu 
einer Stufe innerhalb der Vernunftentwicklung wird. Wie sehr 
Hegel das Unvernünftige, .allerdings in der soeben dargelegten 
Bedeutung, zugesteht, zeigt seine Lehre, daß alle, auch die größten 
Taten der Menschen ihren Leidenschaften entspringen. Freilich 
stehen die Leidenschaften nach Hegel doch wieder im Dienst der 
Weltvernunft; diese benutzt sie zur Durchsetzung ihrer Ziele. 
Der einzelne glaubt seinen subjektiven Interessen nachzugehen; 
im letzten Grunde betreibt er damit aber die objektiven Zwecke 
des Weltgeistes. Dieser HegelsChe Gedanke von der „List der 
Vernunft“ ist gewiß überaus kühn und nicht unbedenklich; immer¬ 
hin ist er jedoch nicht nur in sittlichem, sondern auch in rein wisseflr 
schaftlichem Betracht sehr viel befriedigender als jene individua¬ 
listische Geschichtsauffassung, welche einzig in den hervorragenden 
Individuen die Triebräder des historischen Geschehens sieht und, 
da das Auftreten der großen Persönlichkeiten im geschichtlichen 
Leben nicht im voraus berechenbar ist, in diesem eine gesetzliche 
Ordnung überhaupt nicht anerkennt. 

Eine solche gesetzliche Ordnung liegt nach Hegel vor, obwohl 
oder sogar gerade weil die Leidenschaften die Motive aller mensch¬ 
lichen Handlungen sind. Die Leidenschaften prallen aufeinander 
und bewirken eben damit den Fortschritt der Geschichte. Der 
Satz des alten Heraklit, daß der Kampf der Vater aller Dinge ist, 
gelangt bei Hegel zu erneuter und wesentlich vertiefter Bedeutung. 
Man braucht bei (diesem Kampf keineswegs ausschließlich oder auch 
nur in erster Linie an ^jnen rein äußerlichen zu denken, an rlie rohe 
Gewalt. Zu allem, was auftritt, zu jedem Gesetzten bildet sich ein 
Gegensatz, und zwischen den einander abstoßenden Polen muß auf 
irgendeine Weise eine Ausgleichung in einer höheren Einheit statt¬ 
finden. Und dieses Spiel der Gegensätze geht immer weiter. 
Auch dem, was in der neuen höheren Einheit gesetzt wird, ersteht 
ein Gegensatz, und das Gesetzte und sein Gegensatz müssen wieder¬ 
um in einer neuen, noch höheren Einheit miteinander verknüpft 
werden und so fort. So stellt das geschichtliche Leben einen 
spannungsreichen Entwicklungsprozeß dar; die Weltvernunft ent¬ 
wickelt sich in Gegensätzen. 

Diese Entwicklung wird nun nach Hegel beherrscht von der 
Idee der Freiheit. Indem er sich an die Geschichtsbetrachtung 
Kants anlehnt und sie weiter ausbaut, sieht er in dem historischen 
Geschehen die Entwicklung von der Unfreiheit zu immer größerer 
und schließlich vollendeter Freiheit. Diese aber bedeutet für ihn 
wie für die gesamte von Kant ausgehende Philosophie überhaupt 
nicht etwa Willkür, Zügellosigkeit. Wohl ist Freiheit die Un¬ 
abhängigkeit von Gesetzen, die bloß von außen aufgezwungen sind, 
keineswegs aber Gesetzlosigkeit; sondern sie besteht in der inner¬ 
lichen Anerkennung von Vernunftgesetzen. Der Sinn der Geschichte 
liegt demnach Hegel zufolge darin, daß an die Stelle der äußeren 
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Fremdgesetzgebung die innere Selbstgesetzgebung der Vernunft 
tritt. 

Wind die Freiheit als Bestimmung durch die Vernunft, also als 
eine Form der Gesetzlichkeit aufgefaßt, so ist es klar, daß sie sich 
mit Unterordnung durchaus verträgt, allerdings nur mit einer 
Unterordnung unter die Vernunft. Von hier aus wird es verständ¬ 
lich, daß und in welchem Sinne die Freiheit bei Hegel die Hin¬ 
gabe ar den Staat und seine Gesetze nicht nur nicht aus-, sondern 
sogar einschließt; die Bedingung ist eben die, daß der Staat selbst 
die Vernunft, die Idee der Freiheit, verkörpert. Die echte, wahre 
Freiheit verwirklicht sich nur in Staat und Gesellschaft; der 
Staat ist und soll sein Vemunftstaat. Der einzelne empfängt» 
9 eine Vernunft im Staat und durch den Staat; der Staat ist eben 
früher als der einzelne, wie schon Aristoteles gelehrt hatte. 

Bei keinem Denker der Neuzeit ist der Geist der antiken Staats¬ 
auffassung so lebendig geworden wie bei Hegel; der platonische 
und der aristotelische Ideal- und Sozialstaat sind bei ihm zu 
neuen* Leben erwacht. Sein Standpunkt steht in wohltuendem 
Gegensatz zu dem naturalistisch-individualistischen des Manchester¬ 
tums, wie er nach Hegel im Verlauf des 19. Jahrhunderts aus- 
gebildet worden ist. • 

Wenn Hegel den Staat in das Zentrum des geschichtlichen 
Lebens stellt, wenn er die Freiheit wesentlich als politische ver¬ 
steht, so ist seine Geschichtsbetrachtung mithin eine politische. 
Allein es handelt sich keineswegs etwa um jene Staatengeschichte, 
wie sie in mißverständlicher Auslegung der Hegelschen Tendenzen 
seither üblich geworden ist und wie sie mehr oder weniger 
alle auf der Schule im Geschichtsunterricht schaudernd kennen- 
gelemt haben, wo luns von der Kulturentwicklung meist nur wenig, 
um so mehr aber von den zwischen den Staaten geführten Kriegen 
usw. beigebracht wurde. Hegels Geschichtsauffassung ist eine 
politische in einem höheren Sinne. Rückt er den Staat in den 
Vondergmnd, iSO tut er das nur deswegen, weil er in ihm den 
Brenn- und Kristallisationspunkt sämtlicher kulturellen Bestrebun¬ 
gen, ja, den eigentlichen Spender und Urborn aller Kultur sieht. 
Die verschiedenen Zweige des kulturellen Lebens, Wissenschaft, 
Religion, Kunst usw., gehören eng zusammen und stehen zu¬ 
einander in den innigsten Beziehungen; ihr zentraler Ort, ihr 
Knotenpunkt ist aber der Staat, immer nach Hegel. Damit will 
dieser übrigens keineswegs sagen, daß nicht auch die politische 
von den anderen kulturellen Sphären Einwirkungen erfährt; viel¬ 
mehr erneuert er den Grundgedanken von Montesquieus „esprit 
des lois“, daß der Geist der Gesetze, speziell der Verfassung, 
dem gesamten Geist eines Volkes entspreche und entsprechen 
müsse. 
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Wenn auch Hegel hieraus einerseits die Folgerung ableitet, 
daß es ein vergebliches Bemühen sei, eine für alle Völker gültige 
Verfassung aufzustellen, so schließt das doch nicht aus, daß er 
andererseits in der konstitutionellen Monarchie, wie sie zu seiner 
Zeit in Preußen vorlag, das Ideal erblickt. Es ist von hier aus zu 
begreifen, daß man in Hegel einen Reaktionär sah, daß er in ge¬ 
wisser Hinsicht der Reaktion in der Tat Vorspanndienste leistete, 
und daß eine reaktionäre Strömung von ihm ausging. 

Allein, die Hegelsche Schule zerfiel nicht bloß in eine Rechte, 
sondern auch in eine Linke, und die dieser Angehörenden, die 
„Junghegelianer“, übten auf die weitere Entwicklung der Kultur 
einen ungleich stärkeren Einfluß aus als der orthodoxe Hegelianis!- 
mus. Nach Hegels eigener Lehre erwächst allem Gesetzten sein 
Gegensatz, und so war es denn nur folgerichtig, daß auch seine 
Philosophie ihrem idealistischen Inhalt nach sich in ihr Gegenteil 
verwandelte. Diese Verwandlung geschah eben, aber unter Bei¬ 
behaltung von Hegels eigentümlicher methodischer Form, in der 
Hegelschen Linken, zu der vor allem Karl Marx gehört 

Die Geschichtsphilosophie von Marx gründet sich in ihrer Me¬ 
thode durchaus auf die Hegelsche, und Marx war sich dessen auch 
bewußt. Er sah in sich einen Nachfolger der großen deutschen 
Philosophen; er faßte sidh selbst als ein weiteres Glied in jener 
Entwicklungsreihe auf, die von Kant zu Hegel führt. 

In der Tat: Der so überaus wichtige Gedanke des Klassen¬ 
kampfes beispielsweise wurzelt in der Hegelschen Methodik. Wenn 
Marx lehrt, daß es ohne Reibung keinen Fortschritt gibt, so ist 
diese Lehre in dem Hegelschen Standpunkt verankert, daß alle 
historische Entwicklung sich in Gegensätzen vollzieht. Eben hier 
ist offensichtlich auch die methodische Quelle für die marxistische 
These vom „Umschlagen“ des kapitalistischen Zustandes in sein 
Gegenteil infolge von Besitzanhäufung in immer weniger Händen 
auf der einen und Verelendung der Masse auf der anderen Seite. 

Freilich glaubt man heute vielfach, der Marxismus verdanke die 
Idee der Entwicklung, und zwar speziell der Entwicklung in Gegen¬ 
sätzen dem Darwinismus, der modernen Biologie mit ihrer Ent¬ 
wicklungstheorie und ihrem Prinzip des Kampfes ums Dasein. 
Allein demgegenüber ist zu bemerken, daß Marx' „Elend der 
Philosophie“ bereits zwölf, „Das kommunistische Manifest“ schon 
elf Jahre vor Darwins epochemachendem Werk über „Die Ent¬ 
stehung der Arten“ erschien und „Zur Kritik der politischen Oeko- 
nomie“ etwa gleichzeitig mit ihm. Es ist ganz gewiß richtig, daß 
der Marxismus sehr bald in nahe Beziehungen zu dem Darwinismus 
trat und von ihm wichtige Anregungen empfing; aber seine eigent¬ 
liche methodische Grundlage fand Marx selbst keineswegs in der 
Darwinschen Biologie, sondern in der Hegelschen Philosophie, 
wie ja überhaupt der Gedanke der Entwicklung und des Fort- 
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Schritts in Gegensätzen in der Philosophie unendlich viel älter 
ist als in der Biologie. 

Wenn man dies beachtet und sich außerdem vergegenwärtigt, 
daß die sittlich-ideale Anschauung des Marxismus über den Staat 
und die Gesellschaft der Zukunft trotz aller Abweichungen im 
einzelnen im Prinzip durchaus auf demselben Boden mit der mora- 
listisch-idealistischen Staats- und Gesellschaftsauffassung Hegels 
steht, so wird man erkennen, wie innig das'Verhältnis von Marx¬ 
scher und Hegelscher Geschichtsphilosophie ist, daß das Studium 
von Marx das Hegels voraussetzt. Schon in Anbetracht dessen 
ist es zu begrüßen, daß die noch bis vor kurzem erfolgte Aechtung 
der Hegelschen Philosophie nunmehr aufgehoben worden ist. Wohl 
ist diese reichlich spekulativ; aber es wird eben darauf ankommen 
und darf als eine der wichtigsten Aufgaben der gegenwärtigen und 
zukünftigen Philosophie bezeichnet werden, das herauszustellen, 
zu erhalten und fruchtbar zu machen, was sich innerhalb des 
Hegelschen Systems vor der wissenschaftlichen Kritik rechtfertigen 
läßt. So kann Iman sagen, daß Hegel erst jetzt, zurzeit seines 
150. Geburtstags, so recht eigentlich zum Problem geworden ist 


AUS HAYMS „HEGEL UND SEINE ZEIT“: 

Hegels Jugend- und’Bildungsjahre. 

G EORG Wilhelm Friedrich Hegel ist von Geburt Schwabe. 
Aus Kämthen war im 16. Jahrhundert sein Geschlecht 
durch einen Johannes Hegl nach Schwaben hinübergepflanzt 
worden, der hier eine Zuflucht vor dem katholischen Reaktions¬ 
eifer des Erzherzogs Karl suchte. In Stuttgart, wo der Vater 
herzoglich - württembergischer Rentkammersekretär und später 
Expeditionsrat war, wurde unser Philosoph am 27. August 1770 
geboren. . . Ein Schwabe also war Hegel, ein Landsmann Schel- 
lings und Schillers und mit beiden ungefähr gleichaltrig; elf 
Jahre jünger als der Dichter, fünf Jahre älter als der Philosoph. 
Ein Schwabe — (Und es hängt zu viel an dieser Herkunft, als 
daß wir nicht gleich hier einen Augenblick verweilen müßten. 
Denn nicht bloß (der Wleiji, der iam (Neckar wuchs, hat einen anderen 
Geschmack und andere Tücken als der Rheinwein: auch die 
Menschen von dorther sind von anderem Schlag und anderer 
Gemütsart, und selbst in dem Elemente des Allgemeinen, in dem 
„Aether des Gedankens und der Philosophie“, ist Hegels schwäbi¬ 
sches Naturell niemals völlig verflüchtigt worden. 

Wem wäre nicht der allgemeine Unterschied des norddeutschen 
von dem süddeutschen Wesen schon einmal nahegetreten? Es 
ist leichter, ihn gewahr zu werden und zu empfinden, als durch 
Worte zu bezeichnen. Wir reden von der Harmlosigkeit, der Ge- 
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mütlichkeit, dem naiven und behaglichen Wesen der Süddeutschen, 
und nehmen für uns Verständigkeit, Bewußtheit und ReflexionsL 
routine in Anspruch. Dort scheint uns mehr Natur und Sinjt- 
lichkeit, hier mehr Kultur und Ueberlegtheit zu sein, dort ein 
Sichgehenlassen in Gefühl und Phantasie, hier ein Sichzusammeir- 
nehmen in Wollen und Denken. Die Wahrheit zu treffen müßte 
man die Ausdrücke dieses Kontrastes häufen und vielfach nüan- 
zieren. Gerade das schwäbische Wesen würde auch so noch am 
wenigsten in das Schema dieser Charakteristik hineinpassen. Sind 
doch die natürlich angelegten Unterschiede durch historische Ein¬ 
flüsse gekreuzt und modifiziert! Insbesondere die Reformation 
war es, die sich teils an jenen Gegensatz anlehnte, teils ihn 
verwirrte und überdeckte. Eine niedersächsische Bauernnatur, trat 
Luther mit neuem, geistigem Prinzip in die Nation, vor welchem 
der Katholizismus und die Poesie des Mittelalters, das Lebens¬ 
element des Südens auseinanderfuhr. Aber auch der Protestantis¬ 
mus war um nichts mehr eine Religion des Verstandes, der Kritik 
und der Reflexion als die Religion der Innerlichkeit und der Ge»- 
mütstiefe. An jene Vierstandesseite überwiegend schloß sich der 
Norden an. Auf den Protestantismus, auf den Verstand und auf 
ernste, sittlich disziplinierte Tatkraft gründete sich in dem nord¬ 
östlichen Winkel Deutschlands der neue brandenburgisch'-preußi- 
sche Staat. Aber auf den Protestantismus warf sich auch Württem¬ 
berg und hielt ihn mit Zähigkeit fest So ward Württemberg 
den Bildungsmotiven des Nordens angenähert, so zeigte es, daß 
es von Hause aus eine innere Wahlverwandtschaft zu dem Cha¬ 
rakter des Nordens habe. Es war und es wurde ein vermittelndes 
Zwischenglied zwischen beiden Teilen Deutschlands. Seine Be¬ 
völkerung ist durchaus von der poetischen Anlage v des Südens: 
diese Anlage jedoCh steckt durchaus in einer prosaischen Schale. 
Die Grundlage des schwäbischen Naturells ist eine scheue und 
verschlossene Naivität, in ihrer Tiefe aber verbirgt sich, im Stillen 
geschäftig, ein reger Trieb des Grübelns und Reflektierens. . . 

Schon als Dreizehnjähriger verlor Hegel seine Mutter: die 
Erinnerung an sie blieb sein Lebenlang bei ihm. Seine Selbst¬ 
entwicklung trug durchaus (den Charakter jener schwäbischen Lang¬ 
samkeit und Allmählichkeit, die ebensowohl Innerlichkeit wie Un¬ 
beholfen heit bedeutet. Uns liegen zum Teil seine Tagebücher, 
die er auf der Schule führte, ebenso ein Teil seiner Gymnasial¬ 
arbeiten und mancherlei Mitteilungen von Entwürfen und Studien 
aus seiner Universitäts- und Hauslehrerzeit vor. Es findet sich 
in den älteren dieser Papiere schlechterdings nichts, was ein 
frühreifes Ingenium, nichts, was die künftige geistige Größe des 
Mannes andeutete. Offenbar, daß gerade in dieser Unscheinbarkeit 
die Gediegenheit, die Kraft und die Sättigung seiner Bildung 
versteckt war. Als die Kehrseite nämlich jener Langsamkeit 
zeigt sich eine andere Eigentümlichkeit. Eine Eigentiunlichkeit. 
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welche wir ebenso auf Rechnung des landesmännischen wie auf 
Rechnung des individuellen Charakters Hegels schreiben dürfen. 
Alle jene Arbeiten tragen ein entschieden objektives Gepräge, 
eine völlige Selbstentäußerung, eine absolute Hingebung an das 
Sachliche an sich. Hegel ward zum Philosophen, indem er sich 
bildete wie ein Gelehrter. Er erscheint in seiner früheren Jugend 
ganz und gar als eine sarnmelinde und lernende Natur. Die Dinge 
an sich heranzubringen, sie auf sich wirken zu lassen, sie sich 
einzuprägen, scheint sein ausschließliches Bestreben zu sein. Er 
reflektiert nicht an den Sachen herum, die pr sich aufzeichnet, er 
durchbricht die Arbeit des Aneignens selten mit eigenen, nie 
mit geistreichen Bemerkungen. Solche Bemerkungen, wo sie auf¬ 
tauchen, schließen sich eng an den Gegenstand jan, sie haben, wenn 
sie endlich breiter und allgemeiner werden, immer noch und 
immer mehr eine durchaus objektive Farbe. So weit geht diese 
Zurüdkdrängung, oder besser, das noch nicht zum Vorscheinkommen 
des Subjektiven, daß er oft nidhts tut als massenhaft exzerpieren 
und abschreiben. Und nun gar, wie merkwürdig seine auf dem 
Gymnasium geführten Tagebücher! Vergegenwärtigen wir uns, daß 
wir uns im letzten Drittel des 1'8. Jahrhunderts, in der Periode 
befinden, wo das Budhführen über das tägliche Leben zur Mode 
und Manie geworden war. Es war dies eins der Symptome einer 
weitverbreiteten Krankheit. Es hing zusammen mit jenem Kultus 
der Individuen, jener hypochondrischen Selbstbeobachtung und 
jenem Schöntun mit sich selbst, wie es in der Oede unseres 
öffentlichen Lebens, bei dem Mangel großer und allgemeiner Inter¬ 
essen in Deutschland sich ausgebildet hatte. Aber nichts von 
jener Selbstbespiegelung in dem Hegelschen Tagebuch; da werden 
wir nicht von moralischen Konflikten, von wichtigen oder un¬ 
wichtigen persönlichen Ereignissen unterhalten. Das Leben des 
Knaben besteht darin, daß er lernt; sein einziges Interesse darin, 
daß er sich das Erfahrene und Gelernte wiederhole, vergegen¬ 
wärtige, einpräge. 

Noch ein anderer Zug aber der Hegelschen Individualität hängt 
mit dieser seltsamen Geschmacksrichtung zusammen. Die Jugend 
dieses Mannes hat wenig Jugendliches. Jugendfrische, Jugend¬ 
mut und Uebermut, Jugendempfindung und Jugendleidenschaft be¬ 
gegnet uns nur spärlich in seiner früheren Lebensgeschichte. Wir 
müssen bis zur Universitätszeit warten, ehe wir etwas finden, 
was wie ein dummer Streich aussähe, und auch hier noch trägt 
das meiste, was von seiner Studentenpraxis erzählt wird, das 
Gepräge des Ungenialen, des Gewöhnlichen und Philiströsen. Schon 
in der Gymnasialzeit desto mehr Altklugheit und Pedanterie. Er 
ist von mehr als schwäbischer Schwerfälligkeit im Verkehr mit 
seinesgleichen, wie im Verhältnis zum anderen Geschlecht Was 
macht er nicht in seinem Tagebuch für allerweiseste Bemerkungen 
beim Kirschenessen oder bei der Nachricht von einem Bauernexzeß ! 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



580 


Hegels Jugend- und Bildungsjahre. 


Wie aufsatzmäßig und wie grämlich sind seine Betrachtungen über 
die verderblichen Folgen des Ehrgeizes und über die Unsitte des 
Zweikampfes! Der fünfzehnjährige Knabe war ohne Zweifel ein 
Musterschüler: er war von einer unverzeihlichen Nüchternheit und 
Verständigkeit; — schon recht, wenn seine Kommilitonen iauf 
der Universität ihm den Spitznamen des „alten Mannes“ ari- 
hängten. 

Und endlich drittens. Ich hob hervor, wie diese Fähigkeit 
der geistigen Rezeption Hegel notwendig als einen Lernenden 
durch alle Stufen und Schichten der Zeitbildung hindurchführen 
müßte. Es ist hierdurch eine dritte charakteristische Eigenschaft 
seiner Philosophie bedingt. Die Geschichte der Bildung ihres 
Urhebers spiegelt sich in ihrem eigenen Bau. Sie ist von wesentlich 
geschichtlicher Konstruktion. Entwicklung, Stufenfolge, Werden 
des einen aus dem anderen ist ihr Wesen. Sie ist geschichtlich 
in ihrer Form, sie entnimmt aus der Geschichte ihren Stoff. Sie 
ist, um alles zusammenzufassen, ein logischer von historischen 
Motiven durchwachsener und gesättigter Enzyklopädismus. . . 

Zurück jedoch von diesen vorgreifenden Betrachtungen zu der 
Geschichte gerade dieses fortschreitenden Werdens der Hegel- 
schen Individualität. Wir suchen nachzuweisen, in welcher Folge 
und auf welche Weise sich die Kulturelemente des 18. und 19. 
Jahrhunderts eins nach dem anderen mit seinem Geist und seinem 
System in Berührung setzten. 

Das Hauptmittel, wodurch Württemberg seit der Reformation 
sich auf der Höhe der deutschen Geistesbildung zu halten ver¬ 
mochte, lag in den württembergischen Schulen. Sachsen und 
Württemberg waren es hauptsächlich, wo zuerst die Bemühungen 
der Reformatoren um eine Verbesserung des gelehrten Schulunter¬ 
richts Wurzel schlugen. Die Einkünfte der Klöster wurden in 
Sachsen zur Errichtung der sogenannten Fürstenschulen verwandt, 
und dieses Beispiel fand alsbald nach dem Religionsfrieden von 
1655 ganz besonders jn Württemberg Nachfolge. Herzog Christoph 
von Württemberg war es, welcher nunmehr die Klöster auch seines 
Landes zu Schulen bestimmte. Und zwar zu Schulen im Sinne und 
für die Zwecke und Bedürfnisse des jungen Protestantismus. Wäh¬ 
rend dieser nach einer Seite hin auf dem neuerwachenden Huma,- 
nismus beruhte, so wurden diese protestantischen Schulen 
hinwiederum die Träger der humanistischen Studien. Diese 
klösterlichen Erziehungsanstalten, die sogenannten niederen Semi- 
narien, standen lange Zeit in dem Rufe, daß sie die besten 
Griechen und die am lateinischsten redenden Lateiner bildeten. 
Hegel nun zwar wunde nicht auf einem dieser Seminare für die 
Universität vorgebildet: er besuchte das Stuttgarter Gymnasium; 
auch die Gymnasien jedoch folgten jenem von den Klosterschulen 
ausgehenden Bildungsimpulse; das Studium der alten Sprachen 
bildete auch auf ihnen den Mittelpunkt des Unterrichts. Auch 
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Hegel ward daher zuerst und vor allem mit dem Marke des Alter¬ 
tums genährt. Reichlich liegen die Zeugnisse vor, mit welchem 
Eifer und Interesse er sich diese Bildung assimilierte. Wir sehen 
aus den Papieren seiner Oymnasialzeit, daß ihn schon auf der 
Schule vorzugsweise das Griechische und die Lektüre der Griechen 
beschäftigte; daß es vor allem die „Antigone“ war, die er früh¬ 
zeitig liebgewann, die er in immer erneuten Versuchen ins Deut¬ 
sche zu übertragen bemüht war. Und wir ersehen weiter, wie 
die philologische Bildung, die ihm geboten wurde, keineswegs 
eine bloß grammatische, bloße Wort- und Antiquitätenkrämerei 
war. Ein Schulaufsatz ist uns erhalten, den er als Achtzehnjähriger 
über den Unterschied der alten und der modernen Dichter nieder¬ 
schrieb. Die Phrasen von der Einfachheit und Originalität, von 
der Sinnlichkeit und Objektivität der Alten sind billig zu haben: 
wir glauben uns dennoch nicht zu täuschen, wenn wir hier mehr 
als den gewöhnlichen Exerzitienstil wahrzunehmen meinen. Es 
ist klar: schon dem Jüngling war der Geist des Altertums nahe¬ 
getreten, und schon jetzt verstand er jene Vorzüge der Alten 
mit eigenem Gaumen herauszuschmecken. Aber es gibt noch stich¬ 
haltigere Zeugnisse dafür, wie fest sich in seinen Geist der Sinn 
und das Verständnis für das Klassische einsenkte. Offenbar aus 
dem, was er an sich selbst erfahren, entnahm er seine späteren 
pädagogischen Maximen. Noch als Rektor in Nürnberg in einer 
seiner amtlichen Reden führte er aus, wie das Altertumsstudium 
unerläßlich Grund und Kern des Gymnasialunterrichts sein müsse. 
Mehr noch. Jenes Studium gilt ihm, wie er in einem halboffiziellen 
Schreiben an einen Vorgesetzten und Freund sich ausdrückt, „seiner 
Substanz nach als die wahrhafte Einleitung in die Philosophie“. 
Für ihn, in der Tat, war es dies gewesen. Auf dem Stamme des 
Humanismus erwuchs jene Blüte deutscher Dichtung und Literatur 
am Schlüsse des 18. und am Anfänge des 19. Jahrhunderte, 
an deren Duft Wir uns [noch heute erfreuen. Auf demselben Stamme 
— Dank der Weise und Norm des württembergischen Schulunter¬ 
richts — erwuchs auch die gleichzeitige und spätere Vollendung 
der deutschen Philosophie. Abermals greife ich einen Augenblick 
vor. Wir werden finden, daß das Ganze des Hegelschen Systems 
nach dem Muster der großen Systeme des Altertums modelliert 
ist: es steht zu den Systemen des Platon und Aristoteles so etwa 
wie. die Goethesche Iphigenie zu den Tragödien des Sophokles 
und Euripides: — ein moderner Gedanken- und Empfindungsgehalt 
ist hier wie dort in die Form der Antike gegossen, ja, von antiker 
Anschauung und Gesinnung durchdrungen. Wir werden finden, 
daß namentlich auf dem Gebiete der Ethik und Politik die Hegel¬ 
schen Ansichten ganz und gar auf dem Boden der altgriechischen 
Denkweise stehen; sie sind von dieser ebenso einseitig bestimmt, 
wie sich die Goethe und Schiller zu einer Ueberschätzung der 
antiken Form, zu einseitiger Bewunderung der Typik und Symbolik 
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in den Charakterfbrmen des griechischen Dramas hinneigten. Wir 
werden endlich in den Schriften Hegels zahlreiche Partien finden, 
die ihre ganze Färbung den Reminiszenzen seiner klassischen 
Studien verdanken. Gleich die erste seiner größeren Schriften 
ist voll des Geistes Sophokleischer Tragik, und zu dem Bilde der 
„Antigone“, der „schwesterlichsten der Seelen“ wendet sich 
sein Blick , wie zu dem Unvergeßlichsten und Süßesten immer von 
neuem zurück. 


M. BEER- 

Hegel und Marx . 1 

/. Hegels Leistung. 

B IS gegen das Ende des 18. Jahrhunderts hatten die Menschen, 
die gebildeten und ungebildeten, die Philosophen und Nicht¬ 
philosophen, etwa folgende allgemeine Anschauung: Die Welt 
ist entweder erschaffen oder von Ewigkeit her. Sie wird von einem 
persönlichen, überweltlichen Gott oder von einem allgemeinen Geist 
regiert oder von der Natur wie ein feiner Mechanismus in Gang 
gehalten. Sie existiert nach ewigen Gesetzen; sie ist vollkommen, 
zweckmäßig eingerichtet und beständig. Die Dinge und Wesen, 
die sich auf Ihr befinden, sind in Arten, Gattungen und Klassen ein¬ 
geteilt Alles ist fixiert, stetig und dauernd. Die Dinge und Wesen 
befinden sich im Raume nebeneinander und folgen in der Zeit auf¬ 
einander, wie seit jeher. Ebenso die Geschehnisse und Ereignisse 
der Welt und der Menschheit. Die landläufigen Weisheitssprüche: 
„Es gibt nichts Neues unter der Sonne“, oder: „Die Weltgeschichte 
wiederholt sich nur“, sind Niederschläge dieser Auffassung. 

Entsprechend dieser Weltanschauung war die Logik oder die 
Wissenschaft von den Gesetzen des Denkens (Logos heißt im Grie¬ 
chischen: Vernunft, Wort). Sie lehrte, wie die Menschen ihre Ver¬ 
nunft gebrauchen, wie sie sich vernunftgemäß ausdrücken, wie Be¬ 
griffe entstehen (auf welche Weise der menschliche Verstand Begriffe, 
wie z. B. Baum, Stein, Tier, Mensch, Tugend, Laster usw. bildet), 
ferner wie diese Begriffe zu Urteilen (Sätzen) verbunden werden, 
endlich wie aus diesen Urteilen Schlüsse gezogen werden. Diese 
Logik zeigte die Denkformen des menschlichen Kopfes. Sie wurde 
vom griechischen Philosophen Aristoteles (384 bis 322 v. dir.) be¬ 
gründet und blieb bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts wesentlich 
unverändert, ebenso wie unsere Gesamtanschauung der Welt unver¬ 
ändert blieb, 'Diese Wissenschaft von den menschlichen Denkformen 
ging von drei ursprünglichen Denkgesetzen aus, die sie am besten 


1 Aus M. Beer: „Karl Marx“, Berlin 1919. 2. Auflage. Verlag 
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charakterisieren. Ebenso wie ein Untersuchungsrichter einen Ange¬ 
klagten ins Auge faßt, ihn „identifiziert“, damit Ungewißheiten und 
Widersprüche vermieden werden, so begann diese Logik mit der 
Feststellung der Identität des Begriffs, mit dem sie operieren wollte. 
Sie stellte deshalb als erstes Denkgesetz den Satz der Identität auf* 
der folgendermaßen lautet: A = A, d. h. jedes Ding, jedes Wesen 
ist sich selbst gleich; es hat seine eigene, nur ihm zukommende 
Individualität. Deutlicher ausgedrückt, besagt dieser Satz: Die Erde 
ist die Erde; ein Staat ist ein Staat; das Kapital ist Kapital; .der 
Sozialismus ist Sozialismus. 

Hieraus folgt das zweite Denkgesetz: der Satz des Widerspruchs: 
A kann nicht A sein und Nicht-A sein. Oder im Verfolg unserer oben 
gegebenen Beispiele: die Erde kann nicht Erde und ein Feuerball 
sein; ein Staat kann nicht Staat und Anarchie sein; das Kapital kann 
nicht Kapital und Armut sein; der Sozialismus kann nicht Sozialismus 
und Individualismus sein. Widersprüche darf es also nicht geben, 
denn das sich Widersprechende ist unsinnig; wo es sich jedoch vor¬ 
findet, sei es in der Wirklichkeit, sei es im Deriken, ist es nur eine 
Zufälligkeit, gleichsam eine Regelwidrigkeit oder eine vorübergehende 
krankhafte Erscheinung. 

Aus diesem Denkgesetz folgt unmittelbar das dritte: der Satz 
des ausgeschlossenen Dritten: Etwas ist entweder A oder Nidht-A, 
ein Drittes gibt es nicht. Oder nach unseren Beispielen: Die Erde 
ist entweder ein fester Körper, oder wenn sie nicht fest ist, ist sie 
gar keine Erde, ein Drittes gibt es nicht. Der Staat ist entweder 
monarchisch, oder wenn er nicht monarchisch ist, ist er gar kein 
Staat. Der Kapitalismus ist entweder unterdrückend oder überhaupt 
kein Kapitalismus. Der Sozialismus ist entweder revolutionär oder 
er ist gar kein Sozialismus, ein Drittes gibt es nicht. 1 (Der Sozalismus 
ist entweder reformistisch oder gar kein Sozialismus, ein Drittes 
gibt es nicht.) 

Mit diesen drei Denkgesetzen der Identität, des Widerspruchs und 
des ausgeschlossenen Dritten beginnt die formale Logik. Aus ihnen 
ist ohne weiteres zu ersehen, daß sie mit starren, beständigen* un¬ 
wandelbaren, dogmatischen Begriffen operiert, wie etwa die Geo¬ 
metrie, die mit fest begrenzten räumlichen Gebilden operiert. Es ist 
das Denken der alten Weltanschauung. 

' Seit dem Beginn des 19. Jahrhunderts brach sich eine neue Welt¬ 
auffassung Bahn. Die Welt, wie wir sie sehen oder aus Büchern 
kennen, war weder erschaffen noch von Ewigkeit her, sondern sie 
hat sich im Laufe ungezählter Jahrtausende entwickelt und ist in 
einem Entwicklungsprozeß begriffen. Sie hat eine ganze Reihe von 
Wandlungen, Umwälzungen und Katastrophen durchgemacht. Die 
Erde war eine Gasmasse, dann ein Feuerball; die Arten und Klassen 
von Dingen und Wesen, die sich auf der Erde befinden, sind teils durch 
stufenweisen Uebergang von einer Art in die andere entstanden, teils 
durch plötzliche Wandlungen in die Erscheinung getreten. Und wie 
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in der Natur, so in der Menschheitsgeschichte: Form und Inhalt der 
Familie, des Staates, der Güterherstellung, der Religion, des Rechts 
usw. sind dem Entwicklungsprozeß unterworfen. Alles ist im Fluß, 
■im Werden, im Entstehen und Vergehen begriffen. Es gibt nichts 
Starres, Beständiges, Unwandelbares im Weltall. 

Angesichts der neuen Auffassung konnte die alte formale Logik das 
Denken nicht mehr befriedigen; sie konnte dem Werden der Dinge 
nicht gerecht werden. Es wurde im wachsenden Maße für den »Denker 
unmöglich, mit starren Begriffen zu operieren. Seit dem Beginn des 
19. Jahrhunderts wurde naCh einer neuen Logik gesucht, und es war 
Georg Wilhelm Friedrich Hegel (geb. in Stuttgart 1770, gest. in 
Berlin 1831), der einen umfassenden, äußerst mühevollen Versuch 
machte, eine neue, dem Welfcprozeß der Entwicklung entsprechende 
Logik zu schaffen. Diese Aufgabe erschien ihm um so dringender, 
als seine ganze Philosophie darauf abzielte, das Denken und das 
Sein: die Vernunft und die Welt, in den innigsten Zusammenhang 
und Einklang zu bringen, sie als unzertrennlich voneinander zu be¬ 
handeln, als identisch zu betrachten, und die Welt darzustellen als 
die stufenweise Verkörperung der Vernunft. „Was vernünftig ist, 
das ist wirklich; was wirklich ist, das ist vernünftig. . . Die Aufgabe 
der Philosophie ist, zu begreifen, was ist. . . . Jedes Individuum ist 
der Söhn seiner Zeit. Auch die Philosophie ist: ihre Zeit in Gedanken 
erfaßt. Kein Individuum kann seine Zeit überspringen.“ (Hegel, 
Vorrede zur „Philosophie des Rechts“.) Wie man sieht, war Hegel 
in seiner Weise kein abstrakter, von. der Wirklichkeit absehender, 
ins Blaue hinein spekulierender Denker. Er bemühte sich vielmehr, 
dem Abstrakten, dem rein Gedanklichen, einen sachlichen Inhalt zu 
geben, oder es konkret zu machen. Die Idee ohne Wirklichkeit, oder 
die Wirklichkeit ohne Idee erschien ihm als undenkbar. Seine Logik 
konnte sich demgemäß nicht allein mit den Denkgesetzen, sondern 
mußte sich zugleich mit den Weltentwicklungsgesetzen beschäftigen. 
Einfach mit den Denkformen herumzuspielen und begriffliche Fecht¬ 
künste auszuführen, wie es die alten Logiker, insbesondere im Mittel- 
alter, zu tun pflegten, schien ihm ein nutzloses, abstraktes, unwirk¬ 
liches Beginnen. Er schuf deshalb eine Wissenschaft des Denkens, 
die nicht nur die Denkgesetze, sondern auch die Gesetze des Werdens 
formuliert, jedoch leider in einer Sprache, die seinen Lesern un¬ 
geheure Schwierigkeiten bietet. 

Das Wesentliche seiner Logik ist die Dialektik. 

Unter Dialektik verstanden die alten Griechen die Kunst der Rede 
und Gegenrede, der Widerlegung des Gegners durch die Vernichtung 
seiner Behauptungen und Beweise, der Hervorhebung der Wider¬ 
sprüche und Gegensätze. Sieht man sich diese Art des Diskutierens 
genauer an, so erscheint sie — trotz ihrer Widerlegungen und schein¬ 
bar negativer (vernichtender) Denkarbeit — doch als sehr nützlich, 
denn sie bringt aus dem gegensätzlichen Zusammenstoß der Meinun¬ 
gen die Wahrheit hervor und regt zu weiterem Denken an. Hegel 
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griff diesen Ausdruck auf und benamste nach Ihm seine logische 
Methode. Es ist die dialektische Methode: die Art der Auffassung 
der Dinge und Wesen des Weltalls im Prozeß des Werdens durch 
den Kampf der Gegensätze und deren Lösung. Mit ihrer Hilfe geht 
er zu Gericht mit den früher genannten drei ursprünglichen Denk¬ 
sätzen. Der Satz der Identität ist eine abstrakte, unvollständige 
Wahrheit, denn er trennt die Dinge von der Verschiedenheit der 
übrigen Dinge und von den Beziehungen zu ihnen. Jedermann emp¬ 
findet dies sofort. Nehmen wir den Satz: die Erde ist die Erde. Wer 
die ersten drei Worte dieses Satzes — die Erde ist — hört, erwartet 
natürlich, daß das Prädikat ihm etwas sagen würde, was die Erde 
von den übrigen Dingen unterscheidet. Anstatt dessen bietet man 
ihm eine leere, beharrende Einerlei’heit, einen inhaltlosen toten Begriff. 
Ist der Satz der Identität im besten Falle nur eine unvollständige 
Wahrheit, so ist der Satz des Widerspruchs und des ausgeschlossenen 
Dritten eine vollständige Unwahrheit. Der Widerspruch ist nicht nur 
weit davon entfernt, einen Gedanken unsinnig zu machen, sondern 
er ist es, der den Gedanken und somit auch den Gegenstand, den er 
ausdrückt, zur Entwicklung und Entfaltung bringt. Es ist gerade 
das Entgegengesetzte oder der Gegensatz, der die Dinge in Bewegung 
setzt, den Entwicklungsprozeß in Gang bringt, alle Momente, alle 
Kräfte des Seins entfaltet. Wäre die Erde als feurige Gasmasse 
beharrlich identisch und ohne das Auftreten des Widerspruchs: der 
Abkühlung und Verdichtung geblieben, so wäre 'kein Leben auf ihr 
entstanden. Wäre der Staat automatisch geblieben, — wäre der 
Widerspruch: die bürgerliche Freiheit, nicht aufgetreten, dann würde 
das staatliche Leben erstarrt sein, das Aufblühen der Kultur unmög¬ 
lich geworden. Wäre der Kapitalismus ohne proletarischen Wider¬ 
spruch geblieben, dann würde er sich zu einem industriellen Feuda¬ 
lismus zurückentwickelt haben. Es ist der Widerspruch oder der 
Gegensatz, der den ganzen Reichtum der Kräfte und Gaben der Natur 
und der Menschheit zur Verwirklichung bringt. Erst wo das Ent¬ 
gegengesetzte sich zu zeigen anfängt, beginnt das Werden einer 
höheren Form des Seins und des Gedankens. Wie man sieht, handelt 
es sich hier nicht um logische Widersprüche, wie sie dem unklaren 
Denken oder einer verworrenen Darstellung von Tatsachen gewöhn¬ 
lich entspringen; bei Hegel — und nach ihm bei Marx — handelt es 
sich vielmehr um sachliche Widersprüche: um Gegensätze und 
Konflikte, wie sie aus dem Entwicklungsprozeß der Dinge und Zu¬ 
stände selbst sich ergeben. 

Das Ding oder das Wesen, gegen das sich der Widerspruch richtet, 
nennt Hegel: das Positive, und den Widerspruch, das Entgegen¬ 
gesetzte, den Gegensatz — nennt er die Negation. Wie man aus 
unserem Beispiel ersehen kann, ist diese Negation kein einfaches 
Vernichten, keine Auflösung in Null, sondern ein gleichzeitiges Be¬ 
seitigen und Aufbauen, ein Vergehen und Entstehen, — ein Aufsteigen 
zu einer höheren Stufe. Hegel sagt hierüber: 
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„Es ist eines der Grundvorurteile der bisherigen Logik und des 
gewöhnlichen Vorstellens, als ob der Widerspruch nicht eine so 
wesenhafte und immanente (dem Denken und Sein innewohnende) 
Bestimmung sei, wie die Identität. In Wahrheit ist die Identität ihm 
gegenüber nur die Bestimmung des einfachen Unmittelbaren, des 
toten Seins. Der Widerspruch aber ist die Wurzel aller Bewegung 
und Lebendigkeit; nur insofern etwas in sich selbst einen Wider¬ 
spruch hat, bewegt es sich, hat Trieb und Tätigkeit.“ 

Die Rolle des Widerspruchs oder des Gegensatzes oder der Nega¬ 
tion entgeht der oberflächlichen Betrachtung sehr leicht Diese sieht 
zwar, daß die Welt mit verschiedenartigen Dingen gefüllt ist, denn 
wo etwas ist, findet sich auch sein Gegensatz, z. B. Sein — Nichts, 
Kälte — Hitze, Licht — Finsternis, Milde — Härte, Lust — Schmerz, 
Freude — Trauer, Reichtum — Armut, Kapital — Arbeit Leben — 
Tod, Tugend — Laster, Idealismus — Materialismus, Romantik — 
Klassizismus usw., aber das einfache Denken legt sich keine Rechen¬ 
schaft davon ab, daß es eine Welt von Widersprüchen und Gegen¬ 
sätzen vor sich hat; es weiß nur, daß die Welt eine Fülle von ver¬ 
schiedenen, mannigfaltigen Dingen in sich birgt. „'Erst die denkende 
Vernunft“, sagt Hegel, „spitzt die bloße Mannigfaltigkeit und Ver¬ 
schiedenheit der Vorstellung zum Gegensätze zu. Erst auf die Spitze 
getrieben, werden die Mannigfaltigen regsam und lebendig gegenein¬ 
ander und erhalten die Negativität, welche der 'innewohnende Puls¬ 
schlag der Selbstbewegung und Lebendigkeit ist.“ Erst durch das 
Auseinarrdergehen der Gegensätze und deren Entfaltung wird der 
weitere Prozeß des Werdens möglich und über den Gegensatz hinaus 
zu einer höheren positiven Stufe emporgetrieben. Wo aber, führt 
dort Hegel weiter aus, die Kraft zur Entfaltung und Zuspitzung des 
Widerspruchs fehlt, geht das Ding oder das Wesen am Widerspruch 
zugrunde. (Hegel, Wissenschaft der Logik, erster Teil, zweite Ab¬ 
teilung, Seite 66, 69, 70.) 2 

Dieser Gedanke Hegels ist zum Verständnis des Marxismus außer¬ 
ordentlich wichtig. Er ist die Seele der Marxschen Klassenkampf- 
lehre, ja, des ganzen Marxschen Systems. Marx liegt sozusagen 
immer auf der Lauer, um den Widerspruch innerhalb der gesell¬ 
schaftlichen Entwicklung zu entdecken, denn wo der Widerspruch 
(Gegensatz, Klassenkampf) sich zeigt, dort beginnt — nach Marx- 
Hegel — die Fortentwicklung zu einer höheren Stufe. 

Wir lernten bisher zwei Ausdrücke der dialektischen Methode 
kennen: das Positive und die Negation. Wir sahen die ersten zwei 
Stufen des Werdeprozesses im Denken und in der Wirklichkeit. Der 
Prozeß ist noch nicht vollendet. Es bedarf noch einer dritten Stufe. 
Diese dritte Stufe nennt Hegel: die Negation der Negation. Indem 
die Negation fortwirkt, entsteht ein neues Ding oder Wesen. Um 


3 Es wäre interessant, die Gedankengänige Hegels über Widerspruch und 
Gegensatz mit denen der deutschen Mystiker Sebastian Franck und Jakob 
Böhme zu vergleichen. 
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auf unsere Beispiele zurückzugreifen: die vollständige Abkühlung und 
Verdichtung der Erdoberfläche, die Entstehung des bürgerlichen 
Staates, -der Sieg des Proletariats, — das ist das Aufheben oder die 
Beseitigung der Negation; der Widerspruch ist aufgelöst; eine neue 
Stufe im Werdeprozeß ist erreicht. Die Ausdrücke das Positive 
(oder die Affirmation), die Negation, die Negation der Negation sind 
auch bekannt als These, Antithese, Synthese. 

Man kann dies noch deutlicher fassen und wie folgt veranschau¬ 
lichen: Betrachten wir ein Ei. Es ist etwas Positives. Aber es birgt 
in sich einen Keim, der, zum Leben erwacht, den Inhalt des Eies nach 
und nach verzehrt, also negiert. Diese Negation ist jedoch kein ein¬ 
faches Zerstören und Vernichten; sie hat vielmehr zum Ergebnis, daß 
der Keim sich zu einem lebenden Wesen entwickelt. Ist die Negation 
vollendet, so durchbricht .das entstandene Küchlein die Eierschale. 
Das ist die Negation der Negation, wobei etwas organisch Höheres 
als ein Ei entstanden ist. 

Diese Art des Denkens der Menschen und des Wirkens der Natur 
und der Geschichte nennt Hegel die dialektische Methode oder den 
dialektischen Prozeß. Wie man sieht, ist die Dialektik sowohl eine 
Forschungsmethode wie eine Weltauffassung. Hegel drückt die Dia¬ 
lektik mit folgenden Worten aus: 

„Das einzige, um den wissenschaftlichen Fortgang zu gewinnen, 
und um dessen ganz einfache Einsicht sich wesentlich zu bemühen 
ist, — ist die Erkenntnis des logischen Satzes, daß das Negative eben¬ 
sosehr positiv ist, oder daß sich das Widersprechende nicht in Null, 
in das abstrakte Nichts auflöst, sondern wesentlich nur in die Negation 
seines besonderen Inhalts. . . . Indem das Resultierende, die Nega¬ 
tion, bestimmte Negation ist, hat'sie einen Inhalt. Sie ist ein neuer 
Begriff, aber der höhere, reichere Begriff als der vorhergehende; 
denn sie ist um dessen Negation oder Entgegengesetztes reicher ge¬ 
worden ; enthält ihn also, aber auch mehr als ihn, und ist die Einheit 
seiner und seines Entgegengesetzten. — In diesem Wege hat sich das 
System der Begriffe zu bilden, — und in unaufhaltsamem, reinem, 
von außen nichts hereinnehmendem Gange sich zu vollenden.“ (Hegel, 
Wissenschaft der Logik, Erstes Buch, Einleitung.) 

Der dialektische Prozeß vollzieht sich nicht nur durch stufenweise 
Uebergänge, sondern auch sprungweise. Hegel bemerkt: Man sagt, 
„es gibt keinen Sprung in der Natur“, und die gewöhnliche Vorstellung 
meint, daß sich das Entstehen als ein allmähliches Hervorgehen oder 
Verschwinden darstellt. Es gibt aber auCh ein Umschlagen der Quan¬ 
tität in Qualität. Zum Beispiel: das Wasser wird durch Abkühlung 
nicht nach und nach hart, so daß es breiartig würde und allmählich 
bis zur Festigkeit des Eises sich veihärte, sondern es wird auf einmal 
hart. Ist die Temperatur bis auf einen bestimmten Grad gesunken, 
so verwandelt sich das Wasser plötzlich in Eis: die Quantität — die 
Zahl der Wärmegrade — schlägt in Qualität — in eine Aenderung 
der Wesenheit der Sache — um. 
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Hege! und Marx. 


2. Marx i als sozialökonomisöher Dialektiker. 

Als Student an der Berliner Universität wurde Marx Hegelianer. 
Er stand damals im 19. Lebensjahre und machte die erste und 
wichtigste geistige Krise. In einem Briefe an seinen Vater schrieb 
er am 10 November 1837, daß ihm das Studium der Jurisprudenz 
nicht befriedigte, ebensowenig die alte idealistische Philosophie: 

„Vor allem trat hier derselbe Gegensatz des Wirklichen und 
Sollenden, der dem Idealismus eigen ist, sehr störend hervor. Zu¬ 
erst kam die von mir gnädig so getaufte Metaphysik des Rechts, 
d. h. Grundsätze, Reflexionen, Begriffsbestimmungen, getrennt von 
allem wirklichen Recht und jeder wirklichen Form des Rechts. 
Dabei war die unwissenschaftliche Form des mathematischen Dog¬ 
matismus, wo das Subjekt an der Sache umherläuft, hin und her 
räsoniert, ohne daß die Sache selbst als reich Entfaltendes, Leben¬ 
diges sich gestaltete, von vornherein ein Hindernis, das Wahre zu 
begreifen. Das Dreieck läßt den Mathematiker konstruieren und 
beweisen, es bleibt bloße Vorstellung im Raume, es entwickelt sich 
zu nichts weiteiem, man muß es neben anderes bringen, dann 
nimmt es andere Stellungen ein und dieses verschieden an das¬ 
selbe Gebrachte gibt ihm verschiedene Verhältnisse und Wahr¬ 
heiten. Dagegen im konkreten Ausdruck lebendiger Gedankenwelt, 
wie es das Recht, der Staat, die Natur, die ganze Philosophie ist, 
hier muß das Objekt selbst in seiner Entwicklung belauscht 
(werden) . . . die Vernunft des Dinges selbst muß als in sich 
Widerstreitendes fortrollen und in sich seine Einheit finden. . . 

Ich hatte Fragmente der Hegelschen Philosophie gelesen, deren 
groteske Felsenmelodie mir nicht behagte. Noch einmal wollte 
ich hinabtauchen in das Meer, aber mit der bestimmten Absicht, 
die geistige Natur ebenso notwendig, konkret und festgerundet zu 
finden wie die körperliche, nicht mehr Fechterkünste zu üben, 
sondern die reine Perle ans Sonnenlicht zu halten. 

Ich schrieb einen Dialog von ungefähr vierundzwanzig Bogen: 
„Kleantes oder vom Ausgangspunkt und notwendigen Fortgang 
der Philosophie“. Hier vereinte sich einigermaßen Kunst und 
Wissen, die ganz auseinandergegangen waren, und ein rüstiger 
Wanderer schritt ich ans Werk selbst, an eine philosophisch- 
diakktische Entwicklung der Gottheit, wie sie als Begriff an sich, 
als Religion, als Natur, als Geschichte sich manifestiert. Mein 
letzter Satz war der Anfang des Hegelschen Systems, und diese 
Arbeit, wozu ich mit Naturwissenschaft, Schelling, Geschichte eini¬ 
germaßen mich bekanntgemacht, die mir unendliches Kopfzer¬ 
brechen verursacht . . . trägt mich wie eine falsche Sirene dem 
Feind in die Arme. . . 

Während meines Unwohlseins hatte ich Hegel von Anfang bis 
Ende, samt den meisten seiner Schüler kennengelernt. CXirch 
mehrere Zusammenkünfte mit Freunden in Stralau geriet ich in 
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einen Doktorklub, worunter einige Privatdozenten und mein in¬ 
timster' der Berliner Freunde, Dr. Rutenberg. Hier im Streite 
offenbarte sich manche widerstrebende Ansicht, und immer fester 
kettete ich mich selbst an die jetzige Weltphilosophie, der ich zu 
entrinnen gedacht; aber alles Klangreiche war verstummt, eine 
wahre Ironiewut befiel mich, wie es wohl leicht nach soviel Ne¬ 
giertem geschehen konnte.“ 

Im Jahre 1841 verließ Marx als Dr. der Philosophie die Uni¬ 
versität und trat ins Leben ein, um am Kampfe für die geistige Be¬ 
freiung Deutschlands teilzunehmen. Unter geistiger Befreiung 
verstand er zunächst religiöse Befreiung und politischen Libera¬ 
lismus. Auch über das zu gebrauchende Werkzeug war er sich 
klar: cs war die Kritik. Die kritische Waffe soll das unwirklich 
und unvernünftig gewordene Positive und Starre auflösen, um 
hierdurch das Denken und das Sein wieder in lebendigen Fluß 
zu bringen oder wie Marx sich im Jahre 1844 ausdrückt: „die 
versteinerten Zustände zum Tanzen zu bringen und ihnen ihre 
eigene Melodie vorzusingen“. Ihre eigene Melodie — d. h. die 
Dialektik. Kritik war überhaupt die Waffe der Junghegelianer. 
Kritik ist Negation, die die vorhandenen Zustände und herrschenden 
Lehren aufhebt und freie Bahn dem Leben schafft. Nicht Aufbau 
neuer Ijehrsätze und neuer Dogmen, sondern Auflösung der alten 
Dogmen bildete die Aufgabe der Junghegelianer. Denn versteht 
man die Dialektik richtig, so ist Kritik oder Negation die beste 
positive Arbeit. Kritik äußert sich vor allem durch Polemik, oder 
w r örtlich genommen: Kriegführung — rücksichtslosen Krieg gegen 
das Unwirkliche zum Zwecke der Aufrüttelung der Zeitgenossen. 

Mit Hilfe der Dialektik formulierte er die Qesetze des Werdens 
des Sozialismus. Sowohl in seinen Erstlingswerken „Die heilige 
Familie“ (1844), im „Elend der Philosophie“ (1847) und im „Kom¬ 
munistischen Manifest“ —, Wie in seinem „Kapital“ ist es die 
Hegelsche Dialektik, mit der er diese Gesetze aufspürt: 

„Proletariat und Reichtum (Marx sagte später: Kapital) sind 
Gegensätze. Sie bilden als .solche ein Ganzes, sie sind beide Ge¬ 
staltungen der Welt des Privateigentums. Es 'handelt sich um die 
bestimmte Stellung, die beide in dem Gegensatz einnehmen. Es reicht 
nicht aus, sie für zwei Seiten eines Ganzen zu erklären. Das Privat- 
1 eigentum als Privateigentum, als Reichtum ist gezwungen, sich selbst 
und damit seinen Gegensatz, das Proletariat, im Bestehen zu erhalten. 
Es ist die positive Seite des Gegensatzes, das in sich selbst befriedigte 
Privateigentum. Das Proletariat ist umgekehrt als Proletariat ge¬ 
zwungen, sich selbst und damit seinen bedingten Gegensatz, der es 
zum Proletariat macht, das Privateigentum, aufzuheben. Es ist eine 
negative Seite des Gegensatzes, seine Unruhe in. sich, das aufgelöste 
und sich auflösende Privateigentum. . . . Innerhalb des Gegensatzes 
ist der Privateigentümer also die konservative, der Proletarier die 
destruktive (zerstörende) Partei. Von jenem geht die Aktion des 
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Eihaltens des Gegensatzes, von diesem die Aktion seiner Vernichtung 
aus. Das Privateigentum treibt allerdings sieh selbst in seiner 
nationalökonomisdhen Bewegung zu seiner eigenen Auflösung fort, 
aber nur durch eine von ihm unabhängige, unbewußte, wider seinen 
Willen stattf'indende, durch die Natur der Sache bedingte Entwick¬ 
lung, nur indem er das Proletariat als Proletariat erzeugt, das seines 
geistigen und physischen Elends bewußte Elend, die ihrer Ent¬ 
menschung bewußte und darum sich selbst aufhebende Entmenschung. 
Das Proletariat vollzieht das Urteil, welches das Privateigentum 
durch die Erzeugung des Proletariats über sich selbst verhängt, wie 
es das Urteil vollzieht, welches die Lohnarbeit über sich selbst ver¬ 
hängt, indem sie den fremden (Reichtum und das eigene Urteil er¬ 
zeugt. Wenn das Proletariat siegt, so ist es dadurch keineswegs zur 
absoluten Seite der Gesellschaft geworden, denn es siegt nur, indem 
es sich selbst und sein Gegenteil aufhebt. Alsdann ist ebensowohl 
das Proletariat wie sein bedingter Gegensatz, das Privateigentum,, 
verschwunden.“ (Mehring, Marx-Engels Nachlaß, zweiter Band, 
Seite 132.) Und noch auf der vorletzten Seite (420—21) des letzten 
Bandes des „Kapital“ wird die dialektische Methode in wenigen 
Sätzen zusammengefaßt, indem gesagt wird: „Soweit der Arbeits¬ 
prozeß nur ein bloßer Prozeß zwischen Mensch und Natur ist, bleiben 
seine einfachen Elemente allen gesellschaftlichen Entwicklungsformen 
desselben gemein. Aber jede bestimmte historische Form dieses Pro¬ 
zesses entwickelt weiter die materiellen Grundlagen und gesellschaft¬ 
lichen Formen desselben. Auf einer gewissen Stufe der Reife an¬ 
gelangt, wird die bestimmte historische Form abgestreift und macht 
einer höheren Platz. Daß der Moment einer solchen Krise gekommen, 
zeigt sich, sobald der Widerspruch und Gegensatz zwischen den 
Verteilungsverhältnissen, daher auch der bestimmten historischen Ge¬ 
stalt der ihnen entsprechenden Produktionsveihältnisse einerseits, und 
den Produktivkräften, der Produktionsfähigkeit und der Entwicklung 
Ihrer Agenzien andererseits, Breite und Tiefe gewinnt. Es tritt dann 
ein Konflikt zwischen der materiellen Entwicklung der Produktion 
und ihrer gesellschaftlichen Form ein.“ Am schlagendsten tritt die 
Hegelsche Dialektik im berühmten 24. Kapitel (7. Abschnitt) des ersten 
Bandes „Kapital“ hervor, wo die Entwicklung des Kapitalismus aus 
kleinbürgerlichen Eigentumsverhältnissen durch alle Phasen hindurch 
bis zur sozialistischen Revolution in wuchtigen Sätzen zusammen¬ 
fassend geschildert wird: „Die aus der kapitalistischen Produktions¬ 
weise hervorgehende kapitalistische Aneignungsweise, daher das 
kapitalistische Privateigentum, ist die erste Negation des individuel¬ 
len, auf eigene Arbeit gegründeten Privateigentums. Aber die kapita¬ 
listische Produktion erzeugt mit der Notwendigkeit eines Naturpro¬ 
zesses ihre eigene Negation. Es ist die Negation der Negation.“ Hier 
haben wir die drei Stufen: These: individuelles Eigentum; Antithese: 
Kapitalismus; Synthese: Gemeineigentum. 
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Im Kampf um die Wahrheit 

Preis 1,20 Mark 

In dieser Schrift legt Parvus seinen sozialistischen Werde¬ 
gang vom russischen Revolutionär zum deutschen Sozial¬ 
demokraten dar und setzt sich mit seinen politischen und per¬ 
sönlichen Widersachern auseinander. Außer dem Interesse, das 
die wechselvollen Schicksale des Verfassers erwecken, enthält 
das Werk, das zuerst in russischer Sprache im April 1918 erschien, 
wichtige politische und sozialistische Rückblicke und Ausblicke. 


Der Arbeitersozialismus und die 
Weltrevolution 

Briefe an die deutschen Arbeiter 

1./2. Die wirtschaftliche Überwindung des Kapitalismus. 
Sozialismus und Bolschewismus. 

Zwei Briefe in einem Hefte. Preis 50 Pfennig. 

3. Die Entfaltung des sozialistischen Wirtschaftssystems. 

Preis 40 Pfennig. 

4. Der Friede und der Sozialismus. Preis 70 Pfennig. 

Diese Briefe müssen von jedem gelesen werden, der an der Zukunft 
des Sozialismus mitarbeiten will, einerlei ob er die Ansichten des 
Verfassers teilt oder nicht Der geschichtlich und sozialistisch 
geschulte Blick des Autors, der in den deutschen, wie in den 
russischen Verhältnissen gleich gut beschlagen ist, hat schon im 
Anfang der Revolution manches vorausgesehen, was anderen ver¬ 
borgen blieb. Die Briefe enthalten eine Schilderung kommender 
sozialistischer Entwicklung, welche der größten Beachtung wert ist. 
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Der Elternbeirat 

der Feder namhafter Pädagogen, Schulpolitiker und Aerzte 
und will damit den Elternbeiräten, deren tätige Mitarbeit an 
dem Blatte vorgesehen und erstrebt wird, das wissenschaft¬ 
liche Rüstzeug zur Ausübung ihrer Tätigkeit und Gelegenheit 
zur Aussprache über alle einschlägigen Fragen geben. — 
Einen parteipolitischen Standpunkt wird die Zeitschrift nicht 
vertreten 

Wir hoffen so tatkräftig daran mitzuwirken, daß die junge 
Generation unter zeitgemäßer Führung ins tätige Leben 
eintritt. 


Der Elternbeirat erscheint zweimal im Monat, um¬ 
faßt 32 Seiten und kostet vierteljährlich Mk. 6,50 
einschließlich Zustellungsgeb. vom Verlag direkt 
unter Streifband Mk.6,—, das Einzelheft Mk. 1,— 


Bestellungen auf den „Elternbeirat“ nehmen alle Postämter 
und der Verlag entgegen. 
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DIE GLOCKE 

22. Heft 28. August 1920 6. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


M. BEER; 

Die britische Arbeiterklasse und die 
osteuropäische Krisis. 

Ein Kapitel zur Zeitgeschichte. 

I. 

D ER Versailler Friedensvertrag schuf eine polnische Republik, 
deren Aufgabe es sein sollte, eine Ostfront gegen Deutsch-,* 
land und eine unübersteigbare Schranke zwischen ihm und 
Rußland zu bilden. Der Grundgedanke dieses Planes entstand in 
Frankreich, dessen Regierung während der ersten zwei Jahre des 
Weltkrieges den Zjeitungen strengstens untersagt hatte, auch nur 
das Wort „Polen“ zu erwähnen. Erst als die unselige deutsche 
Novemberakte 1916 Polen aus der historischen Versenkung hob, 
wurde es der französischen Journalistik gestattet, sich mit Polen 
zu beschäftigen. Nach dem Niederbruch der russischen Heere 
und dem Ausbruch der russischen Revolution wurde Polen nach 
und nach zum Eckpfeiler der französischen Diplomatie. Früher 
umarmte sie den Kosaken, jetzt den Schlachtschiz. 

Nach dem Siege des Bolschewismus in Rußland und dem Aus¬ 
bruch der deutschen Revolution wurde Polen eine neue Mission 
anvertraut; Westeuropa vor der sozialen Revolution zu schützen. 
Der Bolschewistenschreck ergriff die französische und die ame¬ 
rikanische Bourgeoisie und beide richteten ihren Blick auf Polen. 
Norman Angels Aufsatz in d!er „Glocke“ (Nr. 51-52 des 5. Jahr¬ 
gangs, 27. März 1920) wunde leider nicht viel beachtet und 
doch gab er sehr wichtige Aufschlüsse über die polnischen Rüstun¬ 
gen und über die bedeutende Kriegshilfe, die die Washingtoner 
Regierung den Polen leistete, da sie in ihnen einen Damm gegen 
die Sozialrevolutionäre Flut erblickte. Der Bolschewistenschreck 
verbindet Frankreichs und Amerikas Bourgeoisien in ihrer Hal¬ 
tung zu Polen. So kommt es, daß, sobald die britische Regie)- 
mng in bezug auf Deutschland und Rußland eine von der fran¬ 
zösischen abweichende Stellung einnehmen will, die französische 
Diplomatie ostentativ mit Washington liebäugelt. 
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Die britische Arbeiterklasse und die osteuropäische Krisis 
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Das neue Polen entstand also aus durch und durch kriegerischen 
und reaktionären Motiven. Was einst die Kroaten für die Habsr 
burger waren, das sind jetzt die Polen für die westliche Pluto- 
kratie. 

Als Sozialisten dürfen wir aber nicht Polen in Bausch und 
Bogen verdammen. Allem Widerwillen und allen Hindernissen 
zum Trotz müssen wir das polnische Proletariat brüderlich be¬ 
handeln und uns nicht von den nationalistischen Wogen mitreißen 
lassen. Das gebietet die Klassenkampflehre. 

II. 

Diese Entwicklung der Dinge bereitet Lloyd George große Ver¬ 
legenheiten. Sein Kollege Winston Churchill (lies: Tschörtschil), 
halb Amerikaner und halb Tory, teilt die hysterische Furcht der 
französischen und amerikanischen Bourgeoisie vor dem Bolsche¬ 
wismus und versucht, das Kabinett auf die westeuropäische Seite 
zu bringen. Die „Times“ und die „Moming Post“ unterstützen 
Churchill. Hingegen ist die britische Arbeiterklasse, die sich in 
den letzten zehn Jahren mächtig entwickelt hat, 1 fest entschlossen, 
sozialistische und internationale Politik zu treiben und die Regie¬ 
rung zu zwingen, mit Sowjetrußland Frieden zu machen und 
den Polen jede Kriegshilfe zu versagen. Der Gedanke des General¬ 
streiks, der direkten Aktion, ist in Großbritannien heimisch ge¬ 
worden. Die Forderung auf Sozialisierung ist auf der Tagesordnung. 
Die wirtschaftliche und politische Organisation der Arbeiterklasse 
schreitet mit Riesenschritten vorwärts. Die Volksmassen lehnen 
zwar eine Uebertragung des Sowjetsystems nach England ab, wie 
sich dies auf dem letzten Arbeiterparteitage in Scarborough und 
auf dem Genfer Kongresse der II. Internationale deutlich zeigte, 
aber ihre Sympathien für die Kämpfe des russischen Proletariats 
sind stark, und noch stärker sind ihre Wünsche für einen ger 
rechten, ehrlichen und dauernden Frieden. Kein Blutvergießen, 
keine Völkerunterdrückung mehr! 

Doppelzüngig und heuchlerisch, wie das Lloyd-Geoige-Kabinett 
ist, versuchte es vorerst, durch allerhand Tücken und Nücken 
die Politik Churchills zu befolgen, aber in der zweiten August¬ 
woche riefen die Arbeiterpartei und die Gewerkschaften — unter 
dem Druck der Massen — einen Aktionsrat ins Leben, um die 
Regierungspolitik zu bewachen, und am 13. August fand in Lon¬ 
don ein allgemeine Konferenz statt, auf der über 1000 Delegierte 
sechs Millionen organisierte Arbeiter vertraten und den Beschluß 


1 In der demnächst bei J. H. W. Dietz-Stuttgart von mir erscheinenden 
Schritt „Der britische Sozialismus der Gegenwart (1910—1920)“ ist 
die neueste Phase des britischen Proletariats geschildert und die wich¬ 
tigsten ökonomischen und geistigen Vorgänge und Schöpfungen dieses 
Zeitabschnitts eingehend behandelt. 
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faßten, die Gründung des Aktionsrats zu billigen und ihm das 
Mandat zu geben, durch die direkte Aktion die Regierung zur 
Äufrechterhaltung des Friedens zu zwingen. Es muß. eine ungemein 
entschlossene Versammlung gewesen sein, die an jenem Tage 
zusammengekommen ist, um den Willen des britischen Proletariats 
zum Ausdruck zu bringen. Der Erfolg war so überwältigend, 
daß noch am Selben Abend eine Kabinettssitzung abgehalten wurde 
und am folgenden Tage die ganze Londoner Presse erklärte, von 
einer Kriegshilfe an Polen sei gar nicht mehr die Rede. Gleich¬ 
zeitig aber gaben Lloyd George und seine Presse die Parole aus, 
daß die Ernennung eines Aktionsrats einpn Angriff auf die eng¬ 
lische Verfassung und aiuf die Demokratie bedeute und einem Hin¬ 
abgleiten der britischen Arbeiterklasse in den Abgrund des Bolsche¬ 
wismus gleichkomme. Alle Reaktionäre sind jetzt Demokraten ge¬ 
worden und nichts ist ihnen plötzlich so heilig geworden wie die 
Redhte des Volkes: wie die Volksherrschaft. Sie sind jetzt sämt¬ 
lich Demokraten von altem Schrot und Korn. 

III. 

Die Londoner Konferenz vom 13. August 1920 ist wichtig 
genug, um kompetente englische Stimmen darüber zu vernehmen. 
Der „Daily Herald“ vom 14. August bespricht sie in einem Leit¬ 
artikel wie folgt: 

„In der Zentralhalle, Westminster, kamen gestern über 1000 
Delegierte zusammen, die etwa sechs Millionen Arbeiter vertraten: 
also die stärksten Kräfte des Landes, die Kräfte, die den Reich¬ 
tum erzeugen, und die, zum Bewußtsein ihrer Macht gelangt, 
beschlossen haben, das entscheidende Wort in der Politik dieses 
Landes zu haben. 

Es waren drei Sätze, die den größten Beifall fanden. Einer kam 
vom Delegierten Bevin (Transportarbeiter): „Europß darf nicht 
im Kriegsdhaos verbleiben, fim die Finanzinteressen zu befriedigen.“ 
Der zweite Satz kam von J. H. Thomas (Eisenbahner): „Unsere 
Maßnahme bedeutet nidht einen Streik. Sie ist nichts derartiges. 
Sie ist eine Herausforderung der ganzen Gesellschaftsordnung 
des Landes.“ Der dritte Satz kam von Robert Smillie (Berg¬ 
leute) : „1 Wenn die Franzosen ihre Politik weiter verfolgen und 

Wrangel unterstützen, um den Russen die Do netzkohle nb er gwerke 
dbzuschneiden, so werden die britischen Arbeiter berechtigt sein, 
Frankreich die Kohlenzufuhr dbzuschneiden.“ 

Das waren die Leitgedanken einer Konferenz, deren Begeiste¬ 
rung und Festigkeit ohne Beispiel sind. Man sah kein Zögern, 
kein Zaudern in den Beschlüssen über Mittel und Wege, die 
einzuschlagen sind. 

Der Aktionsrat hat die Befugnis, die ausführende Gewalt zu 
sein und seine Maßnahmen ohne Umwege zu treffen, ohne irgend- 
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eine Partei- oder Gewerkschaftsinstanz zu befragen. Er kann 
die vollständige Kontrolle über die auswärtige Politik ausüben, 
ebenso über die Produktion und den Vertrieb der Waren. 

In seiner Rede über die Bildung des Aktionsrats, die von allen 
Arbeiterkörperschaften gebilligt wurde, erklärte Thomas, diese 
Aktion sei nötig, weil sie „gefährlich und verzweifelt“ ist, weil 
die Lage eine derartige ist, daß nur gefährliche und desparate 
Maßnahmen helfen könnten. Er führte weiter aus, er und viele 
mit ihm, haben sich geweigert, zur direkten ökonomischen Aktion 
zu greifen, solange die parlamentarische Aktion hinreichend wirk¬ 
sam war. Aber jetzt sei es unmöglich, sie zu ergreifen oder zu 
ihr zu gelangen. „Wir sind in den Händen von Autokraten und 
Oligarchen, die sich um den Willen des Volkes nicht kümmern, 
die sich um ihre eigenen Versprechen nicht kümmern oder um 
die Millionen von Menschenleben, die sich geopfert haben, um 
den Weltfrieden herzustellen und die Geheimdiplomatie zu be¬ 
seitigen.“ Thomas legte es der Konferenz ans Herz, den ganzen 
Emst ihrer Beschlüsse zu erfassen. Der Kampf würde nicht zu 
Ende sein, wenn der Generalstreik ausbricht. Es sei deshalb 
dringend nötig, die Verfassung des Landes nicht herauszufordern, 
wenn die Arbeiterklasse nicht entschlossen sei, allen Situationen 
mit Kraft zu begegnen. Seine Warnung wurde verstanden, die 
Konferenz beschloß, alle Verantwortlichkeit auf sich zu nehmen. 
. . . Ihre Entschließung fordert nicht nur, daß die britische Re¬ 
gierung den Polen keine Kriegshilfe angedeihen lassen soll, son¬ 
dern auch, daß sie Frieden macht mit Sowjetrußland und die 
Blockade laufhebt.“ — 

Die Londoner linksliberale „Nation,“ vom 14. August bespricht 
dieses Ereignis im folgenden Aufsatz: 

„Wenn den Völkern Europas ein zweiter Weltkrieg erspart 
bleibt, so haben sie diese Rettung nicht ihren alten Führern, 
sondern dem Aufstieg einer neuen Macht zu verdanken. Wir 
kennen kein Beispiel in der Geschichte, in welchem der „allgemeine 
Wille“ des Volkes sich in klarer Weise offenbarte, obwohl viele 
politische Schriftsteller ihre Staatsphilosophie auf ihm begründet 
haben. Diese Woche aber ist er wirklich kundgegeben worden 
und hat, wie wir sagten, über das Schicksal Europas entschieden. 
Der Form nach handelte dieser Wille mit außerordentlicher Schnel¬ 
ligkeit. Er agitierte nicht; eine Agitation war gar nicht nötig. 
Er appellierte weder ans Parlament noch an die politische Staats¬ 
mannskunst. Er hat ganz einfach seine Kräfte in Bewegung 
gesetzt und nachdem er ihre Stärke, Einigkeit und ihre Zwecke 
entdeckt hatte, gab er einen Befehl an Lloyd George. Wir werden 
zugunsten Lloyd Georges annehmen, daß er die Marschroute be¬ 
folgen wird, die ihm vorgeschrieben wurde. Er weiß, daß man 
seiner Regierung nicht ges/tatten wird, in den Krieg gegen Ruß¬ 
land zu gehen, — in keinen kleinen oder großen Krieg, in keinen 
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Krieg gegen erwachsene Männer noch in einen Hungerkrieg gegen 
Frauen und Kinder. Britische Männer werden einfach nicht mar¬ 
schieren, britische Schiffe werden sich nicht bewegen, britische 
Geschütze weiden ihre Schlünde nicht öffnen. . . 

Deutsche Arbeiter zeigten in der Kappwoche den Weg, wie man 
einem Putsch entgegentritt, und britische Arbeiter wenden folgen 
und den Churchillputsch vereiteln. 

Wir lesen in der „Morning Post“, daß die Haltung der Arbeiter 
eine Revolte gegen die Verfassung sei. Wohlan, in allen Kriegs¬ 
fragen gab es in den letzten zwei Jahren keine verfassungsmäßige 
Regierung. Während dieses Zeitabschnitts führte die Regierung 
einen geheimen Krieg gegen den russischen Sozialismus, spann 
Intrigen mit französischen und englischen Generalen, aber alle 
diese Vorgänge wurden im Parlamente bestritten oder gefälscht. 
Der Minister, der diese Illoyalität unterstützte oder geschehen 
ließ, hat kein Recht, sich darüber zu beklagen, daß die Arbeiter¬ 
klasse, bedroht von einem bösartigen und grundlosen Krieg, zur 
Selbsthilfe greift. . . In dieser ganzen Angelegenheit wurde die 
Arbeiterklasse zur Nation, die sie vertretende Kraft, wenn auch 
nicht die sie vertretende parlamentarische Maschinerie. . . Noch 
vor wenigen Tagen bedrohte Lloyd George die Russen mit Krieg. 

. . . Die Wahrheit ist, daß der Krieg ein fester Bestandteil der 
europäischen Kabinette ist. Es gibt hierin keinen Unterschied 
zwischen Lloyd George und Millerand. . . 

Zum ersten Male in der britischen Geschichte hat das britische 
Volk sich Bahn gebrochen und — für den Moment wenigstens — 
sich zur Höhe einer regierenden Demokratie erhoben. Während 
der letzten Monate hat Lloyd George vieles mit Millerand 
beschlossen und viele Formen vorbereitet, den Frieden zu brechen 
oder nur halb aufrechtzuerhalten. Ehe Aktion der Arbeiterklasse 
war, wie wir hoffen, für ihn und für Europa von größerem Werte 
als alle seine Unterhaltungen mit Millerand. . . 

Die Leiter unserer offiziellen Politik werden, wenn sie aus 
den letzten Arbeiteraktionen nichts lernen, so weiter regieren 
wie bis jetzt. Sie werden sich ohne Kabinette und Parlamente 
behelfen, bis sie entdecken, daß sie ohne Armeen sind. Sie werden 
ihre Taktiken verbergen und Dokumente fälschen, bis sie aus¬ 
finden, daß dem Parlamentarismus alle Kraft und alle Selbstachtung 
abhanden gekommen ist, und daß irgendeine Form 1 von Regierungs¬ 
kontrolle durch die Massen sich entwickelt hat aus der dramati¬ 
schen Improvisation der letzten Tage. . .“ 

IV. 

In besserer Lage als Lloyd George befindet sich sein Spießgeselle. 
Alexander Millerand. Die Sozialistische Arbeiterbewegung Frank¬ 
reichs ist teils durch Spaltungen, teils durch zeitweilige Schwäche, 
die sich aus dem Kriege und dessen Folgen ergeben, nicht im- 
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Stande, den Chauvinismus zu atigeln und die Regierung wirkungs¬ 
voll zu zivilisiertem Vorgehen zu veranlassen. Die britischen 
'Arbeiterführer, W. Adamson (Führer der Arbeiterfraktion) und 
Harry Gosling (Transportarbeiter), (begaben sich am 18. August 
nach Paris, um fliit den französischen Gewerkschaften über eine 
gemeinsame Friedensaktion zu beraten. Die französische Regierung, 
von Furcht und Hochmut getrieben, ließ die beiden sehr gemäßs¬ 
ten britischen Arbeitervertreter laus dem Lande weisen ! 

Die französische Bourgeoisie hat sich seit den Tagen von Ver¬ 
sailles einen noch schlimmeren Ruf erworben, als ihn der preu¬ 
ßische Militarismus je genoß. Frankreich und Reaktion sind be¬ 
reits Synonyme. Und dies ist gut für die soziale Revolution und 
für das deutsche Volk. 

Adamson und Gosling gaben dem britischen Aktionsrat folgenden 
Bericht über die Affäre ab: 

„Der Zweck unserer Reise nach Paris war, der wirtschaftlichen 
und politischen Arbeiterbewegung Frankreichs die Politik und 
die Beschlüsse der britischen Arbeiterbewegung betreffend die 
russische Frage zu erklären und Information entgegenzunehmen 
über die Haltung des französischen Proletariats zur selben Sache. 
Es war bereits bekannt, daß, ein prinzipielles Einverständnis zwi¬ 
schen den Arbeitern jbeider Länder erreicht wurde, aber angesichts 
der neuesten Entwicklungen, insbesondere angesichts der Ent¬ 
schließungen der britischen Konferenz vom 13. August, hielt es 
der Aktionsrat für nötig, daß die Arbeitervertreter der beiden 
Länder sich offen über die Lage aussprechen. 

Die Ansicht, daß ies unsere Aufgabe oder Absicht gewesen sei, 
der französischen Regierung eine bestimmte Haltung zu diktieren 
oder sich in die französische Politik einzumischen, entbehrt jeder 
Grundlage. Unser Zweck war einzig und allein von den Geboten 
der internationalen Solidarität diktiert und vom Wunsche, das 
gegenseitige Vertrauen zwischen den Arbeitern Britanniens und 
Frankreichs zu stärken. 

Unmittelbar nach unserer Ankunft in Paris besuchten wir den 
Gewerkschaftsbund und die Sozialistische Partei. Unglücklicher¬ 
weise war noch keine Einheit zwischen den beiden Zweigen der 
Arbeiterbewegung hergestellt und wir mußten mit den beiden 
Sekretariaten besonders verhandeln. Plötzlich teilte uns die fran¬ 
zösische Regierung mit, (daß wir Paris mit dem ersten Schiffszug 
verlassen müßten. Diese Nachricht hat die beiden Sektionen der 
französischen Arbeiterbewegung sofort vereinigt und sie zum Ent¬ 
schluß veranlaßt, gemeinsam vorzugehen. Ein gemeinsamer Aus¬ 
schuß wurde sofort gebildet. Der Dank hierfür gebührt der 
französischen Regierung. Diese Einigkeit erlaubte uns, unseren 
Zweck ohne Zeitverlust !zu erfüllen: Ein Einverständnis wurde 
erzielt, dessen Einzelheiten wir dem Aktionsrat vorlegen werden. 
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Was nun die Maßnahme der französischen Regierung anbetrifft, 
so bitten wir die britischen Arbeiter, sich dadurch nicht beirren zu 
lassen. Wir selbst sind frei von aller Erbitterung und wir er¬ 
wähnen nur den Umstand, daß die französischen Beamten, denen 
die unangenehme Pflicht zufiel, uns auszuweisen, sich tadellos 
und taktvoll benommen haben. 

Der wichtige Punkt ist, daß die gänzlich überflüssige Angst 
der französischen Regierung und ihre ebenso überflüssige panik¬ 
artige Aktion es waren, die unserer Mission den raschen Erfolgi 
brachten. Anstatt einen Keil zwischen die Arbeiterklassen Frank¬ 
reichs und Großbritanniens zu treiben und ein Zusammengehen 
beider zu verhindern, hat die Maßnahme der französischen Regie¬ 
rung uns instandgesetzt, die Hindernisse ziu beseitigen, die einem 
Zusammenwirken im Wege standen. Wir begnügen uns, die fran¬ 
zösische Regierung dem französischen Volke zu überlassen. 

Harry Gosling. William Adamson.“ 


Dr. HERMANN OESTREICHER: 


Offener Brief an den Reidisfinanzminister 

Herrn Dr. Wirth. 

S EHR geehrter Herr Minister! 

Dem Kabinett, worin Sie die Ehre des Finanzministers 
zu verteidigen haben, präsidiert Herr Fehrenbach, ein bis 
zuletzt als humorvoller Mann geschätzter Parlamentarier. Freilich 
ist das Kabinett Fehrenbach von jedem Humor recht weit ent¬ 
fernt; am wenigsten wird die glückliche Veranlagung dieses aust- 
gezeichneten Mannes zu den Finanzen passen, die anerkanntermaßen 
herzlich schlecht sind, und so hätte ich kaum Veranlassung, mich 
an Sie zu wenden, hätten Sie nicht, mit besonderem Nachdruck, in 
der Denkschrift über die finanzielle Lage, die Sie dem Reichstag 
vorlegten, betont, es wäre gerade Ihnen um die weitgehendste 
Klarheit über die tatsächliche Lage der Finanzen zu tun, und 
dies sei auch nur das einzige Mittel, von dem aus eine Gesundung 
angestrebt werden könnte. 

Weitgehendste Klarheit! Hier stimme ich Ihnen aufrichtig zu, 
leider ist dies allerdings sowohl der Anfang als das Ende meiner 
vorbehaltlosen Zustimmung. Etwas wenig. Nun sind die Zeiten 
kaum zu Sentimentalitäten geeignet. Doch das eine mag Ihnen als 
Grundlage der Diskussion genügen: Ich billige Ihnen gern den 
besten Willen zu, Sie urteilen als Vertreter einer hinsinkenden 
Wirtschaftsorganisation, als liberaler Oekonom und Praktiker, so 
gut wie ein jeder Ihrer Vorgänger, Sie hoffen, ethisch beflügelt, 
noch am Grabesrand [blühendes Leben wecken zu können — ich 
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verstehe dies wohl, aber Sie beurteilen doch die Lage zu opti¬ 
mistisch, weil diejenigen, die, Ihrer Meinung nach, gemeinsam 
mit Ihnen am Rettungsseil ziehen sollten, gar keinen Grund sehen 
und nicht die geringste Lust verspüren, Ihre Aktionen zu unter¬ 
stützen. 

Was hilft da der Ausruf des Bedauerns? 

Suchen wir also die Klarheit, die weiterführt, als die Erkenntnis 
Ihrer Denkschrift.. 

Vor einigen Tagen sprachen Sie als Parteimann in einer Ver¬ 
sammlung und waren nicht etwa ärgerlich, sondern bestürzt über 
die Möglichkeit einer Sabotage Ihrer Einkommensteuer, Ihres 
ganzen direkten Steuersystems. 

Ist diese Bestürzung Wirklich etwas Originales, hätten Sie wirk¬ 
lich geglaubt, daß alles so ganz mäuschenstill vor sich gehen 
werde? Das Parlament, das Ministerium beschließt, verfügt, be¬ 
stimmt, ordnet an, die Finanzämter bestimmen, inserieren, kon¬ 
trollieren, vergleichen, und das Publikum bezahlt? Nein, das 
haben Sie doch (selbst nicht angenommen, Sie sind ein Mann von 
Welt und Erfahrung. Also, wozu die Bestürzung? Glauben Sie 
in Finanzsachen an moralische Einwirkungen? Ich nicht. Sie auch 
nicht. 

Ich sage Ihnen, das direkte Steuersystem wird sabotiert! 

Nicht von den Arbeitern. Von den Besitzenden! 

Von den Arbeitern deshalb nicht, weil sie erst, in weiser Zurück¬ 
haltung, das tun zu dürfen beanspruchen, nämlich zu steuern, was 
diejenigen zuvor getan, die die riesenhaften Kriegsgewinne verdient 
und beiseite gebracht haben. Nun handelt der Arbeiter keineswegs 
nur aus Gründen der Gerechtigkeit. Er handelt deshalb so, wie 
es — wirklich bedauemswerterweise — in einigen krassen Fällen 
vorgekommen ist, weil er die zehn Prozent Lohnabzug auch noch 
zum Lebensbedarf seiner Familie glaubt hinzuzählen zu müssen; 
die Teuerung ist Ihnen kein unbekanntes Kapitel, und Herr Mi¬ 
nister Hermes zählt gewiß zu Ihren engeren Freunden. Die 
Arbeiterschaft fühlt genau, daß der Weg, den das Finanzministe» 
rium weist, überhaupt kein Weg ist, der aus dem Finanzelend 
und dem finanziellen Niederbruch des Reiches herausführen könnte. 
Dazu wird die Arbeiterschaft durch die indirekten Steuern, 
zu denen Sie ganz ruhig auch die Umsatzsteuern mit ihren drei 
Milliarden zählen dürfen, — zusammen mit clem Lebensmittel¬ 
wucher — in leiner Weise ausgebeutet, daß, sie die Freude an dieser 
Reichswirtschaft, an diesem Staat wirklich verlieren muß. Nehmen 
Sie die jetzt üblich werdende Kürzung der Arbeitszeit, die drohende 
Arbeitslosigkeit hinzu, so werden Sie wohl auch mit mir darüber 
erstaunt sein, daß der ablehnende Radikalismus, den wir beide 
gewiß aufs schärfste verurteilen, noch nicht größere Fortschritte 
gezeitigt hat. 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Offener Brief an den Reichsiinanzminister Herrn Dr. Wirth. 599 

Nein, Herr Minister — Bestürzung über das Verhalten der 
Arbeiterschaft ist kaum angebracht —, es wäre geradezu Heuchelei 
bei einem, der, wie Sie, urteilsfähig ist 

Und doch waren Sie bestürzt! Ja, Sie haben allen Grund, 
bestürzt zu sein —, der Sturz mag nicht mehr fern sein, noch 
einen Schritt, und der Zusammenbruch ist eine erschütternde 
Tatsache ! 

Dann bedarf es freilich keiner Denkschriften mehr, dann rast 
das Unglück, und ich rufe Ihnen zu: Auch Sie haben nicht 
die Katastrophe abgewendet, obwohl Sie es noch vermocht hätten, 
Sie hätten den Versuch unternehmen müssen, oder Sie hätten, 
— ja nun, jetzt ein moralisches Wort — die Pflicht gehabt, 
mit klaren Worten sich von einem Kabinett, sich von Parteien 
abzuwenden, die nicht beieitgewesen wären, Ihnen zu folgen, 
und das Volk, die breiten Massen, hätten endlich gewußt: Etas 
ist, zum erstenmal, die Wahrheit über die Finanzen; wir brechen 
zusammen. 

Treiben wir, ohne Warnung, in die Katastrophe, so klage ich 
Sie öffentlich an: Sie zuletzt mußten reden! 

Und Sie haben bis heute noch immer nicht dem Volk die 
Wahrheit, die Wirklichkeit so laut, so deutlich gesagt, daß es, 
wirklich erschüttert, sich zur Umkehr aufzuraffen den Mut, die 
Kraft gefunden hat. 

Ihre Denkschrift? Das soll die Wirklichkeit sein? Die Wahr¬ 
heit? Fühlen Sie denn nicht die jammervolle Halbheit, die lähmende 
Entschlußlosigkeit, die entsetzliche Dürftigkeit aller Ihrer Dar¬ 
legungen, Anregungen und Vorschläge? 

Sie fühlen sie. Aber sie können nicht an der spiegelglatten 
Wand Ihrer kapitalistischen Wirtschaftstheorie, Ihrer kapita¬ 
listischen, manchesterlichen Praxis hinaufklettern, ohne, hoff¬ 
nungslos matt, abzugleiten. 

Ein Gefangener sind Sie, eingefangen von den Besitzenden, 
von den kapitalistischen Unternehmern und Grundbesitzern, die 
Ihnen gleichsam, spöttisch, die Zunge herausstrecken: Versucht, 
wenn Du es kannst, zu nehmen; wir geben, was wir wollen; dem 
bankerotten Reich möglichst wenig. 

Ob Ihnen das gefällt, diese brutale Handlungsweise der Finanzl- 
saboteure, der Bankerottspekulanten, der Industriewucherer, der 
Händlerschieber? Ja, ein Finanzminister darf, gerade weil er 
diese Leute seine Freunde nennen muß, auch einmal unter dem 
kapitalistischen System der schrankenlosen Anarchie, der herrlich¬ 
sten Wucherfreiheit, leiden. Wir Sozialdemokraten sind sonst wirk¬ 
lich harmlose Männer und Frauen, das haben wir 1918 und 1919 
bewiesen, aber wir freuen uns doch, daß gerade auch Sie, viel¬ 
leicht noch nicht heute, vielleicht erst morgen, gezwungen sein 
werden, auf die widerliche Gier der Besitzenden mit Verachtung 
herabzusehen. 


Digitized by 


Go», igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



600 


Digitized by 


Offener Brief an den Reidisfinanzminister Herrn Dr. Wirtb. 

M 

Sie fragen nun tnit einer Neugier, die Ihnen eigentlich den 
Schweiß austreiben müßte, was Sie denn hätten sagen sollen, 
um meine Zufriedenheit zu erringen. Sparen Sie sich den leichten 
Spott — wie leicht bin ich einzelner zufriedengestellt, wie schwer 
ein hungerndes, darbendes, leidendes Volk, ins Unglück geführt 
durch seine wahnwitzigen Führer! 

Was hat das Volk erlebt? Was sagen Ihnen als Finanzminister 
die Massen? „Wir waren 1914 ohne Reichtum“, so beginnen 
sie, „wir sind heute im heraufziehenden Herbst 1920, trotz der 
hohen Löhne, wieder ohne Reichtum.“ Dann fahren sie fort: 
„Aber das Reich hat heute rund 280 Milliarden Schulden. Dies 
sind Beträge, die zum kleinsten Teil gesteuert sind, sie sind ge¬ 
liehen, das Reich ist Schuldner, wer sind die Gläubiger? Wir, 
die wir neunzig Prozent des Volkes ausmachen, sind nicht die 
Gläubiger. Das sind die Besitzer des industriellen un(d händlerischen 
Kapitals. Wohl haben sie einst, dem Reich zur Hilfe, Anleihe 
gezeichnet, aber sie haben damit ihre Gläubigeransprüche erhöht, 
indem das in die Reichskassen gezahlte, oder auf Reichsbankgiro 
überwiesene Guthaben des Reiches mit Riesengewinnen in ihre 
Taschen zurückströmte. Der Grundbesitz, ob Großgrundbesitz 
oder Mittelbauer, ist in gleicher Weise Auffänger der Reichs¬ 
gelder, der bald 280 Milliarden Schulden gewesen! Denn die 
Grundrente, der agrarisch-kapitalistische Besitz hat sich, auf dem 
Wege der Nahrungsmittelpreise, zwischen die Glückseligkeit von 
Industrie und Handel geschoben. Wir Massen haben alles, w r as 
wir verdienten, hingegeben, für Brot, Kartoffeln, Fleisch, Kleidung, 
Wohnung, aber auch alles, auch den höchsten Lohn. Wer sind also 
die Gläubiger, wer sipd die Wertbesitzer der Milliarden? Wir 
nicht. Jene Besitzenden , die zehn Prozent der Gesamtheit, viel¬ 
leicht nur fünf Prozent, ausmachen!“ 

Sie wenden ein, Herr Minister, das wäre nebensächlich, das 
wäre teils richtig, teils falsch, Sie zucken die Achseln, Sie werden 
gar nervös. 

Das verstehe ich durchaus. Die Mentalität der Arbeiterschaft 
ist ein besonderes Gebiet; merkwürdig, wie unbestechlich das 
Urteil dieser oft verspotteten Masse ist. Auch Sie können ruhig 
etwas auf dieses Urteil hören. 

Sie rechnen uns nun in jener Denkschrift vor, daß von 1913 
bis 1919 30,7 Milliarden Einnahmen 235,6 Milliarden Ausgaben 
gegenüberstehen. Heute sind es einige zehn Milliarden mehr 
geworden. Sie sind Volkswirt genug, um die „Preisrevolution“ 
— ein glattes Wort für das den Kapitalisten erlaubte Ausbeutungs¬ 
recht! — als Grund der Entschuldigung zur Hand zu haben. 
Und Sie argumentieren: Dadurch höheren Personalbedarf, höhe¬ 
ren Sachbedarf. Das klingt ganz leidlich. Ich habe keine Ver¬ 
anlassung, Sie über die miserable bürgerliche Nationalökonomie 
zu unterrichten, über die hilflose Wirtschaftskritik, die damit 
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zusammen hängt, und die den Preiswucher als eine gottgewollte und 
gottgegebene, unkritisierbare Institution betrachtet, dank deren die¬ 
jenigen, die schlechterdings sich nicht am Wiucherraubzug betei¬ 
ligen konnten, ausgebeutet und geschunden werden durften bis 
aufs Blut —, das Fazit ist: Das Reich war der Büttel für die 
Verarmung des Volkes, für die enorme Reichtumshäufung weniger. 
Jedermann weiß heute das; recht traurig. 

Die Geldentwertung, die sinkende Valuta hat den Schuldensack 
des Reiches noch mehr aufgeblasen. Selbst, wenn wir einmal ver¬ 
nünftige Finanzverhältnisse bekämen, wenn die Mark wieder 
60 Pfennig wert wäre, so bliebe, ohne Systemänderung, die 
Schuldenhöhe bestehen, aufgetrieben durch die Achtpfennigvaluta. 
In meinen früheren Aufsätzen in der „Glocke“ können Sie diese 
Dinge genau nachlesen, wie, weshalb, zu welchem Ende. 

Doch bleiben wir bei der Hauptsache. Die Schulden sind eine 
unabwendbare Tatsache. 

Was soll geschehen? 

Sie, Herr Minister, antworten als bürgerlicher Nationalökonom: 
Man muß die Zinsenlast aufbringen, die Amortisation dazu, und 
nicht dabei vergessen, daß die laufenden ordentlichen Bedürfnisse 
des Reichshaushaltes dennoch gedeckt werden müssen, und Sie 
schließen also, Steuern, nochmals Steuern, und der Rest ist ein 
resigniertes Vertrauen auf eine vage Zukunft, weil Sie selbst 
nicht der Ueberzeugung, im tiefsten Herzensgrund, leben können, 
daß die Finanzkatastrophe auf diese Weise behoben werden wird. 

Soll ich Ihren Voranschlag mit Ihnen durchgehen, um Ihnen 
zu beweisen, daß die breiten Massen der Nichtbesitzenden zahlen 
sollen ? Fast ausschließlich ? Das Volk hat ganz richtig gefühlt, 
daß der Steuerabzug vom Lohn und Gehalt plus der indirekten 
Steuerbelastung eine geradezu unsinnige Ungerechtigkeit ist, wenn 
es bedenkt, daß die Kriegsverdiener, die Schlucker der Milliarden;- 
wertc, frei, wirklich so gut wie frei, ausgehen dürfen. Ich bin 
durchaus Ihrer Meinung, daß die breiten Massen als Staatsbürger 
ihren steuerlichen Pflichten nachkommen müssen, daß sie, in wer 
Not der Zeit, mittragen müssen an dem finanziellen Elend, um 
den Niederbtuch zu vermeiden; ich weiß mich mit Ihnen einig 
darin, daß die direkten und indirekten Steuern für das ganze Volk 
leider eine bittere Lebensnotwendigkeit sind. Aber ich widerspreche 
Ihrem System |der Finanzgebarung, weil es sich immer mehr 
als eine krasse Ungerechtigkeit und eine ungeheuerliche Unmög¬ 
lichkeit erweist, weil es kein System der Abhilfe, sondern ein 
System der Verschlammung ist, weil ich erkenne, und mit mir 
fühlen es die Massen, daß dieses System, das Sie heute noch 
zu decken wagen, unweigerlich mit der Katastrophe enden muß. 
An anderer Stelle sagte ich schon: Türmt man drei Erzbergersche 
Finanzreformen aufeinander, so ist damit der Niederbruch nicht 
aufzuhalten! 
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Um den ordentlichen und außerordentlichen Haushalt, einschließ¬ 
lich Schuldenwirtschaft und Verpflichtungen aus dem Versailler 
Vertrag, zu balanzieren, benötigen Sie 55 Milliarden für das Jahr 
1920. Was haben Sie dagegen, was ist Ihr Aktivum? Ich meine: 
was sicher? Allein die Verbrauchssteuer, die Zölle, Monopolein¬ 
nahmen 9,1 Milliarden. Dazu Verkehrssteuer und Stempel eine 
Milliarde, Umsatz 3,1 Milliarden, — das gehört zusammen, weil 
alles in der Wirkung den Verbrauchssteuern gleichkommt, und 
das sind 13,2 Milliarden. Hinzu kommen noch drei Milliarden 
direkte Steuern, die aus Lohn und Gehalt von den Nichtbesitzen¬ 
den eingezogen werden, so daß die breiten Massen, nach Ihrem 
Voranschlag, rund 16,4 Milliarden zu tragen hätten. 

Vom wirklichen Besitz aber nehmen Sie ein 3,5 Milliarden direkte 
Steuern plus drei Milliarden Kriegsabgabe und Zuwachs; doch 
wollen wir gerecht sein, so ziehen wir, weil fünf bis zehn Pro¬ 
zent der Bevölkerung zehn- bis zwanzigfach weniger Massen- 
korsumbedürfnisse haben, da sie sich schließlich mit einer phy¬ 
sischen Verbrauchsgrenze abfinden müssen, eine Milliarde von 
den 16,4 Milliarden, die von den breiten Massen gesteuert werden, 
ab, als Verbrauchssteueranteil der Besitzenden, — so hat der Be¬ 
sitz, alles in allem, 7,5 Milliarden Mark gesteuert. 

Der Besitz 7,5 Milliarden, das Volk, das von seiner Tagesarbeit 
dürftig leben muß, 15,4 Milliarden. Das Doppelte! 

Streiten wir nicht Um Kleinigkeiten, ob eine halbe Milliarde mehr 
dem Besitz zuzuzählen ist Die Tatsache der krassen Ungerechtig¬ 
keit geben Sie doch ruhig zu, und über das Problem der Abwälzung 
brauchen wir beide uns doch kaum zu verständigen, was wahr¬ 
haftig müßig wäre. 

Dabei nehme ich mit Ihnen zunächst an, daß die direkten 
Steuern, insgesamt 6,5 Milliarden, gezahlt werden, was tat¬ 
sächlich heute schon eine Utopie ist. 

Rund 23 Milliarden könnten Sie sicher, einigermaßen bestimmt, 
als Eingang erwarten. Obwohl auch in den Verbrauchssteuern 
große Minusdifferenzen stecken, die ich hier nicht berück¬ 
sichtige. 

Um sich aber wenigstens auf die Höhe des ordentlichen Haus¬ 
halts hinaufzurechnen, setzen Sie für die Ausfuhrabgaben eine 
Milliarde Einnahmen fest, wobei Sie so gut, wie ich, wissen, daß 
davon doch keine Rede sein kann, erstens, weil, dank der Welt¬ 
marktpreise, die Industrie in weitem Maße exportunfähig geworden 
ist, weil, zweitens, die Exportrentabilität erst wieder beginnen 
kann, wenn 100 Gulden Holländisch 3000 Mark kosten und wir 
ganz auf dem Hund sind, und weil, drittens, Industrie und Handel 
bereits die Folgerung aus dieser Sachlage gezogen und den An¬ 
trag auf Demolierung der Ausfuhrabgaben eingebracht haben. 
Nun, — das wissen Sie doch! Von der Großfinanz, der Bankwelt, 
erhoffen Sie ebenso treu wieder rund eine Milliarde, und diesen 
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beiden Milliarden auf dem Papier fügen Sie mit schöner Kühnheit 
2,0 Milliarden neuer Steuern hinzu, die, noch unbewilligt, erst 
den Weg aus dem Schornstein auf Ihnen Etatstisch zurücklegen 
müssen. Ihre „sonstigen“ Einnahmen von 4,8 Milliarden, die 
Sie den obigen 23 hinzuzählen müssen, um die ominösen 27,7 
Milliarden Ausgaben des ordentlichen Haushalts dürftigst zu 
decken, sind zum größten Teil eine praktische Unmöglichkeit. 

Zieht man von den 55 Milliarden des Gesamthaushalts die zu¬ 
nächst bestimmt zu erwartenden Einnahmen ab, so bleiben min¬ 
destens 30 Milliarden neuer ungedeckter Ausgaben. 

Müssen Sie da nicht die dringende Pflicht verspüren, so zum 
Kabinett zu sprechen und zum Parlament? —: „Bei größter An¬ 
strengung wachsen die Reichsschulden in diesem Jahr weiter um 
einen höheren Betrag, als die gesamten Einnahmen ausmachen. 
Das ist der Bankerott, bleiben wir bei dem bisherigen Finanz¬ 
system l“ 

Freilich — Sie spüretn, daß diese grauenvolle Pflicht nicht 
mehr lange auf sich warten läßt; aber Sie sprechen die Wirk¬ 
lichkeit noch immer nicht aus! Noch immer verschweigen Sie 
einiges, was ausgesprochen werden muß! 

Das möchte ich Ihnen nun mit einigem beweisen, weil es uns 
beiden um die weitgehendste Klarheit zu tun ist. 

Nicht viel Scharfsinn gehörte zur Trennung des Staatshaushalts 
von dem Haushalt der Betriebsverwaltungen. Hier werden Sie 
gesprächig. Die staatlichen Betriebe hätten nur schon längst ab¬ 
getrennt werden sollen, dann hätte es einen vom Kapital unab¬ 
hängigen Wirtschaftsfachmann im Parlament auch schon längst 
gelüstet, sich diese Betriebswirtschaft einmal genauer anzusehen, 
und man hätte entdeckt, zu Zeiten einer normalen Konjunktur, daß 
doch nicht wenig, wenn nicht alles, an der Betriebsorganisation 
einer Aenderung bedürftig ist. 

Am meisten Sorgen bereiten Ihnen die Eisenbahnen und die 
Post. Ich verstehe, Sie wollen sagen — es ist zum Haare raufen! 
Ganz recht! Nur müssen Sie der Sache auf den Grund gehen. 
Nehmen wir die Reichseisenbahnen. Zuerst kommen die Länder 
und heben die Hand auf: Gib uns die Milliarden für die Bahnen, 
die Du uns abgenommen. Alles zusammen etwa 40 Milliarden, 
die dem heutigen Schuldenstand von 280 Milliarden noch nicht 
einverleibt sind. So ist es doch? Also die Eisenbahnen beginnen 
mit einem rechten Unbehagen. Darüber könnten Sie freilich hin¬ 
weg, würden sich die Reichseisenbahnen doch wenigstens ren¬ 
tieren und die Zinsen aufbringen und einen kleinen Ueberschuß 
dazu, damit für die Bahnen ein ordentlicher Gesundungsfonds 
angelegt werden könnte. Keine Rede von all dem. Vielmehr 
Fehlbeträge. 

Fehlbeträge, und zwar wachsende Fehlbeträge; es ist so ent¬ 
setzlich, daß Sie, Herr Minister, gewiß nur mit Ueberwindung 
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eines körperlichen Mißbehagens diesen Etat vornehmen können. 
Ja, — Sie leiden, Ihr Amt ist schwer, sehr schwer. Man müßte es 
Ihnen erleichtern, vielleicht auch bald abnehmen; man sollte mehr 
Verständnis für Ihre Lage haben, Zumal Sie doch eine so eingehende 
und fast liebevolle Schilderung der Ursachen und Grunde dieses 
dauernden Defizits gaben. Sie schreiben oder lassen schreiben, 
gelassen, im Amtsstil, trocken: 

„Diese außerordentlichen Fehlbeträge sind in gewissem Sinne 
Aufwendungen zugunsten der Volkswirtschaft/' Oui Hat die 
Volkswirtschaft Aufwendungen nötig, wie die auf die Straße ge¬ 
worfenen, arbeitslosen Arbeiter der Erwerbslosenfürsorge be¬ 
dürfen, so darf man gewiß nicht vor ihnen zurückschrecken. Ein¬ 
verstanden. 

„Denn“, so fahren Sie fort, „hätten die Verkehrsverwaltungen 
in gleicher Weise ihre Preise in die Höhe gesetzt, wie die Privat¬ 
industrie, dann hätte es nicht ausbleiben können, daß das Wirt¬ 
schaftsleben mehr oder weniger gedrosselt worden wäre.“ 

Wie, Herr Minister, — Sie wagen diese Wahrheit einem Volk 
zu bieten, das, in seiner überwiegenden Mehrheit, buchstäblich 
bettelarm geworden ist, ohne die Folgerungen zu ziehen? Heißt 
das, Aufwendungen, Milliardenaufwendungen für die profitgierige 
Privatindustrie, Aufwendungen, Geschenke, Liebesgaben möchte 
man sagen, weil das Volk, das Parlament, die Regierung zu schwach 
gewesen ist, der sinnlosen Gewinnsucht der Privatindustrie zu 
widerstehen? Weil die Industriellen wahllos im Taumel der letz¬ 
ten Jahre, am schlimmsten im Vorjahre, die Preise in die Höhe 
gesetzt und, mit dem Mittel der öffentlichen Betriebe, Staat und 
Volk ausgeplündert haben? Und das nehmen Sie ruhig als un¬ 
abänderlich, als bethmännisch gottgegeben, hin? 

Nun, — Sie wissen also, Herr Minister, ganz genau, woher die 
wachsenden Defizite stammen. Sie wissen, daß es ein Unfug 
sondergleichen ist, die stürmisch geforderte sozialistische Organi¬ 
sation der wichtigsten Industrien mit dem Hinweis auf die durch 
privatindustrielle Ausplünderung verursachten Defizite abzutun. Ja, 
— Sie sind ein kluger Mann, Sie wissen sogar auch, daß die Luder¬ 
wirtschaft bei den Bahnen nicht eher behoben werden kann, als 
die privatkapitalistische Gewinnenergie ein- für allemal ausge¬ 
schaltet und gebrochen ist. 

Warum aber schweigen Sie, wo es sich im Jahre 1920, nach 
Ihren eigenen Angaben, um ein neues Defizit der Plünderung 
von 16 Milliarden handeln wird? Was sachlich zu diesem Ka¬ 
pitel zu sagen ist, habe ich schon ausgesprochen. Nur ein paar 
Zahlen für Sie und diejenigen, die Klarheit wünschen. Stabeisen, 
eine Tonne, 1913: 90—100 Mark, 1920: 3600 Mark; das ist 
das 36 fache. Kohlen, Ruhrrevier, eine Tonne, 1913: 12—14 
Mark, 1920: 235 Mark; das ist rund das 20fache. 
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Warum schweigen Sie? Warum erheben Sie keine Anklagen 
gegen die Ausbeuter? 

Weshalb unterstützen Sie nicht die sozialdemokratischen Forde¬ 
rungen auf Sozialisierung von Kohle und Eisen? Weshalb sind 
Sie nicht unser Freund, weshalb fein Freund Thyssens und Stinnes’ ? 
Obwohl Sie die Einsicht haben? 

Weil Sie ein Gefangener des Kapitals sind! Weil Sie dem Besitz 
zugeschworen sind! Weil Sie ein Doppelleben zu führen verdammt 
sind, auf Grund Ihrer liberalen Wirtschaftstheorie! Weil Sie 
sehen dürfen und doch blind sein müssen! Weil Sie hören dürfen 
und doch taub sein müssen! 

Armer Reichsfinanzminister! Ich bedaure Sie, Herr Minister, 
tief und aufrichtig, weil Sie ein tragisches Los zu tragen bestimmt 
sind: Sie sollen helfen, Sie sehen, woher die Hilfe kommen könnte, 
aber — Sie dürfen nicht die jenseitigen, Rettung winkenden Ufer 
betreten: Sie sind ein Gefangener! — 

Höhere Preise bedeuten, so schreiben Sie weiter, höheren Per¬ 
sonalbedarf. 

Nach dem Sachbedarf der öffentlichen Betriebe — der höhere 
Personalbedarf sämtlicher staatlicher Verwaltungen. Das sind 
wachsende Gehälter, steigende Löhne, vom Streckenarbeiter bis 
zum Minister. 

Aber, Herr Minister, hätten Sie da nicht wirklich alle Ver¬ 
anlassung, sich um die Angelegenheiten Ihres Kabinetts- und 
Fraktionskollegen, Herrn Dr. Hermes, zu kümmern? Sie haben 
zwar durchaus mit Ihrem Einwand recht, Sie könnten sich 
schlechterdings nicht für jede Dummheit Ihres Kabinetts ver¬ 
antwortlich machen lassen; aber was Herr Hermes soeben, unter 
dem Protest der Sozialdemokratischen Partei, als Heldenleistung 
vollbracht hat, wird sich bitter an Ihren Kassen rächen. Die 
Zwangswirtschaft, wirklich ein jammervoller Behelf, hat doch 
wenigstens einigermaßen die Preise für die Lebensmittel in Schran¬ 
ken gehalten. Jetzt gibt es nur noch eine öffentliche Regelung 
für Brotgetreide und Milch; Fleisch und Kartoffeln sind frei. 

In unserer gemeinsamen engeren Heimat, Baden, haben die 
Mühlenbesitzer bereits mit der öffentlichen Sabotage dieses letz¬ 
ten Restes der Zwangswirtschaft gedroht, sie wollen sich die 
Mahlkontrolle nicht mehr gefallen lassen. Fleisch ist in Hülle und 
Fülle vorhanden, die Preise bleiben hoch. Kartoffeln gibt es 
im Oktober, trügen nicht alle Zeichen und wird dieser Monat 
nicht gerade unter Jupiter pluvius’ Stern vorübergehen, ebenfalls 
reichlich —, aber schon heute machen sich auf dem Lande private 
Aufkäufer und kommunale Beauftragte besorgter Stadthäupter die 
schärfste Konkurrenz; im Spätherbst kosten die Kartoffeln 40 M., 
im Januar, März, Mai 1921 sind sie zur teuersten Schleichhande&- 
ware geworden, der Zentner 90—100 Mark. Im landwirtschaft- 
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liehen Westfalen hat der Tanz um die Kartoffeln begonnen, bevor 
sie noch frei waren. 

Ich bewundere Sie, Herr Minister, und Ihren Kollegen, Herrn 
Hermes, ob Ihrer spielerischen, kindlichen Einfalt, zu glauben, die 
Bauern wurden sich einen Deut um .das Wohl der Städter kümmern! 

Im Dezember—Januar stehen Sie vor der Nährungsmittelkata¬ 
strophe, in die Sie sich von den Herren von rechts haben hinein¬ 
reden lassen! Und dann diese Unruhen im Beamtenkörper der 
Verwaltungen, unter den Staatsarbeitern —, ganz zu schweigen 
von den gewaltigen Erschütterungen, die sich in den Industrie¬ 
zentren, im Ruhrrevier, in Sachsen, in Berlin, Magdeburg, Hanno¬ 
ver, Hamburg abspielen werden —, weil die Bevölkerung Hunger 
leiden muß, weil sie obendrein frieren darf. 

Beim Kapitel Landwirtschaft, ohne das nun einmal keine Er¬ 
örterung des Personalbedarfs geführt werden kann, komme ich 
auf den Anfang zurück und schließe damit den Kreis. 

Ohne billigeie Preise auf dem Lebensmittelmarkt, die nur bei 
steigender Produktion, bei wachsendem Angebot möglich sind, 
werden wir rettungslos verloren sein. Herr Heimes läßt durch die 
landwirtschaftlichen Organisationen den Landwirten die volle 
Schwere der alleinigen Verantwortung zuschieben, wenn bei der 
endlich erreichten „freien“ Wirtschaft die Nahrungsversorgung 
zusammenbricht. Er läßt mit dem Groß-, Mittel- und Kleinbauer 
wirklich ernst reden. Der aber ist das ernste, erhabene Getue 
schon so sehr bis zum Ueberdruß gewöhnt, daß er überhaupt 
nicht mehr hinhört. 

Also: Herr Hermes hat heute noch gesunde Nerven, — ob 
sie aushalten werden, wenn er sieht, was er angerichtet hat, ist 
doch recht fraglich. Sie aber, Herr Finanzministjer, sind der 
einzige, wirklich ernst zu nehmende Kopf Ihres Kabinetts, weshalb 
haben nicht auch Sie, der Sie wenigstens ahnen mußten, daß die 
Ern äh rungsfrage auf ein schiefes Geleise geraten ist, Einspruch 
erhoben gegen das pneistreiberische Unternehmen des Kabinetts 
bei Aufgabe der Zwangsbewirtschaftung? Immer wieder Sie — 

denn Herr Heinze, Herr Scholz, Herr von Raumer gar-nein, 

ich möchte höflich bleiben. Sie sind der treibende innerpolitische 
Geist, weshalb schweigen Sie, wo Sie reden sollten? Weshalb? 

Herr Hermes hat die Erwerbsgier der Landwirte aufs höchste 
gestachelt, — leider. Und die Wirkungen werden auch Sie zu 
spüren bekommen. Denn man kann nicht die letzten Schranken, 
die einem hemmungslosen Verdienen gezogen wären, -vegräumen 
und gleichzeitig Hingabe ans öffentliche Wohl verlangen. 

Oben behauptete ich, die direkten Steuern werden sabotiert. Ich 
habe den Beweis keineswegs vergessen. Hier ist er. Der Landwirt, 
jeden Größenmaßes, wird ein getreuer Schüler Ihres Herrn Herold, 
des ehrwürdigen Greises, sein, der das Reich mit dem § 152 
der Reichsabgabenordnung aufs tiefste geschädigt hat, worin der 
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Ertragswert bei land» oder forstwirtschaftlichen oder gärtnerischen 
Grundstücken des Näheren festgelegt ist: Ordnungsgemäße und 
gemeinübliche Bewirtschaftung — unter gewöhnlichen Verhält¬ 
nissen — mit entlohnten fremden Arbeitskräften — im Durchschnitt 
— nachhaltig. Solche Spezifika öffnen jeder Unregelmäßigkeit 
die Tore. Oder sollte mich die Erinnerung täuschen, daß es 
gerade Herr Herold war, der für diese Kautschukfassung des 
Ertragswertes als wackerster Kämpfer in die Schranken trat? Er 
hat ja auch ein schönes, großes Gut, er ist also durchaus Fach¬ 
mann. 

Es tut mir aufrichtig leid, es sind immer wieder Ihre Fraktions- 
kollegen vom Zentrum, die Ihnen, Herr Finanzminister, am un¬ 
bequemsten werden müssen. Diesmal ist es Herr Herold; und 
Herr von Kerckerinck-Borg, |der Vorsitzende der Vereinigung christ¬ 
licher Bauernvereine und ebenso des Westfälischen Bauernvereins, 
steht Ihnen wieder nahe, ganz nahe. Diese letztere Organisation, 
welcher Herr Schmedding — wieder einer Ihrer Freunde aus 
der Preußischen Landesversammlung und Leiter des Finanzamtes 
in Münster i. W. — recht freundschaftlich gesonnen ist, hat 
mit einem ,,Steuerausschuß“ dem Schmeddingschen Finanzamt etwas 
unter, die Arme gegriffen ; man hat einen „Steuerausschuß“ ein¬ 
gesetzt und den Landwirten, ohne Widerspruch zu finden, indem 
offenbar Herr von Kerckerinck-Borg und Herr Schmedding nur 
einer Meinung sind, laut und klar gesagt, was man unter dem Er¬ 
tragswert, für das Reichsnotopfer, im Jahre 1920 zu verstehen 
hat. Ich setze dies wörtlich hierher, ohne die einleitenden So¬ 
phistereien abzudrucken: 

„Hauptmerkmal dieses Normalreinertrages ist, daß er unter ge- 
gewöhnlichen Verhältnissen im Durchschnitt nachhaltig erzielt wer¬ 
den kann. Daraus folgt, daß die unter den außergewöhnlichen 
Verhältnissen während des Krieges und der Revolutionszeit erziel¬ 
ten Reinerträge für die Ermittlung des steuerlichen Ertragswertes 
ausscheiden müssen. 

„Auszugehen ist somit von dem beim Wehrbeitrag festgestellten 
Ertragswerte. 

„Liegt ein Wehrbeitragswert nicht vor, so gilt als sicherste 
Unterlage für die Ermittlung des Ertragswertes der normale Pacht¬ 
zins — Ich setze den Pachtsatz gleich hierher: pro Morgen 
20 Mark. 

Nun, Herr Minister, — wird das direkte Steuersystem sabotiert 
oder nicht? Ich sagte, es wird Ihnen noch zum Haare raufen 
werden. 

Hat das überhaupt noch Sinn, daß Sie bei solchen eigenen 
lieben Freunden auf dem Finanzministersessel eine Minute länger 
verweilen? Dies Zitierte lassen Sie sich gewiß bestätigen, denn 
man wird sogar den Mut haben, Ihnen diese bodenlosen Anmaßun- 
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gen als Eingabe zu unterbreiten! Es steht für die Landwirte im 
„Münsterschen Anzeiger“ vom 12. und 13. August 

Der dümmste Bauer versteht, daß er — um Gotteswillen ! — 
kein Kriegsnotopfer, keinen gegenwärtigen Ertragswert deklarieren 
soll, weder für das Kriegsnotopfer, noch für die Ein komme i- 
und Vermögenssteuer! 

Der Landwirt nimmt |beim Verkauf das 20 faöhe der Friedenspreise 
und mehr. Als .Normalreinertragswert.gibt er den — Wehrbeitrags¬ 
wert von 1913 an! Der Bauer hat das verstanden. Das schlagen 
Sie, Herr Minister, mit sämtlichen Geßlerschen Hilfsvölkern nicht 
mehr aus dem westfälischen Bauernschädel heraus! Und ebenso 
vollkommen unsinnig und unerhört dreist ist die zweite Methode 
der Errechnung des Ertragswertes. Liegt ein Wehrbeitrag nicht 
vor, so gilt der normale Pachtzins als die sicherste Ermittlungs¬ 
unterlage. Nun ist der normale Pachtzins meistens im Frieden, 
vor 1914, abgeschlossen; jedenfalls wird sich der Landwirt mit 
allen Mitteln für den Friedenspachtzins als für den „unter gleich¬ 
artigen Verhältnissen durchschnittlich“ gezahlten Preis pro Morgen 
einsetzen ? das sind 20 Mark; abzüglich vier Mark für Unkosten, 
Unterhaltung und Abnutzung der Gebäude und Grundsteuer; das 
sind 16 Mark. Also Nettoreinertrag 16 Mark. Gemäß § 18 ist 
für das Reichsnotopfer das Zwanzigfache des Reinertrags zugrunde 
zu legen; sonst nach dem famosen § 152 der R.A.O. das 
Fünfundzwanzigfache. Ertragswert also: Nettoreinertrag 16 Mark 
mal 20 gleich 320 Mark für den Morgen. 

Ein Morgen mittleren Bodens, ordnungsgemäß bestellt, liefert 
eine gute Mittelemte an Kartoffeln von rund 100 Zentnern; der 
Zentner zu 30 Mark ist ein Ertragswert von 3000 Mark. Ein 
Morgen Roggen liefert zehn Zentner Mittelernte; der Zentner 
zu 70 Mark, Ertragswert 700 Mark. Schlipfs Handbuch der 
Landwirtschaft, 1919, Seite 230, 189. So sehen die landwirtschaft¬ 
lichen Erträgnisse aus, 700 Mark für den Morgen Roggen, 3000 
Mark für den Morgen Kartoffeln! Was nennt Ihnen indessen 
der Landwirt bestenfalls für den Morgen Ertragswert? Bare, 
lumpige 320 Mark ! Und was verdient er noch aus der Vieh- 
wirtschaft dazu? 

Das Doppelte bis zum Zehn- und !Mehrfachen wird einfach 
unterschlagen: 100 bis 1500 Prozent! 

Nun, Herr Minister — wird das direkte Steuersystem sabotiert? 
Wird es nicht sabotiert? 

Die „Deutsche Tageszeitung“ ist glückselig: Die Formel, die 
langersehnte, ist gefunden. 

Ich frage Sie, — leben wir denn in einem Narrenhaus? Daß 
unter den Augen des Herrn Geheimrats Schmedding in Münster 
so etwas auch nur erwogen, geschweige denn, als „Richtlinien 
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für die Veranlagung des landwirtschaftlichen Grundvermögens“ 
herausgehen kann von einer zwar privaten Organisation, aber 
doch gewiß nach bestmöglicher Verständigung mit Ihren Berliner 
Dezernaten ? , 

Das direkte Steuersystem ist heute schon sabotiert und er¬ 
ledigt, nicht von der Arbeiterschaft, vom Besitz, vom Kapital. 
Denn was der Grundbesitzer unternimmt, sich um die direkte 
Steuerpflicht zu drücken, läßt den Industrie;- und Händlerkapita¬ 
listen nicht ruhen, bis er, nach sorgenvoll durchwachten Nächten, 
ebenfalls weiß, wie er möglichst wenig zu steuern hat. Leidet 
die Industrie nicht heute schon, dank der Uebergewinne und _ 
Ueberpreise, Not, Kapitalnot? Sie hat das Loch schon längst 
gefunden, um durchzuschlüpfen, um festzuhalten, was sie er- 
wuchert hat, — Stinnes kauft zwar Papierfabriken, Zeitungen, ein 
Schloß, legt sein Geld in Käufen von Maschinenfabriken an, 
die Qualitätswaren aus den Lieferungen von Deutsch-Luxemburg 
und GelsenkirChener Bergwerksgesellschaft hersteilen, aber aus 
seinem Mißtrauen gegen das Erzbergersche System, wie er es, 
immer etwas gehässig, wohl nennt, hat er doch kein Hehl gemacht. 
Na, also — pnd so wächst das Mißtrauen weiter und frißt Ihre 
direkten Steuern weg, ehe sie Ihnen vor die Augen kommen! 

So bleiben die Verbrauchsabgaben, die Massenbelastungen und 
die zehn Prozent, die der Arbeiter sich weigert, abziehen zu 
lassen, ehe der Unternehmer und Landwirt seine Pflicht getan 
hat. 

Kurz und gut — Sie sind am Ende Ihrer Oekonomie. Sie leben 
von Hoffnungen. Sie erwarten gesenkten Hauptes den Todesstreich. 
Die Katastrophe wird und muß kommen. Muß kommen, wenn 
Sie sich nicht sofort zur Wehr setzen. 

Die Anklage, daß Sie bis heute vermieden haben, so deutlich die 
Wahrheit zu sagen, wie dies nötig ist, bleibt bestehen. Sie sind 
als Amtsperson öffentlich hiermit unter Anklage gestellt. Ich 
handle so, weil ich wünsche, daß Sie reden und handeln. Und 
so sollen Sie reden, so müssen Sie handeln, Herr Minister, vor 
dem Kabinett, vor dem Parlament, vor dem Volke: 

„Ende des Jahres 1920 haben wir eine Reichsschüld von 300 
Milliarden. Eine Unmöglichkeit ist es, diese Last zu schleppen. 
Sie erdrückt uns. Das deutsche Volk wird wirtschaftlich nie¬ 
mals gesunden, es sei denn wir schlagen neue Wege ein. Ich 
glaube an eine starke, große Opferbereitschaft des ganzen Volkes. 
Denn das Volk will keine finanzielle Katastrophe als Rettung aus 
der Schuldennot. Das Volk will den Frieden im Innern und nach 
außen. Es wird arbeiten, wenn es sieht, daß der Erfolg der 
Arbeit ihm, dem ganzen Volke, zugehört. Es ist von radikalen 
Träumereien himmelweit entfernt, bieten wir ihm die Möglichkeit, 
die Bahn der Gesundung zu betreten. 
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„Deshalb fordere ich unabänderlich, ohne Abstrich, daß man 
mir auf diesem neuen Wege folge: 

„Erstens: Wir müssen eine Schuldenreduktion in drei Ab¬ 
schnitten vornehmen von zwei zu zwfei Jahren. In sechs Jahren 
darf das Reich nicht mehr als 25 Prozent der heutigen Schulden¬ 
last tragen. Die Kriegsgarantien und Versprechen sind ungültig. 

„Zweitens: Die Sozialisierung von Kohle, Eisen, Papier, den 
Rohstoff- und großkapitalistischen Fertigfäbrikatindustrien ist, un¬ 
ter Einsetzung einer geringen, aber angemessenen Entschädigung, 
sofort durchzuführen. Maßgebend sind die Pläne der früheren 
Spezialkommission und die Vorschläge, die u. a. Rudolf WisseU 
gemacht hat. Das Stadium der Erwägung ist abgeschlossen. Zur 
Durchführung der Sozialisierung wird eine Kommission von weni¬ 
gen Köpfen eingesetzt; sie erhält diktatorische Befugnisse; ebenso 
wie der Finanzminister iur Durchführung der Entschuldungsaktion. 

„Drittens: Das Steuersystem wird vereinfadht. Es wird auf 
den Besitz eingestellt; mehr direkte als indirekte Steuern. Die 
Einziehung wird einheitlich gehandhabt. Der Reichsbedarf wird 
aufs äußerste eingeschränkt 

„Viertens: Die Lebensmittelpreise müssen über die Hälfte herab¬ 
gesetzt werden. Besondere Erfassungsorganisationen kontrollieren 
und leiten die Verteilung der Nahrungsmittel. Besondere Produk¬ 
tionsorganisationen kontrollieren, leiten und fördern die landwirt¬ 
schaftliche Produktion. 

„Fünftens Die gesamte Ein- und Ausfuhr über die Grenze, 
sowie der Devisenverkehr unterliegt nicht nur der Kontrolle, son¬ 
dern der zwangsläufigen Regelung des Reiches. Weitere ein¬ 
schneidende Maßnahmen ergeben sich aus dem Dargelegten. 

„Dies sind meine Forderungen. Dies ist die Bahn zur Gesundung. 

„Mit diesen Forderungen stehe und falle ich. Ich appelliere an 
die Opferbereitschaft des ganzen Volkes. Der Besitz hat die 
Ehre, voranzugehen. Versagt er, so wissen die breiten Massen, 
daß der Damm reißen wird, — die Fluten des Elends unJd eines 
unerhörten Bürgerkrieges werden über den Besitz hinwegspülen, 
der sich heute weigert, zu geben freiwillig, was die Gewalt mor¬ 
gen ihn? abtrotzt. Das ist meine Anklage. Folgt mir. Es ist die 
höchte Zeit, noch ein Zögern, und die Katastrophe hat die Wetter¬ 
tür zertrümmert!"- 

Jetzt haben Sie deutlich gesprochen, Herr Minister! 

Weil ich als Sozialdemokrat die Katastrophe vermieden sehen 
möchte, weil mich das in uns allen schlummernde Gebot der 
Menschlichkeit mahnt, den Frieden so lange zu wahren, als es mög- 
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lieh ist, weil es aber andererseits mich nicht zum gefühlvollen 
träumerischen Pazifisten herabwürdigen darf, wenn ich das lei¬ 
dende Volk einer brutalen Ausbeutungspolitik preisgegeben sehe, 
weil ich ferner die Demokratie ebenso bedingungslos, im Gegensatz 
zur Gewalt, bejahe, wie ich die Befreiung der Massen des werk¬ 
tätigen Volkes von den Ketten des Kapitalismus, der Ausbeutung 
und des Eigennutzes durch die Emanzipationstaten des sich selbst 
verwirklichenden Sozialismus heiß ersehne, — deshalb rufe ich 
Sie auf: 

Handeln Sie ohne Verzug — oder treten Sie, als ein Mann, von 
Ihrem Amt zurüök! 

Ein Drittes gibt es nicht! 

Kämpfen Sie in sich den Kampf der Wahrheit rasch zu Ende. 
Entscheiden Sie sich für die aufrechte Männlichkeit. 

In hoher Achtung 
Ihr 

Dr. Hermann Oestreicher. 


% 


HANS FEHLINOER: 

Länderschacher der Entente. 

D ER Oberste Rat der verbündeten Hauptmächte ist noch lange 
nicht zu Ende mit der Neugestaltung der politischen Geo¬ 
graphie des Erdballs, er hat noch viele neue Grenzen zu 
ziehen. Aber seine Entscheidungen zeugen durchaus nicht von 
salomonischer Weisheit, sondern sie scheinen vielmehr von dem 
Grundsätze geleitet zu sein, den Wünschen jener Staaten am mei¬ 
sten zu entsprechen, deren augenblickliche Lenker sich als die 
willigsten Stützen der Pariser und Londoner Machtmoral und 
Gewaltpolitik geben. 

Das jüngste Beispiel dieses Länderschachers ist das ehemalige 
Herzogtum Teschen (oder Oesterreich-Ostschlesien), ein zwischen 
dem Nordzipfel Mährens |und Galizien liegendes Gebiet von 228 000 
Hektar Umfang, dessen Einwohnerzahl vor zehn Jahren 435 000 
betragen hatte. Hier berührt sich seit alten Zeiten das tschechische 
und das polnische Sprachgebiet, denn die Geschichte berichtet 
schon aus dem zwölften Jahrhundert unserer Zeitrechnung über 
heftige Kämpfe zwischen den beiden Völkern auf ostschlesischem 
Boden. Seit dem Ende des 13. Jahrhunderts stand das Land unter 
der Lehensherrlichkeit der Könige Böhmens und 1653 fiel es an 
das Haus Habsburg. Nach dem Zusammenbruch Oesterreich- 
Ungarns war Ostschlesien der einzige Teil der Länder der „böh¬ 
mischen Krone“ ? der nicht sofort an die böhmisch-slowakische 
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Republik 1 fiel. Erst ün Spa wuricke über sein Schicksal endgültig be¬ 
stimmt und der Bericht, den der böhmisch-slowakische Außen¬ 
minister Dr. Benesdi über diese Entscheidung und ihre Vor¬ 
geschichte dem „ständigen Ausschuß“ des Prager Parlaments gab, 
beleuchtet grell die Grundsatzlosigkeit der führenden Männer der 
verbündeten Hauptmächte, und den Schacher, der mit Ländern und 
Völkern getrieben wind. Für die Offenheit, mit welcher Dr. 
Benesch alle Entwicklungsstufen dieses Länderschachers darlegte, 
kann man ihm nur dankbar sein, aber gegen die Lenker des böh¬ 
misch-slowakischen Staates muß der Vorwurf erhoben werden, daß 
ihr heimliches Spiel zu Paris einer Demokratie unwürdig war und 
wesentlich daran schuld ist, daß der ganze Kampf um das 
Teschener Gebiet unter Voraussetzungen geführt wurde, die auf 
bewußter oder unbewußter Irreführung des Parlaments und des 
Volkes beruhten. Mancher Wahn der Tschechen wird durch die 
Darstellung des Außenministers als Hirngespinst, ja als Lügen¬ 
gewebe aufgedeckt, nicht zuletzt das als bare Münze in Umlauf 
gesetzte Schlagwort von der Anerkennung der historischen Rechte 
der bömischen Kronländer. Tatsache ist, daß Größe und Macht 
des Moldaustaates nichts war als eine Rechenaufgabe der Pariser 
Gewaltigen, daß die böhmisch-slowakische Republik, wie die ande¬ 
ren Nachfolgestaaten des Habsburger Reiches, Gegenstand eines 
erbärmlichen Kuhhandels waren, bei welchem der politische Profit 
das ausschlaggebende Moment war. Niemals vielleicht, seitdem 
Weltgeschichte Kulturgeschichte ist, wurde die Idee der Ge¬ 
rechtigkeit und Selbstbestimmung in so verwerflicher Weise niiß- 
braucht, wie bei der Aufteilung der Beute aus dem Weltkrieg. 

Bevor wir uns mit den Angaben von Dr. Benesch befassen, 
sei bemerkt, daß Ostschlesien seit Menschengedenken — trotz 
seiner national gemischten Bevölkerung — ein einheitliches Wirt¬ 
schaftsgebiet bildete, ganz gleich, unter wessen Herrschaft es 
stand. Es gibt zwischen Ostrawitfa und Biala keine natürlichen 
Grenzen und auch die Sprachgrenze ist durchaus nicht scharf 
ausgeprägt. Wer das Land zerschneidet, wie es die Gewaltigen der 
alliierten Hauptmächte getan, der schädigt es wirtschaftlich schwer 
und schafft neue Unzufriedenheit, die zu neuen Konflikten führen 
und den Frieden stören muß. 


1 Es sind sonderbarer Weise gerade österreichische Alldeutsche, die 
midi deswegen schon wiederholt anfeindeten, weil ich die Bezeichnung 
„Republika ceskoslovenska“ mit Böhmisch-slowakische Republik über¬ 
setze, und nicht, wie es üblich ist, „Tschechoslowakei“ sage. Man 
hat doch während der Habsburger Herrschaft auch nicht einfach die 
tschechische Bezeichnung des Landes Böhmen mit einer deutschen Endung 
versehen, in die deutsche Sprache übernommen. Ueberdies erweckt der 
Name Tschechoslowakei oder gar „Tschechien“ den Eindruck, als lebten 
dort nur Tschechen, während das Land außer diesen^nodi Teile von fünf 
Völkerschaften umfaßt " F. 
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Die industrielle Entwicklung hat in Ostschlesien, wie überall 
an Sprachscheiden, das seit Alters bestehende Völkergemisch be¬ 
deutend verstärkt, sie hat namentlich deutschen Zugang und Zu¬ 
zug polnischer Arbeiter aus dem benachbarten Galizien gebracht. 
Die bäuerliche Bevölkerung ist im Westen, im Friedeker, Polnisch- 
Ostrauer und zum Teil auch im Oderberger Bezirke tschechisch ; 
jene der übrigen Gerichtsbezirke mit Ausnahme der acht deut¬ 
schen Landgemeinden um Bielitz, welche der großen deutschen 
Bielitz-Bialaer Sprachinsel angehören, ist polnisch. Die Industrie¬ 
arbeiterschaft ist stark gemischt. Der Bürgerstand der \Städtte 
und Industrteorte ist zum größten Teil deutsch; ebenso ist der 
Kapitalsbesitz in Bergbau, Industrie und Handel nahezu ausschließr 
lieh deutsch, und gleiches gilt auch vom Großgrundbesitz. 

Die hauptsächlich mit historischen Gründen unterstützten An¬ 
sprüche der Tschechen auf ganz Ostschlesien hat der Oberste 
Rat nicht anerkannt, sondern er hat das strittige Land zwischen 
der böhmisch-slowakischen Republik und Polen aufgeteilt, so zwar, 
daß die Grenzlinie im großen ganzen dem Flusse Olscha folgt. 
Es treffen auf Polen etwa 128 000 Hektar, auf die böhmisch- 
slowakische Republik etwa 10Q 000 Hektar. Im umgekehrten Ver¬ 
hältnis steht die Bevölkerungszahl in den beiden Gebieten. Von 
den 425 000 Einwohnern fallen 128 000 an Polen und 297 000 
an die böhmisch-slowakische Republik. Das polnische Element 
verliert hierbei etwa 138 000 Stammesgenossen, wobei jedoch in 
Berücksichtigung gezogen werden muß, daß es sich hier zum 
überwiegenden Teil um Slonzaken handelt, deren Sprache wohl 
dem Polnischen nähersteht als dem Tschechischen, aber immerhin 
als Uebergangsdialekt zwischen beiden Sprachen gelten muß. Eine 
starke Zersplitterung erleiden die Deutschen, von denen etwa 
31 000 an Polen abgetreten werden, während 40 000 bei der 
böhmisch-slowakischen Republik verbleiben. Die größten deutschen 
Gebiete ir. Ostschlesien, der politische Bezirk Bielitz mit der 
Stadt Bielitz, die fast zu einem Drittel aus Deutschen besteht, und 
die deutschen Gebiete des Teschener und des östlichen Teiles 
des Freistädter Bezirkes sind Polen zugeteilt. Die Stadt Teschen 
wird von der einstweiligen Grenzlinie durchschnitten! 

Auf die wirtschaftlichen Verhältnisse wurde bei der Teilung 
insofern Rücksicht genommen, als die böhmisch-slowakische Re¬ 
publik alle Schächte des Ostrau-Karwiner Reviers zugesprochen 
erhielt. Die Kohlenlager erstrecken sich auch jenseits der Olscha 
weiter und ungeheure Kohlenschätze, Milliarden Tonnen, harren 
noch der Erschließung. Ein einziger Schacht, die „Silesia“, steht 
40 Kilometer vom äußersten Karwiner Schacht, 25 Kilometer vom 
nächsten galizischen Schacht, allein im polnisch werdenden Teile 
Ostschlesiens. Dieser Schacht verlad nur 30 Wagen täglich. Neue 
Schächte zu täufen ist heute fast unmöglich, denn dazu gehören 
bei einem einzigen Schacht von 150 Wagen Tagesverladung In- 
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vestitionen von mehr als einer halben Milliarde. Die Schächte 
in dem der böhmisch-slowakischen Republik zufallenden Teile Ost¬ 
schlesiens haben 1913 täglich 1600 Wagen Steinkohle verladen 
und sind auch heute noch imstande, rund 1200 zu liefern. Das 
Ostrau— Karwiner Kohlenrevier umfaßt im ganzen nur ein Recht¬ 
eck von 20 Kilometer Länge und acht Kilometer Breite einschließ¬ 
lich des mährischen und Hultschiner Anteils. Auf diesen 160 
Quadratkilometern arbeiten 48 000 Mann in den drüben und 
Kokereien, ganz abgesehen von den Arbeitern der Eisenwerke. 
Das ganze Revier ist ein einziges großes Arbeitsdorf. Außerdem 
sind die einzelnen Schächte untrennbar miteinander verbunden. 
Sie haben Querschläge zueinander, gemeinsame Kohlenwäschen, 
liefern' die Kokskohle mährischen Kokereien. Ein Schnitt durch 
dieses Revier würde die Fördermöglichkeit heruntersetzen. Es 
ist eigentlich ein Wiunder, daß die Weisen vom Obersten Rat diese 
Dummheit nicht machten. 

Licht auf die Unkenntnis, welche hinsichtlich der Verhältnisse 
Mittel- und Osteuropas in Kreisen der Verbündeten herrschen, wirft 
die Bemerkung des Ministers Dr. Benesch, daß es „Leute in 
Frankreich gibt, welche meinen, Böhmen liege in Ungarn“. Damit 
hat B. doch nicht etwa irgendwelche Arbeiter mit Volksschul¬ 
bildung gemeint! Bemerkenswert ist ferner die Feststellung des 
böhmisch-slowakischen Außenministers, daß er in, Paris mit allen 
Delegationen nur hinter den Kulissen verhandeln konnte, da vor 
die territoriale Kommission nur selten jemand geladen wurde. 

Bei dem Schacher um Ostschlesien und seine Bevölkerung wurde 
die Grenzlinie immer weiter westwärts gerückt, und Dr. Benesch 
sagte, daß die Ansprüche der böhmisch-slowakischen Staatsmänner 
in Paris besonders deshalb niemand sympathisch waren, weil sie 
sich im allgemeinen mit den Wünschen der deutsch-schlesischen 
Bevölkerung deckten ! Kann da auch noch jemand einwenden, 
das sei nicht an sich jHaß dessen, was deutsch ist? Die Proteste der 
Deutschen und Slonzaken (die ebenfalls nicht zu dem glorreichen 
Polen wollten), sagte Dr. Benesch, seien allen Alliierten sehr 
unangenehm giewesen. Der Deutschenhaß ging also über die so 
oft betonte Liebe zu den Tschechen, und er ging so weit, daß 
die Stimmung der Deutschen für die böhmisch-slowakische Repu¬ 
blik ausreichte, um gegen den verbündeten Freund zu entscheiden. 
Hier beginnt das Pathologische des Friedens Werkes, das von nun 
an nicht mehr der Kritik der Politiker allein, sondern schon jener 
der Psychiater unterworfen bleiben wird. Die Gefahr eines Krieges 
mit Polen veranlaßte die böhmisch-slowakischen Unterhändler in 
Paris und Spa schließlich, sich den Wünschen des Obersten Rates 
zu fügen. Bemerkenswert ist, daß Dr. Benesch dies u. a. mit 
folgenden Aeußerungen begründete: „Es wäre Verblendung, nicht 
zugestehen zu wollen, daß es 22 Millionen Polen und nur zehn 
Millionen Tschechoslowaken gibt. Polen hatte stets von Anfang 
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an für die Entente eine größere Bedeutung als wir. Uns sah 
sie von allen Seiten vom Gebiet Deutschlands und seiner Freunde 
umgeben, die Polen aber verbunden wenigstens mit den Rumänen 
zu der bekannten polnisch-rumänischen Barriere. Außerdem wird 
die geographische Lage Polens zwischen Rußland und Deutsch¬ 
land stets ihre ungeheure Bedeutung für die Weltsituation haben.“ 
Nun, diese Lage Polens zwischen Deutschland und Rußland 
könnte sich auch anders geltend machen, als der Oberste Rat 
bisher für einzig möglich hielt. Haben vielleicht diese hohen 
Herren aus den jüngsten Ereignissen gelernt? 


Bücherschau. 

Albert Goedeckemeyer: Die Idee vom ewigen Frieden. Philosophische 
Zeitfragen. Verlag von Felix Meiner 1920. 76 Seiten. Preis 2,50 
Mark. 

Goedeckemeyer setzt sich in diesem Buch mit der Idee vom ewigen 
Frieden von wissenschaftlichem Standpunkt aus — auseinander. Nach 
einer kurzen historischen Einleitung, die von der vorchristlichen Zeit 
bis auf die Gegenwart dieses Thema behandelt, sucht er eine syste- 
mathische Zusammenfassung des ganzen Stoffes zu geben. Er untersucht 
die verschiedenartigen Begründungen der Friedensidee und gelangt zu 
dem t Ergebnis, daß die einzige Art, diese Idee wissenschaftlich zu 
festigen, von der Ethik aus möglich ist. Die Idee des ewigen Friedens 
ist ihm mit Kant eine dem Menschen von ihm selbst gegebene Aufgabe, 
die es um der Menschheit willen zu lösen gilt Ein steter unendlicher 
Weg soll die Menschen zu diesem Ziel führen, führen durch eigene 
Arbeit an dieser Idee. Alle anderen Gründe, um des Glückes willen z. B. 
dem ewigen Frieden zuzustreben, sind nicht stichhaltig; denn vom Stand¬ 
punkt des Hedonismus läßt sich auch ein kurzer siegreicher Krieg 
rechtfertigen. Nicht aber ist dies möglich von dem Standpunkt, den 
der Mensch infolge seiner Vernunft einzunehmen hat, eben vom Stand¬ 
punkt der Sittlichkeit. 

Um die Idee vom ewigen Frieden zu realisieren, ist nach Goedecke¬ 
meyer es zuerst nötig, die Gewalttätigkeiten im einzelnen Volk zu be¬ 
seitigen. Nur ein deutlicheres Bekennen zum Sozialismus fehlt. Es ist 
dies um so eigenartiger, als ein Friede nur möglich bei einer inter¬ 
nationalen sozialistischen Wirtschaft. Jede kapitalistische Wirtschaft trägt 
den Keim zu Kriegen in sich. Walter Israel. 

Karl Christian Friedrich Krause: Entwurf eines europäischen Staaten - 
bundes (1814). Neu herausgegeben von Hans Reichel. Philosophische 
Bibliothek Bd. 98. Verlag von Felix Meiner, Leipzig 1920. 30 Seiten. 
Preis 1,50 Mark. 

Die Herausgabe dieses Schriftchens des Philosophen Krause durch 
Reichel wird durch eine kurze und klare Einleitung bereichert. Krause, 
der 1781 geboren, war einer der wenigen deutschen Philosophen, die 
den Kantschen Gedanken eines Völkerbundes wieder voll aufnahmen. 
Wenn es ihm „doch nirgends gelang, zu einer Professur aufzusteigen...“, 
so war hieran auch seine eigenartige „bizarre und gewaltsame deutsch- 
tümelnde Ausdrucksweise“ mit schuld. In seinem Sdiriftdien ist fast 
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Bücfcerschau. 
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jeder Satz in seiner Bedeutung auf heute anwendbar. „Das Urbild des 
Rechtes und des Staates den Völkern und ihren Beherrschern vor Augen 
zu stellen, ist besonders P'flicht zur Zeit jener Wendepunkte der Ge¬ 
schichte, welche das Eigentümliche der Bildung der Menschheit auf Jahr¬ 
hunderte bestimmen.“ Er fordert deshalb den Verhältnissen des Jahres 
1813 entsprechend einen „Europäischen Staatenbund“, durch den das 
„System des bloßen politischen Gleichgewichts . . . dann entbehrlich, 
und das einer despotischen Universalmonarchie forthin imausführbar ist“. 
Aus diesem Bunde entwickelt sich dann nach Krauses Ansicht von 
selbst ein „allgemeiner Friede“. Ihm ist es klar, daß zu einem Rechtsbund 1 
der Erde nur zu gelangen ist durch einen Bund der Staaten der einzelnen 
Erdteile untereinander. So wird ihm die Einigkeit Deutschlands zur 
Voraussetzung für die friedliche Zusammenarbeit Europas. Die ihm 
wohl bekannte Schwierigkeit, Deutschland damals in ein Reich zu einen, 
sucht er dadurch zu umgehen, daß er die „Gründung dreier deutscher 
Teilreiche“ vorschlägt: „eines östlichen (unter Oesterreichs Kaiser), eines 
nördlichen (unter der Preußen Könige) und eines südlichen (unter den 
übrigen deutschen Fürsten vereinigten).“ Walter Israel. 

Karl Vorländer: Kant und der Gedanke des Völkerbundes. Philosophische 
Zeitfragen. Verlag Felix Meiner, Leipzig 1919. 85 Seiten. Preis 
2,50 Mark. 

In diesem Buche wird zuerst ein kurzer Hinweis auf die Geschichte 
der Idee des Völkerbundes gegeben, um dann eingehender den fran¬ 
zösischen Abbe Charles Iren£e Castel de Saint-Pierre zu behandeln, 
dessen Schriften im besonderen Kant beeinflußt haben. Diesem schließen 
sich die Ausführungen über Kant an. Vorländer bietet eine Zusammen¬ 
fassung aller der Werke, Stellen aus Werken oder auch nur Notizen, aus 
denen die Ansichten Kants über den Gedanken des Völkerbundes hervor¬ 
gehen. 

Man ist im Allgemeinen nur zu oft geneigt, in Kant den trockenen 
Philosophen zu sehen. Um so interessanter ist es, hier Kant als den 
Verteidiger der „Enthusiasten“ zu erkennen. Denn für ihn ist es aus¬ 
gemacht, daß „viele Hindernisse der Ausführung . . . bloß daher . . . 
rühren, daß man einmal angenommen hat, dies ließe sich nicht ausführen, 
ob jemand gleich zeigt, auf welche Art es ausgeführt werden kann. 

„Ihm ist der Endzweck des Menschengeschlechts die Erreichung der 
vollkommensten Staatsverfassung.“ 

Es braucht wohl nicht erst betont zu werden, daß Vorländer auch 
eingehend die s. Z. in allen Ländern schnell berühmt gewordene Schrift 
Kants „Zum ewigen Frieden“ auf das klarste behandelt Man wird 
bei dem so hoch aktuellen und glänzend dargestellten Buch leicht 
verleitet, hier schon alles zu schildern. Wir wollen dies im Interesse 
gründlicher Kenntnis Kants sowohl, als auch um nicht seichte Halb¬ 
bildung zu unterstützen vermeiden. Hinweisen dürfen wir vielleicht 

auf die in dem Buch geschilderte Stellung Kants zur französischen 

Revolution, „die trotz allen Elends und aller Greueltaten, . . . eine 
Teilnahme erregt hat und noch erregt, die nahe an Enthusiasmus grenzt.“ 
Ebenso ist die andere angeführte Geschichte recht bezeichnend, daß 

ein Enkel von Kants Freund Motherby „1850 zu Königsberg die erste 
deutsche Friedensgesellschaft gegründet hat, die jedoch schon im folgenden 
Jahre der hereinbrechenden Reaktion in Gestalt polizeilicher Auflösung 
zum Opfer fiel.“ Walter Israel. 
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Kundgebung des Vereins „Friede und Arbeit“ 

(Mir i Trud). 

Wir, russische Staatsbürger und Emigranten, Mitglieder der Organisation 
„Friede und Arbeit“, Angehörige verschiedener Parteien und Anhänger 
verschiedener gesellschaftlicher Strömungen, doch vereint in dem heißen 
Bestreben, in Rußland Frieden und die Möglichkeit zur Arbeit herzustellen, 
wenden uns an alle russischen Staatsbürger, an die öffentliche Meinung 
der ganzen Welt und an sämtliche Regierungen mit der folgenden 
Kundgebung: 

Wir sehen in vollem Maße und ganz klar,- wie undemokratisch und 
lebensfremd das rechtliche und wirtschaftliche Regime der Sowjetmacht 
in Rußland ist, und *wir beklagen es, daß die Völker Rußlands im Augen¬ 
blicke ihrer Befreiung es nicht verstanden haben, des Landes Einheit 
auf neuen freiheitlichen Grundlagen aufrechtzuerhalten. Indessen sehen 
wir, daß die Erfahrung der letzten 2i/a Jahre die Bestätigung und den 
unwiderleglichen Beweis dafür erbracht hat, daß es ein Ding der Un¬ 
möglichkeit ist, mit Hilfe des bewaffneten Kampfes und der Gewal* 
die demokratische Staatlichkeit und die Einheit Rußlands zu errichten. 
Der alles zerrüttende Bürgerkrieg in Rußland führt nur zu immer 
größerer Verwilderung und Erbitterung der Bolschewiki und deren 
Gegner, wie auch zur völligen materiellen Verelendung und geistigen 
Korruption der Volksmassen. Die Fortführung dieses Krieges verdammt 
den Rest der russischen Kultur zum Untergang, verurteilt die Be¬ 
völkerung zum Aussterben und das Land zum endgültigen Zerfall. Eine 
Intervention ausländischer bewaffneter Kräfte kann Rußland ebensowenig 
helfen. Wie entsetzlich die Lage des Landes auch ist, so wird der 
gesunde nationale und soziale Instinkt des Volkes ihm nicht erlauben, 
dem Erscheinen ausländischer bewaffneter Kräfte mit Vertrauen entgegen¬ 
zusehen. Jedem Versuch dieser gewaltsamen Intervention wird die Be¬ 
völkerung mit Mißtrauen, welches die Intervention zum Mißerfolg' ver¬ 
urteilt, begegnen, und er wird im Endergebnis die Lage des Landes 
nur verschlimmern und dessen Gesundung hinausschieben. 

Der Kampf gegen den Bolschewismus und für die Einheit des Landes 
ist nur auf friedlichem Wege möglich. Der Widerspruch zwischen 
dem bolschewistischen System und den Grundbedürfnissen des gegen¬ 
wärtigen russischen Lebens wird bei dem allseitigen verwüstenden Kriege 
verhüllt, er wird sich aber in seiner vollen Kraft offenbaren, sobald 
die friedliche Arbeit und das Wirken für den Wiederaufbau dessen, 
was durch sechs Jahre des Welt- und Bürgerkrieges zerstört ist, 
wieder einsetzt. Die Bolschewiki, die während des Krieges und der 
Zerstörung das Leben ihren Anschauungen anzupassen suchten, werden 
genötigt sein, sich selbst dem Leben anzupassen, in dem Augenblicke, 
da der Friede und die Schaffensarbeit begonnen haben werden. Anderer-* 
seits wird das Verschwinden der Fronten, die friedliche Arbeit und 
die Wiederherstellung des umfassenden Verkehrs das allersicherste Mittel 
sein, um zwischen allen Gliedern Rußlands jenen Grad des politischen 
Zusammenhanges herzustellen, welcher den Interessen seiner sämtlichen 
Völkerschaften entspricht. 
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In dieser Erkenntnis halten wir zur Schaffung der Grundlagen für 
die friedliche Arbeit in Rußland folgendes für notwendig: 

1. Verzicht russischer Staatsbürger und ausländischer Regierungen auf 
direkte oder indirekte Unterstützung irgendwelcher Kräfte, die in oder 
gegen Rußland bewaffneten Kampf führen, sowie tatkräftige Vermitt¬ 
lung zur schnellsten Herbeiführung des Friedens zwischen den krieg- 
führenden Parteien. 

2. Sofortige Aufhebung der Blockade Rußlands, Beseitigung der Hinder¬ 
nisse für den Verkehr Rußlands mit der Außenwelt und die schleunigste 
Heimschaffung russischer Kriegsgefangener, die in den Lagern in Deutsch¬ 
land, Frankreich und anderen Ländern schmachten. 

3. Sofortige energische internationale Hilfe für die aussterbende Be¬ 
völkerung der russischen Städte, insbesondere Petersburgs und Moskaus, 
mit Lebensmitteln und Sanitätsmaterial. 

4. Wiederaufnahme der Handelsbeziehungen, wie bescheiden deren Er¬ 
gebnisse in der ersten Zeit auch sein mögen, unter Gewährung großer 
Kredite an Rußland. 

5. In der festen Zuversicht, daß das wohlverstandene Geschäftsinteresse 
und das Bestreben, sichere wirtschaftliche Beziehungen aufzubauen, die 
Ausländer davon abhalten werden, die gegenwärtige Schwäche Rußlands 
und seine wirtschaftliche Erschöpfung ausnutzend, Rußland Verpflichtungen 
aufzuerlegen, welche ein freies, gleichberechtigtes Volk anzuerkennen 
nicht einverstanden sein kann, halten wir es für dringend notwendig, 
daß die Arbeit, der Unternehmungsgeist, das Industriekapital und die 
organisatorischen Kräfte des Auslandes in möglichst weitem Umfange 
nach Rußland eindringen möchten. 

In der unerschütterlichen Ueberzeugung, daß die Vereinigung Ruß¬ 
lands in einem föderativen Staate, von oben nicht durchgeführt, früher 
oder später durch den Willen der freien Völker verwirklicht werden 
wird, bestehen wir darauf, daß den auf dem Territorium Rußlands 
neuentstandenen Staaten, deren Regierungsgewalt auf frei zum Ausdruck 
gebrachtem Willen des Volkes begründet ist, die Möglichkeit einer freien 
und friedlichen Entwicklung gewährleistet wird. 

Der Vorstand des Verbandes „Friede und Arbeit“. Der Vorsitzende: 
W. Stankewitsch; der stellvertretende Vorsitzende: W. Golubzow, Redak¬ 
teur der Zeitschrift „Schisn“; die Vorstandsmitglieder: G. Breitmann, 
Redakteur, der Zeitung „Wremja“; A. Grigorjanz; Roman Gul; A. 
Jasczenko, Dr. jur. Prof.; G. Landau, Dr. jur., Rechtsanwalt; G. Ofrossi- 
mow (G. Rossimow); N. Padowicz; N. Peresselenkow, Dr. jur., Rechts¬ 
anwalt; M. Schwarz, Dr. phil.; S. Sklawer, Dr. jur., Rechtsanwalt, 
Redakteur der Zeitung „Golos Rossii“; J. Zeltner, Dr. Ing. 

Vor der Veröffentlichung der Kundgebung haben ihre Zustimmung 
zu derselben erteilt: W. Gorwitz-Ssamoilow, Redakteur der Zeitung 
„Warschawskoje Slowe“ (Warschau); E. Ljatzky, Dr. litt. (Stockholm); 
M. Smilg-Benario (München); K. Walnitzky, Redakteur der Zeitung 
„Prikarpatskaja Ruß“ (Lemberg); Alexander Wolsky (Warschau). 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




Allgemeine Geschichte 
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und der 

sozialen Kämpfe 

VON M. BEER 

IN FÜNF TEILEN: 

I. ALTERTUM: 

PALÄSTINA. HELLAS. ROM. DAS URCHRISTENTUM 
bereits erschienen 

II. MITTELALTER 

III. NEUERE ZEIT 

IV. und V. NEUESTE ZEIT UND GEGENWART 

* 

» 

PREIS DES EINZELNEN TEILS 3 MARK 

UND 20 o/o TEUERUNGSZUSCHLAG 

Das Werk ist tatsächlich eine Weltgeschichte fürs Volk, ge¬ 
schrieben vom Standpunkte des wissenschaftlichen Sozialismus. 

Es entspricht einem seit vielen Jahren empfundenen Bedürfnis 
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SCHRIFTEN VON PARVUS 


Die soziale Bilanz des Krieges 

Erweiterte Auflage. 21. bis 40. Tausend 

Preis 50 Pfennig 

Der Wahnsinn des imperialistischen Weltkrieges wird in dieser 
Schrift, deren erste Auflage zu einer Zeit erschienen war, da 
man noch an den Sieg der Zentralmächte glaubte, mit kaum zu 
übertreffender Logik 'aufgedeckt. 

Der Staat, die Industrie und der Sozialismus 

Preis kartoniert 3 Mark, gebunden 4,50 Mark 

Eine wissenschaftliche Darstellung und Begründung des Sozialismus 
aus dem Getriebe des modernen Kapitalismus heraus, Aufstellung 
eines Programms der proletarischen Demokratie. 

Die Verstaatlichung der Banken und der Sozialismus 

Preis kartoniert 3 Mark 

Auf volkswirtschaftlicher Grundlage aufbauend, schildert Parvus 
in diesem Band mit reichem Wissen und hervorragender Sach* 
kenntnis das Problem der Verstaatlichung von Industrie und Banken. 

In der rassischen Bastille wihrend der Revolution 

Eindrücke und Stimmungen 

Preis 3 Mark 

Meine Antwort an Kerenski & Co. 

Preis 20 Pfennig 

Auf alle Preise wird ein Teuerungszuschlag von 20°/ 0 erhoben 
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Aus den Tagen der Kindheit 
führen die drolligen Erzäh¬ 
lungen hinüber in die Jahre 
des reifen Mannesalters. — 
Sdieidemann selbst hat—viel¬ 
leicht unbewußt und unge¬ 
wollt — damit seinen eigenen 
Entwicklungsgang beschrieben 
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DIE GLOCKE 

23. Heft 4. September 1920 6. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


Dr. ERNST NEUMANN: 

Das Verhängnis der deutschen Politik. 

Wir veröffentlichen diesen sehr anregenden, im besten 
Sinne des Wortes deutsch-sozial-nationalen Aufsatz, ohne uns 
jedoch mit den die Zukunft der deutschen Politik betreffenden 
Vorschlägen einverstanden erklären zu können. Unseres Er¬ 
achtens dürfte die erfolgreichste äußere Politik Deutsch¬ 
lands in einer ehrlichen, konsequenten sozialistischen Innen¬ 
politik bestehen. Der ganze moderne Imperialismus, der er¬ 
folgreiche sowohl wie der mißlungene, erscheint uns nur 
als eine Vorbereitung für den Sozialismus, ebenso wie der 
hellenische und römische Imperialismus nur eine Wegebahnung 
für das Christentum war. Wir befinden uns jetzt in t der 
größten Krise der Zeiten, in der eine moralische Weltordnung 
geboren wird. Redaktion der „Glocke 11 . 

N ICHT das Verhängnis der deutschen Politik der letzten Jahre 
und Jahrzehnte, sondern das Verhängnis der deutschen Po!- 
litik seit tausend Jahren will ich kurz darzustellen versuchen. 
Denn seit tausend Jahren lastet ein unheilvolles Verhängnis auf 
der deutschen Politik; unser heutiges Unglück ist mit der Schuld 
all der politisch maßgebenden Faktoren der letzten tausend Jahre 
deutscher Geschichte verknüpft. 

Soll eine Politik fruchtbar sein, so muß sie zuerst und vor 
allem die geographischen Bedingtheiten des betreffenden 
Volkes richtig erkennen, muß diese für ihre Ziele und Aufgaben 
maßgebend sein lassen. : Neben der iRassenzusammensetzung lund der 
Wirtschaft bedingen die geographischen Verhältnisse zuerst die 
Geschichte eines Volkes. 

Die herrschenden Gewalten Deutschlands haben von Otto dem 
Großen bis Wilhelm II., Bismarck nicht ausgenommen, der deut¬ 
schen Politik Ziele gesetzt, die der geographischen Lage Deutsch¬ 
lands nicht entsprachen. So hat die deutsche Politik wohl glänzende 
Epochen für Deutschland hier und da heraufführen können, hat 
aber nicht erreicht, einen über Generationen hin sich erstreckenden 
Zustand von festgegründeter Macht, von dauerndem Blühen zu 
schaffen. Die glänzenden Epochen deutscher Geschichte waren 
gleichsam Treibhauskulturen durch die überragende Gestalt eines 
Mannes bedingt, wurzelten aber nicht fest im eigentlichen Sinne 
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Das Verhängnis der deutschen Politik. 


in der Erde des Volkes ; so brachen sie immer wieder bald zu¬ 
sammen. Und das Dauerbild der deutschen Politik von Otto dem 
Großen bis Wilhelm II. ist das Bild von Ohnmacht und Zer¬ 
rissenheit ! 

Durch die Verträge von Verdun 843 und Mersen an der Maas 
870 war das Frankenreich endgültig in ein West- und Ostreich ge¬ 
schieden. Das Ostreich — Deutschland — umfaßte das Land 
von den Vogesen und Ardennen und der Rheinmündung bis zur 
Elbe. Es hatte keinen Zugang zum Mittelmeer, dem damaligen 
Hauptmeer des Handels, von Italien war es durch die gewaltige 
Barre der Alpen geschieden. Oestlich lag das weite Land mit 
dem Stromgebiet der Oder und Weichsel, die beide in die Ostsee 
münden, ohne natürliche Grenze von Deutschland geschieden. Auch 
der Südosten war nicht wie der Süden durch ein Gebirge ver¬ 
schlossen, sondern der Lauf der Donau wies den Weg nach 
Südbsten und um die Gebirgsbarre der Alpen herum nach dem 
Mittelmeer. So zeigte die geographische Lage des neuen Ost¬ 
frankenreichs, Deutschlands, seiner Politik den Weg nach Osten und 
Südosten. Die gleiche 'Bahn zeigten einer weitsdhauendfin Politik die 
Kralturverhältnisse; ja die drängendsten Aufgaben der Tagespolitik 
zwangen Schild und Schwert des neuen Deutschland nach Osten 
und Südosten sich zu wenden. 

Im Westen in Frankreich, im Süden in Italien waren die Kultur¬ 
zustände denen in Deutschland überlegen, hier wartete Deutsch¬ 
land bei einem Vordringen keine Kulturaufgabe. Im Osten und 
Südosten konnte siegreich eindringende deutsche Politik ebenso 
wie in den Gebieten der Ostseeufervölker Kulturaufgaben mannig¬ 
fachster Art erfüllen. 

Das durch den Vertrag von Mersen 870 begrenzte Deutsch¬ 
land hatte von Süden von Italien her militärische Gefahren über¬ 
haupt nicht zu erwarten, das Westfrankenreich war nach dem 
Mittelmeer und dem Atlantik gewandt, aber vom Norden drangen 
immer wieder räuberische Dänen- und Normannenscharen in das 
Reich, von Osten und Südosten kamen die verheerenden Züge der 
Tartaren und Ungarn! 

Für Jahrhunderte waren dem Deutschland, wie es der Vertrag 
von Mersen geschaffen hatte, schwere, aber erreichbare, für es 
selbst, wie für die Menschenkultur lohnende und segensreiche 
Aufgaben gewiesen: Im Westen mit seinem Schild feste und 
sichere Wehr dem Rheine schaffen, daß der ganze Strom bis zu 
seiner Meeresmündung nur deutsches Machtbereich durchfloß; 
nach Nordosten, Osten und Südosten sein Schwert Ruhm und 
Macht erwerben lassen, um in den weiten Landen deutscher 
Sprache, deutscher Gesittung Raum zu schaffen. Hätte in all 
den Jahrhunderten nach 870 deutsche Politik mit der ganzen 
Macht des deutschen Reiches die Bauern-, Bürger- und Ritter- 
scharen kolonisierend nach Nordosten, Osten und Südosten gesandt 
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und geschirmt, die Ostsee wäre ein deutscher See, Elbe, Oder 
und Weichsel wären im ganzen Stromgebiet deutsche Flüsse ge¬ 
worden, der Donau folgend hätte deutsche Macht die Adria 
erreichen, vielleicht sogar auch die Donau in ihrem ganzen Lauf 
zu einem deutschen Strom machen können. War es nach den 
geographischen Verhältnissen für deutsche Politik Wahnsinn, je 
das Erbe Roms antreten zu wollen, so wies die geographische 
Lage Deutschland sogar darauf hin, im Südosten das Erbe von 
Byzanz zu erstreben. Und deutsche Heere und Kolonisten hätten 
dann hn Mittelalter Bahnen beschritten, die wahrscheinlich einst 
in ferner vorgeschichtlicher Zeit schon Oermanenscharen zur Be¬ 
siedlung des Balkans und Griechenlands gezogen waren. Ein 
Reich, das Rhein, Elbe, Oder, Weichsel und Donau im ganzen Lauf 
von der Quelle bis zur Mündung umschloß, das die Nordseeküste 
von der Rheinmündung bis zum Skagerrak besaß, das freien 
Zugang zur Adria, zürn Aegäischen und Schwarzen Meer hatte, 
war für die deutsche Politik im Mittelalter möglich, hätte die 
Grundvoraussetzungen, die geographische Lage und Wirtschaft 
einer Politik setzen, nicht verletzt. Ein solches Reich war nicht 
nur geographisch möglich, sondern wäre auch wirtschaftlich und 
kulturell eine Großtat gewesen. Es hätte ein einheitliches großes 
deutsches Sprach- und Kulturgebiet dort geschaffen, wo es Be¬ 
stand haben konnte, sind doch auf diesem Gebiete trotz fast 
gar keiner Unterstützung durch die staatliche Politik deutsche 
Kolonien bis heute blühend geblieben, ist heute noch in diesem 
Gebiet die deutsche Sprache fast Verkehrssprache! Und wäre 
die deutsche Politik diese Bahnen nach 870 gewandelt, so wären 
wahrscheinlich zum mindesten Europa die nur verheerenden Tar- 
taren und Türkienstürme erspart geblieben und die Reste griechisch- 
römischer Kultur hätten durch germanische Völker auf dem Balkan 
so gut ihre Wiedergeburt erleben können, wie diese für Ober¬ 
und Mittelitalien durch die germanischen Völker gekommen ist! 
Denn der tiefste, der letzte Grund für die Wiedergeburt der An¬ 
tike in Italien ist, daß Ober- und Mittelitalien von Völkern neu 
besiedelt wurden, die dem Blute nach den Schöpfern der Antike 
verwandt waren. Ehe Türken waren dies nicht, und so erlebten 
der Balkan und Kleinasien keine Wiedergeburt der Antike! 

In den Jahrhunderten nach 870 sind immer wieder mal die 
Ansätze zu solcher der geographischen Lage entsprechenden Po¬ 
litik dagewesen, sie haben sich aber nie durchsetzen können, die 
herrschenden Gewalten haben vielmehr immer wieder eine Politik 
gegen die geographische Bedingtheit zu machen versucht und 
damit nur erreicht, daß Deutschland die geographische Mißgeburt 
blieb, die es nach dem Vertrage von Mersen war! 

Welches waren die Wendezeiten und die Schicksal bestimmenden 
Gestalten der deutschen Geschichte von 870 bis 1918? 
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919, ein halbes Jahrhundert nadi dem Vertrag von Mersen, kam 
die deutsche Königswürde an den Stamm der Sachsen. Ein gnä¬ 
diges Geschick schien gerade aus diesem Stamm den deutschen 
König genommen zu haben, denn der Stamm der Sachsen hielt nach 
Nordosten, Osten und Südosten Wacht an Deutschlands Grenze. 
Heinrich I. ging nicht nach Italien, er schlug die Feinde 1 des 
Reiches aus dem Nordosten und Südosten, und legte den Grund 
zur Städtekultur im damaligen Mittel- und Ostdeutschland. Die 
deutsche Politik war auf dem rechten Wege. Otto I, siegte 
auch über Dänen und Ungarn, doch er ging nach Rom, ward 951 
König von Italien, ließ sich 962 zum römischen Kaiser krönen. 
Trotz allem Glanz, trotz aller Macht, die er dem deutschen Namen 
schuf, ward er zum verhängnisvollsten Herrscher Deutschlands, 
da er die deutsche Politik für Jahrhunderte im wahrsten Sinne 
entwurzelte und ihr mit seinen Romzügen Bahnen wies, die zum 
Verderben nicht nur für deutsche Macht, sondern auch für euro¬ 
päische Kultur führen mußten. Otto I. verdient vom deutschen 
Macht- wie vom europäischen Kulturstandpunkt nur den Namen 
„Otto der Verhängnisvolle“! 

973 starb Otto I. 200 Jahre nach ihm trug Friedrich Rotbart 
die deutsche Königs-, die römische Kaiserkrone. Er war von 
ähnlich unheilvoller Bedeutung wie Otto I. Heinrich der Löwe 
war dabei, einen mächtigen geschlossenen norddeutschen Groß¬ 
staat zu schaffen, der vielleicht dauernd Schild und Schwert nach 
der Ostsee, der Oder und Weichsel, nach Südosten gewandt hätte. 
1175 versagte er dem Kaiser die Heerfolge nach Italien. 1180 
ächtete dieser den Löwen und vernichtete bis. 1181 seine Macht. 
Damit war das Werk Heinrichs des Löwen zerbrochen, das erst 
nach Jahrhunderten die brandenburgischen Kurfürsten und preu¬ 
ßischen Könige unter viel ungünstigeren Verhältnissen wieder 
aufnahmen. Als auf dem Fürstentage zu Erfurt im Jahre 1181 
Heinrich der Löwe bedingungslos die Gnade Barbarossas an rufen 
mußte, war zum zweiten Male die Möglichkeit verschüttet, daß 
die deutsche Politik die geographisch richtigen Bahnen einschlug. 
Heinrich der Löwe ist eine der tragischsten Gestalten der deut¬ 
schen Geschichte. Er hatte recht und wurde zerbrochen durch 
die kleinen Neider rings um ihn und durch den übermächtigen 
Kaiser, der wohl wieder wie Otto I. strahlenden Glanz um die 
deutsche Krone wob, aber die deutsche Politik unheilvolle Bah¬ 
nen wies! Ein halbes Jahrhundert später drangen Mongolen¬ 
scharen bis Schlesien vor und siegten 1241 bei Liegnitz! 
Deutscher König und römischer Kaiser war der, wieder ach so 
glänzende, Staufe Friedrich II. Während die Mongolen gegen 
Deutschland heranbrausten und Herzog Heinrich von Liegnitz 
mit einem Heere von 30 000 Mann auf (der Walstatt von Liegnitz 
den Heldentod fand, war der deutsche König in Italien, nahm 
die Städte Faenza und Benevent, vernichteten seine Admirale am 
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3. Mai 1241 südöstlich von Elba die Flotte, die die päpstlichen 
Prälaten zum Konzil bringen sollte ! 

Mit Friedrich II. erblich auch der Glanz, den ein Otto I., ein 
Heinrich III., Friedrich Rotbart und Friedrich II. der deutschen 
Königswürde erworben hatten. 

Im Norden, Osten und Südosten reifte in den nächsten zwei 
Jahrhunderten das Verhängnis als Frucht der geographisch seit 
Otto I. falsch gerichteten deutschen Königspolitik für deutsche 
Macht und europäische Kultur voll aus! 

Die Hansa konnte die OstseemaCht nicht dauernd in Händen 
halten. 1410 erlitt der deutsche Ritterorden im Kampf gegen 
Polen und Litauen die vernichtende Niederlage bei Tannenberg. 
1466 mußte der Orden den zweiten Thorner Frieden schließen, 
der das westliche Ordensgebiet zu beiden Seiten der Weichsel 
den Polen unmittelbar auslieferte und über das östliche Land 
dem König von Polen die Lehnshoheit gab. 

1453 war Konstantinopel von den Türken erobert, deren Sieges¬ 
lauf erst 1529 ,und 16(83 vor Wien {gebrochen wurde, sie bei¬ 
herrschten Jahrhunderte den Balkan, schlossen ihn ab von euro¬ 
päischer Kultur und machten auf dem alten Boden der griechisch- 
römischen Kultur deren Wiedergeburt unmöglich! 

Die Kaiser aus dem Habsburger Geschlecht schufen sich im 
’ Südosten und in Flandern eine Hausmacht, also an geographisch 
für Deutschlands Macht und Wirtschaft wichtigen Stellen, legten 
aber doch das Schwergewicht ihrer Politik nach Oberitalien und 
Spanien ; auch brandenburgisch-pneußische Truppen mußten unter 
ihren Fahnen in Italien feChten. So machten die Habsburger im 
Laufe der Jahrhunderte nicht nur die Fehler der deutschen Könige 
von Otto I. bis Friedrich Rotbart nicht wieder gut, sondern 
häuften neue. Statt mit dem deutschen Schwert europäischer 
Kultur den Wieg nach dem Südosten zu bahnen, hielten sie nur 
mühsam die Ostwacht. Statt mit festem Schild die deutsche West¬ 
mark zu schirmen, ging unter Habsburgs Szepter Elsa ß-Lot h ringen, 
Holland und Flandern dem deutschen Reich verloren. Statt daß 
die Ostsee ein deutscher See wurde, daß die Weichsel in ihrem 
ganzen Lauf deutsches Wirtschaftsgebiet durchströmte, statt daß 
das deutsche Wirtschaftsgebiet sicheren Anschluß an das Mittel¬ 
meer gewann, mußten die Habsburger den Oberlauf des Rheins 
preisgeben und auf seine Mündung und den Teil der Nordseeküste, 
der die natürliche Meeresküste für Rheinland und Westfalen ist, 
verzichten! 

Während die Habsburger die deutsche Kaiserkrone trugen, wuchs 
unter den Hohenzollem Brandenburg-Preußen zu einer norddeut¬ 
schen geschlossenen Großmacht heran. Unter mühseligeren Um¬ 
ständen, langsamer und unvollkommener geschah das, was der 
Welf Heinrich der Löwe gewollt hatte. 1866 war Preußen die 
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führende deutsche Macht geworden, 1870—71 hatte es die deut¬ 
sche Westmark wieder gewonnen. Ein deutsches Kaiserreich, fester 
in sich geschlossen als in all den Jahrhunderten der deutschen 
Geschichte zuvor, war (entstanden. Die Schicksalsfrage war, ob 
die Lenker des neuen deutschen Reiches das Problem richtig 
sehen würden, das die geographische Lage Deutschlands nach 
1870—71 wie tausend Jahre zuvor nach dem Vertrage von Mersen 
an der Maas für die Wiege der deutschen Politik in sich barg. 

Sich bei dem Erworbenen beruhigen, das Errungene sichern, 
konnte wohl die Aufgabe deutscher Politik für die ersten Jahre 
nach 1870—71 sein, niemals aber für Jahrzehnte oder gar Jahr¬ 
hunderte. Wollte es das, mußte das neue deutsche Reich von 
vornherein darauf verzichten, ein Machtfaktor im Geschehen der 
Völker zu sein, also Geschichte zu machen. Für Völker wie 
für Individuen gilt im Leben nun mal die harte Wahl, Hammer oder 
Amboß zu sein, hat Goethe recht mit dem stillen und doch so 
strengen Wort: 

„Eins bist du dem Leben schuldig: 

Kämpfe oder such die Ruh. 

Bist du Amboß, halte stille, 

Bist du Hammer, schlage zu l“ 

Gemäß kapitalistischem Lebensgesetz mußte die deutsche Politik 
nach 1871 über kurz oder lang aktiv werden, wollte Deutschland 
nicht früher oder später wieder Amboß werden. Zwei Wege 
standen zur Wahl: Auf das Meer, um in überseeischen Ländern 
neue Wirtschaftsgebiete zu erschließen, und der Landweg nach 
Osten und Südosten. Beide, der eine später, der andere früher, 
mußte zu Kampf (und Krieg (führen. Der (Weg auf das Meer erschien 
leichter und lockender; er versprach reiche wirtschaftliche Gewinne 
ohne Kampf. So konnte das Kaiserwort „Deutschlands Zukunft 
liegt auf dem Wasser“ in 'weiten Kreisen lauten Widerhall finden. 
Und doch war der Weg auf das Meer, der Versuch, in Uebersee 
für Deutschland Macht und Geltung zu gewinnen, ein genau so 
verhängnisvoller Irrweg, wie es die Romfahrten der alten deut¬ 
schen Könige, wie es Habsburgs Kämpfe um Italien und Spanien 
gewesen waren. Ueberseebesitzungen und Handel konnten auf die 
Dauer nur mit einer starken Flotte gehalten werden. Das mußte 
zu einem Zusammenstoß mit England führen, das in richtiger 
Erkenntnis der geographischen Bedingtheit seines Lebens als poli¬ 
tische und wirtschaftliche Macht das Meer beherrschen wollte und 
mußte. Das Deutsche Reich nach 1871 war in bezug auf Küste nicht 
nur, (sondern auch in bezug auf Landumfang eine geographische 
Mißgeburt für einen Kampf mit England. Es hätte diesen mit 
Aussicht auf Erfolg nur im Bunde mit RußHand aufnehmen kön¬ 
nen. Ein deutsch-russischer Krieg gegen England hätte wahr¬ 
scheinlich siegreich geendet, hätte aber nur mit dem Untergang 
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Englands als Weltmacht und dem Ueberstarkwerden Rußlands 
enden können, so daß nach ihm Deutschland mehr oder weniger das 
Anhängsel Rußlands hätte werden müssen. Die Vernichtung Eng¬ 
lands, das Ueberstarkwerden Rußlands als Weltmacht hätte oben¬ 
drein der europäischen Kultur nichts genützt, hätte die Aus¬ 
breitung deutscher Sprache und • Kultur kaum gefördert! Ein 
solcher Krieg Deutschlands gegen England war die notwendige 
Folgerung Utes Wortes „Deutschlands Zukunft liegt auf dem 
Wasser“; haben die ihn nicht ins Auge glefaßt, die diesem Worte 
Beifall zollten, so haben sie diesen Gedanken nicht zu Ende ge¬ 
dacht, so wenig sie bei ihm die geographische Lage Deutsch¬ 
lands berücksichtigt haben. 

Seiner geographischen Lage nach und wegen seiner kulturellen 
Aufgabe durfte das neue Deutsche Reich für seine Machtpolitik 
nicht den Weg auf das Meer wählen, sondern mußte bewußt 
als Ziel aktiver deutscher Politik den Osten und Südosten ins 
Auge fassen, mußte Kontinentalpolitik treiben! Es mußte ver¬ 
suchen, an der wirklichen deutschen Großtat des Mittelalters, der 
Kolonisation östlich der Elbe und entlang der Donau, anzu- 
knüpfen und so die Fehler von Otto I., der Staufen und Habs¬ 
burger wiedergutzumachen. Auf die Rheinmündung mußte es ver¬ 
zichten unter dem Zwange, leidig geschichtlich Gewordenes anzu¬ 
erkennen. 

Im Osten lag der Riese Rußland; das Reich des Zaren erstreckte 
sich in einer ungeheueren Ländermasse von der Ostsee bis zu 
den Randgebirgen der Mongolei, bis zu den Gestaden des Stillen 
Ozeans! Es war ein Reich, das wohl viele Völkerstämme umschloß, 
aber doch einheitlich in sich geschlossen war. Im Südosten 
herrschte noch Habsburg im alten müden Oesterreich, das nur 
mühsam die tschechischen, polnischen, madjarischen, südslawischen 
Völker mit den Deutschen in einem Staate zusammenhielt. So 
schien die Entscheidung, welchen Weg aktive deutsche Politik 
einschlagen sollte, einfach und gegeben zu sein: Nach Südosten: 
Gegen Oesterreich! Widerstand war dabei von Rußland nicht 
zu erwarten, im Gegenteil, Unterstützung, aber allerdings nur 
unter der Bedingung, daß beim Zerfall Oesterreichs der Südosten 
mit Ausnahme Deutschösterreich und Böhmens mittel- oder un¬ 
mittelbar in die russische Machtsphäre einbezogen wurde. Für 
Deutschland wäre der Erfolg dieser Politik gewesen, daß es 
wohl an Ländermasse und Bevölkerungszahl zugenommen hätte, 
daß aber seine geographisch-strategische Lage gegenüber Rußland 
noch unmöglicher geworden wäre, daß ein zaristisch-panslawisti- 
sches Rußland ihm endgültig den Weg nach Osten und Süd¬ 
osten versperrt und es über kurz oder lang vor die Frage gestellt 
hätte, entweder als Anhängsel der russischen Politik gegen Eng¬ 
land oder für England gegen Rußland zu kämpfen! Das mögen 
die bedenken, die heute nach dem unglücklichen Weltkriege die 
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Meinung vertreten, wir hätten mit Rußland gegen Oesterreich 
uns wenden sollen! 

Es war eine Schicksalsstunde für Deutschland, als Bismarck im 
Herbst 1876 ein chiffriertes Telegramm von Livadia erhielt, das 
kn Aufträge des Zaren anfragte, ob das deutsche Reich neutral 
bleiben würde, wenn 'Rußland und Oesterreich in Krieg gerieten. 
Trotz aller Zuneigung zu Rußland entschied Bismarck jene Schick¬ 
salsfrage richtig; er wählte Oesterreich. Die Folge war das 
deutsch-österreichische Bündnis von 1879, aber auch die An¬ 
bahnung des russisch-französischen Bündnisses! Die eine Macht¬ 
gruppe des 1914 gegen uns zum Kampf angetretenen Staaten¬ 
bundes entstand 1876 als Folge bismärckischer Politik! Bismarcks 
Entscheidung war richtig, Unheil- und verhängnisvoll war nur, 
daß auch ein Bismarck die Entscheidung nicht 2 U Ende dachte, 
nicht die logischen Folgerungen aus seiner Entscheidung im Herbst 
1876 zog. Er versuchte vielmehr diese Folgerungen abzubiegen, 
ihnen aus dem Wege zu gehen, indem er seinen berühmten deutsch¬ 
russischen Rückversicherungsvertrag schloß. Nicht weil er „un¬ 
moralisch“ war, sondern weil er einen einmal gemachten Schritt 
wieder zur Hälfte zurückmachte, war er zu verurteilen. Er war 
kein Meisterstück der Staatskunst, sondern das Gegenteil, weil er 
die Lage verschleierte und klare Entschlüsse unmöglich, weil schein¬ 
bar unnötig, machte! Daß Bismarck auf diesen Weg gekommen ist, 
erklärt sich wohl daraus, daß infolge seiner konservativ-mon¬ 
archischen Vergangenheit und Gesinnung all seine Zuneigung dem 
Zarenreiche gehörte. Der deutsch-russische Rückversicherungs¬ 
vertrag ist hauptsächlich aus der Psyche des konservati v-mon- 
archischen Bismarck zu erkläre^, und so zu verstehen; für Deutsch¬ 
land ist er eine Ursache seiner verworrenen politisch-diplomati¬ 
schen Lage bis 1914 und seines Unglücks im Weltkrieg! 

Die Antwort auf das russische Telegramm aus Livadia, im 
Herbst 1876, der Abschluß des deutsch-österreichischen Bünd¬ 
nisses 1879 verlangten, daß die deutsche Politik unter An¬ 
lehnung an England klar und energisch mit Oesterreich zusammen 
Front gegen Rußland machte. Als 1887 Moltke zu einem Kriege 
gegen Rußland drängte, Bismarck ihn aber verhinderte, hatte wohl 
Moltke, nicht aber Bismarck politisch Recht! Wahrscheinlich hätte 
ein solcher Krieg zum deutsch-österreichischen Siege geführt und 
den Weltkrieg von 1914 verhindert Aber allerdings revolutionär 
mußte die deutsche Politik immer werden, wenn sie aktive Politik 
nach Osten und Südosten treiben wollte. Sie konnte gesunde Dauer¬ 
zustände nur schaffen, wenn sie der inneren deutschen Politik 
eine ganz andere als konservative Grundlage gab und wenn sie 
entschlossen war, nach einem siegreichen Kriege gegen Rußland in 
Oesterreich-Ungarn und auf dem Balkan so revolutionär rücksichts¬ 
los vorzugehen, wie es die preußische Politik 1866 in Deutsch¬ 
land tat. Das alte Oesterreich-Ungarn war nicht zu erhalten. 
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Die deutsche Politik konnte es als Mittel im Kampf gegen Rußland 
gebrauchen, durfte es aber nicht unter allen Umständen aus dy¬ 
nastischen oder sonstigen Gefühlsgründen erhalten wollen. Nach 
1870—71 war gesunde deutsche Zukunft aus geographischen und 
geschichtlichen Gründen nur möglich, wenn Rußland unter Zu¬ 
billigung einer Ostseeküste endgültig nach dem Osten gedreht war 
und die Völker, die das Weichsel- und Donaustromgebiet füllen, 
und die ostasiatische Küste säumen, als selbständige Staaten mit 
dem neuen deutschen Reiche zu einem Wirtschafts- und Macht¬ 
gebiete zusammengeschlossen wurden ! Damit wäre'deutsche Macht 
fest gegründet, deutscher Sprache und deutscher Kultur die Er¬ 
füllung ihrer europäischen Aufgabe ermöglicht und sogar Rußland 
wäre seiner europäischen Aufgabe zugeführt, die Flächen Sibi¬ 
riens mit der weißen Rasse zu besiedeln, Wacht gegen Ostasien 
zu halten. Seine Küsten mußte es vor allem am Stillen Ozean 
und am arabisch-indischen Meer suchen. Das russische wie das 
deutsche Macht- und Wirtschaftsgebiet hätte den Bedingtheiten 
der geographischen Lage genügt, und ihre kulturellen Aufgaben 
erfüllen können. Jedes hätte die Ströme, die in ihm fließen, von 
der Quelle bis zur Mündung umschlossen — Deutschland allerdings 
mit Verzicht auf die Rheinmündung —, jedes hätte Anteil an 
Meeresküsten gehabt. Deutschland hätte nur an der Nordsee, 
Rußland nur am Stillen Ozean Zugang zum Weltmeer gehabt — 
Ostsee, Schwarzes Meer und Mittelmeer sind ja geschlossene 
Meere —, Rußland hätte den Zugang zum arabisch-indischen 
Meer, das deutsch-balkanische Wirtschaftsgebiet über Kleinasien 
den Zugang zum indischen Meer noch erkämpfen müssen. 

Das waren Ziele und Aufgaben aktiver deutscher Politik nach 
1870—71, sie baigen Arbeit und Kampf für Jahrzehnte, Jahr¬ 
hunderte'in sich; sie konnten nur Schritt für Schritt erreicht 
werden, aber auch nur, wenn deutsche Politik zu revolutionären 
Umwälzungen entschlossen war und in Beherzigung des Wortes 
„in der Beschränkung zeigt sich der Meister“, darauf verzichtete, 
mit MaCht und Zwang die Völker der Weichsel, der Donau, der 
adriatischen Küste zu beherrschen, sondern sich begnügte, sie 
als gleichberechtigte Wirtschafts- und Waffengenossen in einem 
Staatenbunde zur Seite zu haben. 

Im Herbst 1876 hiit der Antwort auf das Zarentelegramm aus 
Livadia, 1879 mit Abschluß des deutsch-österreichischen Bündnisses 
tat Bismarck den ersten Schritt zu dieser Politik. Er fand nicht 
die Klarheit und Entschlossenheit, den Weg, den er damit betreten 
hatte, weiterzugehen und verschüttete sich wahrscheinlich damit 
den Ruhm, die Fehler wiedergutzumachen, die Otto I., Friedrich 
Rotbart und die Habsburger begangen haben. Die in sich un¬ 
wahre, unklare und darum verworrene und gefährliche Lage, in 
die die deutsche Politik durch den deutsch-russischen Rückver¬ 
sicherungsvertrag gekommen war, hat vielleicht Bismarck selbst 
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gefühlt, wurde er doch immer wieder in den späteren Jahren 
von dem Alb der Koalition gegen Deutschland gequält. 

Als Caprivi den (deutsch-russischen Rückversicherungsvertrag kün¬ 
digte und entschlossen einen Kampf gegen Rußland und Frank¬ 
reich unter Rückendeckung durch englische Neutralität ins Auge 
faßte, schien noch einmal die deutsche Politik ins richtige Geleise 
zu kommen. i 

Aber Wilhelm II. fehlte so sehr jede staatsmännische Begabung; 
daß er die Ungeheuerlichkeit fertig bekam, im Frühjahr 1808 
ein dringendes Bündnisangebot Englands abzulehnen! Die letzte 
Gelegenheit war verpaßt, politische Irrtümer der Vergangenheit 
für Deutschland auszugleichen. England fand in den Jahren darauf 
den Mut und den Weg zu einem Zusammengehen mit Rußland. 
Es kam zu dem unseligen großen europäischen Kriege und seinem 
traurigen Verlauf und Ausgang ! 

Durch englische Neutralität gedeckt oder gar im Bunde mit 
England hätte Deutschland ificht gegen Rußland Stellung nehmen 
und vielleicht Krieg führen wollen; jetzt mußte Deutschland 
allein mit Oesterreich-Ung'arn gegen Rußland und Frankreich nicht 
nur, sondern auch gegen England einen Verzweiflungskrieg führen! 

Deutsches Schert und deutsche Tüchtigkeit schafften in den 
Kriegsjahren 1914 bis 1916 das Unglaubliche, das schier Ueber- 
menschliche, Rußland völlig zu schlagen, im Westen auf Frank¬ 
reichs Boden die deutsche Grenze zu schirmen und Italien den 
Zugang zum Balkan zu sperren! 

Im Spätherbst 1916, vierzig Jahre nach der Schicksalsfrage 
aus dem Hoflagjer des Zaren zu Livadia im Herbst 1876, war 
wieder eine Schicksalsstunde für die deutsche Politik angebrochen. 
Rußland war geschlagen, so, daß es als Machtfaktor bis auf lange 
Zeit nicht mehr in Fragte kommen konnte, der Balkan'bis zur 
Donaumündung in der Gewalt Deutschlands und seiner Waffen¬ 
genossen, im Westen waren alle Anstürme der vereinigten Heere 
Frankreichs und Englands abgeschlagen. Deutschlands Kraft war 
auf das Höchste gespannt, doch ungebrochen; Oesterreichs Kraft 
war am Erlahmen. Da mußte weitschauende und doch gerade im 
Hinblick auf das hohe Ziel sich beschränken könnende deutsche 
Politik den Frieden zu erzwingen suchen unter weitestgehenden 
Zugeständnissen im Westen und auf kolonialem Gebiete, einen 
Frieden, der ein deutsch-balkanisches Wirtschaftsgebiet mit Weich¬ 
sel, Donau, Adriaküste und Ausdehnungsmöglichkeit über Klein¬ 
asien ermöglichte, daneben deutschen Kolonialbesitz nur in West¬ 
afrika. Damit wären die deutschen Lebensnotwendigkeiten und 
die deutschen europäischen Kulturaufgaben gewährt gewesen! Daß 
im Herbst 1916 diese Notwendigkeit nicht erkannt, diese Be¬ 
schränkung auf das Mögliche und Notwendige nicht gefunden, 
dieser Versuch, den unseligen Krieg zu enden, nicht offen und 
energisch gemacht würde, ist die Schuld, die schwere, große 


Digitized by 


Go», igle 


Original from 

UNIVERSITY 0F CALIFORNIA 



Das Verhängnis der deutschen Politik. 


629 


Schuld an Deutschland und' Europa der wilhelminischen Politik 
während des Krieges! Es war möglich, daß der Versuch an der 
Unersättlichkeit Englands und der hysterischen Rachsucht Frank¬ 
reichs scheiterte, aber gemacht mußte es werden. Scheiterte er, 
so trug die Schuld an dem kommenden Unheil England und Frank¬ 
reich und nicht Deutschland! 

Der Versuch ist nicht gemacht, und das ist, noch einmal sei 
es gesagt, die große, ach so schwere Schuld der deutschen po¬ 
litischen Leitung! Sie versagte in der schwersten, in der letzten 
Schicksalsstunde! Das Unheil Deutschlands, Europas ward riesen¬ 
groß. Der Krieg aller gegen alle fraß weitere zwei furchtbare 
Jahre am Marke der europäischen Völker, bis der wahnsinnige 
Krieg durch den ebenso wahnsinnigen Vertrag von Versailles 
geendet wurde. 

Tausend Jahre deutscher Geschichte — von 870, dem Vertrage 

von Mersen an der Maas, bis 1919 — sind an uns vorüber- 

gegangen. Ein Verhängnis lastet all die tausend Jahre von Otto I. 
bis Bismarck unfd Wilhelm II. auf der deutschen Politik; sie er¬ 
kannte nicht die geographischen Bedingtheiten des deutschen Vol¬ 
kes. Keiner der politischen Machthaber machte aus der geographi¬ 
schen Mißgeburt, die Deutschland bei Beginn seiner Geschichte 
war, einen vollen abgerundeten geographischen Körper, der von 
Meer zu Meer sich erstreckte, dessen Ströme von der Quelle bis zur 
Mündung nur in seinem Machtbereich ihn durchflossen! So wies 

die deutsche Geschichte in den tausend Jahren, von 919 bis 

1919, von den Sachsenkaisern bis zum Ende der Hohenzollern, 
wohl einzelne glänzende Epochen auf, brachte es aber nicht zu 
Jahrhunderte dauerndem politischen Blühen und Gedeihen. Und 
das deutsche Volk konnte auch die große Aufgabe, mit deutscher 
Sprache unld Gesittung europäische Kultur nach dem Osten und 
Südosten Europas zu tragen, der Antike auch im Südosten eine 
Wiedergeburt zu schaffen und Europa vor dem Ansturm der 
Mongolen und Tartaren zu schirmen, nicht oder nur höchst man¬ 
gelhaft erfüllen! 

Was nun? Geschichtliches Begreifen und Verstehen soll ja 
nicht nur die Freude oder den Schmerz der Erkenntnis bringen, 
sondern soll zugleich Wegweiser für Gegenwart und Zukunft 
sein. Was also nun? Soll Deutschland müde und verzagt, ver¬ 
zweifelnd an seinem Geschick die Hände sinken lassen, es auf¬ 
geben, bestimmend mit zu weben an dem Wundergewand, das 
sich Menschengeschichte nennt, oder doch höchstens an ganz be¬ 
scheidenem Platze? Es ist noch immer ein Volk von 65 Millionen, 
hat noch immer Köpfe, die denken und sinnen, Hände, die schaffen 
und arbeiten könnten. i So darf (es (nicht müde und verzagt den Reigen 
der Völker verlassen, die Geschichte machen. Es soll von neuem 
forschen, arbeiten und kämpfen, soll aber dabei die Lehren nicht 
vergessen, die seine tausendjährige Geschichte ihm gibt. 
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Das mssische Zarenreich ist für Immer zertrümmert, an der 
Ostsee, in Polen, auf dem Balkan ist ihm die Macht genommen; 
es kann Deutschland picht imehr mit der Gefahr des Erdrückers be¬ 
drohen, kann nicht mehr Schirmherr und Vorkämpfer des Pan¬ 
slawismus auf dem Balkan werden. Es kann, es muß seine ganze 
neu erstarkte Macht nach Ostasien wenden. Da droht ihm die 
größte Gefahr! Die Habsburger Monarchie ist zerschlagen; eine 
Reihe neuer selbständiger Staaten entsteht auf ihrem Boden. So 
hat der Krieg im Osten und Siüdosten Deutschlands doch so um- 
stürzend gewirkt, wie es im Interesse der Zukunft auch von 
Deutschland sein muß; selbst diese notwendige Revolution schaffen 
und fördern, dazu konnte sich leider das alte Deutschland nicht 
entschließen! All die Staaten, die die ganzen Stromgebiete der 
Weichsel und Donau ffüllein, die an die lostadriatische Küste grenzen, 
zu einem einheitlichen Wirtschaftsbunde zu sammeln, einen Staaten¬ 
bund von der Nord- und Ostsee bis zur Adria und zum Schwarzen 
Meer schafften, ist Aufjgabe deutscher Politik der Gegenwart und 
Zukunft. Die geographische Lage, der wirtschaftliche Lebenswille 
zwingt alle in Betracht kommenden Staaten zu diesem gleichen 
Ziel. Sie werden Deutschland um so eher jetzt folgen, als nach 
Zerbrechen der deutschen militärischen Macht das neue Deutsch¬ 
land nicht nur aus inneren, sondern auch aus äußeren Gründen 
nicht mehr darauf ausgehen kann, irgendeinen dieser Staaten in 
seiner völkischen Eigenart zu bedrücken. Deutschland muß mit 
den Weichsel und Donaustaaten im Interesse aller zum mindesten 
einen wirtschaftlichen Staatenbund bilden. In diesem Staatenbund 
von Nord- und Ostsee bis zur Adria und zum Schwarzen Meer 
wird der deutschen Kultur und Sprache ganz von selbst Führung 
und Verbindung der einzelnen Glieder zufallen. Es wird ein Jahr¬ 
zehnt und mehr vergehen, bis dieser Staatenbund entsteht. 
Deutschland muß dies Ziel haben, muß es aber mit Geduld und 
Ruhe zu erreichen suchen, muß sein Verhalten zu diesen Staaten 
in der Tagespolitik immter von 1 dem anzustrebenden Ziel bestimmen 
lassen. Es soll deshalb auch deutsche Auswanderung möglichst 
nur nach dem Osten und Südosten gelenkt werden. Mit Rußland 
muß Deutschland für sich und für den zu schaffenden Staaten¬ 
bund möglichst bald in ein möglichst enges wirtschaftliches und 
politisches Bündnis zu kommen suchen. So allein können sie den 
großen Weltmächten England und Amerika wirtschaftlich und 
politisch die Wage halten. Frankreich hat sich durch seine hyste¬ 
rische Verblendung selbst nur zu einem Anhängsel Englands ver¬ 
urteilt ! 

Lassen England und Amerika Deutschland, dCh Weichsel- und 
Donaustaaten und Rußland dazu Freiheit, so hat auch Deutschland 
tm eigensten Interesse gar keinen Anlaß, eine Schwächung oder 
gar den Untergang von Englands Macht auch nur zu wünschen. 
In nicht zu ferner Zukunft droht der wirtschaftliche und politische 
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Kampf der Völker wieißer Passe mit denen der gelben Rasse. 
Es ist kurzsichtigste Kleinstaatenpolitik, wenn dazu nicht alle 
Staaten mit überwiegend weißer Rasse zusammenstehen. Zuerst 
bedroht mit diesem Kampf sind Rußland und England — Austra¬ 
lien. Aber im Zeitalter der Eisenbahnen und des Luftverkehrs 
wäre es dümmer als dumm, wenn Deutschland und die Donau¬ 
staaten glaubten, diese Gefahr ginge sie nichts an. Wir sollten alle 
endlich lernen, erdpolitisch — weltpolitisch ist ein Wort, aaß 
der alte Größenwahn des Menschen gefunden hat — zu denken. 
Im eigensten Interesse müssen Rußland, die Donauvölker und 
Deutschland wünschen, daß England und Nordamerika mächtig 
bleiben. Damit ist natürlich nicht gesagt, daß sie willenlose Skla¬ 
ven und Ausbeutungsobjekte Englands und Amerikas werden 
sollen 1 Wir wollen auf keinen Fall in denselben Fehler ver¬ 
fallen, den Frankreich nach 1870—71 begangen hat, und aus 
gekränkter (Eitelkeit nur Rache danken und so die Politik Bahnen 
gehen lassen, und an Aufgaben die Kräfte setzen, die weder der 
geographischen Lage noch der kulturpolitischen Aufgabe ent¬ 
sprechen. Frankreich ist geographisch und kulturpolitisch nicht 
auf den Rhein angewiesen, sondern auf Nordafrika. Sejn Streben 
nach dem Elsaß, nach dem Rhein hat Frankreich in diesem Kriege 
ungeheure Opfer gekostet, die so gut wie sinn- und nutzlos 
eingesetzt sind. Das wird sich an Frankreich rächen, wie sich 
die italienische und spanische Politik der deutschen Kaiser an 
Deutschland gerächt hat. 

Auch nach dem fiür Deutschland ungünstigen Abschluß des 
großen Krieges hat die deutsche Außenpolitik für Jahre und 
Jahrzehnte schwere und ungeheuer wichtige Aufgaben zu lösen, 
ist dem deutschen Volke ein lohnendes, ein lockendes Ziel gesetzt. 
Nur bei großer Besonnenheit kann es erreicht werden. Erste 
Voraussetzung dazu ist, daß ein neues in sich gefestigtes deutsches 
Reich aufgebaut wird. Das neue Reich muß sozialistisch und 
demokratisch, muß im wesentlichen auf Eigenwirtschaft gegründet 
sein. Es muß in seinem ganzen Auf- Und Ausbau kulturell ein 
Vorbild für die Weichsel- und Donaustaaten sein. Der Bürde 
des unheilvollen Vertrags von Versailles muß es so bald wie mög¬ 
lich ledig zu werden suchen. Das ist nur durch weitestgehende 
Selbstzucht, emsteste Arbeit und sparsamste Wirtschaft möglich. 
Entschließt es sich dazu, so wird es gerade dadurch zu dem vor¬ 
bildlichen sozialistischen und demokratischen Staate werden. Sozia¬ 
lismus und Demokratie sind schon deshalb notwendig, damit wir 
nicht nur mit den eigenen Gütern, sondern auch mit den eigenen 
Menschen auskopimen.. Mit Rücksicht auf die politischen Pro¬ 
bleme fernerer Zukunft (wenden die europäischen Staaten dazu über¬ 
gehen müssen, das Eindringen von Mens.chen anderer als weißer 
Rasse in ihren Volkskörper zu hindern, wollen sie die Haupt¬ 
wurzel für Bestand und Gedeihen eines Staates, ihr Menschengut, 
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einigermaßen gleichartig und rein erhalten. Zu entsprechenden 
gesetzlichen Maßregeln wenden sich sozialistische und demo¬ 
kratische Staaten am ehesten entschließen; kapitalistischen Staaten, 
in denen Unternehmer und Großgrundbesitzer ausschlaggebend 
sind, kommt es meist ja in erster Linie auf das Vorhandensein 
billiger Arbeitskräfte an! 

Mit dem Jahre 1919 haben tausend Jahre deutscher Außen¬ 
politik ihren Abschluß gefunden. Das, was man Imperialismus 
nennt, ist in diesen tausend Jahren deutscher Geschichte zumeist 
falsche Bahnen gegangen und hat so nur einzelne bald vorüber¬ 
gehende Epochen für deutsche Macht und Geltung herauf führen 
können, hat aber nicht vermocht, einen mächtigen durch Jahr¬ 
hunderte dauernden Bau aufzuführen. Schuld war in erster Linie 
die Verkennung der geographischen Bedingtheiten des deutschen 
Staates. Sie sind heute dieselben wie vor tausend Jahren, als 
Otto I. die deutsche Königskrone trug. So sind auch die Ziele der 
deutschen Außenpolitik heute dieselben wie 870 nach dem Ver¬ 
trage von Mersen an der Maas, der das Deutsche Reich umgrenzte. 
Das deutsche Volk muß diese Ziele auch heute als die seinen an¬ 
erkennen, will es nicht darauf verzichten, wesentlich mitbestimmend 
zu sein an dem Werden der Menschengeschichte, will es seiner 
europäischen kulturpolitischen Aufgabe gerecht werden. Mittel und 
Wege seiner Außenpolitik müssen andere sein als in den ver¬ 
gangenen tausend Jahren. Aber eine wirtschaftliche, eine poli¬ 
tische Macht muß auch das neue Deutsche Reich werden, so 
oder so, will es in den kommenden Jahrzehnten und Jahrhunderten 
sich durchsetzen, sein Leben wahren und seine Menschheitsauf¬ 
gabe erfüllen, denn Wirtschaftlicher und politischer Kampf ist 
immer, wird immer sein; nur ob er mit blutigen oder unblutigen 
Mitteln ausgefochten wird, das kann sich ändern. 

Das prüfende Mustern der letzten tausend Jahre deutscher Ge¬ 
schichte bringt wohl herbes, schmerzvolles Erkennen, berechtigt 
aber nicht zum Verzweifeln, zum müden Entsagen, sondern soll 
die Augen schärfen für die politischen Aufgaben der Gegenwart 
und Zukunft, um die alten Fehler nicht wieder und wieder zu 
machen. Zu neuen Ufern lockt der neue Tag auch das deutsche 
Volk! 

„Eins bist du dem Leben schuldig: 

Kämpfe oder halt’ die Ruh! 

Bist du Amboß, halte stille, 

Bist du Hammer, schlage zu!“ 

Nur die Alten, die Franken haben das Recht auf Ruhe. Zu 
ihnen gehört das deutsche Volk noch nicht. Dife anderen haben 
das Recht, die Pflicht, zu arbeiten und zu kämpfen. Das deutsche 
Volk hat noch viel zu wirken. 
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-M. BEER: 

Keynes über die Friedensprobleme. 1 

i. 

K EYNES war einer der wenigen Männer in Paris und Ver¬ 
sailles, die den ganzen Ernst der Geschehnisse von inensch- 
heitlichem Standpunkte erfaßten und sich Rechenschaft ab¬ 
legten von der weltgeschichtlichen Größe des Ereignisses, das 
sich dort abspielte. Während der Oberste Rat auf Bergen von 
Leichen, auf den Trümmern Europas in diplomatische Ränke, 
nationalistische Beschränktheiten und imperialistischen Länder¬ 
schacher verfiel, sah Keynes die Weltwende einer Zivilisation und 
forschte nach Weisheit und Gerechtigkeit, um dem Unheil der 
Völker beizukommen. „Ein Engländer,“ schreibt er, „der an der 
Pariser Konferenz teilnahm und während jener Monate zum Ober¬ 
sten Wirtschafts rat gehörte, konnte nicht umhin, in seinen Sorgen 
und Ausblicken zium Europäer zu werden. Dort im Nervenzentrum 
des europäischen Systems mußten seine britischen Sorgen großen¬ 
teils von ihm äbfallen, und er mußte von anderen schrecklicheren 
Gesichtern verfolgt werden. Paris war wie ein böser Traum, und 
jeder Mensch dort war ein Kranker. Eine Ahnung von dem bevor¬ 
stehenden Zusammenbruche hing über der leichten Bühne. Die 
Wertlosigkeit und Kleinheit des Menschen vor den großen Ereig¬ 
nissen, die Mischung von Wichtigkeit und Unwichtigkeit in den 
Entscheidungen, Leichtsinn, Blindheit, Unverschämtheit, wirres Ge¬ 
schrei von draußen, alle Elemente der antiken Tragödie waren da. 
In der Tat, wenn man unter den theatralischen Dekorationen der 
französischen Staatszimmer saß, konnte man fragen, ob die außer* 
ordentlichen Gesichter Wilsons und Clemenceaus mit ihrer ge¬ 
frorenen Farbe und ihrem unveränderlichen Ausdruck überhaupt 
Menschengesichter waren und nicht die tragikomischen Masken 
irgendeines seltsamen Dramas oder Puppenspiels. Alle Vorgänge 
in Paris hatten diesen Anschein außerordentlicher Wichtigkeit und 
Unwichtigkeit zugleich. Die Entscheidungen schienen mit schweren 
Folgen für die Zukunft der menschlichen Gesellschaft beladen, aber 
in der .Luft flüsterte es, daß das Wort nicht Fleisch sei, daß es 
leer, hohl und zwecklos sei und mit den Ereignissen nichts zu 
tun habe. Man empfand aufs stärkste den Eindruck, den Tolstoi 


1 In der „Glocke“ (Nrn. 3, 4 und 5 des 6. Jahrgangs, 17. April bis» 
1. Mai 1920) brachten <wjr einige Auszüge aus Keynes Buch „The Economic 
Consequences of tke Peace“, das einige Wochen später in deutscher 
Uebersetzung von C. Brinkmann mit einem Vorwort von Professor Bonn 
erschien (Duncker & Hunifolot, München, Preis 10,— Mark). Die Ueber¬ 
setzung ist im großen ganzen recht gelungen, nur fehlt in ihr die kurze 
Vorrede Keynes’, die jedoch von Professor Bonn in seinem Vorwort 
benutzt wurde. M. Beer. 
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in „Krieg und Frieden“ oder Hardy in den „Dynasten“ beschreibt, 
daß Ereignisse unbeeinflußt und unberührt von dem Denken der 
Staatsmänner im Rat dem einmal verhängten Ende entgegengingen.“ 

Nach einer kurzen, aber inhaltsreichen Schilderung der wirtschaft¬ 
lichen Bedeutung Deutschlands vor dem Kriege streift Keynes die 
ungeheure Aufhäufung von Reichtum der kapitalistischen Gesell¬ 
schaftsordnung im allgemeinen und die Lage des Proletariats. Die 
Reichtümer des Erdballs, die „dieses Zeitalter der Nachwelt als 
Denkmal hinterließ, waren nicht weniger als die Pyramiden Aegyp¬ 
tens das Werk von Arbeitern, denen es nicht freistand, den vollen 
Gegenwert ihrer Anstrengungen in unmittelbarem Genuß zu ver¬ 
zehren. So war das Wachstum dieses merkwürdigen Systems von 
einem doppelten Bluff, einer doppelten Täuschung abhängig. Einer¬ 
seits begnügten sich die arbeitenden Klassen aus Unwissenheit 
oder Machtlosigkeit mit einer Lage, in der sie nur ein ganz kleines 
Stück des Kuchens ihr eigen nennen konnten, den sie, die Natur und 
die Kapitalisten, zusammen herstellten. Oder sie ließen sich durch 
Gewohnheit, Uebereinkunft, Autorität und die alt überlieferte Ge¬ 
sellschaftsordnung dazu bestimmen, überreden oder verlocken, sich 
damit zu begnügen. Auf der anderen Seite durfte die Kapitalisten¬ 
klasse den besten TJeil des Kuchens ihr eigen nennen. Sie hatte 
theoretisch die Freiheit ihn zu verzehren, unter der stillschwei¬ 
genden Bedingung, daß sie in Wirklichkeit sehr wenig davon 
aufaß. Die Pflicht zu „sparen“ machte neun Zehntel aller Tugen¬ 
den aus, und das Wachstum des Kuchens wurde der Gegenstand 
wahrer Religiosität.“ 

Keynes verfällt hier in den Fehler der liberalen Kapitaltheorie 
und sieht nicht, daß in der Zeit des Großkapitalismus 
die ganze Spartheorie veraltet war. Die Kapitalisten waren 
auch beim besten Willen nicht imstande, die Reichtümer zu ver¬ 
zehren und mußten sie aufsparen. Aber zu welchem Zwecke auf¬ 
sparen? Um sie wieder im Weltkriege zu vernichten. Dies ist 
einer der Widersprüche der kapitalistischen Wirtschaftsordnung, 
worauf ich in meinem „Karl Marx“ (Ausgabe 1919, Seite 107) 
hingewiesen habe. Andererseits hat Keynes recht, wenn er fort¬ 
fährt: „Ich will nur darauf hinweisen, daß der Grundsatz der 
auf Ungleichheit gegründeten Kapitalsanhäufung ein wesentlicher 
Teil der Gesellschaftsordnung vor dem Kriege und des Fortschritts 
war, wie wir ihn damals Verstanden, nur betonen, daß dieser Grund¬ 
satz auf unbeständigen seelischen Bedingungen ruhte, die neu zu 
schaffen vielleicht unmöglich ist. Es war nicht natürlich, daß 
eine Bevölkerung, von der so wenige zum Genuß des Lebens . 
kamen, in so ungeheuren Massen akkumulierte. Der Krieg hat allen 
die Möglichkeit des Genusses und vielen die Nutzlosigkeit der 
Entbehrung gezeigt; der Bluff ist entdeckt. Die arbeitenden Klassen 
sind vielleicht nicht länger willens, auf soviel zu verzichten, und 
die kapitalistischen Klassen, die nicht mehr voll Vertrauen in die 
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Zukunft sehen, suchen vielleicht rücksichtsloser ihre Freiheit zu 
genießen, auszunutzen, solange sie leben, und beschleunigen so 
die Stunde ihrer Enteignung.“ 

Das ist eine sehr treffende Bemerkung, die darauf schließen 
läßt, daß Keynes auch die soziale Bedeutung der Folgen des Welt¬ 
kriegs begriffen hat. ^ 

Sehr schön und lehrreich, wenn auch hier und da etwas journa- . 
listisch aufgeputzt, sind Keynes' Schilderungen der Konferenz des 
Obersten Rats (Clemenoeau, Lloyd George, Präsident Wilson, 
Orlando). Vorerst die Schilderung Clemenceaus. Der alte Jako¬ 
biner „thronte in seinen grauen Handschuhen im Brokatsessel, 
trocken an Seele und leer an Hoffnung, sehr alt und müde, aber 
mit zynischen, fast gnomenhaften Augen die Szene überblickend. 
Und als zuletzt das Schweigen wiederhergestellt und die Gesell¬ 
schaft auf ihre Plätzie zurüdegekehrt war, entdeckte man, daß er 
verschwunden war. Er fühlte für Frankreich wie Perikies für 
Athen — seinen einzigartigen Wert, nichts anderes daneben —, 
aber seine politische Theorie war die Bismarcks. Er hatte eine 
Täuschung — Frankreich f — und eine Enttäuschung — die Mensch¬ 
heit, die Franzosen und nicht am wenigsten seine Beratungs¬ 
genossen eingeschlossen. Seine Grundsätze für den Frieden lassen 
sich einfach ausdrücken. Zunächst glaubte er fest an die Auf¬ 
fassung der deutschen Psyche, daß der Deutsche nichts als Ein¬ 
schüchterung versteht und verstehen kann, daß er bei Verhand¬ 
lungen weder Edelmut noch Gewissensbisse kennt, daß es keinen 
Vorteil gibt, den er nicht über seinen Gegner wahrnimmt und 
keinen Grad, bis zu diem er sich nicht des Vorteils wegen erniedrigt, 
daß er keine Ehre, keinen Stolz und kein Mitleid besitzt. Deshalb 
darf man niemals mit einem Deutschen verhandeln oder ihn zu 
gewinnen suchen. Man muß ihm diktieren; unter keiner anderen 
Bedingung wird er einen achten; nur so wird man ihn hindern, 
einen zu betrügen. Aber es ist zweifelhaft, wie weit er glaubte, 
daß diese Züge nur Deutschland eigentümlich seien, und ob seine 
ehrliche Meinung von einigen anderen Völkern grundsätzlich ver¬ 
schieden war. Seine Philosophie hatte deshalb keinen Raum für 
„Sentimentalität“ in internationalen Beziehungen. Nationen sind 
Wirklichkeiten, von denen man eine liebt und für alle übrigen 
Gleichgültigkeit oder Haß empfindet. Die Glorie der Nation, die 
man liebt, ist ein Ziel, das zu begehren aber im allgemeinen nur * 
auf Kosten des Nachbarn zu erreichen ist. Machtpolitik ist un- 
• vermeidlich, und es gibt nichts besonders Neues, was man aus 
diesem Kriege oder seinen Zielen lernen könnte. England hat, wie 
in jedem vorausgehenden Jahrhundert, einen Handelsrivalen ver¬ 
nichtet ; in dem jahrhundertealten Kampf zwischen dem Ruhm 
Deutschlands und Frankreichs ist ein bedeutsames Kapitel ge¬ 
schlossen. Die Klugheit erforderte ein gewisses Maß von Lippen- 
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dienst vor dem „Ideal“ närri^her Amerikaner und heuchleriscber 
Engländer. Aber es wäre töncht zu glauben, daß, wie die Welt 
wirklich ist, für Dinge wie den Völkerbund viel Raum in ihr ist 
oder irgendein Sinn in dem Grundsatz der Selbstbestimmung, es 
sei denn als klug ersonnene Formel zur Ordnung des Gleich¬ 
gewichts der Mächte im eigenen Interesse.“ 

Und das ist die Politik der französischen Bourgeoisie geblieben. In 
ihrer Auffassung ist die europäische Geschichte ein beständiges Rin¬ 
gen zwischen Germanen und Franzosen, worin Frankreich mit Hilfe 
halb Europas, ganz Amerikas, Asiens und Australiens die letzte 
Runde gewonnen hat, worin aber diese letzte sicherlich nicht 
die allerletzte ist. Aus dem Glauben, daß die alte Ordnung sich 
in ihrem inneren Wesen nicht ändert — Plus ga Change, plus c’est 
la mime chose —, und daß es immer Kriege geben wird, folgt 
die jetzt eingeleitete französische Politik gegen Deutschland. 

Warum aber siegte diese Politik übet die Wilsonsehen 14 Punkte? 
„Die Antwort hierauf“, erklärt Keynes, „ist schwierig und hängt 
von Elementen des Charakters und der Seele, von den feinen Ein¬ 
flüssen der Umgebung ab, die alle schwer zu beobachten und 
noch schwerer zu beschreiben sind. Aber wenn jemals das Han¬ 
deln eines einzelnen den Ausschlag gibt, so ist der Zusammenbruch 
des Präsidenten eines der entscheidenden sittlichen Ereignisse der 
Geschichte gewesen. Ich muß versuchen, ihn zu erklären. Was 
für einen Platz [nahm der Präsident in den Herzen und Hoffnungen 
der Welt ein, als er auf dem „George Washington“ zu uns herüber¬ 
fuhr ! Was für ein Großer kam nach Europa in jenen frühen 
Tagen unseres Sieges! 

Im November 1918 hatten die Heere Fochs und die Worte 
Wilsons uns die plötzliche Erlösung von dem gebracht, was alles, 
das uns teuer war, zu verschlingen drohte. Die Lage schien über 
alles Erwarten günstig. Der Sieg war so vollständig, daß Furcht 
keine Rolle bei der Abrechnung zu spielen brauchte. Der Feind 
hatte im Vertrauen auf ein feierliches Abkommen über den allge¬ 
meinen Charakter des Friedens die Waffen niedergelegt, und die 
Bedingungen dieses Abkommens schienen einen Frieden der Ge¬ 
rechtigkeit und Großmut und eine schöne Hoffnung auf Wieder¬ 
herstellung des unterbrochenen Kreislaufs des Lebens zu ver¬ 
bürgen. Um diese Sicherheit noch gewisser zu machen, kam der 
Präsident selbst und wollte das Siegel auf sein Werk drücken. 

Als der Präsident Washington verließ, genoß er in der ganzen 
Welt ein Ansehen und einen sittlichen Einfluß, der in der Ge¬ 
schichte ohne Beispiel war. Seine kühnen und gemessenen Worte 
drangen zu den Völkern Europas lauter und weiter als die Stimmen 
ihrer eigenen Staatsmänner. Die Feindesvölker trauten ihm zu, 
er werde das Abkommen ausführen, das er mit ihnen geschlossen 
hatte, und die Verbündeten erkannten ihn nicht allein als Sieger, 
sondern fast als Propheten an. Außer diesem sittlichen Einfluß 
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war die wirkliche Macht in seiner Hand. Die amerikanischen Heere 
standen auf der Höhe ihrer Ergänzung, Manneszucht und Aus¬ 
rüstung. Europa war von den Lebensmittelzufuhren der Ver¬ 
einigten Staaten völlig abhängig, und finanziell war es fast noch 
vollkommener in ihrer Hand. Europa schuldete den Vereinigten 
Staaten nicht allein mehr, als es bezahlen konnte, sondern es war 
vor Hungertod und Zusammenbruch nur zu retten, wenn sie ihm 
in Zukunft in großem Umfange beistanden. Niemals hatte ein 
Philosoph solche Waffen in der Hand, um die Fürsten dieser 
Welt damit zu zwingen. Wie drängte sich die Menge in den 
europäischen Großstädten um den Wagen des Präsidenten, mit 
welcher Neugier, Angst und Hoffnung suchten wir nur einen 
Blick auf die Züge und die Erscheinung dieses Schicksalsmannes 
zu tun, der, vom Westen kommend, Heilung für die Wunden der 
alten Mutter seiner Zivilisation bringen und uns den Grund der 
Zukunft legen sollte. 

Die Enttäuschung war so vollständig, daß einige von denen, 
die am meisten vertraut hatten, kaum davon zu sprechen wagten. 
Konnte es wahr sein, fragten sie die aus Paris Zurückkehrenden, 
war der Friede wirklich so schlecht, wie es schien ? Was war dem 
Präsidenten zugestoßen, welche Schwäche, welches Mißgeschick hatte 
zu einem so außerordentlichen, so unerwarteten Verrat geführt ? u 

Keynes versucht, den Abfall Wilsons aus seiner Unwissenheit 
und intellektuellen Minderwertigkeit gegenüber Clemenceau und 
Lloyd George zu erklären. Etwas Wahres mag wohl in dieser 
Erklärung enthalten sein, aber sie ist nicht die ganze Wahrheit. 
Die wirkliche Erklärung scheint mir zu sein, daß Wilson vollständig 
in der westeuropäischen Ideologie lebte und von ihr noch nicht 
geheilt ist. Schon sein Kampf gegen die Bindestrichamerikaner 
(Deutsch-Amerikaner), den er seit 1914 führte, zeigt, daß Wilson 
von Anfang an gegen die Deutschen eingenommen war und des¬ 
halb in Paris und Versailles, in dieser deutschfeindlichen Atmo¬ 
sphäre, vollständig auf die Seite Clemenceaus treten mußte. Und 
die französische Subtilität machte eben das Einschwenken leicht. 
„Die feinsten Sophisten und die heuchlerischsten Stilisten machten 
sich an die Arbeit und brachten manche erfinderische Stilübung 
hervor, die auch einen Klügeren als den Präsidenten länger als 
eine Stunde hätte täuschen können. So bestimmt der Friedens¬ 
vertrag, anstatt zu sagen : „Es wird Deutschösterreich verboten, 
sich mit Deutschland zu vereinigen, außer mit Erlaubnis Frank¬ 
reichs“ (was mit dem Grundsatz der Selbstbestimmung unverträg¬ 
lich gewesen wäre), mit feinerer Ausdrucksweise, daß „Deutsch¬ 
land die Unabhängigkeit Oesterreichs in den durch Vertrag zwi¬ 
schen diesen Staaten und den allüerten und assoziierten Haupt¬ 
mächten festzusetzenden Grenzen anerkennt und sich verpflichtet, 
sie unbedingt zu achten; es erkennt an, daß diese Unabhängigkeit 
unabänderlich ist, es sei denn, daß der Rat des Völkerbundes einer 
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Abänderung zustimmt“. Das klingt ganz verschieden, kommt aber 
auf dasselbe heraus. Und wer weiß, ob nicht der Präsident ver¬ 
gaß, daß ein anderer Teil des Friedens Vertrages zu diesem Zwecke 
Einstimmigkeit des Völkerbundsrates voraussetzt Anstatt Danzig 
an Polen zu geben, erklärt der Friedensvertrag, Danzig zur „Freien“ 
Stadt. Aber er schließt diese „Freie“ Stadt in die polnische Zoll¬ 
grenze ein, vertraut Polen die Aufsicht über das Strom- und 
Eisenbahnsystem an und bestimmt, daß die „Polnische Regierung 
die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt 
Danzig, sowie den Schutz ihrer Staatsangehörigen im Auslande 
übernehmen soll“. Wenn der Friedensvertrag das Stromsystem 
Deutschlands unter ausländische Aufsicht stellt, spricht er davon, 
daß für international erklärt werden diejenigen „Flußgebiete, die 
mehr als einem Staat den natürlichen Zugang zum Meer mit 
oder ohne Umladung von einen Schiff in ein anderes vermitteln“. 

Solche Beispiele ließen sich leicht vermehren. Die klare und 
verständliche Absicht der französischen Politik, Deutschlands Be- 
völkerung zu beschränken und sein Wirtschaftssystem zu schwä¬ 
chen, ist dem Präsidenten zuliebe in die erhabene Sprache der 
Freiheit und der internationalen Oieichheit gekleidet worden. 

Aber vielleicht der entscheidenste Augenblick der Zersetzung 
der sittlichen Stellung des Präsidenten und der Verdunkelung 
seines Geistes war der, als er sich schließlich zum Entsetzen seiner 
Berater davon überzeugen ließ, daß die Ausgaben der verbündeten 
Regierungen für Ruhegehälter und Unterstützungen gerechter¬ 
weise anzusehen seien als „Schaden, der den Völkern der alliierten 
und assoziierten Mächte durch den Angriff Deutschlands zu Lande, 
zur Sec und in der Luft zugefügt worden ist“, während gleichzeitig 
die anderen Kriegsausgaben nicht so anzusehen seien. Es war 
ein langer theologischer Kampf, in dem nach Verwerfung vieler 
verschiedener Argumente der Präsident schließlich vor einem 
Meisterstück der Sophi&tik kapitulierte. Am Ende war das Werk voll¬ 
bracht und das Gewissen des Präsidenten noch immer unverletzt“ 

III. 

Nachdem die Herren unter sich einig waren, konnten sie ange¬ 
sichts des entwaffneten Deutschlands alles in den Vertrag hinein- 
schreiben und dem deutschen Volke das Fell über die Ohren 
ziehen. Den materiellen Schaden Frankreichs berechnet Keynes 
auf das Maximum von 16 Milliarden. Frankreich aber verlangt 
60 bis 70 Milliarden. Auch der Kriegsschaden Belgiens ist stark 
übertrieben. Der Vertrag bedeutet die Versklavung Deutschlands 
für ein Menschenalter. Er enthält auch keine Bestimmungen zur 
wirtschaftlichen Wiederherstellung Europas, nichts, um die Mittel¬ 
mächte wieder zu guten Nachbarn zu machen, nichts, um den neuen 
Staaten Europas Festigkeit zu geben, nichts, um Rußland zu netten. 
Der Oberste Rat hat einfach die Lebensfragen Europas unberück- 
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sichtigt gelassen und nur die Vernichtung Deutschlands vor Augen 
gehabt. 

Darau; kann nichts Gutes entstehen. Keynes glaubt jedoch nicht 
an die unmittelbare Nähe der Weltrevolution. Er schreibt: „Ich 
sehe überall nur wenige Anzeichen plötzlicher dramatischer Ent¬ 
wicklung. Aufstände und Revolutionen mag es geben, nicht aber 
für den Augenblick solche, die grundlegende Bedeutung haben. 
Revolution ist eine Waffe gegen politische Tyrannei und Unge¬ 
rechtigkeit. Aber welche Hoffnungen kann sie denen bieten, die 
unter wirtschaftlichen Entbehrungen leiden, wenn diese Ent¬ 
behrung nicht aus der Ungerechtigkeit der Verteilung entspringt, 
sondern allgemein ist? Die einzige Sicherung gegen Revolutionen 
in Mitteleuropa ist allerdings die Tatsache, daß sie selbst den 
Verzweifelten keine Aussicht auf irgendeine Besserung ihrer Lage 
bietet. Ein langer stiller Weg des Halbverhungems und der 
allmählichen, stetigen Senkung der Lebenshaltung und des Lebens¬ 
genusses mag deshalb vor uns liegen. Der Bankerott und Verfall 
Europas wind, wenn wir ihn weiter fortschreiten lassen, auf 
die Dauer einen jeden erreichen, nur vielleicht nicht in auf¬ 
fallender und unmittelbarer Weise. Das hat sein Gutes. Wir 
können immer noch Zeit haben, unsere Politik zu überprüfen und 
die Welt mit neuen Augen anzusehen. Denn in der unmittelbaren 
Zukunft liegt das Schicksal Europas, nicht mehr in der Hand eines 
einzelnen. Die Ereignisse des kommenden Jahres werden nicht 
von den planvollen Handlungen der Staatsmänner, sondern von 
den verborgenen Strömungen gestaltet werden, die ständig unter 
der Oberfläche der politischen Geschichte dahinfließen und deren 
Ergebnis niemand Voraussagen kann. Nur in einer Weise können 
wir sie beeinflussen, dadurch, daß wir die Kräfte der Bildung und 
der Phantasie in Bewegung setzen, die die öffentliche Meinung 
ändern. Die Wahrheit aussprechen, Trugbilder bloßlegen, Haß 
zerstreuen, Herz und Geist der Menschen weiten und bilden, das 
müssen die Mittel sein. . . 

Wir sind schon über das Maß des Erträglichen hinaus erregt 
und brauchen Ruhe. Niemals im Leben des heutigen Menschen 
hat das Gefühl der Weltzusammengehörigkeit in seiner Seele so 
trübe gebrannt. Aus diesen Gründen ist die wahre Stimme des 
neuen Geschlechts noch nicht erschollen; seine schweigende Ueber- 
zeugung hat sich noch nicht gebildet. Dem Werden dieser all¬ 
gemeinen Meinung in der Zukunft widme ich dies Buch.“ 

Keynes irrt oder versteht nicht die Stimme des neuen Geschlechts. 
Die neue Generation ist da, und ihre Stimme ist vernehmbar für 
alle, die sie deuten können. Es ist die Stimme des Sozialismus. 
Der Versailler Vertrag hat die letzte Phase des Klassenkampfes 
eröffnet. 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




640 


Ä. HOPFNER: 

Die Expansionsbestrebungen der 
Gewerkschaften. 

D IE gewaltigen Milliönenheere der organisierten Arbeiterschaft, 
wie sie sich in den Gewerkschaften verkörpern, streben mit 
Ungestüm über ihren Aufgabenkreis, der Regelung der Lohn- 
und Arbeiterfragen, hinaus. Die straffen Arbeiterorganisationen des 
kleinen Dänemark überwiesen den deutschen Gewerkschaften eine 
Millionenspende, um den arbeitslosen Textilarbeitern Beschäftigung 
zu geben. Gewerkschaftliche Unternehmungen existieren bei uns 
nur in geringerem Maße, einige Organisationen unterhalten 
Druckereibetriebe. Der Anteil an Produktion und. Handel ist den 
Genossenschaften Vorbehalten geblieben. Amerikanisch? Gewerk¬ 
schaften gehen angesichts der hohen Preise für Bekleidungsartikel 
dazu über, die genossenschaftliche Eigenproduktion in ihren Auf¬ 
gabenkreis zu ziehen, um die Lebenshaltung ihrer Mitglieder zu 
verbilligen. So hat die Eisenbahnerunion beschlossen, ihren ge¬ 
waltigen Streikfonds zum Ankauf von Textilfabriken zu verwenden. 
Man traf großzügige Vereinbarungen mit bedeutenden Firmen 
der Bekleidungsindustrie, anderthalb Millionen Dollar legte man 
in Handschuh-, Hut-, Stmrnpf- und Wirkwarenbetrieben an. Inner¬ 
halb weniger Monate versorgte sich die Gewerkschaft mit allem 
Kleiderbedarf zu einem Preise, der 30 bis 60 Prozent unter dem 
Marktpreise des Einzelhandels lag. Die Gewerkschaften hoffen, 
mit Hilfe eines gut ausgebildeten Bankr und Kreditsystems ganz 
Amerika langsam in eine riesige Produktions- und Konsumgenossen¬ 
schaft zu verwandeln. Wir sehen an diesem Beispiel, daß die 
amerikanischen Gewerkschaften weit davon entfernt sind, nur Lohn¬ 
kampforganisationen darzustellen, wie die deutsche gewerkschaft¬ 
liche Opposition die Tätigkeit der Organisationen dirigieren will. 

Wichtiger und bedeutungsvoller sind die Versuche der Gewerk¬ 
schaften, in das internationale Wirtschaftsleben und in die poli¬ 
tischen Ereignisse einzugreifen. Niemals kann es sich darum han¬ 
deln, die Interessen einer Partei zu vertreten, vielmehr darum, daß 
die Vorbedingungen der Lebens 1 - und Entwicklungsfähigkeit der 
Gewerkschaften durch wirtschaftliche oder politische Maßregeln 
und Beschlüsse nicht in Gefahr geraten. Charakteristisch war 
ja der Ausspruch Hues auf der Konferenz in Spa, daß Diplomaten¬ 
übereinkünfte noch lange für die Arbeiter nicht verbindlich sind. 
In der Tat hat sich während und besonders nach dem Kriege dies 
Machtverhältnis der Arbeiterschaft derart gesteigert, daß ohne 
ihre Zustimmung nichts erreicht werden kann. Obgleich man noch 
nicht klar in die englische Gewerkschaftsbewegung blicken kann, 
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weiß man, daß auch dort der Einfluß der Gewerkschaftsführer 
^uf die Regierung gewaltig gewachsen ist. Erst kürzlich boten 
sich dieselben an, zwischen England und Irland zu vermitteln, um 
dem ewigen Guerillakrieg ein Endle zu bereiten. 

Internationale Gewerkschaftskongresse begnügten sich bisher mit 
blutleeren Protesten und Entschlüssen; der Krieg verhinderte ihre 
Tagungen überhaupt und der Völkerhaß zerriß die geknüpften 
Fäden der Verständigung. Der Friedensschluß von Versailles sieht 
neben dem Völkerbund ein Internationales Arbeitsamt vor, das 
berufen scheint, Sozialpolitik und Wirtschaft über die Grenzpfähle 
hinweg mit den anderen Ländern in Verbindung zu bringen. Ge¬ 
werkschaftskongresse werden sicherlich ihre Bedeutung aufrecht¬ 
erhalten, ja ihre Aufgaben weiter stecken als bisher. Die Beschlüsse 
der Bergarbeiter in Genf über die Verweigerung der Arbeit im 
Falle eines Krieges zeigen den zunehmenden Machtwillen dieser 
Kongresse. Trotz des Krieges ist ein wachsendes Solidaritäts¬ 
gefühl der gewerkschaftlichen Massen zu konstatieren. In die 
Tat umgesetzt ist es zum ersten Male im Boykott gegen das reak¬ 
tionäre Ungarn. Ansätze sind genug vorhanden, in Fällen von 
großen Streiks — Seemanns-, Bergarbeiterstreiks — sich gegen¬ 
seitige Unterstützung zu garantieren. Schon diese Aufgaben sind 
wichtig genug, um die Abhaltung von internationalen Gewerk- 
sdhaftskongressen zu rechtfertigen. Alles spricht dafür, daß der 
Zeitpunkt des Zusammenschlusses dieser Riesenheere zu einer Einr 
heitsfiont immer näherrückt. 

Dem Internationalen Arbeitsamt als offizielle Instanz der ange¬ 
schlossenen Länder kommen andere, nicht minder wichtige Auf¬ 
gaben zu. Es hat zwar nur beratenden, keinen gesetzgebenden 
Charakter; moralisch gibt die neue Institution aller Sozialpolitik 
neue Stoßkraft, mehr Gewicht, zumal, wenn die Führung des 
Amtes sich in geschickten Händen befindet An der Spitze steht 
bekanntlich der frühere Minister Albert Thomas, und er besitzt 
als Sozialist überall Vertrauen genug, um der internationalen Zu¬ 
sammenarbeit der Arbeiterschaft die Wege zu ebnen. Vorläufig 
sind noch genug äußere Schwierigkeiten zu überwinden, z. B. 
die Beseitigung der Vorurteile, die der Krieg in den Herzen und 
Köpfen auch der Aibeiterschaft hinterlassen hat Vorfälle, wie 
solche sich auf der Seemannskonferenz sich ereigneten, müssen 
durch klare Aussprache vermieden werden. In wohltuendem Gegen¬ 
satz in der Frage der Zulassung deutscher Delegierter steht die 
Toleranz der Engländer auf dem internationalen Bergarbleiter- 
kongreß in Genf. Die Tätigkeit des Arbeitsamts wird um so er¬ 
folgreicher sein, je mehr die in gleicher Richtung arbeitenden 
gewerkschaftlichen Organisationen in allen Ländern ihm energische 
Beihilfe leisten. Die Washingtoner Konferenz hat z. B. alle dort 
vertretenen Staaten verpflichtet, innerhalb Jahresfrist ihren Par- 
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lamenten Gesetzentwürfe zur Verwirklichung der beschlossenen 
Forderungen vorzulegen. Es handelt sich dabei in erster Linie 
um den Achtstundentag. Eine derartige sozialpolitische Arbeit 
bedeutet angesichts vieler rückständigen Staaten einen wesent¬ 
lichen Fortschritt. Die Landesgewerkschaftskongresse und die inter¬ 
nationalen Kongresse haben nunmehr die Aufgabe, das Arbeits¬ 
amt durch Vorlegung ihrer Beschlüsse zu unterstützen. Ihre Ver¬ 
treter müssen sich für die aufgestellten Forderungen mit allem 
Nachdruck ein setzen. Eine erwünschte Gelegenheit bietet sich, dem 
Beschluß des Beigarbeiterkongresses in Genf, die internationale 
Kohlenverteilung bei den Regierungen zu veranlassen, Rechnung 
zu tragen. Hemmungen werden sich genug ergeben, denn man darf 
nicht übersehen, daß die Regiemngsvertreter und Arbeitgeber in 
dem neugeschaffenen Arbeitsamt die Mehrheit ausmachen. 

'Die Macht der Gewerkschaften greift in wirtschaftlichen und 
bemfsständisChen Fragen heute immer mehr über die Landes¬ 
schranken hinaus, die allgemeine Solidarität äußert sich oftmals 
in erhebender Weise in einstimmigen Beschlüssen. Im Gegensatz 
zu früher hat man dabei das Empfinden eines realen Macht¬ 
ausdruckes. Unaufhaltsam erweitert sich der Machtbereich der 
Gewerkschaften auf politische Vorgänge, weil sie in dem Imperia¬ 
lismus und Militarismus die Verbündeten des Kapitals erblicken. 
Eingangs ist bereits auf den nunmehr abgebrochenen Boykott 
Ungarns durch den Internationalen Gewerkschaftsbund hingewiesen 
worden, der sich gegen den weißen Terror richtet. Inzwischen 
haben sich weitere Vorfälle auf politischem Gebiet abgespielt. 
In Danzig liefen Schiffe an, die Munition und Kriegsmaterial für 
Polen geladen haben. Die Danziger Hafenarbeiter weigern sich, 
die Schiffe zu entladen, weil Deutschland neutral bleiben will. 
Der englische Machthaber verhandelt mit dem Transportarbeiter- 
verband, erreicht aber nichts. Englische Soldaten werden kom¬ 
mandiert, und auch das soll nicht so glatt gegangen sein. 
Tschechische Arbeiter halten Züge an, gleichfalls um Truppen 
und Munitionsnachschub zu verhindern. Der Bergarbeiterkongreß 
in Genf erklärt, daß im Falle der Besetzung des Ruhrgebiets 
die internationale Bergarbeiterschaft den Generalstreik beschließen 
würde. Diese Beispiele könnten beliebig vermehrt werden. 

Ueberall setzt sich kraftvoll die gewerkschaftliche Konzentration 
durch. Ueberall ringen neue Kräfte, um der zermürbten Trinitatis 
Imperialismus, Militarismus und Kapitalismus Trutz zu bieten. Aus 
der Theorie internationaler Arbeiterprogramme steigen die Reali¬ 
täten neuen Völkerlebens auf. Wie jede Macht, kann auch diese 
mißbraucht werden. Man ,hüte sich vor Ueherschätzung der Kräfte, 
halte sich immer die bewährte vorsichtige Taktik der Gewerk¬ 
schaften vor Augen, die langsam, aber mit beispielloser Zähig¬ 
keit den Aufstieg der Arbeiterklasse erreicht hat. Ein ausländi- 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Büdiersdiau. 


6« 

scher Diplomat nennt das Auftreten Hues auf der Spaer Konferenz 
„eine neue Erscheinung in den Annalen der Diplomatie“. Weniger 
zurückhaltend darf man sagen, daß sich in den Worten des 
Beigarbeiterführers (die heutige Machtstellung der Arbeiterschaft 
kristallisierte. Diese Macht wird in dem Maße weiter wachsen, als 
sie sich ihrer lebendigen Kräfte bewußt bleibt, jund die Linie ihrer 
ökonomischen und historischen Entwicklung nicht verläßt. 


Bücherschau. 

1. Lederer: Ist Rabbi Jeschua (Jesus) Gottes Sohn? Verlag Adolph 
Hoffmann, Berlin. Preis 90 Pfennig. 

Unsere Gegenwart ist voll des Kampfes um sittlich-kulturelle 
Werte der Menschheit. Das will sagen, daß die Menschheit wie¬ 
der einmal um ihr Heiligstes kämpft. Diese Tatsache sollte die 
Notwendigkeit sachlichen Ernstes und gegenseitigen - Verständnisses ge¬ 
nugsam dartun. Die folgenden Zeilen sollen ein geringster Beitrag 
zu dem Kulturkampf unserer Tage um das Verständnis der Person 
Jesu und seines Anspruches „Gottes Sohn“ zu sein, liefern. Zugleich 
aber sollen sie den Versuch machen, ohne Haß und unsachliche Schärfe 
zu polemisieren. Den Anlaß und die Grundlage der Ausführungen bildet 
die Broschüre von I. Lederer: „Ist Rabbi Jeschua Gottes Sohn?“ 

Ein Dreifaches soll in kurzer Ausführung an uns vorüberziehen: 
Der Mensch — die Lehre — die Religion. — Was wissen wir von 
dem Menschen Jesus? Offenbar im wesentlichen nicht mehr, als uns 
die Evangelien melden. Die Schrift Lederers sucht durch Erweis von 
irrigen historischen Angaben in den Evangelien die Brauchbarkeit der 
Quellen anzuzweifeln. In der Tat: Es ist nichts einzuwenden gegen 
die Behauptung, die Schätzung in Palästina habe nicht in dem Gebiet 
stattgefunden, in dem Jesu Eltern wohnten. Auch gegen die Legende 
des Kindermordes als Unmöglichkeit ist nichts einzuwenden. Doch was 
will denn das heißen? Fühlt nicht j^der Mensch, der erleben will, aus 
den Schilderungen der Evangelisten, da wo sie nichts Wunderbare^ 
sondern nur den Menschen zeichnen, fühlt man da nicht den Eindruck 
heraus, den diese Persönlichkeit auf die Jünger und ihre Umwelt 
machte? 

Wenn Menschen Größtes erleben, dann drängt sie’s, von diesem Er¬ 
leben Zeugnis abzulegen. Sind nun aber nicht schon unsere nüchternen 
Worte ein Bild von dem, Was wir erlebten, sie sind doch' das Erleben 
nicht selbst! Und nun bedenke man, daß immer das Bild, das Gleichnis 
am geeignetsten ist, Seelisches auszudrücken, geeigneter als die eben¬ 
falls ungenauen Begriffe. 

Fassen wir zusammen, was wir von den Evangelien als Quelle hier 
sagen können, der bildhafte Ausdrude und das allerdings bestehende 
und rechtmäßig bestehende Bestreben der Evangelisten, Christus zu er¬ 
höhen, zeugt uns als Abglanz von der Existenz einer überragenden 
Persönlichkeit von unnahbarer sittlicher Hoheit. 

Das also ist der Kern, der als wirkende Kraft Menschenherzen noch 
heute, und das ist der größte Beweis für die Hoheit des Willens, 
der in den Evangelien seinen Abglanz findet, erwärmen und stärken 
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kann: Jesus von einzigartiger sittlicher Höhe! Das erkennt ungefähr 
auch die in Rede stehende Schrift an, nur leugnet sie die Bedeutung 
solcher Persönlichkeit für uns und unsere Zeit. Bei der Erwägung der 
Berechtigung dieser Behauptung bitte ich die Frage vorerst zu unter¬ 
suchen, was unserer Zeit fehlt Mir scheint, daß man dann in der 
Antwort auf den Mangel an sittlichem Wesen und Willen kommt 
Mithin auf das, was jener Prophet aus Nazareth der Menschheit nicht 
bloß sagte, sondern vorlebte! 

Die Lehre. Es handelt sich in unserer Schrift um das rechte Ver¬ 
ständnis des Begriffes: „Gottes Sohn“. Wenn der Verfasser mit Redit 
all jene unseligen Dogmen als rationalistisch unmöglich, als wider¬ 
spruchsvoll abtut, dann ist, so behaupte ich, jener bildliche Ausdruck 
von imendlicher Tiefe noch lange nicht als Lüge und Unmöglichkeit 
abgetan. 

Was will Jesu Lehre? Nach zwei Seiten wendet sie sich, um kurz das 
Neue und Ueberragende zu nennen: Gott ist der Vater, mithin die 
Menschen die Kinder. Die Menschen sind untereinander als Kinder, des¬ 
selben Vaters, d. h. als Träger gleichen göttlichen Erbteils, sind Brüder. 
Jesus ist „Gottes Sohn“, wie du und ich, nur graduell unterschieden. 
Ich verweise hier auf die tiefen Ausführungen über dieses Thema in 
dem Buche von B. Dörries: „Der Glaube an die Welt“, Seite 57 ff. 

Doch nun zu unserem dritten Punkte: 

Die Religion. Der Verfasser der Schrift macht von dem falsch ver¬ 
standenen göttlichen Ursprung der Bibel die Berechtigung der Religion 
abhängig. Was ist Kriterium für die Göttlichkeit einer Religion? Nicht 
ihr Ursprung! Wie soll denn anders Religion in die Welt kommen als 
durch Menschen? Kriterium für die Göttlichkeit und damit für die Be¬ 
rechtigung einer Religion ist einzig und allein die Wahrheit des Ge¬ 
haltes. Und diese Wahrheit wird im Leben zu erproben sein, nachdem 
sie vorher erlebt war. Das tiefste Erleben des Menschen, das ist die 
Offenbarung! Und noch eins. Der Autor weist, wie immer geschieht, 
den Glauben ab, als nunmehr unnötig, er habe der Wissenschaft zu 
weichen. Dem ist zu entgegnen: Ist denn Wissenschaft kein Glaube? 
Ist nicht jeder Satz der Wissenschaft auf Glauben gegründet, auf 
Glauben an die Autorität der Vernunft und der Sinne! 

Und außerdem. Ist denn diese Art Glaube, über die die Menschheit 
nie hinauskommen wird, ist die dann der religiöse Glaube? Olaube ist 
Hingebung an das Höhere. Da ist es letztlich ganz gleichgültig, ob 
dies Höhere ahnend erlebt, ob das so oder so zu denken sei, was 
eo ipso eine Unmöglichkeit ist. 

Um nun zum Schluß auf zwei Bemerkungen des Autors zu kommen, 
die das Christentum als Religion im besonderen betreffen. 

Das Christentum sei fortschrittsfeindlich. 

Ist das wahr? Ist eine Religion dem Fortschritt feindlich, auf deren 
Boden die ganze reiche Kultur des Mittelalters an Baukunst, Dichtung 
und Malerei und Wissenschaft aufkommen konnte? Einer Religion, die 
selbst den größten und letzten Fortschritt, der Menschen zu schaffen auf¬ 
gegeben ist, als ihre zentralste Forderung aufstellt! 

Und die andere Behauptung, die die Konsequenzen betrifft, die aus 
geschichtlicher Religionsbetrachtung entspringen. Der Autor glaubt, der 
Atheismus sei daraus die notwendige Konsequenz. Mir will scheinen, als 
lehre geschichtliche Religionsbetrachtung ein doppeltes: 
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Das Sehnen des Menschenherzens nach Höherem und zum andern die 
Unterscheidung von menschlicher irrender Form und ewigem göttlichen. 
Inhalt! 

Ich stehe am Ende meiner Ausführungen und erinnere zum Schlüsse 
daran, daß Sozialismus — Gemeinschaft bedeutet im höchsten Sinne. 
Der Geist aber der Gemeinschaft, ohne den die Glieder nie eine solche 
bilden können, sei der Geist des Propheten von Nazareth. 

Friedrich Dahl: Der sozialdemokratische Staat im Lichte der Darwin - 
Weismannschen Lehre. Fischer. Jena 1920. 42 Seiten, 6 Abbil¬ 
dungen. 

Mit der Darwin-Weismannschen Lehre ist die Lehre von der über¬ 
schüssigen Fruchtbarkeit der Lebewesen und der Auslese der an die 
Umwelt am besten Angepaßten durch den „Kampf ums Dasein“ ge¬ 
meint. Gegen das Naturgesetz vom Ueberleben der Passendsten — 
meint Professor Dahl — werde mit den Versuchen verstoßen, „Menschen 
am Leben zu erhalten, die sich selbst und ihrer Umgebung dauernd nur 
zur Last fallen, Mißgeburten, unheilbare, der Gesellschaft gefährliche 
Geisteskranke und sogar gemeingefährliche Verbrecher, die letzteren auch 
dann, wenn sie sich als unverbesserlich erwiesen. Nach Naturgesetzen 
müßten alle diese Menschen zugrunde gehen, sind also gar nicht existenz¬ 
berechtigt.“ Nun, die Zahl der „Mißgeburten“, die tatsächlich lebensfähig 
sind, ist verschwindend gering, sie kommen praktisch nicht in Betracht 
Und wie steht es mit den Geisteskranken? Mit dem Fortschritt der 
Zivilisation wurden sie in zunehmendem Maße in Anstalten gesperrt 
und an der Fortpflanzung ihrer Gebrechen gehindert; übrigens darf 
man nicht vergessen, daß auf Geisteskrankheit ebenfalls die trefflichen 
Worte des Rassenhygienikers Fritz Lenz zutreffen: „Krankheit ist ein 
Leben an den Grenzen der Anpassungsbreite“, und daß auch jene, die an 
der oberen Grenze dieser Anpassungsbreite stehen — die genialen Men¬ 
schen — nur allzu leicht im landläufigen Sinn als „Kranke“ aufgefaßt 
werden können. Die Verbrecher endlich dürfen wir wohl mit wenig 
Ausnahmen als Opfer der sozialen Nöte unseres Wirtschafts- und Gesell¬ 
schaftslebens betrachten. Man braucht, um sie zu beseitigen, nicht 
wieder, wie es Dahl wünscht, in mittelalterlicher Art Todesstrafe auf 
alle erdenklichen Vergehen setzen (Seite 22), sondern nur die Gesellschafts¬ 
ordnung so ändern, daß Elend und Not nicht Scharen unserer Mit¬ 
menschen zu Verbrechern werden lassen. Das ist das weniger, schmerz¬ 
liche Verfahren. Weiter wendet sich Dahl gegen die Arbeitslosenunter¬ 
stützung als ein Mittel !zur Förderung der faulen und unbrauchbaren Men¬ 
schen auf Kosten der Tüchtigen. Doch ist die beitragslose Arbeitslosen¬ 
unterstützung, die dem Verfasser Anlaß zur Anfeindung der Sozial¬ 
demokratie bietet, nur ein Auskunftsmittel für die Uebergangszeit vom 
Krieg zu normalen Verhältnisse^ Viel weniger beanstandet werden können 
auf Gegenseitigkeit beruhende Unterstützungs- und Versicherungseinrich¬ 
tungen« Grundsätzlich ist auch der Referent der Meinung, daß das öffent¬ 
liche Versorgungswesen auf die Nichterwerbsfähigen zu beschränken ist. 
Noch eins: Arbeitslosigkeit war, bisher mindestens,'nicht in den meisten 
Fällen ein Zeichen von Unbrauchbarkeit und Faulheit der Leidenden, 
sondern recht oft die Folge davon, daß einer nicht vor Vorgesetzten 
den Rücken krümmen und Speichel lecken mochte, daß er seine Ge¬ 
sinnung rückhaltlos offenbarte usw. 
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Eingelaufene Schriften. 
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Oh uns in wirtschaftlicher Hinsicht Akkordarbeit und Taylorsystem 
retten können, wie D. glaubt, möchte ich bezweifeln. Um das Höchst* 
maß der Leistung und Interesse an dem Produkt seitens der Arbeitenden 
zu erzielen, scheint vielmehr die Beseitigung des dienstherrlichen Systems 
und die Einführung einer Gemeinwirtschaft unter Verantwortlichkeit aller 
an ihr Beteiligten erforderlich. So großen Respekt vor den überlieferten 
wirtschaftlichen Einrichtungen wie D. können wir nicht aufbringen, wir 
glauben auch nicht, daß das, was da ist, meist gut ist, weil „im Kampf 
ums Dasein, also durch Naturgesetz entstanden“, halten vielmehr dafür, 
daß die traditionellen wirtschaftlichen wie sozialen Einrichtungen recht 
unpassend geworden sind und den natürlichen Fortschritt der Mensch¬ 
heit hindern, weil namentlich die bestehenden Privilegien den einen, die 
sie besitzen, ungehörige Vorteile sichern und die Nichtprivilegierten 
ebenso benachteiligen. Es ist doch köstlich, wenn D. nach längeren 
Ausführungen über den Bienenstaat die Befürchtung kundtut, es könne 
„im menschlichen Staate die Gleichstellung aller Glieder nur den Unter¬ 
gang aller zur Folge haben“. An absolute wirtschaftliche Gleichheit im 
sozialdemokratischen Gemeinwesen denkt übrigens wohl kein ernsthafter 
sozialistischer Theoretiker, wohl aber halten alle demokratischen Sozia¬ 
listen an dem Grundsatz fest, daß jedem die gleichen Möglichkeiten 
der Entfaltung und Bestätigung seiner Fähigkeiten gewährt werden. — 
Die Wahl des Staatsoberhauptes paßt D. nicht, weil die Masse der 
Bürger, der sie obliegt, angeblich nicht befähigt ist, den Tüchtigsten 
oder einen der Tüchtigsten auszuwählen. Zugegeben, daß es wirklich 
so wäre, hätten wir doch keinen Anlaß zur Rückkehr zum Gottes- 
gnadentum, sondern vielmehr dazu, dem Staatsoberhaupt nicht allzu 
große Befugnisse einzuräumen, wie überhaupt in der Staatsverwaltung 
die Macht des einzelnen Beamten soweit es geht, zu verringern, dafür 
aber möglichst viele Bürger an den Staatsgeschäften ehrenamtlich mit- 
wirken zu lassen. Daß die Betrachtungen über das Staatsoberhaupt io 
den Ruf nach der erblichen Monarchie ausklingen (Seite 36), ist bei dem 
Geist, der die Schrift Dahls erfüllt, nicht zu verwundern. Ueber das 
sozialdemokratische politische Gemeinwesen im Lichte der Lehre von 
der Auslese der Passendsten erfährt der Leser herzlich wenig; aber 
deutlich wird ihm des Verfassers Angst, es könnten in Deutschland 
die Vorrechte gewisser Klassen fallen. Wir wünschen, daß diese Zeit 
bald komme! H. Fehlinger. 
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Art unsere gejjirte_n Leser! 

*2j ngesichts der beispiellosen Steigerung 
der Herstellungskosten dieser Wochen- 
schriit sind wir zu unserem lebhaften Bedauern 
gezwungen, vom 1. Oktober ab den Preis der 
Einzelnummer der „Glocke“ auf 1,50 MARK 
zu erhöhen. Satz und Druckkosten stiegen 
seit Juli 1914 um das Zehnfache, Preise der 
Materialien (Metall, Papier, Farbe und Oel) 
um das Zwanzig- bis Dreißigfache. Hingegen 
haben wir den Preis der Einzelnummer der 
„Glocke“ seit 1915 nur versiebenfacht. Wir 
hoffen deshalb, daß unsere Leser uns auch 
fernerhin die Treue bewahren und für unser 
Blatt werben werden. 

Verlag und Schriftleitung der „Glocke“ 
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24. Heft 11. September 1920 6. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


PARVUS: 

Polen und der französische Militarismus. 

I CH behaupte: Um die Selbständigkeit Polens zu sichern, ist 
weniger die Bewaffnung Polens als die Entwaffnung Ruß¬ 
lands von Bedeutung. Utes alte Polen ging an der Uebermacht 
des moskowitischen Reiches zugrunde. Nicht Preußen und Oester¬ 
reich haben es vernichtet, sondern Rußland. Wäre Polen nicht 
zwischen den drei Mächten aufgeteilt worden, so hätte es Ruß¬ 
land ganz geschluckt. Das Zarenreich wäre dann längst zum Be¬ 
herrscher Europas geworden. Das muß ein jeder einsehen, der sich 
nicht die Geschichte nach den Ideen der französischen Luden¬ 
dorffs und Tirpitze zurechtlegt, sondern sie von einem allgemeinen, 
mindestens europäischen Gesichtspunkte liest. > 

Durch die Entwaffnung und Zertrümmerung der Zentralmächte 
hat man hinter Polen — militärisch — einen leeren Raum ge¬ 
schaffen. Um so geringer mußte sein Widerstand gegenüber Ruß¬ 
land sein, (km (es an Volkszahl und 'wirtschaftlicher Macht, folglich 
auch militärisch — (das zeigt sein geschichtlicher Untergang — 
unterlegen ist. 

Eine Politik Polens, die es mit seinen westlichen Nachbarn 
verfeindet, ist deshalb eine Selbstmordpolitik. 

Eine Politik Pokns, die; auf eine militärische Rivalität mit 
Rußland hinausgeht, führt erst recht ins Verderben. 

Die Lösung liegt im Völkerbund und einer allgemeinen Ent¬ 
waffnung. Ich verstehe darunter die Föderation der europäischen 
Staaten, wie sie der Sozialismus längst fordert. Vorbedingung dazu 
ist — ich habe es wiederholt hervorgehoben — die Selbständig¬ 
keit Polens, der Ukraine, der russischen Randstaaten, weil sonst 
Rußland durch seine gewaltige staatliche Zentralisation ein Ueber- 
gewicht im Völkerbund selbst erhalten würde. Das ist rein poli¬ 
tisch genommen, außerdem kann sich der Völkerbund überhaupt 
nur gesund entwickeln, wenn in ihm die Selbständigkeit jeder 
einzelnen Nation vollkommen gewahrt wird. 

Auf dem Wege der militärischen Auseinandersetzung mit Ruß¬ 
land müßte Polen früher oder später den kürzeren ziehen. Viel¬ 
leicht war das mit ein Motiv, die Auseinandersetzung jetzt zu 
suchen, statt sie hinauszuschieben, denn man glaubte, einem bol¬ 
schewistischen Rußland gegenüber am besten abschneiden zu kön¬ 
nen. Aber es hat sich gezeigt, daß> selbst ein bolschewistisches 
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Rußland Polen überlegen ist. Man hat auch die nationale Be¬ 
geisterung übersehen, die der polnische Angriff in Rußland aus¬ 
löse n mußte. Man hat seine eigene Kraft überschätzt, man hat 
mit dem Zeitfaktor nicht gerechnet, denn damit ein neuer Staat 
eine gefestigte Annee bilde, dazu braucht es Zeit. Man hat außer¬ 
dem die soziale Versetzung zu wenig berücksichtigt, die Polen selbst 
durchmacht, oder vielleicht Isuchte man gerade wegen der Schwierig¬ 
keiten in der inneren Politik einen Ausweg nach außen. Man 
hat obendrein die Friedenssehnsucht, von der die ganze Welt 
erfüllt ist, außerachtgelassen. 

Wenn auch die russischen Armeen vor den Toren Warschaus 
zurückgeworfen worden sind, so ist doch der Feldzug dieses Jahr 
zugunsten Rußlands ausgefallen. Der rasche Rückzug (kr russi¬ 
schen Armeen ist übrigens ein neuer Beweis ihrer großen Be¬ 
weglichkeit. Ob es den Russen gelingen wird, sich neu zu sammeln, 
ist eine Frage des Nachschubs, militärisch können sie von den 
Polen daran nicht gehindert werden. Ein neuer großer Vorstoß der 
Russen liegt durchaus im Bereiche der Möglichkeit, wenn nicht 
frühzeitige Kälte eintritt Auf alle Fälle aber wird ein Winter 
ohne Frieden die polnische Regierung vor schier unüberwindbare 
innere Schwierigkeiten stellen. Die Hauptsache aber ist, daß es 
hn Interesse Polens liegt, gute Beziehungen zu Rußland aufrecht¬ 
zuerhalten. 

Polen muß und wird sich deshalb den Einflüsterungen der im¬ 
perialistischen Draufgänger der Entente entziehen. 

Die Politik der Entente dem revolutionären Rußland gegenüber 
hatte den Kampf, gegen den Bolschewismus zum Leitmotiv. Hinter 
diesem veibarg sich von vornherein und trat mit dem Ausbruch 
der Revolution in Zentraleuropa immer deutlicher hervor der 
Kampf gegen den Sozialismus überhaupt. Daneben spielten impe¬ 
rialistische und reine Raubritterinteressen mit. 

Das imperialistische Interesse bestand darin, Rußland bei der 
Lösung des Orientproblems auszuschalten. Zu diesem Zweck war 
es notwendig, mit dem früheren Bundesgenossen, ohne dessen 
Unterstützung nicht nur der Sieg, sondern der Krieg überhaupt 
unmöglich gewesen wäre, auf (ton Kriegsfuß zu bleiben. Das 
geschah und schlug zugunsten Englands aus, das mit der Aus¬ 
schaltung Rußlands die Vorherrschaft im Orient bekam. 

Auf französischer Seite scheint man ernstlich geglaubt zu haben, 
mit Hilfe einer militärischen Kamarilla in Rußland herrschen zu 
können. Man glaubte, auf diese Weise sich die militärischen Kräfte 
eines bürgerlich erstarkten Rußlands dienstbar machen zu können. 
Daß das ein Verrat an Polen war, das neben einem militärisch 
erstarkten reaktionären Rußland niemals würde bestehen können, 
ist noch das wenigste. Es war aber überhaupt eine falsche Rech¬ 
nung, denn ein militärisch wieder aufgerichtetes Rußland würde 
nicht französische, sondern eigene Politik treiben. 
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Audi darüber sollte man sich keinen Zweifeln hingeben: ein 
militärisches Rußland, ob zaristisch oder bolschewistisch regiert, 
wird imperialistisch sein. 

Vielleicht schwebte auch den französischen Imperialisten 
in weiterer Linie ein Bündnis mit einem militärisch starken Ruß* 
land vor, um die Wjelt zu beherrschen. Ein solches Bündnis 
würde seine Spitze gegen Großbritannien kehren. 

Sicher aber ging man darauf hinaus, mit Hilfe der konterrevo¬ 
lutionären russischen Generäle, ob sie nun kurz oder lang herrschen 
sollten, Rußland auszuplündern. 

Das ganze scheiterte daran, daß man die treibenden Kräfte der 
russischen Revolution verkannte. Das alte Regime ist mit seinem 
ganzen Anhängsel von Hofleuten, Militärs und Geschäftsleuten 
abgetan. Man kann in Rußland wohl, wie das Beispiel der Bolsche¬ 
wisten zeigt, eine Gewaltherrschaft etablieren, aber man kann nur 
oben auf kommen, wenn man sich auf die von der Revolution 
selbst ausgelösten sozialen Kräfte, sei es die Arbeiterschaft oder 
die Bauernschaft, stützt. 

Der Kampf der Entente gegen den Bolschewismus hat unter 
diesen Umständen das Gegenteil bewirkt, was bezweckt wurde. 
Der soziale Bankrott {des Bolschewismus war längst da, als die 
Einmischung von außjen ihm nationale Aufgaben zuschob. Man 
gönnte dem russischen Volk keine Atempause, um seine politischen 
Verhältnisse zu ordnen. Es mußte Krieg führen>. Der Bolschewis¬ 
mus bekam gewaltige Agitationsmittel in die Hand: Er führte 
einen Kampf um die Republik und um die Selbständigkeit des 
Reichs, und er schützte das Bauerntum gegen die Rückkehr der 
Gutsherren, die ihm das expropriierte Land wieder wegnehmen 
würden. Der Bolschewismus bekam dadurch die Möglichkeit, eine 
Armee aufzustellen, mit der er seine militärischen wie auch seine 
politischen Gegner niederhielt. 

Diese verhängnisvollen Wirkungen sind jedem klar mit Ausnahme 
der gegenwärtigen Beherrscher Frankreichs, der Militärimperia¬ 
listen. Int Unterschied zum Imperialismus Englands, d!as mit be¬ 
waffneter Macht seine wirtschaftliche Weltherrschaft stützt, 
geht der französische Militarismus darauf hinaus, den Sieg zu 
einer französischen Weltherrschaft auszuarbeiten. Vergessen sind 
die anfänglichen Beweggründe des Krieges, die Revanche war nur 
ein Köder für das Volk, das mit seinen Leibern die Schützengräben 
füllte, die französischen Militaristen betrachten; die ganze Welt 
als ihre Domäne, mit dem Recht des Siegers legen sie ihre Hand 
auf jedes Fleckchen Erde, jede Staatsverfassung, die sie erreichen 
können. 

Die Traditionen des französischen Militärimperialismus reichen 
bis auf Napoleon I. zurück. Er hat aber inzwischen eine Entwick¬ 
lung durchgemacht, die über den Bonapartismus führte. Man 
weiß in Frankreich genau zwischen Napoleon I. und dem Bona- 
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partismus zu unterscheiden. Denn große geschichtliche Gescheh¬ 
nisse haben da eine sehr beredte Sprache geführt. Napoleon I. 
brachste Frankreich die Weltherrschaft, der Bonapartismus den 
Zusammenbruch. Die Weltherrschaft Napoleon I. scheiterte an 
dem Widerstand, den England organisierte und leitete, der Bona¬ 
partismus dagegen besorgte durch den Krimkrieg die Geschäfte 
Englands. Der gegenwärtige französische Militarismus, der die 
Entwaffnung der Zentralmächte zur Etablierung seiner eigenen 
Gewaltherrschaft ausnut 2 en möchte, leistet Vorarbeit für Rußland 
und Asien . * 

Schon hat der Bolschewismus eine Armtee nach altem Muster 
geschaffen. Die Kadres sind da, in die immer größere Massen 
eingefügt werden können. Der Bolschewismus wird dazu ge¬ 
zwungen durch die Weiterfühmng des Krieges, und die mords¬ 
patriotische Begeisterung, die der Polenkrieg auslöste, gibt ihm 
dazu den moralischen Halt Mit der Massenfüllung der bolsche¬ 
wistischen Armeen muß sich aber auch deren sozialer und poli¬ 
tischer Charakter ändern. Die Bolschewisten haben durch das 
Rätesystems die Bauern aus der Politik ausgeschaltet und bringen 
sie über die Armee in die Politik wieder hinein. Die bolsche¬ 
wistischen Kemtruppen werden von den Bauernmassen überflutet 
werden, die mit dem Bolschewismus nichts gemein haben. Um 
diese Armee zusammenzuhalten, wird man das nationale Moment 
immer mehr betonen und die Organisation wie die Disziplin immer 
straffer gestalten müssen. Entweder die bolschewistische Regie¬ 
rung tut das, oder sie wird im weiteren Verlauf des Krieges, 
wenn dieser noch lange fortdauert, von den nationalen Führern 
beiseitegeschoben bzw. über den Haufen geworfen werden. So 
oder so haben wir* in sicherer Entwicklung die alle russische 
Militärmacht vor uns?. 

Diese russische Militärmacht könnte schon deshalb nicht für 
Frankreich sein, weil sie sich im Kampf jgegen Frankreich ent¬ 
wickelt. Das militaristische Rußland wird sich, das sieht man 
jetzt schon, und das ergibt sich aus der von dem Weltkrieg 
geschaffenen Situation, nach dem Osten orientieren. 

Der Bolschewismus revolutioniert Asien. Er leistet damit Vor¬ 
arbeit für das militaristische Rußland, das unter bolschewistischer 
oder nationaler Führung Asien militarisieren wird. Rußland wird 
dann die letzten Floskeln der europäischen Kultur, die es jetzt 
noch wie ein zerlumptes und verlaustes Strolchgewand zur Schau 
trägt, abstreifen und nur noch die europäische militärische Organi¬ 
sation und Ausrüstung beibehalten, um als Vortrupp der asiati¬ 
schen Volksmassen den Kampf gegen Europa zu führen. 

Das ist die Gefahr, die droht. 

Der russische Bolschewismus und der französische Militaris¬ 
mus arbeiten an (fern Untergang des westeuropäischen Kultur. 
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Dr. RODERICH VON UNGERN-STERNBERG: 


„Dittmanns Wahrheit über Sowjetrußland.“ 


Z URÜCKGEKEiHRT aus dem Lande der „zweibeinigen Tiere“ 
und der „allgemeinen Kulturlosigkeit“, hat Wilhelm Dittmann 
in der „Freiheit“ (Nr. 360), im. Bewußtsein seiner west¬ 
europäischen „vollwertigen“ Menschlichkeit, einen Artikel „Die 
Wahrheit über Rußland“ vom Stapel gelassen. 

Im allgemeinen kann man sagen, daß Dittmanns Ausführungen 
den tatsächlichen Verhältnissen in vielen Punkten gewiß ent¬ 
sprechen, aber sie enthalten von Anfang bis zum Ende auch gar 
nichts, was nicht schon längst denjenigen bekannt ist, die ihre 
Kenntnis nicht nur aus der „Freiheit“ geschöpft haben, sondern 
bemüht waren, alles) heranzuziehen, was über Sowjetrußland unter¬ 
richtet. Vermutlich war auch Dittmann vor seiner Moskauer Reise 
über die russischen Zustände informiert, und es sind fraglos 
gelinde Zweifel zulässig, ob ein Mensch, dem Land und Leute 
fremd sind, der der Landessprache unkundig, auf einer Kon¬ 
ferenzreise von einigen Wodien soviel Einblick in die tatsächlichen 
Verhältnisse gewinnen kann, daß er nun auf seinen „an Ort und 
Stelle“ gewonnenen Kenntnissen sehr sicher fußen darf. 

Die „Enthüllungen“, wie ein großer Teil der Presse die Ditt?- 
mannschen Artikel freudestrahlend nennt, bringen denn auch sicher¬ 
lich nur einen Teil der Wahrheit über Sowjetrußland, und zwar 
nur den Teil, der geeignet ist, die Räteregierung in den Augen) 
des westeuropäischen Proletariats herabzusetzen, sie als verwerf¬ 
lich und vexbrecherisch erscheinen zu lassen. Das Bild, das Ditfl- 
man von Sowjetmßlanti entwirft, ist doch folgendes: Fast die 
sämtlichen Mitglieder der Kommunistischen Partei haben nichts 
anderes im Sinn, als ein schönes „Postchen“ in der Regierung zu 
erlangen, es herrscht allenthalben organisierter Terror, die Preßj- 
freiheit und alle sonstigen Freiheiten sind für NichtkommuniSte» 
aufgehoben, die Wahlen vollziehen sich unter dem Druck der 
Regierung, Streiks sind verboten, die Beamten* sabotieren, Deser¬ 
teure werden erschossen, das Wirtschaftsleben ist militarisiert, der 
Bauer gibt keine Nahrungsmittel heraus — kurz, eine Darstellung, 
wie sie schwärzer von den haßerfüllten Gegnern der Räteregie¬ 
rung kaum gegeben werden kann. Dabei ist sehr vieles ganz zu»- 
treffend, nur wird alles verschwiegen, — oder ist dem Verfasser 
unbekannt —, was dieses Bild zu etgänzen, seine grau-schwarze 
Stimmung sehr erheblich zu mildern imstande ist, und erst der 
vollen „Wahrheit über Rußland“ nahekommen würde. 

Warum weiß Dittmann nichts zu berichten über die Anstrengun¬ 
gen der Sowjetregierung, das Wirtschaftsleben des Landes zu 
heben, und über die Resultate der entsprechenden Maßnahmen? 
Wie groß ist im einzelnen die bis hier erzielte Steigerung der Kohlen- 
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Produktion in Sibirien ? Gelingt es, die geförderten Mengen heran¬ 
zuschaffen? Hat sich die Zahl der Lokomotiven und Wagen tat¬ 
sächlich so erheblich gesteigert, wie aus einigen Berichten zu 
ersehen ist? Ist eine nennenswerte Steigerung der Gold- und 
Platinerzeugung (erreicht worden ? Steht dem Rückgang der Anbau¬ 
fläche in einem Gebiet nicht auch eine Zunahme der Bebauung 
in anderen Gegenden gegenüber? Welche Bedeutung ist der aus¬ 
ländischen Einfuhr beizumessen —, wie groß ist sie zurzeit? 
Trifft es zu, das der zweifellos sehr große Mangel an Industrie¬ 
waren zum Teil durch die Hausindustrie wettgemacht wird? Haben 
sich die Bestände an Heizmaterial (Holz, Naphta) in Moskau 
und Petersburg gegen das Vorjahr tatsächlich sehr bedeutend 
gehoben, so daß die Bevölkerung den kommenden Winter leichter 
überstehen wird als den vorhergehenden ? Welche Ausfuhrmöglich¬ 
keiten bestehen z. B. in Holz? Ist eine Steigerung der Arbeitsl 
leistung in der Industrie und im Transportwesen, als Folge der 
Militarisierung der Arbeit, zu verzeichnen? — Auf alle diese und 
noch viele ähnliche Fragen, auf die zuverlässige Nachrichten eine 
bejahende Antwort geben, hätte in einem Aufsatz: „Die 
Wahrheit über Rußland“ unbedingt eingegangen werden müssen. 
Ferner vermißt man jegliche Erwähnung der zweifellos sehr nam¬ 
haften Erfolge, die die kommunistische Regierung auf dem Gebiet 
des Volksschulwesens und der Volksbildung zu verzeichnen hat, 
über deren kulturelle Bedeutung man wohl nicht zweierlei Mefc- 
fiung sein kann. Kein Wort weiß Dittmann ferner über die 
Maßnahmen der Räfceregjerung auf volkshygienischem Gebiet zu 
sagen. Es wäre doch interessant zu wissen, ob der auffallende 
Rückgang der Erkrankungen an Flecktyphus (Januar 355 666, 
Mai 28 236 Personen) und an Cholera nicht in erster Linie auf 
die Tätigkeit des Gesundheitskommissariats zurückzuführen ist, 
das zum erstenmal in Rußland in großem Stil Zwangsimpfungen 
durchgeführt hat. Das alles gehört auch in eine „Betrachtung 
über russische Verhältnisse“, die der Räteregierung gerecht zu 
werden bestrebt wäre. 

Auch das, was Dittmann z. B. über die Tätigkeit der Außer¬ 
ordentlichen Kommission zur Bekämpfung der Gegenrevolution 
und Spekulation sagt, eines abscheulichen Instituts, das sich der 
politischen Geheimpolizei der Zarenzeit würdig an die Seite stellt, 
erweckt insofern falsche Vorstellungen, als er nicht angibt, wie 
viel von den in einem Monat Hingerichteten 893 Personen auf 
Wucherer, Deserteure usw., und wieviel auf politische Gegner 
entfallen. Es ist dodi immerhin ein Unterschied, ob ein Lebens¬ 
mittelspekulant oder ein Verschwörer gegen die Räteregierung 
hingerichtet wird, denn unter die letzte Kategorie fallen nach 
vorliegenden Angaben nur verhältnismäßig sehr wenige. Wenn 
Dittmann des weiteren erzählt, daß „ein Teil der früheren Beamten, 
Intellektuellen usw., vom Hunger getrieben, in den vielen Bureaus 
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der Sowjeteinrichtungen Unterschlupf gesucht“, so ist auch das 
wieder nicht die volle Wahrheit. Es wind dem Leser hierbei nicht 
mitgeteilt, daß es gegenwärtig in Rußland eine starke Strömung 
unter den Intellektuellen, — die vorher der Räteregierung nur 
ablehnend gegenüberstanden, gibt, die auf das entschiedenste für 
eine aufopferungswillige Mitaiheit eintreten (Gredeskul, Bech¬ 
terew u. a.). 

Es ließe sich zu den einzelnen Ausführungen Ditt- 
tnanns noch recht vieles bemerken, jedoch erscheint das über¬ 
flüssig, weil, wie gesagt, die Betrachtungen nicht gerade falsch, 
aber sehr unvollständig sind. Aber auf eit» muß noch eingegangen 
werden. 

Der Haupttrumpf, den Dittmann gegen die russische Räte- 
regierung auszuspielen glaubt, liegt wohl darin, daß er ganz richtig 
feststellt: in Sowjetrußland herrscht eine „Führerdiktatur“, aber 
kein „Selbstbestimmungsrecht der Masse“. Das erscheint ihm als 
der Gipfel des Verwerflichen, und er sagt, auch zutreffend, daß 
so eine Diktatur in Deutschland unmöglich wäre. Dittmann offen¬ 
bart sich hierbei aber, — wenn er «den Führern der Räteregierung 
hieraus einen Strick drehen will —, als ein nach Rußland zeitweilig 
verschlagener Westeuropäer, der für die Tatsächlichkeiten der 
russischen Gegenwart nicht das geringste Verständnis hat! 
Wie in aller Welt soll es möglich sein, ohne diktatorische Eingriffe 
in das „Selbstbestimmungsrecht der Masse“ unter den heutigen 
Verhältnissen in Rußland überhaupt eine staatliche Ordnung auf¬ 
rechtzuerhalten? Gerade die Erfahrung der Kommunisten hat 
doch gelehrt, daß man auf die Selbstbestimmung der Massen in 
Rußland nicht bauen kann; ob das wo anders möglich ist, möchte 
ich dahingestellt sein lassen. Jede Regierung, die sich an die Wieder¬ 
aufrichtung des russischen Wirtschaftslebens wagen würde, müßte 
notwendigerweise genau so diktatorisch Vorgehen, wie es die 
Kommunisten tun. Jede andere mehr rechts stehende Regierung 
würde aber Fiasko machen, weil sie gar kein Vertrauen bei den 
Massen finden würde. Daher wäre die Folge einer gewaltsamen 
Beseitigung der Räteregierung notwendigerweise das Chaos. Man 
kann ja in Berlin sitzend sehr schön über „Diktatur des Prole¬ 
tariats“ und „Diktatur über das Proletariat“ leitartikeln, — wenn 
man sich aber die Aufgabe gestellt hat, in Rußland den Staat 
nach sozialistischen Grundsätzen aufzubauen und hierbei auf Ver¬ 
ständnislosigkeit der Massen, unausgesetzte Angriffe der Gegen¬ 
revolution usw. stößt, so möchte ich doch den Hexenmeister 
sehen, der ohne „ein System des Zwanges“ vom Fleck käme! 
Soweit die Ausführungen Dittmanns in diesem Punkt den Zweck 
haben, nachzuweisen, daß dieses System die deutsche Arbeiterschaft 
nicht dulden würde, mag er Recht haben. Will er aber sagen, 
daß die russische Regierung unsinnig und verbrecherisch handelt, 
so beweist er damit seine völlige Verständnislosigkeit für die 
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Lage in Rußland und erweckt beim deutschen Leser ganz irrige 
Vorstellungen. Außerdem wird der Leser durch die Lektüre der 
„Wahrheit über Rußland“, soweit er nicht geschworener Antif- 
bolschewist ist und als solcher sich herzinniglich über Dittmanns 
„Enthüllungen“ freuen wird, — in eine hilflose Lage versetzt. Hier 
sagt nun ein Haupt der U S. P. D.: in Sowjetrußland ist alles, 
alles faul! Der Schluß ergibt sich von selbst: die Räteregiemng 
wird gestürzt werden, und es hat demnach keinen Sinn, mit ihr 
auch nur wirtschaftliche Beziehungen anzuknüpfen, geschweige 
denn den diplomatischen Verkehr aufzunehmen! Ich vermute, 
daß Dittmann selbst anderer Meinung ist, aber aus seinen „Be¬ 
trachtungen über russische Verhältnisse“ wird und ist bereits dieser 
Schluß gezogen worden, weil seine Darstellung einseitig, unvoll¬ 
ständig und in einem T|on gehalten ist, der die angedeutete Schluß¬ 
folgerung geradezu aufnötigt. 

Zum Schluß sei noch, um möglichen Mißverständnissen vorzu¬ 
beugen, gesagt, daß ich durchaus nicht der Ansicht bin, die 
Räteregierung Werde sich in der heutigen Form in Rußland dau¬ 
ernd erhalten. Sie hat bereits sehr wesentliche Wandlungen seit 
dem Oktober 1917 in ihrer praktischen Betätigung durchgemacht 
und wird sich auch ferner den Weltverhältnissen anpassen 
müssen. Je früher und vollständiger Westeuropa mit Rußland 
in Beziehung kommt, um so schneller werden sich die Härten 
und Ungeheuerlichkeiten des heutigen Regimes abschleifen. Aber 
auf das entschiedenste ist jeder Gedanke au eine gewaltsame Be¬ 
seitigung der Sowjetregierung, wie auch jeder Versuch, sie als 
verbrecherisch hinzustellen, zurückzuweisen, denn es kann sich 
auf friedlichem Weg« in Rußland ein Gebilde herausgestalten, 
das dem Streben nach einer klassenlosen Gesellschaft, nach Besei¬ 
tigung aller Ausbeutungsverhältnisse in so hohem Maße Rechnung 
trägt, wie wahrscheinlich in absehbarer Zeit in keinem anderen 
Lande. 


M. BEER: 

Der Kampf in der britischen Kohlenindustrie. 

7. Kriegswirtsdhaft und Kohle. 

U NMITTELBAR nach Kriegsausbruch im August 1914 begann 
die Regierung die Zufuhr von Kohle zu regulieren, haupt¬ 
sächlich zum Zwecke der Erlangung einer festen Kontrolle 
über die Eisenbahnen. Die Kohlenzufuhrregulierung unterlag des¬ 
halb vorerst dem Eisenbahnamte des Handelsministeriums. Mit 
dem Fortgang des Krieges, dem wachsenden Umfang der Rüstungs¬ 
industrie und dem Hilfsbedürfnis seiner Alliierten (Frankreich, 
Italien und Rußland), sah sich der britische Staat gezwungen, eine 
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immer direktere „Kontrolle“ oder Herrschaft über die britischen 
Kohlenbergwerke zu erlangen. Im Mai 1915 schuf die Regierung 
einen Kohlenexportausschuß, um die Ausfuhr von Kohle zu regu<- 
lieren und Preise festzusetzen. Zwei Monate später nahm das 
Parlament ein Gesetz an, das die inländischen Großhandelspreise 
ab Grube festlegte: die Preissteigerung durfte nicht mehr als 
vier Schilling betragen, jedoch erhielt das Handelsministerium 
die Befugnis, diesen Höchstpreis zu ändern. Im Juni 1916 wurde 
die staatliche Regulierung straffer und im Februar 1917 übernahm 
der Staat schließlich die ganze Kohlenindustrie. 

Die Zechenbesitzer hatten im letzten Friedensjahne einen Gesamt¬ 
profit von 13 Millionen Pfund Sterling erzielt Bei Uebernahme 
ihrer Kohlengruben durch den Staat wurde ihnen ein Gesamt¬ 
profit von 22 Millionen Pfund Sterling zugesichert; außerdem vier 
Millionen Pfund Sterling als Zinsen für das während der ersten 
Kriegsjahre im Bergbau neuangelegte Kapital. Zusammen 26 Mil¬ 
lionen. Neben dieser Verdoppelung des Unternehmergewinns macht 
der Staat einen Profit von 66 Millionen Pfund Sterling! Der briti¬ 
sche Kohlenbergbau wirft also jetzt einen Gesamtgewinn von 
92 Millionen Pfand Sterling ab. 

Woher stammt dieser ungeheure Extraprofit? 

Zum Teile wohl aus den gesteigerten Inlandspreisen, aber nur 
zum kleinen Teile. Der größte Teil entspringt aus der Kohlen¬ 
ausfuhr. Der britische Staat nimmt vom Auslände rund fünf Pfund 
Sterling pro Tonne Kohle. 

Nun entstand ein Kampf zwischen Staat, Zechenbesitzern und 
Bergleuten um den Extraprofit. Der Staat will ihn für seine 
Finanzen behalten, um Krieg führen zu können. Die Besitzer der 
kohlenausführenden Zechen verlangen freien Handel („De-oontrol“ 
oder Abschaffung der Zwangswirtschaft); die Besitzer der für 
den heimischen Markt liefernden Zechen verlangen höhere In¬ 
landspreise; die Beigleute verlangten Sozialisierung. 

j2. Der Kampf um Sozialisierung. 

Es ist hier nicht der Ort, dem Urspmng des SozialisierungS- 
gedankens in England nachzugehen. Es dürfte die Feststellung der 
Tatsache genügen, daß der Kampf um Betriebsräte und Soziali¬ 
sierung in England seit 1917 immer lebhafter wurde und insbeson¬ 
dere von den britischen Bergleuten unter Leitung der Sozialisten 
Robert Smillie (lies: Smeili) und Frank Hodges (lies: HodsChes) 
mit Zähigkeit geführt wint Anfang des Jahres 1919 — unter dem 
Einfluß der revolutionären Aufwallungen in Deutschland und Ruß¬ 
land — versuchten die Bergleute durch die direkte Aktion die 
Sozialisierung zu erzwingen. Die Regierung setzte sofort eine 
Kommission ein, die Fachmänner vernahm und in wenigen Wochen 
einen Bericht herausgab. Die Vernehmungen waren außerordentlich 
interessant. Der Vorsitzende war der Oberlichter Sankey, die 
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Vertreter der Arbeiter (Smiilie, Hodges, Smith) und drei InteHek- 
tuelle (Webb, Chiozza-Money, R. H. Tawney), die mit den 
Unternehmern scharf abrechneten. Die Aussagen und Meinungs¬ 
äußerungen umfaßten das ganze Gebiet der Nationalökonomie, 
des Sozialismus und Marxismus. Auf Grund dieses Materials kam 
der Vorsitzende zu folgendem Schlußergebnis: 

Bericht des Versitzenden (Richter Sänkey). 

’ 1. Ich schlage vor: das Parlament unverzüglich zu einer Gesetz- 
gebung zu veranlassen, die das Eigentumsrecht an dem Kohlen¬ 
unterirdischen (Goal Royalties) dem Staate überträgt, und zwar 
gegen angemessene Entschädigung an die Eigner. 

2. Auf Grund des vorliegenden Beweismaterials schlage ich 
vor: grundsätzlich zum Staatseigentum an den Kohlenbergwerken 
überzugehen. 

3. Der .Plan für die Geschäftsführung im einzelnen, wie er im 
folgenden entrollt ist oder wie ihn das Parlament sonst gestalten 
mag, sollte unverzüglich mit Hilfe der (Kriegs-)Kohlenwirtschafts- 
stelle (Coal Controllers Department) in Kraft treten, und nach¬ 
dem diese Organisation drei Jahre, vom Tage dieses Berichts an, 
in Kraft gestanden hat, sollte das Parlament zu einer Gesetzgebung 
veranlaßt werden, die den Uebergang des Eigentums an den 
Kohlengruben auf den Staat vollzieht: auch hier gegen ange¬ 
messene Entschädigung der Eigner. 

4. Das Gedeihen der Produktion, gleichviel ob unter privatem 
oder staatlichem Eigentum, beruht auf der technischen Leistungs¬ 
fähigkeit und auf idem allgemeinen Arbeitseifer. Der erschreckende 
Rückgang in der Förtiermenge hat mich davon überzeugt, daß 
hier gegenwärtig nicht alles so ist, wie es sein sollte. Ich kann 
nicht sagen, ob das der Fehler der Leitung oder der Arbeiter 
oder beider ist. Jeder wirft es dem andern vor. Der Ursache 
muß nachgegangen werden, aber wo sie auch liegen mag, es 
ist aussichtslos, unter dem gegenwärtigen Zustand des Mißtrauens 
und der gegenseitigen Beschuldigung eine Besserung zu erwarten. 
Mein Leitmotiv ist das alte Sprichwort: „Reichlich zu tun und 
guter Wille dazu.“ 

5. Ich gehe bei Erstattung diesfes Berichtes von der Annahme 
aus, daß die gegenwärtig beschäftigten Arbeiter eine Fötder- 
menge von mindestens 250 000 000 (englische) Tonnen jährlich 
leisten können und werden, wie es auch in dem von mir und drei 
Mitarbeitern vorgelegten vorläufigen Bericht vom 20. März ange¬ 
nommen wurde. Ich verlasse mich dabei auf das Pflichtgefühl der 
Unternehmer und der Arbeiter und aller anderen, die gleichfalls 
ein Interesse daran haben, dieses Ergebnis zu erzielen. Nach meiner 
Meinung könnte und sollte man dies erreichen. Wenn der Ertrag 
pro Kopf weiterhin sinkt, ist die wirtschaftliche Ueberlegenheit 
(supremacy) unseres Landes bedroht. . . 
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15. Durch die Verstaatlichung würde an die Stelle von 4000 
Eignern an mmenem Nationalschatz ein einziger Eigentümer treten; 
und die Schwierigkeiten, die unter dem gegenwärtigen System 
in bezug auf Grenzgebiete, Entwässerung, Wasserhebung, Ab¬ 
grenzung und Schutz gegen Bergschäden gegeben sind, werden in 
weitem Umfange verschwinden. . . 

28. Im Vereinigten Königreich existieren ungefähr 3000 Gruben, 
die etwa 1500 Gesellschaften oder Einzelpersonen gehören. Der 
einheitliche Staatsbetrieb macht es möglich, zu größerer Einheit¬ 
lichkeit in Roh- und Hilfsstoffen und in. den Anlagen zu kommen 
und dadurch Ersparnisse in einem Umfange zu erzielen, wie es in 
einem System so zersplitterten Privateigentums unmöglich ist. 

29. Man mag einwenden, daß die erwähnten Mängel durch 
andere Umgestaltungen, falls sie nur in der Richtung auf Ver¬ 
einheitlichung liegen, behoben werden können, ohne daß man bis 
zum Staatsbetrieb fortschreitet. 

30. Aber ein großer Auffassungsumschwung hat sich bei den 
Arbeitern in den Kohlenrevieren geltend gemacht, und es wird 
m steigendem Maße schwerer, die Produktion in den alten ge¬ 
wohnten Geleisen fortzuführen. Ehe Beziehungen zwischen den 
Arbeitgebern und den Arbeitern sind unglücklicherweise in den 
meisten Giubenbetrieben des Vereinigten Königreichs so, daß es 
unmöglich erscheint, sie unter dem jetzigen Eigentumssystem zu 
bessern. Viele Arbeiter meinen, sie seien heute nur Werkzeug 
des Kapitalisten, und Jein Streik wird ilyie?i za einem Kräftemessen 
zwischen Kapital und Arbeit. Das ist viel weniger wahrscheinlich, 
wenn der Staat Eigentümer ist, und es besteht guter Grund zur 
Annahme, daß die Beziehungen zwischen der Arbeiterschaft und 
der Gesamtheit einje Verbesserung gegenüber den Beziehungen 
zwischen Kapital und Arbeit im Kohlenbergbau darstellen. 

31. Ein Halbjahrhundert der Erziehung hat in den Gruben¬ 
arbeitern weit mehr als den bloßen Wunsch nach den materiellen 
Vorteilen höherer Lohnte und kürzerer Arbeitszeit hervorgerufen. 

, Sie haben jetzt in vielen Fällen und in immer steigendem Maße 
den höheren Ehrgeiz, ihren gebührenden Anteil und ihr Inter¬ 
esse an der Leitung des Produktionszweiges durchzusetzen, zu 
dessen Erfolg gerade sie beitragen. 1 

3. Keine Sozialisierung, sortdern Klassenkampf. 

Lloyd George hatte den Bergleuten versprochen, er würde auf 
Grund des Sankey-Berichts handeln und einen entsprechenden Ge¬ 
setzentwurf dem Parlamente vorlegen. Aber die Spannung, die im 


1 Eine deutsche Uebersetzung des Sankey Reports erschien von Max 
Schippel unter dem Titel „Die Verstaatlichung der Kohlengruben in 
England“ in Heft I der Veröffentlichungen der sächsischen Landes¬ 
stelle für Gemeinwirtschaft. Verlag Zahn ft Jaensch. Dresden 1919. 
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Frühjahr 1919 geherrscht hatte, verlor unter dem Einfluß der 
Kommissions Verhandlungen ihre Schärfe. Die Zechenbesitzer ge¬ 
wannen hinter den Kulissen die Oberhand, und Lloyd Georjge 
vergaß sein Versprechen. Der Sankey-Bericht blieb praktisch ein 
toter Buchstabe. Die Sozialisierung wurde abgelehnt 

Die Bergleute beschlossen hierauf, zur alten gewerkschaftlichen 
Aktion zu greifen und für feine Lohnerhöhung von zwei Schilling 
sechs Pence zu wirken. In dieser Agitation kam es im vorigen 
Monat zur Abstimmung im Bergarbeiterverband. Die Frage war: 
Soll man zum Streik greife«' oder nicht? Zur Streikerklärung sind 
zwei Drittel der Abstimmenden nötig. Es wurden abgegeben: 

Für einen Streik . . . 606 782 Stimmen' 

Gegen einen Streik . . 238 865 Stimmen 

Es entfielen demgemäß, rund 72 vom Hundert für den Streik. 

Dennoch ist dies kein einfacher Lohnkampf. Die Bergleute 
mächen jetzt den Versuch, ihre eigenen Interessen mit denen der 
großen Mehrheit der Verbraucher zu verbinden. Sie verlangen 
nicht nur eine Lohnerhöhung von zwei Schilling sechs Pence für 
die Schicht, sondern gleichzeitig eine Herabsetzung des Kohlen¬ 
preises von 14 Schilling und sechs Pence für die Tonne. Die 
Bergleute erklären: die 66 Millionen Pfund Sterling, die an der 
Kohlenausfuhr verdient werden, sollen nicht dem Finanzministerium 
zufallen, um der Regierung die Möglichkeit zu geben, imperialisti¬ 
sche Kriege zu fuhren. Der Kohlenausfuhrprofit soll vielmehr 
dazu verwendet werden, die inländischen Kohlenpreise herab¬ 
zusetzen, und die Lage der Bergleute zu bessern. Und die Löhne 
bedürfen einer Aufbesserung. Wie Frank Hodges, der Schrift¬ 
führer der englischen Bergleute, im „Labour Leader“ vom 2. Sep¬ 
tember mitteilt, belief sich der Durchschnittslohn eines Bergarbei¬ 
ters im Jahre 1914 auf 31 Schilling (sechs Pence die Woche. Jetzt 
ist der Durchschnittslohn zwar viel höher — er beläuft sich 
auf 81 Schilling —, aber inzwischen sind die Lebensmittelpreise 
um 162 vom Hundert gestiegen, so daß der Reallohn nur etwa 
30 Schilling beträgt. 

Der Kampf geht also um Lohnerhöhung und um Preisherab¬ 
setzung. Zum ersten Male in der Gewerkschaftsgeschichte spielt 
sich ein Konflikt ab, in welchem die Arbeiter nicht nur für ihre 
engen Berufsinteressen kämpfen, sondern auch für die werktäti¬ 
gen Volksmassen im allgemeinen: die Lohnaufbesserung soll nicht 
mehr auf die Konsumenten abgewälzt werden. 

Die Streikabstimmung bedeutete die Einreichung von Kündigun¬ 
gen, die am [25. September tablau fern Bis dahin bleibt die vAngelegen- 
heit in der Schwebe. 
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R. G. HAEBLER: 

Grundsätzliche und taktische Problehie. 

1. SozlalökonomisCke Schwächen der deutschen Revolution. 

D AS Deutschland, wie es heute noch in vielen Köpfen lebt, 
ist das der klassischen Dichtung und Philosophie. Die 
Gründe, warum man in den Kreisen der deut¬ 

schen Intelligenz noch dieses Bild hat, in diesem Zu¬ 
sammenhang aufzuzeigen, würde zu weit führen; Tat¬ 

sache ist, daß unsere ganze Bildung,, die der Volksschule mit 
emgerechnet, in wesentlicher Weise sich auf den Idealen eines 
bürgerlichen Staates aufbaut, dessen wirtschaftliche Grundlagen 
ein starkes agrarisches Fundament mit geringer handwerklicher 
Industrie sind, über der sich dann ein vorwiegend klassizistischer, 
hellenisch-humaner Ueberbau erhebt, dessen ästhetischen und 
volkswirtschaftlichen Anschauungen die Ideale einer gebildeten 
Oligarchie von hohen Beamten, Professoren und ähnlichen Berufs 1 - 
gnippen bilden. Dip Ideale der großen klassischen Zeit eines 
Goethe und Schiller, namentlich ihrer späteren Epoche, sind heute 
noch die herrschenden ip der geistigen Einstellung unserer In¬ 
telligenz 

Inzwischen, seit jenen Tagen, da diese gewiß ungemein wert¬ 
volle, auCh heute noch wertvolle Ideologie entstand, hat sich 
aber das äußere Weltbild in der entschiedensten Weise geändert. 
Es liegt nicht nur die 'Spanne von hundert Jahren, sondern vor 
allem die Entwicklungsrichtung dieser hundert Jahre dazwischen. 
Und diese Richtung ist eine ganz andere als die jenes humanen 
Idealismus, dessen Bedeutung gewiß in einer Intemationalität 
geistiger Art liegt, die aber dem Internationalismus des 19. Jahr¬ 
hunderts — um an diesem einen Problem es zu zeigen — fast ent- 
gegengesetzt scheint. Das 19. Jahrhundert hat insbesondere für uns 
Deutsche die Welt ganz anders gestaltet Auf jene Epoche eines 
Höhepunkts der geistigen Vertiefung in Philosophie und Dichtung 
folgte fast unvermittelt und jäh ein Emporstieg ausgesprochen 
materialistischer Entwicklungen. Mit dem Aufkommen der Technik, 
mit der Produktion großer, umwälzender Erfindungen ward die 
Gesellschaft des klassischen Zeitalters revolutioniert: denn tat¬ 
sächlich ist das 19. Jahrhundert, entwicklungsgeschichtlich be¬ 
schul, ein ungeheuer revolutionäres Jahrhundert. Die großen 
technischen Errungenschaften schuften Industrie oder verzweigten 
sie; Hand in Hand damit ergaben sich für das Kapital 
gewaltige Anlage- und Ausdehnungsmöglichkeiten. Der im Grunde 
primitive Kapitalismus des in etliche dreißig Kleinstaaten zer¬ 
fallenden Deutschlands sah sich fast über Nacht vor ungeheure 
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Aufgaben gestellt. Mit kühler Unbekümmertheit um das, was 
komme, warf sich das Kapital auf die erstehenden Möglichkeiten, 
verdoppelte, verdreifachte, verzehnfachte sich. Das Land schob 
seinen Ueberschuß in die Industriezentren ab; oder es entstanden, 
bei der Kleinstaaterei Deutschlands natürlicherweise, kleine 
Sammelpunkte industrieller Anlagen, an sich nicht sehr wesent¬ 
lich, aber bei einer späteren Vertrustung doch als Ganzes eine be¬ 
trächtliche Masse. Diese kleinen Brennpunkte hatten eine Halb¬ 
proletarisierung der Arbeiterschaft zur Folge; ein großer Teil 
der Arbeiter blieb, gewissermaßen im Nebenberuf, noch Siedler, 
Kleinbauer, der auf ein paar Aeckerchen einen Teil seines Lebens¬ 
unterhalts erzeugen konnte. Eine ganz starke, zentralistische Zu¬ 
sammenballung von Fabrikproletariat erfolgte nur an relativ weni¬ 
gen Stellen, vor allem nicht in der Hauptstadt des Reiches in dem 
Umfange, wie dies in anderen Ländern von Anfang der industriellen 
Entwicklung der Fall wiar. So ergab sich aus diesen wirtschaft¬ 
lichen Voraussetzungen die Tatsache, daß auf der einen Seite eine 
wirkliche Proletarisierung nur auf die Massen der städtischen 
Fabrikarbeiter sich ausdehnen konnte; ihnen stand und steht heute 
noch gegenüber die mindestens ebenso große Masse derer, die 
man industrielle Bauern nennen könnte, jene Arbeiter, auch Klein¬ 
handwerker auf dem Land, die noch wesentliche Teile ihres Lebens¬ 
unterhalts nebenher erzeugen können. Dies drückte auf die Löhne 
ganz besonders dort, wo Heimarbeit in Frage kam, und ermöglichte 
so der deutschen Industrie, besonders billige Waren auf den 
Weltmarkt zu werfen. Aber auf der anderen Seite hatte es aller¬ 
dings auch zur Folge, dasß viele weitere Kreise, insbesondere 
fast das ganze flache Land, von sozialistischen Ideen durchsetzt 
wurde: eine Entwicklung, die zum Beispiel in Frankreich und 
England nicht in dieser Weise der Fall war, und uns so manche 
Erscheinungen in der sozialistischen Bewegung unseres und jener 
Länder erklären kann. In dieser, ich möchte sagen, Veibäuer- 
lichung der sozialistischen Bewegung liegt auch ein Grund für 
ihre ruhige, evolutionistisch-revisionistische Entwicklung; denn wer 
Boden und ein Haus besitzt, und sei dies noch so klein, ist kein 
Revolutionär. 

Mit dieser Entwicklung weiter Kreise des deutschen Volkes zum 
Sozialismus ging auf (der anderen Seite die Entwicklung der führen¬ 
den Schicht zum Imperialismus. Die Ausdehnung der deutschen 
Wirtschaft verbreiterte sich; sie produzierte mehr als sie innerhalb 
‘ der Grenzen ab setzen konnte, so sehr mit dieser Entwicklung 
die Bedürfnisse des Lebens für den einzelnen Deutschen gestiegen 
waren; die Industrie mußte maCh 'Absatzgebieten jm Ausland suchen. 
Mit diesem wirtschaftlichen Ausdehnungsdrang ging der politische 
Imperialismus Hand in Hand; der von Geibel so ganz anders ge¬ 
meinte Satz, daß an deutschem Wesen die Welt genesen müsse, 
ward in die Phraseologie der kaufmännischen und militaristischen 
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Imperialisten übernommen. Die Gegensätze mischen Kapitalisten 
und Proletariat begannen sich immer mehr zu verschärfen: es 
entwickelte sich durch Zusammenschluß zu Gewerkschaften auf 
der einen Seite, zu Trusts auf der anderen Seite der bewußte 
Klassenkampf. Zwischen beiden Parteien stand, als Erbe einer 
immer mehr versinkenden Welt, eben jener Welt des humanen 
Idealismus klassizistischer Prägung, der sogenannte Mittelstand; 
das Bürgertum, insbesondere die Schichten der Bildung, alle höhe* 
ren und mittleren Beamten, die Honoratioren der Kleinstädte, die 
geistigen freien Berufe und was sonst hier hineingehörte. 

In dieser Lage befand sich Deutschland, als die Entwicklung 
zum Großkapitalismus, zum Imperialismus an jener Grenze ange¬ 
langt war, wo eine Auseinandersetzung mit dem Kapitalismus 
der Weststaaten erfolgen mußte. Der Krieg kam zwangsläufig, 
und eine Schuld im ländläufigen Sinne gibt es nicht. Die Schuld 
am Weltkrieg hat der Kapitalismus, und von einer Schuld Deutsch¬ 
lands allein zu sprechen hat nur dann Sinn, wenn man, etwa sagen 
wollte: Deutschland hätte überhaupt sich nicht großkapitalistisch 
entwickeln dürfen. Es ist klar, daß dieser Einwand nicht möglich 
ist. Die geschichtliche Entwicklung ist mächtiger als jede pro¬ 
phetische Einsicht; Prophezeiungen aber nach rückwärts sind 
leicht und billig. Mian wird übrigens der sozialistischen Theorie 
nicht den Vorwurf machen können, sie hätte nicht dies End¬ 
ergebnis der großkapitalistischen Entwicklung vorausgesehen. Der 
Weltkrieg und die sich an ihn anschließende Weltrevolution sind 
ältester Bestandteil der sozialistischen Theorie. Nun war gleich¬ 
zeitig aber die Ablehnung der Kriegskredite ebenfalls ein Bestand¬ 
teil der sozialistischen Theorie, allerdings mit der Einschrän¬ 
kung, sofern es sich um einen Angriffskrieg handle. Aber wir 
alle wissen heute aus Erfahrung, daß die Feststellung, welcher 
Staat der Angneifier sei, in den meisten Fällen ein Problem ist. 
Und es ist klar, daß in den (ersten Tagen des August 1914 eine 
sachliche Entscheidung dieser Frage eine Unmöglichkeit war. Tat¬ 
sache ist, daß die Kiedite bewilligt wurden. 

Dieser Seihritt lag folgerichtig in der Linie der ganzen Entwick¬ 
lung der Sozialdemokratie in den letzten Jahren. Um aber diese 
Entwicklung recht zu verstehen — es ist die Entwicklung vom 
revolutionären Klassenkampf zum Revisionismus—, muß man noch 
etwas weiter und tiefer zurückgreifen. Wie oben schon gesagt 
wurde, haben wir in Deutschland nicht ein in Zentren massenhaft 
zusammengeballtes Proletariat; die Wucht der proletarischen 
Massen der Industriezentren ist schon dadurch gehemmt, daß zwi¬ 
schen diesen Zentren, rein geographisch betrachtet, große, teils 
landwirtschaftliche Strecken liegen. Die Rheinlande sind von Berlin 
durch Westfalen, Lüneburger Heide, Brandenburg getrennt; zwi¬ 
schen Berlin und Sachsen liegen große rein landwirtschaftliche 
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Strecken, und von Sachsen nach den schlesischen Industriegebieten 
ist ebenfalls ein weiter Wieg. Süddeutschland kennt noch viel 
weniger große Industriezentren, da es keine Kohle und kein Eisen 
hat. Dazu kommt (die in Deutschland stark ausgeprägte Stammes¬ 
verschiedenheit, die bei aller Freizügigkeit doch auch bei der Indu¬ 
striearbeiterschaft Vorherrscht. Noch viel wichtiger aber ist die 
schon oben geschilderte Dezentralisation der deutschen Industrie 
über alle Einzelländer, hervorgegangen aus den wirtschaftlichen 
Interessen der früheren Einzelstaaten, und die damit verknüpfte 
engere Zugehörigkeit sehr vieler Arbeiter zur Landbevölkerung. 
Die Tatsachen bedingten auf der einen Seite eine weitgegliederte 
gewerkschaftliche und politische Organisation, die aber wegen 
ihrer weiten Gliederung (allmählich stark verbureaukratisiert wurde; 
auf der anderen Seite wurden die Lebensbedingungen des Prole¬ 
tariats differenziert, es gab immer weniger eine ganz gleiche Ein¬ 
stellung der Lebensbedürfnisse; damit hing wieder zusammen die 
Schwierigkeit in der Durchführung einheitlicher wirtschaftlicher 
Aktionen : außerdem lagen für die politische Betätigung in den 
einzelnen Landtagen die Verhältnisse grundverschieden: in Süd¬ 
deutschland allgemeines Wahlrecht, in Norddeutschland ausge¬ 
sprochenstes Klassenwahl recht. Die Einheitlichkeit des deutschen 
Proletariats war so im Grunde nur eine theoretische Fiktion, 
ein Ding, das in Wirklichkeit gar nicht bestand, weder in 
wirtschaftlicher poch in politischer Hinsicht. Dazu kam ein zweites: 
die Entwicklung des deutschen Kapitalismus fiel in eine Zeit, da 
der vorzugsweise in England geprägte und gestaltete wirtschaft¬ 
liche Liberalismus seinem Ende zuging. Die deutsche Volkswirt¬ 
schaft stand, als sie sich zu den Formen des Kroßkapitalismus 
entwickelte, bereits an der Schwelle auftauchender Probleme (einer 
Sozialpolitik. Und wenn Irnan ganz gewiß als Sozialist von „sozialen 
Reformen“ nicht allzu viel hält: daß sie Gegenstand ernsthafter 
Erörterung und Gestaltung waren, war doch ein Zeichen einer 
Abkehr von dem liberalistischen Gedanken der laissez faire, laissez 
aller. Und wenn der Gedanke eines Staatssozialismus auch nur 
ein Anfang ist, in vielem wohl auch ein Irrweg, immerhin spricht 
sich in ihm doch die Tatsache aus, daß, Staat und Wirtschafts¬ 
leben keine getrennten Dinge sind. Aus allen diesen Ursachen 
heraus war es möglich, daß ein revisionistischer Sozialismus an 
Stelle eines revolutionären immer mehr Anhänger gewinnen konnte, 
und daß die leitenden Kreise der Sozialdemokratie immer mehr 
als den Weg der Taktik den einer positiven parlamentarischen 
aber auch, über die Gewerkschaften, wirtschaftlichen Arbeit mit 
bürgerlichen Parteien und mit dem Unternehmertum sahen. Frei¬ 
lich: soweit ging man nicht, daß man diesem taktischen Gedanken 
zuliebe den Grundgedanken des Klassenkampfes aufgab. Man 
brauchte dies auch nicht, solange man, bei aller Bereitwilligkeit 
zu positiver Mitarbeit, nicht mit in der Regierung war. 
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12. Fehler 'der Sozialdemokratie. ' 

Die entscheidende Wendung in dieser Einstellung nach der 
einen oder anderen Seite hätte nun der 4. August 1914 bringen 
sollen. Denn damals handelte es sich um die Uebernahme einer 
Verantwortlichkeit, die weitaus bedeutungsvoller war als die vor¬ 
her da oder dort erfolgte Zustimmung zum Budget. Die Bewilli¬ 
gung der Kriegskredite war die erste große positive staatliche 
Leistung einer Partei, die bisher dem bestehenden Staat gegenüber 
in schärfster, oppositioneller Negation gestanden hatte. Sie bei¬ 
deutete einen Bruch frnit dem Gedanken des internationalen Klassen¬ 
kampfes, wie er wohl in der durchgebildetsten Form bisher gerade 
in Deutschland vertreten worden war. Es soll hier kein Werturteil 
gefällt werden; es handelt sich heute durchaus nicht darum, 
nachzuprüfen, ob jene Bewilligung der Kriegskredite die richtige 
taktische Einstellung einer sozialistischen Partei auf die Probleme 
eines Weltkrieges war; es handelt sich vielmehr darum, zu ver¬ 
stehen, waium damals die Sozialdemokratische Partei zu diesem, 
sicherlich für viele innerhalb und außerhalb der Partei Stehende 
überraschenden Schritt kam. Die äußeren Gründe waren gewiß darin 
zu finden, daß die politische Gesamtlage den (Sozialistischen Real¬ 
politikern so erscheinen mußte, daß die Kreditbewilligung die ver¬ 
nünftigste Haltung der Fraktion war; die tieferen, inneren Gründe 
aber sind wohl ohne Zweifel darin zu suchen, daß, der Gedanke 
einer revisionistischen Entwicklung über den einer revolutionären , 
Taktik gesiegt hatte: längst ehe diese schärfste und folgenschwerste 
Entscheidung an die Sozialdemokratie herantrat. 

Nicht die Kreditbewilligung scheint mir deshalb der Fehler 
gewesen zu sein, sondern die Tatsache, daß man diese Entschei¬ 
dung nicht in ihrer grundsätzlichen Tragweite erkannte. Man 
wagte offenbar nicht mit der alten Theorie der Internationali¬ 
tät des Klassenkampfes zu brechen, fühlte deshalb auch nicht 
die innere Notwendigkeit, aus dieser nationalen Einstellung der 
Kreditbewilligung die sozialistischen Folgerungen zu ziehen: und 
dies wäre gewesen die Aufstellung eines Programms, das auf 
der einen Seite festgestellt hätte, daß das deutsche Volk einen 
Verteidigungskampf gegen den westlichen Ententekapitalismus 
kämpft, daß aber auf der anderen Seite dieser Kampf nur getragen 
sein kann von der Masse des deutschen Volkes, wenn im Inneren 
begonnen wird, durch Sozialisierungen diese Masse an einem rela¬ 
tiv erfolgreichen Kampf an ihrem „Vaterland“ unmittelbar zu 
interessieren. Von dieser innenpolitischen Forderung hätte die 
außenpolitische Einstellung der Sozialdemokratie getragen sein 
müssen, und die zweite Kreditbewilligung, oder mindestens die 
dritte hätte zum Entweder—Oder führen müssen. Das wäre eine 
positive sozialistische Einstellung gewesen. Statt dessen bemühte 
man sich, die Haltung der Partei mit bürgerlichen Ideologien 
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zu rechtfertigen. Auf der anderen Seite aber drängte man die 
drthodoxen Sozialisten dadurch zur Partei hinaus und überließ 
es ihnen, mit der alten klassenkämpferischen Ideologie einen 
wirkungsvollen, aber praktisch wertlosen Redekampf zu führen. In 
diesem mangelnden Verständnis für die, notabene selbsgescbaffene, 
geschichtliche Bedeutung der Kreditbewilligung liegt der histo¬ 
rische Fehler der Sozialistischen Taktik im Weltkrieg. Dieser Fehler 
wurde von allen Sozialistischen Parteien in allen kriegführenden 
Ländern begangen. 

Aber diese falsche, im wahren Sinne des Wortes kurzsichtige 
Einstellung der Sozialdemokratie sollte noch weitere, viel schwer¬ 
wiegendere Folgen haben. Indem man durch die sich während 
des Krieges anbahnende Koalition der sogenannten Mehrheits¬ 
parteien, insbesondere nach der Friedensresolution von 1917, in 
das Fahrwasser eines bürgerlichen Pazifismus geriet und statt 
sozialistischer eine demokratische Politik betrieb, übersah man 
die immer deutlicher sich aufweisende Welle revolutionärer Strö¬ 
mung, die im deutschen Volke sich bemerkbar machte. Und damit 
begann der zweite Fehler der sozialistischen Parteien, sowohl 
der S. P. D. wie der U. S. P. D., sich zu entwickeln: man bemerkte 
nicht, daß in absehbarer Zeit der Sozialismus in Deutschland vor 
der gewaltigsten Aufgabe stehen werde, die ihm je von der Ge*- 
schichte gestellt worden war — vor einer Rjevolution. Es war 
nicht damit getan, daß man, wie die U. S. P. D., sich rühmt, den 
Samen der Revolution in den empfängnisbereiten Boden gesät zu 
haben: das ist in schweren Zeiten leicht, bedarf nur agitatorischer 
Phrasen und im lübrigen persönlichen Muts, wte ihn etw r a Lieb¬ 
knecht hatte; wesentlicher und wichtiger wäre es gewesen, eine 
Diktatur des Proletariats vorzubereiten. Nicht die Entfachung revo¬ 
lutionärer Leidenschaften, sondern die planmäßige Vorbereitung der 
Revolution und ihre folgerichtig gestaltete Weiterführung ist das 
Wichtige. Trotzdem es kaum einem Politiker zweifellos sein konnte, 
daß mit einem halb- oder ganzverlonenen Krieg eine Revolution 
kommen müsse, hat man offenbar doch versäumt, diese Revolution 
vorzubereiten in dem Sinne, daß man aus ihr eine starke bezwin¬ 
gende Idee herauskristallisiert hätte. Welches diese Idee in ihrem 
Kern nur sein konnte, daß mußte jedem Einsichtigen klar sein: 
der Gedanke der sozialistischen Gesellschaft. Notwendigkeit wäre 
also Vorarbeit gewesen: die Schaffung einer Notverfassung poli¬ 
tischer und wirtschaftlicher Natur, die planhafte sofortige Ueber- 
führung der staatlichen Gewalt in die Hände erprobter Männer 
und Frauen und insbesondere der Plan einer eingreifenden finanz¬ 
technischen Stabilisierung unseres vollständig zerfahrenen Geld¬ 
wesens. Beschlagnahme aller Vermögen, Verstaatlichung der Ban¬ 
ken, Annullierung der Kriegsanleihen bis auf eine vernünftige 
Mindestgrenze. Diese Dinge hätten in ihrem Rohbau vom Ende 
1917 an geschaffen werden können: aber keine der sozialistischen 
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Parteien hatte offenbar Zeit, ein positives revolutionäres’ Programm 
zu schaffen. Als dann aus der deutschen Niederlage die Revolution 
spontan erwuchs, war sie ohne jeden schöpferischen Einschlags 
ohne jede große, tatenzeugende Idee. Zunächst griff man in 
der Masse instinktiv nach dem einzigen schöpferischen Oedanken 
revolutionären Inhalts: nadi (der Räteidee, die man aus Rußland 
importierte, ohne aber sie organisch sich nach deutschen Ver¬ 
hältnissen entwickeln zu lassen. Als dann S. P. D. und U. S. P. D. 
die verwaisten Throne mit der gewiß nicht revolutionären Devise: 
Frieden, Arbeit und Brot! bestiegen, da war es zu alledem im 
Grunde zu spät. Dias einzig realpolitisch Vernünftige blieb auch 
hier der unrevolutionäre, aber hervorragend revisionistische Ge¬ 
danke der Einberufung einer Nationalversammlung. Damit hatte 
die Revolution sich selbst sabotiert, um so mehr, als die berufenen 
Ideenträger der neuen Ziert keine einigende Formel fanden, als 
höchstens die außenpolitische einer Westorientierung. Und so kam 
es, daß eine revolutionäre Entwicklung sich nicht durchsetzen 
konnte: der augenfälligste Beweis hierfür ist die Tatsache, daß der 
Verfassungsentwurf von einem bürgerlichen Demokraten und die 
Finanzgesetzgebung von einem Zentrumsmann gemacht wurde. Die 
letzte Quittung für die pseudorevolutionäre Entwicklung des neuen 
Deutschland gaben die Wahlen des 6. Juni 

Was nun? Eine kritische Betrachtung des Geschehenen, wie 
sie hier gegeben wurde, hat nur Sinn, wenn man aus ihr etwas 
lernt für das'JCofrnmendp. Kritik ist eine hohle Nuß, wenn sie in (der 
Negation stecken bleibt. Es wird sich also darum handeln, daß 
mail die Wege eikennt, die weiter führen. 

3. Weiterentwicklung der Revolution. 

Die Frage ist die: Ist eine Weiterführung der Revolution auf 
dem bisherigen Wege einer Koalitionsregierung möglich? Che 
Erfahrungen widersprechen dem. Also, so möchte nun mancher 
schließen, muß man von der Demokratie Abschied nehmen und 
sich zur Diktatur -des Proletariats bekennen. Auch dieser Weg 
scheint mir gmndsätzlich und taktisch nicht der richtige zu sein. 
Es handelt sich bei allen diesem um eine Ueberspannung der 
Lage, entweder nach rechts oder links. Weder ist die Lage so, 
daß innerhalb einer ausschlaggebend kapitalistisch orientierten Re¬ 
gierung ein wesentliches sozialistisches Gestalten möglich wäre, 
noch so, als ob man heute mit der alten agitatorischen Taktik 
einer Oppositionspartei auskommen könne. Man hat immer noch 
nicht erkaimt, daß wir vor grundsätzlich neuen Tatsachen und 
damit auch vor neuen taktischen Problemen stehen. Wir müssen 
erkennen, daß bei aller Opposition zu den heute noch nicht zu 
unterschätzenden Faktoren einer alten Zeit wir die geschichtliche 
Aufgabe haben, alle Kräfte zu einem Positiven hin zu sammeln. 
Der Gedanke des Klassenkampfs, der übrigens zunächst eine kri- 
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tische Methode geschichtlicher Erkenntnis ist und nicht politische 
Agitation, muß uns dazfa führen, die Lagerung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse neu zu Untersuchen; wir werden dann zur Erkenntnis 
kommen, daß vom Proletariat als einer unterdrückten Klasse heute 
nicht mehr in dem Sinne gesprochen werden kann, wie dies vor 
bald hundert Jahren von Marx und seinen Vorgängern formuliert 
wurde, daß also die rein klassenkämpferische Ideologie der Sozial¬ 
demokratie heute vorbei ist. Wir müssen weiterhin erkennen, daß 
der Gedanke der Demokratie innerhalb einer kapitalistischen Wirt¬ 
schaftsordnung nur ein formaler, rein politischer, verfassungs¬ 
rechtlicher sein kann; dies führt uns mit Notwendigkeit dazu, über 
diesen Gedanken der staatsbürgerlichen Gleichheit hinaus den 
heute noch revolutionären Gedanken der wirtschaftlichen Gleich¬ 
heit zu propagieren [und dies würde eine stärkere Betonung des 
Rätegedankens in dieser oder jener Form bedeuten. Es wird sich 
dann fragen, ob tatsächlich das Ein-ParLament in seiner heutigen 
Form eine eigentlich sozialistische Einrichtung darstellen kamt 
und ob nicht eine „Kammer der Arbeit“ viel mehr sozialistisch 
gedacht ist als die Demokratie des Parlamentarismus. Auf alle 
Fälle aber wird es sich darum handeln, verschiedenen Erschei¬ 
nungen und Einrichtungen (gegenüber eine positive Stellung ein¬ 
zunehmen, die man aus Gründen, die im alten Staat wurzelten, 
bekämpft hatte. Vbrtallem' aber wird es sich darum handeln müssen, 
daß man klar und deutlich einen Plan dessen schafft, was kon¬ 
struktiv notwendig ist, wenn einmal die Stunde der Diktatur des 
Proletariats schlägt: in dem Sinne einer Erhebung aller Massen 
des Proletariats gegen den Kapitalismus. Denn dies wird kommen, 
weil die Entwicklung der Kulturwelt in dieser Richtung geht Diese 
Erhebung der Massen wird nicht eine putschistische sein, sondern 
herausquellen aus einer im Grunde durchaus friedlichen Einsicht 
und wahrscheinlich auf dem Wege einer allmählichen Vergesell¬ 
schaftung der wesentlichen Wirtschaftszweige und durch den Wahl¬ 
zettel: also als Ausdruck des gemeinsamen Willens aller Arbeiten¬ 
den. Denn es ist eine merkwürdige Tatsache: mindestens 90 
Prozent des deutschen Volkes haben keine kapitalistischen Inter¬ 
essen; sie sind Proletariat, auch wenn dies vielleicht im einzelnen 
Fall nicht so scheint; sie hätten also allen Gnind Sozialisten zu 
sein — und sind es dennoch nicht. Diese Restprozente sind nur 
zu gewinnen durch eine positive sozialistische Politik, niemals aber 
durch die rein agitatorische Phraseologie der U. Sw P. D. 

Eine unbedingt feststehende Tatsache ist: der Gedanke des So»» 
zialismus muß in irgendeiner Form Verwirklichung finden. Sozia¬ 
lismus ist heute kein theoretisches, sondern lediglich noch ein 
praktisches Problem. Der Gedanke, daß der Fabrikarbeiter nicht 
mehr als ein gewissermaßen mechanischer Bestandteil des Produk¬ 
tionsprozesses betrachtet werden kann und darf, ist in seinem 
letzten Grunde eine so unbedingt sittliche Idee, daß. sie nicht 
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aus dem Denken der Masse verschwinden kann. Die Frage ist 
also die: Wie kommen wir am besten zur sozialistischen Wirtschaft? 
Ich habe schon oben ausgeführt, daß der Gedanke einer liberalisti- 
schen Wirtschaftsordnung erledigt ist. Er ist rein äußerlich er¬ 
ledigt durch die Idee der Betriebsräte, gleichgültig ob die gesetz¬ 
liche Form richtig oder unrichtig ist. Der weiter sich hieraus 
entwickelnde Gedanke einer planmäßigen Gestaltung unseres Wirt¬ 
schaftslebens ist in gleicher Weise eine fundamentale Erkenntnis, 
die durch sich besteht und wirkt. In der Theorie sind also gewisse 
Grundvoraussetzungen des Sozialismus gegeben; es handelt sich 
demnach um taktische Fragen. Die Beantwortung taktischer Pro¬ 
bleme hängt aber lab von Faktoren, die nicht nur in inmittelbarem, 
sondern auch in mittelbarem Zusammenhang mit dem Grund- 
Problem stehen; ja, diese indirekten Faktoren sind vielleicht mit 
die entscheidendsten. 

Eines dieser Probleme ist zweifellos die Einstellung der Land¬ 
wirtschaft zum Sozialismus. Die deutsche Landwirtschaft ist im 
allgemeinen durch Krieg und Revolution wirtschaftlich erstarkt. 
Der bis zu den Hohlziegeln verschuldete Bauer ist in Deutschland 
nicht mehr vorhanden. Das gibt von vornherein \{clem Bauern 
das Gefühl einer Sicherheit, die ihn außerhalb des Proletariats 
stellt. Von einer neuen Revolution hat der Bauer, namentlich in 
Süddeutschland, im allgemeinen wenig zu erhoffen. Dazu kommt 
ein zweites, mehr psychologisches Moment. Die Bauernbefreiung 
von der Leibeigenschaft vor hundert Jahren hat den selbständigen 
Kleinbauer geschaffen, der auf seinem Besitz frei und nach seinem 
Willen wirtschaftet. So entstand das bäuerliche Persönlichkeits¬ 
bewußtsein, eine starke Abgrenzung anderen gegenüber, ein Indi¬ 
vidualismus, der beim Junker in Preußen wie beim süddeutschen 
Kleinbauer vorhanden ist Die Zwangswirtschaft nun hat diese 
Freiheit stark eingeengt, und da die Zwangswirtschaft leider, weil 
sie vorwiegend Konsumentenpolitik war, als eine Form des Sozia¬ 
lismus betrachtet wurde, was sie aber nicht ist, sondern ledig¬ 
lich eine. wirtschaftsbureaukratische Obrigkeitsregierung, so kam 
der Bauer hierdurch in eine feindselige Stellung zum Sozialismus. 
Demgegenüber wird es notwendig sein, daß man zwei Dinge von 
sozialistischer Seite stärker betont: erstens eine sozialistische 
Bodenpolitik und zweitens die Veigesellschaftung der agrarischen 
Produktion durch landwirtschaftliche Produktivgenossenschaften. 

Jede große revolutionäre Bewegung war in wesentlicher Weise 
eine Umwälzung der Grundbesitzverhältnisse. Hierin beruht zu 
einem großen Teil die Möglichkeit der russischen Revolution. Eine 
revolutionäre Bewegung, die nicht die Bodenverhältnisse im Sinne 
eines Ausgleichs ändert, muß an der Uninteressiertheit der Land¬ 
bevölkerung scheitern. Für Süddeutschland käme deshalb vor¬ 
wiegend eine Vergemeindung des Privatbesitzes an Grund und 
Boden in der Form von lebenslänglichen Allmenden in Betracht; 
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diese müßten allerdings so groß sein, daß sie nicht nur der Eigen¬ 
wirtschaft dienen, sondern auch Ueberschüsse erzielen. Für Nord¬ 
deutschland käme zum Teil Zerschlagung der großen Güter, zum 
Teil auch die Errichtung sozialistischer Produktivgenossenschafteil 
in Betracht. Im übrigen muß man gerade hier sagen: ein allein¬ 
seligmachendes Rezept gibt es bei Agrarproblemen nicht. Die 
Verhältnisse liegen zu verschieden. Man darf höchstens sagen: 
jede Möglichkeit zu Vergemeindung des Bodens und zu genossen¬ 
schaftlichem Zusammenschluß muß begrüßt und benützt werden. 
Und auf der jandern Seite muß Jman der Landbevölkerung begreiflich 
machen, daß sie gar kein Interesse daran hat, dem Streben der 
Arbeiter nach Sozialisierung der Industrie im Wege zu stehen; im 
Gegenteil, es kann für den Landwirt nur von Vorteil seiji, wenn er 
sozialisierten Industrien gegenübersteht. Wenn heute hoch weite 
Kreise der Landbevölkerung dem Sozialismus feindlich gegenüber¬ 
stehen, so liegt dies ohne Zweifel daran, daß auf der einen Seite 
sie Probleme einer Sozialisierung der Industrie blindlings auf 
ihre landwirtschaftlichen Verhältnisse übertragen, auf der anderen 
Seite aber der Bauer als Produzent im Arbeiter als Konsumenten 
gewissermaßen etwas feindliches sieht. Es wird also eine wesent¬ 
liche Aufgabe sein, daß zwischen Bauern und Arbeitern eine Form 
von Solidarität geschaffen wird, auf die beide kraft ihrer Arbeit 
Anspruch genug haben. Dies geschieht durch ein Agrarprogramm, 
das sich von allen utopischen Theorien unbedingt fernhält und 
vor allem den Kleinbauern als Produzenten in einen nicht schema¬ 
tischen, sondern stark individuell gestalteten Betrieb begreift. 

Etwas ähnliches gilt aitfch für den Mittelstand, für Handwerker, 
Beamte und sonstige geistige Arbeiter. Hier allerdings wird es 
sich nicht vermeiden lassen, daß Interessen einzelner dem ganzen 
geopfert werden müssen. Aber auch hier läßt sich durch kluge 
Führung von genossenschaftlichen Verbänden eine Anbahnung so¬ 
zialistischer Zusammenhänge schaffen. Es würde zu weit führen, 
wollte ich im einzelnen ausführen, welche Möglichkeiten hier 
etwa für das Handwerk gegeben sind. Die Beamten aber werden 
zweifellos in absehbarer Zeit bei der Sozialdemokratie landen 
müssen; sind sie doch als Konsumenten in gleicher Lage wie die 
Arbeiter und wirtschaftlich heute nicht mehr stark unterschieden. 
Was den Beamten heute von der Sozialdemokratie trennt, das ist 
nicht etwa die Tatsache, daß er nicht eine sozialisierte Wirtschaft 
begrüßen würde; die Gründe Hegen anderswo. Sie sind zu suchen 
in der ganzen geistigen Einstellung dieser Schicht der Bildung 
auf eine Ideologie, die vorwiegend eine Art ästhetischen Ethizisraus 
darstellt. Man sieht in diesen Kreisen die Begriffe der Kultur 
vorwiegend aL geistige, selbst dort, wo sie bedenklich mechanisiert 
und bureaukratisiert in Erscheinung treten. Es würde zu weit 
führen, wollte ich diese gan 2 ie geistige Atmosphäre des Beamten¬ 
tums mit ihrer künstlichen Emporhebung durch Titel, Macht- 
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befugnisse und besondere Wertung ihrer Arbeit, wie dies im 
alten Staat geschah, [genau um reißen. Nun ist allerdings inzwischen 
etwas wesentliches mit dem Beamtentum geschehen: nämlich ein 
starkes Herabgleiten aus der ökonomischen Stellung, die sie viel¬ 
fach im alten Staat innehatte. Das (Beamtentum wurde proletajrisiert, 
und mit diesem Vorgang haben zweifellos weite Kreise dieser 
Schichten begriffen, daß ihre Lebensbedingungen und die jder 
Arbeiterschaft im wesentlichen gleich sind: Beide sind Nur. 
Konsumenten. Dies bedingt eine Annäherung an sozialistische 
Gedankengänge, die zweifellos im Fortschreiten begriffen ist, wenn 
auch nicht übersehen werden soll, daß auf der anderen Seite 
durch agitatorische Verdrehung dieser ökonomischen Erscheinung 
auch manche Beamte in eine Frontstellung gegen die Sozialdemo¬ 
kratie getrieben wurden, in der sie kurzsichtigerweise die Ur¬ 
heberin dieser Erscheinung sehen. Hier ist nun durch eine ver¬ 
nünftige Beamtenpolitik ein Fortschritt zu ermöglichen. Wie diese 
Politik im einzelnen einzustellen ist, das ist eine Frage für sich. 

Wesentlich wild weiterhin sein eine großzügige Bildungspolitik. 
Auf diesem Gebiete ist nahezu noch alles zu tun, und ich möchte 
es als einen ungeheueren Gewinn verzeichnen, daß in allen wesent¬ 
lichen Punkten die Ziele der Sozialdemokratie auf dem Bildungs 1 - 
gebiet mit denen des Deutschen Lehrervereins parallel gehen. Der 
Gedanke der Einheitsschule ist allerdings durch die politische 
Notwendigkeit des Schulkompromisses von Weimar schwer be¬ 
droht. Hier muß deshalb mit Energie, aber auch mit kühlem 
Abwägen des Sach lieh.-Notwendigen vorgegangen werden. Eine 
Befreiung der Bildung durch Zerschlagung der Einheitlichkeit 
nach Weltanschauungsgebieten ist ein Experiment, dessen Vorteile 
auf seiten der Konfessionellen, insbesondere der katholischen 
Kirche, lägen. 

Die Frage ist, wenn man tiefer schaut, noch ein viel weiteiv 
greifendes Problem: nämlich die Stellung des Sozialismus zur 
Religion. Ich sage ausdrücklich: des Sozialismus, nicht der Sozial¬ 
demokratie. Die Religion des Christentums, die hier vor allem in 
Frage steht, ist an sich zweifellos eine Weltanschauung, die, wenn 
man die Folgerungen aus dem religiösen in das wirtschaftliche 
Leben zieht, mit dem Sozialismus in engster Verbindung steht. 
Wenn auch Jesus von Nazareth kein Sozialdemokrat war, Sozialist 
in religiösem Sinne war er unbedingt. Die Schwierigkeiten liegen 
deshalb nicht so sehr in der Religion, in der Weltanschauung an 
sich, als vielmehr in ihren Organisationen: in den Kirchen. Und 
darüber besteht nun ganz und gar kein Zweifel: die Kirchen 
des alten Staates waren mehr oder weniger eng mit dem kapi¬ 
talistischen Staat und der Monarchie verbunden. Die Gründe dieser 
Entwicklung aufziuzeigen, würde zu weit führen. Heute aber ist 
die Kirche frei; der tiefste Gedanke des Christentums, die Brüder¬ 
lichkeit aller Menschen, kann also in seiner religiösen Reinheit 
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auch hier zum Ausdruck kommen. Damit ist aber ohne weiteres 
die Möglichkeit gegeben, Sozialismus und Christentum, Solidarität 
aller Arbeitenden und tätige Bruderliebe einander ergänzend zu¬ 
sammenzuführen. Damit aber die taktische Stellung einer sozia¬ 
listischen Partei zum organisierten Christentum, wenigstens grund¬ 
sätzlich, aus der Negation in eine Bejahung hinüberführt. 

So sehen wir, daß in allen diesen großen Fragen das Entschei¬ 
dende ist: ob es gelingt, aus der Sackgasse der Nur-Opposition 
überall dort zu einer positiven Stellung zu kommen, wo eine solche 
in der Entwicklungsrichtung des Sozialismus liegt Das bedeutet 
aber keine Kompromißpolitik, sondern ein starkes positives Vor¬ 
wärtstreiben der revolutionären Entwicklung; aber es ist eine 
Revolution des Geistes und der Geister, nicht durch Maschinen¬ 
gewehre und Handgranaten. Gelingt es dem Sozialismus, diese 
Wege einer neuen Taktik einzuschlagen, so hat er gewonnen: 
denn mit dieser Einstellung ergibt sich eine Wucht der sozia¬ 
listischen Ideale in den Masslen, daß das Problem der Diktatur 
des Proletariats dann zu einer Demokratie des arbeitenden Volkes 
und damit zum sozialistischen Staat selbst wird. 

HANS FEHLINGER: 

Die Aufteilung der außereuropäischen Beute. 

A M 10. August ist in Sfevtes bei Paris nach wiederholtem Auf- 
k schub der Friedensvertrag zwischen den Verbandsmächten und 
der Türkei unterzeichnet worden. Er läßt von dem Gebiete 
des einstmals mächtigen osmanischen Reichs nicht viel übrig. 
In Europa bleibt nur die Stadt Konstantinopel mit ihrer Umgebung 
bis an die Tschataldschalinie und einschließlich des Derkossees, 
welcher der Wasserversorgung Konstantinopels dient, dem Namen 
nach türkisch. Der bisher türkische Teil Thrakiens westlich der 
Tschataldschalinie ist an Griechenland gefallen. Die türkische 
Souveränität über Konstantinopel bleibt mit der Maßgabe be¬ 
stehen, daß die Verbandsmächte die bezüglichen Bestimmungen 
abändem können, sollte die Türkei den Friedensvertrag, nament¬ 
lich hinsichtlich des Minoritätenschutzes, nicht erfüllen. Die Meer¬ 
engen (Dardanellen, Marmarameer und Bosporus) werden der 
Kontrolle einer internationalen Kommission mit eigener Flagge, 
eigenem Budget und eigener Organisation unterstellt, bestehend 
aus Vertretern Englands, Frankreichs, Italiens, Japans, Griechen¬ 
lands und Rumäniens unter möglichem Hinzutritt von Vertretern 
Amerikas, Rußlands und Bulgariens. Die Delegierten Amerikas, 
Englands, Frankreichs und Italiens, Japans und Rußlands haben 
je zwei Stimmen, die übrigen Vertreter je eine Stimme. Das der 
Kontrolle der Meerengenkommission unterstellte Gebiet umfaßt 
an der europäischen Seite die Gallipolihalbinsel, ferner den Küsten- 
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streifen von fünf Kilometern längs der Marmarasee und das ganze 
der Türkei in Europa noch belassene Gebiet, also auch die Haupt¬ 
stadt Konstantinopel und deren Bannmeile; in Asien die Land¬ 
striche westlich einer Linie gezogen vom Golf von Adramit, der 
Insel Mytilene gegenüber, über einen Punkt zehn Kilometer süd¬ 
lich von Panderma, von dort eben nördlich Brussa, fünf Kilometer 
östlich von Isnik (Nioea) und von Ismidt, bis zum Schwarzen 
Meere, 30 Kilometer östlich vom Bosporuseingang. Die ganze 
Landschaft Bigha und der größte Teil Bithyniens fallen in dieses 
Gebiet. Che türkische Souveränität über Konstantinopel und Um¬ 
gebung ist reine Fiktion! 

Auch in Asien ist der Türkei der weitaus größte Teil ihres 
früheren Landbesitzes abgenommen worden. Das ist sicher, obzwar 
der Text des Vertrages von Sfcvres noch nicht veröffentlicht ist; 
aber er weist keinesfalls wesentliche Abweichungen gegenüber 
dem auf der Konferenz vton San Remo festgestellten Entwurf auf 1 
Türkisch bleibt der größere Teil Anatoliens, jedoch ein Gebietsf- 
streifen um Smyrna wird (unter nomineller Souveränität der Tür¬ 
kei) der Verwaltung Griechenlands überantwortet. Die türkischen 
Gesetze wie auch die türkische Währung bleiben weiter in Kraft 
und die Smyrnioten sind nicht militärpflichtig. Ein Lokalparla;- 
nuent ist zur Vertretung der Nationalitäten und Glaubensgemein¬ 
schaften zu bilden. Dieses Parlament kann zwei Jahre nach seinem 
ersten Zusammentritt den Anschluß des Smyrnagebiets an Griechen¬ 
land erklären, der aber nur unter Zustimmung des Völkerbundes 
vollzogen werden darf. Der Völkerbund kann vor dem Zusammen¬ 
schluß eine Volksabstimmung vornehmen lassen. 

Die Festlandsgrenze der griechischen Smyrnazone beginnt im 
Norden am Golfe von Adramit, sie läuft weiterhin östlich von 
Akhissar, schneidet die Eisenbahn Kassaba—Alaschehir in der Mitte 
zwischen beiden Städten, wendet sich dann nach Westen zwischen 
dem Großen und Kleinen Mäander und endet bei dem von Italienern 
besetzten Scalanova (Kusch-adasi) am Meer. Ausgeschlossen bleibt 
die Stadt Aidin und der Große Mäander in seinem ganzen Lauf. 

AIS neuer Staat soll Armenien aus früher türkischem und rus¬ 
sischem Gebiet erstehen. Zur Grenzfestlegung hatte die Konfew 
renz von San Remo den amerikanischen Bundespräsidenten Wilson 
ausersehen. Es ist nicht sehr wahrscheinlich, daß dieser dafür 
zu haben sein wird, auch noch diese Kastanie für seine Freunde 
aus dem Feuer zu holen. Der Hafen Armeniens soll Batum 
werden, während Trapezunt türkisch bleibt Das fast entvölkerte 
Türkisch-Armenien ist heute ein Haupttumraelplatz der türkischen 
Nationalisten. Soll es unabhängig wenden, so ist es erst zu erobern 
und laufzubauen. ( ' 


1 Für die Mitteilung der Bestimmungen des Entwurfes sei der Presse¬ 
abteilung des Auswärtigen Amts verbindlich gedankt 
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Als neue Staaten wenden ferner gemäß Artikel 22 des Völker- 
bundsstatuts Syrien, Palästina und Mesopotamien von den Ver- 
bandsmächten anerkannt. Diese Staaten sind nicht unabhängig, 
sondern ihre Verwaltung wurde „Mandatsmächten“ übertragen, 
und zwar erhielt Frankreich das Mandat für Syrien, Großbritannien 
das Mandat für Palästina und Mesopotamien,. In Syrien und Meso¬ 
potamien sind übrigens inzwischen Aufstände gegen die neuen 
Herren ausgeb rochen, und namentlich die Briten in Mesopotamien 
scheinen einen recht schweren Stand zu haben. Die schiitiscben 
Araber dieses Landes wünschen zwar keineswegs eine Wieder¬ 
vereinigung mit der Türkei, aber sie wollen Freiheit. Und wollen 
die herrschenden Klassen Großbritanniens dennoch eine einfluß¬ 
reiche Rolle spielen, so müsisen sie sehr klug und vorsichtig sein — 
brutale Gewalt würde hier ganz und gar fehlschlagen. Vor allem 
ist es die starke fremde Besatzungsarmee, die auf die Araber Meso¬ 
potamiens aufreizend wirkt und wirken muß. — Die Grenzfest¬ 
setzung der neuen Mandatsstaaten gegeneinander und gegen (die 
Türkei ist Sache der ,Zulamft. 

Die Grenzen des unabhängigen Königreichs Hed9chas in West¬ 
arabien stehen gleichfalls noch nicht fest Allen Mohammedanern 
ist freier Zutritt zu den heiligen Städten von Mekka und Medina 
zugesichert. 

Endlich zwingt der Friede von S£vres die Türkei, zugunsten 
Großbritanniens auf ihre Rechte auf Aegypten, den Sudan und 
Cypem zu verzichten. Sie erkennt bezüglich Aegyptens die eng¬ 
lische Protektoratserklärung vom Tß. Dezember 1914 und bezüglich 
Cypems die englische Annexionserklärung vom 5. November 1914 
an. Zugunsten Italiens verzichtet die Türkei auf ihre Rechte über 
die Zwölfinselgruppe, sowie über die Insel Castellerizo. 

• 

Artikel 119 des Friedens Vertrags enthält die Verzichterklärung 
Deutschlands auf seine Rechte und Ansprüche hinsichtlich seiner 
überseeischen Besitzungen, und auf Grund des Artikels 22 wurden 
sie anderen Mächten zur Verwaltung übergeben. Die Verwaltung»- 
mandate sind wie folgt verteilt: Von Togo erhält Frankreich 
den östlichen Teil (etwa zwei Drittel der Gesamtfläche) und 
Großbritannien den westlichen Teil. Von Kamerun kommen etwa 
vier Fünftel an Frankreich und ein Fünftel wird Großbritannien zu¬ 
gewiesen, nämlich ein Streifen längs der Kolonie Nigerien, vom 
Tschadsee bis ans Meer. Die genauen Grenzen sind noch nicht 
bestimmt. 

Das Mandat für Deutsch,-Ostafrlka, das die Bezeichnung Tan- 
ganyika-Territoriuin erhielt, wurde in der Hauptsache Groß¬ 
britannien zugesprochten, doch erhielt Belgien Ruanda und Urundi, 
von denen Großbritannien nur ein 30 Kilometer langer Streifen 
für die Kap-Kairo-Bahn verblieben ist. Die Grenze zwischen dem 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Die Aufteilung der außereuropäischen Beute. 


673 


belgischen und britischen Teil läuft von Mont Kivise, den öst¬ 
lichen Teil der Provinz Ruanda abschneidend, über den Mugesara- 
see an den Ruvuvtufluß und folgt dann der Ost- und Sjüdgnenze 
Urundis bis zum Tanganyikasec, in den sie bei Mgera mündet. Der 
belgische Teil ist IS 000 Quadrafcmeilen groß und hat 3000000 
Einwohner. Das Kionga-Dreiedc südlich der Rovuna erhält 
Portugal. 

Das Mandat über die Südseeinseln nördlich des Aequators hat 
Japan erhalten, die Inseln südlich des Aequators fallen an Austra¬ 
lien, mit Ausnahme Sacnoas, welches an Neu-Seeland gekommen 
ist — 

Japan hat auch die Vorherrschaft in der chinesischen Provinz 
Schantung erlangt. Durch den Friedensvertrag hat sich Deutsch¬ 
land verpflichtet, auf alle Rechte und Ansprüche bezüglich Schan¬ 
tung zugunsten Japans zu verzichten, insbesondere auf alle Rechte 
und Ansprüche auf das Gebiet von Kiautschou, die Eisenbahn¬ 
linien, die Bergwerk(e und Unterseekabel. Artikel 156 des Friedens¬ 
vertrags bestimmt, daß alle deutschen Rechte auf die Eisenbahn¬ 
linie von Tsingtau nach Tsinanfu, einschließlich ihrer Abzwei¬ 
gungen, sowie die dazugehörigen Baulichkeiten jeder Art, die Bahn¬ 
höfe, Lagerräume, das feste und rollende Material, die Gruben, 
die Betriebseinrichtungen der Gruben und das Betriebsmaterial, 
mit allen dazugehörigen Rechten und Vorrechten, japanisches 
Eigentum sind und bleiben. Ebenso bleiben die Unterseekabel 
des Deutschen Reiches von Tsingtau nach Schanghai und von 
Tsingtau nach Tschefu mit allen dazugehörigen Rechten, Vor¬ 
rechten und Besitzungen freies und unbelastetes Eigentum Japans. 
Artikel 157 sieht vOr, daß die beweglichen und unbeweglichen 
Rechte, die Deutschland im Gebiet von Kiautschou besitzt, sowie 
alle Ansprüche, d^e es auf Grund der mittelbar und unmittelbar 
für dies Gebiet ausgeführten Arbeiten und Verbesserungen oder 
von Geldausgaben geltend machen könnte, in freies und unbe¬ 
lastetes Eigentum Japans übergeben. 

Japanischerseits wird man nichts unterlassen, was den Einfluß 
in China stärken kann; man wird vor allem trachten, das alter¬ 
tümliche „Reich der Mitte“ möglichst weit in wirtschaftliche Ab¬ 
hängigkeit zu bringen. Denn d|as ist das beste Mittel, einem Ge¬ 
meinwesen die politische Selbständigkeit zu nehmen! 

Die Chinapolitik Japans wird von den Regierungen Frankreichs 
und Großbritanniens unterstützt. Viele britische Kolonialpolitiker 
haben gewiß damit gerechnet, daß durch die Uebergabe von Schan- 
tung an Japan ein Teil vbn dessen Bevölkerungsüberschuß künftig 
dahin gelenkt wird, womit die japanische Zuwanderung nach 
den britischen Siedlungskolonien, namentlich nach Australien, zu-, 
ruckgehen oder aufhören wird. Auch in Amerika sieht man, 
namentlich auf seiten der Demokratischen Partei, in der Erweiterung 
des japanischen Einflußbereiches in Ostasien eine Sicherheit gegen 
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massenhaftes Zuströmen von Japanern nach den Weststaaten der 
Union. Das amerikanische (Volk ist in seiner großen Mehrheit (über¬ 
haupt der Einmischung in die ostasiatische Politik abgeneigt, 
es hat genug mit dem philippinischen Abenteuer und wünscht weder 
der Philippinen, noch der „offenen Tür“ in China wegen Ver¬ 
wicklungen mit einem (anderen Staat 
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In der Schrift wird nachgewiesen, 
daß die Wiederaufnahme der wirtschaftlichen Be¬ 
ziehungen zwischen Deutschland und Rußland ein dringendes Erfor¬ 
dernis sowohl der deutschen wie der russischen Wirtschaftspolitik ist 
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M. BEER: 


Die Kommunistische Internationale . 1 


N ACH zweimonatigen Verhandlungen hat der zweite Kongreß* 
der Moskauer Internationale in der ersten Septemberwoche 
seine Arbeiten beendet. Keiner der bisherigen proletarischen 
Kongresse kann sich, schon was die Vertretung anbetrifft, mit 
dieser Zusammenkunft vergleichen. Alle Menschenrassen, mit Aus¬ 
nahme der Schwarten, hatten dort ihre Abordnungen. Chinesen 
und Inder, Slawen und Germanen, Romanen und Semiten waren 
aus Europa, Asien und Amerika nach Moskau gekommen, um 
Waffen zu schmieden gegen die sozialökonomische und politische 
Unterdrückung, die ihre Entwicklung hemmt und verfälscht. Die 
Anziehungskraft, die Moskau auf die P|roletariermassen und die 
vom Imperialismus unterdrückten Völkerschaften ausübt, ist auf 
zwei Ursachen zurückzuführen: » 

1. Die Führer der Bolschewisten haben nicht den geringsten 
Zweifel, daß Europa sich in einer sozialen Revolution befindet, 
und daß diese Revolution siegen muß. Siel sind frei von aller 
Skepsis, von allen lähmenden Erwägungen. Sje kennen keine 
Spannung zwischen Lehre und Leben, zwischen Theorie und 
Praxis. 

2. Das Versagen der II. Internationale gegenüber dem Weltkrieg 
— und, was noch schlimmer ist: gegenüber ,d(er Revolution. Letz¬ 
teres gilt insbesondere von Deutschland und Deutschösterreich. 
Die deutschen Proletariermassen empfinden mit größerer oder 
geringerer Deutlichkeit, daß sie auf den stürmenden Wogen der 
Revolution führer- und ruderlos umhertreiben; ein Gefühl des 
Verlassenseins hat sich ihrer bemächtigt, und in diesem Gefühl 
blicken viele sehnsuchtsvoll (nach Moskau, wo sie aufopferungsvolle, 
todesmutige und zielbewußte Männer sehen. Um so mehr als 
sie die einfachen Grundlinien des Marxismus, die man ihnen 
jahrzehntelang vor Augen führte, am klarsten und wirksamsten im 
Bolschewismus zu erkennen glauben. An diesem Gefühl der Massen 
und an dieser Erkenntnis der Vielen zerschellen alle Räsonnements 


1 Siehe „Glocke“, Nr. IS, 19, 20, (31. Juli bis 14. August 1920), 
Artikelserie „Moskau und Genf“. 
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der Antibolschewisten, von der Kulturliga bis zur „Wett am Mod- 
tag“. vom „Vorwärts“ bis zur „Freiheit“. Und aus diesem Gte* 
fühl Kind dieser Erkenntnis wurde die Krisis geboren, die jetzt die 
U. S. P. D. schüttelt, und die auch das französische Proletariat er* 
greift, ja sogar die englische Unabhängige Arbeiterpartei. Ick 
werde nächste Woche auf die Krisis dieser noch intematiOBal 
heimatlosen Parteien zurückkommen. Inzwischen wollen wir kurz 
sehen, was Moskau positiv geleistet und beschlossen hat. 

Moskau hat eine Kommunistische Internationale geschaffen, in 
der der Geist des „Kommunistischen Manißests“: der Klassenkampf, 
sichtbare Gestalt annehmen und sich in Taten äußern soll. Sie 
ist die vollständige Loslösung von der sozialen und politischen 
Gedankenwelt der Bourgeoisie. Sie hat auch die Demokratie, oder 
richtiger den Parlamentarismus, als eine politische Kategorie er¬ 
kannt., wie Marx etwa Lohn, Kapital, Rente, Zins als ökonomische 
Kategorien des bürgerlichen Zeitabschnitts erkannt und bezeich¬ 
net hait: als Erscheinungen, die nur einer bestimmten Entwicklung» 
phase entsprechen, aber auf ewige Gültigkeit keinen Anspruch 
machen können. Solange die soziale Revolution nicht zu einem 
vollständigen Siege des Proletariats geführt hat, soll sich die 
Internationale als eine einheitliche kämpfende Armee betrachten, 
und in einer Armee ist nicht Freiheit und Gleichheit das Gesetz, 
sondern die Disziplin und die Unterordnung. Wie der Demokratie 
ergeht es auch dem nationalen Gedanken. Auch er ist eine poli¬ 
tische Kategorie des bürgerlichen Zeitalters und muß mit ihm 
verschwinden. Es darf hinfort keinen deutschen, französischen, 
englischen, russischen, polnischen oder irgendeinen anderen natio¬ 
nalen Sozialismus geben, sondern einen internationalen Kommunis¬ 
mus. Das nationale Moment schwächt den Klassenkampf, spaltet 
das kämpfende Proletariat, oder noch schlimmer: wirft es in die 
schlammigen Blutfluten des Nationalismus. 

Diese Gedanken und Bestrebungen finden ihren Ausdruck in den 
Satzungen, die als Ergebnis der langen Erörterungen in Moskau 
angenommen wurden und die — nach der „Roten Fahne“ vom 
12. September — folgenden Wortlaut haben: 

Die Statuten der Kommunistischen Internationale. 

Im Jahre 1864 wurde in London die I. Internationale Arbeiter¬ 
assoziation — die I. Internationale — gegründet In den General¬ 
statuten dieser Internationalen Arbeiterassoziation hieß es: 

„daß die Emanzipation der Arbeiterklasse durch die Arbeiter¬ 
klasse selbst erobert werden muß, daß der Kampf für die Eman¬ 
zipation der Arbeiterklasse keinen Kampf für Klassenprivilegien 
und Monopole bedeutet, sonltiem den Kampf für gleiche Rechte und 
Pflichten und die Abschaffung aller Klassenherrschaft, daß die 
ökonomische Unterwerfung des Mannes der Arbeit unter den 
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Monopolisten der Arbeitsmittel, d. h. der Lebensquellen, der 
Knechtschaft in allen ihren Formen zugrunde liegt, allem sozialen 
Elend, aller geistigen Degradation und politischen Abhängigkeit, 
daß die ökonomische Emanzipation der Arbeiterklasse daher das 
große Ziel ist, in dem jede Bewegung als Mittel untergeordnet 
sein muß, daß alle Bestrebungen nach diesem großen Ziele bisher 
gescheitert sind an dem Mangel an Solidarität zwischen den 
mannigfachen Zweigen der Arbeit in jedem Lande und an der 
Abwesenheit eines brüderlichen Bandes der Einigung zwischen den 
Arbeiterklassen der verschiedenen Länder; daß die Emanzipation 
weder ein lokales noch ein nationales, sondern ein soziales Pro¬ 
blem ist, welches alle Länder umfaßt, worin die moderne Gesell¬ 
schaft existiert, und wobei seine Lösung abhängt von dem theo¬ 
retischen und praktischen Zusammenwirken der fortgeschritten¬ 
sten Länder; daß das gegenwärtige gleichzeitige Wiederaufleben 
der Arbeiterbewegung in den industriellen Ländern Europas einer¬ 
seits neue Hoffnungen erweckt, andererseits feierlich warnt vor 
dem Rückfall in die alten Irrtümer und zur sofortigen Kombination 
der bisher zusammenhanglosen Bewegung aufruft.“ 

Die II. Internationale, die im Jahre 1889 in Paris gegründet 
wurde, verpflichtete sich, das Werk der I. internationale fort¬ 
zusetzen. Aber im Jahre 1914, zu Beginn des Weltmordens, erlitt 
sie völligen Zusammenbruch. Untergraben vom Opportunismus und 
gebrochen durch den Verrat der Führer, di|e auf die Seite der 
Bourgeoisie traten, brach die II. Internationale zusammen. 

Die III. Kommunistische Internationale, gegründet im März 1919, 
in der Hauptstadt der russischen föderativen Sowjetrepublik, Mos¬ 
kau, erklärt feierlich vor der ganzen Welt, daß sie es auf sich 
nimmt, das große Wierk, welches von der I. Internationalen 
Arbeiterassoziation begonnen wurde, fortzusetzen und zu Ende 
zu führen. 

Die III. Kommunistische Internationale bildete sich beim Ab¬ 
schluß des imperialistischen Krieges, 1914—1918, in welchem die 
imperialistische Bourgeoisie der verschiedenen Länder zwanzig 
Millionen Menschen opferte. 

„Gedenke des imperialistischen Krieges!“ Das ist das erste, 
womit die Kommunistische Internationale sich an jeden Werk¬ 
tätigen wendet, wo er auch leben mag, in welcher Sprache er 
auch sprechen mag. Gedenke dessen, daß dank des Bestehens der 
kapitalistischen Ordnung, ein kleines Häuflein von Imperialisten 
die Möglichkeit hatte, im Verlauf von vier langen Jahren die 
Arbeiter der verschiedenen Länder zu zwingen, einander den Hals 
abzuschneiden! Gedenke dessen, daß der Krieg der Bourgeoisie 
über Europa und die ganze Welt die .fürchterlichste Hungersnot 
und das entsetzlichste Elend heraufbeschwor! Gedenke dessen, daß 
ohne den Sturz des Kapitalismus die Wiederholung von der- 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



678 


Die Kommunistische Internationale. 


artigen Raubkriegen nicht nur möglich, sondern unvermeid¬ 
lich ist. 

Die Kommunistische Internationale stellt sich zum Ziel: mit 
allen Mitteln, aysh mit den Waffen in der Hand, für den Sturz 
der Internationalen Bourgeoisie und für die Schaffung einer Inter¬ 
nationalen Sowjetrepublik, als Uebergangsstufe zur vollen Ver¬ 
nichtung des Staates, zu kämpfen. Die Kommunistische Inter¬ 
nationale hält die Diktatur des Proletariats für das einzige Mittet, 
welches die Möglichkeit gibt, die Menschheit von den Greueln 
des Kapitalismus zu befreien. Und die Kommunistische Inter¬ 
nationale hält die Sowjetmacht für die geschichtlich gegebene Form 
dieser Diktatur des Proletariats. 

Der imperialistische Krieg hat die Geschicke der Arbeiter des 
einen Landes mit den Geschicken der Proletarier aller anderen 
Länder besonders eng verknüpft. Der imperialistische Krieg hat 
aufs neue bestätigt, was in deh Generalstatuten der 1. Internatio¬ 
nale gesagt war: die Emanzipation der Arbeiter ist weder ein 
lokales, noch ein nationales, sondern ein internationales Problem. 

Die Kommunistische Internationale, bricht ein- für allemal mit 
der Ueberliefenmg der II. Internationale, für die in Wirklich¬ 
keit nur Menschen weißer Hautfarbe existierten. Die Kommunisti¬ 
sche Internationale stellt sich die Befreiung der Werktätigen der 
ganzen Welt zur Aufgabe. In den Reihen tder Kommunistischen 
Internationale vereinigten sich brüderlich Menschen weißer, gelber, 
schwarzer Hautfarbe — die Werktätigen der ganzen Erde. 

Die Kommunistische Internationale unterstützt voll und ganz 
die Eroberungen der großen proletarischen Revolution in Ruß¬ 
land, der ersten siegreichen sozialistischen Revolution in der Welt¬ 
geschichte, und ruft die Proletarier der ganzen Welt auf, den¬ 
selben Weg zu gehen. Die Kommunistische Internationale ver¬ 
pflichtet sich, jede Sowjetrepublik zu unterstützen, wo immer sie 
auch geschaffen wird. 

Die Kommunistische Internationale weiß: um den Sieg schneller 
zu erringen, muß die um die Vernichtung jdes Kapitalismus und 
für die Schaffung des Kommunismus kämpfende Arbeiterassozia¬ 
tion eine straff zentralisierte Organisation besitzen. Die Kommu¬ 
nistische Internationale muß wirklich und in der Tat eine einheit¬ 
liche Kommunistische Partei der ganzen Welt darstellen. Die 
Parteien, die in jedem Lande arbeiten, erscheinen nur als ihre 
einzelnen Sektionen. Der Organisationsapparat der Kommunisti¬ 
schen Internationale muß den Arbeitern eines jeden Landes die 
Möglichkeit gewährleisten, in jedem gegebenen Moment die größt¬ 
möglichste Hilfe von den organisierten Proletariern der übrigen 
Länder zu erhalten. 

Zu diesem Zweck bestätigt die Kommunistische Internationale 
folgende Punkte der Satzungen: 
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§ 1. Die neue Internationale Arbeitervereinigung ist geschaffen 
zur Organisierung von gemeinsamen Aktionen der Proletarier der 
verschiedenen Länder, die das eine Zjiel anstreben: Sturz des 
Kapitalismus, Errichtung der Diktatur des Proletariats und einer 
internationalen Sowjetrepublik zur vollen Beseitigung der Klassen 
und zur Verwirklichung des Sozialismus, dieser ersten Stufe der 
Kommunistischen Gesellschaft. 

§ 2. Die neue Internationale Arbeitervereinigung nennt sich: 
„Kommunistische Internationale“. 

§ 3. Alle der Kommunistischen Internationale angehörenden 
Parteien tragen den Namen: „Kommunistische Partei des und des 
Landes (Sektion der Kommunistischen Internationale). 

§ 4. Die höchste Instanz der Kommunistischen Internationale 
ist der Weltkongreß aller ihr angehörenden Parteien und Organi¬ 
sationen. Der Weltkongreß tritt regelmäßig einmal jährlich zu¬ 
sammen. Der Weltkongreß allein ist berufen, das Programm der 
Kommunistischen Internationale zu ändern. Der Weltkongreß berät 
und beschließt über die wichtigsten Fragen des Programms und 
der Taktik, die mit der Tätigkeit der Kommunistischen Internatio¬ 
nale Zusammenhängen. Die Zähl der auf jede Partei oder Organi¬ 
sation entfallenden beschließenden Stimmen wird durch besonderen 
Kongreßbeschluß bestimmt. 

§ 5. Der Weltkongreß wählt das Exekutivkomitee der Kommu¬ 
nistischen Internationale, welches das leitende Organ der Kommu¬ 
nistischen Internationale in der Zeit zwischen den Weltkongressen 
der Kommunistischen Internationale ist. Das Exekutivkomitee ist 
nur dem Weltkongreß verantwortlich. 

§ 6. Der Sitz des Exekutivkomitees der Kommunistischen Inter¬ 
nationale wird jeweils im Weltkongreß der Kommunistischen 
Internationale bestimmt. 

§ 7. Ein außerordentlicher Weltkongreß der Kommunistischen 
Internationale kann entweder auf Beschluß des Exekutivkomitees 
oder auf das Verlangen der Hälfte der Parteien, die zur Zeit 
des letzten Weltkongresses der Kommunistischen Internationale 
angehört haben, einbeiufien werden. 

§ 8. Die 'Hauptarbeit des Exekutivkomitees lastet auf der 
Partei des Landes, wo auf Beschluß des Weltkongresses das 
Exekutivkomitee seinen Sitz hat. Die Partei des betreffenden 
Landes entsendet fünf ihrer Vertreter m das Exekutivkomitee mit 
beschließender Stimme. Außerdem entsenden die zehn bedeutend¬ 
sten Kommunistischen Parteien, deren Liste von dem 1 ordentlichen 
Weltkongreß bestätigt wird, je einen Vertreter mit beschließender 
Stimme in das Exekutivkomitee. Den anderen, in die Kommu¬ 
nistische Internationale aufgenommenen Organisationen und Par¬ 
teien steht das Recht zu, je einen Vertreter mit beratender Stimme 
in das Exekutivkomitee zu delegieren. 
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§ 9. Das Exekutivkomitee leitet die gesamte Arbeit der Kommu¬ 
nistischen Internationale von einer Tagung bis zur anderen, gibt 
in mindestens vier Sprachen das Zlentralorgan der Kommunistischen 
Internationale (die Zeitschrift „Kommunistische internationale“) 
heraus, tritt mit den erforderlichen Aufrufen im Namen der 
Kommunistischen Internationale hervör und gibt für alle der 
Kommunistischen Internationale angehörenden Organisationen und 
Parteien bindende Richtlinien. Das Exekutivkomitee der Kommu¬ 
nistischen Internationale hat das Recht, von den ihr angehörenden 
Parteien den Ausschluß von Gruppen und Personen zu verlangen, 
die die internationale Disziplin verletzen und ebenso diejenigen 
Parteien aus der Kommunistischen Internationale auszuschließen, 
welche gegen die Beschlüsse des Weltkongresses verstoßen. Diese 
Parteien haben das Recht, Berufung beim Weltkongreß einzulegen. 
Im Bedarfsfälle organisiert das Exekutivkomitee in den verschiede¬ 
nen Ländern seine technischen Und anderen Hilfsbureaus, die 
völlig dem Exekutivkomitee untergeordnet sind. Die Vertreter 
des Exekutivkomitees erledigen ihre politischen Aufgaben im eng¬ 
sten Kontakt mit der Parteizentrale des betreffenden Landes. 

§ 10. Das Exekutivkomitee der Kommunistischen Internatio¬ 
nale hat das Recht, Vertreter, von solchen Organisationen und 
Parteien mit beratender Stimme in seiner Mitte aufzunehmen, 
die zwar der Kommunistischen Internationale nicht angehören, aber 
mit ihr sympathisieren und ihr nahe stehen. 

§ 11. Die Organe aller Parteien und aller Organisationen, 
die der Kommunistischen Internationale angehören, und die zu 
den für die Kommunistische Internationale Sympathisierenden 
zählen, sind verpflichtet, alle offiziellen Beschlüsse der Kommu¬ 
nistischen Internationale und seines Exekutivkomitees zum Ab¬ 
druck zu bringen. 

§ 12. Die allgemeine Lage in ganz Europa und Amerika zwingt 
die Kommunisten der ganzen Welt zur Schaffung illegaler kommu¬ 
nistischer Organisationen neben der legalen Organisation. Das 
Exekutivkomitee ist verpflichtet, dafür zu sorgen, daß das überall 
praktisch verwirklicht wild. 

§ 13. ln der Regel wird der politische Verkehr zwischen den 
einzelnen der Kommunistischen Internationale angeschlossenen 
Parteien durch das Exekutivkomitee der Kommunistischen Inter¬ 
nationale geführt. In dringenden Fällen geht der Verkehr direkt, 
aber gleichzeitig wird davon dem Exekutivkomitee der Kommu¬ 
nistischer. Internationale Mitteilung gemacht. 

§ 14. Die auf dem Boden des Kommunismus stehenden, im 
internationalen Maßstabe unter der Leitung der Kommunistischen 
Internationale zusammengeschlossenen Gewerkschaften, bilden eine 
Gewerkschaftssektion der Kommunistischen Internationale. Diese 
Gewerkschaften delegieren ihre Vertreter zu den Weltkongressen 
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<ler Kommunistischen Internationale durch die kommunistischen 
Parteien der betreffenden Länder. Die Oewerkschaftssektion der 
Kommunistischen Internationale entsendet einen Vertreter in das 
Exekutivkomitee der Kommunistischen Internationale mit be¬ 
schließender Stimme. Das Exekutivkomitee der Kommunistischen 
Internationale hat das Recht, einen Vertreter mit beschließender 
Stimme in die Oewerkschaftssektion der Kommunistischen Inter¬ 
nationale zu entsenden. 

§ 15. Die Kommunistische Jugendinternationale ist als Mitglied 
der Kommunistischen Internationale, wie alle übrigen dieser und 
ihrem Exekutivkomitee untergeordnet. In das Exekutivkomitee der 
Kommunistischen Internationale wird ein Vertreter des Exekutiv¬ 
komitees der Kommunistischen Jugendinternationale mit beschlie¬ 
ßender Stimme delegiert. Das Exekutivkomitee der Kommunisti¬ 
schen Internationale hat das Recht, in den Vollzugsausschuß der 
Kommunistischen Jugendinternationale seinen Viertreter mit be¬ 
schließender Stimme zu entsenden. 

$ 16. Das Exekutivkomitee der Kommunistischen Internatio¬ 
nale bestätigt den internationalen Sekretär der kommunistischen 
Frauenbewegung und oiganisiert die Frauensektion der Kommu¬ 
nistischen Internationale. 

§ 17. Bei Uebersiedlung aus einem Lande in ein anderes be¬ 
gegnet ein jedes Mitglied der Kommunistischen Internationale 
biüderlicher Unterstützung seitens der dortigen Mitglieder der 
III. Internationale. — 

Die Satzungen und die Methoden der Kommunistischen Inter¬ 
nationale sind ohne Zweifel viel strenger und dogmatischer als 
die von Marx für die I. Internationale niedergelegten. Nach An¬ 
sicht der Bolschewisten bedeutet dies jedoch keineswegs einen 
Abfall von Marx, sondern eine Vollendung seines Testaments. 
Denn es ist zu bedenken, daß im Jahre 1864 das Proletariat sich 
international erst zu formieren versuchte. Eine internationale 
Arbeiterbewegung im modernen Sinne, war erst im Entstehen be¬ 
griffen. Von diesen Erwägungen ließ sich Marx leiten, als er 
die Inauguraladresse (historische Rückschau und Begründung) und 
die Statuten (Rrinzipienerklärung) für die Internationale Arbeiter¬ 
assoziation verfaßte. In einem langen Briefe an seinen Freund 
Engels, geschrieben in London am 4. November 1864, berichtet 
er über die Gründung der Internationale (Marx^-Engels „Brief¬ 
wechsel“, Band 3) und entschuldigt sich wegen der gemäßigten 
Form jener Schriftsätze und sagt: „Es bedarf Zeit, bis die 
wiedererwachte Bewegung die alte Kühnheit der Sprache erlaubt.“ 
Die Moskauer sind fest überzeugt, daß die Arbeiterklassen seit 
1864 stark genug geworden sind, um alte formale Rücksichten 
beiseite zu schieben und auszusprechen, was ist: Auszusprechen, 
daß der Entscheidungskampf nahe bevorsteht, daß somit die Zeit 
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theoretischer Erörterungen, kritischer Waffengänge, demokratischer 
Formalitäten und Abstimmungen, in denen die sozialistischen Scho¬ 
lastiker und parlamentarischen Taktiker das große Wort führten, 
vorbei ist. Hat — nach Marx — „der amerikanische Bürgerkrieg 
(1861—1864) die Sturmglocke für die europäische Arbeiterklasse 
geläutet“ (Vorwort zum „Kapital“ I, 1867): sie zium Kampfe ge¬ 
weckt, so war der Weltkrieg der Sturmruf zum Entscheidungs¬ 
kampf. 

Dieser Gedanke ist das Leitmotiv der kommunistischen Taktik. 
Erst von diesem Standpunkte aus ist der Bolschewismus zu er¬ 
fassen. Es ist deshalb lächerlich, wenn z. B. Herr von Gerlach 
in seiner „Welt am Miontag“ (13. September), aus Anlaß der 
Krise der U. S. P, D. meint, einen Sieg der Moskauer in der 
% U.S.RD. könne er leider nicht für unmöglich halten. „Und zwar 
deshalb nicht, weil nach Revolutionen der Wortradikalismus eine 
noch größere Rolle zu spielen pflegt als in normalen Zeiten.“ 
Gerlach ist also der Ansicht, daß Deutschland bereits die Revo¬ 
lution hinter sich habe. Er hat sich wider Willen als das enthüllt, 
was er wirklich ist: ein vulgärer Demokrat. Der 9. November 
191S, glaubt er, war die Revolution, weil Deutschland zur demo¬ 
kratischen Republik geworden ist. Er sieht nicht, daß an jenem 
Tage die deutsche Revolution erst angefangen hat. In der Auf¬ 
fassung der Bedeutung des 9. November scheiden sich Demokraten 
von Sozialisten, und in der Auffassung der Bedeutung des sozialen 
Vulkans, der jetzt den ganzen europäischen Kontinent zum Beben 
bringt, scheiden sich Sozialdemokraten von Kommunisten. 


SEKRETARIAT DER LABOUR PARTY: 

Der offizielle Bericht der britischen 
Abordnung über Rußland. 

Das Sekretariat der britischen Arbeiterpartei sandte uns die 
Aushängebogen des demnächst erscheinenden Berichts der briti¬ 
schen Abordnung nach Rußland. Wir geben ihn im folgenden 
in fast wörtlicher Uebersetzung wieder. Er ist fein abgewogen und 
durch Sachlichkeit ausgezeichnet. 

Redaktion der „Glocke 1 '. 


Die Reise. 

D IE britische Abordnung wurde von der Arbeiterpartei und dem 
Gewerkschaftskongreß nach Rußland gesandt auf Grund einer 
Entschließung des Außerordentlichen Gewerkschaftskongres¬ 
ses vom 10. Dezember 1919. Die Entschließung forderte von der 
Regierung „das Recht zu einer selbständigen und unparteiischen 
Untersuchung der industriellen, politischen und allgemeinen wirf- 
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schaftlichen Zustände Rußlands“. Die Abordnung bestand aus 
neun Personen: sieben männlichen und zwei weiblichen, und sie 
waren von zwei männlichen Personen von der Unabhängigen 
Arbeiterpartei begleitet. Zeitungskorrespondenten waren auch mit 
der Abordnung, aber sie haben sie nicht in allen ihren Unter¬ 
suchungen begleitet. 

Das britische Auswärtige Amt, das Um ,Reiseerlaubnis angegangen 
wurde, legte die Angelegenheit dem Rat der Drei in San Remo vor 
und erhielt die Zustimmung zur Verabfolgung von Reisepässen 
nach Estland oder Finnland, lum nach Rußlai^d zu reisen, — das 
letztere Land wurde jedoch nicht genannt. Das Auswärtige Amt 
der Sowjetrepublik gab durch Herrn Litwinow aus Kopenhagen 
sofort telegraphisch eine herzliche Bewillkommnung des beab¬ 
sichtigten Besuchs, und die Abordnung verließ England am 
27. April und überschritt die estnisch - russische Grenze am 
10. Mai und traf am folgenden Tag in Petersburg ein. Am 
Abend des 16. Mai fuhr die Abordnung von Petersburg nach 
Moskau, wo sie am folgenden Mittag ankam, und verblieb da bis 
zum 28. Sie begab sich dann nach Nishni-Novgorod, von wo sie 
mit dem Dampfer „Bjelinski“ auf der Wolga nach Saratow fuhr. 
Von Saratow kehrte die Mehrheit der Abordnung nach Moskau 
zurück, während einige ihrer Mitglieder mit dem Dampfer weiter 
bis Astrachan am Kaspischen Mjeer fuhren und von dort zurück 
mit dem Dampfer nach Saratow. Die Mehrheit, die zuerst nach 
Moskau zurückgekehrt war, besuchte die polnische Front bei 
Smolensk. Manche Mitglieder der Abordnung blieben nur drei 
Wochen ir. Rußland, die meisten jedoch von drei bis sechs Wochen, 
und ein Mitglied blieb noch länger, um die Agrarfrage im Gebiet 
von Samara zu studieren. 


i Untersuchung. 

Während ihres Besuchs in Rußland hatte die Delegation Aus¬ 
sprachen mit den 1 führenden Mitgliedern der Regierung; mit einfluß¬ 
reichen Mitgliedern des Sowjets und der Gewerkschaften, mit 
Propagandisten und Erziehern und mit Vertretern der politischen 
Parteien, die gegen die Kommunisten opponieren. Zahlreiche Ein¬ 
richtungen wurden besichtigt, einschließlich Fabriken, Werkstätten, 
Regierungsmagazine, Genossenschaften, Schulen und Krankem 
häuser . In Petersburg und Moskau (wurden auch die Theater be¬ 
sucht; zahlreiche Versammlungen wurden abgehalten, in denen 
die Mitglieder de/ Abordnung das Wort ergriffen; Empfinge und 
Festessen fanden statt; große Truppenparaden in Petersburg und 
Moskau wurden besichtigt, ebenso die Armee an der Front von 
Smolensk. Außerdem wurden zahlreiche Privatpersonen ausgefragt. 
Die Delegierten waren im allgemeinen frei in ihren Bewegungen 
und Untersuchungen und sie sind überzeugt, daß sie einen typischen 
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Teil des russischen Lebens gesehen haben. Sowohl Stadt wie 
Land wurde gesehen. Während ihres ganzen Besuchs wurde die 
Abordnung überall von den Sowjet- und Gewerkschaftsfunktionären 
mit Ehrenwachen empfangen, die Musik Spielte die ^Internationale“, 
während welcher alle salutierten,'und mit wirklich echtem Volks- 
interessc und Willkommen von Bauern und Arbeitern. Wir waren 
die offene Tür zur Außenwelt, die so lange verrammelt war. 

Oef {entliehe Ordnung. 

Wir halten es für nötig, zu betonen, daß die meisten Berichte 
über Sowjetrußland, die wir in der kapitalistischen Presse unseres 
Landes gelesen, sich als eine grobe Entstellung der Wahrheit 
erwiesen haben. Die Eindrücke, die wir gewonnen haben, sind 
ganz verschieden von den, die man von den Presseberichten er¬ 
hält. Wir sahen keinerlei Gewalttätigkeiten oder Unordnung auf 
den Straßen, obgleich wir uns während Tages 1 - und Nachtstunden 
frei umherbewegten. Wir sahen keine Menschen auf den Straßen 
vor Hunger Umfallen. Wir sahen keine Eingriffe in das religiöse 
Leben des Volkes. Wir sahen keine chinesischen Soldaten. Wir 
sahen keine Anzeichen von besonderem Luxus seitens der führen¬ 
den Kommissare. Wir sahen nicht, daß Frauen oder Kinder „natio¬ 
nalisiert“ worden wären. Wir waren allerdings Zeugen eines 
ausgedehnter. Zusammenbruchs des Transportwesens mit bedauerns¬ 
werten ökonomischen Folgen, und wir sahen schreckliche Fälle 
von Unterernährung und Leiden. Diese Zustände haben wir jedoch 
bereits geschildert in den Berichten, die die Abordnung über 
die verbrecherische Politik der Intervention und der Blockade 
herausgab. 

Die erste Frage, die die Abordnung bei ihrem Eintreffen in Rußl- 
land sich stellte, betraf die öffentliche Ordnung und die Lage der 
Volksmassen: ihren körperlichen Zustand, ihre Bekleidung, ihr 
tägliches Leben und Schaffen, ihre Behausung und das Aussehen 
ihrer Kinder. Unsere ersten Eindrücke in diesen Beziehungen 
wurden während unseres ganzen Aufenthalts bestätigt. 

Was die öffentliche Ordnung anbetrifft, so sahen wir keinen 
Unterschied zwischen der in Rußland (und anderen Ländern. Sowohl 
dort wie hier bebauen die Landleute ihre Felder, bedienen Ange¬ 
stellte den Eisenbahnverkehr, stehen kleine Gruppen von Reisenden 
auf den Bahnsteigen und warten ihre Züge ab. In Rußland aber 
sieht man überall Anzeichen von Unterernährung; jedoch sehen 
die Kinder besser aus als die Erwachsenen. Nach den statistischen 
Angaben, die die Abordnung von Dr. Semasko, dem Volkskommis¬ 
sar des öffentlichen Gesundheitswesens, erhielt, belief sich die 
Nahrung in den Städten im Jlanuar d. J. nur auf 50 vom 
Hundert der zum Leben nötigen Menge. Die Bekleidung der 
Massen ist sehr ärmlich, oft sieht man zerrissene Kleider, das 
Schuh/eug ist sehr schlecht. An allen russischen Bahnstationen 
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sahen wir Soldaten, meistens in verblaßte khakiartige Uniformen 
gekleidet, ebenso sahen wir Eisenbahnbeamte in ihren alten Uni¬ 
formen. Es besteht gar kein Zweifel, daß der Durchschnittsrusse 
in den Städten unterernährt, schlecht bekleidet und schlecht be¬ 
schuht ist. Die Bauern sind viel besser daran, und diejenigen, die 
wir sahen, waren hinreichend genährt. Kränkliche und kranke 
Kinder sieht man nur selten. Den Kindern geht es im Durchschnitt 
besser als den Erwachsenen. An der westeuropäischen Lebens¬ 
haltung gemessen, ist jedoch die Ernährung der Kinder keine gute. 
Der russische Bund für Kinderschutz berechnet, daß ein Kind 
nur für 18 oder 19 Tage Nahrung im Monat erhält, also rund 
zwei Drittel der nötigen Nahrung. Nur wenige Stadtkinder über 
ein Jiahr alt erhalten Milch, außer durch freien Handel, dessen 
Preise jedoch den Arbeiterfamilien unerschwinglich sind. 

Behausung. 

Die russischen Häuser, ausgenommen die in den großen Städten, 
sind meistens von Holz, und in den Dörfern beherbergen sie eine 
sehr große Zahl von Bewohnern. Die Häuser, die man auf 
dem Lande sieht, sind von ziemlich guter Bauart, aber die all¬ 
gemeinen sanitären Zustände sind — wie der amtliche Bericht sagt 

— durchaus schlecht, ln den Dörfern ist der Mangel an Wohnraum 
nicht erheblich; während des vergangenen Jahres war eine Zu¬ 
nahme an Neubauten 1 zu verzeichnen. In den Städten sind — 

— nach offiziellem Bericht — „die sanitären Verhältnisse der 
Häuser sehr unbefriedigend“, aber mit der Requirierung von 
Privathäusem und der neuen Verteilung des Wohnraums unter 
die Bevölkerung haben sich die Behausungsverhältnisse gebessert. 
In Petersburg gibt es genug Wohnraum, da die Einwohnerzahl von 
ungefähr zwei' Millionen auf ungefähr 800;000 gesunken ist. 
Moskau ist jedoch überfüllt. Infolge Mangels an Brennmaterial in 
den Moskauer Häusern hat der Frost große Verheerungen in den 
Wasserleitungen und Abflußrohren angerichtet, so daß Wasser¬ 
zufuhr und Kanalisation stark gelitten haben. 

Wirtschaftliches und politisches Leben. 

Was die allgemeine Lage des wirtschaftlichen und politischen 
Lebens anbetrifft, so ist der umfassende Charakter der russi¬ 
schen Revolution über jeden Zweifel erhaben. Sie hat in der 
russischen Stadt nicht nur eine politische, sondern auch eine 
soziale Umgestaltung hervorgerufen. Die reicheren Klassen wurden 
ihrer Häuser und anderer Besitztümer enteignet; die Kontrolle der 
Großindustrie wurde aus den Händen derjenigen genommen, die 
früher an ihrer Spitze standen. Große städtische Volksmassen 
genießen jetzt einen größeren Anteil am vorhandenen National¬ 
reichtum als zuvor; neue Lebens'- und Kulturmöglichkeiten stehen 
ihnen jetzt offen; und das gilt in besonderem Maße von den 
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Kindern Vollständige soziale Gleichstellung ist jedoch noch nicht 
erreicht. Es gibt gewisse Schichten, die besser gestellt sind als 
die anderen. So z. B.: Soldaten, Schwerarbeiter, sogenannte „ver¬ 
antwortliche Arbeiter“ in den Regierungsämtern; Personen, die 
durch Spekulation Geld verdienen (Schleichhändler); schließlich 
Personen, die noch wertvolle Sachen verkaufen können, die sie 
vor der Revolution besaßen. Viele erhalten auch besondere Privi¬ 
legien und manche erwerben noch Vermögen. Aber alles in allem 
sind die materiellen Vorteile, die die „neue Bourgeoisie“ gegetr¬ 
über den übrigen Schichten genießt, außerordentlich gering im 
Vergleich mit den Vorteilen der besitzenden Klassen in den kapita¬ 
listischen Ländern. Allgemein gesprochen, ist ein einheitliches 
Lebensniveau her gestellt. Die auffallenden sozialen Ungleich¬ 
heiten, die ein Skandal in kapitalistischen Ländern sind, und die 
sogar in so gänzlich verarmten Ländern wie Oesterreich und 
Polen existieren, bestehen in Rußland nicht imehr. 

Die Angleichung der verschiedenen Schichten bezieht sich so¬ 
wohl auf Schulwesen und Unterhaltungen, wie auf Nahrung, Be¬ 
hausung und Bekleidung. Die Erziehung steht in den Städten zahl¬ 
reichen Kindern und Erwachsenen offen, von der Volksschule 
bis zur Universität. In bezug auf Theater, Musik, bildende Kunst, 
Sport und körperliche Erziehung haben die Arbeiter jetzt Ge¬ 
legenheiten, von den sie sich früher nicht träumen ließen. 

Einen tiefen Eindruck machte auf uns das aufgeklärte Ver¬ 
fahren der Sowjetregierung in allenj Sachen, die das Wohl der 
Kinder betreffen. Zielbewußt hat sie den Grundsatz angenommen 
und angewandt, daß das Leben, der Jugend ,eiue größere Bedeu¬ 
tung für den Staat hat als das Leben der Erwachsenen, und daß 
deshalb die Rechte der Kinder auf alle materiellen und geistigen 
Hilfsmittel des Staates den Vorzug vor allen anderen Rechten 
haben. Die Verwandlung der Häuser und Gärten der Reichen in 
Kinderkolonien, wo der Elementarunterricht im Sommer abge¬ 
halten wird, ist eine der eindrucksvollsten Illustrationen zu diesem 
Grundsatz. 

Die Sowjetregierung machte große Anstrengungen, das Land 
wieder wirtschaftlich aufzubauen. Der wirtschaftliche Aufbau ist 
eine Frage von Leben und Tod für Rußland. Vor dem polnischen 
Angriff wurde die Rote Armee teilweise in eine Arbeitsarmee 
verwandelt und es (wurden Maßnahmen ergriffen zur Mobilmachung 
von Zivilkräften für Arbeiten von unmittelbarer Notwendigkeit; 
umfassende Transportmittel- und Elektrisierungspläne wurden in 
Angriff genommen. Freiwillige und unbezahlte Arbeit an Samstag¬ 
nachmittagen zum Zwecke des Wiederaufbaus, — hauptsächlich 
wohl von Kommunisten geleistet als Beispiel zur Erziehung der 
Volksmassen — wurde zu einer regelrechten Erscheinung im 
städtischen Leben. Die Idee, daß alle Bürger die Pflicht haben. 
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sich am Wiederaufbau der nationalen Wirtschaft zu, beteiligen, wird 
in einem Maße dem Volke eingeflößt, wie in, keinem anderen Lande. 
Eine großzügige Propaganda wurde zu diesem Zwecke ins Leben 
gerufen durch Plakate, Presse und besondere Eisenbahnzüge. 

Diese Leistungen der Sowjetregierung bilden zwar nur eine 
Seite der Medaille, aber als Sozialisten fühlen wir uns verpflichtet, 
diese Punkte vorerst zu betonen. Andererseits müssen wir unsere 
Ueberzeugung aussprechen, daß für diese Errungenschaften ein 
sehr hoher Preis gezahlt wurde. Wir meinen nicht nur die Gewalt¬ 
tätigkeit, die die Revolution begleitete — deren genauen Umfang 
wir nicht untersucht haben —, sondern die Methoden der Regie¬ 
rung, die von den herrschenden Kreisen noch für notwendig 
gehalten werden. Wir lassen vorläufig die Frage offen, 
ob diese Methoden „unvermeidlich“ waren oder nicht. Wir be¬ 
schränken uns auf die Sachlage, wie sie besteht. 

Die persönliche Freiheit, die Freiheit der Rede jund der Propa¬ 
ganda, einschließlich Zeitungen, Wahlliteratur und Versammlungen 
wird scharf unterbunden in allen Fällen, wo solche Tätigkeit als 
eine Gefahr für das Sowjetregime angesehen wird. Die Mittel, 
die jetzi gebraucht Werden, sind weit weniger streng als zu der 
Zeit, da fremde Invasionen, Bürgerkrieg und innere Verschwörun¬ 
gen de:i Höhepunkt erreicht hatten. Aber der Terror hat seine 
Spuren hinterlassen in der Form einer dauernden Furcht, daß 
Meinungsäußerungen gegen die herrschende Partei als konter¬ 
revolutionär behandelt werden und Gefängnis oder eine andere 
Strafe nach sich ziehen könnten. Diese Furcht , wird lebendig 
erhalten durch die Tatsache, daß dauernd Verhaftungen wegen 
politischer Vergehen stattfinden. Der Begriff solcher Vergehen 
ist gefährlich weit gefaßt und erinnert in der Tat an Begriffe, 
wie sie in unserem eigenen Reichsverteidigungsgesetz (Defencc 
of the Realm Ad) und den zahlreichen auf dieses gegründeten 
Erlassen enthalten sind. Diese Furcht wird besonders durch die 
Außerordentliche Kommission hervorgerufen, eine Körperschaft, die 
von den ordentlichen Gerichten unabhängig ist, nach keinen fest¬ 
gelegten Gesetzesfomieln handelt und von einem Kollegium aus 
Mitgliedern der Kommunistischen Partei beherrscht wird. 

Der Hauptgrund, der für diese Regierungsmethoden angegeben 
wird, ist die gefährliche Lage, die durch die Angriffe von außen 
und die Anzettelungen und Unterstützung innerer Verschwörungen 
durch ausländische Agenten geschaffen wird. Eine überwältigend 
starke Regierung wird als notwendig angesehen, weil die Masse 
des Volkes, obwohl sie passiv die Sowjetregierung unterstützt, 
noch nicht genügend „bewußt“ ist, um konterrevolutionären Ein¬ 
flüssen zu widerstehen. i 

Alle möglichen Mittel werden angewendet, um die Herrschaft 
der Kommunisten bei den Wahlen zu sichern. Der Kongreß der 
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Sowjets ist eine sehr zahlreiche und deshalb schwerfällige Körper¬ 
schaft, sc daß die wirkliche Macht die natürliche Tendenz zeigt, 
sich in den Händen des Vollzugsausschusses und des Präsidiums 
zu konzentrieren. Wahlen werden weniger oft vorgenommen und 
sie werden zu einer Formalität, und die Kommunistische Partei 
hat das Bestreben, die verschiedenen Zweige des nationalen Lebens 
durch organisierte Gruppen zu beherrschen. Die Vorherrschaft 
der Kommunistischen Partei wird nicht nur als praktisches Mittel 
angewandt, sondern sie wird auch verteidigt als etwas, das zwar 
nicht in der Verfassung verankert ist, aber als ein wesentlicher 
Teil de- Sowjetfiorm in der Uebeigangszeit betrachtet werden muß. 
Das Recht auf Waffentragen, das die Parteimitglieder haben, ist 
auf dieser Idee begründet. Andererseits sind es die Kommunisten, 
die die schwierigsten und gefährlichsten Pflichten erfüllen müssen. 
Der Bericht des 9. Kongresses der Kommunistischen Partei 
(29. März bL 4. April 1920) behandelt die Staatspolitik in ihrer 
umfassendsten Bedeutung und enthält Entschließungen, die, wie 
unsere Delegierten gesehen haben, im Juni 1920 bereits aus¬ 
geführt wurden. Der zweite Absatz jenes Kongreßberichts be¬ 
handelt die Organisationsfrage und sagt: „Es ist die Aufgabe 
der Partei, jedem ihrer Mitglieder zu erklären, daß, da die Kommu¬ 
nistische Partei verantwortlich ist für das Wirtschaftsleben des 
Landes, die unscheinbarste und härteste Arbeit von größter Wichtig¬ 
keit ist, und als verantwortliche Parteiarbeit betrachtet werden 
muß.“ Dieser Satz ist eines der Beispiele für die feinere Seite 
der Haltung der Kommunistischen Partei gegenüber den sozialen 
Pflichten und Verantwortlichkeiten., 

Die Zentralisierung der Regierungsgewalten nimmt auch in an¬ 
deren Zweigen des nationalen Lebens zu. Die Arbeitskraft wird 
diszipliniert. Die Gewerkschaften werden in wachsendem Maße 
von zentralisierten „Gewerkschaftsräten“ beherrscht, die dem Ein¬ 
flüsse des Obersten Rats der nationalen Wirtschaft zugänglicher 
sind. Das Genossenschaftswesen verliert den Charakter der Selbst¬ 
hilfe und wird zum festen Bestandteile der Staatsmaschinerie. 

Die hier skizzierten Regierungsmethoden werden von den Sozial¬ 
revolutionären, den Menschewiki und dem Fürsten Krapotkin scharf 
’ kritisiert. 

Auswärtige Politik und Militarismus. 

Die britische Arbeiterabordnung hat einstimmig die Ansicht aus¬ 
gesprochen, daß die Politik der Intervention!, der Nichtanerkennung 
und der Blockade, die von unserer eigenen Regierung und von 
der Entente gegen Rußland betrieben werde, verbrecherisch und 
sinnlos ist. Gleichzeitig haben wir auf die Gefahr der Militari¬ 
sierung Rußlands aufmerksam gemacht. Die Ententepolitik, die 
die Militarisierung nicht nur nötig, sondern auch vom Standpunkte 
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der Sowjetrepublik unvermeidlich gemacht hat, drängte Rußland 
zur Ausdehnung nach Persien und dem Osten. Als wir über diese 
Fragen mit dein Volkskommissar für Außenpolitik, Herrn Tschi- 
tscherin, sprachen, sagte er, daß, „wenn England und Frankreich 
uns angreifen (durch Polen oder sonstige Staaten), iso sind unsere 
Hände frei im Osten“. Die Gefahr der Entstehung eines russischen 
militaristischen Geistes, der unserem Lande bitterfeind ist, besteht 
wirklich, wofür wir uns bei den Regierungen Lloyd Georges, 
Clemenceaus und Millerands ziu bedanken haben. Wir sind der 
Ansicht, daß, obwohl die Sowjetiegiemng auf die Weltrevolution 
hofft, sie doch nicht die Absicht hat, diese Revolution durch 
Waffengewalt zu erzwingen, und daß es wohl möglich ist, mit 
Rußland zu einem dauernden Frieden zu gelangen auf Grund des 
Prinzips der gegenseitigen Nichtintervention in die inneren Ange¬ 
legenheiten. Wir sind der Ansicht, daß die Sowjetregierung einen 
großen Dienst der demokratischen und offenen Diplomatie er- 
wieden hat, indem sie die geheimen Verträge veröffentlichte. Die 
Sowjetrepublik ist immer bereit, mit ihren Grenzstaaten und mit 
allen andeien Nationen Frieden zu machen. Sie hat auf den Impe¬ 
rialismus des zaristischen Rußlands verzichtet und ist bereit, die 
Nationalitätenfrage auf Grund der Gerechtigkeit zu lösen. Die 
Lage der Sowjetrepublik ist übrigens derart, daß sie ihre ganze 
Energie und organisatorische Kraft Air Lösung innerer Probleme 
braucht, also den Frieden haben muß. 

Das Land und die dauern. 

Die wichtigsten und dringendsten aller praktischen Fragen ist 
die der Ergiebigkeit des Bodens und der Beziehungen zwischen 
Stadt ünd Land. Die Gesamtbevölkerung Rußlands und Sibiriens 
innerhalb der gegenwärtigen Grenzen wird auf 125 Millionen ge¬ 
schätzt, wovon 90 Millionen landwirtschaftlich tätig sind. Während 
die politische Gewalt in den Städten liegt, hängen sie in ihrer 
Ernährung vom Lande ab. Die Bauern unterstützen — oder sind 
nicht gegen — die Sowjetregierung aus zwei Gründen: 1. Die 
Revolution gab ihnen mehr Grund und Boden, den sie behalten 
möchten: 2. Ihre Erfahrungen mit Denikin, Koltschak und anderen 
Konterrevolutionären zeigten ihnen, daß die bolschewistische Re¬ 
gierung erträglicher ist. Der Grund und Boden wurde durch 
Dekret nationalisiert, der große Grundbesitz wurde enteignet und 
die Besitzungen der Großbauern wurden zerstückelt. Das Land 
der Adeligen in den Dörfern, sowie die brachliegenden Felder 
wurden den ärmeren Bauern gegeben. Der Volkskommissar für 
Landwirtschaft, Herr Sepeda, erklärte uns: „Solange der Bauer 
den Boden kultiviert, hält er ihn; ein Eibrecht an Grund und 
Boden gibt es nicht; im Todesfälle bestimmen die Bauern der 
Gemeinde, was mit dem (unterlassenen Boden zu geschehen habe: 
der Boden kann weder verkauft, noch durch Testament übertragen 
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werden; wenn die Flamilie sich verpflichtet, den Boden zu be¬ 
bauen, so darf sie von niemandem hierin gestört werden.“ Die 
Schwierigkeiten, Zufuhren von den Bauern zu erhalten, sind offen¬ 
bar sehr groß, ähnlich denjenigen, die gegenwärtig in ganz 
Europa Vorkommen. Nach (dem russischen Gesetz sollen die Bauern 
gegen einen festgesetzten niedrigen Preis Getreide an die Regie¬ 
rung liefern. Die Absicht der Regierung ist, das Getreide nicht 
mit Geld, sondern mit Waren zu bezahlen. Vorläufig hat die 
Regierung aber wenig Waren, um sie gegen Getreide auszu¬ 
tauschen, die Bauern sind deshalb unwillig, da das Papiergeld 
wenig Wert hat und sie dafür auch nicht die gewünschten indu¬ 
striellen Gebrauchsartikel erhalten können. Nichtsdestoweniger 
sind die Getreidelsefenungein im Steigen begriffen. Wie Lenin 
uns sagte, sind die Mengen wie folgt gestiegen : 1918: 30 Millio¬ 
nen Pud; 1919: l'lO Millionen; 1920: (bis Mai) 175 Millionen 
Plud. Herr Seneda erklärte uns die Schwierigkeiten, mit denen sein 
Amt zu kämpfen hat: 

„1. Abnahme der Produktion infolge Mangels an Diingstoffen 
und an Maschinerie; Verschlechterung des Viehbestandes; Abnahme 
der Arbeitskraft der Arbeiter infolge Mangels an guter Nahrung. 
Die Abnahme der Produktivität beläuft sich auf 30 vom Hundert 
2. Mangel an technischen Fachmännern; 35 000 Landvermesser 
sind nötig und nur 4000 sind vorhanden. Nichtsdestoweniger 
wird die Entwicklung von Staatsgütern und landwirtschaftlichen 
Gemeinschaften und Artels (Genossenschaften) ermutigt. Im Jahre 
1918 gab es 242 landwirtschaftliche Genossenschaften, 1919: 
6366 mit 650 000 Desjätinen und 420 904 beschäftigten Per¬ 
sonen.“ Sereda ist der Ansicht, daß der Uebergang von der cinzel- 
bäuerlichen zur sozialisierten Landwirtschaft nur auf friedlichem, 
genossenschaftlichem Wege vor sich gehen könne. Deutsche und 
englische landwirtschaftliche Fachleute könnten Rußland viel 
helfen. 

Auf dem Markte in Moskau kann man ,im freien Handel von 
den Bauern Milch, Kartoffeln, Gemüse, Eier, Schweinefleisch usw. 
erhalten. Brot kostet 400 Rubel das Pfund; das rationierte Brot 
kostet nur zwei Rubel das Pfund. Die Bauern sind deshalb gegen 
die Zwangswirtschaft. Wir haben für unser englisches Geld eine 
Unmenge von Rubeln erhalten, aber das Merkwürdige ist, daß 
nach unserer Valuta die Preise in Moskau ungefähr so hoch waren 
wie in Westeuropa. 

(Schluß folgt.) 
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Professor PAUL OESTREICH: 

„Kollegialität“ und „Amtsgeheimnis“. 

O TTO Ernst hat letzthin ein sauertöpfisches Greisenbuch ge¬ 
schrieben: „Der wildge wordene Pädagoge“. Eine Verteidi¬ 
gung Ider alten Autorität, des Gedankens der Monarchie in 
Staat und Einzelbetrieb. Die glaubenslose Predigt eines Satten 
und Behaglichen gegen die Unruhestifter von Reformern. Er 
würde Immanuel Kant als „wildgewordenen“ Phantasten an¬ 
sprechen, wenn er beute lebte, denn selbiger Kant hat geschrieben: 
„Es ist aber vergeblich, das Heil des menschlichen Geschlechts 
von einer allmählichen Verbesserung der Schulen zu erwarten. 
Sie müssen umgeschaffen werden, wenn etwas Gutes aus ihnen 
entstehen soll, weil sie in ihrer ursprünglichen Einrichtung fehler¬ 
haft sind, und selbst die Lehrer derselben eine neue Bildung 
annehmen müssen. Nicht eine langsame Reform, sondern eine 
schnelle Revolution kann dieses bewirken.“ Und wer ohne Quellen¬ 
angabe die Sätze des von ihm gewiß, auch „verehrten“ Philo¬ 
sophen wiederholte, der liefe Gefahr „Ideologe“ gescholten zu 
werden: „Ein Entwurf zu einer Theorie der Erziehung ist ein 
herrliches Ideal, und es schadet nichts, wenn wir auch nicht 
gleich imstande sind, es zu realisieren. Man muß nur nicht gleich 
die Idee für chimärisch halten und sie als einen schönen Traum 
verrufen, wenn auch Hindernisse bei ihrer Ausführung eintreten“, 
und : „Die Idee einer Erziehung, die alle Naturanlagen im Men¬ 
schen entwickelt, ist allerdings wahrhaft.“ 

Wenn Kant feststellt: „Sich selbst besser machen, sich selbst 
kultivieren und Moralität bei sich hervorbringen, das soll der 
Mensch“, so muß man das Streben nach solcher Vervollkommnung 
doch wohl zunächst in der Erzieherschaft, also bei Lehrern und 
Eltern für erweckbar und für erfolgversprechend halten. Otto 
Ernst aber nennt „das Gerede von dem Verantwortlichkeitsgefühl 
des Lehrers sich selbst Und de» Kindern, gegenüber“ eine „Phrase“": 
„Bei gewissen Lehrern, bei vielen Eltern und in der überwältigen¬ 
den Mehrzahl der Schüler ist jenes Verantwortungsgefühl für ab¬ 
sehbare Jahrhunderte nicht vorhanden.“ Ob diesem Beschaulicft- 
keitsdichter wohl bewußt ist, welches Verdammungs-, welches 
Todesurteil er damit |aller Pädagogik spricht? Wie hoffnungslos ist 
die Philistrosität eines Gehirns, das projiziert: „Massow was 
so, is so, bliwt so!“, das aus Spaliergebundenheit auf Freiwald¬ 
wuchs schließt, das imbewußt das „bewährte“ System verurteilt, 
wenn es jeden Gemeinschaftsgeist und die Selbstauslese 1 der Führer¬ 
schaft in einer echten Gemeinschaft, die allerdings jetzt wohl kaum 
jemals ein Lehrerkollegium darstellt, so abtut: „SoUten sich Lehrer 
finden, die über einerf Kollegen zu Gericht ^sitzen, wenn sie von 
Amts wegen nicht das Recht und die Pflicht dazu haben? Wer 
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wird zuerst aufstehen und an klagen, von schweren Fällen der 
Pflichtverletzung vielleicht abgesehen? Wenn ich Vorgesetzter bin, 
darf ich’s, soll ich’s und muß ich’s tun; als Kollege würde ich 
mich bedanken, die Rolle des Pharisäers zu übernehmen; kein 
Stand von Ehrgefühl würde mich in seinen Reihen dulden. . .** 
„Wenn ich ein Talent oder ein penie wäre, ich würde mich 
tausendmal lieber einem Vorgesetzten, einem Beamten von alt¬ 
deutscher oder altpreußjischer Art anvertrauen, als irgendeinem 
Kollegium.“ 

Es wäre überflüssig, solche Gemeinplätze eines Erstarrten zu 
erwähnen, wenn sie nicht die Denkformel weiter Beamten- und 
Lehrerkreise in dieser Zeit darstellten, die gleichzeitig mit den 
völlig getrübten Begriffen „Kollegialität“ und „Persönlichkeit“ 
praktizieren, um beide zu vernichten. Wir können einmal wieder 
beobachten, wie in altehrwürdige Gefäße trüber Tagesschlamm 
fließt und sich aus ihnen als säkularer Wein aufspielt: Gift¬ 
trank, diesmal für Reformer und Sozialisten. 

Sie befinden sich in der prekärsten Lage. Nach ihren Grund¬ 
sätzen und um der Zukunft willen müssen sie für die Gemein¬ 
schaft, also für die Kollegialität, die kollegiale Schulverfassung 
eintreten, und doch wird ihnen das zunächst, besonders an den 
„höheren“ Schulen zum Verhängnis, denn die reaktionäre, in den 
alten Verhältnissen oder für sie erwachsene Mehrheit der „Kolle¬ 
gen“ benutzt nun die neue Freiheit, um die alte Knechtschaft zu 
konservieren oder um die Bannerträger dieser Freiheit zu hetzen, 
mindestens aber kaltzustellen, mag über ihre „Tüchtigkeit“ auch 
gar kein Zweifel herrschen. Hinter allen Abstimmungen liegt das 
Ungeheuer: nationalistische Parteipolitik, gefräßig auf der Lauer. 

Wenn man schnell fertig mit der Logik wäre, könnte man fast 
eine Ausübung der Diktatur, wie sie die heutige Schul Verfassung 
vorschreibt, mindestens zuläßt, durch sozialistische Schulleiter für 
die richtige Uebergangsmaßnahme halten. Es wäre ein Gedanke, 
würdig jener Knüppelpädagogen, die durch Prügel und Beugung 
zum Charakter stählen wollen. Denn die heutige Schul Verfassung, 
militaristisch oder „sozialistisch“ abgestempelt, verhindert das Auf¬ 
kommen wahrhaft kollegialen Geistes. Es kann unter dem obrig¬ 
keitlichen System nicht bestehen. Es verdirbt die Menschen nach 
beiden Seiten Einerseits verleitet es den Lehrer, sich als eigene 
Verantwortung scheuenden Untergebenen zu fühlen, zum andern 
sich als Lehr„beamten“ in leerem Standesdünkel vom lebendigen 
Ganzen des Volkes ab zu sondern, und mißtrauisch jede geregelte, 
von ihm unabhängige Mitarbeit des Laientums, z. B. der Eltern, 
als Bedrohung seiner Rechte zu empfinden und abzulehnen, jede 
Erweiterung seines Pflichten- und Verantwortungsbereiches als 
„Mehrbelastung“ zu bekämpfen. Krampfhaft klammern sich die 
meisten Direktoren und Lehrer an die herkömmlichen Anschauungen 
und Methoden. Die blinde, oft gehässige Unduldsamkeit erhebliche! 
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Teile der Kollegien verurteilt die meisten sozialistischen Lehrer 
zur Selbstaufgabe oder zum Kampf. 

Denn gegenwärtig ist der Begriff der „Kollegialität“ völlig 
verzerrt, die Praxis entartet. „Kollegialität“ sollte Stärkung, He¬ 
bung, Befreiung des einzelnen bedeuten, gegenseitige Hilfe, ab¬ 
geklärtes Verständnis für das Wesentliche, vornehme Toleranz 
im besonderen. Statt dessen vereinigen sich jetzt die Atavismen der 
alten (und die Vorboten einer neuen) Stellenetatsordnung und die 
Mängel einer pseudodemokratischen, allen vom physiognomielosen 
Typus abweichenden Individualitäten feindlichen Gleichheitswert 
mechanischster Richtung. Es rächt sich, daß man seit Jahrzehnten 
die „Originale“ verpönte, eine „Ideal“figur (Kreuzung von Offi¬ 
zier und Universitätsprofessor) und eine „Idealgeistigkeit“ („Täg¬ 
liche Rundschau“) des Oberlehrers schuf. Nun ist das eine auf den 
Leib gewachsene Unifonn geworden. „Freiheit des Denkens und 
Handelns“ will nun zunächst nichts heißen, denn es gibt nur 
eine keinem Zweifel unterworfene „Wahrheit“. 

So ist nun „Kollegialität“ zunächst ein Gefängnis, dessen Eck¬ 
pfosten Disziplin, dessen Eisenstangen „Amtsverschwiegenheit“ 
heißen. Der „Verbrecher“ mit schöpferischem Willen resigniert 
entweder mit angekettetem Fuß in dunkelster Ecke oder rüttelt 
grimmig vom an den Eisenstangen, aber selten gelingt ihm der 
befreiende Ausbruch und dann ist es oft genug nur ein Simsons- 
tod. — 

Es fehlt den meisten Lehrbeamten, mögen sie dabei noch so 
wacker „staatsbürgerlichen Unterricht“ erteilen, die Achtung vor 
der Sphäre der aktiven Persönlichkeit, ihr Ideal ist rentnerhaft, 
ihre Freiheit die der Abwehr, ihr Lebensglück finden sie in der 
Abgrenzung, in der Verpanzerung ihrer Individualzelle. Drum 
möchten sie den festlegen, der sie stört, glauben sie ihr „gutes 
Recht“ auszuüben, wenn sie durch Mehrheitsbeschlüsse dem Stören¬ 
fried die beruhigende Flormel und das nivellierende Verbot auf¬ 
erlegen. Teils naiv, teils auch bewußt, dienen Auslegungen von 
Bestimmungen und Verfügungen, Einigungen über kühn in die 
Amtssphäre hineingezogene Fragen dazu, den einzelnen immer 
enger einzuhegen. Lehnt er dann solche „Beschlüsse“ ab', so 
beginnt die Feme und die Verächtlichmachung. Es ist schwer, 
da einen „Rechtsboden“ innezuhalten, denn alle Bestimmungen 
sind Kautschuk. Z. B 1 . heißt es in der Dienstanweisung für die 
höheren Schulen in Preußen immer noch: „Persönliche Ange¬ 
legenheiten der Lehrer, die mit den Aufgaben der Schule nicht 
Zusammenhängen, dürfen in der Konferenz nicht verhandelt wer¬ 
den.“ Ja, wie umschreibt man die „Aufgaben der Schule“? Und 
reißen alle Fäden, so beruft man statt „amtlicher“ „kollegiale“ 
Konferenzen gegen den, der draußen sozialistische und eltem- 
freundliche Agitation tieibt, statt wie die Mehrheit die Konferenz¬ 
zimmer mit tönenden nationalistischen Hetzreden unbewohnbar 
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zu machen. Es geht immer. Und die Abwehr ist so schwer! In 
der Dienstanweisung heißt es: „Fühlt sich ein Lehrer durch 
einen Konferenzbeschluß beschwert, so steht ihm das Recht zu, 
seine abweichende Meinung zu Protokoll zu geben, auch zu ver¬ 
langen, daß dieses dem Provinzialschulkollegiura vorgelegt wird. 
Bis zur Entscheidung der Vorgesetzten Behörde 'ha(t er dem gefaßten 
Beschlüsse nachzukommen/' Das heißt, wenn ein „Beschluß“ sich 
auf eine aktuelle Angelegenheit nach dem klaren Rechtsbewußt¬ 
sein des einzelnen ungehörigerweise erstneckt, so soll er ihm 
doch „nachkommen“, bis der Akfenschlund die Beanstandung nach 
einigen Monaten wiederspeit? Und er soll sich womöglich noch 
den „kollegialen“ Beschlüssen fügen. Es ist offenbar: So geht 
es nicht. Der Aktenweg kiann nur beschritten, das „Amtsgeheimnis“ 
nur gewahrt werden, solange es sich um „Amtliches“, also um 
die schulintemen Angelegenheiten der Schüler handelt. Sonst 
wehre dich, Kämpfer, für eine neue Zeit! Heraus aus der Dunkel¬ 
kammer ! 

Einige von den „entschiedenen Schulreformern“ angenommene 
Leitsätze mögen die im Interesse der Streiter für eine sozialistische 
Schulreform unbedingt notwendige Stellungnahme fixieren: 

1. Es ist abzulehnen, wenn das Schlagwort „Kollegialität“ die 
Versuche, einzelne für den Schulfortschritt si<ch einsetzende Leh¬ 
rer durch Konfenenzbes'chliisse zu lähmen oder zu .binden, be¬ 
mänteln soll. „Kollegialität“ kann nur den Sinn gegenseitiger 
Förderung und Stützung bei positiver Arbeit haben;; nicht aber 
den der Individualitätsvernichtung. 

2. Alle Konferenzbeschlüsse gegen einzelne Lehrer oder zum 
Zwecke bzw. mit dem Erfolge der Aufhebung) der Verfassung^ oder 
bestimmungsmäßig garantierten Persönlichkeitsrechte des ein¬ 
zelnen sind hinfällig; sie dürfen aus sittlichen Gründen — aus 
der Verantwortungspflicht des Erziehers gegenüber der ihm an¬ 
vertrauten Jugend — nicht beachtet werden. 

3. Die Pflicht der Amtsverschwiegenheit besteht nur für die 
amtlichen Verhandlungen über unmittelbar persönliche Angelegen¬ 
heiten der Schüler. Mißbrauchen Lehrerkonfenenzen oder Vor¬ 
gesetzte ihre Tagungen zu Angriffen, Beschlüssen oder Gerichts¬ 
sitzungen gegen einen Unbequemen Reformer, so hat der Betroffene 
das Recht und die Pflicht, sich öffentlich zur Wehr zu setzen. 
Es darf nicht wieder eine geheime Feme aufkommen. Haben aber 
Beschlüsse und Abmachungen der Konferenz den Sinn, die be¬ 
stehende Staatsverfassung oder aus dieser sich ergebende Rege¬ 
lungen unwirksam oder verächtlich zu machen, so ist der Refonner 
im Interesse des Volkes verpflichtet, die Oeffentlichkeit auf solche 
Vorgänge aufmerksam zu machen. 

4. Von einem wirklichen Konferenzrecht kann unter dem rein 
obrigkeitlichen, direktorialen System überhaupt keine Rede sein. 
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Der jetzige für Schule und Lehrer gleich unerträgliche Zustand 
ist nur durch eine wohldurchdachte, rücksichtslos folgerichtige, 
kollegiale Schulverfassung zu entspannen. 

Denn rücksichtslose Folgerichtigkeit erzieht durch Taumeln und 
Schmerzen zu neuer Verantwortungskraft. Der gegenwärtige Zu« 
stand aber erlaubt nur beharrender Knechtseligkeit sich unter der 
Fahne (verzunfteter) dirigierter Demokratie auszutummeln. 

Keine Revolution schafft die Menschen für den Sozialismus, 
erst recht kein Bankerott. Erziehung aber verlangt Zeit, Geduld, 
Mut und Unermüdlichkeit. 

Dann — nicht erst nach Jahrhunderten! — wird „Kollegialität“ 
möglich und wirklich werden, werden Arbeiter am gleichen Werk 
die gegenseitige Kritik und Hilfe nicht mehr als ausstoßungswürdi- 
gen Pharisäismus empfinden, dann wird auch ein neuer Otto 
Ernst es als absurd empfinden, daß ein Talent oder Genie „sich 
einem Vorgesetzten anvertrauen,“ soll. Wer Menschenwürde will, 
muß ihre Möglichkeit voraussetzen. Und ein Genie steht immer im 
Kampf, denn es löst sich aus der Zeit. 


Oberlehrer Dr. ERICH WITTE: 

Die Reform der Provinzialschulkollegien 
als Schulaufsichtsbehörden. 

G ROSZ ist gegenwärtig die Zahl der Vorschläge für die Reform der 
Schulen. Auf einem Punkt ist aber noch nicht hingewiesen 
worden, nämlich darauf, daß die Besudle der höheren Schulen 
durch die Provinzialschulräte einer Reform bedürfen. Denn der Nutzen, 
den die Lehrer von einem solchen Besuch haben, ist verhältnismäßig 
gering, da die SÄiulärzte sich schwer ein richtiges Bild von der Eigenart 
des Lehrers bilden können. 

Zunächst ist zu bedenken, daß der Provinzialschulrat von den vielen 
Fächern, die an einer Schule gegeben werden, nur wenige studiert hat. 
Er ist zum Beispiel Altphilologe und kennt nicht oder fast nicht die 
englische Sprache, versteht wenig von Chemie. Der Lehrer, dessen Unter« 
rieht er beurteilen will, hat sich jahrelang eingehend mit dem Fache 
beschäftigt. Wenn daher ein Schüler eine falsche Antwort gibt und der 
Lehrer dazu schweigt, so kann es dem Schulrat passieren, daß er sie 
für richtig hält. Aber selbst wenn sich der Schulrat auch einige Kennt¬ 
nisse in den anderen Fächern erworben hat, so hat er doch meist nicht 
in denselben unterrichtet, er kann also nicht beurteilen, welche Schwierig¬ 
keiten der Lehrer bei der Erklärung einer bestimmten grammatischen 
Regel oder bei einem physikalischen oder chemischen Experiment zu 
bewältigen hat. Dies ist aber die Voraussetzung für die richtige Beur¬ 
teilung des unterrichtenden Lehrers. Selbstverständlich liegt es mir fern, 
den Schulräten irgendwie zu nahe zu treten, es ist eben unmöglich für 
einen Schulrat, von 10—12 Fächern so viel zu verstehen wie ein 
Lehrer von 3—4. 
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Aber selbst wenn der Schulrat dasselbe Fach studiert hat wie der 
Lehrer, dessen Unterricht er beiwohnt, so ist es doch für ihn schwer, 
sich ein sicheres Urteil zu bilden. Denn es kommt auf einen Lehrer kaum 
mehr als eine S.tunde im Jahre, während welcher der Schulrat seinem 
Unterricht beiwohnt, oft sogar nur eine halbe Stunde. Meist kommt 
er alle Jahre in dieselbe Schule, aber dann kann er nicht jedesmal dem 
Unterricht aller Lehrer beiwohnen. Also selbst im günstigsten Falle 
beurteilt der Schulrat einen Lehrer nach dem 1000. Teil seiner Leistungen, 
wenn man annimmt, daß ein Lehrer ungefähr 1000 Stunden im Jahre 
gibt. Nun kann man wohl einen Zentner Zucker beurteilen, wenn man 
den 1000. Teil, also 7io Pfund davon ißt, den Inhalt von einem Faß 
Wein, wenn man davon ein Glas trinkt, aber nicht eine Lehrerpersönlichkeit 
nach einer Stunde, während welcher man dem Unterricht beiwohnt 
Derselbe Lehrer kann in zwei Fächern ganz verschieden unterrichten. 
Ein guter Geschichtslehrer ist vielleicht kein guter Lehrer des Lateinischen 
und umgekehrt. Einer, der ein gelehrter Altphilologe ist, gibt in Prima 
ganz ausgezeichneten Unterricht, aber mäßigen bei neunjährigen Sextanern. 
Die Spezialität eines Lehrers ist englische Literatur, daher versteht 
er in hervorragender Weise, einen Schriftsteller zu behandeln, aber 
in der Erklärung grammatischer Regeln leistet er in derselben Klasse 
nur Mittelmäßiges. Auch hängt der Erfolg jeder einzelnen Stunde von 
der augenblicklichen Stimmung und von zahlreichen anderen Umständen 
ab. Wir (wollen doch ganz offen sein: Haben wir nicht oft nach einer 
Unterrichtsstunde die Empfindung, daß uns dieselbe gut gelungen ist, 
oft die, daß sie zum Teil mißlungen ist? 

Schließlich kommt noch ein dritter Umstand hinzu. Wenn der Schulrat 
dem Unterricht beiwohnt, ist dieser anders als sonst Ich will hier 
nicht den Fall in Betracht ziehen, daß jemand absichtlich dem Schulrat 
Sand in die Augen streuen will. Aber übt nicht die Anwesenheit eines 
anderen Menschen auf viele Lehrer einen hemmenden, auf viele einen 
fördernden Einfluß aus? 

Wenn nun ein Schulrat auf Grund seiner ganz unzureichenden Be¬ 
urteilung eines Lehrers diesem Ratschläge oder gar Vorschriften macht, 
so können diese nur kvenig Nutzen haben. Es ist nicht zu verwundern, 
daß sie, so gut sie vielleicht gemeint sind, den Lehrer verstimmen. Kann 
man es diesem verdenken, daß es ihm 'widerstrebt, sie zu befolgen? Selbst 
wenn er es tun würde, ja selbst wenn er seine Lehrerindividualität nach 
dem Urteil des Schulrates ummodeln *woIlte und könnte, wer weiß nicht, 
ob nicht im nächsten Jahre ein anderer Schulrat kommt, der ihm 
genau die entgegengesetzten Ratschläge gibt Denn auf dem Gebiete der 
Erziehung und des Unterrichts gibt es wohl kaum zwei Fragen, über 
die unter Pädagogen völlige Einmütigkeit herrscht Aus allen diesen 
Gründen hat die jetzige Art der Inspektion der Schulen durch die 
Schulräte wenig Nutzen. Ich gestatte mir daher, einige Reformvorschläge 
zu machen. 

Die Provinzialschulräte werden in zweifacher Weise gruppiert, erstens 
wie bisher so, daß jeder das Dezernat für eine Reihe von Schulen erhält. 

Er besorgt aber nur das Geschäftsmäßige. Das heißt, er bearbeitet die 
Gesuche der Direktoren und Lehrer, überweist der Schule zur Vertretung 
Kandidaten, er nimmt die Reifeprüfung ab. Daneben findet noch eine 
/weite Gruppierung der Schulräte nach ihren Fächern statt, also in 
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Altphilologen, Neuphilologen, Mathematiker und Naturwissenschaftler, 
Historiker usw. Wenn ein Schulrat eine Anstalt besucht, wohnt er 
nur dem Unterricht in seinen Fächern bei, also nur in den alten Sprachen! 
oder nur in den neueren Sprachen oder nur in Mathematik und Physik 
oder nur in Geschichte und Erdkunde. In Frankreich ist ein solcher 
Besuch der Schulen durch Fachmänner längst eingeführt. 

Alle Jahre oder alle zwei Jahre werden dann alle Lehrer einer 
Provinz, die in bestimmten Fächern unterrichten, also alle Altphilologen 
oder alle Neuphilologen zusammenberufen. Der Fachschulrat oder die 
Fachschulräte halten einen Vortrag über die Beobachtung, die sie bei 
ihren Visitationen gemacht haben. An diesen Vortrag oder diese Vorträge 
schließt sich eine Aussprache an, bei der jeder Lehrer sich äußern kann, 
der sich zum Wort kneldet. Dann folgen einige Musterlektionen des 
Fachschulrats oder der Fachschulräte oder der Lehrer, von dessen Unter¬ 
richt sie wünschen, daß die anderen Lehrer sie kennen lernen. Selbst¬ 
verständlich findet auch eine Aussprache über diese Lektionen statt. 
Ergibt sich auf der Konferenz eine Meinungsverschiedenheit über manche 
didaktische Fragen, so findet eine Abstimmung statt, bei der das Ab¬ 
stimmungsverhältnis festgestellt wird. Das Abstimmungsergebnis hat für 
den Lehrer nicht die Bedeutung, daß er bei seinem Unterricht an dasselbe 
gebunden sein soll, sondern nur die, daß er sich' sagt: Von meinen Kollegen 
denken so und so viele anders als ich. Das ist für mich ein Grund', 
meine Methode noch einmal zu prüfen. 

Auf diese Weise können die Lehrer von den Besuchen der Schulräte 
Nutzen haben, da diese Fachleute sind und sich zusammenhängend über 
die von ihnen gemachten Beobachtungen äußern. Bemerkungen des Schul¬ 
rats nach Besuch der Stunde eines einzelnen Lehrers ohne ausreichende 
Kenntnis von dessen Unterricht müssen aber verstimmend wirken und 
sind daher sehr wenig nutzbringend. 

Man wird gegen meinen Vorschlag zwei Einwände machen. Erstens wird 
man behaupten, daß die Zusammenberufung der Lehrer Kosten verursacht. 
Diese sind aber verhältnismäßig nicht so groß, wie man denkt. Sie 
stehen jedenfalls in keinem Verhältnis zu dem Nutzen. Zweitens wird 
man sagen, daß auf diese Weise die Einheitlichkeit verloren gehe, die 
an derselben Schule zwischen den einzelnen Fächern bestehen muß. Diese 
kann aber, wenn sie nicht durch den Direktor hergestellt wird, durch den 
Schulrat, der höchstens alle Jahre einmal eine Schule besuchen kann,, 
auch nidit zu Stande kommen. Dies ist nur auf folgende Weise möglich. 
Jeder Lehrer ist verpflichtet, eine Stunde in der Woche dem Unterricht 
eines anderen Lehrers beizuwohnen. Die Stunde wird ihm auf die 
Pflichtstundenzahl angerechnet. Dieser Vorschlag ist von dem Bund 
entschiedener Schulreformer in einer Eingabe an den Minister gemacht 
worden. Es ist bedauerlich, daß die Lehrer so selten dem Unterricht der 
andern beiwohnen. Ich habe an der Städtischen Studienanstalt in Berlin 
jetzt 6 Jahre unterrichtet. Nur im ersten Jahre hat indes ein Lehrer 
einmal meinem Unterricht beigewohnt, und dieser auch nur eine Stunde. 
Aber gerade von einem solchen gegenseitigen Hospitieren kann man viel 
lernen, sei es, daß man manches beobachtet, was man im eigenen Unter¬ 
richt nachahmen will, sei es, daß man von der nachher folgenden Aus¬ 
sprache mit dem Kollegen Nutzen hat. Dies kann nicht verbitternd 
wirken, da man nur dann die Ratschläge befolgen wird, wenn man von 
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der Berechtigung derselben überzeugt ist, und wenn sie zu der eigenen 
Lehrerindividualität passen. Selbstverständlich ist es auch sehr lehrreich 
für einen Lehrer, dem Unterricht an anderen Schulen beizuwohnen. 
Daher muß auch dies gestattet sein. In jeder Schule wird ein Buch 
geführt, in das ein Lehrer einträgt, wann und bei welchem Lehrer er 
hospitiert hat. 


C. M WIELAND UEB|ER DIE SOZIALE FRAGE: 

Der Reiche und der Wasserträger. 

Die klassischen Dichter und Denker winden oft auf ihre 
Stellung zum Sozialismus durchforscht. Nur Wieland, der fein¬ 
sinnige und kenntnisreiche Zeitgenosse der Klassiker, wurde in 
diesem Punkte bis jetzt vernachlässigt. Herr Dr. Wilhelm Wein¬ 
reich (Frankfurt a. M.) macht uns auf diese Vernachlässigung 
aufmerksam und schreibt uns: 

„Wenn C. M. Wieland auch nicht zu den Vorläufern, den 
Utopisten des Sozialismus gehört, wenn er auch kein Revolutionär 
der Tat war, so hat er. doch hinreichend Anspruch darauf, 
von allen, denen die Bekämpfung von Klassenunrecht, von geistiger 
und konfessioneller Bevormundung, denen menschenwürdigere, 
gerechtere Zustände erstrebenswert sind, mehr als mancher andere 
deutsche Dichter gewürdigt zu werden, der in der „formalen 
Demokratie“ stecken blieb. Gerade Wieland, der als Prinzen¬ 
erzieher, als Hofmann, nicht servil wurde. Eine Probe davon 
möge folgende Lektion geben, die Wieland den Diogenes im 
30. Abschnitt des „Nachlaß des Diogenes von Sinope“ dem 
reichen Philomedon erteilen läßt.“ 

J A, Philomedon, ich behaupte es: der elendeste Wasserträger 
in Korinth ist ein schätzbarerer Mann, als ou: — Du wirst 
mir meine Freiheit vergeben, — oder, wenn du böse darüber 
würdest, so wirst du mir doch erlauben, daß ich — nichts darnach 
frage. 

„Das wollen wir sehen“, sagte Philomedon mit trotziger Miene. 
Ich habe so wenig zu verlieren, junger Mann, daß es nicht der 
Mühe wert wäre, mich vor jemand zu fürchten. — Ei, wer 
wollte böse darüber werden, wenn man ihm die Wahrheit sagt! -- 
„Unverschämter Geselle!“ — 

Du scherzest, Philomedon: die Wahrheit von dem, was ich 
sagte, fällt so stark in die Augen, daß dich alle deine Eigenliebe 
nicht blind genug machen kann, sie nicht zu sehen. Der Wasser¬ 
träger, so ein armer schlechter Kerl er ist, nützt doch dem 
gemeinen Wesen; aber wozu nützest du ? — Komm, keinen kindi¬ 
schen Trotz! Wir wollen freundschaftlich von der Sache sprechen. 
— Du verzehrest alle Jahre zwanzig Talente, das beträgt beinahe 
fünfhundert Drachmen auf jeden Tag. 
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„Und es verdrießt dich, daß du es nicht auch so machen kannst, 
Diogenes, nicht wahr? Du könntest wenigstens mein Tischgienosse 
scvn, wenn du wolltest; aber dazu bist du zu stolz.“ 

Nicht eben zu stolz, Philomedon, aber zu bequem. Seitdem ich 
die Beschwerlichkeiten der Sklaverei gekostet habe, wollt’ ich das 
Glück, mein eigener Herr zu seyn, nicht gegen alle Schätze 
Asiens vertauschen. 

„Gerade so denk’ ich auch, Diogenes. Ich bin reich ; ich genieße 
meines Reichthums, und Andre genießen ihn mit mir. Er verschafft 
mir Ansehen, oft auch Einfluß. Ich habe, picht nöthig, erst zu 
erwerben, was mir das Glück freiwillig zugeworfen hat. Warum 
sollt’ ich nicht eben so gut mein eigener Herr seyn dürfen, als 
du?“ 

Der Schluß von mir auf dich geht nicht an; der Unterschied 
ist zu groß zwischen uns. Du ziehest jährlich zwanzig attische 
Talente aus dem Staate; ich nichts. 

„Ich ziehe meine Einkünfte nicht vom Staate; sie sind mein 
Eigen thum.“ 

Beides geht mit einander. Sie sind dein Eigenthum, es ist wahr; 
aber nur kraft des Vertrags, welcher zwischen den Stiftern der 
Republik getroffen wurde, da sie die erste Gütertheilung Vor¬ 
nahmen. Deine Vorfahren bekamen ihren Antheil unter der Be¬ 
dingung, daß sie so viel, als in ihren Kräften wäre, zum Besten 
des Staats beitragen sollten. Dieser Vertrag dauert noch immer 
fort. Wer Vortheile aus dem Staate zieht, ist ihm auch Dienste 
schuldig. 

„Ziehest du etwa keine Vortheile aus dem Staate?“ 

Welche zum Exempel? 

„Du lebst doch, und man lebt nicht von Luft. Du gehst frei 
und sicher unter dem Schutze der Gesetze herum. — Rechnest du 
das für nichts?“ 

Es ist etwas, Philomedon, aber es ist doch nicht mehr, als 
mir die Korinther schlechterdings schuldig sind. Das Wenigste, 
was ich nach dem Gesetze der Natur an sie zu fordern habe, 
ist, daß sie mich ungekränkt leben lassen, wenigstens solange 
ich ihnen nichts Böses zufüge. 

„Warum sollten sie das mir nicht eben so schuldig seyn, als 
dir, ohne daß ich ihnen mehr Dienste zu thun brauche, als du?“ 

Sie sind es auch; aber du würdest übel zufrieden seyn, wenn 
sie dich damit abfertigen wollten. Du forderst noch gar viel 
mehr von ihnen. Andre müssen deine Felder bauen, Andre deine 
Heerden hüten, Andre in deinen Fabriken arbeiten, Andre die 
Kleider weben, die du anziehst, oder die Teppiche, womit du deine 
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Zimmer belegst, Andre deine Speisen bereiten, Andre den Wein 
pflanzen, den du trinkst; kurz, Alles, was du nöthig hast, — und 
wie viel Bedürfnisse hast du nicht! —, das müssen dir Andre 
verschaffen; du allein legst dich hin und thust nichts, nichts auf 
der Welt als essen, trinken, tanzen, küssen, ^schlafen und dir auf¬ 
warten lassen; und dieiß Alles kraft deiner zwanzig attische« 
Talente, an die du kein andres Recht hast, als was dir der gesell¬ 
schaftliche Vertrag und die daher fließenden bürgerlichen Gesetze 
geben; ein Recht, welches, wie ich sagte, gewisse Pflichten von 
deiner Seite voraussetzt, deren Beschaffenheit du vermuthlich in 
deinem ganzen Leben nie so ernsthaft in Ueberlegung genommen 
hast, als den Küchenzettel, über den du dich alle Morgen mit 
deinem Hausmeister berathschlägst. 

„Mich däucht, Diogenes, du vergissest, daß alles, was mir Andre 
thun, entweder durch Sklaven geschieht, die ich dafür ernähre, 
oder durch Freiwillige, die ich dafür bezahle?“ 

Das wickelt dich noch lange nicht heraus, mein guter Philo- 
medon. — Wer gibt dir ein Recht, Mtenschen', welche von Natur 
deines gleichen sind, als dein Eigenthum anzusehen? — „Die 
Gesetze“, wirst du sagen; aber gewiß nicht das Gesetz der Natur, 
sondern Gesetze, welche ihre Verbindlichkeit eben demjenigen 
ausdrücklichen oder stillschweigenden Vertrage zu danken haben, 
auf den sich die ganze bürgerliche Verfassung stützet. Denn 
was anders als diese nöthigt deine Sklaven, zu einem Gehorsam, den 
sie dir bald aufkündigen würden, wenn sie nicht durch eine so 
furchtbare Macht im Z^um gehalten würden? — Und kannst du 
dir einbilden, daß unter allen den Freigebornen, welche dir um 
Belohnung ajbeiten, nur ein einziger sey, der dessen nicht IieFei 
überhoben wäre, wenn ihn nicht dringende Bedürfnisse oder die 
Begierde, sich zu bereichern, zu deinem freiwilligen Sklaven mach¬ 
ten ? Meinst du nicht, die meisten, anstatt durch die beschwerliche 
Arbeit etlicher Tage dir kaum den zehntausendsten Theil deiner 
Einkünfte abzuverdienen, würden weit lieber an deinem Platze, 
zwischen der lächelnden Venus und dem Bacchus, dem Geber der 
Freude, auf einem wollüstigen Ruhebette liegen und für die zwan¬ 
zig Talente, welche sie jährlich ohne die geringste Mühe ein- 
zunehmeu hätten, — (denn auch diese überträgst du deinem Ver¬ 
walter) — zehntausend andre Menschen für sich arbeiten lassen? 
— Ja, es ist kein Zweifel, daß die meisten, wenn sie dürften, die 
ganz einfältige Ueberlegung machen würden, sie könnten sich 
diese Mühe ersparen, wenn ihrer etliche zusammen träten und 
sich deines Vermögens mit Gewalt bemächtigten. Was anders 
sichert dich gegen diese Gefahr, als die bürgerliche Polizei und 
der Schutz der Gesetze, von deren Handhabung die ganze Gültig¬ 
keit des Vertrags, ich arbeite dir, damit du mich bezahlest, ab¬ 
hängt? 


Go^ 'gle 


Original fro-m 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Der Reiche und der Wasserträger. 


701 


Und gesetzt auch, du hättest keine Gewalt zu besorgen, so 
würden eben diese Leute, von denen du, gegen einen kleinen Theil 
<ieine5 Geldes, Nothwendigkeiten, Bequemlichkeiten und Wollüste 
enttäuschest, dir ihre Waaren oder ihre Arbeit in einem so über- 
mäßigeri Preise verkaufen, daß deine zwanzig Talente kaum für 
die Bedürfnisse einer Woche zureichten, — wenn es nicht abermal 
eine Wirkung der Pjolizei wäre, daß die Preise der Arbeiten und 
Waaren nicht von der Willkür der Arbeiter und Verkäufer ab¬ 
hangen. 

Gestehe also, Philomedon, daß du von der bürgerlichen Gesell¬ 
schaft, wovon du ein Mitglied bist, so große und wesentliche 
Vortheile ziehst, daß dir ohne sie alles Gold dies Königs Midas 
wenig helfen würde. Ist aber dieses richtig, so brauchen wir weiter 
keinen Beweis, daß der erste beste Lastträger zu Korinth mehr 
Verdienste hat, als du. Denn für den dürftigen Unterhalt, den 
ihm die Gesellschaft reicht, arbeitet er zu ihrem Dienste. Du hin¬ 
gegen, dem sie zwanzig Talente jährlich zu verzehren gibt, thust 
nichto für sie; oder wenigstens ist dein ganzes Verdienst um den 
Staat das Verdienst einer Hummel, welche den besten Theil des 
Honigs, den die arbeitenden Bienen mühsam zusammen tragen, ver¬ 
zehrt, ohne etwas Anderes dafür zu thun, als dem Staate junge Ein¬ 
wohner zu verschaffen; und erlaube mir zu sagen, daß du auch 
dieses nicht thun würdest, wenn der Reiz des Vergnügens nicht 
mächtiger auf dich wirkte, als das Gefühl deiner Pflichten gegen 
die Gesellschaft. 

Laß uns noch einen Fall setzen, Philomedon, der so möglich 
ist, daß wir in der That keine Stunde völlig sicher sind, ihn nicht 
verkommen zu sehen. — Zehn tausend Menschen haben unstreitig 
neunzehn tausend und acht hundert Arme mehr als hundert Men¬ 
schen. Nun ist nichts gewisser, als daß gegen jedes Hundert 
deines gleichen in ganz Achaja wenigstens zehn tausend sind, 
welche bei einer Staatsveränderung mehr zu gewinnen als zu 
verlieren hätten. Gesetzt also, diese zehn tausend ließen sich 
einmal einfallen, die Anzahl ihrer Arme auszurechnen, und das 
Fadt ihrer Rechnung wäre, daß sie sich ihrer Uebermacht be¬ 
dienten, euch Reiche aus euren Gütern hinaus zu werfen und 
eine neue Theilung vorzunehmen? Sobald der Staat ein Ende hat, 
fängt der Stand der Natur wieder an, Alles fällt in die ursprüng¬ 
liche Gleichheit zurück, und — kurz, du würdest keinen größeren 
Antheil bekommen, als der ehrliche Handwerksmann, der deine 
Füße bekleidet. Dieser einzige kleine Umstand würde dich in 
die Nothwendigkeit setzen, entweder jn arbeiten oder — von so 
Wenigem zu leben, als Diogenes; und vermuthlich würde dir das 
Eine so fremd Vorkommen, als das Andere. 

Es ist wahr, ich habe einen Fall gesetzt, der, so möglich er ist, 
dennoch aus vielen Ursachen nicht sehr zu besorgen scheint. Aber 
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gibt es nicht noch viele andere Zufälle, die dich um dein Ver¬ 
mögen bringen können? Sehen wir nicht alle Tage Beispiele 
von dergleichen Verändeilungen ? Und wie wolltest du dir in 
einem solchen Falle helfen? 

Es ist also klar, daß deine Unnützlichkeit ein eben so großes 
Uebel für dich selbst, als sie eine Ungerechtigkeit gegen den 
Staat ist, dem du für die Vorthleile, die er dir gewährt, verhält¬ 
nismäßige Dienste schuldig bleibst, ohne dich zu bekümmern, 
wie dv. deine Schuld bezahlen wolltest; — kurz, wir mögen 
die Sache wenden, auf wielche Seite wir wollen 1 , so fällt die Ver¬ 
gleichung zwischen dir und dem Wasserträger immer zu Gunsten 
des letzteren aus. 
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An unsere geejirteii Leser^ 

Of7ngesichts der beispiellosen Steigerung 
KSt der Herstellungskosten dieser Wochen¬ 
schrift sind wir zu unserem lebhaften Bedauern 
gezwungen, vom 1. Oktober ab den Preis der 
Einzelnummer der „Glocke“ aut 1,50 MARK, 
den Vierteljahrspreis auf 15,— Mark zu 
erhöhen. Satz und Druckkosten stiegen 
seit Juli 1914 um das Zehnfache, Preise der 
Materialien (Metall, Papier, Farbe und Oel) 
um das Zwanzig- bis Dreißigfache. Hingegen 
haben wir den Preis der Einzelnummer der 
„Glocke“ seit 1915 nur versiebenfacht. Wir 
hoffen deshalb, daß unsere Leser uns auch 
fernerhin die Treue bewahren und für unser 
Blatt werben werden. 
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DIE GLOCKE 

26. Heft 25. September 1920 6. Jahrg. 

Nachdruck sämtlicher Artikel ist nur mit ausführlicher Quellenangabe gestattet 


M. BEER: 


Die Frage der Internationale. 

i. 

Die Strömungen in der Französischen Sozialistischen Partei. 

D ER äußerste rechte und der äußerste linke Flügel der sozia¬ 
listischen Arbeiterbewegung aller Länder haben bereits ihre 
Internationale. Die britische Arbeiterpartei und die Sozial¬ 
demokratische Partei Deutschlands (S. P. D.), sowie zahlreiche, 
kleinere sozialistische Verbände anderer Länder bilden den Kern 
der II. Internationale, deren Hauptquartier unlängst von Brüssel, 
bzwt vom Haag nach London verlegt worden ist. Diese Inter¬ 
nationale ist wesentlich reformistisch, demokratisch und kon¬ 
stitutionell. 

Der äußerste linke Flügel: die kommunistischen (bolschewisti¬ 
schen, spartakistischen) Parteien bilden die im März 1919 in 
Moskau entstandene III. Internationale. Ihr Wesen und ihre Taktik 
haben wir in der letzten Nummer der „Glocke“ besprochen. 

Im allgemeinen darf man sagen: In der II. Internationale 
herrscht das germanische Element vor; in der III. Internationale 
das slawische Element 

Es gibt aber mehrere, ziffernmäßig starke oder einflußreiche 
sozialistische Bewegungen, die noch keiner der beiden bestehenden 
Internationalen angehören. Diese sind: die große Mehrheit der 
französischen Sozialisten, die Unabhängige Sozialdemokratischei 
Partei Deutschlands (U. S. P. D.), die Sozialdemokratie Deutsch¬ 
österreichs, die britische Unabhängige Partei (I. L. P.) und noch 
andere kleinere Organisationen verschiedener Länder. Diese inter¬ 
national noch heimatlosen Parteien werden gegenwärtig von hef¬ 
tigen Krisen geschüttelt, die sie auseinanderzureißen drohen. 

Wir werden mit den französischen Sozialisten beginnen, da 
es für deutsche Leser sehr wichtig sein dürfte, einen Teil des 
französischen öffentlichen Lebens zu erkennen. Treu unserem 
Standpunkte, daß die Zukunft Deutschlands (die gründliche Res- 
* Vision des Versailler Friedens) von einer Erstarkung der sozia¬ 
listischer». Arbeiterparteien der Ententeländer, von einem Siege 
des Sozialismus abhängt, blicken wir mit Bekümmernis auf die 
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Schwäche des französischen Sozialismus. Ein ’ englisches Sprich¬ 
wort sagt: „Eine Kette ist genau so stark, wie ihr schwächstes 
Glied.“ Der französische Sozialismus ist gegenwärtig der schwäch¬ 
ste Punkt des internationalen Sozialismus. Es ist aber nötig, 
daß er zum stärksten Glied wird, denn die französische Bour¬ 
geoisie ist gegenwärtig die reaktionärste und gefährlichste Klasse 
der Welt, insbesondere gegenüber dem deutschen Volke. Sie mag 
an sich gewiß nicht schlechter sein als die englische Bourgeoisie, 
aber die Franzosen sind ärmer, kapitalsschwächer, fauler, eitler 
und viel kleinlicher als die britische Bourgeoisie, und deshalb 
auch rücksichtsloser, brutaler, wucherischer, ausbeutungssüchtiger 
und völkerfeindlicher. Mit Recht warf Moskau den Franzosen vor: 
„Das bürgerliche Frankreich ist zu einer Stütze der Weltreaktion 
geworden. Das französische imperialistische Kapital hat vor den 
Augen der ganzen Welt die Rolle des internationalen Gendarmen 
auf sich genommen. Die französische Bourgeoisie hat mehr als die 
anderen zur Abwürgung der proletarischen Sowjetrepublik in 
Ungarn beigetragen. Die französische Bourgeoisie übernahm und 
übernimmt die erste Rolle in der Organisation der räuberischen 
Feldzüge gegen Sowjetrußland. Sie spielt in den Balkanländern 
die Rolle des blutigsten Henkers. . . Sie war das Hauptinstrument 
bei der Ausarbeitung des räuberischen Versailler Friedens vertrag?. 
. . . Es gibt kein so ungeheuerliches Verbrechen, vor dem die 
französische Regierung zurückgeschreckt wäre. Die Weltrevolution 
hat keinen schlimmeren Feind als die Regierung der französischen 
Imperialisten.“ 1 

Man lese nur die viel sachlicheren Aufsätze, die Robert Dell, 
der frühere langjährige Pariser Korrespondent des „Manchester 
Guardian“ und ein Freund von Jaurfcs, jetzt in der Londoner 
„Nation“ über die schreckliche, selbstsüchtige und machtlüsteme 
Politik Frankreichs schreibt. Frankreichs gegenwärtige Hegemonie 
über das europäische Festland bedeutet den Hungertod von vielen 
Millionen Deutschen, die Zerstückelung Deutschlands, die stete 
Kriegsgefahr in Europa. Der Friede, der Fortschritt, der' Wieder¬ 
aufbau Europas verlangt, daß der französische Sozialismus er¬ 
starkt, um mindestens seine Regierung zügeln zu können. 

Aber der französische Sozialismus ist vorläufig schwach. Und 
zwar als unvermeidliche Folge des Krieges. Ueber vier Jahre 
lang währte die deutsche Besetzung der nördlichen und nordöst¬ 
lichen Departements Frankreichs: also derjenigen Gebiete, die 
die Mittelpunkte der französischen Industrien bilden: Textil, Kohle, 
Eisen sind dort beheimatet Das Proletariat des Nordens und 
Nordostens von Frankreich bildete neben dem von Paris das 


1 Der Zweite Weltkongreß der Kommunistischen Internationale an das * 
französische Proletariat. Herausgegeben vom Westeuropäischen Sekretariat 
1920. Seite 4—5. 
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Rückgrat des französischen Sozialismus. Lille und Roubaix waren 
Mittelpunkte der marxistisch gerichteten Arbeiterpartei (Parti 
Ouvrier Fran^ais). Die deutsche Besetzung war natürlich wenig 
geeignet, den französischen Internationalismus zu fördern. Die 
Arbeiter der Kohlengruben, der Textilfabriken, der verschiedenen 
Gewerbe verloren ihre Existenz und sahen ihr Land verwüstet 
Ein Chauvinismus ergriff sie und verdunkelte ihr sozialistisches 
Empfindungsleben, jedenfalls ihr internationales Fühlen. Die fran¬ 
zösische sozialistische und gewerkschaftliche Presse stand während 
der vier Jahre des Krieges fast vollständig im Dienste der rach¬ 
süchtigsten Patriotards. Es gab nur wenige deutsche Sozialisten; 
und Gewerkschaftsführer, die während jener trüben Zeit sich so 
vollständig mit der Kriegspolitik identifiziert haben, wie die Mehr¬ 
heit der französischen Sozialisten- und Gewerkschaftsführer. Seit 
1917 gab es ja unter den französischen auch eine „Minderheit“ wie' 
in Deutschland, aber jene war keineswegs dieser an ehrlichem! 
Friedenswillen gleich. 

Die französische Minderheit, mit Jean Longuet (dem Enkel von 
Karl Marx) an der Spitze, stimmte bis ans Ende für die Kriegs-- 
kredite und verurteilte alle Streiks, die die Fortsetzung des Krieges 
hätten stören können. 

Albert Thomas, Renauidel, Jouhaux, sowie die famosen fran¬ 
zösischen Delegierten auf dem letzten Genfer Kongreß, die von 
den Deutschen das Schuldbekenntnis erpreßten, haben es noch bis 
jetzt nicht über sich bringen können, dem französischen Prole¬ 
tariat die sozialistische Wahrheit über den Krieg zu sagen. Gegen 
Ende 1918 machten sich jedoch bei einem kleihen Teile der ein¬ 
fachen Proletarier die Wirkungen der russischen Bolschewisten¬ 
revolution bemerkbar. Die Opposition wuchs in den Reihen der 
Linken, das internationale Empfinden erwachte, der alte revo¬ 
lutionäre Geist der französischen Arbeiterklasse begann sich zu 
regen. Nachdem die Russen im März 1919 ihre Anklagen gegen 
die II. Internationale geschleudert hatten, setzte in Frankreich 
eine Agitation ein, die für einen Austritt (aus dieser Internationale 
wirkte. Unter dem Eindruck des Austritts der U. S. P. D. aius der 

II. Internationale führten (die französischen Auseinandersetzungen 
schließlich dazu, daß der Straßburger Sozialistenkongreß (siehe 
„Glocke“, Nm. 50, 51—52 des 5. Jahrgangs, .März 1920) die 
Frage des Austritts aus der 1,1. und des Anschlusses an die 

III. (Moskauer) Internationale zum Brennpunkte der Verhandlungen 
machte. Es wurde mit großer Stimmenmehrheit beschlossen, laus 
der II. Internationale auszutreten, aber ein sofortiger Anschluß, 
an Moskau wunde abgelehnt und eine Resolution angenommen, 
mit den Moskauern gewisse Beziehungen anziuknüpfen, um eine 
neue Internationale der Unabhängigen und der äußersten Linken 
aufzurichten. 
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.Die französische sozialistische Partei nahm also gegenüber der 
Internationale dieselbe Haltung ein, die die Unabhängige Sozial¬ 
demokratische Partei Deutschlands auf ihrem Leipziger Partei¬ 
tag (Dezember 1919) eingenommen hatte. 

Als im Juli H920 der Zweite Jahreskongreß, der III. Internationale 
in Moskau tagte, erschienen von den französischen Sozialisten 
zwei Delegierte: Cachin (damals noch Schriftleiter des Zentral¬ 
organs „Humanite“) und Frossard (Sekretär der Partei) auf dem 
Kongreß und wurden mit beratender Stimme zugelassen. Beide er¬ 
klärten sich schließlich für die III. Internationale und gaben eine 
dementsprechende Erklärung ab (siehe „Glocke“ Nr. 19 dieses 
Jahrgangs, 7. August 1920), die am 19. Juli telegraphisch nach 
Paris abgeschickt wurde. Für Paris war das Telegramm eine 
Sensation. Eine lebhafte Erörterung der Frage: „Für oder wider 
Moskau“ füllte die Spalten der französischen Parteipresse, die einen 
geradezu stürmischen Charakter annahm, als auch Moskatis 
strenge Aufnahmebedingungen bekannt wurden, die für so manche 
Führer unannehmbar sind. Die Moskauer wollen mit den Sozial¬ 
patrioten oder mit den sozialpatriotisch Verdächtigen nichts zu 
tun haben, sogar Jean Longuet würde der Partei fernbleiben 
müssen, falls er die Bedingungen nicht reumütig annähme. 

Eine scharfe Verurteilung erfuhren auch die Führer des fran¬ 
zösischer. Gewerkschaftsbundes (Confederation G6n6rale du 
Travail: C. G. T.), die vor dem Kriege äußerst revolutionär waren 
und während des Krieges eine sozialpatriotische Haltung pin- 
nahmen. Die C. G. T. tritt am 27. d. M, zu ihrer Jahreskonferenz 
zusammen und wird zur ganzen Frage Stellung nehmen müssen, 
denn in den gewerkschaftlichen Verbänden ist die kommunistische 
Minderheit im Wachsen begriffen. Das französische Gewerkschafts 1 - 
wesen wird in der Tat nichts leisten können, solange die alten 
Mehrheitsführer der C.G. T. am Ruder sind. Die Jouhaux und 
Genossen haben sich unmittelbar vor dem Kriege und noch mehr 
während des Krieges viel zu viel mit der Regierung eingelassen 
und kompromittiert, um noch energische Kämpfer sein zu können. 

Auch die Sozialistische Partei wird auf ihrem nächsten Kongreß 
endgültig zu Moskau und dessen Bedingungen Stellung (nehmen 
müssen. Soweit man von hier aus urteilen darf, gibt es vorläufig 
weder in der C. G. T. noch in der Partei eine Mehrheit für Moskau 
und noch weniger für Annahme der gestellten Aufnahmebedingun¬ 
gen. Die Lage ist jedoch so weit gediehen, daß eine Spaltung 
möglich ist. Die Minderheit, unter Führung von Loriot, Souvarine, 
Monatte und Rappoport (dem Biographen von Jaures, wird sich 
wahrscheinlich abspalten und früher oder später eine K. P. F. 
(Kommunistische Partei Frankreichs) bilden. 
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SEKRETARIAT DER LABOUR PARTY: 

Der offizielle Bericht der britischen 
Abordnung über Rußland. 

(Fortsetzung statt Schluß.) 

Die Nationalisierung der Industrie. 

D IE großen russischen Industrien;: Kohle, Eisen, Qold, Platin, 
die Petroleumquellen, die Lokomotiven- und Maschinenfabri¬ 
ken, die Textilindustrie, die Eisenbahnen, die Reedereien, 
sowie kleinere Industrien, wie Salz und Zement, sind nationalisiert. 
Einige kleinere Industrien, wie die Petersburger Trezorwerke, die 
militärische Ausrüstung herstellen, sowie kleinere Dampfer auf der 
Wolga, sind in Privathänden geblieben. Ein sehr umfassendes. 
Programm des Wiederaufbaus wurde entworfen, aber die Blockade 
und die Kriege gegen Koltschak, Denikin und die übrigen konter¬ 
revolutionären Unternehmungen gestatteten den Sowjets kaum, 
mehr zu tun, als die Industrie in Gang zu halten. Der Kleinhandel 
wurde auch nationalisiert, ebenso das Bankgeschäft In der Praxis 
führte dies zwar zur Schließung der Läden, aber nicht zur Unter¬ 
bindung des Kleinhandels. Hingegen wurde das Bankwesen in 
eine Staatsabteilung verwandelt. (Die Veröffentlichungen und Be¬ 
richte des russischen Finanzkommissariats werden jetzt ins Eng¬ 
lische übersetzt. Eine Berichterstattung hierüber wird später er¬ 
folgen. Die Finanztheorie der Sowjetrepublik zielt darauf ab, 
den Gebrauch von Geld zu beseitigen.) Die Produktion wird nach 
dem „Wirtschaftsplan“ behandelt, und zum großen Teile vom 
Obersten Nationalen Wirtschafts rat geleitet (Vergleiche das „Pro¬ 
tokoll des Neunten Kongresses der Kommunistischen Partei“.) 

Herr Miljutin, der Assistent des Kommissars dieses Departe¬ 
ments (Herr Rekow), setzte der Abordnung auseinander, 'daß 
„solange der Krieg andauert, Rußland nicht imstande ist, die Indu¬ 
strie auszudehnen 1 ; es kann sie nur aufrechterhalten“ 1 . Der Wirt¬ 
schaftsplan für die Entwicklung Rußlands ist aufgebaut auf einer 
sehr umfassenden Uebersicht der Bedürfnisse des Landes, aber 
er wird in seiner praktischen Anwendung durch zwei Faktoren 
gehemmt: 1. Die Beschränkung des Außenhandels (durch die 
Blockade); 2. Die polnische Offensive. 

Der Wirtschaftsplan sieht 50 Produktionsabteilüngen vor, eine 
Finanzabteilung, sowie eine Abteilung zur Koordinierung der ört¬ 
lichen Wirtschaftsräte, die in verschiedenen Städten, Gouvernements- 
und Oblasts (mehrere Gouvernements) bestehen. Jeder Abteilung 
steht ein Direktorium oder ein Kollegium von drei bis fünf 
Mitgliedern vor; der Oberste Wirtschaftsrat wird geleitet von 
einem Präsidium von elf Mitgliedern, die vom Hauptvorstand 


Digitized by 


Go' 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



708 


Der offizielle Bericht der britischen Abordnung über Rußland. 


der Gewerkschaften ernannt und vom Rat der Volkskommissare 
bestätigt werden. 

Die Aufgaben des Obersten Wirtschaftsrats sind: 1. Industrie; 
2. die Finanzierung der Industrie und Verteilung der Rohstoffe. 
Es gibt 5000 nationalisierte Unternehmungen, wovon 2500 in 
179 Trusts gruppiert sind und vom Rat selber geleitet werden; 
70 v. H. dieser Unternehmungen sind in Betrieb. 2500 Unter¬ 
nehmungen werden von örtlichen Wirtschaftsräten geleitet, die 
einen Teil der Provinzorganisation (Gubernia) bilden, aber Idem 
Obersten Wirtschaftsrat verantwortlich sind. Der Oberste Wirb- 
schaftsrat hat das Vetorecht gegenüber den zu den örtlichen Wirt¬ 
schaftsräten vorgeschlagenen Kandidaten. Nahrungsmittel, Brenn¬ 
material, Rohstoffe für Industrie und Transport, sowie Lehr¬ 
mittel werden vom Obersten Wirtschaftsrat geliefert Nehmen wir 
z. B. Brot: ein besonderer Ausschuß, in dem das Ernährungsi- 
kommissariat, der Hauptvorstand (Ztentralexekutivkomitee) der 
Sowjets und der Oberste Wirtschaftsrat vertreten sind, setzt die 
Rationen für die verschiedenen Arbeiterkategorien fest und ver¬ 
teilt dann das noch vorhandene Brot unter der Bevölkerung der 
verschiedenen Bezirke. Die Funktionen des Rats sind also stark 
zentralisiert, und Herr Miljutin setzte uns auseinander, daß in 
bezug auf die Nationalisierung der Industrie „der Grundzug des 
Vorgehens darin bestehe, zentralisierte Organisationen zu 
schaffen“. 

Die Schwierigkeiten der Uebergangszeit vom Chaos, das zu 
Anfang der Revolution herrschte, bis zum heutigen Tage, werden 
auseinandergesetzt von Herrn Antonow, dem Vorsitzenden der 
Metallabteilung des Petersburger Wirtschaftsrats, in seinem Bericht 
„Zwei Jahre Diktatur pt der Metallindustrie“. Die Gewerkschaften 
sind sämtlich in den letzten Jahren entstanden, ihren Mitgliedern 
fehlt deshalb die Erfahrung in Verwaltung und Durchführung 
praktischer Aufgaben. Im Februar 1917 gab es in Rußland nur 
drei Gewerkschaften mit einer Mitgliedschaft von 1385. Zu An¬ 
fang der Revolution zerschlugen manche Arbeiter die Maschinen 
und nahmen Teile derselben mit nach Hause; in den meisten 
Werkstätten hielt man die technischen Und verwaltenden Kräfte 
für revolutionsfeindlich und man entließ sie. Die Weiterentwick¬ 
lung der Revolution zwang die ursprünglich selbständigen Fabrik¬ 
ausschüsse und die Gewerkschaften, sich zu vereinigen, die Fabrik¬ 
ausschüsse blieben jedoch die örtlichen Organe der Arbeiter¬ 
kontrolle.. Später ging die Kontrolle in die Hände eines Bureaus 
über, das von der Metallabteilung des Wirtschaftsrats geschaffen 
wurde. Noch später wurden in den Fabriken Verwaltungskolle¬ 
gien geschaffen, bestehend zu zwei Dritteln aus Vertretern des 
Obersten Wirtschaftsrats und zu einem Drittel aus Fabrikarbeitiern. 
Diese Kollegien wurden später ersetzt durch Direktoren (Ein- 
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Mann-Verwaltung), wie aus dem Protokoll des Neunten Kon¬ 
gresses der Kommunistischen Partei' 1 zu ersehen ist 
Verschiedene Methoden wurden versucht, die Produktion zu 
steigern, die fast katastrophal gesunken war infolge 1. des Man¬ 
gels an qualifizierten Arbeitern und Technikern; 2. der schwachen 
Arbeitsdisziplin der Arbeiter, und 3. der Abschaffung der Akkord¬ 
arbeit Im Jahre 1919 wurde die Akkordarbeit wieder eingeführt 
und ein großzügiges Arbeitsprogramm in Angriff genommen 
(Januar bis Juni 1919); die Ergiebigkeit stieg; Schiffe, Boote, 
Unterseeboote, Torpedoboote, Kähne und Fischerboote wurden 
gebaut und ausgebessert; 23 Lokomotiven hergestellt und ,41 
ausgebessert, ebenso 466 Bahnwagen angefertigt und 3313 ,aus- 
gebessert. Die Schwierigkeiten der Lage wurden bald verschärft 
durch den Angriff der Judenitsch-Armee auf Petersburg, wodurch 
die Produktion wieder |jns Stocken geriet Der Unterschied zwischen 
Produktionsprogramm (und Leistung (zeigt sich in folgenden Ziffern: 

Programm Ergebnis 


Brennmaterial (in Puds) . . 1 225 806 81 758 

Aibeiter. 36 286 14 670 

Löhne (in Rubeln) .... 106593000 114191000 

Em Jahre 1910 wurden die Petersburger Metallindustrien in 
sieben Trusts geteilt: Automobile (acht Fabriken), Luftzeuge (acht 
Fabriken), Maschinen (acht Fabriken), Kupferindustrie (vier Metallf- 
werke), schwere Maschinerie, Massenfabrikate (acht Fabriken), 
Präzisionsinstrumente und Uhren (13 Fabriken und Werkstätten), 
Erst im Mai 1920 konnte mit der Aufnahme einer Metall- und 
Metallwareninventur begonnen werden. Die Metallabteilung wird 
die sozialisierte Wirtschaft einführen, sobald die Zufuhr von 
Brennmaterialien sich bessert und der Friede hergestellt ist 
Aehnliches kann von den Textilfabriken und von weniger wich¬ 
tigen Gewerben gesagt werden. Die Kohlenförderung im Donez- 
becken hat soeben begonnen; Die Wiedereroberung des Kaspi¬ 
schen Meeres gab den Sowjets Zutritt zum Baku-Petroleumgebiet, 
woher bedeutende Oe Imengen die Wolga hinauf gebracht werden; 
die Schiffahrt auf diesem Strom, der Hauptarterie Rußlands, sowie 
die Industrien an dessen Uftern leben 'wieder lauf. Mitglieder unserer 
Abordnung sahen, wie mit dem Eintreffen des Oels aus Baku 
die Fischindustrie in Astrachan sich belebte, und wie die Salz¬ 
industrie in Wladimirowka wieder in Betrieb gesetzt wurde (Juni 
1920). Solange jedoch der Krieg andauert, heischt er die ganze 
Aufmerksamkeit der Nation, so daß der wirtschaftliche Wieder¬ 
aufbau immer wieder Aufschub erleiden muß. 


Die Genossenschaftsbewegung. 

Die bereits angedeutete große Aenderung in der Organisation 
der Konsumveieine fand statt im April 1920, und der Vorsitzende, 
Herr Lejawa, hofft (Interview mit ihm am 2. Juni 1920), daß 
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er das ganze Emätmingskommissariat bald der Zentrale der Oe- - 
nossenschaften (Centrosojus) wird an vertrauen können. Defcv 
Centrosojus hat jetzt in seiner Hand gewisse Unternehmungen,' 
die sich sowohl mit Produktion wie mit Verteilung beschäftigen» 
Die Arbeiter werden mit den Grundsätzen des Genossenschafter 
wesens nach den Lehren Robert Owens bekanntgemacht Der 
Centrosojus führt auch die Verordnungen des Obersten Wirt* 
schaftsrats aus betreffend die Verteilung der vom Staate mono¬ 
polisierten Warenartikel nach den festgesetzten Tarifen und Kate¬ 
gorien. Die monopolisierten Artikel sind: Weizen, Brot, Kohle, 
Textile, Relae, Kleidung und Holz. Andere Güter sind nidit 
monopolisiert, aber der Centrosojus, der in dieser Beziehung als 
freiwillige Körperschaft funktioniert, paßt sich in der Praxis dem 
offiziellen Wirtschaftsplane an und verteilt seine Waren nach 
den Bedürfnissen der Arbeiter und nicht nach der Zahlungs¬ 
fähigkeit der Verbraucher. \ 

Der Centrosojus hat einen Vertreter im Obersten Wirtschafts*- 
rat Sein Vorsitzender hat das Recht, den Sitzungen der *Vollcs- 
kommissarc beizuwohnen, ohne jedoch eine beschließende Stimme 
zu haben. : 

Arbeit. 

Alle Angelegenheiten, die die Arbeit betreffen, unterstehen dem 
Aibeitskommissariat, das aus einem Vorsitzenden (Herrn Schmidt) 
und zwei Mitgliedern besteht, die sämtlich vom Hauptvorstand der 
Gewerkschaften vorgeschlagen und vom Rat der Volkskommissare 
ernannt weiden. Ihm unterstehen ungefähr 500 örtliche Abtei¬ 
lungen in den verschiedenen Distrikten und Gouvernements'. Die 
Departements des Kommissariats sind: L Einschreibung und Ver¬ 
teilung der Arbeiter; 2. Festsetzung der Löhne; 3. Arbeiterschutz; 
4. Statistik; 5. Arbeitermuseum. Sie haben Unterabteilungen für 
Finanzen, Organisation und innere Einrichtungen des Kom¬ 
missariats. 

Die Arbeitsbörsen, deren es 420 mit 260 Zweiganstalten gibt, 
bilden jetzt einen Teil des Arbeitsamtes des Staates, und sie 
verteilen die Arbeit für alle Zwecke. Der Hauptvorstand der 
Gewerkschaften setzt Lohn und Arbeitszeit fest. Während des 
Kriegs wurde es (nötig, die Beschäftigung von Kindern und Jugend¬ 
lichen zuzulassen; die Arbeit von Kindern unter 16 Jahren wird 
jedoch bald wieder verboten,. Jetzt dürfen sie nicht länger als 
sechs Stunden täglich arbeiten. Ueberstunden in Fabrik und Werk¬ 
statt werden ermutigt, alle Stunden nach 8 Uhr werden als 
Ueberstunden berechnet Die Arbeiter selber stimmen darüber 
ab, ob Ueberstunden zu machen sind oder nicht 

Die Monatslöhne der ungelernten Arbeiter schwanken zwischen 
1200 und 4500 Rubel, je nach Leistungsfähigkeit Arbeitslose er¬ 
halten regelmäßige Unterstützung in der Höhe von Löhnen der 
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ungelernten Arbeiter, außerdem Mittagessen und Lebensmittel¬ 
karten, die sie instandsetzen, rationierte Lebensmittel zu kaufen. 
Aber sie sind gezwungen, Arbeit anzunehmen, wenn man sie 
ihnen anbietet, sonst wird ihnen die Unterstützung entzogen. Die 
Arbeitslosigkeit ist gegenwärtig sehr gering. Es hält schwer, 
die Arbeiter zu verhindern, die Fabriken zu verlassen und zur 
Landarbeit zurückzukehren. Jeder Arbeiter und Angestellte ist 
gezwungen , ln seine Gewerksdhaft einzutreten. Eine Gewerkschaft 
umfaßt die Techniker, Angestellten, Ingenieure, gelernten und 
ungelernten Arbeiter, die in einer bestimmten Industrie beschäftigt 
sind. Die Arbeitspflicht ist vorgeschrieben für alle Personen im 
Alter von 18 bis 50 Jahren. 

Die Schwierigkeit der Lage entspringt dem Mangel an Nahrungs¬ 
mitteln. Wir sahen dies bei den halbverhungerten Arbeitern in 
den Sormowa- und Putiloffwerken. Ein Arbeiter in Kolomna er¬ 
zählte uns, daß Desertionen dort oft Vorkommen, da die Arbeiter 
dort Monatslöhne von 4000 bis 48 000 Rubel erhalten, während 
die Lebenshaltung eines Bauers, berechnet nach den Preisen im 
freien Handel, sich auf 3 bis 3,5 Millionen Rubel jährlich be¬ 
läuft Die Bauern sind bereit, Leute zu viel höheren Löhnen zu 
beschäftigen, als sie in den Fabriken erhalten, und außerdem 
noch Nahrungsmittel zu gewähren, die der Stadtarbeiter nicht 
erhalten kann. 

Herr Karl Radek sagte den Arbeitern: „Wir sind nicht über¬ 
rascht, daß Ihr Euch aufs Land flüchtet, um der Verhungerung 
zu entgehen, aber Rußland wird zugrunde gehen, wenn Ihr nicht 
in die Stadt zurückkehrt“ 

Viel erfolgreicher sind die Experimente, wo Fabrikarbeit mi|t 
Landarbeit verbunden ist. In den Chatura Elektrizitätswerken, 
wo Torf als Kraftquelle benutzt wird, sind Bauern als Arbeiter 
mit Torflieferungen beschäftigt Sie arbeiten nur 6p bis 75 Tage 
im Jahre. Sie erhalten viel höhere Löhne und bessere Rationen. 
In dieser Zeit liefern sie 70 Millionen Pud Torf, während in 
einem anderen Etablissement, das unter dem normalen Fabrik¬ 
system und zu niedrigeren Löhnen die Arbeiter beschäftigt, liefern 
283 Leute in dem gleichen Zeitabschnitt nur 6 Millionen Plud 
Torf. Ein anderes interessantes Experiment fanden wir in Kasan. 
Bauarbeiter haben sich zusammengetan, sie erhielten 2500 Morgen 
Land, um daraus ein Gemeinwesen zu errichten. Sie unterstehen 
direkt dem Obersten Wirtschaftsrat Es sind 1150 Personen be¬ 
schäftigt ; sie haben jhre Gemeinschaftsküche, ihre eigenen Schulen, 
Bibliotheken und Kinderheime. Es wird fleißig geschafft in der 
Hol zwerkstätte, Blechschmiede, im Maschinen raum, in der Getreider 
mühle; sie bauten eine eigene Eisenbahn und eine Lokomotive. 
Das ganze Gemeinwesen ist zweifellos viel günstiger gestellt 
als die Arbeiterschaft in Moskau und Petersburg. Rationen und 
Speisen des Gemeinwesens sind entschieden gut. 
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Eine derartige Verbindung von gewerblicher und ländlicher Ar¬ 
beit scheint uns die richtige wirtschaftliche Entwicklungslinie Ruß¬ 
lands zu sein, und entspricht am besten der russischen Arbeiter¬ 
psyche, die noch vor der Revolution ihren Ausdruck in der Ein¬ 
richtung des „Artels“ fand. 

Ein anderes interessantes Experiment ist die russisch-amerika¬ 
nische Werkzeugfabrik in Moskau. Hier sind 70 russische Ar¬ 
beiter beschäftigt, die aus Amerika ausgewiesen wurden; viele 
von ihnen sprechen englisch und haben Erfahrungen in der 
Organisation der amerikanischen Industrie. Die Leute arbeiten 
zwölf Stunden täglich nach einem Prämiensystem, das ihnen ge¬ 
stattet, ihre Löhne um 100 bis 200 v. H. zu erhöhen. In einem 
Nebengebäude der Fabrik haben sie ein Waschhaus und eine 
Küche, wo sie ihr Mittag!- und Abendessen einnehmen. (Näheres 
hierüber soll in einem „Anhang“ gegeben werden.) 

Die Gewerkschaftsidee der Sowjets. 

Die kommunistische Ansicht vom Oewerkschaftswesen gibt A. 
Losowsky in der Broschüre „Die Gewerkschaften in. Sowjet¬ 
rußland“ (Moskau, April 1920). Die vorhandenen Fehler der 
Organisation weiden anerkannt, insbesondere die Unmöglichkeit der 
vollständigen Durchführung des vorgeschlagenen Plans der „staat¬ 
lichen Regelung der Löhne“, aber er hat eine große Tugend: „er 
ist das Kind der Revolution'*. Es wird festgestellt, daß es keine 
Staatsunternehmung gibt, in der nicht die Gewerkschaften {tätig 
sind: „Revolutionäre Tätigkeit, unverbrüchliche Treue zur Sache 
der Revolution, die klare und feste Haltung jm Kampfe gegen 
die Bourgeoisie, die rücksichtslose Feindschaft gegen die Idee 
der Klassensolidarität, die furchtlose Zierstörung alter Beziehungen 
und Götzen, sind Dinge, in denen die russischen Gewerkschaften den 
Arbeitern anderer Länder lals Vorbild dienen könnten/* Die Kritiker 
der gegenwärtigen Form der gewerkschaftlichen Organisation 
weisen darauf hin, daß die Arbeiter eine selbständige Klassen¬ 
organisation brauchen als Gegengewicht gegen das Bestreben jder 
Regierung, ihre Politik auf die Bauernmassen zuzuschneiden. 
Ferner, daß die Regierung nicht einsehe, daß Rußland fremdes 
Kapital benötige; daß das russische Privatkapital sich ab passe, 
kleine Industrien und Heimarbeiten schaffe und dadurch auch 
eine Lohnarbeiterschaft heranziehe, die des Schutzes der gewerk¬ 
schaftlichen Oiganisation bedürfe; daß das obligatorische Ge¬ 
werkschaftswesen eine Bureaukratisierung durch die Sowjets be¬ 
deute; daß schließlich die Arbeiter auch gegenüber der Regierung 
die Möglichkeit haben müßten, ihre Interessen zu schützen. 

(Schluß folgt.) 
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Bureauidirektor MATSCHULLAT (Heydekrug)i: 

Die Bildung eines Staatsrats für das 
Memelgebiet. 

D IE Nummer 209 des „Memeler Dampfboots“ brachte als 
erste Zeitung die Nachricht, daß die Besatzungsbehörde die 
Absicht habe, dem Memelgebiet einen Staatsrat, danach eine 
Körperschaft zu geben, welche die oberste autochthone Landes¬ 
verwaltungsbehörde, das Landesdirektorium, in allen wichtigen 
Fragen zu beraten hat. War die Demonstration der Arbeiterschaft 
des Memelgebiets im August 1920 auch von dem Herannahen: 
der bolschewistischen Armeen an die Grenze Ostpreußens aus¬ 
gelöst worden, welche Gelegenheit die radikalen Führer benutzten, 
um die Masse auf die Straße zu bringen, so ganz ohne wirtschaft¬ 
liche Berechtigung war sie nicht. Nicht nur die Arbeiterschaft 
allem, auch <Üje in der Hauptsache wirtschaftlich stärkeren ver¬ 
sorgungsberechtigten Bürgerkreise klagten über übertriebene hohe 
Preise, schlechte Versorgung. Die Schuld daran schob man in den 
einsichtigeren Kreisen weniger den unteren Verwaltungsbehörden, 
dem Magistrat in Memel und den drei Landräten, als dem Landes¬ 
direktorium zu, das 'zu wenig eigene Initiative entwickelt hätte. Der 
jetzige Schritt der Besatzungsbehörde ist also das logische Er¬ 
gebnis jener Demonstration und der Ansichten, die dabei vertreten 
worden sind. Die Demonstration hat sich danach als eine Kraft 
erwiesen, die, obwohl sie, mindestens in der Absicht der Führer, 
das Böse wollte, doch das Gute schaffte. Mag der Staatsrat so 
oder so beschafften sein, etwas Gutes, die Anhörung weiterer Be¬ 
völkerungskreise zu der Verwaltung des Memelgebiets, wird er 
immer im Gefolge haben. In diesem Sinne ist die Absicht der 
Besatzungsbehörde auf das Freudigste zu begrüßen. 

Etwas weiteres ist zu der Absicht, die eine Analogie von Danzig 
ist, wo gleichfalls ein Staatsrat gebildet wurde, nicht bekannt 
Es ist lediglich in die Oeffentlichkeit gelangt, daß eine Sitzung 
bei dein Präfekten stattgefiunden habe, an welcher der Gouverneur 
und die Vertreter der verschiedenen Erwerbsgruppen, also breiter 
Kreise der Bevölkerung, teilgenommen haben. Für die Bevölkerung 
*des Memelgebiets ergeben sich als Nächstes nun die Fragen, wie 
die Bildung vor sich zu gehen habe, wer alles in den Staatsrat 
hineingehört und wie sich dessen Tätigkeit zu denken ist. Viel¬ 
fach wird die Ansicht vertreten sein, daß für die Bildung die Be- 
Sätzungsbehörde bereits einen fertigen Plan haben werde, und 
daß es daher überflüssig sei, nun selbst sich noch den Kopf 
darüber zu zerbrechen. Der Ansicht kann nicht beigetreten werden. 
Die Besatzungsbehörde hat durch die Anhörung der Vertreter der 
verschiedenen Erwerbsgruppen selbst bekundet, daß sie Wert auf 
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Die Bildung eines Staatsrats für das Memelgebiet. 


Anregungen gibt Grundsätzlich muß betont werden, daß es 
geradezu Pflicht der autochthonen Bevölkerung ist, an die uns 
wesensfremde Besatzungsbehörde mit Anregungen heranzutreten, 
nicht sie, die aus ganz anderen Verhältnissen hervorgegangen ist, 
weiß, was uns not tut, sondern wir, und nur ausschließlich wir 
allein. Die Antwort auf die erste jener Fragen kann nur sein: 
im Wege des geheimen, gleichen und direkten Wahlrechts. Unter¬ 
liegt die Masse der Bevölkerung auch weitgehendster Suggestion, 
kann sie in solchen Momenten ihren eigensten Interessen direkt 
zuwiderhandeln, irregeleitet durch Schlagworte, die nichts weiter 
als solche sind, kommt bei einer solchen Wahl doch immerhin die 
innerste Ansicht zum Ausdruck. Mehr will die Masse der Be¬ 
völkerung nicht Es liegt nun einmal in der menschlichen Natur, 
das gleiche und jeder nur irgendwie denkbaren Einschränkung 
entzogene Mitbestimmungsrecht zu haben, wie der andere. Das 
Ergebnis einer solchen Wahl wird dann auch als etwas Unab¬ 
änderliche hingenommen. Eine Bildung auf solche Art ist also 
zu fordern. Man täusche sich aber nicht, wenn man min etwa 
glaubt, daß die Bildung auf diese Art auch wirklich zu erreichen 
sein wird. Wir leben hier unter vollkommen ungeklärten Ver¬ 
hältnissen. Die Besatzungsbehörde ist lediglich Treuhänder des 
uns vorläufig noch nicht bekannten zukünftigen Herrn. Ich glaube 
daher nicht, daß die Bildung des Staatsrats auf diesem Wege zu 
erreichen sein wird. Es ergibt sich nun die weitere Frage, auf 
welche Weise sonst denn die Bildung zu erstreben ist Dafür 
gibt es zwei Möglichkeiten, nämlich als erste die Wahl der Mit¬ 
glieder durch die ‘Vertreterkörperschaften der Stadt Memel und 
der Kreise und als zweite, die Präsentierung von Personen durch 
die einzelnen Erwerbsgruppen. Mir will die erste Möglichkeit 
nicht recht zweckmäßig erscheinen. Die Wahl der Körperschaften 
ist vor der Besetzung zu einer Zeit erfolgt, die von den Verhält¬ 
nissen überholt ist. Bei der Wahl haben sich auch nicht alle 
politischen Parteien durchsetzen können, dazu waren die damaligen 
Verhältnisse noch zu sehr in der Gärung. Die Wahl 
des Staatsrats auf diese Weise könnte also möglicherweise 
zur Bildung einer einseitigen Interessenvertretung führen, die 
ebensowenig allseitiges Vertrauen genießt, wie das jetzige Landes¬ 
direktorium. Das Zweckmäßigste scheint mir die Präsentierung von 
Vertretern durch die einzelnen Erwerbsgruppen zu sein, also etwa 
so, daß die Besatzungsbehörde bestimmt, wie sie ohnedies die 
Gesamtzahl der Mitglieder zu bestimmen haben wird, die Land¬ 
wirtschaft präsentiert soundsoviele Mitglieder, die Kaufmannschaft 
soundsoviele, das Gewerbe, die Beamtenschaft, die freien Berufe 
und die Arbeiterschaft soundsoviele. Zu beachten wird sein, daß 
auch alle politischen und Bevölkerungsparteien Sitz und Stimme 
in dem Staatsrat erhalten, damit sie ein Sprachrohr für ihre 
Ansicht haben. Ich bin mir vollkommen darüber klar, daß es den 
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ganz linksradikalen politischen Parteien nicht daran liegt, positive 
Mitarbeit zu leisten. Sie wollen nicht Mitarbeit und durch diese 
vielleicht Ausgleich der jetzigen großen Interessengegensätze durch 
allseitige Kompromisse, sie wollen den Umsturz des Bestehenden, 
weil sie in ihm ihre Hoffnung auf den Himmel auf Erden ver¬ 
wirklicht sehen. Taktisch ist es aber richtig, auch ihnen die 
Möglichkeit zur Mitarbeit und zur Vtertretung ihrer Ideen zu 
geben. Nehmen sie die Möglichkeit nicht wahr, nun gut, so 
ist’s ihr eigener Wille. Die Versammlung zu etwaiger Hetze ent¬ 
fällt damit aber. Die Tätigkeit des Staatsrats ist umgrenzt durch 
seinen Zweck, den der Beratung der autochthonen obersten Ver¬ 
waltungsbehörde, des Landesdirektoriums, in allen wichtigen Fra¬ 
gen. Es wird also regelmäßig an bestimmten Tagen oder auf 
Berufung des Direktoriums an dessen Sitz zusammenzutreten haben. 
Er wird, wenn er das sein will, was der Besatzungsbehörde bei 
seiner Begründung doch wohl vorschwebt, das Landesdirektorium 
über die Stimmung im Memelgebiet zu unterrichten und Anregun¬ 
gen zur Förderung des Wirtschaftslebens und zur Abstellung von 
Mißständen zu geben haben. Er soll also gewissermaßen ein 
anregendes und förderndes, wenn auch noch nicht beschließendes 
Parlament darstellen. Wir können mit dem in seiner Begründung 
liegenden Entgegenkommen der Besatzungsbehörde zufrieden sein, 
er ist ein Schritt zum Parlamentarismus auch im Memelgebiet, 
kein weiter, aber immerhin doch ein Schritt 
Ist nun der Staatsrat gebildet, ergibt sich die Frage, wie das 
Landesdirektorium auszugestalten ist. Ich sagte schon, daß das 
jetzige, oder, wenn dies im Druck erscheint, vielleicht schon das 
frühere Landesdirektorium nicht allseitiges Vertrauen genossen 
habe. Auf die Gründe hierfür will ich nicht eingehen, ich kon¬ 
statiere lediglich die Tatsache als solche. Da meine ich nun, 
daß das Präsidium des Landesdirektorjums der Staatsrat zu präsen¬ 
tieren haben wird, daß die Mitglieder des Landesdirektoriums aber 
nicht wieder den repräsentativen Persönlichkeiten des Memelgebiets 
entnommen werden dürfen, was zu den gleichen Unzuträglichkeiten 
wie bisher führen würde, sondern daß sie sich möglichst aus 
Fachkreisen zu rekrutieren haben. Die Verwaltung des Memel¬ 
gebiets, die Umsetzung der Gesetze in die Tat fordert ein positives 
fachwirtschaftliches Können, das von Nichtfachleuten in allen 
Einzelheiten erst in Jahren ergründet werden kann. Zwischendurch 
geht dann alles diunter und drüber. Zu fordern ist, daß diese 
Fachleute aus der autochthonischen Bevölkerung des Memelgebiets 
entnommen werden, die die Sitten und die Sprachen des Memel¬ 
gebiets beherrschen. Beamte fvon außerhalb des Memelgebiets sehen 
ihre Tätigkeit in ihm nur als Uebergangserscheinung an, haben wenig 
Interesse an seinem Ergehen und sind darum aufs schärfste abzuleh¬ 
nen. Ich berühre hierbei noch gar nicht, daß solche Beamte Ein¬ 
flüsse in das Memelgebiet hineintragen können, die ihm abträglich 
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sind. Man sage nicht, daß Beamte im Memelgebiet nicht zu finden 
sein werden. Wenn man sich von dem bisherigen Doktorismus 
und Assessorismus loszulösen bestrebt, und dies ißt zu fordern, 
da der Doktorismus und Assessorismus nur eine Allgemeinbildung 
garantiert, nicht aber positives Können und weiten Blick, werden 
die nötigen Beamten auch innerhalb des Memelgebiets ermittelt 
werden. Nebensächlichere Dezernate können ja ohne Fachbeamte 
auch weiterhin im Ehrenamt versehen werden, so daß für eine 
fachmännische Besetzung nur wenige Dezernate nötig sind. Ich 
denke mir die Gliederung des Landesdirektoriums wie folgt: 

Gesamtverantwortung: Präsident, wird präsentiert vom Staats 1 ' 
rat, hat kein besonderes Dezernat, braucht nicht Fachmann zu 
sein. 

Stellvertreter: Jurist, Vorsitzender des Bezirksausschusses, des 
Versicherungsamts u. dgl. Hat durch seine Person die Einheitlich¬ 
keit der Verwaltung zu garantieren, ist verantwortlich für die 
innere Geschäftsführung des Landesdirektoriums. 

Von dem Stellvertreter ressortieren: 

1. Allgemeine Verwaltung: Fachmann, braucht nicht Jurist zu 
sein. 

2. Sozialpolitische Verwaltung: Ist zwteckmäßig durch einen Ge¬ 
werkschaftsführer des Memelgebiets zu besetzen. 

3. Wirtschaftliche Verwaltung: Fachmann, braucht nicht Jurist 
zu sein. 

4. Justizverwaltung: Jurist, Stelle ist zweckmäßig durch den 
Landgerichtspräsidenten zu besetzen. 

5. Forst- und landwirtschaftliche Verwaltung,: Stelle ist zweck¬ 

mäßig durch den dienstältesten Oberförster des Gebiets zu be¬ 
setzen. 1 

6. Kirchen- und Schulverwaltung: Stelle ist zweckmäßig durch 
einen Pfarrer oder durch einen Schulmann von Memel zu be¬ 
setzen. 

7. Finanz-, Steuer- und Zollverwaltung: Fachmann, braucht nicht 
Jurist zu sein. 

8. Medizinalvterwaltung: Stelle ist zwteckmäßig durch den, Landes- 
medizinalrat zu besetzen. 

Jede nur denkbare Arbeit wird unter die Dezernate 1 bis 8 
verteilt. 

Die Stellen des Stellvertreters und der Dezernate zu 1, 2, 3 und 
7 sind unter lebenslänglicher Anstellung und Verleihung des 
Rechts auf Rensions- und Witwen- und Waisenversorgung zu 
besetzen. Die jährlichen Kosten schätze ich auf 200 000 Mark, 
ein lächerlich geringer Betrag gegenüber den Vorteilen, die das 
Memelgebiet dann haben wird. Ich denke dabei nur an die recht¬ 
zeitige jährliche Veranlagung der Staatssteuem, die es ausschließt, 
daß, wie in diesem Jahr, dem Memelgebiet Millionen von Mark 
verlorengehen und an die Verhinderung fernerer Skandale, wieder 
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gegenwärtigen in der Zol 1 verwajtung. Die obigen Beamten wären 
endgültig auch von dem späteren neuen Staatswesen zu über¬ 
nehmen. ! 

Ich vermag diese Erörtemng nicht zu schließen, ohne darauf 
einzugehen, was von dem 'Staatsrat als erstes anzuregen zweck¬ 
mäßig erscheint Das ist die Neuorganisation des Beamtenkörpers. 
Es ist offenes Geheimnis, und meine verehrten Herren Kollegen 
aus der Staats- sowohl wie der Kommunal Verwaltung werden 
mir darin sicher zustimmen, daß der heutige Beamtenkörper auch 
des Memelgebiets nicht mehr so ist, wie er vor dem Kriege war. 
Ich sehe von allem Schlimmeren schon ab, Tatsache ist allein 
schon, daß neben der Amtstätigkeit ein reger Handel geht Das 
ist aufs schärfste zu verurteilen, die Folge davon kann nur sein, 
daß der Beamte sich der Bevölkerung gegenüber die Hände 
bindet und dann nicht mehr das notwendige Beamtengewissen 
aufbringen kann. ' 

Ich schlage die folgende Regelung vor: 

1. Alle Beamten werden für ihre etwaigen bisherigen Ver¬ 
fehlungen amnestiert. Das ist nötig, damit sie der Bevölkerung 
gegenüber freie Hand haben. 

2. Die Strafvorschriften für jede fernere Verfehlung sind wesent¬ 

lich zu verschärfen. Unter langjährigem Zuchthaus darf kein Be¬ 
amter mehr fortkommen, wenn er sich einer Verfehlung im straf¬ 
baren Sinne schuldig macht ’ 

3. Die Dienstbehörde hat die Pflicht, jedem Vorwurf gegen ihre 
Beamten uachzugehen. Der Beamtenschaft selbst kann dies nur 
lieb sein, einmal ihrer Integrität wegen, zum andern Male deshalb, 
als ihr Ansehen in der Bevölkerung dann wieder steigen wird. 
Mir ist bekannt, daß diese Pflicht heute recht viele Dienstbehörden 
vernachlässigen, zum Schaden der Beamtenschaft 

4. Die Prüfung der Vorwürfe erfolgt auf Ersuchen der Dienst¬ 
behörde im öffentlichen disziplinellen Schöffengerichtsverfahren. 

Diese Regelung scheint mir nötig, um die unabhängige Rechts¬ 
pflege auch dem Beamten zu gewährleisten. Das Verfahren hat 
auf alle Dienstverfehlungen Anwendung zu finden, deren Ergebnis 
aller Voraussicht nach nicht nur Verwarnung und Vterweis ist 
Verwarnung und Verweis bleiben nach wie vor die Strafmittel 
der Dienstbehörde. 

Die Beamtenschaft bildet das Gerippe eines Staates. Ist das 
Gerippe gesund, ist dann die erste Voraussetzung auch für die 
Gesundheit des übrigen Körpers gegeben. Die Gesundung ,des 
Beamtenkörpers ist darum mit allen Mitteln zu erstreben, mögen 
diese Mittel manchem auch drakonisch erscheinen. Man gebe 
dem Beamten die genügenden Existenzmittel, was noch nicht über¬ 
all der Fall ist, man fordere von ihm dann aber auch die Ein¬ 
setzung aller seiner Kraft für den Dienst Das erfolgt nicht bei 
jeder Dienstbehörde. Zweifellos läßt sich in dieser Hinsicht viel 
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Natnralentlohhuag. 


im Interesse der besseren Besoldung des übrigen sparen. Man 
gebe dem Beamten durch ein Beamtengesetz, worüber später zu 
sprechen sein wird, Rechte, man baue ihm damit ein Haus, in dem 
er sich wohl fühlt und aus dem Wohlgefühl heraus dann für die 
Allgemeinheit sein Bestes hergibt 
Mir ist bekannt, daß gerade in der Arbeiterschaft eine, scharfe 
Gegnerschaft für die Beamtenschaft besteht Sie ist insoweit nicht 
unberechtigt, als, wie ich schon sagte, manche Dienstbehörden die 
Kraft ihrer Beamten nicht auszunutzen verstehen. Eine Aenderung 
hierin wollen wir von der jetzigen Verwaltungsneuregelung er¬ 
hoffen. Im übrigen zieht aber die Beamtenschaft mit der Arbeiter¬ 
schaft an einem gemeinsamen Strick. Auch die 'Beamtenschaft 
zählt heute mehr oder weniger zu den Proletariern. Die Arbeit 
der Beamtenschaft ist im Interesse der Verwaltung schlechterdings 
nicht zu entbehren. Die Arbeiterschaft kann gewiß sein, bei ihr 
tiefes Verständnis für ihre Nöte zu finden, wie dies umgekehrt 
im Interesse ferneren Verstehens die Beamtenschaft auch von der 
Arbeiterschaft zu fordern berechtigt sein wird. 


Dr. L. H. SCHMIDTS: 

Naturalentlohnung. 

U NTER den mannigfachsten Begründungen wird neuerdings 
wieder die Forderung (auf Naturalentlohnung erhoben. Früher 
war die Beseitigung der Naturalentlohnung ein erstrebtes 
und erreichtes Ziel; heute bürgert sie unter den gänzlich ver¬ 
änderten Verhältnissen in verschiedener Form sich wieder ein; 
heute erscheint die Forderung völliger Beseitigung der Geld- 
entlohming, die Wiedereinführung der Naturalentlohnung er¬ 
örternswert. Zju welchem Ende? 

Heinz Potthof begründet in einem Aufsatz vom 5. September 
d. J. • „Das Interesse der Arbeitgeber an der Naturalentlohpung“ 
(„Deutsche Arbeitgeberzeitung“), wobei er wohl stillschweigend 
das Interesse der Arbeitnehmer voraussetzt. Er empfiehlt die 
Ueberprüfung seiner in Heft 4 des „Arbeitsr-'chts“ erhobenen Vor¬ 
schläge, die darin gipfeln: „Worauf es ankommt ist: ä) Die Lohn- 
summen wieder in feste Anweisungen auf bestimmte Mengen von 
Lebensbedarf zu verwandeln.; b) Die preistreibende Nachfrage 
der Millionen mit wachsenden Papiergeldsummen am Markte aus¬ 
zuschalten.“ 

Diesen Vorschlägen kommt für die Umgestaltung der Wirtschaft, 
nicht zuletzt in produktionstechnischer, sozialpolitischer und finanz¬ 
politischer Hinsicht große Bedeutung zu. Es ist oft und gründ¬ 
lich auseinandergesetzt worden, daß der lohnempfangende Arbeit¬ 
nehmer nicht nur Produzent, sondern auch Konsument ist; daß 
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er ein zweiseitiges, widersprechendes Interesse an einem Gebrauchsi- 
gegenstand hat, einen billigen Preis für den Verbrauch fordert, 
ihn aber nur zu dem höchstmöglichen Lohne herstellen will. 
Ganz allgemein : Je höhere Löhne, desto höhere Preise und um¬ 
gekehrt. Wir haben die bekannte endlose Schraube^. Alle Lohn¬ 
erhöhungen werden durch verteuerte Warenpreise wieder aus¬ 
geglichen, gar überholt Die dauernden Warenpreisschwankun¬ 
gen ziehen Lohnkämpfe, Streiks, Aussperrungen, soziale Streitig¬ 
keiten aller Art, Kraftvergeudung nach sich, erschweren die Ueber- 
sicht über die private Ausgabewirtschaft, veranlassen Angst, 
Hamsterkäufe und -Verkäufe, erhöhen den Notenumlauf. Gerade, 
daß die „innere Währung“, das Verhältnis zwischen Warenpreis 
und Münzeinheit, gleitend ist, macht eine Ordnung unserer äußeren 
Valuta, eine Devalvation unmöglich. Die Forderung auf Stabili¬ 
sierung bildet die Losung eines großen Problems und ist vernünftig, 
aber wird sie durch die Naturalentlöhnung, „die feste Anweisung 
auf bestimmte Mengen von Lebensbedarf“ gefunden? 

Eine der wesentlichen Voraussetzungen der Durchführbarkeit 
wäre die Einigung über die statistische Unterlage. Was heißt 
„feste Anweisung auf eine bestimmte Menge Lebensbedarf“? Das 
Reichsarbeitsministerium, die einzelnen großen Städte, Private wie 
R. Calwer, Silbergleit, Zeitungen wie die „Frankfurter“, Arbeit¬ 
geber- und Arbeitnehmerverbände geben Indexziffern, rechnen ein 
voneinander oft sehr verschiedenes Existenzminimum aus. Welche 
Mengen Fett, Hülsenfrüchte sind für den einzelnen, für Kinder im 
bestimmten Lebensalter, für bestimmte Berufe zugrunde zu legen, 
welche Preise, wie sind Verschiebungen untereinander, beispiels¬ 
weise von Margarine gegen Schuhwaren, Textilstapelwaren usf. 
zu berücksichtigen. Wir kämen bei der Erörterung dieser Vor¬ 
frage ins Uferlose.Aber angenommen, die „feste Anweisung auf 
bestimmte Mengen Lebensbedarf“ sei gegeben, so hätten wir eine 
Zwangskonsumtion, die für wirtschaftlich Unmündige von Vorteil 
wäre. Ihnen würden am Lohntage bestimmte Mengen Margarine, 
Kaffee, Erbsen usf. mit auf den Weg gegeben, die ihnen den 
Haushalt erleichtern würden, Aber für die übrigen bestände das 
Recht der Kritik ihres eigensten und persönlichsten Geschmacks; 
Beanstandungen der Güte der Ware, Rücksicht auf notwendige 
Diät usf. Nein, unter solchen Umständen wäre die Zwangs¬ 
gemeindeküche (Kommißbetrieb) vorzuziehen. x 

Aber bei dieser unlösbaren Vorfrage, Thema für eine Doktor- 
aibeit, wollte ich mich nicht lange aufhalten, vielmehr die Auf¬ 
gaben kritisieren, die Potthoff in diesem Äisammenhange den 
Fachverbänden zuweist Doch vorher noch das Erstaunen, daß 
Potthoff die Regelung der Naturalentlöhnung den Tarifverträgen 
zuweisen will. Zwar settzt er hinzu: „oder durch andere Verein¬ 
baiungen zwischen Gewerkschaften und Unternehmerverbänden“. 
Aber das würden ihrem Charakter nach ja Tarifverträge sein, 
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selbst wenn man ihnen einen neuen Namen zugedenken würde, 
regeln sie doch generell die Lohn-( Natural-)bezüge. Heute schon, 
allerdings mit Hilfe einer verkorksten Rechtsprechung der Schlich¬ 
tungsausschüsse, Gewerbegerichte, Demobilmachungskomniissare, 
sind die Tarifverträge schwerfällige, unbrauchbare Instrumente 
geworden, die viel zur Schuld an den trostlosen Verhältnissen 
beigetragen haben. Sie mit den notwendigerweise komplizierten 
Bestimmungen {über Naturalentlohnung belasten, hieße ihnen jedes 
Leben nehmen. 

Ich wende mich bei dem Vorschläge Potthoffs vor allem gegen 
die Rolle, die den Fachverbänden zugedacht wird. „Die Arbeit¬ 
geber kaufen die Bedürfnisse gemeinschaftlich ein durch Ver¬ 
mittlung der Fachverbände. Diese schließen unter sich ein Ab¬ 
kommen, wonach sie ihre eigenen Erzeugnisse zu festen Preisen 
oder zu vorausbestimmten Bedingungen sich gegenseitig liefern. 
Also der Verband der Schuhfabrikanten verpflichtet sich, allen 
angeschlossenen anderen Verbänden . . . Schuhe und Stiefel . . . 
zu liefern.“ Das klingt wunderhübsch, enthält nur wiederum die 
eine peinliche Voraussetzung, um die es sich ja überhaupt dreht: 
„feste Preise und vorauszubestimmende Bedingungen“ und ist 
daher gar nicht durchzuführen. Gelängen feste Preise, so könnte 
man sich Naturalentlohnung mit allem Drupi und Dran ersparen. 
Aber der freibleibende Preis, punktum sa libus, rührt her von den 
Preissteigerungen der Rohi- und Hilfsstoffe und von — den un¬ 
bestimmten, schwankenden Löhnen. Bleiben wir-einmal im Bei¬ 
spiele Potthoffs. Der Reichswirtschaftsrat hätte zum Anträge 
,Wissell, der auch die Schuhherstellung (anläßlich Pirmasens) be¬ 
rührte, sich nicht die Zunge zu zerbrechen brauchen, wenn die 
Häute, daher das Leder, nicht notwendigerweise die Variable 
in die Kalkulation brächten. Haut- und Lederpreis ist wiederum 
von ausländischer Preisbildung bzw. von der Valuta abhängig. 
Also, ein Lederfabrikant, der dem Schuhfabrikanten, ein Schuh¬ 
fabrikant, der den, sagen wir Konsumvereinen für absehbare Zeiten 
feste Preise Zusagen würde, täte besser, er gäbe sein Geschäft 
dran. Will man nicht völlig haltlose, sondern kalkulierte Preise 
— die Fachgruppen sollen doch auf ihre Rechnung kommen — 
zugrunde legen, so muß eben die Schwierigkeit der Kalkulation 
nach den heutigen Umständen berücksichtigt werden, die eben 
in „freibleibend“ ihren Ausdruck findet 

Das an den Vorschlag sich anschließende Clearingverfahren 
kann als nebensächlich übergangen werden. 

Die Belieferung von Konsumvereinen ist verschiedenartig an¬ 
gestrebt worden, wie ja überhaupt Teile, Belieferung von Zechen 
mit Stubenschuhwerk, um im Beispiel zu bleiben, Sinn haben — 
allein die merkwürdige Haltung der Konsumvereine verhinderte, 
daß der Weg im Großen beschritten wurde. Sie sind wohl auch 
geldlich etwas schwach. 
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Zusammenfassung. Unsere bankerotte Papierwirtschaft, unsere 
nationale Abhängigkeit von Jobberlaunen, der große Fehlbedarf, 
das Minus zwischen Erzeugung und Vieribrauch, hatte den Wettlauf 
zwischen Lohn und Preis zur Folge, der auf einem toten Punkt 
angelangt ist. Darüber hinaus ail sich die Stellung des Tausch¬ 
mittels in der Geldwirtschaft, die Gustav Landauer ) als einen 
•„der Angelpunkte der wirtschaftlichen Sklaverei“ bezeichnete. Die 
Lösung des Problems gibt die Naturalentlohnung nicht, weil die 
Verteilung nicht Sache des Produktionsprozesses ist. Die Lösung 
wird aber und kann nur durch die Produktion (und selbstver¬ 
ständlich ergänzend durch die Konsumtion) gegeben werden. Ver¬ 
mehrte Erzeugung, verminderter Verbrauch. Das ist tausend- und 
abertau sendmal gepredigt worden, und weil wir die Energie, 
danach zu handeln, nicht finden, geht es uns schlecht 


ADOLF QUOSIG: 

Konkurrenz oder Wetteifer. 

I N einem sozialistischen Staate, in dem die Jjagd nach materiellem 
Gewinn auf ein Minimum beschränkt sein wird, kann es eine 
Konkurrenz, wie sie heute besteht, nicht geben. In antisoziaj- 
listischen Kreisen geht man nun daimit hausieren, daß man sagt, 
die Aufhebung der Konkurrenz bringe einen Rückgang unserer 
Kultur und der Zivilisation überhaupt, und begründet diese Be;*- 
hauptung damit, daß es lediglich dem im Anfang des vorigen Jjahri- 
hunderts emsetzenden Konkurrenzkampf zu danken, ist, wenn sich 
Industrie, Handel und Vterkehr zu so gewaltiger Größe entwickelt 
haben. Es soll nicht geleugnet werden, daß die Konkurrenz zum 
großen Teil die Triebfeder unserer wirtschaftlichen Entwicklung 
gewesen ist, es gibt dies jedoch noch nicht die Berechtigung 
dafür, die Konkurrenz als in saecula saeculorum notwendig hinzu¬ 
stellen. Vorläufer der Konkurrenz war das feudalistische Monopol 
und wir können heute bereits die Tatsache feststellen, daß durch 
Vertrustung und Monopolisierung die jetzige Wirtschaftsordnung 
die Konkurrenz nach Möglichkeit auszuschalten trachtet. 

Die Konkurrenz, wie sie heute besteht, kann nicht als ein 
Prinzip der Wirtschaftsordnung, nicht als eine natürliche Seelensf- 
regung /des Menschen, nicht als eine Lebensnotwendigkeit bezeichnet 
werden, denn die Zeit hat den Zweck der Konkurrenz total ver¬ 
ändert. Der eigentliche Zweck der Konkurrenz oder des Wett¬ 
bewerbs sollte nur sein, eine bessere Leistung zu erzielen. Wer 
da behauptet, daß in den Innungen und Zünften das Fehlen der 
Konkurrenz den Fortschritt hemmte, daß ein Vorwärtsstreben bei 
den Handwerksmeistern fehlte, da sie ihrer Abnehmer ja sicher 
waren, vergegenwärtigt sich nicht die Tatsache, daß gerade in 


Digitized by 


Go^ 'gle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 




722 


Konkurrenz oder Wetteifer. 


damaliger Zeit bei den Innungs- und Zunftmeistern der natürliche 
Wetteifer, aus der menschlichen Seele heraus geboren, stark ent¬ 
wickelt war. Die Erzeugnisse mittelalterlichen Fleißes und des 
uneigennützigen Wetteifers geben beredtes Zeugnis ab darüber, 
daß der Wettbewerb in damaliger Zeit seinem wahren Zwecke, 
dem Produkt, diente. Wie steht es aber mit der heutigen Kon¬ 
kurrenz? Heute gilt nicht mehr das Produkt als Zweck des Wlett-* 
bewerbe, sondern einzig und allein der Profit. 

Und hierin liegt der Unterschied zwischen Konkurrenz und 
Wetteifer, liegt die Verschiedenheit des Wettbewerbs. Während 
also in einem sozialistischen Wirtschafts wesen der natürliche In¬ 
stinkt des Menschen durch Herstellung eines besseren .Produktes 
den Wettbewerb aufnehmen wird, oder besser gesagt, seinen Wett¬ 
eifer bezeigen wird, ist für den heute in Wettbewerb Tretenden 
lediglich die Gewinnquote maßgebend, die sein Produkt ihm ein¬ 
bringt. Man wird nicht behaupten können, daß die Produkte, 
die aus diesem Wettbewerb als Sieger hervorgehen, auch immer 
die besten sind. Nein! Das Gegenteil ist häufig der Fall. In der 
heutigen Zeit ist das Produkt das anerkannt beste und am meisten 
begehrte, für das der Erzeuger am rührigsten und überzeugendsten 
die Reklametrommel zu schlagen weiß. Eine Konkurrenz aber, die als 
Ziel ihrer Bestrebungen nicht ein verbessertes Produkt sich gestellt 
hat, sondern lediglich eine Erhöhung des Profits anstrebt, ist keine 
„ooncurrenoe loyale“, sondern muß als „conourrenee deloyale“ 
angesprochen werden. Ein derartiger Wettbewerb ist nicht ge¬ 
sund, sondern schädlich für die Entwicklung jeglichen Wirtschafts¬ 
lebens. Oder ist es nicht ein krankhafter Zustand, daß, wie wir 
es jetzt häufig haben, die Propagandakosten für ein Produkt 
den realen Wert desselben noch übersteigen ? Eine, Konkurrenz, die 
derartige Auswüchse zeitigt, ist unbedingt zu verwerfen! 

Ich bin geneigt, zu behaupten, daß sich' im heutigen Wirtschafte#- 
leben nicht mehr der Wettbewerb, sondern ein wilder SpekuLationsi- 
taumel breit gemacht hat, der verdienen will, ohne zu produzieren. 
Einen Wettbewerb — ich mache jetzt keinen Unterschied mehr 
zwischen industrieller und kommerzieller Konkurrenz — finden 
wir in heutiger Zeit nur noch im Handel, der nur den abgeworfenen 
Gewinn als Zweck seines Wettbewerbs ansieht; das Produkt ist 
ihm nur Mittel zum Zweck. Eine Wirtschaftsordnung, in der sich 
der Wettbewerb zu einer reinen Profitjagd, häufig zum Schaden 
der Verbraucher und der Allgemeinheit, herausgewachsen hat, und 
in der der „natürliche“ Wetteifer, der bessere Instinkt im Men¬ 
schen, gewaltsam unterdrückt wird, — z. B. durch Ankauf und 
Einhaltung von Erfindungen und Patenten, Zusammenlegung und 
Syndikalisieiung konkurrierender Unternehmungen —, ist reif, zer¬ 
brochen und durch die sozialistische, der Allgemeinheit dienenden 
Wirtschaftsweise abgelöst zu wenden. 
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Jeder Mensch — mehr oder weniger — hat das Bestreben, 
sich im Kreise seiner Mitmenschen hervorzutun. Man könnte 
diesen Eifer, sich hervorzutun, Ehrgeiz nennen; richtiger ist aber 
wohl, da diese Eigenschaft auch bei nicht ehrgeizigen Menschen 
in die Erscheinung tritt, die Bezeichnung „Wetteifer“. Dieser 
natürliche Wetteifer, der im Laufe der Zeit sehr verkümmert ist, 
wird in einer sozialistischen Wirtschaftsordnung voll und ganz 
zur Geltung kommen. Er wird nicht, wie unter der Macht des 
Kapitalismus, gehemmt und unterdrückt, sondern kann sich zur 
herrlichsten Blüte entfalten. Er wird nicht durch egoistische Motive 
der Urheber unmoralischer Dinge. Der im sozialistischen Wirtf 
schaftsleben im Wettbewerb Stehende, und das ist jeder schaffende 
Mensch, jedes Glied der Gesellschaft, wird nicht nur nach Ver 1 
dienst belohnt, sondern hat auch die Gewißheit, daß das Produkt 
seines Wetteifers tatsächlich seinen Zweck erfüllt und zu Nutz 
und Frommen der Allgemeinheit Verwendung findet. Wer das 
ethische Moment, das im sozialistischen Staatswesen immerhin 
eine Rolle spielt, nicht anerkannt, wird zugeben müssen, daß 
die Gewißheit, ein besseres Produkt wird von einer interessierten 
Unternehmergruppe, sei es durch eine gefügige Presse, durch eine 
lügenhafte Propaganda oder durch andere Machinationen, nicht in 
Grnnd und Boden geritten, sondern Anerkennung finden, den Wett¬ 
eifer des Menschen nur fördern kann. Was im kapitalistischen 
Wirtschaftsleben nur Ausnahme ist, wird unter einer sozialistischen 
Wirtschaftsordnung die Regel sein. Die Fälle werden nicht mehr 
eintreten, daß die Früchte des Wetteifers eines Arbeitnehmers 
nicht von ihm selbst, sondern vlon seinem Arbeitgeber gepflückt 
werden. 

Die bizarren Blüten, die die Konkurrenz im heutigen kapita>- 
listischen Wirtschaftsleben treibt, zeigen deutlich, daß der Wetfc 
bewerb nicht um das Produkt, sondern lediglich zur Erhöhung 
des Profits einer kleinen Unternehmeigruppe betrieben wird. Der 
Wettbewerb, wie er heute in die Erscheinung tritt, nimmt auch 
auf die Bedürfnisse der Menschen keine Rücksicht, Wo ein Bedarf 
nicht vorhanden ist, soigt eine wirkungsvolle Reklame dafür, 
daß die Produkte Abnahme finden. Wenn man die bisher für 
Reklamezwecke verwendeten Summen dazu benutzen würde, den 
natürlichen Wetteifer im Mens'chen au heben und zu fördern, welche 
herrlichen Erfolge zum Nutzen der gesamten Menschheit könn¬ 
ten wir dann erwarten. Aber man muß zuvor auf den wahren 
Zweck des Wettbewerbs, das Produkt, zurückkommen und den 
Profit in seinem Wetteifer ganz ausschalten. 

Die private Profitwirtschaft ist der Gegner des freien natür¬ 
lichen Wetteifers, des Wettbewerbs, wie er sein soll. Sorgen wir 
nun dafür, daß die Konkurrenz sich im Wetteifer zu einem wirk¬ 
lichen und wahren Kulturfaktor auswächst, indem wir darangehen, 
die Privatwirtschaft in pine sozialistische überzuführen. 
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w VOCH befinden wir (uns im Stadium des Planke Ins, die großen 
J\J Schläge sind erst au erwarten. Im „Theater in der König- 
A ^ grätzer Straße“ ist man mit dem „Baumeister Sjolneß“ zum 
alten Ibsen zurückgekehrt; freilich nicht wohl aus literarischen 
oder gar volkserzieherischen Gründen, welch letztere für mein 
Gefühl die beim Spielplan einzig maßgebenden sein dürften und 
statt dessen noch nicht einmal eine Statistenrolle spielen. In 
unserer Zeit, die Wirklich Schnellebig ist, Wechseln die maßgebenden 
Gesichtspunkte ziemlich rasch, aber eine Tendenz zur Hebung 
der Massen ist nicht erkennbar oder mir nicht zugänglich; es 
mag das ein Defekt meiner Erkenntniswerkzeuge sein, jedenfalls 
gestehe ich ehrlich, nichts, aber wirklich gar nichts auf diesem 
Gebiet zu bemerken. Was bringt die Staatsbühne an Neuigkeiten? 
Die altehrwürdigen „Journalisten“, die immer noch von Päda 1 - 
gogen als das beste deutsche Lustspiel verschrien sind. Die zahmen 
(Humore der Bellmaus und Piepenbrink setzen unsere Lachmuskeln 
nicht mehr in Motion. Im „Neuen Volkstheater“ wird „Nora“ 
erneuert. Vor fünfzig Jahren war sie die Vorkämpferin der unteif 
drückten Weiblichkeit, das Stück bedeutete einen Fehdehandschuh, 
einen brillanten Leitartikel gegen die Konservativen, die von einer 
Frauenbewegung und Befreiung der versklavten Weiblichkeit nichts 
wissen wollten. Damals hatte das Werk eine Mission und behielt 
sie lange Zeit. Heut ist die Frau erlöst; was soll eine müßige 
Rekapitulation unerquicklicher Vergangenheit? Uns bewegt anderes. 
Aber die Rolle ist gut und das Stück zieht, und da haben die 
Kulturzwecke gar nichts dreinzureden. Wirft man einen diagonalen 
Blick über den Berliner Spielplan, so zeigt sich vor allem, daß 
das Amüsiertheater die Vorhand hat. Operette, Posse, Vaudeville, 
Variete, wohin man blickt, meist fadenscheinige Durchschnitts}- 
wäre zweifelhafter Provenienz, denn der Berliner will lachen und 
ein wenig phantasieren; Denken dagegen liegt weitab von seinem 
Wege. Uebrigens ist nicht alles übel, was die Operette zum 
Beispiel bringt. lim „Neuen Operettentheater“ hörte ich neulich 
zufällig die Grünfeldsche „Czikosbaroneß“, Musik von Jarno, und 
kann nicht leugnen, einen sehr unterhaltsamen und reuelosen 
Albend verbracht zu haben. Das Buch ist Petöfi verpflichtet und 
zeigt die Neigung einer Baroneß zu einem Czikos oder Jockey, 
der in Wahrheit ein liebender Baron ist. Das wird mit so vielem 
Beiwerk an Nebenhandlung, Epi9odik und ungarischem Milieu 
verbrämt, daß ein musivischer Gesamteindruck von reizender Wir¬ 
kung entsteht. Auch ist die Musik von Jarno bei vieler Fläche 
stellenweise zu imponierender Höhe geklommen und erfreut durch 
gelungene Landschaftsmalerei und Pußtaschwermut. In diesen 
Weltwinkel führte neulich nein musikalisch auch' die im Beethoven- 
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saal sich produzierende Sacksche Philharmonie, die in ziemlich 
'wortreichen Programmen ihre für tschechoslowakische Kunst pro,- 
pagandistischen Zwecke auseinandersetzte. Interessant war die Bey- 
kanntschaft mit manchem hier weniger gekannten Komponisten, 
•wie tmir etwa Josef Förster eine neUe, und sehr erfreuliche Künstler}- 
Physiognomie war. Erst in diesen aus Europa fortweisendfcn 
Strichen erwacht ein fast dämonischer musikalischer Drang, in die 
Oeigentöne zwängt und windet sich ein unendlich suchender, 
weher Ton von Heimatferne und Heimweh zu ungeheuren, ver¬ 
gessenen Gütern, ragender Vergangenheit. Da lebt in der Kunst 
ein ungewolltes, tiefwahres, halb barbarisches Volksempfinden, da 
ist heilige Melodie der Volksseele, da ist Volkslied, da ist reine, 
vegetative Schönheit» Wer in der waldigen Umgebung Budapests 
Zigeunerbanden ihre Rhapsodien gleichsam aus den Baumkronen 
herausholen, aus der Erdfläche hervorzaubern hörte, und dabei 
kühl bleibt, der ist für menschliche Höhenempfindungen verloren* 
In unmittelbarste Gegenwart versetzt die schon lang gespielte 
Posse des „Lustspielhauses“,: „Zwangseinquartierung“, da hier 
mit nicht üblem Humor ein Theima aus der Zeit herausgeholt und 
lustig gedreht wird. Der Rentner, der sich in einer zwölf Zimmer 
umfassenden Villa nach langer Fabrikdirektion zur iRuhe; setzen will, 
wird aus dieser durch den Einquartierungskommissar, der natür¬ 
lich zugleich Liebhaber der jungen Dame ist, aufgeschreckt und 
muß seinen entlassenen Hausdiener, der die Köchin heiratet, bei 
sich aufhehmen. Köstlich wirkt es, wenn das Pärchen abends seine 
Stiefel vor die Tür des als Schlafzimmer benutzten Salons stellt, 
mit dem stumSmen Geheiß an den glücklichen Villenbesitzer, sie 
zu putzen. Da blickt ein Stückchen Zukunftsstaat in die Posse 
hinein; die Autoren haben ihr Kostüm der neuen sozialen Mode, 
wie sie es pennen, angepaßt Immerhin hat pian amüsante Momente, 
zumal Annold Weck die Hauptlast der Unterhaltung trägt. — 
Ehe ernsten Kammerspiele dagegen wetteifern zwischen „Die 
Büchse der Pandora“ und „Frühlings Erwachen“, die zwar immer 
durch derbe Sinnlichkeit ihre sieghafte, kassenfüllende Wirkung 
ausübein, mit dem Pulsschlag der heutigen oder morgigen Zeit 
aber nichts mehr zu tun haben. Die Frage der jugendlichen 
Sexualität und Aufklärung ist zwar noch jetzt brennend, aber sie 
ist eine ganz ernste Angelegenheit, der vor allem jeder Spott, jede 
Frivolität fern zu bleiben hat, wenn die volkserzieherische Wir¬ 
kung nicht verpuffen oder ins Gegenteil verkehrt werden soll. — 
Die „Pfarrhauskomödie“ beherrscht immer noch das „Kleine Thea¬ 
ter“, und — das katholische Pfarrhaus und sein Klerus be¬ 
herrschen noch ebenso unentwegt das große Theater der politischen 
Zustände. Der Störenfried, der vor einigen Monaten die Auffüh¬ 
rung unterbrach, ist jetzt verurteilt worden, er hatte unrecht, 
diese Komödie ist nicht danach angetan, dem Klerus erheblichen 
Schaden zu tun ! ' 
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Zeitschriftenschau. 

In den „Grenzboten“ (Nr. 36, vom 8. September) beschäftigt sieb 
der Vorsitzende des Reichswirtschaftsrats, Friedrich Edler von Braun, 
mit Deutschlands wirtschaftlicher Zukunft. Er sieht ganz richtig, daß 
wfeite Kreise des deutschen Volkes — die einsichtigsten und besten — „von 
tiefem Pessimismus erfüllt sind und an der Möglichkeit des Wieder¬ 
aufbaues verzweifeln. Dieser Pessimismus findet seine sichtbarste Be¬ 
gründung in dem Ungeheuern Defizit des Reichshaushalts ... Es fehlt 
nicht nur für die Ausgaben des außerordentlichen Etats mit 25 bis 28 
Milliarden Mark jede Deckung, sondern es ist auch nicht damit zu rechnen^ 
daß der Bedarf des ordentlichen Budgets von 28 Milliarden Mark durch 
Einnahmen voll gedeckt werde. Dazu kommt das ständige Anwachsen 
der schwebenden Schuld, die jetzt schon 124 Milliarden beträgt, neben 
91 Milliarden fundierter Schulden, ohne daß sich irgendein Weg zeigt, 
dieser Entwicklung Einhalt zu tun, geschweige in absehbarer Zeit zu 
einer Abzahlung zu kommen. Schlimmer noch als diese Geldnot des 
Reiches ist die Lage der deutschen Volkswirtschaft in ihren Beziehungen 
zum Ausland , . . Wir werden für absehbare Zeit auf die Einfuhr von 
Lebensmitteln und Rohstoffen zur Deckung des eigenen Bedarfs angewiesen 
sein, ohne die Möglichkeit, durch die Ausfuhr eigener Bodenschätze und 
industrieller Erzeugnisse im gleichen Wertverhältnis einen Ausgleich zu 
schaffen. Diese Lage ist bis jetzt noch nicht so in die Erscheinung ge¬ 
treten — weil wir bisher noch die Möglichkeit hatten, Kohlen in erheb¬ 
lichem Umfang und zu hohen Preisen an das neutrale Ausland zu liefern 
und weil infolge des abnorm schlechten Standes unserer Valuta in der 
ersten Hälfte des Jahres industrielle Erzeugnisse und inländische Werte 
unter Hintansetzung des eigenen Bedarfs in großer Menge an ausländische 
Käufer übergangen sind, weil wir mit anderen Worten von dem Kapital 
des Volksvermögens selbst gelebt haben. Durch das Abkommen von 
Spa ist die Ausfuhr von Kohlen in das neutrale Ausland fast unmöglich 
gemacht. Wir müssen Kohlen im Werte von etwa 24 Milliarden Mark 
für das Jahr an die Entente liefern, ohne dafür einen Gegenwert zu 
erhalten; denn die Lieferungen dienen nur der Abtragung unserer Wieder¬ 
gutmachungsschuld und die in Aussicht gestellten Vorschüsse sind neue 
Schulden, die Deutschland kontrahiert Das Gefährlichste aber ist, daß 
die Kohlenlieferungen an Frankreich, Belgien und Italien eine Stillegung 
eines großen Teils der deutschen Industrie im Gefolge haben werden, 
die sich jetzt schon in immer schärferer Form bemerkbar macht, und 
damit eine weitere Schwächung unserer Ausfuhr. Das ist in kurzen 
Strichen das Bild der Wirtschaftlichen Lage Deutschlands.“ 

Die erste Voraussetzung für die Ueberwindung dieses Elends ist die 
klare Erkenntnis der Lage, volle, rücksichtslose Offenheit und Klarheit. 
Aber hierzu fehlt den Politikern der Mut 

Neben dieser notwendigen Offenheit und Wahrhaftigkeit gegenüber dem 
eigenen Volk ist die gleiche Haltung auch gegetn unsere Feinde notwendig. 
„Ich sage mit Vorbedacht Feinde, weil ich den Vertrag von Versailles 
niemals als einen Friedensvertrag ansehen kann, sondern nur als ein 
Dokument der Sklaverei. Unsere Regierungen — und zwar die Fehren- 
bachsche ebenso wie die vorhergehenden sozialdemokratischen Kanzler¬ 
schaften — können sich nicht genug tun in Beteuerungen, daß sie den 
Vertrag von Versailles erfüllen wollen. Ich halte das nicht nur für 
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unehrlich, sondern für töricht und würdelos. Der Vertrag kann nicht 
erfüllt werden, weil er Unmögliches verfangt. Und selbst das an sich 
Mögliche könnte nur erreicht werden, wenn man das deutsche Volk 
In dauernder Schuldknechtschaft hält. Kann eine deutsche Regierung 
ernsthaft erklären, daß das ihre Absicht ist? Eine Absicht, die sie 
doch nie verwirklichen könnte, weil sie in dem Moment eben aufhören 
würde, Regierung zu sein? Nein, man muß endlich mit diesen Fiktionen, 
-die man der Kriegspsychose unserer Gegner zuliebe aufgerichtet hat, 
Schluß machen. Man muß in voller Offenheit und Klaaheit zum Ausdruck 
bringen, daß wir diesen Vertrag nicht erfüllen können .“ 

Der Verfasser beruft sich auf Keynes, dessen Buch unseren Lesern 
bekannt sein dürfte. Die Feinde bestehen aber auf dem Schein und wir 
sind heute wehrloser als am Tage von Versailles, und die Feinde stehen 
uns, zum Stoße ins Herz bereit, mit dem Dolch in der Hand gegenüber. 
Man hat uns, gegen lalles Völkerrecht und selbst über die Strafbe¬ 
stimmungen des Versailler Vertrages hinaus, in Spa die Besetzung des 
Ruhrgebietes angedroht, wenn die Bedingungen dieses Abkommens nicht 
erfüllt werden. Kann eine Regierung in solcher Lage auf ihr Recht 
pochen? wird man fragen; muß sie sich nicht einfach dem Diktat der 
Feinde fügen, um das Aeußerste abzuwenden? Gewiß ist es eine Ent¬ 
schließung von furchtbarster Verantwortung, die hier gefaßt werden muß. 
Aber die Geschicke der Völker spielen sich nicht in Monaten und Jahren, 
sondern in Jahrhunderten ab, und man darf sich bei solchen Entscheid 
düngen nicht ausschließlich .von den Sorgen der nächsten Tage leiten 
lassen. Unser Wirtschaftsleben bricht zusammen, wenn das Ruhrgebiet 
besetzt würde, das ist sicher. Aber ebenso sicher ist, daß Deutschland 
sich nie wieder erheben kann, wenn der Vertrag von Versailles aus¬ 
geführt wird. Und wir knüpfen die Maschen dieses Netzes immer 
fester und verlieren in den Augen der Welt immer mehr den Anspruch 
auf Befreiung von den unerträglichen Fesseln, wenn wir durch neue 
Verträge und Beteuerungen seine Rechtsverbindlichkeit anerkennen. 

Die Lage ist fürchterlich. Ihr einigermaßen abzuhelfen ist vor allem 
die Aufgabe des Reichswirtschaftsrats. Der Verfasser ist der Ansicht, 
daß die Aufbringung des ungeheuren Staatsbedarfs nicht auf den bis¬ 
herigen Wegen der direkten und indirekten Steuern allein möglich ist, weil 
diese eine Höhe annehmen müßten, die das Wirtschaftsleben stillegt und 
unvermeidlich zur Steuerflucht führt. Aber es gibt Wege, die solche Lasten 
zur Not erträglich machen, ohne den Unternehmungsgeist zu unterbinden. 
Als Beispiel führt er folgendes an: Durch das Reichsnotopfer sollen 
von den großen Vermögen bis zu 65 v. H. weggesteuert werden. 
Die eingehenden Summen sollten ursprünglich zur raschen Abtragung der 
Reichsschulden dienen, werden aber aller Voraussicht nach durch laufende 
und einmalige Ausgaben, für die keine andere Deckung vorhanden ist, auf¬ 
gebraucht werden. Die Betriebe aber, denen so hohe Anteile des Betriebs¬ 
vermögens entzogen werden, erfahren dadurch eine solche Schwächung, 
daß das künftige Betriebsergebnis und damit die Steuerkraft nicht nur 
um den verhältnismäßigen Betrag, sondern weit darüber hinaus vermindert 
werden wird. Mit anderen Worten, die deutsche Volkswirtschaft wird 
durch das Reichsnotopfer, wenn es voll erlegt würde, um 30 bis 40 
Milliarden Mark geschwächt, ohne daß die eingehenden Summen vom 
Reich werbend angelegt werden. Der Ertrag dieser Summe wird also 
aus der Volkswirtschaft verschwinden. Die Sinnlosigkeit dieser Bestim- 
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mung ist durch die Zulassung einer Tilgungsrente zwar einigermaßen 
gemildert. Aber damit wird der Denkfehler, der in diesem ganzen 
Steuerplan liegt, nicht korrigiert. Denn diese Besitzsteuer ist rein fiskalisch 
gedacht, volkswirtschaftlich aber ein völliger Fehlgriff. Wenn das Reich 
zur Abtragung seiner Schulden den Zugriff auf den Besitz nicht entbehren 
zu können glaubt, dann müßte das in einer Form geschehen, die nicht 
den Ertrag der Volkswirtschaft schädigt. Das Reich konnte sich als 
Eigentümer des betreffenden Anteils des Betriebsvermögens erklären und 
in dieser Höhe am Ertrag teilnehmen. Dann war keine Einschränkung 
der Betriebe erforderlich und die dauernden Einnahmen des Reiches viel 
höher als die Zinsen der Steuersumme. Gewiß läßt sich dieses System 
nur für größere Betriebe durchführen und bedarf der Ueberwindung 
vieler Schwierigkeiten. Aber die dürfen nicht abhalten, einen Weg zu 
beschreiten, der allein hoffen läßt, ohne Lähmung der Betriebe den hohen 
Bedarf des Reiches dauernd aufzubringen. Es ist der Weg, der allein 
die Möglichkeit für eine Gemeinwirtschaft bietet, die den gesunden 
Gedanken des Sozialismus verwirklicht, ohne zum Niedergang zu führen. 


Bücherschau. 

G. D. H. Cole: Social THeory. London 1920. 220 Seiten. Methuen. 

5 Schilling. 

Cole begründet seine Gesellschaftstheorie auf dem Grundsatz der 
Wirksamkeit der Verbände, die von den Menschen für die Erfüllung 
bestimmter Zwecke gebildet wurden. Die hierzu erforderlichen Ver¬ 
bände dürfen nicht gegensätzliche oder unvereinbare, noch zu vielerlei 
verschiedene Zwecke verfolgen, weil sie sonst versagen und den Rahmen, 
innerhalb dessen sie ein höheres gesellschaftliches Ganzes bilden, sprengen 
würden. Andererseits ist eine starre Festlegung der Wirksamkeit der 
einzelnen funktionellen Verbände nicht angängig, schon deshalb nicht, 
weil der menschliche Wille, dem die Verbandsbildung zugrunde liegt, 
ebenso wie die Umweltverhältnisse, Wandlungen ausgesetzt sind, die 
notwendigerweise auch die Verbände betreffen. Es kann eintreten, daß 
ein sozialer Verband von seiner gegebenen Wirksamkeit abweicht, ja 
eine dazu gegensätzliche Funktion übernimmt. Das bedeutet dann, daß 
tiefgreifende Wandlungen, Revolutionen, eintreten. Als Norm betrachtet 
jedoch Cole langsames Werden des Neuen neben Altem. 

Die wichtigeren Formen und Motive der funktionellen Verbände werden 
in einem Abschnitte gekennzeichnet, u. zw. politische, wirtschaftliche, 
religiöse, fürsorgende, gesellige und wissenschaftliche. Die größte und 
am meisten dauernde Form der politischen Verbände ist der Staat, den 
der Verfasser im nächsten Abschnitt behandelt. Die Wirksamkeiten des 
Staates haben mit dem Fortschritt der Kultur eine Vervielfachung er¬ 
fahren, die eher einen Abbau seiner Aufgaben als eine Entwicklung in 
der bisherigen Richtung wünschbar erscheinen lassen. Cole wendet sich 
namentlich gegen die Uebernahme wirtschaftlich-produktiver Funktionen 
durch den Staat, während er ihm in bezug auf die Verbrauchsregelung ein 
weiteres Feld der Wirksamkeit einzuräumen geneigt ist. Dieser Stand¬ 
punkt wird ausführlich begründet. In den folgenden Ausführungen über 
Demokratie und das Vertretungssystem Wird unter anderem auch eine Ein¬ 
schränkung des Wirksamkeitsbereiches der zentralen Parlamente gefordert. 
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„Aus der Unzulänglichkeit der gegenwärtigen Methoden parlamen¬ 
tarischer Regierung gibt es nur einen Ausweg und der besteht darin, 
einen Verband und eine Vertretungsweise für jedes Gebiet der sozialen 
Tätigkeit zu schaffen . . . Wirkliche Demokratie finden wir nicht in 
einer einzigen allmächtigen Vertretungskörperschaft, sondern in einem 
System nebengeordneter funktioneller Vertretungskörperschaften.“ Aus 
dem weiteren ergibt sich, daß der Verfasser eine föderative Form des 
Aufbaues der Gesellschaftsorganisation erstrebt. Wenn die wichtigsten 
gesellschaftlichen Aufgaben Sache von Zweckverbänden (funktionellen 
Verbänden) sind, 90 fallen die Mängel der repräsentativen Demokratie fort, 
weil die Vertreter, welchen die Verbände ausführende Gewalt geben, 
Sachverständige sein werden, weil sie von den Angehörigen dieser Ver¬ 
bände ohne Schwierigkeit beraten und kritisiert, sowie auch stets rüde¬ 
berufen werden können; denn das Rückberufungsrecht muß als letzte 
Sicherung gegeben sein. In wirtschaftlichen Dingen will Cole den Ver¬ 
bänden der tätigen Personen großen Einfluß zugestehen, doch ist er 
keineswegs ein Befürworter des Rätesystems nach russischem Vorbild. 
Die Ausführungen Coles über die wirtschaftliche Struktur der Gesellschaft 
(Kapitel 9) und den Regionalismus (Kap. 10) sind recht beachtenswert, 
ebenso die Abschnitte über die Beziehungen zwischen persönlicher Frei¬ 
heit und sozialer Bindung (Kapitel 12). Ein weiterer Abschnitt ist dem 
Absterben der gesellschaftlichen Einrichtungen gewidmet Aus dem Be¬ 
stände an Einrichtungen, der solche umfaßt, die längst veraltet sind 
und nur aus Hang lan der Ueberlieferung beibehalten werden, dann solche,' 
die in voller Lebenskraft stehen und solche, die erst im Werden begriffen 
sind, hat der Gesellschaftsfbrscher — sagt Cole — die Anzeichen der 
künftigen Entwicklung herauszufinden, denn die Annahme ist falsch, 
daß die Entwicklung vorbestimmt ist, daß sie unter allen Umständen 
nur eine Richtung einschlagen kann. H. Fehlinger. 

Prof. G. von Hanffstengel: Technisches Denken und Schaffen. Verlag 
Julius Springer, Berlin 1920. 

R. H. Franc*;: Die Pflanze als Erfinder. Stuttgart. Kosmos-Gesellschaft 
der Naturfreunde. Francksche Verlagsbuchhandlung. Preis 5,20 Mark. 
Alfred Freund: Technik. (Ihre Grundlagen zum Verständnis für alle.) 
Verlag H. A. Ludwig Degener, Leipzig 1920. Preis 4,50 Mark zu¬ 
züglich 100 v. H. Teuerungszuschlag. 

Drei Schriften von hervorragenden Fachmännern, die in die Welt der 
Technik einführen. Hanffstengel bietet eigentlich ein feinsinniges Lehr¬ 
buch für technische Studenten und für den Selbstunterricht Alfred 
Freund schreibt in leichtfaßlicher Weise für Laien, die sich über die 
Grundfragen der Technik informieren Wollen, während FrancS in glänzen¬ 
der und fesselnder Weise die Biotechnik behandelt und das technische 
Denken fördert und anregt. M. Beer. 

Hellmuth Falkenfeld: Die Musik der Schlachten. Aufsätze zur Philosophie 
des Krieges. (2. vermehrte Auflage.) Verlag Paul Cassirer, Berlin. 

Dieses Buch hat einen Vorzug: es ist aus jeder Zeile ersichtlich, daß 
Falkenfeld diese Aufsätze voll erlebt hat. Erstanden im Krieg, in der 
Front. Es ist so kein wissenschaftliches Buch, sondern wir möchten es 
als Aufzeichnungen spontaner Gedanken eines jungen Philosophen an¬ 
sprechen, die ihm trotz oder gerade durch den Zwang des Krieges als 
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Reaktion gekommen sind. „Zwischen Leben und Tod wachsen mehr 
Gedanken von metaphysischem Belang als im lebendigen Leben selbst“ 
Es ist des Verfassers Gabe, stark erleben zu können, aus dem Erlebten 
allgemeingültige Sätze herauszuschälen. Er bezeichnet sich als Kantianer;, 
wir möchten hinzufügen: uns scheint eine Verwandtschaft mit Simmel 
vorhanden zu sein. Von dem Abscheu vor der Kriegsmaschine hat er 
sich zu befreien versucht durch Streben nach Erkenntnis dieser Kriegs¬ 
ursache und Wirkung, anschließend und hinführend auf erkenntnistheo¬ 
retische Fragen. Walter Israel. 

Ludwig Lessen: Ein Wanderbuch. An deutschen Seen, Flüssen und Buch¬ 
ten. Buchhandlung Vorwärts. Berlin 1920. 80 Seiten. Preis 7,50 Mark. 

Aus Lessens Wanderbuch spricht ebenso sehr die Freude an den Schön¬ 
heiten, den Natur- und Kunstdenkmälern des Heimatlandes, wie der freie 
Geist eines neuen Deutschland, von dem namentlich die Jugend durch¬ 
drungen werden muß, während aus ähnlichen Büchern bürgerlicher Autoren 
in der Regel durchaus die Weltanschauung der herrschenden Kreise 
der wilhelminischen Zeit spricht. Lessen leitet sein Buch mit einem 
frohen Wanderliede ein, dann führt er uns hinaus in den Spreewald und 
den märkischen Sand, nach den Seen und Buchten des norddeutschen 
Flachlandes, nach Stätten niederdeutscher Baukunst, an die Elbe, an 
den Main, in alte bayerische Städte, die Donau abwärts nach Linz und 
Wien, an den Bodensee usw. Das Buch ist so recht dazu angetan, die 
Wanderlust zu wecken, aber auch das Gesehene richtig verstehen za 
lernen. H. Fehlinger. 

Herbert Fuchs-Robetin: Ein soziales Programm, für Palästina. Welt- 
Verlag 1920. 

In diesem Buch Iw^rd die Frage erörtert, wie das im Entstehen begriffene 
palästinensische Staatswesen aufzubauen sei. Der Verfasser behandelt 
die besondere Charakterform der jüdischen Ansiedler und glaubt zu 
dem Ergebnis zu kommen, daß eine Scheidung zwischen Kapitalisten 
und Ausgebeuteten nicht in dem starken Maße zu machen ist, wie in 
den europäischen Staaten. Die Frage lautet für ihn: „Auf welche Grund¬ 
lagen ist unsere Volkswirtschaft zu stellen, damit ihr das Gute aller 
bisherigen sozialen Erfahrungen zuteil, das Ueble aber erspart bleibe?“ 
Die nationalökonomischen Erörterungen, die sich anschließen, sind bei 
Betonung des Nationalen für den Sozialisten deshalb von Interesse, weil 
sie von ethischen Gesichtspunkten geleitet, den realen Faktor der kapita¬ 
listischen Weltwirtschaft einerseits in Rechnung stellen, anderseits stets 
das sozialistische Moment in den Vordergrund zu schieben suchen. Am 
Schluß des Büchleins bringt der Verfasser seine 21 Thesen, ln diesen 
fordert er u. a.: „Der Erwerb und Besitz an Grund und Boden ■„ . . 
bleibt ausschließlich der nationalen Gemeinschaft Vorbehalten; Arbeits¬ 
pflicht; Arbeitsarmee.“ Von Interesse ist sein Vorschlag einer gemischt 
kapitalistisch-sozialistischen Produktion bei weitgehender Kontrolle der 
privatkapitalistischen Betriebe durch den Staat. Wenn auch dies Programm 
nicht als ein rein sozialistisches anzusehen ist, so sind auch für uns, 
die wir in (um mit Wissell zu reden) einer spät-kapitalistischen Wirt¬ 
schaftsepoche leben, die Erörterungen Fuchs-Robetins einer Diskussion 
wert. Walter Israeli 
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